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Vorrede. 


— 


Die Herausgabe de3 vorliegenden Bandes der Schriften des Vereins für 
Socialpolitif ift im Auftrage des Vereinsausſchuſſes noch größtentheil durch 
den verftorbenen Schriftführer, Herrn Profeflor Held, bejorgt worden. Der 
Band follte enthalten einmal Darftellungen der Geſetzgebung verſchiedener aufer- 
deutfcher Yänder über die Pflicht der Unternehmer zum Schadenerfag für die 
bei ihrem Gewerbebetrieb vorkommenden Zödtungen und Beſchädigungen der 
Arbeiter, fodann aber auch Gutachten über die betreffende deutſche Geſetzgebung 
von verſchiedenen Standpunften aus. Bei der kurzen Zeit, welche zwifchen dem 
Beſchluß des Ausſchuſſes und dem Zeitpunfte lag, bis zu welchem der Band 
fertig geftellt werden mußte, wenn er nod in diefem Jahre den Mitgliedern 
de3 Vereins zufommen follte, war e8 nur möglich den erften Theil der Auf- 
gabe in einigermaßen erjchöpfender Weife zu erfüllen, dagegen ift es troß vieler 
Mühe leider nicht gelungen mehrere, von verjchiedenen Standpunkten ausgehende 
Beiprechungen der deutjchen Geſetzgebung für die rechtzeitige Veröffentlichung zu 
gewinnen. | 

Die ganz hervorragenden Berdienfte des Profeffor Held unt unferen Verein 
baben den Ausihuß veranlagt diefem Bande einen Nefrolog des Hingejchiedenen 
beizufügen. 

Bonn, 17. Öftober 1880. 


Erwin Nafe. 
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Adolf Held. 
Bon Prof. Dr. Erwin Naffe in Bonn. 


Adolf Held wurde geboren zu Würzburg am 10. Mai 1844. Er war 
der Sohn des ausgezeichneten Publiziften, Joſ. v. Held, der an der dortigen 
Univerfität die Profefjur des Staatsrechts bekleidet. Bis zum vollendeten ſieben⸗ 
ten Lebensjahre ſchwebten die Eltern in beſtändiger Sorge um Geſundheit und 
Leben des Kindes. Die Aerzte hegten Furcht vor Gehirnleiden und nur der 
ſorgfältigſten Pflege, der ängſtlichſten körperlichen und geiſtigen Schonung gelang 
es dieſer Gefahr vorzubeugen. Aber um ſo raſcher und kräftiger entwickelte ſich 
der Knabe und Jüngling nach Geiſt und Körper. 

In ganz außerordentlicher Weiſe trat feine Begabung und ſeine Pflicht— 
treue während der Schulzeit hervor. Seine Fortfchritte übertrafen weit in allen 
Klaſſen und in allen Fächern die feiner Mitfchüler, fo daß ihm die goldene 
Medaille verliehen wurde, durch melde in Bayern ausnahmsweiſe glänzende 
Leiftungen von Gymnaſiaſten ausgezeichnet werden können. Jahrzehnte hindurch 
war im Königreich feinem Schüler diefe Belohnung zuerkannt worden. Wie 
Medaille mußte für diefen Fall erft wieder geprägt werden. Indeß that weder 
der jugendlichen Frifche, der Freude namentlih am körperlichen Uebungen, nod) 
dem fameradichaftlihen Sinne und den gejelligen Freuden mit den Schulkame— 
raden die Schularbeit Eintrag. Nach vollendetem Gymnaſialkurſus wurde Held 
in Folge feiner ausgezeichneten Leiſtungen auf der Schule in das Marimilianeum 
aufgenommen, die Anftalt, welche König Mar in Münden für eine Eleine Zahl 
von Studirenden gegründet hat, deren Anlagen und Fleiß zu bejondern Hoff- 
nungen für ihre Zufunft berechtigt. Die Einrichtung gewährt bei voller akade— 
mifcher Freiheit einen nad) allen Seiten hin angenehmen Aufenthalt und reid) 
lichen Unterhalt für das afademifhe Duadriennium der bayrifchen Suriften. 
Dort hat Held mit Ausnahme von ein paar Semeftern, während deren er un 
ter unmittelbarer Leitung feines Vaters fih in Würzburg vorzugsweife dem 
Studium des öffentlichen Rechts widmete, feine Studienzeit zugebracht. Der 
Einfluß de3 Vaters, mit dem er in dem engften geiftigen Berfehr während 
feines ganzen Lebens blieb, hat gewiß mit dazu beigetragen den politiſchen Sinn 
zu weden, durd den Held ſich auszeichnete, das Interefie fir Nationalöfonomie 
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aber wurde in ihm in München durch Die Vorträge von Hermann zuerft ange- 
regt. Er hob jelbjt bei Gelegenheit hervor, mie viel er Hermann zu ver- 
danken habe, wie die Hermann’schen Lehren das Bedeutendfte feien, was die ältere 
abftrafte Schule der Nationalöfonomie hervorgebradht, wie Hermann in feinen, 
vor Allem durd Klarheit in den Begriffsbeftimmungen und den mehr abftratten 
Deduftionen ſich auszeihnenden Vorleſungen doch auch ſchon die ſchwierigern 
und größern Probleme der Sozialwiſſenſchaft angedeutet habe, die in ſeinen 
ſtaatswirthſchaftlichen Unterſuchungen zurücktreten. Im den ſpätern wiſſenſchaft— 
lichen Arbeiten Held's iſt freilich von einem Einfluſſe, den Hermann auf ihn 
geübt, nur wenig zu erkennen. 

Nach Vollendung der akademiſchen Studien beſtand Held das Staats— 
examen und trat auf kurze Zeit in den praktiſchen Vorbereitungsdienſt der bay- 
riſchen Juriſten al3 Rechtöpraftifant ein. Aber ſchon im Jahr 1866 entſchloß 
er fi) die gewöhnliche Beamtenlaufbahn zu verlaſſen. Er promovirte bei der 
Würzburger ftaatswifjenichaftlihen Fakultät zum Doftor auf Grund einer Diſſer— 
tation „Carey's Sozialwiſſenſchaft und das Merkantilſyſtem“ betitelt. Die 
Schrift ragt ohne allen Zweifel weit iiber das gewöhnliche Maß von’ dergleichen 
Erftlingsfchriften hervor. Die nüchterne und flare Prüfung der großen 
Worte und Phraſen von Carey, die jo manchen deutjchen Kopf verwirrt haben, 
verdient alle Anerkennung. Bon der größten Bedeutung aber wurde für Held's 
innere Entwidlung und äußere Lebensichidjale das Jahr 1866 dadurch, daß er 
in dem deutfchen Kriege, obwohl in bayrifcher Luft und auf bayriſchem Boden 
erzogen, doch richtig erkannte, von wo allein für Deutichland Heil kommen 
fonnte. Die Gründung und Befeftigung des nationalen deutſchen Staats durch 
Preußen, das erſchien ihm als die höchſte und dringendfte Aufgabe der Zeit und 
bei allen feinem politifchen und fozialen Streben während feines ganzen Lebens 
it ihm das damals erfannte Ziel das erjte und wichtigfte geblieben. Schon 
dieſe politifche Richtung Legte ihm den Gedanken nahe Berlin fennen zu lernen. 
Es fam hinzu die Anziehungskraft des von Engel gejchaffenen und unter feiner 
Yeitung gerade damals fräftig aufgeblühten ftatijtifchen Seminars, welche eine 
Reihe ſich ſozialwiſſenſchaftlichen Studien widmender jüngerer Männer nad Ber: 
lin führte. Auch Held trat in dies Inſtitut ein und iſt in feinen wiſſenſchaft— 
lichen Beftrebungen dadurd mächtig gefördert, ja im feiner ganzen wiſſenſchaft— 
lichen Richtung einigermaßen beftimmt worden. Er fonnte nicht genug die auf: 
opfernde und freundliche Hingabe rühmen, mit welcher der berühmte Statijtifer 
ji den Mitgliedern des Seminard widmete, und erwähnte gern den anvegenden 
Verkehr, der zwifchen allen Theilnehmern der Anftalt ftattfand. Bon Engel 
wurde Held im Frühling 1867 dem landwirthſchaftlichen Meinifterium für Die 
Stelle eines Docenten der Nationalötonomie an der Poppelsdorfer landwirth— 
ihaftlihen Lehranftalt empfohlen und da die dortige Lehrthätigkeit feine Kraft 
nur in ſehr beichränftem Maß in Anſpruch nahm und das Tandwirthichaftliche 
Minifterium überdieß feine Habilitation an der Univerfität wünfchte, fo habilitirte 
er fih im Sommer 1867 an der Bonner Univerfität für Nationalöfonomie. 
Seine Habilitationsichrift war die Abhandlung „Zur Lehre von der Weber: 
wälzung der Steuern” (BZeitihr. f. d. gef. Staatswilfenihaft Bd. 24 
©. 421 fi). Während in der Doktordiſſertation noch der Werth der Methode, 
welde unter der Vorausſetzung, daß jeder Wirthichaftende fein Intereſſe richtig 
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erlennt und nad Kräften wahrt, gewiſſe Regeln des wirthſchaftlichen Handelns 
deduzirt, ausdrücklich anerkannt wird, ift diefe Arbeit durchdrungen von dem 
Beſtreben die Werthlofigkeit jolher Deduftionen darzutfun. Das Reſultat ift 
in Bezug auf die Ueberwälzung der Steuern, die ſich durch Beobachtung in ber 
Regel nicht mit Sicherheit fonftatiren läßt, denn auch ein fat ganz negatives. 
Dffenbar hatte der Berliner Aufenthalt diefe ſeitdem unter deutjchen National» 
öfonomen verbreitete Stepfis in ihm angeregt. Gie ift ihm auch fpäter eigen- 
thümlich geblieben; und wenn er auch die Uebertreibung vermied, von welder 
dieſe erfte Schrift wohl nicht ganz frei zu ſprechen ift, für die Methode umd 
die Fehre eines Ricardo, v. Thünen u. A. hatte er wenig Sinn. Seiner praf- 
tiihen und ethiſchen Natur widerftrebte durchaus, wenn auc nicht die deduktive 
Methode jchledhthin, jo doch Die Zerreifung des Menſchen, und die Loslöſung 
feiner wirthſchaftlichen Yunftionen von den übrigen Seiten de3 menjchlichen 
Lebens, wie fie die abftraften Theoretifer der Nationalötonomie verfucht haben. 
Es wurde ihm offenbar nicht leicht ſich auch nur in den Gedankengang eines 
Schriftſtellers, wie Ricardo, zu verſetzen. 

Auf's raſcheſte gelang es Held in Bonn feſten Boden zu gewinnen und 
nach verſchiedenen Richtungen hin entfaltete er eine energiſche, erfolgreiche Thätigkeit. 

Zunächſt als akademiſcher Lehrer. Es gelang ihm auf dem nicht gerade 
günftigen Bonner Boden bald eine bedeutende Lehrthätigfeit zu entfalten. Er 
las mit langſam, aber kontinuirlich fteigender Zuhörerzahl allgem. Nationalöto- 
nomie und Finanzen abwechſelnd mit dem Berfaffer diefer Skizze. Außerdem 
bat er, al3 wir beide den Turnus zu erweitern verfuchten, aud) einmal fpezielle 
Nationalöfonomie und Geſchichte der fozialen Bewegungen im letzten Jahrhun— 
dert vorgetragen. Daran reihten ſich kleinere öffentliche Borlefungen, Geſchichte 
der Nationalökonomie, ſoziale Frage u. ſ. w., die oft ein ſehr großes Publikum 
verſammelten. Seine Lehrbegabung war ohne Zweifel ungewöhnlicher Art. Die 
leichte, ja oft glänzende Diktion, die überſichtliche Dispoſition des vorzutragen— 
den Stoffes, die Klarheit und Beſtimmtheit in der Faſſung einzelner Lehren, 
vor Allem aber die ſittliche Wärme, welche bei vielen Partieen den Lehrer er— 
bob und empfängliche Zuhörer durchbrang, gaben feinen Vorlefungen eine große 
Anziehungskraft. Beſonders trat fein Lehrtalent hervor in den nationalöfono- 
miſchen Uebungen, die er bald feinen Vorleſungen anreihte. Mit feiner Yeben- 
digkeit und Alle gewinnenden Freundlichkeit, feinem Geſchicke in Beurtheilung und 
Behandlung der Menſchen wurde es ihm leicht, einen Kreis von Studirenden, 
wie ſie ſich zu ſolchen Uebungen zufällig zuſammenfinden, zu beleben und anzu— 
regen. Er verſtand es den Theilnehmern perſönlich nahe zu treten, auch den 
Schwächern Muth zu machen, und trotz der geringen Zeit und Kraft, welche 
bejonder3 die preußiſchen Juriſten für nationalökonomiſche Studien übrig haben, 
doch Manche zu eigener Thätigkeit anzuregen. Vielen ſeiner Schüler wurde er 
ein naher perſönlicher Freund, deſſen Theilnahme an allen ihren Lebensſchickſalen, 
deſſen opferwillige Unterſtützung und Förderung ſie auch über die Zeit der aka— 
demiſchen Studien hinaus oft genug dankbar empfunden haben. 

Dabei begann er ſofort eine vielſeitige und bedeutende literariſche Thätig⸗ 
kit. Es iſt erſtaunlich, wie viel er in dem erſten Jahrzehnt ſeiner akademiſchen 
Laufbahn, in der jeden Docenten doch die Vorleſungen noch mehr als ſpäter 
in Anſpruch nehmen, geſchrieben hat. Die Leichtigkeit, mit der er ebenſo wie 
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beim mündlichen Vortrag auch beim Niederfchreiben der Gedanfen die ſprachliche 
Form beherrjchte, kam ihm da ehr zu Statten. Urbeiten wie z. B. den im 
letsten Jahre feines Bonner Aufenthalts gejchriebenen Auffag über Schutzzoll 
und Freihandel konnte er in wenigen Tagen zu Papier bringen und faft ohne 
Korrektur zum Drud befördern. - 

Um von feinen literariſchen Arbeiten nur das Wichtigfte hervorzuheben — 
ein möglichſt vollſtändiges Verzeichniß von Held's Schriften theilen wir zum 
Schluß mit — fo war die erſte, ſchon 1869 in Hildebrand's Jahrbüchern ver— 
Öffentlichte Arbeit die über die Raiffeiſen'ſchen Darlehnsfaffen. Sie kann das 
Berdienft in Anſpruch nehmen zuerft die Aufmerkſamkeit weiterer Kreife auf 
diefen eigenthümlichen Verſuch, den Kreditbedürfniſſen kleinerer Landwirthe ent— 
gegenzukommen und dem ſchlimmſten Wucher einigermaßen zu ſteuern, gelenkt zu 
haben. In einer längern Einleitung entwickelt er den Gegenſatz, in dem die 
neuere Nationalökonomie gegen die ältere ſich dadurch befinde, daß nachdem die 
nothwendige Befreiung von der alten wirthſchaftlichen Gebundenheit durchgeführt, 
jetzt die ſoziale Frage in den Vordergrund getreten ſei. Es handle ſich gegen⸗ 
wärtig darum, nicht bloß Schranken individueller Freiheit wegzuräumen, ſondern 
die poſitiven Mittel aufzufinden um die Zufunft beſſer zu gejtalten. Insbeſon⸗ 
dere ſei in der Induſtrie die Schöpfung eines neuen .Mittelſtandes, in der 
deutſchen Landwirthſchaft die Erhaltung des beſtehenden anzuſtreben. Zu dem 
letzteren Ziele ſeien nun die Raiffeiſen ſchen Darlehnskaſſen von Werth, deren 
Drgantfation er dann fchildert und im Ganzen billigt. — Held hat auch ferner 
die Entwidlung der Raiffeiſen'ſchen Vereine mit Theilnahme verfolgt. Als 
diefelben 1872 und 73 von dem Xegierungsrath NEU in Coblenz angegriffen 
wurden, vertheidigte er fie in einem im Wrbeiterfreund 1873 veröffentlichten 
Artikel und im Jahr 1876 veranlafte er, daß bei Gelegenheit der Brüffeler 
Ausftellung für Gejundheitspflege und Rettungsweſen die landwirthſchaftliche 
Akademie zu Poppelsdorf eine Unterftügung von Staatswegen erhielt um eine 
gründlihe Unterfuhung und Beichreibung des damaligen Zuftands der Vereine 
vornehmen zu laffen. Der damit beauftragte Dr. Th. Kraus hat die Reſul— 
tate mit einem Vorworte von Held in zwei Heften publizirt. (Bonn 1876.) 

Die Hauptthätigkeit Held's aber war in den erften Yahren des Bonner 
Aufenthalts der Abfaffung des größten von ihm veröffentlichten Werkes gewid- 
‚met, der Schrift über die „Einfommenfteuer” (Bonn 1872). Es iſt hier nicht 
der Ort, dies Buch eingehend zu bejprechen und zu würdigen. Vielleicht dürfte 
fein größter Werth in den einleitenden Abjchnitten Tiegen, die nicht von der 
Eintommenfteuer fpeziell, fondern von der allgemeinen Steuerlehre handeln. Die 
alte Auffafjung der Steuerentrihtung al3 eines Tauſches und die Forderung, 
daß die Steuern entjprehend den vom Staate den Steuerzahlern gewährten 
Bortheilen zur vertheilen feien, haben wohl faum anderswo eine fo erſchöpfende 
und überzeugende Widerlegung gefunden, wie bier. Daß die Einkommen der 
Einzelnen al3 Antheile am Gejammteinfommen aufzufaljen, die den Einkommen— 
empfängern nicht von Natur, jondern auf Grund der pofitiven Rechtsordnung 
de3 Staats zuftehn, wurde in diefem Buch jchärfer ausgeführt, als es bis da— 
bin gefchehen war. Im ganzen Werk aber zeigte fich eine Eigenthümlich— 
feit von Held, die wie .alle folhe Eigenſchaften zugleich feine Stärke und feine 
Schwäche war, nämlid die Neigung vorzugsweise praftifche Ziele für das gegen« 
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wärtige Handeln auf ſozialpolitiſchem Gebiete zu finden und Kontroverſen von 
ausſchließlich „akademiſchem“ Werth oder gelehrtem Charakter mehr bei Seite zu 
ſchieben. In Folge dieſes Umſtandes und der angenehm lesbaren Form, hat 
das Buch, wenn ich nicht ſehr irre, in weitern Kreiſen einen viel größern Ein— 
druck gemacht, als das gewöhnlich auch mit ausgezeichneten nationalökonomiſchen 
Monographieen der Fall zu ſein pflegt. 

Held iſt während der folgenden Jahre in literariſchen Arbeiten noch mehr- 
fah auf die Lehre von den Steuern zurüdgefommen. Die Schriften unjeres 
Vereins enthalten zwei fehr hübſche Arbeiten über den Gegenftand, nämlich das 
Gutachten über die Perfonalbefteuerung (Vereinsſchriften Nr. III.) und das 
Referat in den Verhandlungen von 1875. Er hat feine Anfichten dabet, wie 
mir jcheint, meiſtens mit Geſchick und Glüd vertheidigt, in manden Punkten 
aber auch in Folge der umfangreichen Streitverhandlungen, welche über den 
Gegenftand im letten Jahrzehnt ftattfanden, modifizirt und vervollfommnet. 

In wachſendem Mafe aber wandte ſich Held’3 Aufmerkſamkeit der fozialen 
Frage im engern Sinn zu. 

Als im Jahr 1870 in Bonn auf Anregung des Gentralausjchuffes für 
innere Miffion eine Zufammenkunft von größeren Unternehmern ftattfand um zu 
beraten, was fie für ihre Tohnarbeiter thun fönnten, nahm er nicht nur an den 
Verhandlungen regen Antheil, fondern wurde auch einer der eifrigiten Dlitarbeiter 
des von jener Verſammlung gegründeten Journals Concordia. Eine Reihe von 
Artikeln Tozialpolitiichen Inhalts hat er darin in den Jahren 1871—76 vers 
Öffentliht. Anfangs Inüpften fie mehr an feine Arbeiten über Steuerwejen an, 
bald aber trat in denfelben deutlich hervor, wie in Held bei Erörterung dieſer 
Dinge das Bedürfniß rege wurde vor Allem mehr von den fozialen Zuftänden 
zu wiffen um bejjer über fie urtheilen zu fünnen. Es trieb ihn zu erforfchen, 
wie denn der ſozialdemokratiſche Arbeiterftand wirklich denkt und fühlt. Zunächſt 
bot die jozialdemofratifche Preſſe dazu einige Anhaltspunfte. Er vertiefte fich 
in das fleifigfte Studium derfelben und legte die Rejultate defjelben in einer 
eigenen Schrift über die deutfche Arbeiterprefie nieder (Leipzig 1873). Aber 
offenbar ift die Prefje fein untrügliches Organ für die unter den Arbeitern 
jelbft verbreiteten Gedanken und Lebensanjchauungen. Held verfuchte zu den 
jozialdemokratifhen Arbeitern felbft vorzudringen und unternahm zu dieſem 
Zweck im Herbft 1873 mit einem nahebefreundeten Fachgenoſſen eine Reife 
durch die von der Soztaldemokratie beſonders infizirten induftriellen Bezirke des 
Königreih8 Sachſen Er hat über die Reife in mehreren jehr interejjanten 
Artikeln der Concordia (4. Jahrgang) berichtet. Wie jo mandyer Anderer er- 
kannte Held indeß bald, daß für Forfchungen auf dem Gebiete der modernen 
wirthichaftlichen Entwidlung England einen lohnenderen Boden biete, als unfer 
Vaterland. Er entſchloß ficd die joziale Bewegung in England während des 
legten Jahrhunderts zum Gegenftand feined Studiums zu machen. Einen gro- 
fen Theil des Sommers 1875 brachte er deshalb in England zu und fehrte 
auch fpäter zur Fortfegung der Arbeiten dorthin wieder zurüd. So entftand 
allmählich der Plan eines großen Werks von mehren Bänden, zu’ dem Held die 
umfafjendften Vorarbeiten während der letzten 6 Jahre gemacht hat. Einzelne 
Heine Früchte diefer Studien hat er in der erften Zeit, als er fie begann, in der 
Concordia und in den Preußiſchen Jahrbüchern veröffentlicht. Wir heben die 
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Artikel über die engliſchen Chartiſten und die Sozialdemokratie, über Robert 
Owen und über die chriſtlichen Sozialiſten in England in der Concordia und 
den unſeres Erachtens ganz beſonders gelungenen Vortrag über Cobden in den 
preußischen Jahrbüchern hervor. Später fah er von foldhen fleineren Publika— 
tionen ab und widmete fi) ganz der Arbeit für das Hauptwerf. Es ift er- 
freulich, daß es Held’3 angeftrengtem Fleiße während des vorigen Sommers ge- 
lungen iſt den erften Band foweit zu vollenden, daß feine Herausgabe wird er- 
folgen können. Held beabfichtigte ihn in diefem Winter noch zu überarbeiten 
und nächſten Frühling zu publiziren. 

So jehr nun Held feine Kräfte in den letten Nahren auf diefe große Auf- 
gabe zu fonzentriren bemüht war, die Vorarbeiten dafür mußten von Zeit zu 
Zeit eine Unterbrechung erfahren, weil das Material für diefelben in Bonn 
nicht vorhanden war. In diefen Zwifchenräumen find noch mehrere fleinere 
(tterarifche Arbeiten entjtanden, unter denen der Grundriß zu Vorleſungen über 
Nationalöfonomie die größte Bedeutung beanfpruchen dürfte und auch gewiß 
am meiften Erfolg gehabt hat. Urfprünglicd war es nur das Bedürfniß feiner 
Zuhörer, welches Held zur Abfafjung diefer Schrift trieb. Sie follte denjelben 
„das Verftändnig der Borlefung erleichtern, Diftiren und allzu langſames 
Sprechen entbehrlich machen“, aber freilich doch auch ſchon „den Kennern des 
Fachs ein Bild davon geben, auf welche Weife ein Docent der Nationalökono— 
mie an einer Preußifchen Univerfität verjucht, den Eramensvorjchriften d. h. den 
gewöhnlichen Bedürfniffen der Studenten und den heutigen Anforderungen der 
Wiſſenſchaft gleichzeitig gerecht zu werden“. Held ließ im Jahr 1876 die erfte 
Auflage als Manufcript druden, gab aber doch eine Anzahl von Exemplaren 
einem Buchhändler in Kommiffion. Die vielfahe Beachtung und anerkennende 
Beiprechung, welche der Grundriß ſchon in diefer Ausgabe fand, veranlaften ihn 
die zweite vervollkommnete Ausgabe in gewöhnlicher Weife durch den Buchhandel 
erjcheinen zu laſſen. Das Hauptverdienft dieſes Buchs dürfte einerſeits in der 
ungemein taftvollen Hervorhebung des Wichtigften unter Weglaffung überflüffiger 
Definitionen und Diftinftionen beftehen, andererfeit3 in der Durchführung fchar- 
fer Unterſcheidung der wirthichaftlihen Güter felbft von den Rechten auf dieſe 
Güter. Jedenfalls hat das Buch einem verbreiteten Bedürfniß entjprocdhen und 
eine willfommene Aufnahme auch in weiten Kreifen gefunden. 

Die legte Literarifche Arbeit, melde Held in Bonn vollendete, — von 
feiner Thätigfeit in dem und für den Verein für Sozialpolitif fol fogleih noch 
beſonders die Rede fein — war ein Artikel Schugzoll und Freihandel im drit— 
ten Bande des Jahrbuchs von v. Holgendorff und Brentano. Held hielt, wie jo 
viele andere Fachgenoſſen, Schutzölle für ein berechtigtes Erziehungsmittel der 
Induftrie in zuricfgebliebenen oder jungen Ländern, die fich aus dem Zuftande 
von überwiegender Agrifultur berausarbeiten wollen, aber für Länder, wie 
Deutihland, mit entwideltem Handelsgeifte und mit ausgedehnten Handelsbe— 
ziehungen, meinte er, ſeien Schußzölle „eine unmittelbar abfterbende Snftitution, 
weil fie mehr Leidenſchaft als Kraft erzeugen und fic in ihrem Erfolge nicht 
berechnen lafjen“. Es war daher auch nicht die Beſorgniß, e8 möge zu einer 
dauernden Herrichaft fteigender Schußzölle fommen, die ihn veranlafte die Fever 
zu ergreifen, jondern „das unerquickliche Bild erregter Leidenſchaft, wobei es oft 
ſcheint, als wollte jeder Einzelne bei den allgemein fchlechten Verhältniſſen ſich 
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wenigſtens auf Koſten ſeiner nächſten Nachbarn ſchadlos erhalten“. Die Wir— 
fungen, welche die Schutzzollagitation auf die ethiſche Seite unſeres Volkslebens 
hatte, bedauerte er viel mehr, als die auf die eigentliche Volkswirthſchaft. 

Schon aus der Richtung der literariſchen Arbeiten Held's iſt leicht erkennbar, 
wie mächtig ihn das augenblickliche politiſche Leben unſeres Volkes ergriff und 
wie er mit ganzer Seele an allen wichtigen Vorgängen deſſelben theilnahm. Es 
war natürlich, daß er nicht bloß durch ſchriftſtelleriſche Thätigkeit darauf einzu— 
wirken verſuchte. War er doch durch feine Redegewandtheit, feine Fähigkeit mit 
Menſchen zu verkehren, ſeine gewinnende Erſcheinung recht eigentlich für eine 
parlamentariſche Thätigkeit geſchaffen. 

Kaum irgend Jemand, der für öffentliche Angelegenheiten Sinn hat, kann 
am Rheine in dem Streite zwiſchen der ultramontanen und den nationalen 
Parteien ganz bei Seite ſtehn, Held mit ſeinem warmen Patriotismus, ſeiner 
entſchieden nationalen Geſinnung, ſtürzte ſich mit Eifer in dieſen Kampf hinein. 
Er hat in Bonn regen Antheil an allen den Vereinen genommen, welche man 
dem ausgebildeten und mächtigen Vereinsnetze der Ultramontanen gegenüber zu 
ſtellen verſucht hat. Er hat insbeſondere mehre Jahre mit großen Opfern 
das Schriftführeramt im deutſchen Verein geführt. Es würde ihm nicht ſchwer 
geweſen ſein in jenen Jahren, als dieſer Gegenſatz die politiſche Situation be— 
herrſchte, auch ein Mandat zum Reichstage oder zum Abgeordnetenhauſe zu er— 
langen. Aber nur einmal gab er ſich dazu her als Kandidat aufzutreten und 
zwar auf einem durchaus ausſichtsloſen Poſten, in Bonn ſelbſt, nur weil man 
glaubte, daß auf ſeinen Namen ſich noch die größte Minorität vereinen werde. 
Ernſte Kandidaturen, die ihm angetragen wurden, lehnte er ab. Er hielt mit 
Entſchiedenheit daran feſt, daß die akademiſche und wiſſenſchaftliche Arbeit feine 
Hauptlebensaufgabe bilden ſollte. Davon, fürchtete er, würde ihn die parla— 
mentariſche Thaätigkeit zu ſehr abziehn. Gern hob er auch hervor, wie die dem 
deutſchen Verein gewidmete Zeit für feine wiffenfchaftlihe Arbeit nicht verloren 
gewejen fei. Er habe dadurd; ein befjeres Verſtändniß für Parteilämpfe und 
Partetagitation unter den BolfSmafjen gewonnen, daS ihm bei feinem Haupt= 
werke, dem Studium der jozialen Bewegungen in England, zu Gute komme, 
In den letzten Jahren ſeines Bonner Aufenthalts zog fich Held aber von dieſer 
politifchen Thätigkeit faſt ganz zurüd. 

Gemiffermaßen mitten inne zwiſchen der wiſſenſchaftlichen Arbeit und 
der Betheiligung am politifhen Parteitampfe fteht num Held's rege Theilnahme 
an den Arbeiten des Vereins für Sozialpolitik. Sie berührt ſich einerjeit3 mit 
jeinem wifjenfchaftlihen Studium der modernen jozialen Entwidlung, ans 
dererfeit3 mit dem Beftreben in das politiiche Leben des Volkes thätig einzu- 
greifen. Er war aud nach feiner doppelten Beanlagung, feinem wiſſenſchaft— 
lihen Streben und feinem Geſchick für den Verkehr mit Menfchen für eine 
Thätigfeit, wie diejenige, welche er in unferm Verein entwidelt, wie geſchaffen. 
Vor Allem aber waren die Gedanken, welche feiner Zeit die Gründer de3 Ber: 
eins in Eijenady zufammenführten, auch diejenigen, die Held's Lebensrichtung 
vorzugsweiſe beftimmt haben, von denen fein ganzes Wirken durchdrungen 
war. Niemand fonnte den Staat höher ftellen, al3 er. Ihm war der Staat 
die höchſte fittlihe Gemeinſchaft unter den Menfchen, und faft nad) antiter Weife 
verlangte er in feiner Schrift Sozialismus und Sozialdemokratie die Hingabe 
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des Individuums an ihn. Die Liebe zum Vaterlande ſollte nach ſeiner Meinung 
die unſere Geſellſchaft rettende ſittliche Kraft ſein. Ebenſo aber war Held da— 
von überzeugt, daß es für uns in Deutſchland nächſt der Gründung und Be— 
feſtigung des Deutſchen Reichs keine größere und dringendere Aufgabe gebe, als 
die Ueberbrückung der Kluft, welche die untern Klaſſen von den obern trennt, 
die Abhülfe der wirthſchaftlichen und ſittlichen Nothſtände unter den Befiglofen, 
die allmählich vermehrte Heranziehung derjelben zu den Gütern unjerer Kultur. 
Endlich hat es auch ſchwerlich einen entſchiedeneren Gegner der rein deduftiven 
Methode mander älterer Nationalöfonomen gegeben, als Held. Das Alles 
lieg ihn die Eifenacher VBerfammlung und die Gründung des Vereins für So— 
ztalpolitif mit der größten Freude begrüßen. Noch ehe die Eiſenacher Verſamm— 
lung im Oktober 1872 tagte, trat er für die neue Richtung ſeiner Fachge— 
noſſen ein in einem Artikel der preußiſchen Jahrbücher, welcher den Titel trägt: 
„Ueber den gegenwärtigen Prinzipienftreit i in der Nationalökonomie“. Im Berein 
für Soztalpolitit felbft war im erften Jahre die Theilnahme Held’s nicht jo 
bemerfbar, aber bald fam feine eminente Befähigung für eine folche Vereins— 
thätigfeit zur Geltung und feit er im Jahr 1874 das Sekretariat des Aus- 
Ihuffes übernahm, hat fein Anderer mehr für den Berein gethan und wohl aud) 
faum ein Anderer größeren Einfluß in demjelben ausgeübt, als Held. Er hat 
zweimal ein Hauptreferat auf der Vereinsverfammlung erftattet, und zweimal 
vorbereitende Gutachten geliefert, die letzte Arbeit, welche Held zu vollenden ver— 
gönnt war, galt unferm Berein und erjcheint in demfelben Bande, welcher diefe 
Lebensſkizze bringt. Aber nicht minder zeitraubend und jedenfalls viel uner- 
freuliher war die Mühe der äußern Gejchäftsführung, insbefondere das Zu— 
jammenbringen der Gutachten, Referate u. ſ. w. 

Held ift daher auch von denen, welche mit der fpätern Entwidlung des 
Vereins unzufrieden waren, vorzugsweiſe für dieſelbe verantwortlich gemacht 
worden. Namentlich hat ihn Ad. Wagner bei Gelegenheit der Publikation ſeines 
auf der Berliner Vereinsverſammlung erſtatteten Referats in einem Nachwort 
heftig angegriffen und Held darauf in ſeiner Schrift „Sozialismus, Sozialdemo⸗ 
kratie und Sozialpolitik“ geantwortet. Der Streit ging hauptſächlich hervor aus 
einer ganz verjchtedenen Auffafjung der Aufgaben des Vereins. Wagner hielt 
dafür, daß der Verein vorzugsweife Prinzipien aufjtellen und prinzipielle Diskuſſi— 
onen anregen jollte. Er verlangte in&bejondere, dar „das ökonomiſche Syſtem 
des wiljenjchaftlichen Sozialismus“, wie es Rodbertus, Marr, Laſſalle aufgeftellt, 
nicht todtgefchwiegen, fondern einer unbefangenen Prüfung unterworfen werde. 
Er tadelt an Held „die wiſſenſchaftliche Halbheit und das forgfältige Vermeiden 
der prinzipiellen Behandlung der Probleme unferer Wiſſenſchaft“. Held dagegen 
hielt dafür, daß die wiſſenſchaftliche Arbeit Sache des Einzelnen ſei und bleiben 
müſſe, daß der Verein für Sozialpolitik nur praktiſche Reformen, wie fie zur 
Zeit nüglich und durchführbar find, anregen fünne und folle. Er glaubte, daß 
eine politifche Vereinsthätigkeit nah thatfählichen Erfolgen ftreben müfje und 
war. klar darüber, daß man diefelben im politiichen Yeben nur erreichen fann, 
wenn man möglichjt weite Kreiſe für die zu erftrebenden Ziele gewinnt. Des- 
halb lag ihm daran, daß die trennenden Fragen, welche für dieſe praftijchen 
Zwede ohne unmittelbare Bedeutung waren, daß Die noc nicht lösbaren Pro— 
bleme, deren Diskuffion nur eine wilfenfchaftliche Bedeutung haben konnte, bet 
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den Debatten und den Abjtimmungen des Vereins möglihft zurüctraten. Da— 
dur follte vermieden werden, daß unnöthiger Weife außerhalb des Vereins 
weite Kreife de3 gebildeten und befigenden Bürgerthums, den Beftrebungen des 
Vereind entfremdet, und innerhalb dejjelben das Zufammenwirken für erreichbare 
Ziele gefährdet werde. Es ift ihm befonders die letztere Aufgabe, die in einer 
Gefellichaft, der fo viele Gelehrte angehörten, nicht immer leicht war, doch nicht 
jelten gelungen und der Berein für Sozialpolitif wird bet längerem Beftehen, 
glaube ich, noch oft die mit jo vieler Liebenswürdigfeit und vielem Geſchick ge— 
übte, vermittelnde, ausgleichende Thätigkeit feines Sekretärs vermiljen. Viele 
die mit feinen „Vermittlungsneigungen“ nicht immer einverftanden waren, wer: 
det einfehn, wie richtig das bejcheidene Wort von Held war, das er am Schluſſe 
jener Schrift zuruft: „Es muß auch ſolche Käuze geben, die lieber Mitarbeiter 
al3 Gegner juchen, die ihre individuellen Jdeale treu bewahrend, doch ihre Kraft 
am Tiebften erproben, wenn fie in gejchloffener Reihe nächfte erreichbare Ziele 
anftreben“. Indem endlich Held zwifchen wiſſenſchaftlicher Forſchung over Lehre 
und einer Vereinsthätigfeit, die unmittelbare Wirkung auf das Bol anftrebt, 
einen ſcharfen Unterfchied machte, war er ſich bewußt, daß diefe fich gewiſſe Be— 
ſchränkungen auflegen muß, die jener fremd bleiben fünnen. Bei feinem politi= 
ihen Sinne war e8 ihm unmöglich, praftifche Fragen der Sozialpolitif in öffent- 
lichen Berfammlungen und Vereinen ohne Rückſicht auf die gefammte politische 
Lage und auf die Wirkungen des gejprochenen Worts und der gefaßten Beichlüfie 
nad) allen Seiten hin zu behandeln. Ich glaube behaupten zu dürfen, daß Held 
aud zum Theil von diefem Geſichtspunkte aus zu einer gewiſſen Annäherung an 
den volswirthichaftlichen Kongreß die Hand geboten hat. Für die Befeſtigung 
des Deutſchen Reichs und für unſer ganzes politiſches Leben ſchien ihm ein Zu— 
ſammenhalten des gebildeten, nationalgeſinnten Bürgerſtandes nothwendig. Seine 
Erfahrungen in den rheiniſchen Kämpfen hatten dieſe Erkenntniß in ihm gereift. 
Er war ein Anhänger der nationalliberalen Partei und mit Männern, die auf 
andern wichtigen Gebieten ihm treue Kampfgenofjen waren, wollte er öffentliche 
Diskuffionen aud) über Fragen, in Betreff deren prinzipielle Differenzen beftanden, 
nicht ablehnen. 

Die Vertheidigungsſchrift Held's gegen Wagner enthält aber außer der Ab- 
wehr auch eine pofitive Darlegung von Held’3 fozialpolitifchen Anfichten. Wie 
überall in feinen Schriften, jo zeigt ſich auch hier Held als der entſchiedenſte 
Gegner des überſpannten, einſeitigen Individualismus, der bei den meiſten der 
ältern Nationalökonomen vorherrſchte. Aber er läugnet darum nicht die relative 
Berechtigung des Prinzips, fondern verlangt nur feine Korreftur durch das 
Prinzip des Sozialismus d. h. „der Unterordnung des individuellen Intereſſ es 
unter die idealen Ziele der Geſammtheit“. Es giebt Zeiten, meint er, in denen 
die ſtärkere Betonung des individuellen Prinzips berechtigt iſt, wie die zu Ende 
des vorigen Jahrhunderts, als es ſich darum handelte veraltete Schranken indi— 
vidueller Freiheit zu beſeitigen, zur Zeit aber bedürfen wir einer ſtärkern Gel— 
tendmachung des ſozialiſtiſchen Prinzips. Insbeſondere handelt es ſich darum, 
daß die obern Klaſſen der Geſellſchaft von dem Gefühl ihrer Pflichten gegen die 
Geſammtheit mehr durchdrungen werden. Sie müſſen dieſe Pflichten in doppel— 
ter Weiſe erfüllen, einmal durch freiwillige geſellſchaftliche Thaten, (Sorge der 
Arbeitgeber für Wohnung und Nahrung der Arbeiter, Anregung zu Spar: und 
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Hülfskaffen, wohlwollende Behandlung der Arbeiter im perjönlichen Verkehr) 
und dann durch eine die Schwachen fchügende und fürdernde Gejeggebung. Die 
legtere verlangt er nach drei Richtungen. Erftens müſſe da, wo es ſich zeige, 
daß das Privateigenthum und die Vertragsfreiheit eine Tendenz zur Ausbeutung 
und inhumaner Benachtheiligung der Befiglofen und Schwachen entwidele, der 
Umfang der Befugnifje des Privateigenthümers und der Inhalt erlaubter Ver— 
träge eingejchränft werden (Fabrifgefeggebung, öffentliche Gejundheitspflege, Bau— 
polizei, Haftpflichtgefeggebung). Zweitens fünnten da, wo die privatwirthichaftliche 
Thätigfeit gemeinſame Bedürfniſſe des ganzen Volkes ſchlecht befriedige, aud) ein— 
zelne Zweige wirthichaftlicher Thätigkeit der Privatwirthichaft ganz entzogen und in 
bie Hände des Staats gelegt werden (Eifenbahnen, Forſtwirthſchaft). Es müſſe aber 
in dieſer Beziehung eine gewiſſe Vorſicht walten, damit nicht der Befit- und Wirth- 
jchaftäbetrieb der todten Hand überhand nehme. Die dritte und wichtigfte Richtung 
aber, in der ſich die foziale Gefeggebung bewegen müſſe, jei die der Organiſa— 
tion der gewerblichen Stände. Held legte gewiß mit Recht das größte Gewicht 
auf das genoſſenſchaftliche oder forporative Zufammenfafjen der atomiftischen 
Elemente, aus denen die untern Klafjen unſeres Volkes beftehn, er wünſchte, 
daß die Geſetzgebung die Bildung folder Verbände fürdern und leiten jolle, 
er war aber nicht der Meinung, daß von Staatswegen lebensfähige Bildungen 
durch Geſetze beliebig gejchaffen werden fünnen. Das ungefähr find die weſent— 
lichften Punkte des von Held entwidelten fozialpolitiihen Programms. Er wies 
dagegen den Gedanfen zurüd, daß man nah größerer Gerechtigkeit oder 
Gleihmäßigkeit in der Vertheilung des Einfommens oder Vermögens zu ftreben 
babe. Es jet eine Unvollkommenheit der menſchlichen Dinge, daß der Zufall 
nicht ausgejchlofjen werden fünne — aber wir fünnten ihn nur abſchaffen um 
unerträglihere Unvolltommenheit an die Stelle zu fegen. Da3 worauf e3 an— 
“ fomme fer nicht, daß jedem Erfolg die entjprechende Leiftung vorangegangen fein 
müffe, fondern daß jeder Erfolg ald BVerpflihtung zu einer eigenthimlichen 
Yeiftung betrachtet werde. Einen großen Theil feines Buchs endlich widmete 
Held der Widerlegung eines der Grundgedanken des modernen Sozialismus, der 
BZurüdführung alles Werths auf Arbeitzleiftungen, eine Yehre, die er bis zu ihren 
Urjprüngen bei Adam Smith und Ricardo verfolgte. — 

So ift e8 gewiß das Bild einer ganz auferordentlichen Thätigfeit, welches 
die erften zwölf Jahre von Held's afademifcher Laufbahn darbieten. Die der 
Univerſität vorgefegten Behörden wußten auch ſehr wohl die jugendliche Kraft 
zu ſchätzen und waren bemüht fie der Bonner Hochſchule zu erhalten. Im Jahr 
1868 jchon, als Engel den jungen Privatdocenten an das ftatiftiihe Bureau 
ziehn wollte, wurde er zum auferordentlihen, 1872 auf Veranlafjung eines 
Rufs an die Wiener Univerfität zum ordentlichen Profeſſor ernannt. 

In Bonn hatte ſich Held die ſchönſte Häuslichkeit gegründet. Es war ihm 
gelungen dort ſchon bald nad feiner Niederlafjung feine durch jo viele und 
veihe Gaben ausgezeichnete Gattin zu finden, mit der er fid) Ende Auguft 1869 
vermählte. Wer das Glüd hatte in Held's Haufe zu verkehren, wird fich mit 
Dank der Stunden erinnern, welche die geiftige Frifhe und die ebenjo natür= 
liche und fchlichte, wie warme und herzliche Freundlichkeit der beiden Wirthe 
ihren Gäften jo fehr zu verichönern mußten. 

Sp durften wir in Bonn einige Hoffnung hegen, dag Held längere Zeit 


Adolf Held. xI 


der unfere bleiben werde. Aber die Ausfichten auf erweiterte Wirkfamteit, 
mwelhe ihm der im Sommer 1879 an ihn gelangende Auf zugleid) an die neu- 
gegründete Tandwirtbichaftliche Tehranftalt und an die Univerfität zu Berlin ge- 
mwährte, waren zu verlodend. Nicht nur die ungefähr fünffache Zahl der juri- 
ftiihen Studenten, fondern aud der Umftand, daß ein geringerer Theil derfelben 
fi) in den erften Cemeftern befindet und durch die Reize des Studenten- 
lebens von ernfterm Studium abgezogen wird, erregten in ihm die Hoffnung, 
daß er vollere Collegien und auch reifere, auf felbftändige, wiſſenſchaftliche Thätig- 
feit fi) vorbereitende Theilnehmer an feinen Uebungen finden werde. Der große 
Erfolg, den Held al3 Lehrer im legten Sommerjemefter in Berlin gehabt, zeigt, 
daß er ſich darin nicht getäufcht. Er machte bei unjern Iegten Begegnungen fo 
recht den Eindrud eines Mannes, der im vollen Gefühle der eigenen Kraft und 
mit freudiger Hoffnung auf ein ihm ſich bietendes großes Feld der Wirkſamkeit 
hinſchaut und der durchdrungen ift von dem Gefühl der Pflicht, daS in ihn ge= 
jegte Vertrauen durch energifche Thätigkeit zu rechtfertigen. 

Nach angeftrengter Arbeit im vergangenen Sommer, fowohl für feine Bor» 
lefungen, wie für feine ſoziale Geſchichte Englands, ſchloß er am 2. Auguſt eine 
Borlefungen. Nur flüchtig berührte er Bonn, wo feine Frau feit einigen Wochen 
weilte, um mit ihr vereint der Schweiz zuzueilen. In der heiterften Stimmung 
und in dem frohen Gefühl fteigender Erfrifhung brachte er die letzten Wochen 
im Hötel de Bellevue bei Thun zu. Am Abend des 25. Auguſt d. I. folgten 
Held und feine Frau der Aufforderung einiger mit ihnen im Gafıhof weilender 
Gäfte zu einer Kahnfahrt im Thuner See. Die Geſellſchaft vertheilte ſich in 
zweit Boote. In dem erftern, größern, nahm mit mehrern andern Perjonen 
Frau Held Plag, in dem zweiten Held felbft mit einem Herrn Duftmann 
aus Wien und zwei jungen Damen, von denen die eine die Tochter des das 
Hotel dirigirenden Herrn Schmidlin war. Der Gafthof Liegt etwa 10 Minu- 
ten unterhalb des Ausfluffes der Aar aus dem See, man hatte alfo zuerft gegen 
den Strom anzufahren. Die ohnehin reißende Strömung war an dem Tage 
durch das Aufziehen der Schleußen in Thun befonders verſtärkt — ein Umftand, 
der leider den Fahrenden unbekannt geblieben zu fein ſcheint. Das erjtere Boot 
wurde von einer Frau gefteuert, während ein Knabe am Ufer hingehend das 
Boot am Seile heraufzog. In dem zweiten Boot ſaß Herr Duftmann am 
Steuer, anfangs ruderte Fräulein Schmidlin, |päter Held. Das Boot fenterte, 
als es in die heftige Stromfchnelle gelangte, Da wo die Aar dem See entjtrömt 
gegenüber der Schadau, der befamnten Billa der Familie Rougemont. Das 
vorangehende Boot war bedeutend raſcher vorangefommen, und wurde. jchon 
außerhalb des Stromes am Seeufer weiter gezogen. Ein von dem nahen 
Scherzlingen zu Hülfe fommender Kahn, der von zwei Scifferinnen geführt 
wurde, konnte nur nody Herrn Duftmann und Fräulein Schmidlin und ‚zwar die 
legtere fchon bewußtlos retten, Held und, die andere junge Dame wurden vom 
Strom weiter hinuntergeriffen, tauchten nody zweimal zujammen auf, ehe fie 
dauernd im Strome verfanfen. Erft nad) mehreren Tagen gelang e8 die Teiche 
aufzufinden. Sie ift nad) Bonn gebradjt worden und dort hat am 8. September 
dad Begräbniß unter großer Betheiligung aus allen Klafjen der Bevölkerung, 
ſowie zahlreicher aus der Ferne herbeigeeilter Freunde und Verwandten ftattgefunden. 

Nur felten hat wohl ein Todesfall in weiten Kreifen eine ſolche Theil» 
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nahme erregt, wie dieſer. So plöglic hinweggeriſſen zu werden in voller 
Kraft und Yebenzfrifche, mitten aus einem veichen und glüdlichen Yeben, aus 
der erfreulichten Thätigkeit, aus großen Hoffnungen und das ohne rechte Ver: 
anlafjung, nicht auf gefährlicher Gletſcherwanderung oder auf ſtürmiſcher See, 
fondern auf ruhiger Kahnfahrt, wie fie unzählige Male gemacht wird ohne den 
Gedanken an irgend eine Gefahr — em ſolches Unglüd, ein folder Verluſt 
waren wohl geeignet, Trauer in vielen Gemüthern hervorzurufen. Aber es 
zeigte fi aud, wie enge Bande der Yiebe und Freundſchaft Held mit allen 
denen verbanden, zu denen er in perjönlichen Beziehungen geftanden. Seine 
über die Schwächen der Eitelkeit, Empfindlichkeit und alle kleinliche Selbftjucht 
erhabene Gefinnung, feine aufrichtige und herzliche Freundlichkeit, feine treue und 
warme Liebe fie bereiteten das höchſte Yebensglüd den Eltern und der Gattin, 
fie gewährten dem Freunde das feltene und unſchätzbare Gut treuer, ungetrübter 
Freundſchaft und fie überwanden auch die feindlichen Elemente im Kampf des 
Lebens. 

So ift er von ums gejchieden in feinem fonnigen Yebenswege ein Zeugniß, 
daß Unbefangenheit, Aufrichtigkeit und Treue noch immer die Verheifung des 
Gelingen haben, in feiner allgemeinen Beliebtheit ein Beiſpiel, wie ein von 
echter Liebe durchdrungenes Gemüth fich die Herzen gewinnt und in feinem poli— 
tiſchen und wiſſenſchaftlichen Streben ein Vorbild voller, ungetheilter Hingabe 
an Vaterland und Willenjchaft. 


Verzeichniß der Schriften, welhe Dr. Adolf Held 
veröffentlicht hat. 
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Gutachten über die Haftpflichtfrage beim Betriebe gewerblicher 
Unternehmungen nach djterreichiichem Rechte. 


Bon Profeffor Dr. Randa und Dozent Dr. U. Braf in Prag. 


Ber der Beantwortung der Frage über die Haftpflicht gewerblicher Unter- 
nehmer bejchränfen wir und der geftellten Aufgabe gemäß auf die Darftellung 
jener Beftimmungen de3 öfterreichifchen echtes, welche die civilrechtliche Verant— 
wortung der Unternehmer gewerblicher Etabliffements in Anfehung der durch den 
Betrieb derjelben veranlaßten körperlichen Beſchädigungen und Tödtungen regeln. 
In dieſer Beziehung erſcheint es zweckmäßig, die Beantwortung der Frage 1 
und 4 zu combiniren. 

— Frageſtellung lautet: 

Wen trifft bei körperlichen Beſchädigungen, die innerhalb eines gewerb— 
 Tichen Betriebes eintreten, eine Entihädigungspflicht ? 

2. Sit diefe Verpflichtung in verfchiedenen Gewerben in verjchiedener Weite 
normirt? Wie insbejondere werden Induftrie, Transportgewerbe (Eijen- 
bahnen) und Landwirthſchaft, Fabrik und Handwerk verjchteden behandelt ? 

3. Welchen Unterſchied macht es, ob der Beihädigte ein Arbeiter reſp. ein 
Angeftellter des Etabliſſements ift oder nicht ? 

4. Inwieweit iſt für die Frage das allgemeine Civilrecht maßgebend und 
inwieweit find Specialgeſetze beſtimmend? Welches iſt die hiſtoriſche Ent— 
wicklung der letzteren? 

5. Wen trifft in verſchiedenen Fallen die Beweislaſt? 

6. Beſteht ein Zuſammenhang mit der Geſetzgebung über Unfallverſicherungs— 
geſellſ chaften ? 

7. Befteht eine Pflicht der Inhaber von EtablifjementS, die darin vor= 
gefommenen Unglüdsfäle anzumelden ? 

8. Welche fpeciellen hygieniſchen und Schutzvorſchriften ſind vorhanden und 
iſt die Entſchädigungspflicht bei Verletzung ſolcher Vorſchriften anders 
geregelt als in anderen Fällen? 


Zur Frage 1 und 4: 

Im Allgemeinen iſt die Haftpflicht beim Betrieb gewerblicher Unternehmungen 
nach den allgemeinen Beſtimmungen des bürgerlichen Geſetzbuchs (SS 1295 ff.) 
zu beurtheilen,; durch Specialgefege ift eine von den Regeln des bürgerlichen 
Rechts wejentlich abweichende Normirung bisher nur in Anſehung des Eifenbahn- 
betriebeö eingeführt. 
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Nach dem allgemeinen bürgerlichen Rechte haftet in allen (obligatoriſchen 
und nichtobligatoriſchen) Verhältniſſen der Gewerbsunternehmer in der Regel 
nur für ſein eigenes Verſchulden, nicht aber für das Verſchulden ſeiner 
Gehilfen, Bedienſteten, Beamten und überhaupt jener Perſonen, deren er ſich 
beim Betrieb bedient — es wäre denn, daß ihm bei der Wahl, Beſtellung 
oder Beibehaltung dieſer Perſonen ein Verſchulden zur Laſt fiele, SS 1161, 
1315, dazu $ 1010 G. B. (Haftung für fog. culpa in eligendo). Strenger 
ift nur die uns hier nicht interejfirende Haftung der Wirthe, Schiffer und 
Fuhrleute für das Receptum (SS 970, 1316), ſowie die Haftung des Arbeits- 
unternehmers, der ſich bei der Ausführung eines übernommenen Werkes oder 
einer zugefagten Arbeit oder Yeiftung ohne Noth, beziehentlid gegen den aus— 
drüdlihen oder muthmaßlichen Willen der Contrahenten, eines Stellvertreters 
bedient (SS 965, 979, 1010, 1161 G. B.), — ftrenger nämlich infofern, als 
der Sefchäftshere (Uebernehmer der Arbeit) in diefen Fällen unbedingt für 
das Verſchulden feiner Yeute oder Stellvertreter einzuftehen hat. Daß diefe 
Ausnahmen, foweit e8 fih um die durh den Gewerbebetrieb verurfachten 
körperlichen Beſchädigungen handelt, von ganz untergeordneter Bedeutung find, 
liegt auf der Hand. Am ftrengften normirt ift die für unfere Frage allerdings 
hochwichtige Haftung der Eifenbahnunternehinungen durch das Gefe vom 5. März 
1869; diefe haften unbedingt nicht nur für das Verſchulden ihrer Yeute, ſondern 
fogar für zufällige, beim Bahnbetrieb erfolgte körperliche Beſchädigungen, jofern 
das ſchädigende Ereigniß nicht durch höhere Gewalt (vis major) oder eigene 
Schuld des Beſchädigten verurfadht worden ift. 

In allen bisher genannten Fällen fommt Nichts darauf an, ob der Be- 
ſchädigte ein Arbeiter oder Bedienfteter der Unternehmung tft oder nid. 

Der allgemeine, auch den Gewerbebetrieb beherrichende Grundſatz des Civil- 
rechts ift fomit, wenn wir von dem legterwähnten Falle (Haftung der Eifen- 
bahnen) abjehen, folgender: 

Der Unternehmer ift für die dDurd den Betrieb einer ge— 
werbliden Unternehmung verurſachten körperlichen Beſchädi— 
gungen Dritter (gleichviel ob der eigenen Arbeiter oder anderer Perſonen) 
nur dann haftbar, wenn ihn direct oder indirect ein Verſchulden 
trifft — indirect infofern, als er ſchuldbarer (nachläſſiger) Weile eine zum Be 
triebe des Gewerbes ungeeignete (unfähige, untauglihe, gefährliche) Perfon 
beftellt (verwendet) bat. Auf den Grad des Verſchuldens fommt in Anfehung 
der Frage, ob die Haftung eintritt, Nicht3 an; der Unternehmer hat nicht blos 
Dolus und grobes Verſchulden, jondern jedes Verſehen (Unterlafjung der Auf- 
merffamfeit, die von Jedermann [dem Durchſchnittsmenſchen] gefordert werden 
fann) zu vertreten. Der jchuldbaren Beſtellung ſteht ſelbſtverſtändlich gleich die 
Beibehaltung einer Perſon, welche ſich im Laufe der Zeit als eine zu dem 
bezüglichen Geſchäfte untaugliche erwieſen hat. Ein indirectes Verſchulden des 
Geſchäftsherrn liegt natürlich auch in der unterlaſſenen pflichtmäßigen Ueber— 
wachung oder Beaufſichtigung des Betriebsperſonals. Uebrigens beſchränkt ſich 
hierbei die Verantwortlichkeit nur auf jenen Schaden, welcher durch die Un— 
tüchtigkeit bezieh. Fahrläſſigkeit des Gehilfen oder Stellvertreter veranlaßt 
worden ift ($$ 1161, 1314, 1315 G. B.). Unter allen Umftänden ericheint 
aljo die Schodenerſatzpflicht des Gewerböunternehmers für die durch den Gewerbes 
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betrieb verurfachten körperlichen (und fonftigen) Beſchädigungen durch ein wenn aud) 
entfernteres Verſchul den (Nachläſſigkeit, Berjehen) defjelben bedingt. Daß aud) 
der Cauſalnexus zwijchen der rechtswidrigen Handlung (Unterlaffung) und dem 
eingetretenen Schaden vorhanden fein muß, bedarf nicht der Herporhebung. 
Das den Umfang des Schadenerjages bei körperlichen Beſchädigungen betrifft, 
jo ift derfelbe im .öfterreichifchen bürgerlichen Rechte (SS 1325—1327) ſach— 
gemäß folgendermaßen feitgejett: 

Es jind dem Berunglüdten bei Verletzungen nicht nur die Heilungd- und 
Genefungskoften, ſondern auch der entgangene, und wenn er zum Erwerbe un= 
fühig wird, auch der fünftig entgehende Gewinn zu erjegen und auf Verlangen 
ein angemeſſenes Schmerzensgeld zu bezahlen. Der Erſatz des entgangenen Er: 
werbe3 wird in Geftalt von terminweiſe zu leiftenden Alimenten zu leiften fein, 
jofern die Parteien nicht etwa die Entihädigung durd eine Averfionalfumme 
übereinftimmend vorziehen. 

Bei abjichtliher oder muthwilliger Beihädigung muß aud auf Berunftal- 
tungen infofern Rüdjicht genommen werden, als das Fortkommen des Berlegten, 
zumal wenn derjelbe weiblichen Gejchledhtes ift, dadurch verhindert werden kann. 

Bei Tödtungen müflen nidyt nur alle Koften, insbeſondere Kranken- und 
Begräbnißkoſten, erjett, ſondern auch / denjenigen Perſonen, welche der Getüdtete 
zu alimentiren verpflichtet war, insbeſondere deſſen Wittwe und Kindern, Alles 
erſetzt werden, was ihnen durch den Todesfall entgangen ift (SS 1325—1327). 
Ob die Alimentationsberechtigten eigened Vermögen haben oder nicht, kommt 
nicht in Betracht, da unter allen Umftänden ein VBermögensentgang ftattfindet. 
Die Verpflichtung dauert jo lange, als der Getödtete verpflichtet geweſen märe, 
diejen Berfonen den Unterhalt zu geben. Sie hört auf, wenn Umftände ein- 
treten, die auch den Getödteten von der Alimentationspflicht befreit hätten. Ueber 
die Dauer der Lebenszeit, welche der Getödtete wahrfcheinlicher Weife erlebt 
baben witrde, erftredt ſich die Erjatverbindlichkeit keinesfalls. 


Bur Frage 2 und 3: 

Die Haftpflicht des Unternehmers gilt in gleicher Weife für alle gewerb: 
[hen Unternehmungen (mit Ausnahme der fofort näher zu betrachtenden Eifen« 
bahnunternehmungen), ſomit für Handwerfe, Fabriken und Transportgewerbe !) 
ebenfo wie für die Landwirtbichaft, und zwar ohne Unterſchied, ob der Be— 
Ihädigte ein Arbeiter oder Angeftellter des bezüglichen Etabliffements ift oder nicht. 

Es liegt nun auf der Hand, daß die fo geregelte Haftpflicht der Unter— 
nehmer gewerblicher Anftalten den heutigen Berfehrsbedürfnijfen und den An: 
ſprüchen der Billigkeit und Humanität nicht entſpricht, ſoweit es fih um folde 
Unternehmungen handelt, welche mit ungewöhnlicher Gefahr für das Leben oder 
die Gejundheit von Perſonen — inöbefondere der beim Betrieb beichäftigten 
Arbeiter und Gehilfen (im weiteften Sinne des Wortes) verbunden find. Wir zählen 
dahin — abgefehen von den Eifenbahnen — die Unternehmungen von Berg: 


') Zwar haftet auch der Bergwerkdunternehmer unbedingt für den Schaden, ber 
bei Ausübung einer bergrechtlichen Servitut durch das Verſchulden feiner Leute ver- 
urfacht worden ift ($ 196 des Berggeſetzes von 1854); allein dieſe über die Regel 
hinausgehende Haftung bes Unternehmers ift für die sub 1 geftellte Frage von 
praftiich geringer Bedeutung. 
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werten, Steinbrüchen und der meiſten Fabriken und überhaupt jeden Gewerbe— 
betrieb, bei dem Dampfkraft in Anwendung gebracht wird. Wir glauben, daß 
eine ftrengere Haftung der Unternehmer (insbeſondere jene, melde in dem 
deutfchen Gejege vom 7. Juni 1871 ausgejprocen ift) den Anforderungen ber 
Gerechtigkeit entipricht; fie ift nur, wie neueftend bejonders Löning, Haftung des 
Staat3 ꝛc., S. 90 richtig hervorhebt, ein Yequivalent für die vom Staate gewährte 
Eoneeffion, Unternehmungen zu betreiben, welche an fid) Gefahren für die körper— 
he Sicherheit der Angeftellten und des Publikums mit ſich bringen und deren 
Betrieb eben darum — namentlich was die Yeitung und Beauffichtigung be= 
trifft — eine außergewöhnliche Vorſicht, vollfommene Fachkenntniß und bejondere 
Diligenz fordert — ein Aequivalent endlich für den relativ großen pecuntären 
Gewinn, welden der Grofbetrieb namentlich bei combinirter Ausnügung der 
Menfchenkräfte und der Dampfkraft gewöhnlich mit ſich bringt. Kurz: Gerechtig— 
feit und Billigfeit verlangen, daß im dieſer Frage mehr der Gefichtspunft der 
Caufalität als der de3 Verſchuldens (der Jllegalität) betont würde! Je ftrenger das 
Recht, je rigorojer die Spruchpraxis in diefem Punkte, deſto ficherer und gefahr- 
loſer — fo darf man erwarten — wird der Gewerbe- und Fabrifsbetrieb fein. 

Man fürchte nicht, daß durd) beantragte ftrengere Haftung der Unternehmer 
der gewerbliche Betrieb überhaupt in wirthfchaftliher Richtung gefährdet werden 
würde! Nicht nur zeigt die Erfahrung in den Ländern des englifch-franzöfiichen 
Rechtes, wo eine ftrenge Spruchpraxis nachläſſige Unternehmer hart anfaßt, und 
neueſtens jeit dem Saftpflichtgefege von 1871 auch die Erfahrung in Deutjch- 
land, daß dergleihen Befürchtungen grundlos find ; vielmehr haben es die Unter= 
nehmer jelbft in der Hand, durh Verſicherung ihrer Arbeiter die Gefahren 
der ftrengen Haft von ſich abzuwälzen. (Auf diefen wichtigen Punft einzugeben, 
ift hier nicht der Ort.) 


Zur Frage 5: 

Was die Bemweislaft betrifft, jo richtet fich dieſelbe (abgejehen von 
dem noch zu erörternden Specialfall der Beihädigungen durch Bahnunfälle) 
nad) den allgemeinen Regeln des Civilrechtes und der Civilprocefordnung. In 
DelictSobligationen (und um ſolche handelt es fich hier) hat Derjenige, welcher 
von einem Dritten, insbefondere vom Gewerbsunternehmer den Erjag eines 
widerrechtlich verurfahhten Schadens verlangt, da3 gefammte Klagfundament, da= 
ber insbejondere das Berfhulden (Verfehen) deſſelben zu beweiſen; im Zweifel 
gilt die Vermuthung, daß der Schaden ohne Berfchulden eines Andern entjtanden 
jei ($ 1296). Daß der Beweis des VBerfchuldens des Gewerbsunternehmers 
gerade bei größeren Unglüdsfällen, wie folde in Gruben, Fabriken ꝛc. nicht ſehr 
jelten eintreten, ein äußerſt ſchwieriger ift, Liegt auf der Hand. Man erwäge nur, 
wie raſch die Spuren der Urſachen von Kataftrophen, insbefondere bei Explo= 
fionen zc., zu verjchwinden pflegen! 

Leider giebt ferner die üfterreichifche Gefegebung feine Handhabe, welche 
die gerichtliche Berfolgung des Rechtes des Beſchädigten auch durch Erleichterung 
des Beweiſes in Anfehung der Frage, ob und welhen Schaden derjelbe 
erlitten, in ſachentſprechender Weiſe fürdern fünnte. 

Es iſt nämlich befannt, wie ſchwierig es tft, bei Schädensprocefien den 
Beweid des Schadens in jener unzmweifelhaften Weife herzuftellen, wie dies 
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nad heutigem üfterreichifchen Rechte in Anfehung von Thatſachen durch die 
gejeglihen Beweisvorſchriften gefordert wird. Die ftrengen gefeglihen Beweis— 
regeln über die Feſtſtellung des Thatbeftandes kommen nun aud im Ent- 
Ihädigungsproceffe zur Anwendung. riftenz und Höhe des Schadens muß 
mit mathematifcher Genauigkeit auf Kreuzer und Heller durch Sachverftändige, 
Zeugen, Urkunden, Eide zc. nachgewiefen werden, ohne Rückſicht darauf, ob denn 
nad) der Bejonderheit des Falles ein folder Beweis überhaupt füglich möglich, 
iſt, beziehungsweife ob die Geringfügigfeit des geforderten Erſatzes mit der Be- 
ihwerlichkeit, der Koftjpieligkeit und dem Zeitaufwande der Beweisführung im 
Verhältniffe fteht oder nicht. Die Nachtheile dieſes ängftlihen Verfahrens beim 
Zufprud; des Erſatzes werden noch dadurd) gefteigert, daß der üfterreichiiche 
Richter geneigt ift, fi in der Frage über den Caufalnerus zwifchen beſchädigen— 
dem Ereigniß und erfolgtem Schaden fowie in der Frage über Eriftenz und 
Umfang des entgangenen Intereſſes jerupulöfer Auffaffung hinzugeben. Daß 
unter ſolchen Umjtänden auf Zufprud) des vollen erlittenen Schadens in der 
Praxis nicht zu rechnen ift, bedarf für Eingeweihte feiner näheren Auseinander- 
fegung. Kurz, durch die Fefthaltung der ftrengen Beweistheorie im Schadensprocefje 
wird das materielle Recht des Berlegten auf Erfat ſchwer verfümmert und der durch 
das Gejet theoretisch gebotene Rechtsſchutz praktiſch zum guten Theil wieder illuſoriſch. 

Mit Hecht jagt in diefer Beziehung Jhering, Vermiſchte Schriften J. 
&. 240, die gegenwärtige Schadloshaltungsflage fei nur dem Kläger, nicht 
dem Geflagten gefährlich, jolange nicht der Richter angewiefen ift, den Schaden 
fo reichlich zu bemefjen, daß er die Function eines Strafmittel3 ausübt. 

Wil man eben nicht auf halbem Wege ftehen bleiben, will man dem Be— 
jhädigten den Schuß des Gefeges in vollem Maße angedeihen laſſen, fo bleibt 
nichts übrig, al3 die Feftftellung der Höhe der Entfchädigungsfumme, dem freien 
rihterlihen Ermeſſen anheimzugeben. So ift dies in England, fo ift dies in 
den Ländern des franzöfifchen Rechtes, jo neueftens auch in Deutſchland ($ 260 
der R. Eiv. Pre. D.). 

Es erübrigt noch, die öſterreichiſche Speciallegislation, betreffend die Haft- 
pfliht der Eifenbahnunternehmungen, darzulegen. Zwar hatte ſchon die Eifen- 
bahnbetriebsordnung vom 16. November 1851 ($ 19) beftummt, daß Eifenbahn- 
unternehmungen nicht nur für die durch ihr eigenes Verſchulden, fondern auch 
für- die durch das Verfchulden ihrer Beamten und Diener an Perfonen und 
Sachen entftandenen Beihädigungen haften; im übrigen aber bezüglid, der Art 
der Haftung fonderbarer Weile auf die für Bahnunfälle gezeigter Maßen höchft 
unzureihenden Beftimmungen des a. b. G. B. verwiefen. Es durfte daher 
niht Wunder nehmen, daß aus Anlaß mehrerer Unglüdsfälle der Ruf nad) 
ausgiebiger Rechtshilfe in ebenfo dringender als allgemeiner Weife erfcholl. 

Die Yegislation fam dem gerechten Wunfche der Bevölkerung entgegen mit 
dem Gefege vom 5. März 1869 3. 27 R. G. Bl., weldes trog feiner großen 
Mängel al3 ein entjchiedener Fortfchritt auf dem Gebiete des Rechts und der 
Humanität anerkannt zu werden verdient. 

Die Grundfäge deſſelben laſſen fih furz dahın faflen: . 

I. Die Unternehmung einer mit Dampffraft betriebenen Eijenbahn haftet 
nah Mafgabe der SS 1325—1327 a. b. G. B. für allen Schaden, welder 
dur die bei Bahnunfällen (Ereignungen im Verkehre der Eifenbahn) erfolgte 
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Tödtung oder fürperliche Verlegung eines Menjchen herbeigeführt worden ift, 
und zwar ohne Rückſicht darauf, ob der Verunglücdte der Elaffe der Reifenden 
oder der Claſſe des Betriebsperſonals angehört oder ein ganz umnbetheiligter 
Dritter ift. Die Unternehmung kann ſich von der Erjagleiftung nur dann und 
nur in dem Mafe befreien, als fie beweift, daß die Ereignung durch einen un- 
abwendbaren Zufall (höhere Gewalt — vis major) oder durch eigened Ber- 
ſchulden des Beichädigten verurfaht worden ift (SS 1, 2). 

Durd die Einjhaltung der Worte „höhere Gewalt — vis major“ will 
das Geſetz offenbar zu erkennen geben, daß e3 unter dem „unabiwendbaren Zu: 
falle" dasfelbe verftanden wiſſen wolle, was das Allgem. Handelsgeſetzbuch im 
Art. 395 unter den gleichlautenden oben eingefchalteten Ausdrücken verfteht. 

Was unter vis major zu verftehen fer, ift freilich weder aus den römifchen 
Duellen, noch aus den Protofollen mit hinlängliher Beſtimmtheit zu entnehmen. 
Soviel ijt zunächſt flar, daß darunter nur ein bejonders qualificirter Zufall ver: 
ftanden werden fünne Worin liegt nun die Bejonderheit, die den einfachen 
Zufall zum casus major (damnum fatale) ftempelt? 

Unferes Erachtens find unter casus major nur ſolche Zufälle zu verftehen, 
welche im concreten Falle, felbft bei Aufwendung einer außerordentlichen Sorgfalt, 
dur die Thätigkeit der Eifenbahnunternehmung nicht hätten abgewendet werden 
können, wobei übrigens die von Leuten und Paſſagieren herrührenden Handlungen 
als abjolut unentſchuldbar (jtet3 abwendbar) vom Begriff der vis major aus: 
geſchloſſen werden. Es liegt alſo nad) dieſer Anſicht in der Haftung für casus 
major nur eine Erhöhung der gewöhnlichen Diligenz, hervortretend einerſeits 
in der umbedingten Haftung für die Dienftleute und Paſſagiere, andererſeits in 
dem Einſtehen für alle Zufälle, welche durch Anwendung einer außerordentlichen 
Sorgfalt abgewendet werden können. Der Maßſtab iſt daher zwar ein objectiver, 
aber er berüdjichtigt die Beſonderheit des Falles, beurtheilt, was hiernach im 
concreten Falle al3 unverjchuldeter, alfo unabwendbarer Zufall angejehen werden 
dürfe. Dieſe Auffaffung ift nit nur in den Quellen begründet (vergl. L. 3 
$1ıD.49 L5283D. 17.2, dazu Goldfhmidt, Zeitihr. f. H. R. 
III. ©. 90 f., dazu meine Schrift: Haftung der Eifenbahnumternehmungen, 
1869), fondern entjpricht allein der Natur der Sache umd den vernünftigen Au— 
forderungen des Verkehrslebens. Denn nicht darauf kann es vernünftigermeife 
und nad) den wirtbichaftlichen Gefeten des Verkehrs ankommen, ob ein Ereigniß 
an ſich und überhaupt abzuwenden iſt — ein ſolches Boftulat wäre eben ein 
wirtbichaftlicher Unverftand — jondern ob es durch jene Vorfiht3mahregeln hätte 
abgewehrt werden fünnen, welche nach den Regeln des wirthichaftlichen Verkehrs 
im concreten Falle von dem forgfältigften Frachtführer gefordert werden dürfen. 
Unfere Auffaſſung wird auch durch den Umſtand beſtärkt, daß nach dem Zeug— 
niſſe Bar's (Grünhut's Zeitſchr. IV. ©. 74 ff.) die engliſch— amerikaniſche Prarxis 
auch ohne Zuhülfenahme eines Ausnahmsgeſetzes über die vis major zu dem— 
jelben Refultat gelangt, wie die neuefte veutfch-öfterreichiiche Geſetzgebung. 

Hiernach ift e8 unmöglich, Ereigniffe zu nennen, welde an ſich und unter 
allen Umftänden al3 vis major angejehen werden müßten. Eine gefetzliche Feſt— 
jtellung derfelben ift nach der Natur der Sache ebenfo unthunlich als überflüſſig. 
Das verftändige richterliche Ermeſſen wird im einzelnen Falle den richtigen Unter: 
ſchied zwifchen vertretbarem und unvertretbarem Caſus zu finden willen. 
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Aus der ausdrüdlichen Beziehung der $$ 1325 —1327 a. b. G. B. im 
$ 1 de8 cit. Gefetes geht hervor, daß bei Bahnumfällen, wie bereits gezeigt, 
jederzeit daS volle Intereſſe und nicht blos der wirkliche Schaden zu erſetzen fei. 

Bon den Grundfägen des bürgerliden Rechts weicht der oben firirte Rechts— 
jag nicht blos darin ab, daß der Verletzte ſelbſt in dem Falle, als der Schaden- 
erſatz blos auf Grund eines Delict3 gefordert wird, von dem Beweife des Ver— 
ſchuldens der Bahnverwaltung losgezählt ift (vergl. SS 1295, 1296 des allgem. 
bürgerl. G. B.), fondern auch darin, daf fich die legtere in allen Fällen nur 
durch den Beweis einer vis major, nicht ſchon durch den Beweis eines einfachen 
Caſus ($ 1294) von der Erfagpflicht befreien kann. Diefe Abweichungen von 
der Negel des gemeinen Rechtes find, wie aus dem früher Gejagten hervorgeht, 
gewiß nur zu billigen. Es ift insbeſondere eine ebenjo humane al8 ſachgemäße 
Beſtimmung, daß in Anfehung der Beweislaft fein Unterſchied gemacht wird 
zwiichen Paſſagieren und dem Betriebsperfonale. Denn gerade das letztere ift 
den Gefahren des Bahnbetriebes am meiften ausgeſetzt und gehört regelmäßig 
den ärmeren Glafjen der Bevölferung an. 

I. Der zweite im Gefege ausgeſprochene Grundfag ift folgender: Die 
Bahnunternehmung vertritt das Berfchulden aller Perfonen, deren fie ſich zur 
Ausübung des Betriebes bedient, gerade jo wie ihr eigenes ($ 1). 

Nach der offenbaren Tendenz des Geſetzes befchränft ſich jedod) diefe Haftung 
der Unternehmung für ihre Yeute auf ſolche Handlungen und Unterlajjungen 
derjelben, welche einen Bahnunfall („eine Ereignung im Verkehr” 8 1) verur- 
ſachten, gleichviel übrigens, ob dieſelben böswillig, muthwillig, oder einfach un— 
ahtfam gehandelt haben. Die Bahnverwaltung wird daher z. B. wohl die 
Holgen eines Zufammenftoßes zu verantworten haben, welder durch die in ver— 
brecheriſcher Abſicht vorgenommene falſche Weichenftellung von Seite des Bahn 
wärter8 herbeigeführt wurde, nicht aber den Mord, den der Conducteur am 
Reifenden im Coupe verübte. 

Die gewiß ſachgemäße Differenz des obigen Rechtsſatzes vom bürgerlichen 
Rechte Liegt auf der Hand, wenn man erwägt, daß nad) letzterem der Geſchäfts— 
berr bei der Werkverdingung nur für ein Verjchulden in der Auswahl der 
Ferjon haftet — ein Gegenſatz, der nicht einmal für die gewöhnlichften civil- 
rechtlichen Verhältnifje ausreichenden Rechtsſchutz bietet. 

Hierbei ift noch darauf hinzumeifen, daß die Bahnverwaltung und ſämmtliche 
Bedienftete derfelben jenen befonderen Grad des Fleifes und jene befonderen Fach— 
fenntniffe zu vertreten haben, deren Befiß von jedem Einzelnen je nad) der 
Beſonderheit feiner Stellung verlangt werden muf, wenn anders der Bahnbetrieb 
ein geregelter und vollkommen ficherer fein foll ($ 1299 b. G. B.). 

III. Die sub I und II aufgeftellten Rechtsjäte haben einen zwingenden 
Charakter und fünnen daher von der Unternehmung weder durch in vorhinein 
angefündigte, noc durch mit ihr vereinbarte Einſchränkung oder Ablehnung der 
geſetzlich ftatuirten Erſatzpflicht ausgefchloffen werden. Dem entgegenftehende 
ReglementS oder Berzichte find vechtlich wirkungslos ($ 3). Auch dieje Bes 
ſtimmung des Gefeges vom 5. März 1869 ift ganz ſachgemäß, ja, man darf 
fühn behaupten, daß die bezüglichen Gefegbeftimmungen in Anfehung der des 
Schutzes am meiften bedürftigen Bahnbedienfteten geradezu unpraktiſch wären, 
wenn denjelben nicht der Stempel der Abfolutheit aufgedrüdt würde. Denn 
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ewiß würden die Bahnen nicht verabjäumen, durch Reglements und Vorbehalte 

im Dienftvertrage die gefeglihe Haftung nad ihrem Geſchmacke zu modifictren. 
Dffenbar will die Geſetzgebung durd die Steigerung der civilrechtlichen Haftung 
die Sicherheit de3 Perjonentransportes fürdern. Die bezüglichen Beſtimmungen 
ſind alſo ein Beſtandtheil jenes Syſtems ſtaatlicher Vorkehrungen, welche die 
Hebung der öffentlichen Wohlfahrt bezwecken. Kurz, wir haben es hier mit 
einem jus publieum zu thun, das durch Privatwillkür nicht geändert werden 
kann. Dies iſt auch der [eitende Geſichtspunkt der franzöfiichen und englischen 
Sprucdpraris. 

IV. Formeller Natur ift die Beſtimmung des $ 3 des citirten Geſetzes, 
daß Klagen auf Erjasleiftung aus Bahnunfällen nah Wahl des Klägers - vor 
das Handelsgeriht, in deſſen Sprengel die geflagte Unternehmung ihren Sig 
hat oder der Bahnımfall eingetreten iſt, eingebracht werden fünnen. Verklagt 
werden kann gewiß nur jene Etjenbahnunternehmung, auf deren Strede ſich der 
Unfall ereignet hat. Ueber dergleichen Klagen ift ſummariſch zu verfahren und 
e3 fünnen mehrere Kläger Erſatzanſprüche, welche in derjelben Ereignung ihren 
Grund haben, in derjelben Klagefchrift geltend machen ($ 3 eit.). Mangelhaft 
ift jedoch das Geſetz inſofern, als auch in dieſem Falle bezüglich de8 Beweiſes 
der Eriftenz und des Umfangs des erlittenen Schadens die unzureichenden 
Beftimmungen der allgemeinen Civilproceßordnung Plag greifen. 


Die namentlih im letten Decenntum jehr lebhafte Reformbewegung -auf 
dem Gebiete der Gewerbegefeggebung ift auch an Defterreid nicht ſpurlos vorüber- 
gegangen !). Die Regierung ließ nacheinander drei Gejegentwürfe ausarbeiten; 
die beiden eriten, nämlich der „Referentenentwurf einer neuen Gewerbeordnung“ 
vom Jahre 1874 (mit Motiven) und deſſen jpätere Necenfion („Entwurf einer 
neuen Gewerbeordnung ſammt Einführungsgefeg und Anhängen“) vom Jahre 
1877 bezweden eine Reform der ganzen Gewerbeordnung, während der im 
Herbite 1879 als Regierungsvorlage dem Abgeordnetenhaufe vorgelegte dritte 
Entwurf (Nr. 63 der Beil. zu den ftenogr. Protof. des Abg.-H., IX. Seſſion) 
nur die Abänderung derjenigen Abjchnitte anftrebt, welche die Arpeiterverhältnifie 
betreffen. Zahlreiche Gutachten wurden über den zweiten (zum Theil auch den 
erften) Entwurf von den Handels- und Gewerbefammern und von einzelnen bes 
fragten Corporationen an das Handelöminiftertum erjtattet und bieten in einer 
bejonderen amtlichen Publication unter dem Titel: Gutächtliche Aeußerungen über 
den Entwurf einer neuen G.O. (Wien 1879) gefammelt — für das Ber- 
ftändniß des jüngften Entwurfes beachtenswerthe8 Material. 

Vor Allem fällt auf, daß die Beitunmungen der Entwürfe von 1874 und 
1877 in Bezug auf die Haftpflicht von denjenigen des Entwurfes vom Jahre 
1879 fehr erheblich abweichen. Der Entwurf vom Jahre 1874 legt im $ 55, 
Al. 3 dem Unternehmer die Erfagpflicht rücjichtlich jeder Beſchädigung auf, 
„welche ein Hiülfsarbeiter dur einen mit Gefahren verbundenen Gewerbe- 
oder Fabrifsbetrieb ohne nachweisbares Selbſtverſchulden erleidet," fügt jedoch 


!) Die folgende Darftellung der gewerblichen Reformbeftrebungen ftammt aus ber 
Feder des Univerfitätsdocenten Dr. Braf. 
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die Befhräntung bei, daß die Erfagpfliht nur infoweit einzutreten babe, als die 
Unterftügung aus einer Hülfskaſſe nicht ftattfände oder nicht ausreichen würde. 
Letztere Beſchränkung läßt der Entwurf vom Jahre 1877 wieder fallen, beſtimmt 
aber im $ 73, WU. 3: „Für jede körperliche Verlegung oder Tödtung eines 
Hülfsarbeiterö, welche durd einen ſchon unter gewöhnlichen Umftänden mit Ge- 
fahren verbundenen Gewerbebetrieb bewirkt wird, hat der Unternehmer angemefjene 
Entihädigung zu leiften, fofern derjelbe nicht beweift, daß die körperliche Ver— 
letzung oder Tödtung durch Berfhulden des betroffenen Hülfsarbeiters oder durch 
einen ee Zufall (höhere Gewalt) erfolgt iſt.“ 

Prüft man die gutachtlichen Aeuferungen der Handelöfammern und der 
fonftigen befragten Corporationen, fo fällt auf, daß nicht eine derfelben diefe Be- 
ftimmungen unbedingt billigt. Die Mehrzahl hat jogar in Berfennung des 
Geiftes und der Tendenz der modernen Haftpflichtgefeßgebung zum Theil die ein- 
fahe Streichung beantragt, zum Theil die Beſchränkung der Haftpflicht des Unter: 
nehmers auf den Fall feines nachweisbaren Verſchuldens gefordert, ein Deſiderium, 
welches mit Rüdficht auf die Beftimmungen des allgemeinen bürgerlichen Rechtes 
recht überflüffig war. Einzelne Antragfteller gingen noch weiter und befürworteten 
jelbjt für den Fall des Verſchuldens des Unternehmers, daß es demfelben gejtattet 
jei, die aus einer Hülfskaſſe fließende Unterftügung in den von ihm zu leiftenden 
Erfagbetrag einzurechnen (die3 hatte auch der Entwurf vom Jahre 1874 beab- 
fihtigt). Dabei unterfheiden die erwähnten Antragfteller gar nicht, ob und wie- 
viel der Unternehmer ſelbſt zur Hülfsfafje beiträgt, und ob die Kaffe bei ber 
Unternehmung jelbft als Fabrikskaſſe errichtet ift, oder ob fie Lediglich von den 
Arbeitern als ein jelbftändiger Hülfsverein derjelben in's Leben gerufen wurde, 
Es läßt fich kaum verfennen, daß, wenn eine derartige Einrechnung in dem ge- 
wünſchten Umfange in der That ftatuirt wiirde, dennoch in den allermeiften Fällen 
nur die Heilunggtoften und die Unterftügungsbeträge während der Krankheitsdauer 
hierbei zur Deckung kämen. Ja bei einer langwierigen Krankheit würde das 
Einrehnungsredht zum Theil dadurch gegenftandslos, daß die weitaus überwiegende 
Zahl der Statuten die Kranfheitsaushilfen auf wenige Monate, oft nur auf einige 
Wochen beſchränkt. In jeltenen Fällen wäre aber die Möglichkeit vorhanden, 
die von einer Hülfskaſſe gemährte Unterftügung wegen Arbeitsunfähigkeit, ſowie 
eine Wittwenpenfion oder Waifenunterftügung einzuredhnen, da unter 860 Hülfg- 
laſſen Defterreich8 nad) den neueften amtlichen Erhebungen blos 52 zugleich al3 
Verforgungs- und Invalidenkaſſen, und fogar nur 18 als Wittwen: und blos 
17 als Waifenfafjen fungiren (vergl. die officielle Publication: Die gewerblichen 
Hülfsfaffen in den im Reichsrathe vertretenen Yändern. Wien 1880). 

Ein Theil der Gegner der zu mormirenden ftrengeren Haftpflicht erklärt 
fi übrigens nicht jo ſehr gegen eine Verfhärfung der Haftpflicht des gewerblichen 
Unternehmers überhaupt, al3 vielmehr dagegen, daß diefelbe nur die Unternehmer 
gewiffer Productionszweige zu treffen habe, während fie bei anderen nicht normirt 
werte, obwohl gleich ftarfe Gründe dafür ſprächen, wie 3. B. bei Bergwerken 
und Gruben. Die Klage über die hierin liegende Einſeitigkeit iſt allerdings in— 
ſofern berechtigt, als der im Jahre 1876 erſchienene „Referentenentwurf eines 
neuen Berggeſetzes“ im Gegenſatze zu dem zwei Jahre zuvor publicirten erſten 
Gewerbeordnungs⸗ Entwurfe keine Beſtimmungen über die Haftpflicht enthält und 
doch kein Grund dafür namhaft gemacht werden kann, warum die Haftpflicht 
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de3 Bergbauunternehmers nad) anderen Grundjägen normirt werden follte, als 
diejenige de3 Fabrikanten. Es erjcheint dies um fo auffälliger, als beim Bergbau 
die Gefahr von Unglüdsfällen imminenter tft und die Erfahrung aud ein 
häufigeres Eintreten beflagenswerther Kataftrophen erhärtet. Trotz des Beftandes 
der Knappſchaftskaſſen al3 Kranken und Berjorgungsinftitute und troß des ge— 
ſetzlich normirten Beitrittszwanges der Arbeiter ($ 20 des allgem. Berggefetes) 
ift die bisherige Verforgung verunglüdter Arbeiter jehr mangelhaft. Bet der 
Menge Kleiner Unternehmungen in einzelnen Kionländern, wie 5. B. in Böhmen, 
und bet der ſchwer zu befiegenden Abneigung der Unternehmer gegen die Bildung 
von Revierbruderladen (melde, abgejehen von den verficherungstechnifchen Bor: 
teilen, dem Arbeiter die Freizügigkeit innerhalb des Kreiſes der betheiligten 
Unternehmungen gewähren), fehlt einer großen Anzahl von Knappſchaftskaſſen 
jede folide verficherungstechniiche Balis, deren erfte Vorausfegung eben eine ent: 
ſprechend große Mitgliederzahl it. Dazu kommt, daß die Unternehmer nad) 
geltendem echte nicht beitragspflichtig find. Zwar wird dem durch einen Un: 
glüdsfall arbeitsunfähig gewordenen Arbeiter nad) den meiften Statuten eine 
Anzahl Dienjtjahre (meift 10) mehr angerechnet; doch iſt e8 bei der hervor: 
gehobenen Sadjlage gleihmwohl begreiflih, daß die Kaſſen um Durchſchnitt jehr 
eringe Provifionen zahlen. So betrug 5. B. im Jahre 1878 die durchſchnitt⸗ 
ihe Jahresprovifion eines der 26821 Provifioniften (Invaliden, Wittwen, 
Waiſen) Defterreihs blos 331, fl. ö. W. Bei Erwägung des VBorangefchidten 
dürfte fein Zweifel darüber obwalten, daß der in den Unternehmerkreiſen über: 
haupt beliebte Hinweis auf die Hülfsfaffen auch hier fein triftiger Grund ift, 
die Nothwendigkeit eines befonderen Haftpflihtparagraphen in Frage zu ftellen. 
Es ergiebt ſich vielmehr, wie jehr die Arbeiter im Rechte find, wenn in ihren 
Kreifen der Wunſch nad einer befjeren Regelung der Haftpflichtverhältnifie gehegt 
und ausgefprochen wird, 

Der im VBorhergehenden geſchilderte Standpunkt der Mehrzahl der durd 
die Reform tangirten Intereſſentenkreiſe wird jedoch nicht allgemein als der richtige 
anerkannt. Die meiften der in diefer Frage der Minorität angehörenden Kammern 
erkennen zwar die Billigfeit einer ftrengeren Regelung der Haftpflicht an, doch 
finden fie die nad) den Beftunmungen des Entwurfs beabfichtigte Norinirung für 
den Unternehmer allzu hart. Sie heben namentlid; hervor, daß erfahrungsmäftg 
die Sorglofigfeit des Arbeiters wachle, je länger er bet einem mit Gefahren ver 
bundenen Betriebe beichäftigt ſei; da aber das Selbſtverſchulden des Arbeiters 
in den jeltenften Fällen nachgewiejen werden könnte, jo würde der vorliegende 
Haftpflichtparagraph nur eime Prämie für den Yeichtfinn und die Sorglofigkeit 
des Arbeiter bilden und dem Unternehmer auch dann die Haftpflicht aufhalfen, 
wenn dur das Verſchulden eines Arbeiters jeine Mitarbeiter verunglüden 
u. dgl. mehr. Aus diefen und ähnlihen Erwägungen wird die Ausdehnung der 
Haftpflicht des Unternehmers blos auf folgende Fälle beantragt: 

I) wenn den VBorjehriften eines befondere Schugvorrichtungen vorſchreiben— 
den Geſetzes, z. B. der Norm über die Einfriedung der Mafchinen, nicht ent- 
ſprochen wurde und dies eine Verunglüdung zur Folge hatte; 

2) wenn auch nur dem Stellvertreter de3 Unternehmers die Auferadt- 
laſſung der für den betreffenden Betrieb vorgefchriebenen oder doch allgemein 
üblichen Vorſichten nachgewieſen werden fann. 
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Blos eine einzige Kammer (Wien) acceptirte den Grundfag des Haftpflicht- 
paragraphen, wünſchte jedoch mit Rüdficht auf die Schwierigkeit des Beweiſes 
de3 Selbftverjchuldens, daß derfelbe vor dem Gemwerbegerichte oder vor Sach— 
verſtändigen geführt werde. Eine andere Kammer ſchließlich wollte die Befreiung 
des Arbeitgeber3 dann ftatuirt wijfen, wenn er nachweiſt, daß ihn bei dem Un— 
glüde fein Verſchulden treffe. 

Sp divergirend auch im Einzelnen die beſprochenen Gutachten der Handels- 
fammern erjcheinen, jo kommen fie doc indgefammt darin überein, daß fie eine 
mildere Haftpflicht als die urjprünglich beantragte urgiren. Offenbar wurde 
unter dem Einfluffe diefer Gutachten im neueften Entwurfe die Haftpflicht 
weſentlich eingefhränft. Nachdem derſelbe nämlih in Art. 3 gewiſſe Einrich— 
tungen zum Schutze für Leben und Gefundheit des Arbeiterd ausdrüdlich vor— 
gefchrieben (vergl. unten ad 8), beftimmt er in Art. 4 Nachftehendes: 

„Wenn durch Außerachtlaſſung der Vorfchriften des Art. 3 von Geiten 
eines Bevollmächtigten oder eines anderen Beftellten des Gewerbeinhaber3 oder 
wenn durch ein anderes in Ausführung der Dienftverrichtungen diefen Perjonen 
zur Laſt fallende Berfchulden die Tödtung oder körperliche Verlegung eines 
Hülfsarbeiter8 herbeigeführt wurde, fo haftet in allen diefen Fällen der Gewerbs— 
inhaber für den dadurch entftandenen Schaden und hat den Erſatz nad) Maß— 
gabe der SS 1325—1327 a. b. G. B. zu leiften.” 

Die Beweislaft rückſichtlich des Verſchuldens des Arbeitgebers oder feines 
Beftellten Fällt gemäß diefer Beſtimmung dem verunglüdten Arbeiter beziehungs: 
weife den nad) Maßgabe des 8 1327 a. b. G. B. erſatzberechtigten Perſonen 
(Wittwen, Waiſen) zu. Sie wird ihnen unter Umſtänden inſofern erleichtert, 
als ſchon der Nachweis, es ſtehe die Verunglückung im Cauſalnexus mit der 
Mangelhaftigkeit einer vom Geſetze vorgeſchriebenen oder im Sinne deſſelben von 
der Behörde angeordneten Schutzvorrichtung, die Erſatzpflicht begründen wird. 
Bemerkenswerth iſt dabei, daß ſich ſohin die Haftpflicht des Unternehmers für 
das Verſchulden des Beſtellten nicht mehr auf den bloßen all der culpa in 
eligendo und auf den Erſatz des bloßen Schadens beſchränkt, ſondern daß ſich 
diejelbe auf jedes Verſchulden feines Beftellten in Ausübung der Dienftverrid- 
tungen erftredt, und daß der Erjas im vollen Umfange nady SS 1325—1327 
einzutreten hat. 

Wenngleih der Entwurf in Bezug auf die Verſchärfung der Haftpflicht 
hinter feinen beiden Vorgängern weit zurüdteht, jo hat er doch andererfeits Be- 
fimmungen getroffen, welche gegenüber jenen der beiden früheren Eniwürfe und 
des Eijenbahnhaftpflichtgefeges vom 5. März 1869 einen wefentlichen Fortichritt 
bedeuten. Iſt doch ftet3 die Beweisfrage al3 jener Umftand bezeichnet worden, 
der den Nothftand unferer Schadenserſatzproceſſe in erfter Linie verjchulde. Mit 
richtigem Griffe hat daher der Entwurf in WU. 4 und 5 deſſelben Artifel3 dem 
Richter die freie Beweiswürdigung zugeftanden, und zwar jowohl vüdjichtlic 
de3 Beftandes eines Erſatzanſpruchs als auch rücfichtlih der Höhe deſſelben. 
Frei follte der Richter die Beweisergebniffe würdigen nicht nur in dem Falle, 
wenn auf Grund der Haftpflichtbeftimmungen des Entwurfes geklagt würde, 
jondern auch dann, wenn die Erfasflage auf Grund des allgemeinen bürger- 
lihen Rechtes gegen den Unternehmer, feinen Beftellten oder irgend eine andere 
Schuld tragende Perfon angeftellt wird. 
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Bezüglic des Haftpflichtparagraphen des jüngften Entwurfs ift noch zu be» 
merfen: 

1) Daß fi) die durch denjelben normirte Haftpflicht ausdrüdlih nur auf 
Hülfsarbeiter bezieht, worunter nad) Art. 1 deſſelben Entwurfes „die für höhere 
Dienftleiftungen angeftellten Individuen, wie: Werkführer, Mechaniker, Factoren, 
Buchhalter, Caffirer, Expedienten, Zeichner, Chemiker“ nicht inbegriffen jind. 

2) Daß hier im Gegenfage zu den früheren Entwürfen — und mit 
Nücficht auf die bedeutend gemäßigten Haftpflichtnormen dieſes Entwurfes mit 
gutem Grund — die ausdrüdlihe Beſchränkung auf ſolche Gewerbe entfallen 
it, „die einen ſchon unter gewöhnlichen Umftänden mit Gefahren verbundenen 
Betrieb haben“, welde Beſchränkung übrigens wegen der Schwierigkeit der An- 
wendung diefes vagen Begriffes mande Anfechtung erfahren hatte. Andererſeits 
wird aber gleichwie in den früheren Entwürfen zwiſchen Handwerf und Fabrik 
nicht unterſchieden. 

3) Daß das oben erwähnte Recht des Unternehmers, im den Erjagbetrag 
die von dem Berunglüdten aus einer Hülfskaſſe bezogenen Unterftügungen ein= 
zurechnen, nicht anerfannt wird. 

Sollte diefer oder fonft ein die Haftpflicht de8 Unternehmers verfchärfender 
Paragraph Gejegesfraft erlangen, jo wird er vorausſichtlich den Anftoß zu einer 
ausgedehnten Benugung der Arbeiter-Unfallverfiherung geben, während diefe 
bisher unſeres Willens auf ſehr vereinzelte Fälle beſchränkt war. Wird dod) 
dieſe Eventualität erft feit dem Erfcheinen des erften Entwurfes von den Fabrt- 
fanten ernftlic in Erwägung gezogen. 

ad 6. Ein Bufammenhang ber Beftunmungen über die Haftpflicht mit der 
Geſetzgebung über die Unfallsverſicherung beſteht derzeit nicht. 

ad 7. Vorſchriften über die Anmeldung eingetretener Unglücksfälle be— 
ſtehen bisher in der öſterreichiſchen Legislative in folgenden Fällen: 

1) für die Eiſenbahnbetriebsorgane in Gemäßheit des Handelsminiſterial— 
Erlaſſes vom 1. März 1852. Die Anzeige ift fofort telegraphiſch mit furzer 
Schilderung des Sachverhaltes an das Handelsminiſterium zu erftatten; im 
gleicher Weile ift der die Strede überwachende Beamte der Generalinfpecttion 
der öfterreichifchen Eifenbahnen zu verftändigen, wenn feine Anweſenheit an einer 
beftimmten Station befannt tft; 

2) für diejenigen, welche bei ihren Unternehmungen Dampffejfel be- 
nügen, nad) Handel3minifterial- Verordnung vom 7. Juli 1871 im Falle einer 
Erplofion. Es ift unverzüglich die nächſte Sicherheitsbehörde zu benachrichtigen, 
und ihr Liegt ob, den zur Dampffeffelprüfung beftellten Commiſſär des betref- 
fenden Bezirkes zu verftändigen. Letzterer hat nad Beichaffenheit des Falles 
das Einjchreiten der competenten Aodminiftrativ- oder Gerichtöbehörde zu ver— 
anlafjen, einftweilen aber Alles vorzufehren, was zur Sicherung des Beweis- 
matertal3 nothwendig tft; 

3) für Werksleiter und deren Stellvertreter bei Bergwerken beſteht 
nach den 88 222 und 223 des allgem. Berggeſetzes nur die Verpflichtung, 
Ereigniſſe, welche die Sicherheit von Perſonen gefährden, ſogleich der nächſt⸗ 
gelegenen Verwaltungs- oder Bergbehörde anzuzeigen. Nach 8 163 und 164 
des Entwurfs eines neuen Berggeſetzes iſt jedoch ſowohl der Eintritt einer Ge— 
fahr für Perſonen, insbeſondere für Leben und Geſundheit der Arbeiter, als 
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aud jeder unter oder über Tage eingetretene Unglüdsfall, welcher den Tod oder 
die ſchwere Verlegung einer oder mehrerer Perfonen herbeigeführt Hat, von dem 
Vetrieböleiter oder feinem Stellvertreter fogleih der Bergbehörde anzuzeigen. 
Die Unterlaffung wird mit Geldftrafen bedroht. 

ad 8. Außer den umfafjenden, direct oder indirect die Sicherheit der 
Perfonen berührenden Vorſchriften für den Eifenbahnbetrieb, welche den diesfalls 
in Deutſchland beftehenden conform find, dann der alle Productionszweige be= 
rührenden obligaten Prüfung der Dampftefjel vor der Verwendung und perio- 
diſch während derjelben, find noch befonder8 hervorzuheben: 

1) Die Vorſchriften des allgem. Bergefeges, meldes in $ 170 für 
alle Tag- und Grubenbaue die möglichfte Sicherung gegen Gefahren für Per- 
jonen anordnet, und im $ 171 diesbezügliche Sicherheitömaßregeln demonftrativ 
aufzählt, jo namentlich die Einfriedung aller Tagbaue, die zureichende Ver— 
jiherung brüchiger oder bruchgefährlicher Grubenbaue, die Unterbiihnung über 
10 Klafter tiefer Schächte, die tägliche Unterfuhung und Verfiherung der Fahr— 
fünfte und Fahrmaſchinen, entjprehende Wetterführung, Anwendung bewährter, 
gehörig verſorgter Sicherheitälampen und dergleihen mehr. Die Außeracht— 
laffung der vorgejchriebenen Sicherheitsvorrichtungen fann zu einem Straf: 
verfahren auf Grund der Beftimmungen des allgem. Strafgefege® die Veran- 
laſſung bieten ($ 172), unterliegt aber überdies in allen Fällen ($ 240) der 
Strafbefugniß der Bergbehörden, melde bei fortgefegter Vernachläſſigung ſelbſt 
auf die Entziehung der Bergbauberehtigung zu erkennen haben. Der Berg. 
werföbefiger bleibt der Behörde für die Einhaltung der Sicherheitsvorſchriften 
aud im Falle einer Verpachtung in gleihem Umfange verantwortlid, wie beim 
Eigenbetriebe ($ 187). — Die Bergbehörde hat das Necht und die Pflicht, im 
Halle der Wahrnehmung eines ficherheitämwidrigen Zuftandes nach Umftänden mit 
Zuziehung von Sadjverftändigen die Art der Abjtellung und die Frift zu deven 
Vornahme zu bejtimmen oder diefelbe nöthigenfalls auch) ſogleich auf Koften des 
Vergwert3 anzuordnen ($ 173). — Hieran reiht fi) dann noch weiter die Ver- 
pflihtung der Bergbauunternehmer, bei erlangter Kenntniß von Unglüdsfällen 
in benahbarten Bergwerken alle ihre verfügbaren Arbeitskräfte gegen mäßige 
Vergütung zur Hülfe aufzubieten, was thatfählih immer und ausgiebig zu ges 
ihehen pflegt, wie e8 denn auch nicht an Beifpielen einer fürmlichen Unter: 
weiſung der Bergarbeiter in den auf Hülfeleiftung abzwedenden Arbeiten bei 
Unglüdsfällen fehlt. 

Der Entwurf eines neuen Berggejeges hat von einer auch nur demonftras 
tiven Aufzählung der für die Sicherheit des Lebens und der Geſundheit der 
Arbeiter nothwendigen Einrichtungen Umgang genommen und dies dadurd) moti- 
virt, daß e3 nicht angemefjen ſei, „in ein Geſetz, welches doch nur fefte, wenig- 
ftend für einige Zeit dauernde Regeln geben joll, Vorſchriften aufzunehmen, 
welche bei dem rafchen Fortſchreiten der bergbaulichen Technik und des öffent— 
Iihen Bedürfniffes ihrer Natur nad) in Fürzefter Zeit der Ergänzung und Ab» 
änderung bedürfen.” Nach dem Entwurfe hat demnad) die Erlafjung der noth: 
wendigen Sicerheitsporjchriften im Verordnungswege zu gejchehen, und zwar 
nicht durch das Acderbauminifterium, fondern durch die Berghauptmannjcaften, 
damit den Eigenthümlichkeiten der einzelnen Bergamtsbezirke Rechnung getragen 
werde. Soweit dann die allgemeinen Vorſchriften derartiger Verordnungen beim 
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Eintritt von Gefahren für Geſundheit und Leben der Arbeiter nicht ausreichen, 
hat die unterfte Bergbehörde (der Aevierbeamte) felbftändig die entjprechenden 
Sicherheitsvorkehrungen zu treffen, und zwar ſelbſt ohne Vernehmung des Unter: 
nehmers, wenn Gefahr im Verzuge ift. Wird die Ausführung verweigert, jo iſt 
fie auf Koften des Unternehmers durch die Bergbehörde zu veranlafien. Die 
Hülfeleiftungspfliht der Nachbarwerke ift beibehalten; die Koften derfelben hat 
der Befiger des verunglüdten Werfes zu tragen, vorbehaltlidh des Regreß— 
anſpruches gegen Dritte, welche den Unglüdsfall verjchuldet haben. 

2) So ausführlid) die Vorfchriften des geltenden Rechtes behufs Sicherheit 
für eben und Gefundheit der Arbeiter des Bergbaues find, fo mangelhaft find 
fie ın Bezug auf Fabrikation und Handwerf, Die beftehende Gewerbeordnung 
bat nicht einen Paragraphen aufzumweifen, der eine diesbezügliche Verpflichtung 
de3 Arbeitgeberd auch noch jo allgemein ftatuiren würde, und bejchräntt ſich im 
$ 78 darauf, dem Arbeiter das Recht zum fofortigen Austritte ohne Kündigung 
einzuräumen, „wenn er ohne Schaden für feine Gefundheit die Arbeit nicht 
fortjegen kann.“ Die Bedeutungslofigfeit einer foldyen „indirecten Aufforderung 
an den Arbeitgeber, die geſundheitsſchädlichen Einflüffe fern zu halten“, haben die 
Motive der Entwürfe vom Jahre 1874 und 1879 gebührend gewürdigt. Es 
wird in denjelben betont, der Arbeiter ſei in der Negel nicht genügen unters 
richtet, um die Gefahr rechtzeitig zu erfennen, andererfeit3 fünne er oft durch Noth 
gezwungen fein, ſich gejundheitsfchädlichen Einwirkungen auszufegen, trogdem er 
fie fennt, überdies ſei ihm mit dem Rechte, den Vertrag zu löſen, nicht gedient, 
jolange er Gefahr läuft, ähnlichen Nachtheilen auch bei anderen Gewerbeinhabern 
zu begegnen. 

Der Entwurf vom Jahre 1874 hat im $ 55 die allgemeine Vorſchrift 
des $ 107 der deutfchen Neich3-Gewerbeordnung nahezu wörtlid aufgenommen, 
durch welche dem Unternehmer ganz allgemein aufgetragen wird, „alle Einrid: 
tungen, welche mit Rüdficht auf die befondere Beichaffenheit des Gewerbebetriebes 
und der Betrieböftätte zur thunlichften Sicherung der Arbeiter gegen Gefahren 
für Leben und Gejundheit nothwendig find“, auf feine Koften herzuftellen und 
zu unterhalten. Daran jchloß fi die dem $ 65 der ungarischen Gewerbe 
ordnung nachgebildete Vorſchrift, daß als Wohnungen, welde der Gewerbeinhaber 
feinen Gehülfen einräumt, nur gefunde und bewohnbare Räumlichkeiten benützt 
werden dürfen. Darüber, was in diefen Beziehungen berzuftellen ift, entſcheidet 
die Gewerbebehörde (Aominiftrativbehörde 1. Inftanz); fie hat auch ihren An- 
ordnungen eventuell zwangsweife Geltung zu verjchaffen. — Der $ 73 U. I 
und 2 de3 Entwurf3 vom Jahre 1877 führt die vorerwähnten Beftimmungen 
de8 Entwurfs vom Jahre 1874 näher aus, indem er inZbefondere rücjichtlic) 
der Arbeitsräume ausdrüdlih anordnet, daß diefelben die ganze Arbeitözeit hin 
durch gut beleuchtet, möglicht ftaubfrei erhalten und der Zahl der Arbeiter und 
Beleuchtungsapparate entjprechend ventilirt werden müſſen. In Bezug auf Die 
Maſchinen wird die forgfältige Einfriedung derjenigen Mafchinentheile und 
Treibriemen, welche die Sicherheit der Arbeiter gefährden fünnen, angeordnet. 
Ueberdies findet ſich im Entwwurf und zwar im $ 20 Al. 3 die Beftimmung des $ 18 
der deutſchen Neich3-Gemwerbeordnung, der zufolge der Behörde die Pflicht obliegt, 
bei Gelegenheit der Prüfung concefjionspflichtiger Anlagen jene Anordnungen 
zu treffen, welche zum Schutze dev Arbeiter gegen Gefahren für Gefundheit und 
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Leben nothwendig find, und diefelben fogar zur Bedingung der Genehmigung 
zu machen. 

Diefe Beſtimmungen begegneten in den „gutächtlichen Aeußerungen“ we— 
nigen, dazu belanglofen Einwänden. Es ift daher erflärlih, daß aud) der 
jüngfte Entwurf von denjelben nicht abgewichen tft; fie find im Art. 3 nur 
ftiliftifch etwas ſchärfer gefaßt und ift das Einfriedungsgebot durd Aufzählung 
der hier am meiften in Betracht kommenden Gegenftände (Mafchinen und ihrer 
Theile, Schwungräder, Transmiffionen, Achfenlager, Aufzüge) genauer präcifirt. 
Bon der Haftpflicht des Unternehmer3 im Falle der Außerachtlaſſung der hier 
vorgefchriebenen SicherheitSvorfehrungen wurde bereit3 oben gehandelt. 

Es bleibt nur noch Eines zu bemerken. Die richtige Ausführung der oben 
erwähnten VBorfchriften jet nothiwendig entſprechende Erecutivorgane voraus, 


Ohne die zwedtentfprechende Organiſation derfelben bleibt das Gefeg ein todter- 


Buchſtabe. Der Wirkungsfreis der derzeit als Gewerbehörden erjter Inftanz 
fungirenden Bezirfshauptmannfchaften ift aber viel zu ausgedehnt, ihr Intereſſe 
viel zu getheilt, ihr Verſtändniß endlich auch in Fragen, die Fachkenntniſſe 
vorausfegen, oft viel zu unzureichend, al3 daß fie beim beften Willen im Stande 
wären, die Einhaltung der vom Gefege vorgejchriebenen präventiven Mafregeln 
wirfjam zu controliren, Died wird jelbft von den den Entwurf von 1877 
begutachtenden Kammern mehrfad; hervorgehoben. Die Einführung der bewährten 
Juftitution der Gewerbeinfpectoren, wie fie durd) die Entwürfe vorgejehen 
it, erfcheint von diefem Gefichtspunft aus als eine wejentliche Bedingung für die 
Realifirung der humanitären Beftrebungen der Gefeggebung auf diefem, wie aud) 
auf anderen, hier nicht in Frage ftehenden Gebieten. 
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Die Haftpflicht gewerblicher Unternehmer nach engliſchem 
Recht. 


Bon B. von Bojanowski in London. 


Seit mehreren Jahren find in dem britiihen Parlamente Verſuche gemacht 
worden, um die Trage betrefj3 der Haftpflicht gewerblicher Unternehmer den von 
ihnen erwerbsweiſe beichäftigten Leuten gegenüber aus Anlaß körperlicher Beſchä— 
digungen (Employers liability), im Wege der Geſetzgebung zu behandeln und 
zu erledigen. Dieje Verſuche haben fid) bis jest (Jun 1880) als von Erfolg 
begleitet nicht gezeigt; in dem Vereinigten Köntgreihe fo wenig als in einem 
der zu demfelben verbundenen drei Reiche ift zur Zeit ein Specialgefe für die 
Angelegenheit maßgebend. Die Erörterung bezw. Entjheidung bezüglider Fragen 
erfolgt daher nad) dem im jedem der einzelnen Länder geltenden gemeinen Rechte 
(Common Law); dasjenige des Königreichs England liegt der folgenden Dar: 
ftellung des beftehenden Rechtsſtandes (f. 1. unten) zu Grunde. 

Anlangend nun dieſes gemeine Recht, welches u. U. Fiſchel (die Ber: 
faflung Englands ©. 1. 24) das einzig in feiner Anwendung erkennbare eng- 
liſche Gewohnheitsrecht nennt, von dem die Statuten (d. h. die Geſetze) nur die 
Beftätigung einzelner Grundfäge find, fo ift vielleicht nicht überflüffig daran zu 
erinnern, daß es ungefchrieben eriftirt. Beweismittel dafür, daß irgend eine 
Rechtsauffaſſung Common Law jet, bieten die Entiheidungen der Yandesrichter, 
die, nach engliſcher Anfhauung, recht eigentlich das Recht zu finden haben — 
nicht in dem Sinne, daf fie berufen wären, neue Recht da zu fchaffen, wo 
joldes bisher nicht vorhanden war, oder neue Grundfäge da aufzuftellen, wo 
8 an folhen bisher fehlte, jondern in dem Sinne, daß ihre Aufgabe ift, 
anerfannte Recht2grundfäge auf neu eintretende Combinationen von Thatumftänden 
jur Anwendung zu bringen. Anerfannte Rechtsgrundjäge de8 Common Law 
find diejenigen, melde von dem ordnungsmäßig berufenen Richter früher als 
jolhe Hingeftellt wurden; fie zu ändern ift, falls fie nicht abſurd find oder 
gegen die Rechtsidee verſtoßen, unftatthaft. 

Die hier alsbald unter 1. mitgetheilten Vorſchriften des Common Law 
find derartige durch gerichtliche Entjcheidungen erwiefene gewohnheitrechtliche 
Grundſätze. 

Schriften XIX. — Haftvflichtfrage. 2 
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1. Die Haftpflicht nach gemeinem Recht. 


Wer durd eigene Nacjläffigkeit einem Anderen Schaden zufügt bat, 
vorausgeſetzt, daß der Beſchädigte nicht felbft im Stande der Nachläſſigkeit fich 
befand, dem Beihädigten Schadloshaltung zu gewähren. Eine Ausnahme von 
diefer Regel befteht für haus: oder gewerbswirthichaftliche Unternehmer nicht. 
Der Dienft- oder Gejhäftsherr hat mithin, wenn die eigene Nachläſſigkeit dem 
von ihm zu Dienft: oder Erwerbszwecken befhäftigten Perſonal fürperlichen 
Schaden bereitet, der betreffenden Perſon eben jo gut Scadloshaltung zu ge 
währen, wie einer etwa bejhädigten, an dem Unternehmen nicht betheiligten 
dritten Perſon. 

ALS Dienft: oder Geſchäftsherr (Hausherr, Unternehmer, Arbeitgeber, 
Master) ift anzufehen wer, gleichviel wie, einen Anderen mit deſſen Zuftimmung 
zu Zweden wirthſchaftlicher Art für ſich thätig fein läßt (Dienftboten, Arbeiter, 
Gejchäftsangeftellte, Servant),. Die Lebensftellung des Dienftherrn (master) 
macht feinen Unterſchied aus; verſchiedene Gewerbe werden daher nicht ver: 
ſchieden behandelt. Die fragliche Verpflichtung iſt die Jedem allgemein obliegende 
und die nämliche innerhalb der Induſtrie, Haus: und Landwirthſchaft, Handwerf. 

Die Nachläſſigkeit gilt dann als eine ſolche, welche die Verpflichtung zu 
Schadloshaltung begründet, wenn fie bet der bezüglidhen Handlung oder Unter: 
laffung der Nichtanwendung gewöhnlicher Vorſicht gleihfommt; die dienftheifchen- 
den Perjonen (the employer) und die dienftleiftenden (the employed) find alſo 
in ihren gegenfeitigen Beziehungen dafür verhaftet, daß die Erfüllung übernom- 
mener Pflichten nicht durch gewöhnliche Nachläſſigkeit (ordinary negligence, 
culpa levis — ein Benehmen, welches unterhalb des Maßes der von einem 
ordentlichen Manne gewohnheitsmäßig aufzumendenden Sorgfalt bleibt) Abbruch 
erfahre. 

Sid) im Wege vertragsmähiger Abreden von diefer Haftpflicht frei zu 
machen, dieſelbe auszuſchließen, ift nicht unftatthaft. 

Wie für fi jo haftet der Geſchäftsherr aud für das Verhalten feines 
Stellvertreters. 

Beſonders erwähnenswerthe Fälle, in denen die Haftpflicht begründet 
iſt, ſind: 

Nachläſſige Auswahl der zur Beſchäftigung zugelaſſenen Perſonen oder 
Verſtattung derſelben zum Verweilen im Dienftverhältnig, nachdem ihre Untaug— 
lichkeit ermittelt ward. Der Unternehmer haftet dafür, daß feine Leute mit 
zwecdienlichen Meaterialten und gebrauchsfähigen Geräthſchaften verjehen find; 
er bat auf das Verhalten feiner Leute gebührend Acht zu geben, fie vor zunädft 
nicht zu erwartenden Gefahren zu warnen, aud für die thunlichit ungefährliche 
Bewerktelligung der übernommenen Arbeiten die geeignete Vorkehr zu treffen!). 

Fälle, in denen die Haftpfliht ausgeſchloſſen ift, find hauptfächlich: 

Kenntniß der Gefahr, welder die im Dienft beichäftigte Perfon ficd aus: 
zufegen hat, ohne Unterfchied, ob diefe Kenntniß bei dem Beſchädigten al3 vor- 
handen geweſen nachweisbar ift, oder ob nad Lage der Umftände anzunehmen 


ı) Horace Smith, On Negligence, London 1880, ©. 55 ff. giebt eine Zufammen- 
ftellung zahlreicher Präjudizfälle. 
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ift, daß der fpäter Befchädigte fie bei Eingehung des Dienftverhältnifes fich 
hätte vergegenmwärtigen jollen; der Eintritt oder das Verweilen in Gefahr nad) 
ftattgehabter Warnung. 

Diefe allgemeinen Rechtsregeln erfahren Veränderungen durch Erweiterung 
der Haftpflicht nad) einer Seite hin und durch deren Einſchränkung nad) anderer 
Seite hin. 

Die Erweiterung beruht darin, daß, nad) gemeinem echt, der Ge- 
ſchäfts⸗ c. Herr (master) für Schaden haftbar ift, den die von ihm beichäftigte Perſon 
während oder aus Anlaß der fraglichen Beſchäftigung einer dritten, bei dem 
fraglihen Unternehmen nicht betheiligten Perfon zufügt, ſelbſt dann, wenn die 
Handlung oder Unterlaffung einer ausdrücklich ertheilten Weifung des Geſchäfts— 
herrn zumiderläuft. Der zu Grunde Tiegende Rechtsſatz ift: „Respondeat 
superior‘; die Zeit, ſeitdem derfelbe zur Anwendung gelangte, ift nachweisbar 
die Regierung Carl's II.!), Mit der erwähnten Maxime ift dann die andere: 
„Qui facit per alium facit per se“ in Berbindung gebracht worden, obwohl letztere 
ſich unzweifelhaft auf ganz andere Verhältniffe bezieht als erftere, und jo findet 
jih nun der maßgebende Grundfag in dem Erfenntniffe in Sachen Hutchinſon 
contra die York-Newcaſtle- und Berwid-Eifenbahngefellihaft vom Jahre 1850 
wie folgt ausgejprohen: „Die Rechtfertigung des Princips, kraft deſſen der 
Geſchäftsherr (master) im Allgemeinen für diejenigen Unfälle aufzulommen ge= 
halten it, die aus dem nachläſſigen Verhalten der von ihm bejchäftigten Perjon 
(servant) hervorgehen, muß darin gefunden werden, daß die Handlung des 
Untergebenen in Wahrheit des Herrn eigne Handlung if. Wenn der Herr 
feinen Wagen felbft. fährt und einen Vorübergehenden aus Ungeſchicklichkeit ver- 
legt, ift er felbftverftändlich für diefe Ungefchieklichkett verantwortlih; wenn er, 
ftatt feinen Wagen jelbft zu fahren, feinen Untergebenen dies thun läßt, tft der 
Untergebene Iediglic ein von dem Herrn in Bewegung gefettes Werkzeug. 3 
war de3 Herrn Wille, daß der Untergebene zu fahren habe und was Letterer 
in Ausübung des Willens feines Herrn thut, fünnen Andere als die Handlung 
des Herrn anſehen.“ 

Die Einſchränkung iſt durch die in dem Erkenntniſſe in Sachen 
Prieſtley contra Fowler vom Jahre 1837 niedergelegte Lehre von der gemein— 
ſchaftlichen Beſchäftigung (Common employment) eingeführt worden ?). Hierunter 
wird verftanden, daß der Dienft: oder Geſchäftsherr (master), der in 
jeinem Dienft bejchäftigten Perfon (servant) dann für Beſchädigung nicht 
haftet, wenn der jchädigende Vorgang das Ergebnig der Handlung oder 
Unterlaffung eines Dienft- oder Arbeitsgenofjen (fellow servant) des Be— 
Ihädigten ift und während der Zeit der gemeinfchaftlihen Beſchäftigung fich 
zugetragen hat. Als Arbeitögenoffe gilt wer immer, gleihviel in welcher, 
jedoch ſchließlich von dem nämlihen Dienſt- oder Gefhäftsheren abhängiger 
Stellung mit einem Andern fid) befindet; gemeinſchaftliche Beſchäftigung ift die 
gleichzeitige Verwendung zweier oder mehrerer Perjonen zu Förderung bezw. 
Erreichung eines gemeinfhaftlihen Zwecks. Wie für den Begriff der „Arbeits- 





) Bol. die Zeugenausfage des Lord Juftice Sir W. Brett vor dem Parlaments- 
ausfhuß von 1877. Employers Liability Report Nro. 285. 1877. 
2) Die Lehre vom Common Employment ift feit der 1856 getroffenen Entſchei— 
dung des Haufes der Lords Common Law in jedem der drei Königreiche. 
2 * 
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genoſſenſchaft“ gleichgiltig ift, ob etwa ber eine Arbeiter dem andern gegenüber 
in einer mit bejonderen Befugniſſen ausgeftatteten, oder in einer dem Anjehen 
oder der Verantwortlichteit nad höheren, felbft in einer Autoritätstellung fich 
befindet, jo ift für den Begriff der „gemeinſchaftlichen Beſchäftigung“ ohne Be— 
lang, ob die Art, in welcher die Verwendung der Genofjen ftattfindet, die näm- 
liche oder eine verjchiedene iſt; folgende Stellungen gelten z. ®. als genoffen- 
ichaftlihe: Arbeiter und Werfführer; Bremſer und Zugführer; Grubendirector 
(manager) und Bergarbeiter. 

Daß die geſchilderte Ausdehnung der Haftpflicht von Gefchäftsherren dritten 
Perjonen gegenüber auf Grund des dem Sclavenrehte des Alterthums entnom- 
menen Sage „Respondeat superior‘ weiter geht, al3 bei freien Arbeit3ver- 
hältnifjen billig erjcheint, darüber dürfte faum ein „Zweifel beftehen. Auf der 
anderen Seite ift die Einſchränkung bezw. der Fortfall der Haftpflicht bei dem 
Borhandenfein gemeinjchaftliher Beihäftigung dann, wenn etwa das Verhältniß 
des Arbeiters zu einer in gejchäftlicher Beziehung ihm übergeordneten Berfon in 
das Auge gefaßt wird, anfcheinend faum minder unbillig. Dann wird für die 
Begründung der fraglichen gemeinrechtlihen Lehre angeführt, wie von englifchen 
Juriſten zu gefchehen pflegt, daß die Dienftleiftungen anbietende PBerfon, von 
deren freiem, unbeeinflußtem Willen abhängt, ob fie in ein und eventuell in 
welches Dienftverhältnig eintritt, durch den demnächſtigen Abſchluß des Dienft: 
miethevertrags, und zwar lediglih dur die Thatſache des Eintritt3 in den 
Dienft, ſich anheifchig macht jegliche mit der fraglichen Beichäftigung verbundene, 
aljo nothwendiger Weife als möglich denkbare Gefahr für eigene Rechnung zu 
laufen, und daß zu ſolchen Gefahren an erfter Stelle auch deutlichft voraus» 
jehbar diejenigen oehören, welche aus dem nachläſſigen Verhalten von Arbeits: 
genojjen hervorgehen können, jo mag dies injoweit zuläfjig fein, als eben nur 
die Handlungsweife unmittelbar zu gleicher Zeit, am gleichen Ort und in gleicher 
Art befchäftigter Mitarbeiter zur Sprache fommt. In diefer Beziehung glaubte 
der in 1877 zu Erörterung der Angelegenheit berufen gewefene Ausihuß des 
britifchen Unterhaufes in feinem Gutachten !) die Principien des englifchen Rechts 
nicht zutreffender oder befjer rechtfertigen zu fünnen als ſolches bei der Entfchei- 
dung des Falles Farwell contra die Bolton und Worcefter Eifenbahngefellichaft 
von Seiten eine8 amerikaniſchen Richter mit folgenden Worten gefchehen: „Wenn 
verfchiedene Perſonen bei der Durchführung eines gemeinschaftlichen Unternehmens 
beichäftigt find und die Sicherheit jeded Einzelnen hauptfählid von der Sorg— 
falt und der Gefchieflichteit abhängt, mit der jeder Andere die ihm obliegenden 
Pflichten verrichtet, jo beobachtet Jeder das Verhalten de8 Anderen, kann Jeder 
von etwaigem Mifverhalten, Untauglichfeit oder Pflichtverſäumniß Anzeige machen 
und den Dienft verlaflen, fobald der gemeinſchaftliche Unternehmer die für die 
Sicherheit aller Betheiligten erforberlihen Maßnahmen zu treffen, oder ent= 
Iprechend qualificirte Agenten anzuftellen ablehnt. Die Sicherheit jedes Einzelnen 
läßt ſich auf ſolche Art weitaus wirkſamer erreichen als der Fall fein würde, 
wenn der gemeinichaftliche Unternehmer aus Anlaß einer durch gegenfeitige Nach— 
läſſigkeit verſchuldeten Einbuße an Menfchenleben zu Zahlung von Entſchä— 
digungsgeldern angehalten werden fol.“ 


ı) Bol. oben ©. 19 Anmerkung 1. 
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Allein in dem oben bereit3 angedeuteten Falle der Dazwiſchenkunft eines 
zwar mituntergebenen, jedoch in irgend leitender oder beauffichtigender Stellung 
befindliben Arbeitsgenoffen liegt die Sache doch anders. Vergegenwärtigt man 
fih nämlih die allgemeinen Grundfäge in Anfehung der Haftpfliht — denen 
zufolge diefe eintreten fol, wenn der Gejchäftsherr (master) nicht ordnungs- 
mäßige Materialien oder Vorkehrungen für die Bewerfftelligung der Arbeit 
befhafft Hat, oder wenn derfelbe in der Auswahl derjenigen Perfonen nachläſſig 
gewejen ift, denen er die Lieferung der fraglichen Materialien oder die Leitung 
der Arbeit anvertraute, oder wenn derſelbe bei der Auswahl geeigneter Dienfts 
oder Gejhäftsangeftellten Mangel an Sorgfalt gezeigt hat — fo ift, feit der 
Grundſatz de Common employment anerkannt ward, dabei nicht zu überfehen, 
daß, um haftbar gemacht werden zu fünnen, der Dienft: oder Gejhäftsherr im 
Thun oder Unterlaffen per ſönlich gehandelt haben muß. Ohne Weiteres ift 
damit Har, daß, wo und fomweit Common employment obwaltet, eigentlich die 
ganze Haftpflicht gegenftandlos if. Angeſichts der derzeitigen Entwidelung ges 
werblicher Verhältniſſe bildet die Vorausfegung einer perfünlichen Thätigfeit des 
Unternehmers in Angelegenheiten der gedachten Art fiherlih mehr die Aus- 
nahme al3 die Regel, gewiß wenigftens in ſämmtlichen belangreicheren und be— 
ſonders in ſolchen Unternehmungen, bei denen die Frage der Haftpflicht praftifch 
zu werden pflegt !). Letztere ift, nad) Lage der Verhältniffe, rechtlich jetzt überall 
da auögefchloffen, wo Corporationen oder öffentliche Gefellihaften (bei denen von 
perfönliher Verantwortung nicht gefprochen werden kann) al3 Unternehmer auf: 
treten, jorwie ferner da, wo Directoren, Agenten, Auffeher, Vormänner u. f. w. 
Seitens des eigentlihen Dienſt- oder Geſchäftsherrn mit der Fürſorge für ges 
Ihäftlihe Angelegenheiten, ſei es überhaupt, ſei es für einzelne Zweige, beauf- 
tragt wurden und die Befugniß zu Anftellung von Arbeitern, Lieferung von 
Materialien oder Beftellung von foldhen u. ſ. w. übertragen erhielten, 

Begreiflich ift, daß auf Seite der Arbeitnehmer feit längerer Zeit eine leb— 
bafte Bewegung gegen die gegemwärtig geltende Doctrin von der Haftpflicht 
überhaupt und gegen die Lehre von der gemeinfchaftlichen Beihäftigung ins— 
bejondere fich geltend gemacht hat. — In welcher Art hierin Abhülfe zu fchaffen 
gejuht wird, zeigt der ım folgenden unter 2. in Ueberfegung mitgetheilte Entwurf 
eines Geſetzes, betreffend die Erweiterung und Regelung der Haftpflicht von 
Unternehmern in Anfehung der Schadloshaltung ihrer bei dem gewerblichen Betrieb 
körperlich befchädigten Arbeiter. Selbftverftändlid, fteht dahin, ob diefer Entwurf 
in der vorliegenden Faſſung Gefetesfraft erlangen wird; nur foviel fei gefagt, 
daß die Wahrfcheinlichkeit dafür eine verhältnigmäßtg große if. Der Entwurf 
ward von der Regierung eingebraht und hat im Allgemeinen im Parlamente 
wie im Bublicum .eine günftige Aufnahme bezw. Beurtheilung erfahren. 

Schließlich ſei noch zu Vervollſtändigung der Angaben über die Rechtälage 
überhaupt angeführt, daß bei dem procefjualiihen Verfahren die Regeln bezüg⸗ 
lich der Beweislaſt keine anderen ſind als die ſonſt gültigen, ferner, daß ein 


— — 


H Vollswirthſchaftlich, ſo wird behauptet, beruht die Ausgleichung darin, daß die 
Löhne in dem gefährlicheren Erwerbszweigen entfprehend höher bemefjen find; im bem 
vergleichsweiſe höheren Lohne fei eine Berficherungsprämie gegen Gefahr enthalten. 
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Bufammenhang mit Unfall-Berfiherungsgejellichaften und der auf folche bezüg— 
lihen Geſetzgebung nicht befteht. 


2. Beabfichtigte Aenderungen. 


Der vorerwähnte Gefegentwurf betreffs andermweiter Regelung xc. der Haft- 
pfliht von Unternehmern ꝛc. lautet in feinen wejentlihen Vorſchriften wie folgt: 


1) Wenn nad) Annahme dieſes Geſetzes ein Arbeiter körperliche Beſchä— 
digung erfährt: 

1. aus Anlaß der ſchadhaften Beichaffenheit der mit dem Gejchäftsbetriebe 
des Unternehmens in Verbindung ftehenden Arbeitsvorfehrungen (Works), 
maſchinellen Anlagen, Geräthichaften oder Inventarienſtücke (Plant or 
stock); oder 

2. aus Anlaß der Nadjläffigfeit irgend einer im Dienfte des Unternehmers 
befindlichen und von diefem mit Wahrnehmung von Auffichtsbefugnifien 
(superintendance) betrauten Perſon; oder 

3. aus Anlaß der Nachläffigkeit irgend einer im Dienfte des Unternehmers 
befindlichen Perfon, deren Befehlen oder Weifungen ber Arbeiter zur 
Zeit des Eintritt3 des Unfall3 nachzukommen verpflichtet war und aud) 
nachkam; oder 

4. aus Anlaf deſſen, daß irgend eine im Dienſte des Unternehmers be⸗ 
findliche Perſon in Befolgung der Dienſtvorſchriften und der Betriebs⸗ 
ordnungen (rules and bye laws) des Unternehmers, oder in Befolgung 
der Weifungen, welche von einer zu dem Behufe mit der Autorität des 
Unternehmers befleidveten Perſon befonder3 gegeben find, eine Handlung 
begeht oder einer Unterlafjung fi ſchuldig macht, 

dann haben der Arbeiter, oder, falls die Beſchädigung das Ableben des Betreffen- 
den herbeiführt, die gefetglichen perjönlichen Vertreter de8 Arbeiter8 eben daſſelbe 
Recht auf Entjhädigung und eben diefelben Anſprüche gegen den Unternehmer, 
wie wenn der Arbeiter nicht ein Arbeiter des Unternehmers oder in deſſen Dienfte 
oder bei deſſen Arbeiten nicht bejchäftigt gewejen wäre. 


2) Kein Arbeiter ift befugt, nad) Maßgabe dieſes Gefeges irgend welche 
Rechte auf Entichädigung oder Anſprüche gegen den Unternehmer in einem der 
nachftehend erwähnten Fälle geltend zu maden; nämlid): 

1. nad) Alinea 1, Abjchnitt 1, es fer denn, daß die dort erwähnte ſchad— 
hafte Beichaffenheit der Nacjläffigkeit des Unternehmers oder einer ſolchen 
in dem Dienfte des Unternehmers befindlichen Perſon beizumefjen tft, 
welcher von Seiten Jene die Verpflichtung auferlegt ward, danach zu 
jehen, daß die Arbeitsvorfehrungen, mafchinellen Anlagen, Geräthſchaften 
oder Inventarienſtücke ſich in ordnungsmäßigem Stand befanden; 

2. nad) Alinea 4, Abfchnitt 1, es fei denn, daß die Beſchädigung durch 
irgend welche Ungehörigfeit (impropriety) oder mangelhafte Beſchaffen— 
heit (defect) der dort erwähnten Dienftvorfchriften, Betriebsordnungen 
oder Weifungen herbeigeführt ward; 

3. überall dann, wenn der Arbeiter" durch feine eigene Nacjläffigfeit zur 
Berurjahung der Belhädigung weſentlich (materially) beigetragen bat; 
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4. überall dann, wenn der Arbeiter von der ſchadhaften Beichaffenheit oder 

von der Nachläſſigkeit unterrichtet war, welche feine Beſchädigung herbei- 

‚ führte, und innerhalb angemefjener Frift davon dem Unternehmer oder 

einer ihm (dem Arbeiter) in dem Dienfte des Unternehmers übergeord- 
neten Perfon Anzeige zu machen oder machen zu laſſen verjäumt hat 
und feinen zureichenden Grund hat anzunehmen, daß der Unternehmer 
oder die gedachte übergeordnete Perfon von der fraglichen ſchadhaften 
Beichaffenheit oder der Nadjläffigkeit Kenntniß befiten. 

3) Der von einem Arbeiter für perfönliche Beſchädigung nad) Maßgabe 
diejed Geſetzes in Anſpruch zu nehmende Entfhädigungsbetrag darf nicht eine 
Summe überjchreiten, welche derjenigen gleichtommt, die ſich rechnungsmäßig al3 
das DVerdienft aus einem dreijährigen Zeitraum vor dem Eintritt der Beſchä— 
digung ergiebt, wenn dabei die PVerhältniffe einer Perfon in gleicher Lebens— 
ftellung zu Grunde gelegt werden, die während jener Jahre in eben demjelben 
Unternehmen und in eben demfelben Bezirk befchäftigt war, in welchem der Ar— 
beiter zur Beit des Eintritt? der Beſchädigung feine Beſchäftigung hatte. 

4) Klagen nad) Maßgabe diefes Geſetzes auf Erlangung von Schadlos— 
haltung für erlittene Beſchädigungen find anders nicht durchführbar, als wenn 
innerhalb ſechs Wochen, von dem Eintritt des die Schädigung verurfachenden 
Unfal3 an gerechnet, Anzeige von der beabfihtigten Anftellung der Klage ge— 
macht, die Klage jelbft aber innerhalb ſechs Monaten, von eben dem Zeitpunkte 
an gerechnet, angeftellt wird. 

5) (Diefer Abfchnitt betrifft das Verfahren vor Geriht und ift hier in 
Wegfall gebracht.) 

6) Soweit die Wortſtellung dieſes Geſetzes nicht ein Anderes erfordert, 
bedeutet für die Zwecke deſſelben 

der Ausdruck „eine mit Wahrnehmung von Aufſichtsbefugniſſen betraute 
Perſon“ eine ſolche Perſon, deren ausſchließliche oder hauptſächliche Pflicht in 
Beaufſichtigung beſteht und welche für gewöhnlich mit ſtofflicher Arbeit (manual 
labour) nicht befaßt iſt; 

begreift der Ausdruck „Unternehmer“ jede Mehrheit von Perſonen, ohne 
Unterſchied ob mit corporativen Rechten verſehen oder nicht, in ſich; 

bedeutet der Ausdruck „Arbeiter“ eine Perſon, auf welche das Unternehmer: 
und Arbeitergeſetz von 1875 Anwendung findet. 

7) Dieſes Geſetz darf als das Arbeiterentſchädigungsgeſetz von 1880 in 
Bezug genommen werden. 


Wenn der Entwurf etwa in dieſer Faſſung, ohne weſentliche Abänderungen, 
Geſetzeskraft erlangen ſollte, fo iſt zu bemerken, daß dann die die Haftpflicht 
angehenden Fragen in Anfehung ſämmtlicher Gewerbebetriebe dem Gebiete de3 

mmon Law entrücdt fein würden, mit Ausnahme des Gewerbes der häus— 
lichen Dienftboten. Dieje gehören nicht zu denjenigen „Arbeitern“, auf welche 
das Unternehmer- und Arbeitergefeg von 1875 ſich bezieht (vergl. in Betreff 
des letzteren: v. Bojanowski, Unternehmer und Arbeiter nad) engliſchem Recht; 
Stuttgart 1877). Dem entſprechend hat auch der vorliegende Geſetzentwurf 
die Bezeichnungen des Common Law (master und servant) nicht beibehalten, 
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und diejenigen des Unternehmer: und Wrbeitergefege3 von 1875 (nämlich 
Employer und Workman) an bie Stelle geſetzt. 

Noch ſei erwähnt, daß, zufolge einer von Seiten der Regierung im briti— 
ſchen Unterhaufe abgegebenen Erklärung, nicht in der Abficht Liegt, diejenigen Ar— 
beiter in die Begriffsbeftimmung „Arbeiter“ in dem Entwurf einzubeziehen, 
welche in den dem Staate gehörenden Anftalten gewerblicher Art Beichäftigung 
finden — die in Berüdjihtigung des Grundjages der Landesverfaſſung, daß 
die Krone niemal3 Urheberin von Unrecht fein kann. 


3. Meldung von Unfällen, hygienische und Schutzvorſchriften. 


Was die gejeglichen Borichriften wegen der Meldung von Unfällen, des— 
gleichen die hygieniichen und die befonderen Schutzvorſchriften im Interefi e von 
Arbeitern betrifft, jo finden ſich foldhe mit Bezug auf 

1) Fabriken und Werkftätten in dem Fabrik und Werkſtättengeſetz 
von 1878; 

2) den Bergwertsbetrieb in ben beiden Geſetzen über Kohlengruben 
und Erzbergwerfe von 1873; 

3) den landwirthſchaftlichen Betrieb in dem Geſetze über Dreſch— 
maſchinen von 1878. 

Auf die Einzelheiten der unter 2) und 3) erwähnten Geſetze einzugehen, 
von denen insbeſondere die über den Bergbau außerordentlich detaillirte Vor— 
ſchriften enthalten, iſt hier ſchwerlich am Orte. Die Verweiſung auf dieſelben 
mag genügen. Anders verhält es ſich indeſſen mit dem neuen Fabrik- und 
Werkſtättengeſetz von 1878, welches an die Stelle der früher geltend geweſenen, 
jetzt ſämmtlich aufgehobenen Geſetze gleicher Benennung getreten und ſonach für 
die verſchiedenartigſten gewerblichen Unternehmen maßgebend iſt. Welche An— 
lagen und Anſtalten nunmehr als Fabriken und Werkſtätten im Sinne des 
Geſetzes gelten, zeigt die Einſichtnahme von Abſchnitt 93 in Verbindung mit 
Beilage IV, Theil 1 und 2. Neu iſt insbeſondere die alsbald unter A an— 
geführte Vorſchrift des Abjchnitt 82 des Geſetzes, derzufolge der Fabrikbefiger 
unter Umftänden zu Erlegung einer Geldbuße bis L£ 100 im Intereſſe der ber 
fhädigten Perfon gezwungen werden kann. 


A. Anzeige von Unfällen. 


Abſchnitt 31. Wenn in einer Fabrik oder Werkftätte ein Unfall ein- 
tritt, welcher entweder 

a. die Einbuße des Lebens für eine in der Fabrik oder Werkftätte beſchäf— 
tigte ‘Perfon zur Folge hat; oder 

b. die fürperliche Beihädigung einer in der Fabrik oder Werfftätte beſchäf— 
tigten Perſon zur Folge hat und entweder durd) die mittelft Dampf:, 
Waſſer- oder fonftige mechanische Kraft in Bewegung gejetste Mafchinerie 
oder durch ein mit heißer Flüſſigkeit oder mit gejhmolzenem Metall 
oder mit anderen Subftanzen gefülltes Faß, Pfanne oder andere bau— 
liche Anlagen, oder durch Erplofion oder Entweidhen von Gafen, 
Dampf oder Metall herbeigeführt ward und von folder Beichaffenheit 
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ift, daß die dadurch befchädigte Perſon innerhalb 48 Stunden nad) Ein- 
tritt des Unfalls zu ihrer Arbeit zurückzukehren aufer Stande ift, 
muß dem Inſpector fowie dem Zeugniß ertheilenden Bezirksarzte unverzüglich 
Ihriftlihe Anzeige erftattet, auch in diefer Anzeige gleichzeitig der Wohnort der 
getödteten oder beſchädigten Perfon oder die Dertlichkeit, wohin dieſelbe gefchafft 
ward, gemeldet werden; fall3 eine derartige Anzeige nicht abgefandt wird, ver: 
fällt der- Fabrif- oder Werfftättenbefiger in eine Geldbuße bi3 2 5. 

(Auf häusliche Fabrifen [Domestic factories ete.] findet der vorftehende Ab⸗ 
Ihnitt nicht Anwendung; vergl. Abfchn. 61 des Geſetzes.) 

Abſchnitt 82, Wenn Jemand aus Anlaß deſſen fein Leben einbüßt, 
oder eine Körperbeſchädigung erfährt, daß der Fabrikbeſitzer irgend welche Ma— 
ſchinerie einzufrieden unterlafjen hat, deren fichere Einfriedung kraft diefes Ge— 
ſetzes oder aus Anlaß defjelben erfordert wird, oder wenn jene Umftände aus 
Anlaß Deffen eintreten, daß der Befiger einer Fabrit oder Werfftätte Fäſſer, 
Pfannen oder jonftige bauliche Anlagen einzufrieden unterlafjen hat, deren fichere 
Einfriedung kraft dieſes Gefeges oder aus Anlaß deffelben erfordert wird, oder 
daß derfelbe diefe Einfriedung in Stand zu halten unterlafien hat, verfällt der 
Fabrik- oder MWerkftättenbefiger in eine Geldbuße bi8 zu E 100, welder Bes 
trag, je nachdem der Staatöfecretair eine bezügliche Anordnung ergehen läßt, 
entweder ganz oder theilweife zum Beften der beihädigten Perfon oder der Fa— 
milie derjelben oder ander3 verwendet werden kann; mit dem Vorbehalte jedoch, 
daß der Fabrikbefiger dann nad) Maßgabe dieſes Gefeges nicht in eine Geldbuße 
verfallen fol, wenn wegen Nichteinfriedung des Theil3 der Mafchinerie oder des 
Faſſes oder der Pfanne oder der fonftigen baulichen Anlagen, durch welche der 
Tod oder die Kürperverlegung herbeigeführt ward, eine Anzeige, ehe der Tod 
oder die Körperverlegung ftattfand, zwar gehört, jedoch al3 zu weiterer Verfol— 
gung geeignet nicht erachtet worden ift !). 


B. Hygienifhe und Schutzvorſchriften. 
a) Hygieniſche Vorſchriften. 


Abſchnitt 3. Fabriken und Werkſtätten ſind in reinlichem Stande und 
frei von ſolchen Ausflüſſen zu halten, welche von Abzugsröhren (drains), 
Aborten und ſonſtigen ſchädlichen Anlagen (nuisance) herrühren. 

Fabriken und Werkſtätten dürfen in der Zeit, während welcher darin 
gearbeitet wird, nicht mit Menſchen dergeſtalt überfüllt ſein, daß ſie dadurch der 
Geſundheit der darin beſchäftigten Perſonen ſchädlich werden; ſie ſind auch der— 
geſtalt zu lüften, daß, ſoviel als thunlich, ſämmtliche Gaſe, Dämpfe, Staub 
oder unreine Subſtanzen anderer Art, welche in dem Verlaufe des darin be— 
triebenen gewerblichen Verfahrens entſtehen und der Geſundheit nachtheilig find, 
unſchädlich gemacht werden. 

Abſchnitt 4. Wenn nad) dem Ermefjen des Fabrifinfpectors eine Hand- 
lung, Unterlafjung oder Verfäumniß mit Bezug auf Abzugsröhren, Abtritte mit 
Waſſer- oder Erdverſchluß, Aborte, Afchengruben, Wafjerzuleitung, ſchädliche 


. I Die Geltendmahung und Verfolgung civilrechtliher Anſprüche auf Entſchä— 
digung nad Common Law ift durch die Vorſchrift in Abfchn. 82 nicht ausgeſchloſſen. 
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Anlagen oder Gegenftände anderer Art in Fabriken oder Werfftätten zwar nicht 
nad) Maßgabe dieſes Gefeges, wohl aber nad; Mafgabe des auf die öffentliche 
Gefundheit bezüglihen Geſetzes als ftrafbar oder al3 zur Abhülfe geeignet an- 
zufehen ift, hat derjelbe von der fraglichen Handlung, Unterlafjung oder Ber: 
ſäumniß ſchriftlich der Gejundheitöbehörde desjenigen Orts Anzeige zu machen, in 
welchem die Fabrit oder Werkftätte belegen ift, und die Geſundheitsbehörde ift 
verpflichtet, Die Angelegenheit, welche zu der Anzeige Anlaß bot, in der Art zu 
unterfuchen und diejenigen weiteren Schritte zu thun, welde fie zu zwangsweiſer 
Ausführung diefes Geſetzes für amgezeigt erachte. 


Abſchnitt 33. Um die Beobachtung der Anforderungen diefes Gefetes 
mit Bezug auf Reinlichfeit in jeder Fabrik und Werkftätte zu fichern, find 
jammtlihe inneren Wände der Räume von Fabrifen oder Werkftätten ſowie 
ſämmtliche Deden oder oberen Theile folder Räume (ohne Unterſchied, ob dieſe 
Wände, Decken oder oberen Theile abgepugt find oder nicht), desgleihen ſämmt— 
lihe Gänge und Treppenhäufer der Fabriken und Werkftätten, wenn fie inner: 
halb fieben Jahren nicht wenigſtens einmal mit Delfarbe geftrichen oder ge— 
firnißt wurden, innerhalb je vierzehn Monaten von dem Zeitpunfte an, zu welchem 
fie zulegt getündht wurden, wenigſtens einmal zu tünchen; find dieſelben aber, 
wie erwähnt, geftrichen oder gefimißt, fo find fie innerhalb je vierzehn Monaten, 
von dem Zeitpunfte an, zu welchem fie zulegt abgewafchen wurden, wenigſtens 
einmal mit heißem Waſſer und Seife abzumafcen. 

(Zumiderhandlungen find mit Strafe bedroht; die Regierung kann von ber 
Beobachtung diefer Vorſchrift unter Umftänden abjehen laſſen.) 


Abſchnitt 34, 35 enthalten befondere Vorſchriften gefundheitspolizeilicher 
Art für Bäckereien. 


Abſchnitt 36 enthält Vorſchriften betreff der Anbringung von Fächern 
oder mechanischen Vorkehrungen anderer Art zur Abwehr des Einathmens von 
Staub in Räumen, mofelbft das Schleifen, Glätten oder Poliren mit dem 
Rade :c. ftattfindet. 


Abſchnitt 37 enthält das DVerbot der Beichäftigung von Kindern, jungen 
Perfonen oder Frauen in Räumen, wofelbft naß gefponnen wird, es fet denn, 
daß ausreichende Mittel vorhanden find, um die Arbeiter vor Durhnäffung zu 
ihügen und da, wo heißes Wafler zur Anwendung gelangt, um das Ein 
dringen von Dampf in die Räume zu verhindern, 


Abſchnitt 38 in Verbindung mit Beilage I des Geſetzes enthält mit 
Bezug auf die Art der Beichäftigung von Kindern und jungen Perfonen nad): 
ftehende Verbotsbeftimmungen : 

1) In Theilen von Fabrifen oder Werkftätten, wofelbft 

das Berfahren der Belegung von Spiegeln mittelft Amvendung von Queck— 
filber, oder 
das Berfahren der Herftellung von Bleiweiß 
betrieben wird, dürfen junge Perſonen oder Kinder nicht bejchäftigt werden. 

2) In Theilen von Fabriken, wojelbft das Verfahren des Schmelzens oder 
Brennens von Glas betrieben wird, dürfen Kinder oder junge Perfonen weib: 
lichen Geſchlechts nicht befchäftigt werden. 
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3) In Fabrifen oder Werkftätten, wofelbft 
a. die Herftellung oder Zurichtung von Mauer- oder von Dachziegeln, 
fofern letztere nicht zur Verzierung dienen, oder 
b. die Herftellung oder Zuridhtung von Salz 
betrieben wird, dürfen Mädchen im Alter von nod) nicht ſechszehn Jahren nicht 
beihäftigt werben. 
4) In Theilen von Fabriken oder Werkftätten, mwojelbft 
a. bei den Metallgewerben das Schleifen auf trodenem Wege, oder 
b. da3 Eintauchen von Zündlichten 
betrieben wird, dürfen Kinder nicht befchäftigt werden. 
5) Bei dem Schleifen in Metallgewerben, wenn daſſelbe anders als auf 
trodenem Wege ftattfindet, oder bei dem Schneiden von Barchent (Fustian eutting) 
dürfen Kinder im Alter von noch nicht elf Jahren nicht bejchäftigt werden. 


b) Schutzvorſchriften. 

Abſchnitt 5. Mit Bezug auf die Einfriedung von Mafchinerie in 
Fabriken gelten folgende Vorſchriften: 

1) ſämmtliche Aufzüge, in deren Nähe Jemand vorübergehen oder bejchäf- 
tigt fein muß, desgleichen ſämmtliche mit Dampf oder Wafjer- oder fonftiger 
mechaniſcher Kraft verbundene Schwungräder, ohne Unterfhied, ob in dem 
Maſchinenraum befindlih oder nicht, ſowie jämmtlihe Theile der Dampf- 
maſchine und des Waflerrades find ficher einzufrieden; 

2). jede3 nicht ander3 verwahrte Achjenlager ift dicht an dem Rande des 
Lagers ficher einzufrieden ; 

3) fämmtlihe Theile der Transmiffion find entweder ficher einzufrieden, 
oder müſſen ſich in folder Lage befinden bezw. von folder Beſchaffenheit fein, 
daß fie in Anfehung fämmtliher in der Fabrik beichäftigten Perſonen ebenjo 
fiher find, wie ſolches bei ficherer Einfriedung der Fall fein würde; 

4) ſämmtliche Einfriedungen find dauernd fo lange in wirffamem Stande 
zu erhalten als die der Einfriedung bebürftigen Theile fi zu Zwecken irgend 
weldhen gewerblichen Verfahrens in Bewegung oder Gebraud) befinden. 

Abſchnitt 6 regelt das Verfahren, weldes dann einzutreten hat, wenn 
ein Fabrifinfpector der Anficht ift, daß in Fabriken irgend welche Theile der 
durch Dampf, Waſſer- oder fonftige mechanische Kraft in Bewegung gefetten 
Maſchinerie, gleichviel welcher Art, auf melde die Vorfehriften in Abſchnitt 5 
feine Anwendung finden, nicht ficher eingefriedet und dergeftalt gefährlich find, 
daß fie die im der Fabrik beichäftigten Perſonen der wahrjcheinlichen Gefahr 
körperlicher Beſchädigung ausfegen. 

Abſchnitt 7. Wenn ein Anfpector dafür erachtet, daß Fäfler, Pfannen 
oder bauliche Anlagen anderer Art (other structure) in Fabriken oder Werf- 
Hätten, welche bei dem darin betriebenen Verfahren oder Gewerbe gebraucht 
werden und an bezw. über denen Kinder oder junge Perjonen wahrſcheinlicher 
Weiſe vorübergehen oder beichäftigt werden müffen, aus dem Grunde Gefahr 
darbieten, weil fie mit heißer Flüffigfeit oder geſchmolzenem Metall oder mit 
anderen Subftanzen dergeftalt angefüllt find, daß fie den im der Fabrik oder 
Werkſtatt beichäftigten Kindern oder jungen Perſonen wahrſcheinlicher Weiſe 
Anlaß zu körperlicher Beihädigung werden können, bat derjelbe dem Fabrik— 
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oder Werfftättenbefiger ein Schreiben mit dem Erſuchen um Einfriedung der 
fraglichen Fäſſer, Pfannen oder jonftigen baulihen Anlagen zuftellen zu laſſen. 

(Die dann eventuell eintretenden weiteren Verhandlungen entjprechen dem 
in Abjchnitt 6 des Geſetzes vorgejehenen Verfahren.) 

Abſchnitt 8. betrifft die Befeftigung von Scleiffteinen, welche mitteljt 
Dampf-, Waller: oder fonftiger mechaniſcher Kraft getrieben werden, wenn die: 
jelben dergeftalt ſchadhaft oder mangelhaft befeftigt find, daß fie den fie benugen- 
den Schleifern wahrſcheinlicher Weife förperlihen Schaden zufügen. 

Abſchnitt 9. Kinder dürfen fo lange als die Mafchinerie in Yabriken 
mittelft Dampf, Waſſer- oder ſonſtiger mechaniſcher Kraft in Bewegung ift, 
zu Reinigung irgend welder Theile der Maſchinerie nicht verftattet werden. 

Junge Perjonen oder Frauen dürfen jo lange als die Maſchinerie in 
Fabriken in Bewegung ift, um irgend melde Theile der arbeitenden Meafchinerie 
zu treiben, zu Reinigung irgend eines Theiles der die Transmiſſion ausmachen- 
den Mafchinerie nicht verftattet werden. 

Kinder, junge Perfonen und Frauen dürfen fo lange als die Maſchinerie 
mittelft Dampf-, Waſſer- oder fonftiger mechanischer Kraft in Bewegung ift, zu 
Arbeiten zwiſchen dem feften und dem umlaufenden Theile einer felbftthätigen 
Mafchinerie nicht verftattet werden. 


Il. 
Ueber Haftpflichtgejeßgebung in Belgien. 


Bon Profefjor M. van der Reſt in Brüffel, aus dem Manufeript überfegt von 
Dr. phil. Louis Erhardt. 


Die verjchiedenen Fragen, welche in dem uns unterbreiteten Quäſtionarium 
de3 ſocialpolitiſchen Vereins geftellt find, künnen auf folgende drei Fundamental- 
fragen zurüdgeführt werden: 

A. Welches find die fpeciellen gejundheitlihen und Schug-Beftunmungen, 

„Der, in andern Worten, welches find die adminiftrativen oder präventiven Maß— 
regeln, die getroffen find zum beftmöglichen Schuß der Arbeiter gegen die Un— 
fälle, deren Opfer fie in den ihnen obliegenden Arbeiten werden fünnen ? 

B. Welches find die Strafen, welche den Unternehmern auferlegt werden 
können, die die durch Geſetze, Reglement oder die Natur der Dinge felbft er- 
forderten Borfichtsmaßregeln in gefährlichen Erwerbszweigen nicht treffen, jet 
3, daß diefer Mangel an Borfihtsmaßregeln feine ſchädlichen Folgen für die 
Arbeiter nach ſich gezogen hat, ſei es, daß diefelben in Folge davon Schaden 
erlitten haben ? 

C. Welches find die Beftimmungen, die die bürgerliche Haftpflicht regeln 
bet Unfällen, welche die Arbeiter bei Ausübung ihres Berufs treffen ? 

Wir glauben, dieje und die andern geftellten Fragen am beften zu beant= 
worten, indem wir in folgender Weife vorgehen: Wir werden zunächſt die ad- 
miniftrativen Maßregeln mittheilen, welche zum Schug für die Sicher— 
heit der in gefährlichen Induſtriezweigen befchäftigten Arbeiter vorgefchrieben 
find, und die Strafbeftimmungen zur Sicherftellung der Beobachtung diefer Maß— 
regeln; wir werden fodann die Beftimmungen des belgischen Strafgefegbuches 
Teproducien, welche gegen die Unternehmer anwendbar find, im Fall ihre Ar- 
beiter von Unfällen betroffen werden, oder im Fall der Vernadjläffigung von 
Vorfihtsmaßregeln; endlich werden wir einige Bemerkungen über gewiſſe Ein= 
richtungen machen, welche ins Leben gerufen wurden, um den von Unfällen be 
troffenen Arbeitern zu Hülfe zu kommen, und zum Schluß werden wir bie 
Örundfäge darlegen, welche die bürgerliche Haftpflicht der Unternehmer gegen- 
über ihren Arbeitern regeln. 
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Königliche Verfügung vom 12. November 1849, betreffend die Sicher: 
heitsaufficht von gefährlichen, ungejunden und Jäftigen Gtablifjements 
(la police des &tablissements dangereux, insalubres et incommodes). 

Mit Rüdfiht auf die königliche Verfügung vom 31. Januar 1824, be 
treffend die nothwendigen Genehmigungen für die Errichtung und Verlegung 
von Fabrifen und Werfen (usines), deren Betrieb einen Charakter von Gefahr, 
Ungefundheit oder Beläftigung hat; 

in Anbetradht, daß in Folge des Fortſchritts und der Entwidlung der 
Induftrie die Beftimmungen der vorgenannten Berfügung ungenügend geworden 
find, und daß es von Wichtigkeit iſt, auch die Grundfäge für Conceſſion der 
Genehmigungen zu vervollftäindigen und beſſer zu definiren; 

in Anbetracht andererjeit3 der Nützlichkeit, gewiſſe Schugmaßregeln für die 
in diefen Etabliſſements befchäftigten Arbeiter zu treffen; 

in Erwägung des Gefetes vom 6. März 1818; 

in Erwägung des Gutachtens des oberften Geſundheitsrathes (conseil su- 
perieur d’hygiene) ; 

haben wir verfügt und verfügen hiermit: 

Art. 1. Die Fabriken, Werke, Magazine und Werkftätten, welche in der 
angefügten Lifte aufgeführt find, können nicht eröffnet oder von einem Orte an 
einen andern verlegt werden ohne eine Erlaubniß der Adminiſtrativbehörde. 


Dieſe Etablifjements zerfallen in drei Theile. 


Die Etabliffements der erjten Claſſe werden von und genehmigt werden; 
die der zweiten Claſſe durch die permanenten Ausſchüſſe der Provinzialräthe 
(deputations permanentes des conseils provineiaux); die der dritten Claſſe 
durch die Communalbehörden . . . . 

Art. 2. Die Bitte um Genehmigung muß an die Behörde gerichtet werden, 
der die Beltimmung darüber zufteht. 

Das Gefuh wird in bejtimmter Weiſe den Ort der Niederlaffung angeben. 
E3 wird aud) den Gegenftand des Betriebs, die anzumendenden "Berfahrungs- 
arten und die approrimativen Mengen der zu fabrictrenden Erzeugnifje nambaft 
machen. Es wird außerdem die Mafregeln angeben, welde zu nehmen 
man fih vornimmt, um die Nacdhtheile des Etabliſſements zu verhindern oder 
zu vermindern, fowohl für die Nachbarn wie im Intereſſe der Arbeiter... .. 

Art. 8. Die Genehmigung wird eine bedingungslofe oder eine bedingte, eine 
definitive oder zeitlich begrenzte fein. 

Wird man den Gefahren, der Ungefundheit oder den Inconvenienzen der 
Arbeiten des projectirten Etabliſſements begegnen fünnen, indem man befondere 
Sicherheitsmaßregeln vorjchreibt, jo wird die Genehmigung an die Bedingung 
der Annahme diefer Mafregeln geknüpft werden. 

Können die Wirkungen der Ausübung eines Betriebes nicht genau abge— 
hätt werden im Augenblid, wo bei der Behörde um Entjheidung über das 
Geſuch eingefommen wird, jo wird die Genehmigung für eine Verſuchsfriſt ges 
geben werden, vorbehaltlich weiterer Beitimmung nad) Ablauf diefes Termins .... 

Art. 10. Auf keinen Fall können die Etabliffements der erften Claſſe auf 
einen Zeitraum von mehr al3 30 Jahren genehmigt werden, vorbehaltlich der 
Verlängerung nad) Ablauf dieſes Termins. 
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Art. 11. Die Behörde kann ſich zu jeder Zeit vergewiſſern, ob die in der 
Genehmigungsurtumde feſtgeſetzten Bedingungen eingehalten werden. 

Die Conceffion kann entzogen werden, wenn der Inhaber ſich nicht an die 
Bedingungen und Vorbehalte hält, unter welchen fie ihm bewilligt wurde. 

Art. 12. Eine neue Genehmigung wird nöthig fein, um die Fabrik neu 
zu begründen oder wieder in Thätigkeit zu jegen, wenn fie zerjtört oder augen= 
blicklich außer Betrieb gefegt ift, fer e3 durdy einen Brand, eine Erplofion oder 
durch irgend einen andern durch die Betriebarbeiten des Etabliffement3 herbet- 
geführten Unfall. 

Art. 13. Eine neue Genehmigung wird gleichfall3 nöthig fein, wenn man 
eine wejentliche Veränderung in der Art des Fabrifationsverfahrens einführen will. 

Art. 17. In allen Fällen’ einer Zumiderhandlung gegen die Beftimmungen 
der Art. 1, 10, 11, 12, 13... können die Xocalbehörden die Arbeiten der 
Fabrif oder der Werke fuspendiren; nöthigenfall3 werden fie das Etablifjement 
ſchließen und die Betrieböutenfilien verfiegeln laſſen . . . Betraf die Zuwider— 
handlung ein Etabliffement der erften oder zweiten Claffe, jo würde die Com: 
munalbehörde, vor der proviforiichen Suspendirung der Arbeiten unverzüglich 
an die competente Behörde zu referiren haben, welche dann ohne Auffhub die 
Entjheidung geben wird. 

Art. 18. Jede Zumiderhandlung gegen die Beftimmungen gegemmärtiger 
Verfügung wird mit den im Gejeg vom 6. März 1818 feftgefegten Strafen 
belegt werden (Geldbuße von 10 bis 100 Florins oder Gefängniß von 1 bis 
14 Tagen oder beides vereinigt für Vergehen gegen die königlichen Verfügungen ; 
Geldftrafe von höchſtens 75 Florins für Vergehen gegen die Povinztalreglement3). 

Art. 20... Durch gegenwärtige Berfügung find die Beitimmungen in 
feiner Weife befeitigt, welche den Betrieb von Torfmooren (tourbieres), die Er= 
rihtung und Ingebrauchſetzung von Dampfinafchinen und die Errichtung von 
Mühlen und Werken auf Gewäſſern, die weder ſchiff- nod) flößbar find, regeln. 

Art. 22. Die gemäß gegenwärtiger Verfügung ertheilten Genehmigungen 
beeinträchtigen in Nicht die Rechte Dritter. 


Es folgt in dem vom Miniſter de3 Innern dem König vorgelegten Bes 
richte zur Rechtfertigung der Verfügung, was wir tm Folgenden wiedergeben: 
„In der Verfügung vom 31. Januar 18524 wie in den früheren Beftimmungen 
hatte man ſich nur mit den zum Schu der Sicherheit oder Bequemlichkeit der- 
jenigen Perſonen dienlihen Mafregeln beſchäftigt, welche in der Nachbarfchaft 
von Werfen wohnen, deren Arbeiten für fie Gefahren oder Inconvenienzen mit 
fi bringen. Ein nicht weniger der Beachtung wirdiges Interefje, das der Ar- 
beiter in derartigen Etablifjements, deren Betrieb in jehr vielen Fällen für das 
Innere des Werkes einen viel gefährlicheren Charakter haben kann, al3 für bie 
Umgebung, dies Intereſſe war der Aufmerkſamkeit des Geſetzgebers entgangen. 
Es gab keine befondere Beſtimmung, welde, ohne die Freiheit der Induſtrie zu 
beeinträchtigen, doch eine Intervention verftattete, um mittelft beftimmter Vor— 
Ihriften, wie fie die Menſchlichkeit gebietet, und in Uebereinftimmung mit der 
Wiſſenſchaft die Gefahren, welche die Gefundheit und felbft die Exiſtenz der 
Arbeiter bedrohten, gänzlich zu befeitigen oder wenigstens abzuſchwächen. Alle 
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Erwägungen, gemäß denen es verftattet ift, daß die Erecutive die Competenz für 
Regelung der Auffiht der Fabriken beſitzt, infofern die öffentliche Sicherheit und 
Gejundheit davon betroffen find, fie rechtfertigen nicht weniger eine Intervention, 
wenn es fi) um die Arbeiter handelt, al3 wenn nur das Intereſſe der Nach— 
barn bedroht ift. Die Reviſion der Verfügung vom 31. Januar 1824 ſchien 
eine günftige Gelegenheit zu bieten, um das Princip einer adminiftrativen In— 
tervention auch zu Gunften der bei den induftriellen Betriebszweigen bejchäftigten 
Arbeiter anzumenden.” 


Zum Zwed adminiftrativer Bereinfahung wurde die Verfügung bes Jahres 
1849 aufgehoben und durd die föniglihe Verfügung vom 29, Ya: 
nuar 1863 erfegt, aus welcher wir namentlic, folgende Beftimmungen citiren: 

Art. 6. Die Genehmigungen find von den Bedingungen -und Vorbehalten 
abhängig, welche im Intereſſe der öffentlichen Sicherheit , Gefundheit und Bes 
quemlichkeit, ebenjo wie im Intereſſe der bei dem Etabliffement befchäftigten Ar: 
beiter für nothwendig erachtet werden . 

Art. 9. Die Behörde kann ſich zu jeder Zeit von der Erfüllung der Be- 
dingungen überzeugen, welche den Betrieb der gegemmwärtiger Verfügung unter: 
ftellten Etabliffement3 bejtimmen. Die Eoncejfion fann wieder entzogen werden, 
wenn der Inhaber diefe Bedingungen nicht beobachtet, oder wenn er ſich weigert, 
fi) neuen Beftimmungen zu unterziehen, wie fie die competente Behörde, wenn 
die Erfahrung ihre Nothwendigkeit ar zeigt, ftet3 das Recht hat ihm aufzuerlegen. 

Art. 14. Das Collegium von Bürgermeifter und Schöffen ift zur perma— 
nenten Aufficht über die genehmigten Etablifjements verpflichtet. Die Oberaufficht 
über diefe felben Etablifjement® wird von den Staat3beamten oder von dem zu 
diefem Zwed von unferm Minifter des Innern abgeordneten Bevollmächtigten geübt. 


Eine füniglihe Verfügung vom 13. Juli 1868 unterfagt die Fabrikation, 
die Aufhäufung, den Transport und die Nutung von Nitro Glycerin. 

Andere Verfügungen haben neue Kategorien von Werken der Verfügung 
vom Jahre 1863 unterftellt. 


Gejege und Verfügungen zum Schuge der Sicherheit der in 
Bergwerfen und Gteinbrüden SELARTIAGTEN Arbeiter. 


Gejeh vom 21. April 1810. 

Art. 50. Wenn der Betrieb die öffentlihe Sicherheit, die Bewahrung der 
Brunnen, die Solidität der Arbeiten, die Sicherheit der Grubenarbeiter oder der 
Wohnungen an der Oberfläche gefährdet, jo hat der Präfect, in derjelben Weife, 
wie es betreffs der Straßenaufficht (grande voirie) gejchieht, und gemäß den Ge: 
jegen Vorſorge zu treffen. 

Decret vom 3. Januar 1813. 

Art. 3. Wenn die Sicherheit der Betriebe oder die der Arbeiter durch 

irgend welche Urſache gefährdet werden fann, fo find die Eigenthümer verpflichtet, 
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die Localbehörde von dem Zuftand der bedrohten Gräberei zu benachrichtigen ; 
fobald der Grubeningenieur davon Kenntnig erhalten hat, wird er dem Prö- 
feeten Bericht erftatten und die Maßregel vorſchlagen, welhe er für geeignet 
hält, die Urſachen der Gefahr zu befeitigen. 

Art. 4. Nach Vernehmung des Betriebsunternehmers oder jeinev gebührend 
beitellten Stellvertreter wird dann der Präfect die dienlihen Beftimmungen durch 
eine Verfügung vorjchreiben, welche an den &eneraldirector der Gruben zu 
ſchicken iſt, um eventuell vom Minifter des Innern approbirt zu werden. 

Im Fall der Dringlichkeit ſoll der Ingenieur dies in feinem Bericht bes 
ſonders erwähnen, und der Präfeet kann dann anordnen, daß jeine Verfügung 
proviſoriſch in Kraft tritt. 

Art. 5. Erkennt ein Ingenieur bei der Jnfpection eines Betriebes eine 
Urſache dringender Gefahr, jo hat er auf eigene Verantwortung die nöthigen 
Forderungen an die Localbehörden zu ftellen, damit auf der Stelle nad den 
Beftunmungen, die er für dienlich erachtet, Vorſorge getroffen wird, ebenfo wie 
es betreffs der Straßenaufſicht gejchteht im all der dringenden Gefahr des 
Einfturzes eines Gebäudes, 

Art. 6. Für jede Grube muß ein Negifter und eine Tagesitberficht 
(registre et plan) geführt werden zur Conftatirung des täglichen Fortſchreitens 
der Arbeiten und zum Vermerk aller Umftände des Betriebs, deren Andenken zu 
bewahren nüglich werden fann. Der Grubeningenieur muß ſich bei jeder Rund: 
teile dies Regiſter und diefe Tagesüberfiht vorlegen laſſen. Er wird darin 
einen Bericht über jeinen Beſuch und feine Beobachtungen, betreffend die Füh— 
rung der Arbeiten, eintragen. In allen Fällen, wo er e3 für nöthig erachtet, 
wird er dem Betriebsunternehimer eine ins Regifter gejchriebene Inſtruetion hin 
terlaffen mit Angabe der für die Sicherheit von Menfchen und Sachen zu tref- 
fenden Mafregeln. 

Art. 7. Iſt ein Theil des Betriebes oder der ganze Betrieb in einem 
derartigen Zuftande des Berfalls oder des Alters (Etat de delabrement ou de 
vetuste), daß Menſchenleben gefährdet find oder werden fünnen, und erachtet der 
Örubeningenteur eine ausreichende Reparatur für unmöglich, jo hat der Inge: 
nieur dem Präfecten einen motivirten Bericht zu erftatten, und diejer hat dann 
das Gutachten des Oberingenteur3 einzuholen und den Betriebsunternehmer oder 
jeine Stellvertreter zu vernehmen. 

Im Falle die intereffirte Partei die Angabe des Ingenieur über die Ge— 
fahr als begründet anerkennt, wird der Präfect den Schluß der Arbeiten anordnen. 

Im Falle eines Proteftes find drei Sadverftändige zu ernennen, einer vom 
Präfecten, der zweite vom Vetriebsunternehmer und der dritte vom Friedens— 
rihter des Cantons. 

Die Sadjperftändigen... „ werden dein Präfecten einen motivirten Bericht erftatten. 

Der Präfeet wird darüber an den Miniſter referiren, indem er fein eigenes 
Öutachten abgiebt. 

_— Der Minifter fann auf Grund des Gutachtens de3 Präfecten und auf 
Grund des Beriht3 des Oeneraldirectord der Gruben die Entjdeidung füllen, 
vorbehaltlich eines Regreſſes an den Staatsrath. 

Alles dies unbeſchadet der für den Fall der Dringlichkeit in Art. 4 gegen« 
wärtigen Decret3 getroffenen Beftimmungen, 
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Art. 11. Falls in einem Bergwerk oder den dazu gehörigen Werfen und 
Werkſtätten Unfälle fi ereignen, ſei es durch Einfturz, Ueberſchwemmung, Feuer, 
Erſtickung, Beſchädigung von Maſchinen, Werkzeugen, Tauen, Ketten oder Körben, 
jei e8 durch ſchädliche Ausſtrömungen oder welde andere Urfache immer und falls 
dadurdy der Tod oder Schwere Verwundungen eines oder mehrerer Arbeiter herbei= 
geführt find, jo find die BetriebSunternehmer, Divectoren, Grubenbejiger und 
jonftigen Vorſteher verpflichtet, davon jofort den Maire der Commune, den 
Grubeningenteur und im Fall feiner Abwejenheit den Aufjeher (conducteur) in 
Kenntniß zu fegen. 

Art. 12. Diefelbe Verpflichtung Liegt ihnen ob, falls der Unfall die Sicher: 
heit der Arbeiten, die der Gruben oder der Befiger an der Oberfläche und die 
Verſorgung der Gonfumenten gefährden würde. 

Art. 14. Sobald der Maire oder andere Polizeibeamten, fet es durch 
die Betriebsunternehmer, jet es durch ein allgemeine? Gerücht, von einem in 
einem Bergwerfe oder in einer Werkftätte vorgefommenen Unfall Kunde erhalten 
haben, haben fie davon jofort die oberen Behörden zu benadrichtigen; fie haben 
in Gemeinfhaft mit dem Grubeningenteur alle dienlihen Mafregeln zu ergreifen, 
um die Gefahr zu befeitigen und weitere Folgen zu hindern; fie fünnen, wie im 
Falle einer unmittelbar drohenden Gefahr, Werkzeuge, pferde und Leute requi⸗ 
riren und die nöthigen Befehle geben . . 

Art. 15. Die Berriebsunternehmer find verpflichtet, in ihren Etablifje 
ments nad Mafgabe der Anzahl der Arbeiter umd der Ausdehnung des Be— 
triebes Medicamente und Hülfsmittel bereit zu halten, wie fie ihnen vom Mi: 
nifter des Innern angegeben werden, und ſich nach der von ihm zu diefem Zwecke 
approbirten Reglementsverordnung zu richten. 

Art. 16. Der Minifter des Innern wird gemäß dem Vorjchlage der Prä— 
fecten und dem Bericht des Genenaldirectord der Werfe diejenigen Betriebe nam: 
haft machen, welche wegen ihrer Bedeutung und der Zahl der in ihnen befchäf- 
tigten Arbeiter einen befonderen Wundarzt nur für den Dienft ihres Etablifjements 
anzunehmen und auf ihre Koften zu unterhalten haben. 

Ein einziger Wundarzt kann für mehrere Etabliffement3 zufammen an- 
genommen werden, wenn diefe Etablifjements ſich in pafjender Nähe befinden, 
Seine Befoldung fällt den Eigenthümern im Verhältniffe ihres Antheil3 zur Yaft. 

Art. 17. Die Berriebsunternehmer und Directoren von denjenigen Gru— 
ben, die der, im welder ein Unfall vorgefommen tt, benahbart iind, haben 
alle Hülfsmittel zu liefern, über die fie verfügen können, jet es in Leuten oder 
auf welche Art immer, vorbehaltlich eines eventuellen Regreſſes um Scadlos- 
haltung feiten® des dazu DVerpflichteten. 

Art. 18. Den Maires und andern Polizeibeamten ift ausprüdlich ans 
befohlen, ſich die Leichname der Arbeiter zeigen zu laſſen, welche durch einen 
Unfall in einem Betriebe umgefommen find, und die Beerdigung derſelben erft 
zu verftatten nah Aufnahme eines Protofoll8 über den Unfall, gemäß dem 
Art. 81 des Code Napoleon und unter Androhung der in den Art. 358 und 
359 des Strafgefegbuces (Art. 315 und 340 de3 neuen belgischen Strafgejet- 
buches) fejtgefegten Strafen. 

Art. 20. Die Ausgaben, welche die Hülfsleiftungen für die Verwundeten, 
Ertrunfenen oder Erfticten und die Herftellung der Arbeiten erfordern, fallen 
den Betrieb3unternehmern zur Yalt. 
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Art. 22. Im Falle daß durch Unfälle der Verluft oder die Verſtümme— 
lung eine8 oder mehrerer Arbeiter verurfacht wird in Folge der Nichtbeachtung 
der Borjchriften gegenwärtigen Reglement, fünnen die Betriebsunternehmer, 
Eigenthümer und Directoren vor Gericht gezogen werben und unterliegen even- 
tuell den Beftimmungen der Art. 319 und 320 des Strafgefegbucdes (Art. 418, 
419 und 420 des neuen belgischen Strafgefegbuches), unabhängig von weiterem 
Schyadenerfag, der dem dazu Berechtigten zu Theil werden kann. 

Art. 23. Unabhängig von ihren jährlihen Rundreiſen werden die Gru— 
beningenteure diejenigen Betriebe, in denen ein Unfall vorgefommen ift, oder die 
eine bejondere Aufficht erfordern, häufig zu infpieiren haben... . 

Art. 25. In Zukunft können in der Eigenfchaft von Grubenunternehmern 
oder Specialvorftehern von Gruben- und Bergwerksarbeiten, unter welchem 
Titel es auch fei, nur folde Individuen fungiren, welche feit mindeftens drei 
Jahren Hinter einander al3 Bergleute, Zimmerleute, Holzarbeiter oder Mecha— 
niker gearbeitet haben. 

Art- 29... Kein trumfener oder kranker Arbeiter darf zu den Arbeiten 
zugelaffen werden... . 

Art. 30. Jeder Arbeiter, der durch Infubordination oder Ungehorſam 
gegen den Borfteher der Arbeiten oder gegen die feitgefette Drdnung die Sicher: 
beit von Perfonen oder Sachen gefährdet hat, wird je nad) der Schwere der 
Umftände verfolgt und beftraft werden in Gemäßheit der Beftimmung des 
Art. 22 gegenwärtigen Decrets. 


In Folge der Veränderungen in der adminiftrativen Organifation Belgiens 
werden die durch vorftehendes Gejeg dem Minifter des Innern übertragenen 
Functionen jegt durch den Minifter der öffentlichen Arbeiten ausgeübt; die den 
Präfecten übertragenen durch den permanenten Ausſchuß des Provinzialrathes; 
die dem Staatsrath übertragenen durdy den Grubenrath (conseil des mines), 


Königlihe Berfügung vom 1. März 1850. 

Diefe Verfügung umfaßt ein allgemeines Reglement betreffs der Lüftung, 
der Beleuchtung und der Anwendung von Pulver bei den Betriebsarbeiten, na— 
mentlich in den Steinfohlengruben (houilleres & grison); fie ſchreibt für diefe 
bejonderen Fälle genaue Vorfihtsmaßregeln vor. 

Königliche Berfügung vom 19. Januar 1851. 

Diefe Verfügung enthält polizeiliche Mafregeln für das Hinabfteigen in 
die Bergmwerfe; fie verordnet im Intereſſe der Grubenarbeiter Maßregeln, welche 
ihnen bei vorkommenden Unfällen wirkſame Rettungsmittel fihern und jeder Zeit 
für das Hinabfteigen zu den Arbeiten und das Auffteigen von da her eine ges 
fahrlofe Communication ermögligen. In diefer Hoffnung wmenigftend wurde 
diefe Verfügung befannt gemacht; aber die zahlreich erfolgten Unfälle in Belgien 
beweifen, daß das Leben der Grubenarbeiter troß aller durch die Gefege und 
adminiftrativen Reglement3 verordneten Vorſichtsmaßregeln ſtets ſchweren Ge— 
fahren ausgeſetzt bleibt. 
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Königlihe Verfügungen, betreffend den Gebraud und die 

Ueberwahung von Dampfteffeln und Dampfmafdinen. 

Mehrere königliche Verfügungen haben nach einander diefen Stoff geregelt, 
nämlih: eine Verfügung vom 15. November 1846; eine Verfügung vom 
25. December 1853; endlich eine Verfügung vom 21. April 1864; dieſe letz— 
tere ift augenblidlid in Kraft, und aus ihr werden wir die hauptſächlichen Bes 
ftimmungen gemäß dem Geſichtspunkt, der uns bejchäftigt, reproduciren. 

Titulus I. 
Beftimmungen bezüglich des Gebraudh von Dampfkefjeln und Dampfmafchinen. 

Art. 1. Dampfmafchinen und Dampfkeſſel, bei denen der Dampf auf eine 
den Atmoſphärendruck überfteigende Spannung gefteigert werden muß, dürfen 
nur kraft einer abminiftrativen Genehmigung aufgeftellt und in Gebrauch ges 
ſetzt werben. 

Kapitel 1. Dauernd aufgeftellte Dampfmafchinen und Dampffefjel 

(places à demeure), 
Abtheilung I. Genehmigungen. 

Art. 2. Die Gefuhe um Genehmigung werden an den Gouverneur der 
Provinz gerichtet, in welcher die Apparate gebraudt werden ſollen. Site haben 
anzuführen: 

A. Den Ort der Niederlaffung, wo die Apparate aufgeitellt werden follen, 
und ihre Entfernung von Gebäuden oder Wohnungen und dem öffentlichen Wege; 

B. den Gebraud, für den die Apparate bejtimmt find; 

C. die Form und den Umfang der Keſſel und ihrer Röhren ; 

D. das Material der Seitemwände; 

E. den Maximaldampfdruck, ausgedrüdt in Atmofphären, unter dem der 
Apparat arbeiten foll; 

F. den Brennftoff, den man zu gebrauchen vorhat; 

G. die Kraft der Mafchinen, ausgedrüdt in Pferdekräften. 

Art. 3, Der Gouverneur übermittelt das Geſuch um Genehmigung mit 
den Weberfichtsplänen der Communalbehörde, welche eine Unterfucdung de com- 
modo et incommodo einleitet. Die Dauer diefer Enquete bemißt ſich auf 15 Tage. 

Art. 4. Nah Empfang der Ergebniffe der Enquete übermittelt der Gou— 
verneur das Gejud mit allen Beilagen dem mit der Jnfpecttion der Dampf: 
maſchinen und Dampffefjel betrauten Beamten. 

Art. 5. Das Gefud mit dem Bericht der Verwaltungsbeamten und den 
Belegen wird dem permanenten Ausſchuß des Provinzialvathes unterbreitet, wel: 
her in feiner, nad der von unſerm Deinifter der öffentlichen Arbeiten zu be 
ftimmenden Form redigirten Verfügung die allgemeinen und bejonderen Bedinguns 
gen fundgtebt, unter denen er die Aufjtellung der Apparate veritattet. 

Art. 6. Wenn dies Collegium die Genehmigung zur Aufjtellung einer 
Dampfmafchine oder eines Dampfkeſſels verweigert oder befondere Sicherheitäbe- 
dingungen verlangt, jo fünnen die Bittfteller an unfern Minifter der öffentlichen 
Arbeiten appelliren. 

Ebenſo fteht den Gegnern der Genehmigung der Regreß an unfern Mi— 
nifter der öffentlichen Arbeiten gegen die Genehmigungsverfügung frei. 
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Art. 7. Eine zweite vom Gouverneur der Provinz ausgehende Geneh- 
migung muß nothwendig der Ingebrauchſetzung vorhergehen. Diefe Genehmigung 
wird erft bewilligt, nachdem durdy ein Protofoll des Abtheilungschefs oder feines 
Abgeordneten feftgeftellt ift, daß die Apparate von der Behörde den weiter unten 
verordneten Proben unterworfen find, daß fie in allen Punkten den auferlegten 
Bedingungen genügen, und daß Nichts diefer Ingebrauchſetzung entgegenfteht. 


Abtheilung II. Sicherheit3apparate, mit denen dauernd aufgeftellte Dampf: 
fejfel verjehen fein müſſen. 
SI. 9— 15. Sicherheitsventile. 
FII. 16— 18, Anzeiger des Wafjerniveaug; Schwimmer oder Hähne 
(indieateur à flotteur ou à robinets); Alarmvorridhtung. 
$ IH. 19. Manometer. 
$ IV. 20. Heizapparate. 


Abtheilung II. Mehrfache Dampffefjel (Chaudieres multiples). 
Art. 21. Specialapparate für jeden. 


Kapitel 2. Dampf», Locomotiv- und Locomobilmafchinen zu Wafler 
und zu Lande. | 


Abtheilung I. Genehmigungen. 

Art. 22. Die Gefuhe um Ingebrauhfegung find für die Locomobilmaſchi— 
nen an den Gouverneur derjenigen Provinz zu richten, wo fie arbeiten follen, 
und für die zur Locomotion zu Waſſer oder zu Lande beftimmten Mafchinen an 
den Gouverneur derjenigen Provinz, in der ſich die Werkftätten zur Herftellung 
und Reparatur befinden. 

Diefe Geſuche müſſen die in Art. 2 verlangten Angaben B, C, D, E, F, 
G enthalten und für die Yocomotiven außerdem den Vermerk, zu welchem Dienfte 
fie beftimmt find, fowie den Namen und die Nummer nad) der Keihenfolge, 
welche fie tragen jollen. 

Art. 23. Die Genehmigungen zur Ingebrauchſetzung werden vom Gou— 
verneur bewilligt nach Einſicht der Protocolle, welche von den die Aufjicht füh— 
renden Ingenieuren aufgeftellt find, und welche conftativen, daß die Maſchinen 
allen Vorſchriften Genüge Leiten. 


Abtheilung II. Sicherheit3apparate. 

Art. 25. Die Locomobilen und die Yocomotiven find mit den in der zwei— 
ten Abtheilung des erften Kapitel gegenwärtigen Reglement3 verfügten Sicher— 
heitsapparaten zu verfehen, vorbehaltlich) der weiterhin gegebenen Modificationen 
(Art. 26: Sicherheitöventile; Art. 27: Anzeiger des Waflerniveaus: Art. 28: 
Yelzapparate). 


Kapitel 3. Materialien der Seitenwände der Kefiel. 


Art. 29. Vorbehaltlich der zuvor von der Adminiſtration genehmigten Aus- 
nahmen wird der Gebraud) von Gußeifen (fonte) bei der Herftellung der Keſſel, 
Ihrer Dedel und Röhren (tubes fouilleurs et tubes chauffeurs) unterfagt. 
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Kapitel 4. Proben der Keffel und der Maſchinentheile, in denen der 
Dampf cireuliren fol. 


Art. 3. Die Dampfteffel werden vor ihrer Ingebrauchſetzung einem dop— 
pelt jo ftarfen Probedruck unterworfen, als fie nad) Angabe zu ertragen haben. 
Jedoch wird für die mit Nöhren verfehenen Kefjel der ‘Probedrud den in der 
Genehmigung feitgefegten nur um die Hälfte überfteigen. 

Art. 31. Erneuerung der Proben. 

Art. 34. Die Kefjel, deren Seitenwände offenbar mifgeformt oder der: 
artig find, daß ihnen ihre urfprünglihe Form nicht genau wiedergegeben werben 
fönnte, oder bei denen die ‘Probe fonft fchwere Fehler aufweift, werden nicht in 
Gebrauch geſetzt. 

Art. 35. Wenn der Keſſel die Probe, welcher er unterworfen wurde, über— 
ſtanden hat, ſo wird er mit einer Glocke verſehen, welche den Maximaldruck an— 
giebt, bis zu welchem man ihn arbeiten laſſen kann. Auf keinen Fall darf 
dieſer Druck überſchritten werden. 

Art. 36. Probe der verſchiedenen Theile einer Maſchine, in denen der 
Dampf cireuliren ſoll. 


Kapitel 6. Gebrauch von Dampfmaſchinen im Innern von Bergwerken. 


Art. 38. Die Genehmigungen zur Aufſtellung und Ingebrauchſetzung von 
Dampfmaſchinen im Innern von Bergwerken find, unabhängig von den vorauf— 
gehenden Vorſchriften, befonderen Bedingungen unterworfen, deren Nützlichkeit 
durch die Berichte dev Grubeningenieure feftgeftellt werden fann . ... 


Titulus II. 
Specialbeftimmungen bezüglid) der als Yabrifationsapparate dienenden Keffel. 
Art. 39 bis 42. 
Titulus IV. 
Aominiftrative Ueberwahung der Dampfmafcinen und Dampfapparate. 


Art. 43. Die Dampfmaſchinen und Dampfapparate find, unter Oberauf: 
ſicht unſeres Minifterd der öffentlichen Arbeiten, der Ueberwachung der Gruben: 
ingenteure des Staated im Umfange ihres adminiftrativen Bezirk, in Ermange 
lung ihrer der Aufjiht der Brüden- und Wegeingenieure (ingenieurs des 
ponts et chaussdes, Givilingenteure) unterworfen. Jedoch werden die feften wie 
die Yocomotivdampfmafchinen, welche zum Dienft der Staat3eifenbahnen beftimmt 
find, jowie die beim Canaldienft verwandten Mafchinen und die Maſchinen zur 
Fortbewegung der Dampfichiffe von den für diefe fpeciellen Dienfte beftimmten 
Staatdingenieuren geprüft und überwacht. 

Art. 44. Die Ingenieure oder ihre Abgeordneten infpiciren, fo oft fie es 
für gut erachten, alle in ihrem Bezirk gelegenen Dampfkeſſel und Dampfmafchinen 
und vergewijjern fich, daß alle Bedingungen gemifienhaft beobachtet werden. 

Sie wachen darüber, daß man als Mechaniker oder Heizer nur erfahrene 
Leute gebraudit. 

Art. 45. Mindeftend einmal im Jahr, oder, wenn fie dazu angemiefen 
werden, auch öfter, conftatiren fie den Zuftand der Dampfmafchinen und Dampf: 
apparate fammt ihrem Zubehör. 
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Sie regen beim Gouverneur oder durd) feinen Stellvertreter die Reparatur 
oder die Erjegung derjenigen Apparate an, welche Abnugung oder zufällige Be— 
ſchädigung ihnen gefährlich erjcheinen laſſen. 

Art. 46. Der permanente Ausihuß kann gemäß den Umſtänden die be- 
willigte Genehmigung zurüdnehmen oder fuspendiren, vorbehaltlich eines Re— 
grefied an unſern Miniſter der öffentlichen Arbeiten. 

Art. 48. Im Fall eine Dampfmafchine oder ein Dampfapparat einen 
Unfall erlitten hat, informirt der Eigenthimer davon fofort den Bürgermeiſter 
der Commune und den mit der Ueberwachung betrauten Ingenieur, welch letzterer 
die Folgen conftatiren und den Urſachen nachforſchen wird. 

Der Eigenthümer hat, bis der Ingenieur ſich zur Stelle begeben und Act 
davon genommen hat, alle Theile, welche aus ihrer Ordnung gebradt find, in 
dem Zuftande zu belafien, in welchem fie ſich nad) dem Unfall befanden, außer 
was etwa nothwendig geſchehen muß zur Hülfe der Berwundeten und Vorbeu— 
gung neuer Unglüdsfäle. 

Art. 49. Die Ingenieure führen ein Protokoll über ihre gewöhnlichen In— 
Ipectionen, die Proben, welden fie die Dampfapparate unterworfen haben, Die 
Yuwiderhandlungen gegen vorliegende Verfügung und die Unfälle, von denen die 
Dampfmafchinen und Dampfapparate betroffen find , 

Art. 50. Die Zumiderhandlungen werden mit den | im Geſetz vom 6. März 
1818 vorgejehenen Strafen belegt, unbejchadet eventuellen weitern Verfolgs der 
Sache kraft des Strafgeſetzbuches. 

Art. 51. Unſer Miniſter der öffentlichen Arbeiten veröffentlicht alljährlich 
im Moniteur das Verzeichniß aller Unfälle, von denen während des verfloſſenen 
Jahres die Dampfmaſchinen und Dampfapparate betroffen find. Dies Verzeich— 
niß erwähnt den Namen des Erbauers, den de3 Eigenthümers, die durd) den 
Unfall herbeigeführten Folgen und die befannten oder präfumtiven Urſachen, 
denen man ihn zufchreibt. 


Eine königliche Berfügung vom 27. Februar 1868 enthält in 
defien Folgendes: 

Einziger Artikel. Unfer Minifter der öffentlichen Arbeiten kann proviſoriſch, 
gemäß den vorliegenden Fällen, die Eigenthümer oder Erbauer von Dampfmafdi- 
nen und Dampffeffeln von der Ausführung gewiſſer Vorjchriften des Reglements 
vom 21. April 1864, die den Fortſchritt der Induſtrie zu hemmen geeignet” 
find, dispenſiren. Er kann gleicher Weiſe eventuell den Gebraud) von Dampf: 
apparaten genehmigen, deren Syſtem ‚fi von denjenigen unterjcheidet, welche ge— 
genwärtig innerhalb de3 Königreich in Gebrauch find. 
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Beltimmungen des belgiſchen Strafgejehbuches von 1867, welche gegen 
Induftrielle angewandt werden fonnen, falls ihre Arbeiter von Unfällen 
betroffen werden oder falls fie die vorgejchriebenen Sicherheitsmahregeln 
nicht beobachtet haben. 

Art. 415. Der Tödtung oder fahrläffigen Körperverlegung ift ſchuldig, 
wer das Unglück aus Mangel an Umſicht oder an Vorſicht, aber ohne die Ab— 
ſicht, * an irgend Jemandes Perſon zu vergreifen, verurſacht hat. 

Art. 419. Wer den Tod einer berſon unfreiwillig verurſacht hat, wird 
mit Gefängniß von drei Monaten bis zu zwei Jahren und einer Geldſtrafe von 
fünfzig Francs bis zu tauſend Francs beſtraft. 

Art. 420. Sind durch den Mangel an Umſicht oder an Vorſicht nur 
Verletzungen oder Verwundungen herbeigeführt, ſo wird der Schuldige mit Ge— 
fängniß von acht Tagen bis zu zwei Monaten und einer Geldſtrafe von fünfzig 
Francs bis fünfhundert Francs oder mit einer von dieſen Strafen allein beſtraft. 

Art. 422. Hat ein Eiſenbahnzug einen Unfall erfahren, der möglicher 
Weiſe die Perſonen, die ſich darin befanden, in Gefahr hätte bringen können, fo 
wird der, welcher die unfreiwillige Urface davon war, mit Gefängniß von adıt 
Tagen bis zu zwei Monaten und einer Geldftrafe von ſechsundzwanzig Francs 
bis zweihundert Francs oder mit einer von dieſen Strafen allein beſtraft. 

Hat der Unfall körperliche VBerlegungen zur Folge gehabt, jo wird der 
Schuldige mit Gefängniß von einem Monat bis zu drei Jahren und mit einer 
Geldftrafe von fünfzig Francs bis dreihundert Francs beftraft. 

Hat der Unfall den Tod einer Perfon verurfacht, jo joll die Gefängniß— 
ftrafe ſechs Monate bis zu fünf Jahren und die Geldftrafe hundert Francs bis 
ſechshundert Franc betragen, 

Art. 519. Mit Gefängnig von acht Tagen bis zu drei Monaten umd 
einer Geldftrafe von fehsundzwanzig Francs bis fünfhundert Franes oder mit 
einer von diefen Strafen allein wird beftraft, wer den Brand von Mobiliar: 
oder Immobiliareigenthum eines Andern verurfacht hat, ſei es durch das Alter 
oder den Mangel an Reparatur und Reinigung von Defen, Kaminen, nahe ge: 
legenen Schmiedewerfftätten, Häufern oder Werfen, ſei es durch Anzündung von 
Feuer auf dem Felde in einer Entfernung von weniger al3 hundert Dietern von 
Häufern, Gebäuden, Forften, Heiden, Gehölzen, Baumgärten, Pflanzungen, 
Heden, Heufchobern, Geireidehaufen, Stroh, Gras, Futter oder von irgend fon- 
ftigen Maſſen brennbarer Stoffe, jet es durch das Tragen oder Stehenlaffen 
«von Pichtern oder fonftigen Brennftoffen (feux) oder durch das Anzünden oder 
Schießen mit Feuerwerksförpern ohne genügende Vorſicht. 

Art. 547. Mit Zwangsarbeit von zehn Jahren bis zu fünfzehn Jahren 
werden Diejenigen beftraft, welche in böslicher oder betrügerifcher Abjicht die Gru— 
benarbeiten ganz oder theilweife unter Waller gefetst haben. 

Wenn nad) den Umftänden der Schuldige hat vorausfegen müſſen, daR 
fib in der Grube im Moment der Ueberſchwemmung eine oder mehrere: ‘Per: 
fonen befanden, fo ift er zu Zwangsarbeit von fünfzehn bis zwanzig Jahren 
zu verurtbeilen. 

Art. 548. Wenn die Ueberſchwemmung die Verlegung von einer oder 
mehreren Perfonen herbeigeführt hat, deren Anmwefenheit an den überſchwemmten 
Stellen im Augenblid des Verbrechens oder des Delict3 dem Urheber bekannt 
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war, fo wird der Schuldige verurtheilt in derſelben Weife, als ob diefe Ver— 
fegungen mit Vorbedacht zugefügt wären, und die Strafe, welche das Geſetz da— 
für feftftellt, wird gegen den Schuldigen zur Anwendung fommen, fal3 dieſe 
Strafe ſchwerer ift, al3 die auf Grund der Ueberſchwemmung verwirkte. 

Im entgegengeſetzten Falle wird dieſe legtere Strafe auf zwei Jahre über 
das Marimum erhöht. 

Hat das Verbrechen den Tod verurſacht, jo ıft die Strafe der Tod. 

Art. 551. Mit einer Geldbuße von einem Franc bis zu zehn Francs 
werden beitraft: 

I. Diejenigen, welde verjäumt haben, die Oefen, Kamine oder Werke, 
die man zu Feuer benutt, zu unterhalten, zu vepariren oder herzuftellen. 

2. Diejenigen, welche ihre Verpflichtung, für die Beleuchtung zu forgen, 
vernachläfjigt haben. 

Art. 554. Im Wiederholungsfalle kann für die im Art. 551 vorgefehenen 
Zumwiderhandlungen Gefängnifftrafe von einem Tag bis zu drei Tagen verhängt 
werden, unabhängig von der Geldftrafe... . 


Einrichtungen zwecks Unterſtützung der Grubenarbeiter. 

Es war nicht genug, über die Sicherheit der Grubenarbeiter durd eine 
gute Polizei und weiſe Neglement3 zu wachen; man mußte aud) Einridhtungen 
ins eben rufen und begünftigen, die ſich zum Ziele fetten, das Elend diefer 
Arbeiter zu lindern, wenn fie die Opfer von Unfällen geworden oder in der 
Ausübung ihres gefährlichen und mühjfeligen Berufes fih Krankheiten zugezogen. 
Derartige Einrichtungen giebt e3 in Belgien feit 1839; ins Yeben gerufen von 
Grubenunternehmern, find fie unverzüglih von der Regierung fancttonirt wor= 
den; faum begründet, brachten fie fogleid bedeutende Capitalien zufammen, die 
fie in Stand festen, große Hülfsfummen zu vertheilen; erſt 1868 jedody gab 
ihnen der Gefetgeber eine völlig geregelte Stellung. Wir wollen im Folgenden 
jummarifch mit dem Zweck diefer Inftitutionen, ihrer Organifation, ihren Hülfs: 
quellen und den Dienften, welche fie der Arbeiterclaffe geleiftet haben, bekannt 
machen. 


Gejeg vom 28. März 1868 über die Berforgungscaffen (caisses 
de pr&voyance) zu Gunften der Grubenarbeiter. 

Art. 1. Die unter der Benennung von gemeinfamen Berjorgungsfafien 
zu Gunften der Grubenarbeiter bekannten Gefellihaften fünnen von der Regie: 
rung anerfannt werben. 

Die Berforgungstafien haben zum Zwed, innerhalb der durd die Statuten 
zu beftimmenden Bedingungen und Grenzen Penfionen und Unterjtügungen zu 
gewähren: 

I. den beim Betriebe von Bergwerfen, Steinbrüden und Hüttenmwerfen be= 
Ihäftigten Arbeitern, welche in die Gefellihaft aufgenommen find; 

2. den Wittwen der Arbeiter und ihren Familten. 

Art. 2. Die Gefellfchaften, welche anerkannt zu werden wünfchen, reihen 
ihre Statuten bei dem permanenten Ausfhuß derjenigen Provinz ein, in der fie 
begründet find. 
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Der permanente Ausihuß wird fie mit feinen Bemerkungen dem Meinifter 
der öffentlichen Arbeiten übermitteln, welcher fie eventuell dem Könige zur Ge— 
nehmigung unterbreiten wird. 

Art. 3. Die anerkannten Verſorgungskaſſen genießen folgende Bortheile: 

1. Die Fähigkeit, vor Gericht zu erfcheinen in Verfolgung und Betrei- 
bung ihrer Adminiftration. Sobald jedody die Sache die Gompetenz des Frie: 
densrichters überfchreitet, fünnen fie nur mit Genehmigung des permanenten Aus- 
ſchuſſes des Provinzialrathes plaidiren, vorbehaltlich des Regreſſes an den König 
im Fall die Genehmigung verweigert wird. Sie können Befreiung von den 
Koſten des Verfahrens erlangen, falls fie der kraft des Art. 4 zu treffenden könig— 
lichen Verfügung entjprechen. 

2. Befreiung von den Stempel: und Regiftrationsgebühren (droits de timbre 
et d’enregistrement) für alle im Namen oder zu Gunften diefer Kaflen aus: 
gefertigten Urkunden. Ebenſo werden umentgeltlih zugeftellt und von denfelben 
Koften befreit alle Certificate, Notariats- oder jonftigen Urkunden, die im Dienfte 
dieſer Kaſſen ausgefertigt werden müſſen. 

3. Befugniß, Schenkungen und Vermächtniſſe von Mobiliarſachen zu empfangen. 

Art. 4. Königliche Verfügungen werden beſtimmen: 

1. Die für die Genehmigung der Statuten der Verſorgungskaſſen erfor: 
derten Bedingungen und Garantien. 

2. die Bedingungen, unter welchen den anerkannten Verſorgungskaſſen ver: 
ftattet wird, gratis zu plaidiren. 

Die Urfahen, welche eine Widerrufung der Genehmigungsurfunde nad) 
ſich ziehen fönnen. 

4. Die Formen und Bedingungen der Auflöfung und den Modus der 
Yiquidation, 

5. Die Verwendung der Activa nah Bezahlung der Schulden im Falle 
der Widerrufung oder Auflöfung. 

Diefe Activa fünnen von der Regierung Kaſſen derfelben Art zugemiejen 
werden oder Wohlthätigfeit3-dureaur, die dann mit der weiteren Bezahlung der 
Penſionen und Unterftügungen beauftragt werden. 

Art. 6. Die Penfionen und Unterftügungen, welche von den anerkannten 
Verſorgungskaſſen oder den bejonderen zur Ergänzung jener errichteten Hülfs: 
affen bewilligt find, dürfen weder cedirt noch mit Beſchlag belegt werden (ni 
cessibles ni saisissables). 

Art. 7. In jedem Jahre hat der Vorſtand jeder Kaſſe bei dem perma- 
nenten Ausſchuß derjenigen Provinz, in der jie ihren Sig hat, nad) dem von 
der Regierung verordneten Mufter eine Rechenſchaftsablage über die Einnahmen 
und Ausgaben während des verflojjenen Verwaltungsjahres einzureichen. 


Königliche Verfügung vom 17. Auguft 1874. 
Art. 1. Die Statuten der Verſorgungskaſſen zu Gunften der Gruben: 
arbeiter, welche unjerer Genehmigung unterliegen, haben anzugeben: 
1. Den Zweck oder die Zwede, für melde die Gejellichaft begründet 
ift, innerhalb der durd Art. 1 des Gejeges vom 28. März 1868 feftgefegten 
Grenzen. 
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2. Die Bedingungen und den Modus, unter welhen zur Geſellſchaft die 
Etabliffement3 von Bergwerten, Steinbrühen und Hüttenwerfen zugelaffen werden, 
die innerhalb des Bezirks, für welchen die Gejellfchaft gebildet ift, gelegen find. 

3. Die Zare der in die gemeinfame Kaffe zu entrichtenden Beifteuern, die 
Zeiten der Einforderung, die Formen der Erhebung und den Modus der An- 
lage der disponiblen Fonds, 

5. Den Modus der Erwählung und Zujfammenfegung der Berwaltungs- 
commiſſion. 

6. Den Zahlungsmodus (mode de règlement des comptes). 

Die Fonds, welche jede gemeinfchaftlihe Verſorgungskaſſe unterhalten, 
jegen ji zufammen : 

1. Aus einem Abzug vom Gehalt der Arbeiter. — Diejer Abzug vartirt 
zwiihen 1 und 2 Prozent. 

2. Aus Beiftenern der Betrtebsunternehmer. — Diefe Beiftenern fommen 
den Abzügen von den Gehalten der Arbeiter gleich. 

3. Aus Schenkungen und Subfidien der Regierung und der Provinz. 

4. Aus Scenfungen und Vermächtniſſen Privater. 

Die Bertheilung der Unterftügungen wird von einer VBerwaltungscommiljion, 
die ih aus Oberarbeitern (maitres-ouvriers) und BetriebSunternehmern zu— 
\ammenfetst, gemäß den Umftänden und den vorhandenen Hülfsmitteln geregelt. 

Die Unterftügungen beftehen in Lebenslänglichen oder zeitweiligen Penſionen, 
melde bewilligt werben: 

1. den Arbeitern, welche ein beftimmtes Alter erreicht haben, oder die ver= 
ſtümmelt find ; 

2. den Wittwen von in Folge von Unfällen verftorbenen Arbeitern und 
jelbft ihren Angehörigen, wenn fie ohne Hülfsquellen find; 

3. den minderjährigen Kindern, deren Vater oder Mutter durch einen 
Unfall umgetommen find, im legteren Falle jedoh nur, wenn fie feinen Vater 
mehr befigen; ebenjo den jüngeren Brüdern und Schweftern, deren einzige 
Stüge der verftorbene Arbeiter war. 


Die Statuten der Verſorgungskaſſen legen jedem darin aufgenommenen 
Betriebe die Verpflichtung auf, eine befondere Hülfskaſſe zu errichten, die er— 
franften oder verlegten Arbeitern zeitweilig Hülfe zu leiften hat. Das Ver— 
hälmiß der Beiträge von Arbeitern und Brodherren für die diefen Kaffen noth- 
wendigen Fonds wird nad) freiem Ermeſſen beftimmt: bald iſt der Beitrag für 
die einen und für die andern derfelbe, bald erhalten die Brodherren den gemein= 
jamen Fonds, indem fie das Deficit deden. Diefe bejonderen Hülfskaljen er 
leihtern die Laften der gemeinfamen Verſorgungskaſſen beträchtlich, indem fie 
während ſechs Wochen oder weniger alle Koften zahlen, welche durch die den 
Grubenarbeiter treffenden Unfälle oder Krankheiten verurſacht werden. 


Es exiſtiren ſechs anerkannte Berforgungsfaffen zu Gunften der Gruben— 
arbeiter: Bergen (Mons), Eharleroi, Centre, Lüttich, Namur und Luxemburg. 
Im Jahre 1876 zählten fie 310 aufgenommene Betriebe und 109,290 Ar: 
beiter, d. 5. 94,94 der Geſammtheit der Grubenbevölterung des Landes. 
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Seneralfumme der Einnahmen im Jahre 1876: 2,041,246 Francs 
57 Gent.; der Ausgaben 1,947,352 Francs 28 Gent.; General= Haben 
7,484,178 Francs 16 Gent.; Soll 1,757,040 Francs. 

Generalfumme der Einnahme während der Periode von 1872 bis 1876: 
10,959,208 Francs 2 Gent.; der Ausgaben: 8,889,236 Francs 19 Gent.; 
General: Haben: 34,138,581 Francs 57 Gent; Soll: 8,627,641 Franes 
66 Gent. 

Einnahmen der gemeinſchaftlichen Verſorgungskaſſen während der Periode 
von 1872 bis 1876: 


Abzüge von den Gehalten . . . 2. 4,576,087 Franc, 
Beifteuern der Betriebsunternehmerr . . 4,576,087 B 
Subvention des Staated . . 220... 222,334 = 
Subjidien, Zinfen der Provinzen und an— 

dere Einnahmen >» 2 2202000. 1,584,701 = 


Anzahl der von 1872 bi3 1876 unterftügten Perfonen: 59,910. 
Beichaffenheit der Ausgaben im Jahre 1876: 


Zahl. Ausgaben. 
Lebenslänglihe Penfionen . . 8,616 1,503,763 Francs, 
BZeitweilige Penfionen . . . 3,030 163,868 ⸗ 
Unterſtützunge... —1,190 223,778 
Beſondere Hülfskaſſen während der Periode von 1572— 1876: 
Abzüge von den Gehalten . . 2... 9,031,970 Francz, 


Beifteuern der Betriebsunternehmer . . 1,187,861 n 
zufammen 10,219,831 Francs. 
Ausgaben . . . .. 8891,040 = 
(Geld, ärztliche Dienfte, Medikamente und Kohlen). 


Nefume von 1872 — 1876: 


Einnahmen. Ausgaben. 
Gemeinſchaftliche Kafien . 10,959,208 Francs, 8,889,236 Francg, 
Befondere Hafen . . . 10, 219, 831 = 8,891,040 = 











21,179,039 Frans, 17,780,276 Franc, 


So wurde aljo während der Periode von 1872—1876 an die Arbeiter: 
clafje der Bergmwerfe an Penſionen und Unterftügungen jeder Art die Summe 
von 17,780,276 Francs vertheilt, das giebt jährlich eine Durchſchnittsſumme 
von 3,556,055 France. 


Königlihe Berfügung vom 16. Dezember 1859 zwed3 
Drganifation einer Hülfs- und Penfionsfafje (caisse de re- 
traite et de secours) zu Gunften der Eifenbahnarbeiter. 

Art. 1. Die Inftitution hat zum Zweck: 

1. Den Ungeftellten und proviforifhen Arbeitern (associes et ouvriers 
provisoires) im alle augenblidliher Arbeitsunfähigkeit zeitweilige Unter: 
ftügungen zu gewähren; 
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2. Ihnen unentgeltlih die Behandlungsfoften, nämlich Aerzte, Medika— 
mente ꝛc. zu fichern; 

3. Jährliche Unterftügungen zu gewähren: A. den proviforifchen Arbeitern 
im Falle dauernder Gebrechen; B. den Angejtellten, fowie den Wittiwen, Waifen, 
Vätern und Müttern der Angeftellten, wenn fie nicht penfionsberechtigt find; 

4. Die Beerdigungskoften für verftorbene Angeftellte und proviſoriſche 
Arbeiter zu deden; 

5. Den Angeftellten im alle dauernder Gebrechen eine Penfion zu be— 
willigen ; 

6. Den Wittwen und Waifen, Vätern und Müttern der Angeftellten Pen— 
jionen zu bemwilligen ; 

7. Die Penfionäre überhaupt, fowie alle Perfonen, welche eine jährliche 
Unterftägung genießen, durd die dazu beftellten Aerzte unentgeltlich behandeln 
zu laſſen. 

Art. 45. Die Einkünfte der Hülfs- und Penfionskaffe fegen ſich zufammen : 

1. Aus einem feften Abzug, wie folgt: 3 Procent auf die Gehalte von 
2,40 Franc oder darunter, 4 Procent auf die Gehalte über 2,40 Francs. 

2. Aus dem Betrage von Abzügen: für jede Disciplinarmaßregel bis auf 
die Summe von höchſtens einem Meonatsgehalt; für jeden Urlaub bis auf die 
Summe von höchſtens einem Monatsgehalt; für jedwede Abmwefenheit bis auf 
die Summe des halben Gehalts während höchſtens eines Monats, wenn der’ 
Vetreffende nicht hat erſetzt werden müſſen. 

3. Aus Subfidien von Seiten der Regierung. 

4. Aus Schenkungen, Vermädtniffen und Gaben Privater. 

5. Aus verfchiedenen Erträgen. 

6. Endlich aus den Zinfen der im Namen der Kafje angelegten Kapitale. 


Art. 51. Die Behandlungskoften für die Angeftellten und proviſoriſchen 
Arbeiter fallen der Kaffe zur Yaft, die auch die Medifamente unentgeltlich zu 
liefern hat. Sie empfangen außerdem, falls die Krankheit Arbeitsuntauglich— 
fit zur Folge hat, Geldunterftügungen. 

Sind Arbeiter im Dienfte verlegt, oder haben fie ſich eine Krankheit zus 
gezogen, welche die beftellten Aerzte ausdrüdlid den Folgen des Dienftes zu— 
Ihreiben, durch ungewöhnlich harte und andauernde oder unter ausnahmsweifen 
Bedingungen ausgeführte Arbeit, fo werden fie auf Koften der Kaffe behandelt; 
aber ihr Gehalt wird ihnen fortwährend ganz oder zum Theil, je nad) den 
Umftänden, auf feinen Fall aber weniger al3 zu drei Viertel des täglichen Durch— 
ſchnitts weiterbezahlt. Müſſen fie indeffen in ihrem Dienfte erfegt werden und 
muß in. Folge deſſen ihr Gehalt fuspendirt werden, jo werben fie Geldunter- 
ftügungen von der Kaffe empfangen... 


Andere Beftimmungen der Verfügung ſetzen die verjchiedenen Bedingungen 
jet, die nothiwendig find, um die Berechtigung zu jährlichen Unterftügungen oder 
en einer Benfion zu befigen, und beftimmen den Betrag der Unterftügungen und 
Penfionen. 
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Bürgerliche Haftpflicht der Unternehmer für die ihren Arbeitern in 
der Ausübung ihres Berufs zugeſtoßenen Unfälle. 

Es giebt in Belgien fein einziges Specialgejeg, welches, abjehend vom ge- 
meinen Recht, die bürgerliche Haftpflicht der Unternehmer für die ihren Ar- 
beitern in der Ausübung ihres Berufes zuftoßenden Unfälle regelt. Man muß 
daher für fie auf das gemeine Recht in feiner allgemeinen Anwendbarkeit zurüd- 
gehen, jo wie es durd die Artikel 1382, 1383 und 1384 des bürgerlichen 
Sefegbuds beftimmt tft. 

Art. 1382. Jedwede That eines Menſchen, die einem Andern Schaden 
verurſacht, verpflichtet den, durch deſſen Verſchulden er herbeigeführt iſt, ihn zu 
erjegen. 

Art. 1383. Jeder iſt haftpflichtig für den Schaden, welchen er verurfadt 
hat, nicht nur durch feine That, fondern auch durd feine Nachläſſigkeit oder 
durch feine Unvorfichtigkeit. 

Art. 1384. Man ift haftpflichtig nicht nur für den Schaden, welchen 
man durch feine eigene That verurfaht hat, jondern auch für denjenigen, welder 
durch die That von Perſonen verurfadht ift, für die man haften muß, oder von 
Sachen, die man unter feiner Hut hat.... Die Herren und die Auftraggeber 
find haftpflihtig für den Schaden, welcher durd ihre Diener oder Aufjeher in 
den Berrichtungen verurfacht tft, für welche fie fie beftimmt haben. 


Der Gerichtshof von Lyon (Urtheilsiprud vom 13. Dezember 1854, 
Dalloz, Recueil periodique, 1855, zweiter Theil, Seite 86) hat das Princip 
in den allgemeinften Ausdrüden, die auch vollkommen auf Belgien anwendbar 
find, formulirt: „Es gehört zu den Pflichten der Vorſteher von induftriellen 
Etablifjements, für die Sicherheit der Arbeiter, ‚welche fie beſchäftigen, die voll⸗ 
kommenſte Vorſorge zu treffen, und ſie ſind, in Anſehung dieſer, haftbar für 
alle Unfälle und Beſchädigungen, welche verurſacht werden können, ſei es durch 
Fehler in der Conſtruction oder mangelnde Erhaltung der Mafhinen und 
Apparate, fer es durch die Nachläſſigkeit oder Ungeſchicklichkeit der den verſchie— 
denen Arbeiten des Etabliſſements Vorgefegten. Ste können ihre Haftpflicht nur 
im Falle höherer Gewalt ablehnen.“ 

Das Princip ift allgemein und anwendbar auf alle Arten von Betrieben 
ohne Unterſchied: Manufactur-, Transport:, Aderbau:, Fabrik: und Handwerk: 
betrieb ꝛc. 


Man wird ebenfo auf die Principien des gemeinen Rechtes zurückgreifen 
müſſen, um die Frage zu entſcheiden, ob die Haftpflicht des Unternehmers nicht 
in gewiſſen Fällen aufhört, nämlich, wenn der Fehler vom Arbeiter ſelbſt be— 
gangen wurde. 

Man höre, wie ſich über dieſen Punkt Herr Laurent ausſpricht in ſeinem 
Werke: Principes du droit eivil L. XX Nr. 486 ff.: 

„Wenn die Unvorſichtigkeit ganz auf Seiten des Arbeiters iſt, und dem 
Herrn keinerlei Unvorſichtigkeit vorgeworfen werden kann, ſo muß der Richter 
ſich gegen das unglückliche Opfer ausſprechen, ſo hart die Entſcheidung auch 
ſcheinen mag. Der Richter entſcheidet von Rechtswegen, und über das Recht 
giebt es feinen Zweifel... 

Man muß in diefer Sache nie das Fundamentalprincip aus den Augen 
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verlieren, nämlich daß der leichtefte Fehler ein Grund zur Haftpflicht ift; daraus 
folgt, daß die Unvorfichtigfett des Opfers des angerichteten Schadens in feiner 
Weiſe den Fehler des eigentlichen Urheber3 verwiſcht, wofern nicht etwa feft- 
fteht, daß diefe Unvorfichtigfeit die einzige Urſache des erlittenen Schadens war. 
Wenn fie nicht die einzige Urſache ift, fo bleibt ein Verfchulden von Seiten 
des Urheberd, und jo leicht dafielbe auch fein mag, es macht ihn haftpflichtig. 
Dies find die Ausdrüde eines Urtheilsfprudhes des Gerichtshofes von Lüttich 
(3. Januar 1862, Pasicrisie belge 1863, Band 2, ©. 143) und wir glauben, 
daß dies das wahre Princip ift. Wer durch feine That den Schaden verurfadt, 
hätte alle Borfihtsmaßregeln treffen müſſen, um ihn zu vermeiden. Wenn er 
dies nicht gethan hat, fo trägt er eine Schuld, und ift mithin einer Klage auf 
Schadenerfag unterworfen... . 

Dies Princip ift von großer Bedeutung, wenn e8 fi) darum handelt, die 
Haftpflicht der Berriebövorfteher zu bemeifen. Faſt immer kann man dem Ar— 
beiter, welcher einen Schaden. erleidet, eine Unvorſichtigkeit vorwerfen; aber dies 
genügt nicht, um den Brodherrn von aller Haftpflicht zu befreien, wenn er 
jelbft eine Schuld trägt, und er trägt eine Schuld, wenn er nicht zum Schutz 
feiner Arbeiter und Angeftellten die allergenauften Vorſichtsmaßregeln getroffen 
hat; er muß fie vor ihrer eigenen Unvorfichtigfeit behüten. Dieſe Entſcheidung 
mag von einer übermäßigen Strenge für den Unternehmer ſcheinen; fie iſt in— 
deilen jo gejegmäßig wie human; die ungebildeten und ebendefiwegen auch un— 
vorſichtigen Arbeiter befreunden jid) mit den Gefahren ihres Berufes in dem 
Grade, daß fie jelbft die Vorfihtsmaßregeln, welche die einfachſten Negeln ver 
Klugheit befehlen, vernachläſſigen; ift es alfo nicht die Pflicht des intelligenteren 
umd umfichtigeren Brodherren, über ihre Sicherheit und ihr Leben zu wachen ? 
Zu oft begnügen fid) die Vorfteher, Befehle zu geben und Verbote zu erlajien, 
ohne über ihre Beobachtung zu wachen; doch das heit nicht, ihre Pflicht ganz 
erfüllen; die Hauptſache ift, daß die Befehle ausgeführt und die Verbote befolgt 
werden.“ 


Da diefe ganze Sache vom gemeinen Rechte geregelt wird, jo muß man 
auf die Principien diefes letzteren auch zurüdgreifen, um zu erfahren, welcher 
Schaden vergütet werden muß, im welcher Ausdehnung Schadenerjag zu leiten 
it, wen die Klage zufteht, und gegen wen fie angejtrengt werden fann. Ebenſo 
was den Beweis betrifft. Damit eine Berurtheilung zu Schabenerfag auf Grund 
einer Schädigung erfolgen fünme, bedarf es einer gerichtlichen Forderung (de- 
mande judiciaire) und de8 Beweifes ſeitens des Klägers, daß überhaupt eine 
Schädigung ftattgefunden, und wie body jie anzufhlagen. Er muß den Grund 
feiner Forderung darthun, d. h. das wirkliche VBorhandenfein einer Schädigung 
im Sinne der Artikel 1382 und 1383; ferner ift gemäß diefer Artikel nöthig, 
um ein Delict oder Quafi-Delict zu begründen, daß der Kläger den Schaden 
durd das Verſchulden Desjenigen erlitten hat, den er verflagt; es genügt alfo 
nt, das wirkliche Beftehen der Schädigung zu beweifen; man muß aud) be= 
weiſen, daß fie durch Verſchulden des Beklagten erwuchs; wenn diefer der Haft: 
pfliht entgehen will, wird er zu beweifen haben, entweder daß die That erlaubt 
war, oder daß fie ihm nicht beizumefien tt. Auch das Beweisverfahren wird 
durch das gemeine Recht bejtimmt, d. h. e3 kann ein Zeugen und Jndizien- 
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beweis (par t&moins et par pr&somptions) fein (Art. 1384 N 1 und 1353 
de3 bürgerlichen Geſetzbuches). 

Wir fünnen die über dieſe verjchiedenen Fragen in Belgien ertheilten Ur: 
theile und Ausjprühe hier nit zur Kenntniß geben; zwei derjelben jedod 
wollen wir megen der Bedeutung der von ihnen fanctionirten Principien hier 
fur; angeben. Ein Urtheilsſpruch des Appellationsgerichtshofes in Brüffel vom 
18. Mat 1868 (Pasicrisie belge, Jahrgang 1868, Seite 385) entjcheidet, 
daß der Staat, wenn er in der Eigenschaft einer Eivilperfon erjcheint, nament: 
lid) beim Betrieb der Eifenbahnen al3 Qiransportunternehmer, der Haftpflicht 
der Art. 1382 und 1384 des bürgerlichen Gefegbuches unterworfen ift; ebenfo, 
in gleicher Weife wie im Allgemeinen der Unternehmer haftpflichtig ift für den 
einem feiner Diener oder Arbeiter zugeftoßenen Unfall, den derfelbe in Aus: 
übung der ihm anbefohlenen Arbeit durch das Verfchulden eines Andern erlitten 
bat, ebenjo tft auch der Staat verpflichtet, die Wittwen und Kinder eines bei 
der Eifenbahn Angeftellten zu entihädigen, wenn berjelbe durch einen von 
einem andern Angeftellten im Dienfte verichuldeten Fehler umgefommen iſt. 
Ein Urtheilsfprudy des Kaffationsgerichtshofes von Belgien vom 7. Mat 1869 
(Pasicrisie belge, Jahrgang 1869, Band 1, Seite 330) entjcheidet, daß in dem 
Betriebe, den er im Xransportdienft auf feinen Eifenbahnen unterhält, der 
Staat bürgerlich haftpflichtig ift für den Schaden, der durch das DVerfchulden 
oder die Nachläſſigkeit eines feiner Angeftellten in den ihnen übertragenen Ber: 
richtungen verurjacht ift, jogar falls das Opfer der Schädigung felbft zur Ber: 
waltung de3 Schtenenweges gehört. 


E3 erübrigt und noch, in zwei Worten auf die in Nr. 3 und 7 des 
Quäſtionariums geftellten Fragen zu antworten. 

3. Welchen Unterſchied macht e3, ob der Beſchädigte ein Arbeiter reſp. ein 
Angeftellter des Etabliſſements war oder niht? — Für den einen wie für 
den andern ift das gemeine Recht anwendbar; es befteht unter ihnen nur ver 
Unterjchied, daß der Arbeiter oder Angeftellte natürlicher Weiſe verpflichtet ift, 
die nothwendigften Vorſichtsmaßregeln zu treffen, um den ihm befannten Ge: 
fahren des Betriebes zu entgehen, dem er feine Arme leiht, und daß der Fehler, 
den er fich zu Schulden fommen läßt, mit Recht zur Folge haben fünnte, daß 
die Haftpflicht des Unternehmers erliiht; er hat pofitiwe Borfichtsmaßregeln zu 
treffen. Wer dem Etablifjement fremd gegenüberfteht, hat nur die negative 
Vorſichtsmaßregel zu treffen, daß er Nichts thut, was ihn den mit diefem oder 
jenem Betriebe verknüpften Gefahren ausjegen könnte. 

6. Befteht ein Zufammenhang mit der Gefeggebung über Unfallverficherungs: 
gejellichaften ? — 

Das Geſetz über die BVerficherungsgefellichaften vom 11. Juni 1874 ent- 
hält feine beſondere Beftimmung, welde die ung hier bejchäftigende Trage be— 
trifft. Es giebt im Yande mehrere Berficherungsgejellichaften gegen Unfälle und 
namentlich Berficherungsgefellichaften gegen Dampfkeſſelexploſionen. 


IV. 
Ueber Haftpflichtgefeßgebung im Königreich der Niederlande. 


Bon Dr. A. Kerdijk (Delft). 


Ein befonderes Haftpflichtgefeg hat das Königreich der Niederlande nicht; 
dennoch aber weichen die gefeglihen Beftimmungen, welche dafelbft diefen Stoff 
beherrſchen, nur wenig ab von dem deutjchen Reichsgeſetze vom 7. Juni 1871. 

Es ift daS allgemeine Civilgeſetzbuch, welches hier vor Allem in Betracht 
tommt, umd in welches aus dem franzöfifchen Code eivil die Beftimmungen 
übertragen worden find, die ja auch in Deutſchland in dem Gebiete des rheint- 
ihen Rechtes ſchon vor Erlaß des obenerwähnten Reichsgeſetzes Geltung hatten. 
Während nämlich die Art. 1401 und 1402) des niederländifchen Civilgeſetz- 
buches den allgemeinen Sag aufftellen, daß jede unrechtmäßige That, Nachläſſig- 
teit oder Unvorfichtigfeit zur Schadloshaltung denjenigen verpflichtet, durch deſſen 
Verfhulden (eulpa commissionis vel omissionis) der Schaden verurſacht ift, 
giebt Art. 1403 diefem Sage eine fehr bedeutende Ausdehnung. Denn er 
fügt hinzu 2), daß man aud) verantwortlich ift für die That u. |. w. von Per— 


!) Art. 1401: Elke onrechtmatige daad, woordoor aan een ander schade 
wordt toegebracht, stelt dengene, door wiens schuld die schade veroorzaakt is, 
in de verplichting om dezelve te vergoeden. 

Art. 1402: Een ieder is verantwoordelijk, niet alleen voor de schade, welke 
hij door zijne daad, maar ook voor die welke hij door zijne nalatigheid of on- 
voorzichtigheid veroorzaakt heeft. 

?) Art. 1403: Men is niet alleen verantwoordelijk voor de schade, welke 
men door zijne eigene daad veroorzaakt, maar ook voor die welke veroorzaakt 
is door de daad van personen, voor welke men aansprakelijk is. 

+... Degenen, die anderen aanstellen tot de waarneming hunner zaken, 
zijn verantwoordelijk voor de schade, door hunne,. . ondergeshikten veroor- 
zaakt in de werkzaamheden waartoe zij dezelve gebruikt hebben. 

»... De werkmeesters zijn verantwoordelijk voor de schade, door hunne 
leerlingen en knechts veroorzaakt gedurende den tijd, dat dezelve onder hun 
toezicht staan. 

De hierboven vermelde verantwoordelijkheid houdt op, indien... de werk- 
meesters bewijzen, dat zij de daad, voor welke zij aansprakelijk zouden zijn, 
niet hebben kunnen beletten. 
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fonen, für welche man einſtehen muß; daß namentlich Diejenigen, die Andere 

anftellen zur Wahrnehmung ihrer Intereffen, verantwortlich find für den Schaden, 

durch ihre Untergeftellten in deren Dienftverrichtungen herbeigeführt, und daß 

die Arbeitgeber verantwortlih find für den Schaden, durd ihre Yehrlinge und 
Arbeiter verurfacht, während diefe unter ihrer Aufficht ftehn — fo zwar, daß 

alle Berantwortlichfeit aufhört, wenn die Arbeitgeber beweifen, daß fie die That, 

durch welche der Schaden entftanden, nicht haben verhindern können. 

Keinem Zweifel unterliegt es, daß dieſe Beitimmungen auch den durch 
Tödtung oder Körperverlegung eines Menſchen entjtandenen Schaden umfafien, 
von dem in $ 2 des deutjchen Geſetzes die Rede if. Weiter als dieſes gehn 
fie infoferne, daß fie nicht auf Steinbrüche, Bergwerke, Gräbereien und Fabrifen 
beichränft find, fondern auf jedweden Gemerbebetrieb fich beziehen; auf das 
Baugewerbe z. B. jo gut als auf die Yandwirthichaft. Andrerfeit3 aber ftimmen 
fie mit $ 2 des deutfchen Geſetzes wieder darin überein, daß im Schadensfalle 
ein Berjchulden feitens des Unternehmers oder deſſen Vertreters nicht präfumirt 
wird, jo daß der Beichädigte oder deſſen Hinterlaffene den Beweis jenes Ber: 
ſchuldens zu erbringen haben. 

Auf das Bejchwerende diefer Beweislaft brauche id), nad) den in Deutſch— 
land gemachten Erfahrungen, wohl faum hinzumweifen. Nur fei bemerft, daß 
diefes um jo mehr hervortritt, als — wenn auch vorgeichrieben ift, daß die 
Höhe des Schadenerfatged nad) der gejellihaftlihen Stellung und dem Ber: 
mögensbeftande der beiden Parteien, ſowie nady Umftänden, zu bemeijen ift !) — 
die Vorfchrift der richterlichen Entjcheidung über die Wahrheit der thatfächlichen 
Behauptung nad) freiem Ermeſſen und unter Berüdfichtigung des gefammten 
Inhaltes der Verhandlungen fehlt, und die Regeln des gemeinen Prozeßrechts 
auch hier zur Anwendung fommen. Und diefer Uebelftand iſt um jo größer, 
da irgendwelche Beftimmungen in dem Sinne des $ 120, Abf. 3 der deutjchen 
Gewerbeordnung nicht vorhanden find. 

Ein Zufammenhang mit der Gejetgebung für Unfallverficherungsgefell 
ſchaften exiftirt übrigens nicht; und zum Anmelden von vorgefommenen Unfällen 
find die Arbeitgeber nicht verpflichtet. 

Eine Frage endlich, die fi) nach dem Wortlaut de3 niederländiichen Ge: 
ſetzes nicht furzweg beantworten läßt, ift die, welche durch $ 5 des deutjchen 
Geſetzes von 1871 dahin entjchieden worden, daß die Unternehmer nicht befugt 
find, ihre Haftpflicht durdy Verträge im Voraus auszufchliefen oder zu be 
ſchränken. Die richtige Auffaffung mag wohl diefe fein, daß im Falle wirf- 
licher Delikte, wo der Schaden dolo zugefügt worden, die fontraftmäßige Aus- 
ihliefung oder Beſchränkung der BVerpflihtung zum Schadenerfate, als „ven 
guten Sitten und der öffentlichen Ordnung“ ) zumider, unftatthaft tft; daß Hin 


1) Art. 1406 und 1407: .... schadevergoeding, te waardeeren naar belang 
van den wederzydschen stand en de fortuin der personen, en naar de omstan- 
digheden, 

2) Art. 14: der wet houdende algemeene bepalingen der wetgewing van 
het koninkrijk: Door geene handelingen of overeenkomsten kan aan de wetten, 
die op de publieke Ra ot goede zeden betrekking hebben, hare kracht ont- 
nomen worden, 
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gegen für Fälle, wo nur von culpa die Rede ift, jene Befugnig auf Grund 
des Gefeges den Unternehmern nicht beftritten werden kann. 

Wenn nun aud mit dem bisher Gefagten die allgemeine Sachlage der 
mederländifchen Gejeggebung über dieſen Gegenftand genügend gefennzeichnet fein 
mag, jo bleibt doc noch zu erörtern, inwieweit derſelbe in Spezialgefeten Be— 
rückſichtigung gefunden hat. 

In der That ift dies der Fall mit Bezug auf Sciffsangehörige, denen 
— wenn fie im Dienfte de8 Schiffes oder im Gefechte mit dem Feinde oder 
mit Seeräubern verivundet oder verlett werden — das Handelsgeſetzbuch das 
Recht zuerfennt nicht nur auf Krankenpflege bis zur Heilung, fondern im Falle 
förperliher Verlegung auch auf Schadenerfag nad, richterlihem Ermeſſen !). 
Hier ift aljo der Gegenbeweiß der vis major ausgefchloffen, wenn auch die 
Jurisprudenz wiederholt angenommen hat, daß die eigene Schuld des Schiffs— 
angehörigen die Entjhädigungspflidht aufhebt. Sonderbar jedoch, daß Diele 
Spezialbeftimmung wohl von Verwundung und Körperverlegung, nicht aber von 
Tödtung ſpricht, ſodaß für letztere das allgemeine Gejeg maßgebend bleibt. 

Wichtiger indefjen noch al3 jene Ausnahme ift für den Zweck diefer Gut— 
achten das zu Recht Beftehende mit Bezug auf Eifenbahnen. Da heift es nun 
im Eifenbahngefege vom 9. April 18752), daß Eifenbahnunternehmer haften für 
den Schaden, der durch Perfonen während des Betriebes gelitten wird, wenn 
nicht der Schaden entftanden iſt ohne Verfchulden der Unternehmer oder das ihrer Be— 
amten und Angeftellten. Alfo eine Präſumtion de3 Verſchuldens feitens des Betriebes ; 
und demnach anfcheinend Uebereinſtimmung mit dem deutſchen Haftpflichtgejeg. 
Leider aber ift e3 unentſchieden, ob jener Paragraph des Eifenbahngefeges aud) 
auf Unfälle, bei denen die Betrieböbeamten zu Schaden kommen, jich bezieht. 
Vom Utrechter Gerichtshofe erfter Inftanz wurde ſolches verneint, al3 diefer, in 
einem angeftrengten Entſchädigungsprozeſſe, der Wittwe eines verunglüdten 
Schaffners die Beweislaft für die culpa ſeitens der Eifenbahngefelichaft auf: 
birdete und, da ihm diefer Beweis nicht erbracht fchien, die Forderung abwies; 
und diefer Urtheilsſpruch wurde in zweiter Inftanz beftätigt. Hierauf bezügliche 
weitere Jurisprudenz ift mir zu meinem Bedauern nicht befannt; eine Entjchei- 
dung durch den oberften Gerichtshof Liegt, jo viel ich weiß, nicht vor. 

Im Allgemeinen ift zu bemerken, daß hier zu Lande dergleichen Ent- 
ſchädigungsklagen nur äußerft felten vorfommen. Zum Theil mag dies feinen 
Grund haben in unferen, im Vergleih mit anderen Ländern, weniger entwidelten 
mduftriellen Berhältniffen; im den noch nicht zu rechtem Gedeihen gefommenen 


’) Art. 423: Ieder schepeling, die .... in dienst van het schip, of in ge- 
vecht tegen vijanden of zeeroovers, gewond of verminkt wordt, is .... ge 
rechtigd tot oppassing en genezing, en in geval van verminking, tot schade- 
loosstelling, op zoodanigen voet en op zoodanige wijze als de rechter, in geval 
van verschil, zal oordeelen te behooren. 

?2) Art. 1: Öndernemers eener spoorwegdienst zijn verantwoordelijk voor 
de schade, door personen .... bij de uitoefening der dienst geleden, ten ware 
de schade buiten hunne schuld of die hunner beambten of bedienden zij 
ontstaan, 

Diefer Paragraph kam übrigens ſchon mit demfelben Wortlaute vor in dem äl— 
teren Eifenbahngefeg vom 21. Auguft 1859. 

4 * 
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Beſtrebungen der Arbeiter zur Wahrung ihrer wirthſchaftlichen Intereſſen; end— 
lich auch in dem Umſtande, daß wenigſtens größere Unternehmen nicht ſelten 
ihren Angeſtellten und Arbeitern, welche in ihrem Dienſte ein Unglück wifft, 
Unterftügung verleihen. Andererfeit3 jedoch wird zweifelsohne theil® auch in 
der aus dem Obigen hervorgehenden, mangelhaften Beſchaffenheit der gejetzlichen 
Beitimmungen die Erklärung jener Thatſache zu ſuchen fein, und dürfte eine 
Revifion derfelben, damit der fürperlihen Unverleglichkeit ein erhöhter Rechts— 
ſchutz verliehen werde, aud hier zu Lande einem Bedürfniß entiprechen. 


V. 
Die Grundfähe des franzöfifchen Rechts über Haftpflicht. 


Vom Senatspräfident Beterjen in Colmar. 


Bei den in Deutjchland ftattgehabten Verhandlungen über die Haftpflicht: 
frage wurde meift auf die franzöfiiche Gejeggebung Bezug genommen. Bald 
wurde diefelbe als Vorbild aufgeftellt, bald an deren Vorſchriften Kritif geübt ; 
nirgend8 wurde diefelbe ignorirt, überall die Frage erörtert, ob die Vorchrift 
des Art. 1384 Code civil gerechtfertigt jeit). Bet der abweichenden Entwidlung, 
welhe bezüglich der deutichen Gejeggebung ftattgefunden hat, und dem Umftand, 
daß es hier noch an einem definitiven Abſchluß fehlt, darf eine Darlegung der 
in Frankreich geltenden Grundjäge jett ein beſonderes Intereſſe beanfpruchen. 
Auch erfcheint eine ſolche nicht als überflüffig, da ungeachtet der Einfachheit des 
franzöfifhen Syftem3 doch im Einzelnen Zweifel über die Tragweite der auf: 
geftellten Grundfäge beftehen und es an Mifverftändniffen nicht fehlt. Wenn 
eine derartige Arbeit Nugen haben foll, muß mit derfelben eine eingehende Ver- 
gleihung der Rechtszuftände verbunden werden, melde ſich unter der Herrſchaft 
der franzöfifchen Gefeggebung und unter derjenigen de3 deutjchen Haftpflicht- 
gejegeß ergeben haben. Auch wird ed geftattet fein, furz hervorzuheben, welche 
Ergebntffe die Vergleihung für die in Deutfchland auf der Tagesordnung 
ftehenden Geſetzgebungsfragen liefert. 


J. 
Die Frage, wen bei körperlichen Beſchädigungen zu Folge eines gewerblichen 
Betriebes eine Verpflichtung zum Schadenserſatz trifft und unter welchen Voraus— 
jegungen diefe Verbindlichkeit eintritt, ift im franzöſiſchen Recht nicht durch ein 


') Schon vor Erlaß des Haftpflichtgefeges wurde vielfach auf,die Beflimmungen 
des franzöfifchen Rechts verwiefen. — V. z. B. Karl Braun’s Abhandlung über Haft- 
barkeit bei Unfällen in der Vierteljahrſchrift für Vollswirthſchaft Bd. 25 ©. 229 ff., 
'erner die Verhandlung des volfswirtbichaftlichen Kongrefies ebendaf. Bd. 27 ©. 245 ff. 
insbeſ. ©. 255. Eine Bezugnahme erfolgte dann in ben dem Entwurf bes 
Haftpflichtgeſetzes beigegebenen Motiven und ebenjo wurde das Verhältniß zum fran- 
jöfiihen echt bei den Reichstagsverhandlungen vielfach erörtert. Reichstagsverhand⸗ 
lungen von 1871 Bd. I ©. 68 ff. und Bd. II (Drudjaden) ©. 69 fi. Aud in 
der neueren Literatur wird bie VBorfchrift des Art. 1384 von der einen Seite empfohlen, 
von der anderen befümpft. 
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Spezialgeſetz geregelt. Vielmehr iſt für dieſelbe lediglich das allgemeine Civil— 
recht entſcheidend. Hiernach gelten im Allgemeinen für die verſchiedenen gewerb— 
lichen Unternehmungen (Eiſenbahnen, Bergwerke, Fabriken u. ſ. w.) dieſelben 
Vorſchriften ). Ja es find die nämlichen Beſtimmungen auch für ſolche Fälle 
maßgebend, in welchen der zum Schadenerſatz Verpflichtete gar kein Gewerbe 
betreibt. Es enthält zwar der Code eivil beſondere Vorſchriften über die Ver— 
antwortlichkeit, welche dur den Abſchluß beftimmter Verträge entfteht, insbe— 
fondere über die Haftbarfeit von Fuhrleuten, Wirthen, Bauunternehmern und 
Auftraggebern. Auch werden diefe, obgleih fie ſich nur auf die Beſchädigung 
von Sachen beziehen, manchmal auch auf die Beihädigung von Perfonen ange— 
wandt ?). Aber eigentlich wird die Verpflichtung zum Schadenserfag nur durch 
einige allgemeine Vorſchriften geregelt, welche ın den Artikeln 1382 ff. des 
Code eivil enthalten find, Wenngleich unter Umftänden auch andere Vor— 
Ichriften, insbefondere die des Art. 2000 für die Frage der Haftpflicht Be— 
deutung erlangen können, empfiehlt es ſich doch, die Darftellung auf diejenigen 
Beftimmungen zu beichränfen, welche die Haftpflicht grundfäglic regeln. Die 
Art. 1382— 1384, welche allein hierher gehören, lauten wie folgt: 

„Art. 1382: Tout fait queleonque de l’homme, qui cause A autrui 
un dommage, oblige celui, par la faute duquel il est arrive, a le 
reparer. 

Art. 1383: Chacun est responsable du dommage qu’il a caus® non- 
seulement par son fait, mais encore par sa negligence ou par son im- 
prudence. 

Art. 1384: On est responsable non-seulement du dommage que l’on 
cause par son propre fait, mais encore de celui, qui est cause par le fait 
des personnes dont on doit r&pondre, ou des choses que l’on a sous 
sa garde. 

Le pere, et la mere apres le dec&s du mari, sont responsables du 
dommage caus& par leurs enfants mineurs habitant avec eux; 

Les maitres et les commettans, du dommage cause par leurs dome- 
stiques et pr&poses dans les fonetions, auxquelles ils les ont employes ; 

Les instituteurs et les artisans, du dommage cause par leurs &l&ves 
et apprentis pendant le temps qu’ils sont sous leur surveillance. 

La responsabilit® ei-dessus a lieu, à moins que les pere et mere, 
instituteurs et artisans, ne prouvent qu’ils n’ont pu empöcher le fait qui 
donne lieu à cette responsabilite.‘ 


E3 empfiehlt ſich, zunädft den Inhalt und die Tragweite diefer Be— 


ı) An Spezialbeftiimmungen für die Eifenbahnen und Bergwerte fehlt e8 zwar 
nicht, Aber diefelben beichäftigen fich nicht mit der Entſchädigungspflicht, von der bier bie 
Rebe ift. Die Gefete und Reglements für die Eifenbahnen enthalten meift Borfchrif- 
ten über bie Art des Betrieb8 und regeln die Verpflichtungen der Eijenbahngefell- 
ſchaften. Auch finden ſich in denfelben Strafbeftimmungen. Bezüglih der Bergwerlke 
fommt in Betracht das Dekret vom 3. Ian. 1813, das (in den Art. 15 und 16) bie 
Bergwerksbetreiber verpflichtet, die nöthigen Arzneien und Nettungsmittel vorräthig 
zu halten und unter Umftänden einen befonderen Arzt anzuftellen. 

2) V. die Art. 1784, 1792, 1952 und 1953 und Art. 2000 Code civil. 
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ſtimmungen im Allgemeinen zu betrachten und dann erft auf die Einzelnheiten 
einzugehen. 
1: 


Die Art. 1382 und 1383 enthalten etwas Auffallendes nit. Daß Jeder: 
mann für den Schaden haftet, der durch feine eigene Thätigkeit, beziehungsweife 
durch Unterlaffung folder Handlungen entfteht, zu deren Vornahme er verpflich— 
tet war, folgt aus allgemeinen Nechtsgrundfägen. Es wird hiernach allerdings 
noch vorausgejett, daß den Verklagten ein Verſchulden trifft. Aber ein foldes 
Verſchulden (faute) ift auch nad) den PVorfchriften der Art. 1382 und Art. 
1383 Code eivil erforderlich, wenn eine Verpflichtung zum Schadenserſatz be= 
gründet fein fol. Anders verhält es ſich mit den Beltimmungen ded Art. 
1384. Die Regel ift, daß Jeder nur für feine eigenen Handlungen, oder für 
fein eigenes Verſchulden verantwortlic gemacht werden kann und dieſem Grund: 
fag fcheint der Art. 1384 zu widerjprechen, da nad demfelben die Verant- 
mortlichfeit fiir ſchuldhafte Beſchädigungen durch gewiſſe in einem Abhängig- 
keitsverhältniß zum Verklagten ftehenden Perfonen al3 Regel aufgeftellt und nur 
ausnahmsweiſe der Beweis zugelaffen wird, daß der Berflagte die That nicht 
verhindern fonnte. Soweit e3 fi) um die Verantwortlichkeit von Gewerbtrei: 
benden, Fabrifanten u. ſ. w. handelt, ift die Stellung noch beſonders ungünfttg, 
da diefe (Die „‚maitres‘‘ oder „„commettans‘) zu dem erwähnten Beweiſe un= 
beftrittener Maßen nicht zugelaffen werden dürfen. Theoretiſch ging aud) die 
franzöfifche Gefeggebung bei Aufftellung de3 Art. 1384 von dem Grundjag aus, 
daß ein eigenes Verſchulden der Perfon vorliegen müfje, welche für die Hand- 
lungen des minderjährigen Kindes, Lehrling u. |. w. verantwortlih gemacht 
wird. Die Vorſchrift diefes Artikel hat, wie aus der Beftimmung des Testen 
Abfages und aus der Entftehungsgefchichte des Geſetzes de3 Artikels hervorgeht, 
und von Schriftftellern und Gerichten einftimmig angenommen wird, lediglich in 
der vom Gefeggeber aufgeftellten Vermuthung ihren Grund, daf in den in Frage 
ftehenden Fällen regelmäßig ein Verſchulden der für verantwortlidy erklärten 
Perfon vorliege. Diefes Verſchulden kann darin beftehen, daß die Verpflichtung 
zur Leitung oder Anmeifung der abhängigen Perfon oder zu deren orbnungs- 
mäßiger Beauffichtigung oder Ueberwachung nicht beobachtet wurde. Es wird 
aber auch darin gefunden, daß bei Anftellung der Beamten, Dienftboten, Ar: 
beiter u. ſ. w. nicht die gehörige Sorgfalt angewendet worden ift!). Aber 
praktiſch befteht ein gewaltiger Unterichied zwifchen dem Syſtem de3 franzöfis 
ihen Rechts und der in Deutfchland im bürgerlichen Recht herrſchenden Auf- 
fafjung. Nach der letzteren muß das Verfchulden des Verflagten regelmäßig vom 
Kläger bewiefen werden. Nach Art. 1384 fteht dagegen dem Kläger eine ge— 
jegliche Vermuthung zur Seite; der Verklagte hat alſo nachzuweiſen, daß ihn 
in Wirklichkeit keinerlei Verſchulden trifft, und foweit, es fid) um die Verant— 
wortlichfeit der „‚maitres‘‘ oder „‚commettans‘‘ handelt, befteht eine fogenannte 


1) B. hierzu: Zachariä, Handbud des franzdf. Eivilrechts, Bd. II, $ 447; Mar- 
cade zu Art. 1384 Nr. I, Bd, V &. 269; Laurent, principes du droit civil, 
&. XX, ©. 558 und 606; Larombiere, Obligations zu Art. 1384 Nr. 1 und 8, 
Bd. V, ©. 738 und 744; Sourdat, traité general de la responsabilite, Bd. II, 
Nr. 884 und 885. 
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praesumtio juris et de jure, welche durch Gegenbeweiß überhaupt nicht ent- 
fräftet werden fann. Thatfählih müfjen die dur die Vorſchrift des Art. 
1334 betroffenen Perſonen unzweifelhaft in vielen Fällen haften, im welchen 
ihnen ein Verſchulden nicht nachgewiefen werden kann, und aud in Wirklichkeit 
nicht befteht. Fragt man nun, wie man dazu fam, einen Grundſatz von fo 
großer Tragweite aufzuftellen, wie ihn Art. 1384 des Code eivil enthält, fo 
ft zu bemerken, daß ſich nur wenige Anhaltspunkte dafür finden, der Gefetsgeber 
jei von ſozialpolitiſchen oder volf3wirthichaftlichen Geſichtspunkten ausgegangen. 
Vielmehr ergeben die Gejeggebungsverbandlungen, welde der Aufftellung der 
Vorſchrift vorhergingen, daß in der Hauptſache juriftifche und praktiſche Er: 
wägungen maßgebend waren. Ya e8 erhellt aus denfelben, daß man gar nidt 
glaubte, in Art. 1384 einen neuen Grundſatz aufzuftellen, jondern von der Bor: 
ausfegung ausging, daß deſſen Vorſchriften Anfpruch auf allgemeine Geltung 
hätten und die denjelben zu Grund liegende Auffaffung allgemein al3 richtig 
anerkannt werde !). Die theoretifhe Anſchauung war allerdings nicht der allein 
maßgebende Faktor bei der Aufftellung des in Art. 1384 enthaltenen Grund: 
ſatzes. Vielmehr jpielten die praftifchen Erwägungen hierbei eine große Rolle. 
E3 wurde nämlich von den Bertheidigern des Entwurfs in übereinftimmender 
Weiſe hervorgehoben, daß es nothwendig ſei, den Beſchädigten die Möglichkeit, 
zu dem ihnen gebührenden Schadenserfag zu gelangen, auch thatſächlich zu 
fihern und daß die Verantwortlichkeit der Väter, Lehrer, Dienftherren u. ſ. w., 


!) In dem expose des motifs von Treilhard wurde bemerkt, daß bie in Akt. 
1384 vorgefehene Berantwortlichkeit vollftändig den Anforderungen der Gerechtigkeit 
entſpreche und dann beigefügt: „Ceux Aqui elle est imposee, ont A s’imposer pour 
le moins, les uns de la faiblesse, les autres de mauvais choix, tous de 
la negligence*. Auch der Tribun Tarrible ſetzte in feinem Bortrag im corps legis- 
latif auseinander, die Borfchrift des Art. 1384 berube gleichfalls auf dem Grundſatz, 
daß Jeder für die Folgen feiner „faute ou imprudence, quelque legere que soit 
leur influence sur le dommage“ hafte und bemerkte, die Väter, Lehrer u. f. w. feien 
mit genügenber Autorität ausgeftattet, „pour contenir leurs subordonnes dans les 
limites du devoir et du respect dü aux proprietes d’autrui“, und e8 müſſe, wenn 
diefe Grenze von einem „subordonn&* überjchritten worden fei, dies einem „reläche- 
ment de la discipline domestique“ zugefchrieben werben. Weiter heißt e8 dann: 
„ce relächement est une faute; il forme une cause de dommage indirecte, mais 
suffisante, pour faire retomber sur eux la charge de la r&paration“. Endlich 
bemerfte Tarrible noch, die den in Frage ftehenden Perſonen auferlegte Verantwort- 
lichkeit fei nothwendig „pour tenir en &veil l’attention des superieurs sur la conduite 
des inferieurs et pour leur rappeler les austeres devoirs de la magistrature, 
qu’ils exercent“. In ähnlicher Weife ſprach fih im Tribunat Bertrand de Greuille 
aus, der die unbedingte VBerantwortlichkeit der „maitres et commettans“ in folgender, 
die volfswirthichaftlihe Seite der Frage einigermaßen berührenden Weife zu redht- 
fertigen fuchte: „nm’est-ce pas en effet le service, dont le maitre profite, qui a 
produit le mal, qu’on le condamne & reparer? N’a-t-il pas à se reprocher, 
d’avoir donne sa confiance & des hommes me&chants, maladroits et imprudents? 
Et serait-il juste, que de tiers demeuraient vietimes de cette confiance incon- 
sideree, qui est la cause premiere, la v£ritable source du dommage, qu’ils 
eprouvent? La loi ne fait done pas iei, que ratifier, ce que l’&quit@ commande, 
ce que de frequens et trop fächeux exemples rendent necessaire, et ce que la 
jurisprudence de tous les temps et de tous les pays a consacre*, S. Fenet, 
travaux pr£paratoires du Code eivil Bb. XII, ©. 452—491, insbefondere S. 467, 
476 ff., 489 ff. 
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beziehungsweiſe die Aufftellung einer Rechtsvermuthung ſehr häufig die einzige 
Garantie dafür jet, daß die Entjchädigung aud) wirklich realifirt werden fünne !). 
Immerhin muß e3 auffallen, daß die Gerechtigkeit der von der Regierung vor— 
gefhlagenen und ohne Widerftand angenommenen Beftimmungen des Art. 1384 
jo ohne Weiteres als feftitehend angefehen wurde und daß die Ausführungen 
der Bertheidiger de8 Entwurfs auf feinerlei Widerſpruch ftießen. Aber dieſe 
Erſcheinung verliert ihr Auffallendes zum größten Theil durdy den Umftand, 
daß die bei Aufftellung und Begründung des Entwurfs mafgebende Auffaffung 
ihon vorher in Frankreich die herrichende war und insbejondere die nach römi— 
ihem Recht beftehende Verantwortlichfeit für Verjehen bei der Auswahl von 
Dienftboten (für die „eulpa in eligendo“ und „in custodiendo‘‘) ſchon im 
vorigen Yahrhundert dort in der Weiſe aufgefaßt wurde, daß ein ſolches Ver— 
ihulden zu vermuthen jet, ſonach von dem Beſchädigten nicht erwieſen zu wer— 
den brauche. Soweit bei den Code eivil, der ja bezüglich der meiften Meaterien nur 
eine Kodififation des beftehenden Rechts enthält, das römische Recht thatſächlich 
jeine Geltung behielt, war faft durchweg die Auffalfung von Pothier entjchet- 
dend. Diefer Schriftfteller jagte aber (Bd. I, Wr. 121), es ferien für die 
Folgen eines Delift3 oder Quaſidelikts nicht bloß die Perjonen, welche daſſelbe 
begangen hätten, jondern aud) die Väter, Mütter, VBormünder und Lehrer ver= 
antwortlich, welche bei der That zugegen geweſen jeien, oder welche die Hand- 
(ung nicht verhindert hätten, obgleich fie hierzu in der Yage geweſen ſeien. Wei- 
ter bemerkte derjelbe, die „‚maitres‘‘ ſeien verantwortlic für die Delifte und 
Uuafidelifte der „serviteurs‘‘ und „ouvriers“‘, welche jie in ihrem Dienft 
verwendeten und diefe Verantwortlichtett könne auch nicht durch den Nachweis 
bejeitigt werden, daß der „maitre‘‘ das Delift oder Quaſidelikt nicht habe ver- 
hindern können. Der Iettere Sa wurde von Pothier durd die Bemerkung 
gerechtfertigt: „ce qui a été établi pour rendre les maitres attentifs, à ne 
se servir que de bons domestiques“. 


2. 


Im Einzelnen ift hinſichtlich der Vorjchriften der Art. 1382—1384 Code 
eivil und deren Anwendung, ſoweit e3 fi um die Haftpfliht von Gemerbe- 
treibenden handelt, Folgendes zu bemerfen. 

Die Art. 1382 und 1383 fommen hauptſächlich infofern in Betracht, als 
duch Mängel in der Einrichtung oder im Betriebe einer Eifenbahn, oder eines 
Bergwerf3 oder eines beliebigen Gewerbes Jemand beſchädigt wird. Es ift 
hiernadh, wenn ein folder Unfall eintritt und durch irgend ein, wenn aud) 
noch jo leichtes Berfchulden des Unternehmers verurjaht murde, vegelmäßig 
deiien Verantwortlichkeit begründet. Hierbei bewirkt es feinen Unterfchied, ob der 
Beihädigte eine bei dem Unternehmen angeftellte Berjon oder ein unbetheiligter 
Dritter ift. Die Gerichte find gegen den Unternehmer ziemlich ftreng ſowohl 
bezüglich der Frage des Verſchuldens al3 hinfichtlich der Höhe der Entſchädigung 
md fie find mach feiner diefer Richtungen durch bindende Vorſchriften beengt ?). 


) ®. Fenet, a. a. ©. insbefondere ©. 475 und 490. 
2) E8 wird 5. B. angenommen, daß ber Unternehmer für die Folgen eines Un— 
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Immerhin ift e3, damit die Art. 1382 und 1383 zur Anwendung kommen 
fünnen, nothwendig, daß dem Betriebsunternehmer ein Verſchulden nachgewieſen 
wird. Eine rechtliche VBermuthung, daß der bei dem Betrieb eines Gewerbes 
eingetretene Unfall durch das Verſchulden de3 Unternehmers oder eines feiner 
Leute entftanden fet, befteht bezüglich der Eifenbahnen ſowenig als hinfichtlich der 
Bergwerke, Fabriken u. ſ. w. 3 exiftirt überhaupt rechtlich ein Unterfchted 
nicht zwifchen den beſonders gefährlichen Unternehmungen, auf welche ſich das 
deutfche Haftpflichtgefeg bezieht, und den Gemwerben, denen eine ſolche Gefährlich: 
feit nicht zugefchrieben wird. Der Umftand, daß ein beſtimmtes Gewerbe oder 
eine bei dem Betrieb deijelben verwendete Majchine u. ſ. w. beſonders gefährlich 
ift, begründet für den Unternehmer die Verpflichtung, die nöthigen Vorkehrungen 
zu treffen, um die Gefahr thunlichft zu vermindern. Thut er dies nicht, fo it 
er für den dadurch entftandenen Schaden verantwortlid. So werden 5. B. die 
Eijenbahngefellichaften für die Folgen der Unfälle für haftbar erklärt, melde 
durch mangelhafte Beichaffenheit von Eifenbahnrädern, oder ſchlechte Einrichtun: 
gen der Bahnhöfe entftanden ’). Kommt der Unternehmer aber dieſer Berpflid: 
tung nad), jo fann er für einen beftimmten Unfall aud dann nicht verantwortlich 
gemacht werden, wenn dem Beichädigten jelbft ein Berjchulden erwiefener 
Mapen nicht zur Laft fällt. Diefer, nicht der Unternehmer, hat den in Folge 
eines Zufalls oder der allgemeinen Gefährlichkeit des Gewerbebetriebs eingetrete: 
nen Schaden zu tragen ?). 

Was die Vorſchriften des Art. 1384 anbelangt, jo fteht nach demfelben 
dem Berjchulden des Eigenthiimerd oder Unternehmers dasjenige von deſſen 
„preposes‘‘ gleich, fofern die Handlung bei Ausübung von folden Funktionen 
vorgenommen wurde, „auxquelles ils les ont employes“. Liegt diefe Bor: 
ausjegung vor, fo haftet der „commettant‘“ für allen Schaden und zwar in 
erfter Linie, nicht bloß jubfidiariich in der Weife, daß die vorherige Ausklagung 
des „prepose‘‘ erforderlich wäre ?). Immer wird aber vorausgefett, daß das 
Verſchulden des „préposét˖ und der urſachliche Zufammenhang zwiſchen deſſen 
Handlung oder Unterlaſſung und dem eingetretenen Unfalle nachgewieſen iſt. 
Insbeſondere fann eine Entihädigungsflage auf Grund des Art. 1384 nid 
erhoben werden, wenn der Unfall in dem eigenen Berfchulden des Beſchädigten 


falles haftet, wenn derſelbe dadurch entſtand, daß der Unternehmer von einem Arbeiter 
mebr verlangte, als er fordern durfte, daß er die Arbeit, welche bie Kraft oder Er- 
fahrung eines Mannes verlangte, einer Frau oder einem Kind übertrug u. |. mw. 

1) V. Urtheile des Pariſer Appellhofs und bed Kaflationshois vom 27. Nov. 
— und vom 10. Mai 1870, Journal du Palais J. 1867 S. 1212 und J. 1870, 

. 195. 

2) 8. Sourdat, Bd. I, Nr. 912, ©. 205 ff.; Larombiere, Bd. V, ©. 747; 
ferner die Entfcheidung der Appellböfe von Bourges und Lyon vom 15. Juli 1840 
und 19. Juli 1853 (Dalloz Recueil, 3. 1841, Bd. IL, ©. 131 umd 93.1853, Bd. Il, 
©. 233); des Appellhofs in Dijon vom 16. Mär; 1865 (Dalloz 3. 1865, Bd. II, 
©. 81); des Kafjationshofs vom 19. Juli 1870 und des Appellbofs in Lyon vom 
9. Mat 1874 (Sirey Recueil, 1871, ®b. I, ©. 9 und 1574, ®b. IL, ©. 3167. 

3) Die von Fran in den Jahrbücern für Nationalötonomie und Statiftil 
(Bd. XIV, ©. 60) ausgeiprocdene Anficht, nach Art. 1384 trete die Haftbarkeit erft 
in zweiter Linie ein, wenn der eigentliche Verpflichtete excussus fei, ift ebenfo falſch, 
wie dejien Behauptung, Art. 1384 handle bloß von abfichtlih zugefügten Be- 
ſchädigungen. 





Die Grundſätze des franzöfifhen Rechts über Haftpflicht. 59 


oder in einem Zufall feinen Grund hat. Eine Bermuthung des Verſchuldens 
befteht bezüglich der Angeftellten oder Arbeiter ſowenig mie binfichtlich des Un— 
ternehmens ſelbſt. Nur infoweit ift der Beſchädigte von der Beweislaft befreit, 
als er, wenn ein Berfchulden des „préposé“ nachgewieſen ift, und er von diefem 
jelbft Schadenserjag verlangen fünnte, ein Verſchulden des „commettant‘‘ nicht 
mehr nachzuweiſen braucht. In Anfehung dieſes Berfchuldens fteht ihm eine 
Rehtövermuthung zur Seite, melde aud; nicht durch einen Gegenbeweis des 
„commettant‘‘ entfräftet werden kann. 

Bezüglich der für die Haftbarfeit der Unternehmer fehr wichtigen Frage, 
wer als „prepose‘“ im Sinne des Art. 1384 anzujeben ift, befteht in Frank— 
rad nur wenig Streit. Im Hinblid auf die ſprachliche Bedeutung des Wor- 
tes?) und den durd die Entftehungsgefchichte des Artikels ?) vollftändig Haren 
Zweck deijelben ift man darüber einig, daß als „préposés“ nicht bloß jolde 
Perfonen anzufehen find, welchen eine höhere Stellung oder ein Auffichtsredht 
bezüglich anderer Angeftellten zukommt, fondern daß aud gewöhnliche Arbeiter 
oder Tagelöhner als „pr&poses“‘ gelten müſſen. Weſentlich ift nur, 
daß der „pr&pose‘ von dem „eommettant‘‘ mit einer beftimmten Arbeit 
beauftragt wurde, und daß ein gewiſſes Abhängigkeitsverhältniß befteht, Fraft 
defien fi der pre&pos& bei Ausführung der Arbeit in allen Dingen nad) den 
Befehlen des commettant oder der von diefem beauftragten ‘Perfonen richten 
muß’), Mit Rückſicht auf diefes Ahhängigfeitsverhältnig find als „préposés? 
jelbftändige Gewerbtreibende (Bauunternehmer, Handwerker u. ſ. w.) nicht zu 


!) jm Dietionnaire de l’Academie wird bei dem Worte „Preposer“ unter Ber- 
weifung auf das gleichbeveutende Wort „commettre“ bemerkt, dafjelbe bedeute: „Eetablir 
quelgu’un avec autorite, avee pouvoir de faire quelque chose, d’en prendre 
soin“. Bei „Commettre* heifit e8, das Wort werde auch in berfelben Bedeutung 
wie „preposer* oder „employer“ gebraudt. 

2), V. auch die Aeuferungen von Pothier, welcher ftatt von „preposes“ geradezu 
von „ouvriers“ fpricht. j 

9 Sourdat fagt in feinem großen Wert über die Responsabilite (Bd. II 
Rr. 887: „On entend par préposé la personne, qui tient la place d’une autre 
dans une gestion commerciale ou une autre analogue; qui, d’ailleurs, ne procède 
que sous ses ordres, sous la direction et la surveillance du commettant, de telle 
sorte, que e’est toujours celui-ci qui est cense agir à chaque instant par l’entre- 
mise de son pr&pose“,. Er bemerkt weiter, damit das Verhältniß, wie ed das Geſetz 
im Auge babe, vworliege, fei erforberlid: „l. que le pr&pose ait été volontairement 
et librement choisi; 2. que le commettant ait lepouvoir de lui donner des in- 
structions, et möme des ordres sur la maniere d’accomplir les actes qui lui sont 
eonfies“, und fagt, wo biefe Borausfegungen vorlägen, fei die Verantwortlichkeit be— 
gründet, wo eine berfelben fehle, trete die Haftbarkeit nicht ein. 

Larombiere jagt (Obl. Bd. V. Nr. 8, ©. 744 ff.), das Wort „pr&epose* begreife 
alle diejenigen Perſonen in fich, melde, ofne domestiques zu fein „avec ou sans 
salaires sont employ6s à des soins et travaux interieurs comme agents, commis, 
eleres, surveillants, contre-maitres, journaliers, ouvriers, bateliers et autres sub- 
ordonnes“ und bemerkt noch, die Stellung charakteriſire ſich weſentlich „par leur de- 
bendance, leur subordination, leur soumission et leur ob@issance necessaire a la 

irection, & la surveillance et aux ordres du maitre ou commettant“. Uebrigens 
find die Schriftfteller darüber einig, daß am fi auch die „domestiques“ unter ben 
weiteren Begriff der „pröposds“ - fallen, und nur als eine befondere Art ber- 
gr anzufehen find. . Sourdat a. a. ©. Nr. 915; Laurent, Bd. XX, Nr. 571, 
©. 607. 
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verjtehen, welche zwar vertragsmäßtg Arbeiten für Andere übernehmen, aber be: 
züglih der Durchführung derfelden unabhängig find. Für die Thätigkeit folder 
Perjonen ift der Auftraggeber fowenig verantwortlich, wie es der Verpächter für 
den Pädter iſt 9). 

Daß auch der Staat für die Handlungen feiner Beamten haftet, foweit 
diejelben al3 pre&poses anzufehen find, wird von Schriftftelleen und Gerichten 
übereinftimmend angenommen, Zwiſchen dem Staat3rath einerfeit3 und den Ge: 
richten einschließlich des Kaflationshofs andrerfeitS beftehen jedoch hinſichtlich ein- 
zelner Fragen Meinungsverjchiedenheiten ?). 

In Deutſchland wird vielfach angenommen, die Trage, ob auch ein ein: 
facher Arbeiter al3 pre&pos& erjcheine, ſei zweifelhaft), und es ift aud) öfters 
geltend gemacht worden, es bejtehe bezüglich dieſes Punktes eine Meinungsver- 
Ichtedenheit unter den Gerichten. Dieje Auffafjung beruht aber auf einem Irr— 
tum. Daß ein einfacher Arbeiter nicht al3 „pröpose‘‘ angefehen werden fünne, 
ift in Frankreich niemals entſchieden worden, fondern e3 bezog ſich die Mei: 
nungsverjchtedenheit zwifchen einigen Appelhöfen und dem Kaſſationshof, auf 
welche öfterd Bezug genommen wird, auf eine ganz andere Frage. Am 29. Dez. 
1836 wurde vom Appellhof in Lyon und am 26. Jan. 1839 vom Appellbof 
in Zouloufe (Sirey Recueil 1838, Bd. II, ©. 70 und 1839, Bd. IL, ©. 432) 
entjchteden, daß der Dienftherr oder ‚„‚commettant“ für den Schaden nicht hafte, 
weldyer einem „‚ouvrier‘‘ oder einem gemeinſchaftlich mit einem domestique 
gegen Salair arbeitenden Dritten durch die Schuld eines Arbeiters oder Dienft- 
boten zugeftoßen je. Das Urtheil des Appellhofs in Touloufe wurde fodann 
vom Kafjationshof am 28. Juni 1841 (Sirey Recueil, J. 1841, Bd. |, 
©. 476) vernichtet. Aber in diefen Fällen handelte e3 ſich nicht um die Frage, 
ob ein einfacher Arbeiter „pr&pose‘“ im Sinn de3 Art. 1384 fet, fondern es 
wurde die Berantwortlichkeit Tediglih deshalb abgelehnt, weil der Arbeiter, der 
in einem beftimmten Geichäft arbeite, damit das Riſiko für die Gefahren über 
nehme, welche die gemeinjame Thätigkeit mit anderen Arbeitern zur Folge hate 
und weil er für dieſes Riſiko durch den befonderen Arbeitslohn des befonderen 
Gewerbes gededt fei. Auch die von den erwähnten Appellhöfen aufgeftellte Anſicht, 
nad) welcher die in einem gewerblichen Unternehmen angeftellten Perſonen fchlehter 
al3 dritte Perſonen ftehen jollen, wird übrigens heute in Frankreich von allen Seiten 


!) Larombiere will zwar auch ſolche Perfonen al8 preposes betrachten, welche 
ein jelbftändiges Gewerbe betreiben. Aber er fteht mit dieſer Anficht ganz allein. 
V. Sourdat, Bd. II, Nr. 890; Laurent, Bd. XX, ©. 588 ff; Entjcdeid. des Kaſſa- 
tionshof8 vom 20. Aug. 1847, Dalloz Recueil 3. 1847, Bd. Iv, ©. 421. Wennder 
Bau einer Eifenbahn einem felbftändigen Bauunternehmer übertragen wurde, ift dieſer 
nicht als prepose anzufehen; er kann aber eim folder dadurch werben, daß ſich bie 
Eiſenbahngeſellſchaft die oberfte Leitung aller Arbeiten vorbehält, und er fonad allen 
Anordnungen der Gejellihaft oder ben von derfelben aufgeftellten Technikern zu folgen | 
ri a Ar des Kafjationshofs vom 17. Mai 1865, Dalloz Recueil 3. 1865, | 

.L ©. 372. 

2) ®. hiezu Laurent, Bd. XX, Nr. 590, ©. 630 ff.; Sourdat, Bd. II, Nr. 

1034 


fi. 
°) V. 3. B. Achenbach, franzöſ. Bergrecht (S. 295), ferner deſſen Abhandlung 
über die Haftpflicht der Bergwerfsbetreiber in der Zeitfchriit für Bergrecht 3. IX, 
©. 108. 
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al3 unrichtig anerkannt. Seitdem der Kafjationshof fih im Jahr 1841 für die 
entgegengefetste Anficht ausgefprochen hat, wurde e3 niemals mehr in Zweifel ges 
zogen, daß Art. 1384 aud dann Anwendung findet, wenn der Kläger ein durch 
die Schuld eines Mitarbeiters bejchädigter Arbeiter if. Wohl aber bat der 
Appelhof von Paris am 24. Nov. 1842 in demfelben Sinne wie der Kaſſa— 
tionshof entjchieden und wird deijen Entjcheidung von allen Schriftftellern ge- 
billigt ). Auch Liegt um fo weniger Grund vor, die Richtigfeit der Entſcheidung 
des Kaſſationshofs zu bezweifeln, da das Gefeg einen Unterfchied zwiſchen be— 
ihädigten Arbeitern und Dritten nicht macht, und der Grund defjelben in bein 
einem wie in dem anderen Falle zutrifft, die Bezahlung eines Salatr3 an den 
Beihädigten den Unternehmer aber von der ihm durch das Gejeg auferlegten 
Verantwortlichkeit nicht befreien fannı. Es ift fomit nad franzöfiichem Recht 
heute ebenfo al3 unbeftritten anzufehen, daß der commettant nad Art. 1384 
beihädigten Arbeitern in gleicher Weife haftet, wie Dritten, wie es feftfteht, daß 
auch der einfache Fabrifarbeiter, Bergmann u. ſ. w. al3 „préposé“ im Einne 
des genannten Artikels anzufehen ift. 


11. 

Die Vergleihung der Nechtszuftände, welche unter der Herrihaft des fran= 
zöſiſchen Rechts und der des deutſchen Haftpflichtgeſetzes beftehen, ergiebt in vielen 
Beziehungen eine Webereinftimmung. In Frankreich wie in Deutichland find 
alle diejenigen zur Klage berechtigt, welche durch die Tödtung oder Verletzung 
einer Perfon Schaden erlitten haben, und in beiden Ländern fteht den Gerichten 
das Recht zu, die Frage, ob ein Beweis geführt ift, frei zu würdigen und 
ebenfo die Höhe der Entichädigung nad) freiem Ermeſſen feftzufegen. Die SS 6 
und 7 des deutſchen Haftpflichtgejeges enthalten in diefer Richtung nur, was in 
den Ländern des franzöſiſchen Rechts ſchon ſeit langer Zeit in Geltung war 
und $ 259 der deutjchen Givilprozefordnung, durch den die Vorſchrift des S 6 
des Haftpflichtgeleges erfegt worden ift, während $ 7 dieſes Geſetzes (nach $ 13 
des Einführungsgejetes zur Civilprozefordnung) in Kraft bleibt, ftimmt ebenfalls mit 
dem franzöfifchen Recht überein. Auch nad) diefem find, fomweit e3 fi um 
Delifte oder Duafidelifte handelt, alle Beweismittel zuläffig. Eine prozefjualiiche 
Verſchiedenheit befteht nur noch in fofern, als nad) der: franzöfifchen Gerichts— 
praxis die Entfcheidungen der Strafgerichte joweit diefelben eine Verurtheilung 
enthalten, für den Givilrichter bindend find, während das Einführungsgefeg zur 
deutſchen Civilprozeßordnung ($ 14, Nr. 1) auch in diefer Richtung das Recht 
de3 erfennenden Richters auf freie Beweiswürdigung wahrt. 

Bezüglich der Art und Weife, in welcher der Schadengerjag zu gewähren 
it, enthält die franzöſiſche Gefeggebung feine befonderen Vorſchriften. Aber e8 
gelten in der Praris im Allgemeinen diefelben Grundfäge wie fie das deutſche 
Haftpflichtgefeg in den 88 3 und 7 aufftellt. Eine Vorſchrift, nad) welcher 
als Erſatz für künftigen Unterhalt oder Erwerb in der Regel eine Rente zu: 


') 8. Larombiere, Bd. V, ©. 747; Laurent, Bd. XX, Nr.58, ©. 625; Sour- 
dat, 8b. II, Nr. 911, ©. 204, 205. 
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zubilligen iſt (S 7 des Haftpflichtgefeges), beſteht in Frankreich nicht. Auch wird 
die Entſchädigung in den meiften Fällen in der Form eines Kapital® gewährt. 

Eine Beſtimmung wie Die des S 4 des deutſchen Haftpflichtgeſetzes, nad) welcher 
die Yeiftung einer Verſicherungsgeſellſchaft, Knappſchaftskaſſe u. ſ. w. auf die 
Entſchädigung einzurechnen ift, wenn die Berfiherung unter Mitleiftung von 
Prämien oder anderen Beiträgen dur den Betriebsunternehmer erfolgte und 
diefe Mitleiftung nicht unter einem Drittel der Geſammtleiſtung beträgt, fennt 
das franzöfifhe Recht nicht ). Auch bejteht eine Verſchiedenheit hinfichtlich der 
Verjährung, indem der Code eivil eine bejondere Verjährunggfrift für die in 
Frage ftehenden Entſchädigungsklagen nicht beftimmt hat, ſonach die Verjährung, 
welche nad) $ 8 des deutjchen Haftpflichtgefetes nach Ablauf von zwei Fahren 
vom Tage de3 Unfall3 oder unter bejonderen Umftänden vom Todestage des 
Verlegten an gerechnet eintritt, in der Regel erft nad) Ablauf von 30 Jahren 
geltend gemacht werden kann. Wenn eine ftrafbare Handlung in Frage fteht, tritt 
jedoch in Franfreid die Verjährung der Civilflage auf Schadenserfag nad) Art. 
637, 638, 640 des Code d’instruction criminelle in demfelben Zeitpunfte 
ein, in welchen die Befugniß zur ftrafrechtlihen Verfolgung durch Verjährung 
erlofchen ift. 

Mehrfahe und wichtige Verſchiedenheiten ergeben fi daraus, daß das 
franzöfifche Recht für alle Arten von Unfällen auf die allgemeinen Borjchriften 
über die Verpflichtung zum Scadenserfag wegen Delift oder Quafidelift ver- 
weiſt, während das deutſche Haftpflichtgefeg fich nur auf ſolche gewerbliche Unter— 
nehmungen erjtredt, welchen der Geſetzgeber eine bejondere Gefährlichfett beimaß, 
und auch hinfichtlic diefer Unternehmungen wieder zwijchen den Eifenbahnen 
und zwiſchen Bergwerken, Steinbrücen und Fabriken unterfhieden wird. Ber 
gleicht man den allgemeinen Rechtszuftand in Frankreich, jo ergiebt fi), daß 
die franzöſiſche Geſetzgebung im Allgemeinen für die Beſchädigten günftiger ift, 
al3 das in Deutſchland fonft geltende Recht, und nur bezüglich der Eiſenbahnen 
das deutſche Haftpflichtgeſetz noch ſtrenger iſt, als es die Beſtimmungen des 
franzöſiſchen Rechts ſind. 

1. Soweit es ſich um Beſchädigungen handelt, hinſichtlich deren das Haft- 
pflichtgeſetz üuberhaupt nicht maßgebend iſt, vielmehr die Grundſätze des allgemeinen 
bürgerlichen Rechts entſcheiden, folgt ein! weſentlicher Unterſchied zwiſchen dem 
Rechtszuſtand in Frankreich und den Ländern des rheiniſchen Rechts und den— 
jenigen, der im übrigen Deutſchland beſteht, daraus, daß feine andere Gefet- 
gebung bezüglih der Haftbarfeit der Gewerbtreibenden für ihre Gehülfen oder 
Arbeiter fomweit geht, al3 der Code eivil. Wenn auch bezüglich diefer Verant- 
wortlichkett im Einzelnen Streit befteht, fo gilt doc im Großen und Ganzen im deut- 
ſchen Recht der Grundſatz, daß ſoweit der gewerbliche Unternehmer überhaupt für die 
Fehler feiner Gehülfen oder Bedienfteten verantwortlich gemacht werden kann, ihm ein 
Verſchulden (eulpa in eligendo oder in eustodiendo) nachgewieſen werden muß. 
Die Beweislaft trifft alfo hier den Bejhädigten, während diefer nad) franzöſiſchem 


N Merfwürbiger Weife wird die Vorſchrift des S 4 des Haftpflichtgefeges welche in 
Deutichland auf das Schärfſte getadelt wird (Endemann in der Vierteljahrſchrift für 
Volkswirthſchaft, Bd. 37, S.56; Roſcher, Zur Kritik der neueſten wirthſchaftlichen Ent» 
wicklung im Deutſchen Reiche, ©. 337 ff.), von einem belgifchen on zur Einführung 
in Belgien empfohlen (Marmol in der Zeitfchrift für Bergredt, 3. 19, ©. 376). 
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Recht nur die Beihädigung dur den „prepose“ und deſſen Verfhulden zu 
beweijen bat. 

2. Hinfichtlih der Gewerbe, welche unter 8 2 des Haftpflichtgejeges fallen, 
gilt im Allgemeinen in Deutfchland derſelbe Grundfat, welcher dem Art. 1384 
Code eivil zu Grunde Liegt. Es haftet der Unternehmer „wenn ein Bevoll- 
mäcdhtigter oder eine zur Yeitung oder Beauffichtigung des Betriebs oder der 
Arbeiter angenommene Perfon durch ein Verjchulden in Ausführung der Dienft- 
verrichtungen den Tod oder die Körperverlegung eines Menſchen herbeigeführt 
hat“ für den dadurch entjtandenen Schaden. Aber e3 befteht ein wejentlicher 
Unterſchied, der namentlid, für Fabrifen und Bergwerfe von Bedeutung tft, in- 
jofern, als zu den in S$ 2 des Haftpflichtgejeges aufgezählten Perſonen einfache 
Arbeiter nicht gehören, während ſolche, wie oben ausgeführt wurde, nach dem 
Code eivil als „‚pr&poses“ anzufehen find. Wer dur das Verſchulden eines 
einfachen Arbeiters bejchädigt wird, kann fi) daher in Deutfchland nur in den 
Yändern des rheinifhen Rechts an den Unternehmer halten. Insbeſondere find 
Bergmwerföbejiger, wenn durch die Schuld eines Bergmannes eine Exrplofion oder 
ein ſonſtiger Unfall eintritt, für dem dadurch entftandenen Schaden nicht ver— 
antiwortlid). 

3. In Anſehung der Eijenbahnen ift das deutjche Haftpflichtgefe gleich 
dem $ 25 des preußtichen Eifenbahngefeges vom 3. November 1838, dem 
S 1 des Geſetzes nachgebildet ift, weſentlich ftrenger, d. h. für die Eifenbahnen 
ungünftiger, als die franzöfifche Geſetzgebung. 

Nach dem deutjchen Geſetz ift der Betriebsunternehmer nur dann von der 
Berantwortlichfett befreit, wenn feitfteht, daß der Unfall durch höhere Gemalt 
oder eigenes Verſchulden des Getödteten, Verlegten verurfadht if. Wenn aber 
höhere Gewalt nicht vorliegt, tritt die Berantwortlichkeit ein und höhere Gewalt 
ift mehr al3 bloßer Zufall. Sie fann aud) dann fehlen, jofern der Unfall durd) 
die Thätigfett Dritter veranlaßt wurde, wenn e3 nur möglich war, den Unfall 
durch geeignete Mittel zu verhüten. Abgeſehen davon, daß nad franzöſiſchem 
Recht auch die Eiſenbahngeſellſchaft nicht für bloßen Zufall haftet, jondern das 
Verſchulden irgend eine pr&pos& nachgewieſen werden muß, befteht ein wid) 
tiger Unterjchied bezüglich) der Beweislaſt. Nach franzöfifchen Recht hat der 
Kläger die Vorausfegungen zu erweifen, welche die Anwendung der Art. 1382 — 
1384 begründen. Nach dem deutjchen Haftpflichtgefeg muß die Eifenbahn den 
erwähnten Entlaſtungsbeweis führen, widrigenfall3 fie verurtheilt wird. In 
den Fällen, in denen die Urfahe des Unfalls oder ein Berjchulden abfolut 
nicht feftgeftellt werden kann, bleibt es alfo nad) dem Haftpflichtgefeg bei der auf 
dem Geſetz beruhenden Haftbarfeit, während nad) der franzöfifchen Geſetzgebung 
die Klage abgewiejen werden muß. 


ul, 


Die Bewegung, welche in neuefter Zeit bezüglid) der Frage der Haftpflicht in 
Deutichland ftattfindet, ift durchweg auf eine Erweiterung der Verantwortlichkeit, 
welche das Haftpflichtaejeg den Betriebsunternehmungen auferlegt, nirgends auf 
eine Beichränfung derjelben gerichtet. Die dabei verfolgten Ziele find aber 
verſchieden. Theilweiſe werden Zuftände erftrebt, welche mit den im Gebiete 
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des franzöſiſchen Rechts beſtehenden im Weſentlichen übereinſtimmen. Zum 
großen Theil liegen die Ziele, auf welche hingearbeitet wird, noch über den 
Standpunkt hinaus, der in der franzöſiſchen Geſetzgebung bisher feftgehalten 
wurde. 

Soweit e3 ſich darum handelt, dem im Art. 1384 Code civil enthaltenen 
Grundfag in Deutjchland (dur) Aufnahme in das bürgerliche Geſetzbuch) all» 
gemeine Geltung zu verfchaffen, oder die Vorſchrift des S 2 des Haftpflicht 
geſetzes auf alle gewerbliche Unternehmungen oder doc auf foldye Gewerbe aus- 
zudehnen, bei welchen erfahrungsgemäß viele Unfälle vorfommen, handelt es 
fih um Beftrebungen, welde, wenn fie von Erfolg gefrönt wären, in Deutſch⸗ 
land allgemein oder wenigſtens bezüglich der Haftpflicht von Gewerbtreibenden, 
Fabrikanten u. ſ. w. den nämlichen Recht3zuftand herbeiführen würden, der unter 
der Herrichaft der franzöfiichen Gefetgebung beiteht. Noch volltommener würde 
die Uebereinftimmung, wenn gleichzeitig die Betriebsunternehmer auch für ſolche 
Zödtungen und Körperverlegungen verantwortlid; gemadjt würden, welche durch 
ein Berjchulden gewöhnlicher Arbeiter verurſacht werden. 

Dagegen würde die Berwirklihung des Vorſchlags, nach welhem die Be— 
ftimmung de3 8 1 de3 Haftpflichtgefetges nicht bloß für Eifenbahnen gelten, ſon— 
dern auch auf amdere gewerbliche Unternehmungen, insbejondere auf Unfälle in 
Bergmwerfen ausgedehnt werden ſoll, gerade derjenigen Vorſchrift des deutſchen 
Haftpflichtgejetses eine größere Wirkſamkeit verjchaften, welche ſchärfer ift, als die 
Beltimmungen des Code civil. 

Auf die Gründe, welche für und gegen den im Art. 1384 des Code civil 
aufgeitellten Grundfag ſprechen, näher einzugehen, ift hier nicht der Pla. Aber 
e3 darf wohl darauf hingewiefen werden, daß die Erfahrungen in den Ländern, 
in welchen der Code eivil gilt, wohl für das frengere Syſtem dejlelben an= 
gerufen werden fünnen. Während in Deutjchland vielfach noch heute Unzufrteden= 
beit über mangelhafte Sicherftellung der durdy Unfälle Betroffenen befteht und für 
die Einführung einer dem Art. 1384 entſprechenden Vorſchrift agitirt wird, hat 
fih in Frankreih und den übrigen Ländern, in welchen der Code civil gilt, 
faum irgendwo Unzufriedenheit mit der Borfchrift dieſes Artifel3 oder das Be— 
ftreben nad) Befeitigung oder Beſchränkung des in demjelben enthaltenen Grund- 
ſatzes gezeigt. Auch hat man in Italien die Beftimmungen des Art. 1384 un— 
verändert in dem Codice eivile (Art. 1153) aufgenommen. Daß durd) diefe 
Haftbarkeit in einzelnen Fällen Härten entftehen fünnen, weil in denjelben die 
thatfächlichen Borausfegungen, von denen der Gejetsgeber ausgeht, nicht vorliegen, 
muß ohne Weiteres zugegeben werden. Aber in der großen Mehrzahl der Fälle, 
in welchen Art. 1384 zur Anwendung fommt, treffen die VBorausfegungen zu 
und ohne eine derartige Beltimmung fann der Beichädigte, obgleich in den meiſten 
Fällen ein Verſchulden vorliegt, faft nie zu feinem Recht gelangen. Ein Ver— 
ſchulden wie die culpa in eligendo sive custodiendo läßt fich eben ſehr ſchwer 
nachweiſen. Will man die Aufftellung von Rechtsvermuthungen, die von dem 
Beweife befreien, bezüglich derartiger Fälle nicht zulafien, jo wird man ſolche 
überhaupt jchwer rechtfertigen fünnen, denn daß eine Rechtsvermuthung in jedem 
einzelnen Falle den thatſächlichen Verhältniſſen entfpricht, fommt überhaupt nicht 
vor. Man könnte deshalb von diefem Gefichtspunfte aus höchſtens verlangen, 
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daß auch der Betriebsunternehmer zu dem Beweife zugelaffen werde, daß ihn ein 
Verfhulden nach feiner Richtung hin treffe. 

Soweit e3 fih um die Verantwortlichkeit für ſolche Unfälle, melde durch 
den Betrieb eines Gewerbes verurfaht wurden und insbefondere um die Haft: 
barkeit der Betriebdunternehmer für Verſchulden ihrer Gewerbsgehülfen und 
Arbeiter handelt, kommen übrigens heute Gefichtspunfte in Betracht, melde bei 
der Aufftellung des Code eivil nod gar nicht oder doch nur im geringem 
Maafe berüdfichtigt werden konnten und welche nur, joweit Beſchädigungen durch 
den Betrieb gewerblicher Unternehmungen in Frage ftehen, zutreffen. Durch die 
größere Ausdehnung der Anduftrie und die bejonderen Gefahren, welche der Ge— 
brauch von Mafchinen, insbefondere die Benügung der Dampffraft mit fi) führt, 
haben ſich die Unfälle fehr vermehrt und den Charakter der Negelmäßigfeit er: 
langt. In hervorragender Weife werden durch diefe Gefahren die in den ein— 
zelnen Gewerben und Fabriken beichäftigten Arbeiter betroffen. Auch können 
diefelben durch einen höheren Yohn feineswegs, wie man oft behauptet hat, für 
die übernommene Gefahr entjchädigt oder in die Lage verjegt werden, den dem 
beihädigten Arbeiter oder der Familie de3 Getödteten entgangenen Erwerb zu ent= 
behren. Die Beichädigten, beziehungsweife deren Familien, einfach auf die öffent 
(ide Armenpflege zu verweilen, kann offenbar als eine befriedigende Löſung nicht 
angefehen werden. Deshalb Liegt es nahe, daß man die Entſchädigungspflicht für 
ſolche Unfälle, welche bei dem Betrieb gewerblicher Unternehmungen entftehen, al3 eine 
Laſt des Gefchäfts anfieht, welches, wenn es überhaupt bejtehen kann, in der 
Yage fein muß, die dadurd) möglicher Weiſe entftehenden Ausgaben zu tragen. 
Diefer Gedanke ift denn aud in jüngfter Zeit häufig ausgefproden und ift 
mehrfach der Verſuch gemacht worden, dadurch eine neue Grundlage für die 
Entihädigungspfliht der gewerblichen Unternehmer zu gewinnen !). Daß eine 
auf diefer Grundlage aufgebaute Gejeggebung viele Vortheile haben würde, be= 
durf feines Beweiſes. Auch wird wohl zugegeben werden, daf die Durchführnng 
einfacher und Leichter ift al3 bei dem von anderer Seite empfohlenen Syftem der 
Verfiherung gegen Unfälle durch die Arbeiter ſelbſt. Daß diefe in allgemeiner 
Weiſe dazu gebracht werden, ſich freiwillig gegen Unfälle zu verſichern, ift über: 
haupt nicht, jedenfall3 nicht in der nächſten Zeit zu erwarten, und das Syſtem 
der Zwangsverficherung hat vielerlei Bedenken gegen fi. Allerdings wurde 
gegen die Ueberwälzung der ganzen Entſchädigungslaſt auf die Betriebsunternehmer 
mit Grund geltend gemacht, daß diefe vielfah, insbeſondere foweit e3 fih um 
Bergwerfe handelt, das Nifito nicht tragen fünnten, und durch eine derartige 
Vorjbrift die Entftehung neuer Unternehmungen weſentlich erſchwert werde. 


’) Die in Frage ftehende Begründung wurde von Profeljor Dernburg bei den 
Verhandlungen des volkswirthſchaftlichen Kongrejies (Bierteljahrfchrift für Volkswirth— 
halt, Bd. 28, ©. 259 ff.) ausführlich vorgetragen und bat ſeitdem vielfach Aner- 
kenuung gefunden. B. 3. B. Endemann in der Bierteljahrfhrift, Bd. 35, ©. 33 ff. 
n$befondere S. 43 und —— im Arbeiterfreund J. 10, S. 350 ff. Auch bei den 
Reihstagsverbandlungen bezüglich des Haftpflichtgefees wurde von verfchiedenen Red— 
nern, namentlih von Beder-Dortmund, Bethuſy-Huc, Dunder und Lasker darauf 
verwiefen, daß die Unternehmer, welche den Gewinn aus der Thätigfeit ihrer Unter- 
gebenen zögen, auch den durch deren Verſchulden entftandenen Schaden tragen müß— 
ten. B. Verband. vo. 1871, Bd. L, ©. 210, 213, 215, 217. 
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Aber dieſes Bedenken hat den größten Theil ſeiner Bedeutung verloren, ſeitdem 
unter dem Einfluß des Haftpflichtgeſetzes das Unfallverſicherungsweſen einen ſo 
großen Aufſchwung genommen hat. Auf Grund der gemachten Erfahrungen 
kann wohl angenommen werden, daß es den größeren Unternehmungen nicht ſchwer 
fallen wird, die Koſten zu tragen, welche die Verſicherung der ſämmtlichen Ar: 
beiter gegen die in Betrieb des Geſchäfts vorfommenden Unfälle erfordert). Zu 
diefen Erfahrungen kommt die weitere, daß in den Yändern des franzöfiichen 
Rechts diejenigen Gewerbtreibenden, welche nicht unter der Herrſchaft des Haft: 
pflichtgeſetzes ſtehen, anfangen, ſich gegen die Unfälle zu verfichern, für welche 
fie nad) Art 1382 — 1384 Code eivil verantwortlic; gemacht werden können. 
Sp haben in der neueften Zeit in der bayrifchen Pfalz in einigen Bezirken die 
Gewerbvereine die Verfiherung gegen Unfälle in die Hand genommen, indem 
fie mit den einzelnen Berficherungsgejellichaften Namens ihrer Mitglieder ver: 
handelten und die Berficherung zu ganz ntedrigen Prämten vermittelten. Auch 
ift wohl zu erwarten, daß bei einer Ausdehnung de3 5 2 des Haftpflichtgejetzes 
auf alle Gewerbe und einer Erweiterung der Berantwortlichfeit im Sinne der 
Haftbarkeit für die Verſehen gewöhnlicher Arbeiter auch diejenigen Gewerb— 
treibenden, welche nicht Tabrifanten find, aber eine größere Zahl von Arbeitern 
halten, welche bei dem Betriebe des Gemerbes verunglüden können, von der Un: 
fallverfiherung Gebraudy machen werden. Bei diefer Sachlage empfiehlt es 
fih, die Vorſchrift des S 2 derart zu erweitern, daß fie diefelbe Tragweite 
erlangt, wie fie der Beſtimmung de3 Art. 1384 Code eivil über die Haftbar- 
feit der „mäitres et commettans“ zufommt. Durd eine derartige Erweiterung 
würde nicht bloß den Vorſchriften des Haftpflichtgefeges ein mehr einheitlicher 
Charakter verichafft, defien Mangel mehrfach, insbejondere von Endemann gerügt 
wurde ?), jondern es würde aud, was die Hauptſache ift, der Ungleichheit ein 
Ende gemacht, welche nad) dem Haftpflichtgefeg hinfichtlich der verichiedenen Ge— 
werbe befteht, und welde, wie die Statiftit ehrt, durch die angebliche 
Berjchtedenheit bezüglich; der Gefährlichkeit der Gewerbe feineswegs gerechtfertigt 
wird 9). 
Bezüglich der Frage, ob es nicht al3 geboten erfcheint, die Vorſchrift des 
S 1 des Haftpflichtgefetsed noch auf andere Unternehmungen außer den Eifenbahnen 
auszudehnen, bietet die franzöfifche Gefeggebung und Praxis feine befonderen 
Anhaltspunkte, da Klagen über die Unmöglichkeit oder allzu große Schwierigkeit, 
bei Eijenbahnunfällen Entfhädigung zu erlangen, in Frankreich nicht befannt 
geworden find, umd bei der Strenge, mit welcher die Gerichte verfahren, auch 
faum begründet fein würden. Da aber in Deutjchland Niemand daran denkt, die 





») V. hiezu Roſcher: Zur Kritik der neueften wirthſchaftlichen Entwidlung, 
. ©. 329 ff., insbeſ. ©. 330, 334, 335. 

a. Bierteljahrfchrift für Volkswirthſchaft, Bd. 35, ©. 33 fi., inshef. ©. 38, 
Tl und 79. 

3 V. hiezu: Roſcher, Zur Kritik der neueften wirthſchaftlichen Entwidlung, 
©. 329 ff., insbef. ©. 343 und Frübauf im Arbeiterfreund, 3. 10, ©. 350 ff.. ind» 
befondere ©. 355. Letzterer hebt hervor, daß nach den Ergebnifien der Statiftit mehr 
als die Hälfte der in Deutichland vorkommenden Unfälle auf diejenigen Gewerbe treffe, 
auf welche das Haftpflichtgejeg feine Anwendung findet, und daß eine Menge berarti: 
ger ee. in ähnlichen Urfachen ihren Grund Kat, wie die Unfälle bei dem Eifen- 

ahnbetrieb. 
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Vorſchrift des S 1 des Haftpflichtgejeges zu befeitigen und die obigen Erwägungen 
dazu führen, die Berpflihtung zur Entſchädigung, ſoweit nicht höhere Gewalt 
oder eigenes Verſchulden des Beſchädigten bewieſen iſt, in ausgedehnterer Weiſe 
dem Betriebsunternehmer aufzuerlegen, der fie auf die Unfallsverſicherungsgeſell⸗ 
ſchaft abmwälzen kann, verdient die Frage jedenfalls eine eingehende Prüfung. 
Eine Ausdehnung der Vorſchrift des $ 1 auf alle Gewerbe wird allerdings 
faum gerechtfertigt fein. Beſonders ift eine folche nicht wohl ausführbar, foweit 
e3 ſich um die Ansprüche von Dritten handelt. Aber es ift unter allen Um— 
ftänden zu erwägen ob nicht diefelben Gründe, welde zur ftrengeren Behandlung 
der Eifenbahnen führten, auch bei anderen Unternehmungen, namentlich bei Berg- 
werfen zutreffen. Bei letzteren ift es in der Regel ſehr ſchwer, die Urſache 
des Unfall® zu ermitteln; der Bergmann wird alfo, aud wenn die Haftbarfeit 
für daS Verſchulden der Bergleute angenommen wird, jofern ihm die Beweislaſt 
zufällt, faft nie in der Lage fein, den ihm auferlegten Beweis zu führen und 
jo eine Entjhädigung zu erlangen?). 


2) V. hiezu die EN bes Oberbergraths Ulrich in ben Reichstagsver— 
bandlungen vom Jahr 18 Bd. I, ©. 469—473 und 582, der die Gleichftellung 
ber Bergwerfe mit den Sifenbafnen iebhaft befürwortete und bemerkte, wenn jein 
Meg ng Annahme finde, werde das Gefet fir den Bergbau ein todter Bud- 

abe bleiben 


VI. 


Die Haftpflichtfrage nach dem in der Schweiz geltenden Rechte. 
Bon Prof. F. v. Wyß in Bafel. 


$1. Aufgabe und Gang de3 Referates. 


Die vom Verein für Sozialpolitit geftellte Frage nad) der über Haft— 
pflicht geltenden Gefetgebung verftehen wir kurz dahin: es follen diejenigen 
pofitiven Rechtsſätze dargeftellt werden, welde, in Abweichung von den Grund- 
fügen des gemeinen Rechtes, mit den üfonomifchen Folgen eines den Körper 
oder das Vermögen jchädigenden Ereignifjes eine Drittperjon belaften, d. h. 
Jemanden, der weder jelbjt Träger des bejchädigten Gutes noch erwiejener Ur—⸗ 
heber der Schädigung ift. Sätze alfo, welche die Schranke der gemeinrechtlichen 
Regeln casum sentit dominus und casus a nullo praestantur, bezw. der 
actio legis Aquiliae pofitiv überfchreiten. 

Das vorgelegte Fragenihema läßt überdies fchließen, daß nicht alle die 
Haftpflicht eines Dritten ftatuirenden Rechtsſätze berührt werden follen, fondern 
nur diejenigen, welche mit Rückſicht auf gewerbliche Verhältniffe, insbeſondere 
zum Schutze gegen die eigenthümlichen Gefahren de3 Betriebes gewiſſer Ge- 
werbözweige, eine greifbare Drittperfon zum Scadenserfage heranziehen. Außer 
Betracht fallen demnach ſolche Reſponſabilitäten, welche in familienredt- 
lichen Beziehungen oder in der Stellung de8 Staates und der Gemein- 
den (joweit fie nicht jelbft Gewerbe betreiben) zu ihren öffentlihen Beamten 
und Angeftellten den bejonderen Grund haben. 

Um der fo präcifirten Aufgabe bezüglich des in der Schweiz geltenden 
Rechtes zu genügen, ift es nothwendig, gemäß dem allgemeinen Stande der vor: 
handenen Rechtsquellen folgenden Gang einzufchlagen, der übrigens von jelbft zu 
den einzelnen Punkten des Fragenſchemas führen wird. 

E3 muß auseinandergehalten werden einerfeit3 da3 allgemeine Civil— 
recht, fpeziell Obligationenrecht, welches zur Stunde noch Partikularredjt der 
einzelnen Kantone ift —, andrerjeit3 die Speztalgefeggebung über den 
Betrieb der in Frage ftehenden Gewerbe, welche befonders feit der heute gelten- 
den Bundesverfaffung vom 29. Mai 1874 großentheils in die Kompetenz; des 
Bundes übergegangen if. Auf der partikularrechtlich (fantonal) be- 
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ftimmten Grundlage des allgemeinen Civilrechtes hebt ſich mithin ab das 
für unfere Frage zur Zeit bedeutfamere gemein eidgenöffiihe Spezialredt 
des Bundes. 


I. Die einfchlagenden Sabungen des allgemeinen Civilrechtes. 


$ 2. Quellenüberfidt. 


Die Quellen find, jagen wir, zur Stunde noch ausſchließlich partifuläre, 
i. e. fantonale. Weder fteht im Momente, da wir jchreiben, das projeftirte 
gemein eidgenöffiihe Obligationen und Handelsrecht ſchon in Kraft, noch ift 
das gemeine deutiche Recht al3 pofitive (fubfidiäre) Rechtsquelle recipirt!). 

Das kantonale Civilrecht, ſpeziell Obligationenrecht, ift in 13 Kantonen 
ſyſtematiſch kodifizirt. Nah Form und Inhalt ihrer Kodififation zerfallen 
diefe Kantone in drei Gruppen: 1) diejenigen die vom franzöfifhen code 
civil entweder unmittelbar regiert werden oder denfelben bei ihrer eigenen Ge— 
jeßgebung in mehr oder weniger freier Weiſe nachgebildet haben. Es find Dies 
naturgemäß die romanifchen Kantone der Weſt- und Südſchweiz. — 
2) diejenigen Kantone, die in ähnlicher Weife das öſterreichiſche bürgerliche 
Geſetzbuch benutzt haben: die älteren Kodifikationen der deut ſchen Schweiz. — 
3) der Kanton Zürich mit einer weſentlich ſelbſtändigen Kodifikation, die von 
einigen anderen Kantonen der Oſtſchweiz nachgebildet worden iſt. 

Die übrigen 9 Kantone entbehren einer einheitlichen und abgeſchloſſenen 
Kodifikation des Civilrechtes, namentlich des Obligationenrechtes. Ihre obliga— 
tionenrechtliche Praxis wird, ohne daß eine formelle Reception des gemeinen 

Rechtes ſtattgefunden, indirekt von den Grundſätzen deſſelben beherrſcht. 
| Zum Schluſſe mag auf den bereitS völlig ausgearbeiteten Entwurf eines 
gemein eidgendfifhen Obligationenredhtes ein Blid geworfen werben. 


$ 3. Die Kodifilationen der romanifhen Schweiz. 


Unmittelbar gilt dev franzöſiſche code civil und code de commerce, 
feit der im Jahre 1814 gelöften Vereinigung mit Frankreich, in Genf, ſowie 
in dem 1815 zum Stanton Bern gejchlagenen ehemals bijchöflich-bafel’ichen 
Yuragebiete (fogen. neuer Kantonstheil). — Waadt (code civilv. 1821), 
Freiburg (code civil v. 1836—50), Neuenburg (ec. ec. v. 1854/5), 
Wallis (ec. e. v. 1855), Teſſin (codice civile v. 1838) lehnen ſich info- 
fern an den franzöfifchen ec. c., als die forınelle Technik und Oekonomie des 
Ganzen, fowie der Stoff der abftrafteren weniger lofal gefärbten Recht3materien, 
mithin namentlid) des Obligationenrechtes, mehr oder weniger genau dem Mufter 
entnommen find. Daraus ergiebt fi) daß die 6 genannten Kodififationen hin— 
fihtlih der Grundfäge über Haftpflicht ziemlid) genau übereinftimmen. Denn 
diefe Materie wird ihrer Natur nad) nicht von feſtgewurzelter lokaler Rechtsan— 
ihauung, fondern theils von Rüdjichten allgemeiner Geltung, theil3 von mehr 
oder weniger arbiträren Eingriffen des Geſetzgebers beftimmt. 


1) Mit einziger Ausnahme von Bafelftadbt. S. unten $ 6. 
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Bekanntlich macht der franz öſiſche code civil bei feinen Beftimmungen über 
die ciwile Verantwortlichkeit für entftandenen Schaden feinen Unterſchied zwiſchen 
tontraftlicher und auferkontraftliher Verpflichtung. Er ftatuirt vielmehr unter 
der Rubrik „des delits et des quasi-delits‘‘ in den Art. 1332—86 eine 
Haftpflicht, welche gleicherweife denjenigen trifft der dem Beſchädigten kontraktlich 
verbunden tft, wie denjenigen welcher erſt durch diefe Haftpfliht in ein obliga» 
toriſches Verhältniß zu demfelben tritt. Beide haften für allen Schaden,. den 
jie entweder jelbft geftiftet — und zwar durch Verſchulden im weiteften Sinne 
(Art. 1382 und 1383) — oder der von Perjonen, Thieren oder leblofen Sachen 
verurfacht worden iſt, für die das Geſetz fie verantwortlidy erklärt (Art. 
1384— 1386). 

Es ift nicht Aufgabe di eſes Berichtes hervorzuheben, wie entjchieden 
namentlich) die Beftimmung des Abf. 3 von Art. 1384 über die unbedingte, 
durch feinen Gegenbeweis perfünlider Sorgfalt abzumehrende Verantwortlichkeit 
der „maitres et commettans‘‘ für den bei Ausübung der anvertrauten Funk— 
tionen von ihren „domestiques et préposés“ geftifteten Schaden die pofitiven 
Schranken des römischen Rechtes durchbrochen und einer Praris den Weg geöff- 
net hat, welche den Poftulaten de3 modernen Verkehrs- und Gewerbelebens 
in ausgiebiger Weife gerecht wird. Da die Praxis unter maitres et com- 
mettans befanntlic) aud) Gewerbe treibende Geſellſchaften und juriſtiſche 
Perfonen begreift und die Gerichte (tm Anfchluß an die Art. 1147 ff. u. 
1382 ff.) theil3 bei Würdigung der Schuldfrage und Aeftimation des Schadens 
außerordentlich frei verfahren, theil8 der Umgehung der Geſetzesvorſchrift durch 
mildernde Vertragsbeftimmungen (Reglemente u. ſ. w.) energiſch entgegentreten, 
jo hat fid) ein Bedürfniß nad) Ausnahmegefegen nicht gezeigt. Es find dies— 
falls, abgejehen von dem gemeinrechtlihen receptum cauponum (Art. 1953), 
bloß zu erwähnen die Vorichriften des code de commerce betreff. die befonders 
ftrenge Haft des commissionaire de transport (Art. 97 ff.) und des voiturier 
(Art. 103), wovon unten in $ 9. 

Die codes von Freiburg (Art. 1358—63) und Neuenburg (At. 
1130— 34) fopiren die Art. 1382—86 de3 franzöfifchen code, ſoweit deren 
Inhalt für uns in Betracht fommt, wörtlih. — Waadt (Art. 1037—41) ver: 
Ihärft die Vorſchrift des franzöfifhen Art. 1384 dadurch, daß es in 
jeinem Art. 1039 den Schluffag des Mufters geftrichen hat, zufolge welchem 
Eltern, Erzieher und Lehrheren fich durch den Nachweis, daß fie perfünlid) zur 
Abwehr des Schadens das Mögliche gethan, von ihrer Haftpflicht befreien kön— 
nen. — Wallis (Art. 1261 ff.) andrerfeits erleichtert die Haftpflicht, indem 
es für Erzieher und Lehrheren (instituteurs et artisans) eine befondere Ber: 
antwortlichkeit nicht ausfpricht und jenen befreienden Nachweis nicht mur den 
Eltern, fondern auch den Dienftherrn und Arbeitgebern (maitres et commettans) 
geitattet (Art. 123, 6). — Teffin endlich, deſſen codice ſich unter den Kodi- 
ffationen der romanischen Schweiz vom franzöfifchen code auch fonft am meite- 
ſten entfernt, begnügt fid) in Art. 1094 und 1095 mit der Weberfegung von 
Art. 1382 und 1384 Abf. 1 des legteren. Demnach befteht Haftpflicht ſowol 
für eigenes Berfchulden (im weiteften Sinne) als für Schaden welder angerid: 
tet wird durch Perfonen für die man verantwortlih ift (delle quali deve 
essere garante) oder durch Sachen die man unter feiner Obhut hat (delle cose 
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che ha in propria custodia). Näher definirt werden weder jene Perſonen 
noch dieſe Sachen, jo daß dein freien Ermejjen ein auferordentlih weiter Spiel- 
raum bleibt. Ueber die Art und Weife, wie dieſes von den Teffiner Ge- 
richten gebt wird, ift es ung freilich nicht möglich nähere Nachweiſe zu liefern. 
— Daß die Gerihtsprari3 der übrigen romaniſchen Kantone im wefentlichen der 
franzöfifchen folgt, ift bei der erwähnten Uebereinftimmung der Gejegesterte 
ſelbſtverſtändlich. 


F. 4. Die Kodifikation von 4 deutſchen Kantonen der Weſt— 
und Centralſchweiz. 


Bern, alter Kantonstheil (Civilgeſetzbuch von 1826—31); Luzern 
(bürgerl. Geſetzb. v. 1832—39); Solothurn (Eivilgefegb. v. 1842—48); 
Aargau (bürgerl. Gejegb. v. 1848—56). — Diefe Gejegbücher ftehen in 
ähnlichem Berhältnifje zum „allgemeinen bürgerlihen Geſetzbuche“ Oeſterreichs 
von 1811 wie die Kodififationen der romaniſchen Schweiz zum franzöfifchen 
eode eivil. 

Bekanntlich gründet das öfterreich. Geſetzbuch feine Beftunmungen über 
„Schadenerfas und Genugthuung“ ($ 1293 ff.) im mejentlichen durdaus auf 
die Prinzipien des gemeinen Rechtes und verpflichtet daher zu Schadens— 
erfag nur denjenigen, weldem im conereto ein beftimmtes perfönliches 
Berfhulden nahgemwiejen werden kann. Allerdings werden die That- 
beftände, welche unter dein Geſichtspunkte eines perſönlichen Verſchuldens außer— 
kontraktliche Haftpflicht begründen, über den Bereih der römiſchen Civildelikte 
erheblic; erweitert; aber von irgendwelchen, wenigftens indirekten, und zwar 
in casu effeftiv nachgewieſenen Berjhulden der haftpflichtigen Perfon 
wird doch nur in den Fällen der römischen Duafidelifte ($ 1316 und 1318) 
und in dem einen Artikel 1310 abgeſehen, welder aus Billigkeitsrückſichten es 
gejtattet da8 Vermögen einer unzurehnungsfähtigen Perjon unter Umftän= 
den zum Erjage des von ihr geftifteten Schadens heranzuziehen. 

Diefen Grundfägen folgen ſämmtliche vier fchweizerifchen Gefege, indem fie die 
ausführlichen zum Theil kafuiftiihen Beftimmungen des öſterreichiſchen Gefeg- 
buches auf ein bejcheidenere8 Volumen veduziren (Bern 962 fi. Yuzern 
714 fi. Solothurn 1366 fi. Aargau 798 ff.). Die Erſatzpflicht Un— 
zuredhnungsfähiger wird nur von Berm gänzlich geftrichen. Dagegen haben alle 
vier Gefege den Art. 1386 des franzöſiſchen code betreffend die Haftpflicht des 
Eigenthümers eine8 Gebäudes (Solothurn fügt hinzu: „oder andern Wer: 
kes“) für den durch Einfturz verurfachten Schaden rezipirt (Bern 973, Lu— 
zern 729, Solothurn 1375, Aargau S09). 

Es verfteht fich, daß unter diefen Gefeggebungen die Gerichtspraris feine 
von der gemeinrechtlichen Judikatur erheblich differirenden Wege einjchlagen 
fonnte, um jo weniger al3 auch die Prozeßgefetse diefer Kantone, ſpeziell bezüg: 
lich der Beweistheorie, wefentlich dem gemeinen Nechte folgen. 


$5. Die Kodifilation von 3 Kantonen der Oſtſchweiz. 


Zürich (privatrechtlihes Gefegbuh v. 1854—56); Schaffhausen 
(privatrechtl. Geſetzb. v. 1864/5); Graubündten (Eivilgefegbud) v. 1862). 
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Das erftgenannte diefer Gejegbücher, welchem ſich das zweite ftellenweife 
wörtlich, das dritte im weit freierer Nachbildung anfchlieft, beruht auf ſelbſt— 
ftändiger Verarbeitung des herkömmlichen (weſentlich deutſchen) Rechts ſtoffes mit 
den techniſchen Hülfsmitteln und ſtofflichen Ergänzungen, welche die neuere ge— 
meinrechtliche Doktrin, bezw. die moderne Verkehrs- und Handelsübung boten. 
Der Unterfchied zwiſchen Eivil- und Handelsrecht ift fallen gelafjen und mancher 
Grundfag des Ietsteren auf den allgemeinen Mobiliarverkehr ausgedehnt. 

Im Obligationenrechte herricht begreiflicherweife der Einfluß der gemein- 
rehtliben Civil» und Handelsrechtdoftrin und Uebung über demjenigen des 
hertömmlichen Lofalvechtes vor. Speziell in unferer Frage begegnen wir durch— 
aus den gemeinrechtlichen Grundbegriffen. Die Schadenserfagpflicht wird theils 
an verſchuldete Nichterfüllung eines Vertrages, theil3 an delittifche That- 
beftände gefnüpft. Beiderſeits wird perſönliches Verſchulden des Haft 
pflihtigen vorausgefegt. Doch ift in Bertragsverhältniffen der Schuld» 
ner aud für den von feinen damilienangehörigen Angeftellten 
oder Dienftboten verſchuldeten Schaden verantwortlih (Bürid) 1007, 
Schaffh. 941, Graub, 338 Abf. 4). Die Deliktshaft wird gegenüber 
dem gemeinen Rechte erweitert durch etweldhe Ausdehnung der deliktifchen Thatbe— 
fände worin namentlih Graubünden (470) fic der Generaliſirung des franzöſ. 
und öfterreich. Rechtes anſchließt, durch Aufnahme des öfterreih. Satzes betreff. 
dee ausnahmsweiſe Erjagpfliht Unzurehnungsfähiger (Züri 1835; 
Schaffh. 1752; Graub. 471, 3), durch Reception des franzöf. Satzes be— 
treff. Haftpflicht des Eigenthümers für Schaden den der Ginfturz eines mangel- 
baft konftruirten Gebäudes oder anderen Wertes ftiftet (Zürich 1885, 
Schaffh. 1501). Dagegen wird eine außerkontraktliche Verantwort- 
lichleit des Familienhauptes, Dienftherrn, Arbeitgebers, Erzieher3 für ſchädliche 
Handlungen der Familienglieder, des Gefindes, der Gefellen und Yehrlinge, der 
Arbeiter und Schüler ausdrüdlich an die Vorausſetzung gefnüpft, daß Die 
Ihadenftiftende Handlung nahgemwiejener Maßen durd Vernachläſſigung 
der ſchuldigen Aufficht oder durch einen von der betreff. Autoritätsperfon ertheil- 
ten Auftrag veranlaft worden jet (Züri 1872 ji, Schaffh. 1788 ff., 
Graub. 471, 1). 

Bei diefem Stande der Gefetgebung verfteht es fi, daß die Wege der 
Gerichtspraxis auch in diefen Kantonen von denen der gemeinrechtlichen Praxis 
nicht erheblich abweichen. Immerhin ermöglicht es die von den neueren Prozeß— 
gejegen diefer Kantone durchweg anerfanntefreie Beweistheorie, bei Ausmit— 
telung fowol der Schuldfrage als des Schadens mit freierem Ermefjen zu verfahren. 


3.6. Die Kantone ohne kodifizirtes Civilrecht. 


Die bisher nicht genannten 9 Kantone, reſp. 6 Kantone und 6 fonveränen 
Halbfantone, entbehren einer fuftematifh vollftändigen Kodifikation. Wir 
Jagen dies abjichtlih aud) von Thurgan, Glarus, Zug und Unter: 
walden nid dem Wald, mojelbft zwar (vorwiegend nad dem Muſter des 
Zürcher Gefegbuches) Theile des Civilrechtes neuerdings kodifizirt, aber peziell 
das Obligationenrecht, in Erwartung der eidgenöſſiſchen Geſetzgebung, unberührt 
gelaffen worden iſt. Ebenſo wenig können al3 Kodifikationen im mobder- 
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nen Sinne gelten die im Halbkanton Baſelſtadt formell noch in Geltung 
ſtehende Stadtgerichtsordnung von 1719, und die in Baſelland geltende 
Landesordnung von 18131). — Völlig ohne fyftematifhe Civilgeſetzgebung 
ſind endlich die Kantone Uri, Schwyz, Unterwalden ob dem Wald, 
Appenzell, St. Gallen. — 

Es verſteht ſich daß dieſe Kantone uns keine Ausbeute gewähren. Soweit ſich 
über Fragen des allgemeinen Obligationenrechtes eine konſtante Rechtsübung und 
Praris nachweisen läßt, beruht diefelbe durchaus auf den Begriffen des gemeinen 
Rechtes. Beſondere Iofale Uebungen betreffend eine weitergehende Haftpflicht be 
ftehen nicht. In Bafelftadt, und nur hier, iſt übrigens das gemeine rö— 
miſche Recht ausdrüdlich und formell als fubfidiäre Quelle rezipirt (durch 
Gerihtsordn. Art. 620). Die Praxis der meiften übrigen Kantone pflegt aus 
dem Zürcher Geſetzbuche zu ſchöpfen. 


$ 7. Der Entwurf eines gemein [hweizerifden 
Obligationenrechtes. 


Art. 64 Abſ. 2 der Bundesverfaſſung vom 29. Mai 1874 überträgt 
dem Bunde die Kompetenz zur Geſetzgebung „über alle auf den Handel und 
„Mobiliarverkehr bezüglichen Rechtsverhältniſſe (Obligationenrecht, mit Inbegriff 
„des Handels- und Wechſelrechtes)“. 

Schon vor der verfaſſungsmäßigen Sanktion dieſer Kompetenz war in der 
Abſicht, die Kantone zu freiwilliger Annahme auf dem ſogen. Konkordatswege 
zu beſtimmen, von Bundes wegen der Entwurf eines einheitlichen ſchweizer. 
Obligationenrechtes mit Einſchluß der ſpezifiſch handelsrechtlichen Materien aus— 
gearbeitet worden. Seit 1874 wurde dieſer Entwurf mehrfachen Commiffional- 
berathungen und Revifionen unterzogen, im Jahre 1879 zur Vorlage an Die 
gejetsgebenden Behörden des Bundes definitiv feftgeftellt und unterliegt gegenwär— 
tig (Junt 1880) der Berathung der legteren. 

Da vorauszufehen tft daß ſpeciell in unferer Frage die Beftimmungen des 
Entwurfes ohne erhebliche Veränderung zur Annahme gelangen werden, jo mögen 
diejelben hier nod furz erwähnt fein. Gleich dem gejammten Inhalte des 
Entwurfes zeigen fie das Beftreben, die in der deutfchen und romanischen Schweiz 
geltenden Nechtsanfchauungen jo weit möglich zu verfühnen und mit den vom 
modernen Verkehrsleben poftulirten pofitiven Satzungen zu fombiniren. Die 
Behandlung der Haftpflichtfrage zeigt daher erhebliche Abweichungen vom gemei— 
nen Recht, im Sinne theil3 des franzöfifchen Rechtes theil3 der durch moderne 
Spezialgefete zum Ausdrud gebrachten ftrengeren Berantwortlichfeit. 

Syſtematiſch wird unterfchieden zwifchen der außerfontrattliden 
(Delitts- und Duafidelifts-) und der fontraftlihen Haft. Jene findet 
ſich ausſchließlich im „allgemeinen Theile” behandelt, wofelbft das 2. Kapitel 
des I. Titels (Art. 56 ff.) den obligatorichen Folgen unerlaubter Handlungen 


ı) Dieje beiden Statute, deren erftere8 bem dritten württembergifhen 
Landrecht von 1610 nachgebildet ift, widmen zwar aud dem Obligationenrecdhte einen 
Haupttheil. Allein die Haftpflichtfrage e contractu oder delicto iſt darin nicht be— 
rührt: e8 fehlt überhaupt ein allgemeiner Theil. 
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gewidmet if. Diefe iſt ebenfall3 im allgemeinen Theile (Tit. II Kap. 2 
„Folgen der Nichterfüllung“, Art. 118 ff,) eingehend und burchgreifend behan- 
delt, jo daß die Beftimmungen bes jpeziellen Theile über die Haftpflicht aus 
einzelnen BVertragdarten nicht viel befonderes bieten. 

Die außerkontraktliche Haft wird geknüpft an verſchuldetes 
mwiderrehtlihes Handeln im moeiteften Sinne, ganz entfprechend den 
Art. 1382 u. 1383 des code eivil: 

Art. 56: Wer einem Anderen durch miderrechtliches Handeln Schaden 
zufügt, jei es mit Abficht fei e8 aus Fahrläffigfeit, wird demſelben 
zum Erſatze verpflichtet. 

Bon dem Requifite nachgewiefenen perfönlichen Verſchuldens wird, nach dem 
Vorgange des öfterreihifchen Rechtes und der in $ 4 und 5 erwähnten Kanto- 
nalgejege, Umgang genommen gegenüber Unzurehnungsfähigen, „wenn 
dringende Rüdfichten der Billigkeit e8 erheifchen” (Art. 66). 

Die Haftpflicht dritter Autoritätsperfonen für ſchädliche Handlungen 
ihrer Untergebenen wird mit Kombination des franzöſiſchen (c. c. 1384) 
und zürcheriſchen Rechtes dahin beftimmt: 

Art. 68: Wer rechtlich verpflichtet ift, die häusliche Aufficht über 
eine Perfon zu führen, haftet für den von ihr verurjachten Schaden, 
infofern er nicht darzuthun vermag, daß er daS erforderliche umd 
üblihe Maß von Sorgfalt in der Beaufjichtigung beobachtet habe. 

Art. 69: Ein Gejhäftsherr haftet für den Schaden, welchen feine 
Arbeiter oder Angeftellten in Ausübung ihrer gefchäftlichen 
Verrichtungen verurfadht haben, wenn er nicht nachweiſt, daß er alle 
erforderliche Sorgfalt angewendet habe, um eine ſolche Schädigung zu 
verhüten. 

Diefe Berantwortlichfeit trifft auch juriſtiſche Perfonen!), 
wenn fie ein Gewerbe betreiben. 

Art. 71, 2 erklärt den legten Sat ausdrüdlich anwendbar aud) auf Staat 
und Gemeinden, foweit fie durch ihre Beamten und Angeftellten 
Gewerbe betreiben. 

Der Kreis der haftpflihtigen Drittperfonen wird demnad in wefentlicher 
Mebereinftimmung mit dem franzöfiichen und zürcheriſchen Rechte feftgejegt, im- 
merhin mit ausdrüdlicher Einbeziehung der juriftifhen Berfonen, melde 
bisher Bloß die franzöſiſche Praxis den phyſiſchen fonjequent gleichzuftellen 
gewagt hatte. Allein während das franzöſiſche Recht wentgftens in einem alle 
dem Dritten (dem maitre ou commettant) jeden ihn perſönlich exfulpirenden 
Gegenbeweis abjchneidet (f. oben $ 3), das zürcherifche Recht umgekehrt überall 
dem Gejchädigten den Nachweis eines, wenn auch indirekten, perſönlichen Mit- 
verjchuldens des Dritten auferlegt, jo dispenfirt zwar der Entwurf den Ge- 
Ihädigten durchaus von ſolchem Nachweife, läßt aber dem Dritten den Gegen: 
beweis gegen präfumirtes Mitverfchulden in jedem Falle offen. 

Die Haft für Schaden, ven ein einftürzendes Gebäude oder „Wert“ 
verurfacht, wird von Art. 74 in völliger Uebereinftimmung mit c. c. 1385 f. 


*) Als folde behandelt der Entwurf ausdrüdlid auch bie offene Handels- 
(Kollektiv) Geſellſchaft, die Aktiengeſellſchaft und die Genoſſenſchaft. 
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und demgemäß auch mit den Normen der deutſch-ſchweizeriſchen Geſetzbücher 
(j. $ 4 u. 5) beftimmt. 

Für alle diefe Fälle der außerkontraktlichen Haft gilt übrigens der allge: 
meine Grundjag des Art. 57: 

Art und Größe des Schadenserſatzes wird durch richter— 
liches Ermeſſen beſtimmt in Würdigung ſowol der Umſtände als 
der Größe der Verſchuldung. — Iſt auch dem Beſchädigten ein 
Verſchulden beizumeſſen, ſo kann der Richter die Erſatzpflicht nach 
Verhältniß ermäßigen oder gänzlich von derſelben entbinden. 

Die vertragsmäßige (fontrattlice) Haft des Schuldners für die ge: 
naue ſchadenloſe Erfüllung der übernommenen Yeiftung involvirt un allgemeinen 
die Schadenserfagpflicht für jeden Defeft der Erfüllung, foweit der Schuld: 
ner nicht zu beweiſen vermag, daß ihm keinerlei Verſchulden zur Laſt falle 
(Art. 118). Als Verſchulden gilt im allgemeinen jede (perjönlide) Fahr: 
läffigkeit (Art. 121) des Schuldnerd. Diefer gleich fteht aber, gilt alfo nicht 
als Seen das Verſchulden gewiſſer dem Schuldner nabeftehender 
Drittperfonen. Denn nad) Art. 123 ift der Schuldner unbedingt verant: 
wortlich: 

für das Verſchulden der feiner Autorität untergeordneten Familien-— 
glieder, feiner Angeftellten und Arbeiter. Ebenſo find juriftiiche ‘Per: 
jonen, wenn fie ein Gewerbe betreiben, verantwortlih für das Ber: 
ihulden ihrer Vertreter Angeftellten oder Arbeiter bei deren gejchäft- 
lichen Verrichtungen. 

Diefe Verantwortlichkeit ift infofern eine abfolute, als der Gegenbeweis ge⸗ 
höriger Aufficht, forgfältiger Auswahl der Mittelsperfonen ꝛc. nicht zugelafjen 
wird. Der Unterſchied zwiſchen kontraktlicher und außerkontraktlicher Haft ge⸗ 
winnt dadurch eine weder dem gemeinen Rechte, welches in der prinzipiellen Un— 
verantwortlichkeit für Dritte —, noch dem franzöſiſchen Rechte, welches in der Ver— 
antwortlichkeit für Dritte beide Haftarten gleichſtellt, bekannte Bedeutung. Ein 
ähnliches Verhältniß hat uns bisher nur das zärderijce Recht ($ 5) gezeigt. 

Ganz eigenthümlich ift dem Entwurfe der (für die tontraftliche Haft) Hier 
zuerft allgemein ausgeſprochene Grundfag (Art. 122, 123), daß die Ber: 
antwortlichfeit des Schuldners ſowol für die Folgen perfönliden (leichten ?) 
Verſchuldens al3 für das Verfchulden der oben genannten Drittperfonen 
zwar zum Voraus kann mwegbedungen werden, aber mit dem Vorbehalte der 
Annullirung einer ſolchen befreienden Bertragsklaufel durch billiges Ermeſſen 
des Richter3 in den Fällen: 

„da der Berzichtende (Gläubiger) in einem Dienftverhält- 
niffe zum andern Kontrahenten fteht, oder die Verantwortlichkeit 
aus dem Betriebe eines obrigkfeitlih konzeſſionirten 
Gewerbes folgt“. 

Diefe eventuelle Erhebung der geſetzlichen Haftbeftimmungen zu abfolut 
zwingenden Rechtsſätzen hat jelbftverjtändlich die won der franzöfiihen Praxis 
und von neueren Specialgefegen betreffend da8 ZTransportgewerbe (f. unten $ 9) 


) Das pactum ne dolus (u. culpa lata) praestetur ift befanntlih auch nach 
gemeinem Nechte nichtig. 
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längft al3 nöthig erkannte Tendenz, abhängige Perfonen gegenüber ihren Arbeit- 
gebern, das Publitum gegenüber großen faktiſch monopolifirten Gewerben vor 
ſcheinbar zweifeitig, thatſaäͤchlich einfeitig feſtgeſetzten Vertragsklauſeln, Reglemen- 
ten u. dgl. zu ſchützen, die geſetzlichen Haftbeſtimmungen alſo gerade in den 
Fällen, wo ihre Bedeutung am größten, vor willkürlicher Umgehung zu wahren. 

Die angeführten Grundfäge über die Vorausſetzungen der kontrakt— 
lichen Haftpflicht werden betreffend deren Inhalt ergänzt durch den dem fran— 
zöſiſchen Rechte (ec. c. 1150 und 1151) nachgebildeten Art. 124: 

Der erjagpflictige Schuldner hat jedenfall3 den Schaden zu er— 
jegen, welcher bei Eingehung des Vertrages al3 unmittelbare folge 
der Nichterfüllung oder ungehörigen Erfüllung vorausgefehen werden 
fonnte. 

Die Schätzung des Schadens kann der Richter nad) feinem 
Ermefjen unter Würdigung der Umftände feftftellen. 

Db bei fchwerer Verſchuldung in einem weiteren Umfange als 
in Abj. 1 beftimmt ift Schaden zu erjeten fei, bleibt ebenfalls rich— 
terlihem Ermeſſen vorbehalten. 

Soweit die Grundfäge des allgemeinen Theiles de3 Entwurfs über die 
Haftpflicht aus Kontrakten. Der befondere Theil enthält wie gejagt nur geringe 
Abweichungen, vefp. Verfchärfungen. So ift am Schluſſe des Titels über den 
„Hinterlegungẽ vertrag“ die ftrenge Haft der Gaftwirthe dem römifchen recep- 
tum cauponum nadjgebildet (Art. 495 ff.). Die Haft des Frahtführers 
(Art. 465 ff.) ift nad) dem ftrengen Grundfägen des franzöfifchen Handelsrechtes 
und neuerer Spezialgejege beftimmt (j. unten $ 9). 


1. Spezialgejegliche Beftimmungen über die Haftpflicht. 
$8 Ullgemeines. 


Aus dem, was oben über das gemeine Civilrecht der Kantone gejagt wurde, 
ergiebt ſich, daß deſſen Grundfäge über Haftpflicht den anerkannten Bedürfniſſen 
des modernen Verkehrs- und Gewerbelebens nicht überall in gleicher Weiſe ge— 
nügen konnten. 

Einzig in der Gruppe der romanischen Kantone ($ 3) haben wir, nad) dem 
Lorgange des franzöſiſchen Rechtes, grundfägliche Emanzipation vom römijchen 
Rechte gefunden. Das zürcheriſche Recht ($ 5) verhält ſich in feinen Abwei— 
Gungen vom gemeinen Rechte weit behutfamer und die übrigen Kantone ftehen 
weientlih auf dem Boden des letsteren. 

Namentlich in der deutſchen Echweiz hat fi) daher in Folge der modernen 
Entwitlung des Verkehrs und Gewerbelebens das nämliche Bedürfniß zu ſpezial— 
geeglichen Modifikationen der allgemeinen Rechtsgrundfäge gezeigt wie in Deutſch— 
land, Indeſſen Liegt es im der Natur der Sade, daß die fantonale Ge- 
\egebung in diefer Beziehung nicht8 erhebliches zu Tage fürdern konnte. Es 
handelt fih um Verhältniſſe und Intereſſen, deren legislatoriſche Behandlung 
auf einem feinen Rechtsgebiete unmöglich mit befriedigendem Erfolg ausgetragen 
werden kann. Die Allgemeinheit der mafgebenden rechtspolitiſchen und juriſtiſchen 
Geſichtspunkte, die praftifche Unzulänglichkeit einſchneidender Spezialfäge innerhalb 
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enger Kantonsgränzen, die mannigfache Verquickung geſetzgeberiſcher Erwägungen 
mit mächtigen Lokalintereſſen mußte nothwendig der Entwicklung eines fruchtbaren 
Kantonalrechtes im Wege ſtehen und auf Erweiterung des Geltungsgebietes ein— 
greifender Spezialgeſetze hinweiſen. 

Einer direkten Anhandnahme der betreffenden legislatoriſchen Aufgaben durch 
den Bund ftand bis zum Jahre 1874 deſſen verfaſſungsmäßig beſchränkte 
Kompetenz im Wege. Die Förderung gemeinſamer innerer ökonomiſcher In— 
tereſſen durch Geſetzgebung und Verwaltung war dem Bunde nur auf ganz 
beftimmten, geſchichtlich befonders herausgehobenen Gebieten eingeräumt. Ge: 
werberecht und Gewerbepolizei blieben im allgemeinen unter der Hoheit der 
Kantone. Nur infofern als durd die Bundesverfajjung von 1848 dem Bunde 
einige Gewerbe (Poſtweſen mit Einfluß des kraft nachträglicher Interpretation 
gleichgeitellten Zelegraphenwejeng, Münz: und Pulverfabrifation) zu monopolift- 
ihem (regalem) Betriebe anheimgegeben waren, hatte er Veranlafjung, bei deren 
Organiſation auch die Frage der Haftpflicht feiner gewerblichen Anftalten gegen: 
über dem Publikum zu normiren, Einen weiteren Anhaltspunkt bot der Art. 21 
jener Berfalfung, welcher dem Bunde die Befugniß ertheilte, öffentliche Werke, 
die im Intereſſe der Eidgenoſſenſchaft oder eines größeren Theiles derfelben 
unternommen werden, entweder ſelbſt zu errichten oder angemejjen zu unterftügen. 
Zu diefen Werfen rechnete man alsbald die Eifenbahnen, deren Anlage zwar 
der Bund den Kantonen, beziehungSweife Privatgejellichaften überließ, über deren 
Bau und Betrieb er fich aber diejenigen legislatoriſchen und abdminiftrativen 
Mafnahmen vorbehielt, welche jeweilen durch das allgemeine öffentliche Intereſſe 
geboten ſchienen. Einfchneidenden Gebraud) von diefer Kompetenz machte der 
Bund freilid erft durch das Gefeg vom 23. Dezember 1872 über den Bau 
und Betrieb der Eifenbahnen, alfo zu einer Zeit da die allgemeine Erweiterung 
der Bundesfompetenz bereit3 in Vorbereitung war. Dieſes Geſetz befaßte ſich 
unmittelbar in der Hauptfache bloß mit den Bedingungen der Anlage (Konzeffions- 
ertheilung u. ſ. w.) und mit der Betriebspolizet, poftulivte aber (in Art. 38) 
ausdrücklich eine fpätere Ergänzung durch Spezialgefege über die ciwilrechtlichen 
Konditionen des Transportgeſchäftes und über die Haftpflicht gegenüber dem 
Publitum. Analoge Normen wurden dabei in Ausfiht genommen für Die den 
Eifenbahnen ähnlichen Transportanftalten, wie die Dampfichiffe und Poſten. 

Bevor aber diefe Speztalgefetgebung zur Ausführung gelangt war, erfolgte 
die Annahme der neuen Bundesverfafjung vom 29. Mai 1574, durch welde 
der Bund nicht nur, wie oben erwähnt, unmittelbare Kompetenzen in Sachen des 
Civilrechtes, jpeziell Obligationen- und Handelsrechtes erhielt, fondern aud) 
jehr wejentlihe Erweiterung io hoheitlichen Befugnifje in Sachen des Ge: 
werbeweſens. Neue Monopole wurden ihm nicht eingeräumt, wol aber das 
Recht eine Reihe privater Gewerbszweige, bei denen allgemeine öffentliche ſei es 
ökonomiſche jet e3 ſonſtige Kulturintereffen vorzüglich betheiligt erſchienen, feinen 
einheitlichen adminiftrativen und gejegeberiihen Maßnahmen zu unterftellen. 
Sp vor Allem nun direft und ausdrüdlih: Bau und Betrieb der Eifen- 
bahnen (Art. 26), Fabrifbetrieb (Art. 34), Betrieb von Auswanderung: 
agenturen und Berfiherungsgefhäften (Art. 34, 2), die Banknotenemiffion 
(Art. 39), die Ausübung von Jagd: und Fiſcherei (Art. 25). — Mit Aus- 
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nahme des Art. 34 Abſ. 2 und des Art. 39%) haben diefe Kompetenzgebiete 
ihren bundesgefeglichen Ausbau feither erhalten und e3 find namentlich bie 
Bundesgefege über Eifenbahn= und Fabrikweſen hier zu erwähnen ala 
Quellen eingreifender Beftimmungen über die Haftpflicht. 

Wir haben mithin, abgejehen von jpärlichen Anfängen, das Spezialredht 
über Haftpflicht aus Gewerbetrieb nicht in fantonalen fondern in eidgenöſſiſchen 
Quellen, in neueren Speztalgejetgen des Bundes zu juchen. Diejelben berühren 
die Haftpflicht : 

1) der öffentlichen Verkehrs: und Transportanftalten, fei es der 
vom Bunde jelbft betriebenen (Poft und Telegraph) ſei es der vom Bunde 
fonzedirten oder wenigftens fontrolirten Unternehmungen (Eifenbahnen, Dampf: 
hie). 

2) der Fabrifinhaber. 

Was die Handhabung der eidgenöffiihen Spezialgeſetze betrifft, jo iſt 
zu bemerken, daß, jo weit diefelben nicht befondere unten zu erwähnende Be— 
fimmungen enthalten, die Rechtſprechung nad fantonalem Prozeßrechte, 
alfo auch nad) verſchiedener Beweistheorie (j. oben$ 3—5) geſchieht. 
Freilich ift feit dem Bundesgefege vom 27. Juni 1874 betr. Organifation der 
Bundesrechtspflege das Bundesgericht Oberappellationsinftanz in allen Civil— 
treitigkeiten, die nach eidgenöjjiichen Geſetzen zu entjcheiden find und deren 
Segenitand einen Hauptwerth von mwenigften® 3000 Frs. hat. Aber das Bundes- 
geriht hat feinem Urtheile „den von den kantonalen Gerichten feitgeftellten That— 
beftand zu Grunde zu legen“ (Art. 30), entjcheivet aljo bloß über die mate- 
rielle Rechtsfrage, ſoweit nicht das einfchlagende Bundesgefetz ſelbſt Grundfäge 
über das Verfahren, jpeziell betr. die Beweisführung, aufftellt. 


$9. Die Haftpflidt der öffentlihen Verkehrsanſtalten. 


Das geltende Geſetz über das eidgenöffiihe Poftregal datırt vom 4. Juni 
18492), Es organifirt die vom Bunde fraft eigenen Monopol3 betriebene 
Brief» und Fahrpoft, lettere für Waaren= und Perfonentransport mit regel 
mäßiger MWagenverbindung. Die Haftpflicht der eidgenöſſiſchen Poftanftalt (mithin 
des Bundesfistus) erſtreckt ſich nad) ausdrüdlicher Beſtimmung auf die Ver— 
ſchuldung aller Beamten und Bedienfteten der Poſt, fofern dadurch einer der 
Schäden entftanden ift welche überhaupt von der Poft vergütet werden: Verluſt 
oder Verſpätung eingefchriebener Sendungen mit oder ohne Werthdeflaration, 
lörperliche Beihädigung von Paſſagieren, Havarien des Reiſegepäckes. Und zwar 
ſpricht die gefetgliche Vermuthung für die prinzipielle Erſatzpflicht, d. h. für Ver— 
Ihuldung des Schadens durch irgend einen Angeftellten : der Poftanftalt Liegt der 
Nachweis eine befreienden Zufalles ob (Art. 15). Freilich ift die Schadens— 
äftimation überall poſitiv Yimitirt, 3. B. bei Perfonenfchaden auf Erjag der Ver: 
pflegungs⸗ und Heilungskoſten, aljo de3 unmittelbaren Schadens. — Dieſe Säte find 


’) Ein Bundesgefeg über den Betrieb der ers unterliegt 
gegenwärtig der Berathung durch die gefeßgebenden Behörden. Ebenſo der Entwurf 
eines Geſetzes über Banfnotenemiffion. Der Entwurf des Gefetses iiber Verficherungs- 
weien ift in Vorbereitung. 

) Amtl. Samml. der Bundesgef. I S. 98 fi. 
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bis heute in Geltung geblieben und, nachdem das Projeft einer Reviſion des 
Geſetzes im Sinne einer Ausgleihung der Haft der Poftanftalt mit derjenigen 
der Eijenbahnen i. 3. 1874 einftweilen zurücgelegt worden, unverändert in die 
neuefte „Transportverordnung für die fchweizerifchen Boften“ vom 10 Auguft 
1876 (Art. 114 ff.) übergegangen !). 

Eine Haftpflicht der eidgenöffifhen Telegraphenanftalt wird durd die 
einfchlagenden Gefege und Verordnungen grumpfäglih ausgeſchloſſen (cf. 
das neufte Bundesgefeg über den telegraphiichen Verkehr vom 22. Juni 1877 
nebft Vollziehungsverordnung vom 27. Auguft 1877 2). Es entjpridht die dem 
allgemeinen internationalen ZTelegraphenreht (vgl. den internationalen Telegra— 
phenvertrag von St. Petersburg vom 10—22. Juli 1875, Art. 3). 

Neue und durchgreifende Beftimmungen über Die Haftpflicht brachte dagegen 
das eidgenöſſiche Eijenbahnregt. Die Haftpflicht der Eifenbahnen beruht 
auf zwei, kraft der Bundeshoheit in Sachen des Eiſenbahn- und Obligationen- 
rechtes ($ 8) erlaffenen Gefegen: 1) dem Bundesgefege betr. den Trans— 
port auf Eifenbahnen vom 20. März 1875; 2) dem B. ©. betr. die 
Haftpflidt der Eifenbahn= und Dampfihifffahrtunterneb- 
mungen bei Tödtungen und Verlegungen vom 1. Juli 1875. — 
Das erftere normirt die Haftpflicht der Eifenbahnen bei Waaren und Perfonen- 
transport, alfo die kontraktlichen Berbindlichfeiten aus dem Fracht- und 
Speditionsvertrage den die Eifenbahn mit Dritten abjchlieft. Das legtere 
beftimmt die civilrechtliche Berantwortlichkeit der Eifenbahnunternehmung aus den 
vom Bau oder Betrieb der Bahn veranlapten Tödtungen und Berlegungen, 
Jeichviel ob die Geſchädigten zur Eiſenbahn in einem Kontraktsverhältniſſe 
Zransport= Tohndienftvertrag u. |. w.) geftanden oder nicht; juriftifch geiprochen 
handelt es ſich mithin im zweiten Geſetze um eine Haftung ex delicto vel 
quasi ex delicto. Den Eifenbahnen werden hier bezüglid) der Betrieb3- 
ſchäden gleichgeftellt die Dampfſchifffahrtsunternehmungen. 

Das Transportgefer enthält eine freie Nachbildung der Beftimmungen 
des deutſchen Handelsgefetzbuches über das Frachtgeſchäft der Eiſenbahnen 
(Art. 422 ff), lehnt ſich mithin wie dieſes an die ſtrengen Grundſätze des 
franzöfifhen code de commerce über die Haft de3 commissionaire de trans- 
port und des voiturier, welche befanntlid) von der Praxis der franzöſiſchen 
Gerichte durchaus auf den Eijenbahntransport angewendet werden, und zivar 
wejentlich al3 jus publicum quod privatorum pactis (Reglemente u. ſ. w.) 
mutari non potest. — Außer diefen Quellen wurde übrigens der Entwurf 
eines deutſchen Neichseifenbahngefeges v. J. 1873 berüdjichtigt jowie einzelne 
jelbftändige Gefichtspunfte der bei Abfafjung des Geſetzes betheiligten Sach— 
verftändigen ?). 





1) Näheres über biefen Gegenftand j. bei Meili, die Haftpflicht der Poftanftalten. 
Leipzig (Dunder u. Humblot) 1877. — Den Text der Transportvero. f. amtl. Samml. 
der Bundesgef. n. $. II S. 401 ff. 

2) Amtl. Samml. der Bundesgef. neue Folge II S. 221 ff., 165 ff. 

°) Verfaffer des Entwurfes ift Profefjor Dr. Fid in Zürich, der im Beilagebeit 
zur Zeitfchrift für das gefammte Handelsrecht Bd. XIX (Erlangen 1874) denjelben 
jammt ausführlichen Motiven publicirt hat. Einzelnes iſt dem eriten Entwurfe eines 
ſchweiz. Oblig.: und Handelsrechtes, verfaßt vom verftorb. Prof. Munzinger in 


Die Haftpflichtfrage nach dem in der Schweiz geltenden Rechte, 81 


Das Geſetz beſtimmt die Haftpflicht bein Waarentransport aus— 
führlich und beſonders für Verſpätung, Verluſt und Beſchädigung des 
Frachtgutes. Nur der Nachweis eines Selbſtverſchuldens des Verſenders, oder 
höherer Gewalt, oder eines durch die natürliche Beſchaffenheit der Waare ver— 
urſachten Verderbes befreit die Bahn. Sie haftet alſo nicht nur für das Ver—⸗ 
ihulden aller Angeftellten, fondern aud für die ſchädlichen Folgen folder 
Zufälle die nicht unter die genannten Kategorien fallen. Stets ijt die 
Bahn bezüglich der exkulpirenden Umftände beweispflichtig, fofern nicht gewiſſe 
vom Geſetz ſpeziell namhaft gemachte Umftände eine Vermuthung de3 natürlichen, 
beziehungsweiſe vom Verſender jelbft verjchuldeten Verderbes rechtfertigen. Die 
Verantwortlichfeit der Aufgabe- wie der Ablieferungsbahn bezieht ſich auf Die 
ganze Zransportftrede‘, ſofern fie nicht darthun können daß der Schaden auf 
einer ausländiſchen Strede, gegen welche fie feinen Regreß haben, entftanden jet. 
Diefe ftrenge Haft kann durch entgegenftehendes Uebereinkommen in irgend— 
welher Form (Reglement, Publikation, Speztalvertrag u. ſ. w.) nicht rechts— 
gültig befeitigt werden, ſoweit nicht das Geſetz ausdrüdlih und ausnahmsweiſe 
eine ſolche Freiheit worbehält. — Der Umfang der Erfagpfliht wird je für 
Berfpätung Beihädigung und Verluſt durch befondere gejegliche Normalfäge be— 
fimmt, die bloß den direften Schaden berüdfichtigen, gegenüber einer Werthde- 
flaration aber nur jubfidiäre Bedeutung haben. Jndirefter Schade muß nur im 
Jule einer vom Kläger nacgewiefenen groben Verſchuldung oder Arglift der 
Bahnorgane vergütet werden. — Dieſen gefeglihen Haftpflichtbeftunmungen hat 
fih das von ſämmtlichen jchweizerifchen Bahnen vereinbarte und vom Bundes- 
rathe genehmigte „Transportreglement der jchweizerifchen Eifenbahnen“ 
vom 1. Juli 1876 anbequemen müſſen. Auc das eidgenöffifhe Obligatio— 
nenredht (oben $ 7) wird nichts daran ändern. Im Titel des „Frachtver: 
trage“ vejerpirt der Entwurf (Art. 474) ausdrücklich die Spezialgefetze betreffend 
die Frachtverträge der Poft und der Eifenbahnen. Ueberdies werden deren 
ftrenge Grundſätze über. die Haftpflicht im wejentlihen auf das private Fradıt- 
und Speditionsgefchäft ausgedehnt (Art. 465 ff., 456). Staatlich concedirte 
Zransportanftalten (Dampfſchiffe, Omnibus u. dgl.) fünnen jo wenig, als bie 
Eiſenbahnen ihre Haftpflicht durdy Reglemente u. dgl. willkürlich abändern 
(Art. 473, 122). 

Die Haftpflicht bet Berfonentransport wird vom Geſetze und Reg» 
[emente nur nebenſächlich berührt, nämlich blos bezüglich der Anſprüche aus 
Verfpitung der Züge und aus Berluft des Reifegepädes. Im übrigen wird 
auf das folgende Geſetz verwiefen. 

Das zweite Geſetz, betreffend Haftpflicht der Eifenbahnen und Dampfjchiffe 
aus Tödtungen und Berlegungen die vom Bau der erjteren, vom Bes 
triebe beider Anftalten veranlaßt werden, ift nad) dem Mufter des deutjchen 
Reichsgeſetzes betreffend die Verbindlichkeit zum Schadenserjage für die beim 
Betriebe von Eifenbahnen Bergwerken u. ſ. w. herbeigeführten Tödtungen und 
Verlegungen vom 7. Juni 1871 entworfen !), foweit legtere8 auf den Gifen= 


Bern, entnommen, worin das Eifenbahntransportgefhäft im Zufammenhang mit dem 

Frachtvertrage behandelt war. — Den Text des Geſetzes f. amtl. Samml. der Bundes- 

geiege neue Folge IS. 682 fi. Einiges amtl. Material dazu im ſchweiz. Bundes- 

blatt 1874 Bd. I ©. 839 f., 866 j., HI ©. 57 ff., 120 ff. 1975 ®b. I ©. 317 ff. 
’) Diefes gilt namentlich vom erften Entwurfe des Redalteurs Prof. Fid, welcher 
Schriften XIX. — Haftpflichtfrage. 1) 
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bahnbetrieb Anwendung findet. Alfo mit Ausnahıne des $ 2. Andererfeits 
find Beftimmungen über den Eifenbahn bau und die vom Betriebe verurfachten 
Sachbeſchädigungen eingefchoben, ſowie die grundſätzliche Gleichſtellung des 
Dampfſchiffbetriebes mit dem Eiſenbahnbetrieb ſtatuirt. 

Das Verhältniß der beiden Geſetze wird am einfachſten durch die parallele 
Wiedergabe der Terte veranſchaulicht. Es iſt daraus ſofort erſichtlich, daß Das 
ſchweizeriſche Geſetz, im Gegenſatze zum deutſchen, nicht ein beſonderes Schadens: 
objeft (den Perſonenſchaden), ſondern eine beſondere Schadens Ur ſache (den 
Betrieb und zum Theil auch den Bau der großen modernen Transport- 


anftalten) im Auge hat, woraus 
erklären: 


Deutſches Reichsgeſetz vom 
7. Juni 1871. 


(Der Eiſenbahn bau iſt im deut— 
ſchen R.-6. nicht berückſichtigt. — Der 
Dampfſchiffbau fällt unter $ 2 
de3 deutichen R.G. und die ſchweizer. 
Fabritgefetgeb., wovon im flgon. $). 


81. 

Wenn bei dem Betriebe einer 
Eifenbahn ein Menſch getödtet oder 
förperlich verlegt wird, jo haftet der 
Betriebsunternehmer für den dadurd) 
entftandenen Schaden, fofern er nicht 
beweift, daß der Unfall durch höhere 
Gewalt oder durch eigenes Verſchulden 
des Getödteten oder Verletzten verur— 
ſacht ift. 

(Der ſchweizer. Art. 2 ift darin 
etwas milder, daß er das Verſchulden 
Dritter, von der Bahn gänzlih un= 
abhängiger Perfonen der hüheren Ges 
walt ausdrüdlih und allgemein gleich— 
ftellt). 


82. 
(Betrifft die vom ſchweizer. Ge— 


fih mehrfache Abweihungen im einzelnen 


Schweizer. Bundesgefeg vom 
5. Juli 1871. 


Art. 1. 


Wenn beim Bau einer Ei- 
fenbahn durch irgend weldhe Ber: 
ſchuldung der concefjiontrten Unternehm: 
ung ein Menſch getüdtet oder körperlich 
verlegt wird, fo haftet diefelbe für den 
dadurch entftandenen Schaden. 


Art. 2. 


Wenn beim Betriebe einer Eifen - 
bahn oder Dampſſchifffahrtun— 
ternehmung ein Menſch getüdtet 
oder körperlich verlegt wird, jo haftet 
die Transportanftalt für den 
dadurch entftandenen Schaden, Jofern fie 
nicht beweift, daß der Unfall durch 
höhere Gewalt oder durch Ver— 
ſehen und Bergehen der Rei— 
fenden oder dritter bei der 
Transportanftalt nicht ange- 
ftellter Perſonen (Art. 3) ohne 
eigene Mitverfhulden der 
Anftalt oder durch die Schuld des 
Setödteten oder Verletzten jelbjt verur: 
ſacht worden iſt. 


nebſt den Motiven ebenfalls in dem eit. Beilageheft zu Goldſchmidt's Ztſchr. Bd. XIX 
publizirt iſt. Durch die geſetzgeb. Behörden ſind verſchiedene Modifikationen angebracht 
worden (vgl. das ſchweiz. Bundesblatt Jahrg. 1874 Bd. II, ©. 935 ff. III, ©. 277 fi.). 
Der offiz. Tert des Geſetzes findet fih amtl. Samml. der jchweiz. Bundesgeſ. n. F. 


©. 787 ff 
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fege nit berührte Haftpfliht aus 
Bergwerk, Steinbrudy, Gruben: und 
Fabrikbetrieb. Unten in $ 10 diejes 
Neferates iſt auf den $ 2 zurüdzu- 
fommen.) 


(Art. 3 des ſchweizer. Gel. hat 
feine wefentliche Bedeutung in Verbin— 
dung mit Art. 1 und 7—9, während 
er gegenüber Art. 2 nichts neues bietet 
und deshalb im D.:R.:G. ohne Scha= 
den fehlt. Man fieht übrigens wie 
$2 des deutjchen R.G. auf die Faflung 
des ſchweizer. Art. 3 einen gewiſſen 
Einfluß geübt, indem da wie dort die 
Verantwortlichkeit für Drittperjonen be= 
tont wird, deren Kreis freilich in Art. 
3 de3 fchweizer. ©. viel weiter gezogen 
wird als in $ 2 des D.-R.:G.) 


(Art. 4 des fchweizer. Gef. fehlt 
ebenfall3 im deutihen R.:G. Denn 
auch er jagt neben Art. 2 nicht3 neueg, 
da er von indireftem Gelbftverjchulden 
dandelt, wol aber ergänzt er Art. 1.) 


83. 

Der Schadenerſatz ($ 1 u. 2) iſt 
zu leiſten: 

1. im Falle der Tödtung durch 
Erſatz der Koften einer verfuchten Heil- 
ung und der Beerdigung, ſowie des 
Vermögensnachtheiles, welchen der Ge- 
tödtete während der Krankheit durch 
Erwerböunfähigkeit oder Verminderung 
der Erwerbsfähigteit erlitten hat. War 
der Getödtete zur Zeit feines Todes 
vermöge Geſetzes verpflichtet einem 
Anderen Unterhalt zu gewähren, fo 
kann diefer infoweit Erſatz fordern als 
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Art. 3. 


Die Eifenbahn: und Dampficiff- 
fahrtunternehmungen haften fjowol für 
ihre Angeftellten als für an- 
dere Perfonen, deren fie fich zum 
Betriebe des Transportgeſchäftes, bezw. 
zum Bau der Bahn bedienen. 8 
bleibt ihnen jedoch in Fällen von Ver— 
ſchuldung diefen Perfonen gegenüber das 
Rüdgriffsrecht vorbehalten. 


Art. 4. 


Wenn nachgewiefen werden kann, 
daß der Getüdtete oder Verletzte ſich 
durch eine verbrecherifche oder unred— 
the Handlung oder mit wilfentlicher 
Uebertretung polizeiliher Vorſchriften 
mit der Transportanftalt in Berührung 
gebracht hat, jo kann fein Schadenser— 
fat im Sinne der Art. 1 u. 2 dieſes 
Geſetzes gefordert werden, felbft wenn 
der Unfall ohne fein Verſchulden ein- 
getreten fein follte. 


Art. 5, 


Im Falle der Tödtung ift Erfat 
der Koften einer verfuchten Heilung und 
der Beerdigung, ſowie des Bermögens- 
nachtheiles zu leiften, welchen der Ge- 
tödtete während der Krankheit durch 
Erwerböunfähigkeit oder Verminderung 
der Erwerbsfähigfeit erlitten hat. 

War der Getödtete zur Zeit fei- 
ne3 Todes verpflichtet einem Anderen 
Unterhalt zu gewähren, jo kann diefer 
infoweit Erſatz fordern, als ihm in 
Folge des Todesfalle8 der Unterhalt 
entzogen worden iſt. 

6* 
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ihm in Folge des Todesfalles der Un— 
terhalt entzogen worden ift; 

2. im Fall einer Körperverlegung 
durch Erfat der Heilungskoſten und des 
Bermögensnachtheils, welchen der Ber: 
letzte durch eine in Folge der Verlegung 
eingetvetene zeitweie oder dauernde Er— 
werbsunfähigfeit oder Berminderung der 
Erwerbsfähigfeit erleidet. 


SA. 

(Geftattet die Einrehnung einer 
dem Getödteten oder Berlegten allfällig 
zufommenden Berficherungsjumme auf 
die Entfhädigung, ſofern der Betriebs— 
unternehmer mindeftend ein Drittheil 
der Prämien u. dgl. getragen hatte.) 


$ 7 Abſ. 1 ©. 2, Abſ. 2 u. 3. 


Als Erſatz für den zukünftigen 
Unterhalt oder Erwerb ift, wenn nicht 
beide Theile über die Abfindung im 
Kapital eimverftanden find, in der Kegel 
eine Rente zuzubilligen. 


Der Berpflichtete kann jederzeit 
die Aufhebung oder Minderung der 
Rente fordern, wenn diejenigen Ver— 
hältniffe, welde die Zuerkennung oder 
Höhe der Rente bedingt hatten, inzwi— 
chen wejentlid) verändert find. 

Ebenſo fann der Verletzte, dafern 
er den Anſpruch auf Schadenserſatz 
innerhalb der Verjährungsfriſt geltend 
gemacht hat ($ 8), jederzeit die Er» 
höhung oder Wiedergewährung der Rente 
fordern, wenn die Verhältniſſe, welche 
für die Feftitellung, Minderung oder 
Aufhebung der Rente maßgebend waren, 
wejentlich verändert find. 


Der Berechtigte kann auch nad) 
träglich die Beftellung einer Sicherheit 
oder Erhöhung derjelben fordern, wenn 
die Bermögensverhältniffe des Ver— 


Wyß. 


Im Falle einer Körperverletzung 
iſt Erſatz der Heilungskoſten und des 
Vermögensnachtheiles zu leiſten, welchen 
der Verletzte durch eine in Folge der 
Verletzung eingetretene zeitweiſe oder 
dauernde Erwerbsunfähigkeit oder Ver— 
minderung der Erwerbsfähigkeit erleidet. 


(Fehlt im ſchweizer. Geſetze, da 
ein entſprechender Artikel des Entwur— 
fes von der geſetzgeb. Behörde beſeitigt 
wurde.) 


Art. 6. 


Als Erſatz für den zukünftigen 
Unterhalt oder Erwerb iſt, je nach 
dem Ermeſſen des Gerichtes, 
entweder eine Kapitalſumme 
oder eine jährliche Rente zu— 
zuſprechen. 

(Fehlt im ſchweizer. Geſetze, 
entgegen dem Entwurfe, in Folge Be— 
ſchluſſes der geſetzgeb. Behörden. Dieſes 
gilt auch für die Modifikation des flgdn. 
Abſatzes.) 


Wenn im Momente der Ur— 
theilsfällung die Folgen einer 
Körperverletzung noch nicht ge— 
nügend £lar vorliegen, jo fann 
der Richter ausnahmsweiſe für 
den Wall des nadhfolgenden 
Todes oder einer Verſchlim— 
merung des Geſundheitszu— 
ftandes des Berlegten eine 
jpätere Reftifizirung des Ur— 
theiles vorbehalten. 


Fehlt im fchweizer. Gefege. 
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pflichteten ſich inzwischen verfchlechtert 
haben. 


(Nach dem D.R.-6. $ 3 u. 9 
fann Erſatz imdireften Schadens, alſo 
auch Jogen. Schmerzensgeld, nur nad) 
Maßgabe der Bundesgejege, und zwar 
nicht bet der Anftalt als folder ge- 
fordert werden.) 


(Das deutſche R.-&. läßt bezüglich der 
Folgen der Sach beſchädigung die Lan— 
desgefetze, reſp. das gemeine Recht, une 
verändert.) 


(Das ſchweizer. Gef. bezieht ſich 
demnah auch auf reine Sahihäden, 
ohne gleichzeitigen Perfonenjhaden.) 
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Art. 7. 


Bei nahgemiefener Arglift 
oder grober Fahrläſſigkeit der 
Transportanftalt fann dem Verletzten 
oder dem Angehörigen des Getüdteten, 
ganz abgejehben vom Erjage 
erweiälider Bermögensnad= 
theile, eine angemeffene Geld— 
ſumme zugejprodhen werben. 


Art. 8. 

Sind bei Gelegenheit der Tödtung 
oder Körperverlegung eines Menjchen, 
für melde die Transportanſtalt nad) 
den obigen Beftimmungen verantwort= 
lich iſt, und im BZufammenhang mit 
dem betreffenden Unfale Saden, 
welche der Getödtete oder Ver— 
legte unter feiner eigenen Ob— 
hut mit ſich führte, ganz oder 
theilweife befchädigt worden oder ab- 
handen gekommen, fo ift auch hierfür 
Schadenserſatz zu leiften. 

Außerdem ift für Abhanden- 
fommen, Zerftörung oder Beihädigung 
von Sachen, melde der Transportan= 
ftalt weder als Frachtgut nod als 
Reifegepäd anvertraut worden find, 
Schadenserfag nur dann zu leiften, 


wenn ein Berjhulden der 
Transportanftalt nachgewie— 
jen wird. 

Art. 9. 


In den Fällen des Art. 8 ift der 
Scadensberehnung der wirkliche 
Werth der abhanden gefommenen, zer= 
ftörten oder beſchädigten Sache zu Grunde 
zu legen, ein weiteres Intereſſe 
dagegen nur bei nachgewieſener 
Argliſt oder grober Fahrläj= 
ſigkeit der Transportanſtalt zu er= 
ſetzen. 


8 8. 


Die Forderungen auf Scadener- 
ſatz ($ 1—3) verjähren in zwei Jahren 
vom Tage des Unfalles an. 

Gegen denjenigen, welchen ber 
Gerödtete Unterhalt zu gewähren hatte, 
beginnt die Verjährung mit dem To— 
destage. 

Die Verjährung läuft auch gegen 
Minderjährige und diefen gleichgeftellte 
Perjonen von denfelben Zeitpunften an, 
mit Ausſchluß der Wiedereinfegung. 


Ss 6 Abſ. 1, 8 7 Abi. 1. 
Das Geriht bat über Die 
Wahrheit der thatfähliden 


Behauptungen unter Berückſich— 
tigung des gejammten Inhaltes der 
Berhandlungen nad) freier Ueberzeugung 
zu entjcheiden. 

(Abſ. 2 u. 3, welche das Ver— 
hältniß zur Landesgefetgebung betreff. 
den Beweis durch Eid, öffentl. Urkunden 
und gerichtl. Geftändnig  beftimmen, 
jind dur) die neue Reichscivilprozeß— 
ordnung gegenftandslos geworden.) 

Das Gericht hat unter Würdigung 
aller Umftände über die Höhe de3 
Schadens fowie darüber ob, in wel- 
her Art und in welder Höhe Sicher- 
heit zu beftellen ift, nach freiem Er— 
mejjen zu erfennen. 


8 5. 
Die in den SS 1 u. 2 bezeichne= 
ten Unternehmer find nicht befugt, die 


F. v. 


Wyß. 


Art. 10. 
Die in dieſem Geſetze gewährten 
Schadenserſatzanſprüche verjähren in 


zwei Jahren von dem Tage an, an 
welchem die Tödtung Verletzung Zer— 
ftörung oder Beſchädigung, beziehungs- 
weiſe das Abhandenkommen (Art. 8) 
ſtattgefunden hat. 

Dieſe Verjährung wird nicht allein 
durch Anſtellung der Klage, ſondern 
auch durch die ſchriftliche Anbringung 
der Reklamation bei der Direktion der 
betreffenden Anſtalt unterbrochen in der 
Meinung daß, ſo lange die Reklamation 
unerledigt bleibt, überhaupt kein Ablauf 
der Verjährung ftattfinden kann. 

Ergeht hierauf ein abſchlägiger 
Beſcheid, ſo beginnt vom Empfange 
deſſelben eine neue zweijährige Ver— 
jährung der Klage, welche durch eine 
neue Reklamation gegen jenen Beſcheid 
nicht unterbrochen wird. 


Art. 11 


Bei Streitigkeiten über die aus 
dieſem Geſetze entſpringenden Schadens- 
erſatzanſprüche hat das Gericht über 
die Höhe des Schadenerſatzes 
und die Wahrheit der that— 
ſächlichen Behauptungen nach 
freier Würdigung des geſammten In— 
haltes der Verhandlungen zu entſchei— 
den, ohne an die Beweisgrundſätze der 


einſchlagenden Prozeßgeſetze gebunden 
zu fein. 
(Darunter find die Fantonalen 


Prozeßgeſetze verftanden, welche betreff. 
mehr oder weniger freie Beweistheorie 
jehr von einander abweichen und nad 
der gegenwärtigen Bundesverfaſſung 
nicht dur ein Bundesgeſetz — 
werden können. Vgl. oben 88 a. €. 
des Ref.) 
Art. 12. 


Reglemente, Publikationen oder 
ipezielle Vereinbarungen, durch welche 
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Anwendung der in den $ 1—3 ent 
haltenen Beſtimmungen zu ihrem Bor- 
teil durch Verträge (mitteljt Regle— 
ments oder durch beſondere Ueberein— 
funft) im Voraus auszuſchließen oder 
zu beſchränken. 

Vertragsbeftimmungen, welche die= 
jer Vorſchrift entgegenftehen, haben feine 
vehtlihe Wirkung. 

9. 

Die Beftimmungen der Yandes- 
gefete, nad) welchen außer den im bie 
jem Geſetz vorgefehenen Fällen der Un- 
ternehiner einer in den SS 1 u. 2 be= 
zeichneten Anlage oder eine andere Per: 
jon, insbefondere wegen eines eigenen 
Verſchuldens für den bei dem Betriebe 
der Anlage durch Tödtung oder Körper: 
verlegung eines Menſchen entjtandenen 
Schaden haftet, bleiben unberührt. 

Die Borjchriften der $ 3, 4, 6—8 
finden auch in diefen Fällen Anwendung, 
jdoh unbejchadet derjenigen Beſtim— 
mungen der Yandesgejetze, welche dem 
Beihädigten einen höheren Erſatzan— 
ſpruch gewähren. 


$ 10. 


Betrifft die Kompetenz de3 ehe- 
maligen ReichSoberhandelsgerichtes. 
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die Schadenserjagverbindlichfeit nach den 
Beftimmungen dieſes Geſetzes zum vor= 
aus wegbedungen oder bejchränft wird, 
haben feine vechtliche Wirkung. 


Art. 13. 


Ale bundesgeſetzlichen, kantonalge— 
ſetzlichen und reglementariſchen Beſtim— 
mungen, ſowie Publikationen und Ver— 
einbarungen, welche mit den Beſtim— 
mungen dieſes Geſetzes in Widerſpruch 
ſtehen, ſind aufgehoben. 


(Der Vorbehalt der nicht wider— 
ſprechenden Kantonalgeſetze verſteht ſich, 
bis zum Inkrafttreten des eidgen. Ob— 
ligationenrechtes, von ſelbſt.) 


Art. 14. 


Betrifft Publikation und Inkraft— 
treten des Geſetzes. 


Nach der vollſtändigen Wiedergabe des Textes iſt es überflüſſig, auf die 


Abweichungen des ſchweizeriſchen Geſetzes von den gemeinen Rechtsgrundſätzen 
noch beſonders hinzuweiſen. Nur kurz ſeien dieſelben dahin reſumirt: 

1) In allen vom Geſetze berührten Fällen, alſo bei jeder Perſonen— 
oder Sahbejhädigung aus Eifenbahnbau oder aus Eifenbahn= oder Dampf- 
Ihiffbetrieb ift die Unternehmung als ſolche (Geſellſchaft, Staat, Einzel: 
perfon) haftbar für nachgewiefenes Berfhulden irgend eines (definitiv 
oder ad hoc zugezogenen) Angeftellten, und zwar in verfchiedenem Mae, 
je nad dem Grade dieſes Verſchuldens. 

2) Für Perfonen= und damit fonneren Sachſchaden, welcher durch 
Eiſenbahn- oder Dampffhiffbetrieb veranlaft worden, ift die Unternehmung 
Ihon dann haftbar, wenn jie nicht höhere Gewalt oder Verſchulden einer von 
Ihr gänzlich unabhängigen Drittperfon oder Selbſtverſchulden des Gefchädigten 
(m mweiteften Sinne) nachweist. 

3) Die Herftellung des nad dem Gefege für die Haftpflicht maßgebenden 
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Thatbeſtandes geſchieht unabhängig von den poſitiven Regeln einer for— 
mellen Beweistheorie. 


8 10, Die Haftpflicht aus Fabrikbetrieb. 


Wir fahen in $ 8, wie dur Art. 34 der Bundesverfallung von 1874 
dem Bunde gewiſſe Kompetenzen bezüglich der Fabrikgeſetzgebung einge- 
räumt worden find. Vorher hatten einzelne Kantone mit befonders entwidelter 
Fabrifinduftrie von fih aus allerlei Vorſchriften polizeilichen Charakters 
gegen gewiſſe Gefahren des Fabrikbetriebes aufgeſtellt, ſo z. B. gegen übermäßige 
Kinderarbeit (Zuürich, St. Gallen, Thurgau), gegen beſonders geſund— 
heitsſchädliche Fabrikationen wie Phosphorzundolzchen u. dgl. (Bern), 
gegen forglofe Behandlung von Dampffeffeln u. ſ. w. Glarus (1864), 
Bajfelftadt (1869), Bafelland (1868) u. Schaffhaufen (1873) 
hatten umfaſſende Fabrifgefege erlaffen, worin u. a. die Verpflichtung des 
Fabrikbefigerd zu allen für Sicherheit und Gefundheit der Arbeiter erforderlichen 
Borkehrungen ausgefprodhen war. Glarus u. Bajelftadt beftimmten einen 
12 ftündigen Normalarbeitstag. 

Diefe fantonalen Beftimmungen waren aber bezüglich ihres Anwendungs- 
gebietes jo beſchränkt und am ſich großentheil3 fo Lüdenhaft, daß bei Revifion 
der Bundesverfafjung alle Parteien, die von dem bisherigen politifchen Weber: 
gewichte der Großinduftrie unabhängig waren, zum Zwede wirkſamen legis- 
lativen Schutzes der Fabrifbevölferung, die Aufitelung einer Bundeskompetenz 
anftrebten. Sp entftand Art. 34 der neuen Bundesverfaffung, welcher freilich 
feinem Wortlaute nad) die Bundeögefetgebung auf folgende Punkte beſchränkt: 
1) Verwendung von Kindern in den Fabriken; 2) Dauer der Arbeit er= 
wachſener Perſonen; 3) Vorſchriften zum Schute der Arbeiter gegen einen 
die Gejundheit und Sicherheit gefährbenden Gewerbebetrieb. Allein bei 
der Ausführung diefes Artikels hielt ſich die Gefeggebung, welche allerdings auch 
auf die allgemeine Bundesfompetenz in Sachen des Obligationenredhts, ſomit auf 
die Befugnig zu einheitlicher Normirung des Yohndienft= oder Arbeits— 
vertrages und der civilrechtlichen Haftpflicht extra contractum abftellen konnte, 
nicht genau an die Rubriken des Art. 34. Vielmehr überwog ſchließlich bei Ab— 
faſſung des Gejetes die damals tonangebende demokratiſche Strömung und legte 
demfelben die Tendenz einer ganz allgemeinen und weitgehenden Sicherſtellung 
des Fabrifarbeiter8 gegen jede denfbare Vergewaltigung feitens des Yabrifbefigers 
zu Grunde, und zwar mit einer Energie, deren Fruchtbarkeit und Zweckmäßigkeit 
fih erft wird zu bewähren haben. 

Das Bundesgejeß, betreffend die Arbeit in den Fabrifen 
vom 23. März 1877, in Kraft feit 1. Januar 1878, berührt in 5 Abfchnitten 
folgende Punkte ?): 

1) allgemeine Beitimmungen über: a) den Begriff der Yabrif 
(Art. 1). Als ſolche gilt „jede induftrielle Anftalt, in welcher gleichzeitig und 





1) Der Tert bes — findet ni in der amtl. Sammlung ber fehweiz. Bundes— 
gefege neue Folge III ©. 241 fi. — Entw. u. Motive des Bundesrathes f. fchweiz. 
Bundesbl. 1875 Bd. IV ©. 573 f., 921 f. Die Berichte der Comiſſionen ber gefetz- 
geb. Käthe daf. 1876 Br. I ©. 786 f. IV ©. 205 f., 689 f. 
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„regelmäßig eine Mehrzahl von Arbeitern außerhalb ihrer Wohnungen in ges 
„Ihlofienen Räumen bejhäftigt wird.“ — .b) die zum Schutze der Geſund— 
heit und Sicherheit der Arbeiter dienenden Präventivmaßregeln 
(Art. 2— 4): ſanitariſch möglihft vollfommene Einrichtung und Unterhaltung 
der Arbeitsräume, forgfältige Behandlung der Mafchinen u. dgl. Für Errich— 
tung Umbau und Eröffnung jeder Fabrik ift eine befondere Genehmigung der 
Kantonsregierung einzuholen und dieſe kann jederzeit die Befeitigung von Uebel— 
ftänden, die ſich erft nachträglich zeigen, verlangen. Erfolgen trogdem erhebliche 
Berlegungen oder Tödtungen, jo hat der Fabrikbeſitzer hiervon unverzügliche An— 
zeige an die Iofale Polizeibehörde zu erftatten. Auc auf die ſanitariſchen Ver— 
hältniffe der umliegenden Bevölkerung haben die kompetenten Behörden 
Rüdficht zu nehmen. — ce) die ciwilvechtlihe Haftpflicht des Fabrikbeſitzers 
bet Körperverlegung und Tödtung von Arbeitern (art. 5). Hievon unten das 
nähere. — d) die fonftigen Rechtsverhältniffe zwiſchen Fabrikbeſitzer 
und Arbeitern (Art. 6— 14). Diefe eingehenden Vorichriften enthalten in 
ziemlich bunter Mifchung Normen theils cwilrechtliher Natur über den Arbeit3- 
vertrag (Kündigungsfrift, Gründe vorzeitiger Löſung, Lohnzahlung), theils 
öffentlich rechtliher Natur zum Schuge der Arbeiter gegen willfürlidhe 
Ausbeutung (Vorfchrift einer detaillivten, behördlich zu genehmigenden Fabrik— 
ordnung; Normalarbeittag von 11 Stunden, vor Sonn» und Feiertagen 10° 
Stunden, vorbehältlih bloße Hülfsarbeiten ; Einfchränfung resp. Verbot der 
Nacht- und Sonntagsarbeit, mit Vorbehalt befonderer Dispenfe). 

2) Beſondere Vorſchriften über Frauenarbeit (Art. 15): abjolutes 
Berbot der Sonntags- und Nachtarbeit; geichlofiene Zeit von 8 Wochen für Ge— 
bärende; Ausihluß von gefährlicher Majchinenarbeit. 

3) Befondere Borfchriften über die Arbeit Minderjähriger (Art. 16). 
Unter 14 Jahren abfolutes Verbot. Im 15. und 16. Jahr Rüdjicht auf Schul- 
und Religionsunterricht, jo daß die gefammte Beſchäftigung 11 Stunden nicht 
überfteigen darf. Unter 18 Jahren Verbot der Naht: und Sonntagsarbeit, 
vorbehältlih befonderer Bewilligung für Knaben über 14 Jahren in gewiſſen 
Induftriezweigen und gegen fpezielle Garantien. Unkenntniß des Alters entichul- 
digt den Fabrikbeſitzer nicht. 

4) Bollzugs- und Strafbeftimmungen (Art. 17— 19): die Voll- 
ziehung gefchieht durch Die Kantonsregierungen, welche jedod dem Bundesrathe 
über den Beſtand der Fabriken ftatiftifche Nachweife zu liefern und über den 
Vollzug des Geſetzes jährlih Bericht zu erftatten haben. Zudem übt der Bun— 
desrath eine direkte oberfte Kontrole durch ftändige Infpeftoren und aufßerordent- 
liche Inſpektionen. Uebertretungen der (nicht vein ciilvechtlichen) Gejetesvor- 
ihriften werden, „abgefehen von den ciwilrechtlichen Folgen” d. h. der Scha— 
denserfagpflicht, durch die (fantonalen) Strafgerichte mit Bußen von 5—500 Fres., 
im Wiederholungsfall mit Gefängniß bis 3 Monate beftraft. Die civile Schadens= 
erfagpflicht ift in foldhen Fällen, beim Schweigen des Geſetzes, nad) den Grund- 
fügen des allgemeinen Civilrechtes über Delikt3obligationen (oben SS 3 — 7) 
zu beurtheilen. 

5) Schlufbeftimmungen, betreffend Publikation und Inkrafttreten 
(Art. 20 und 21). 

Der eine verfaffungsmäßtge Grundgedanfe des Geſetzes, für Schug der 
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Arbeiter gegen einen die Geſundheit und Sicherheit gefährdenden Gewerbebetrieb 
zu ſorgen, hat ſeither noch weitere Ausführung erhalten durch das Bundes— 
geſetz betreffend die Fabrikation von Phosphorzündhölzchen, 
vom 23. Dezember 1879, welches dieſen Induſtriezweig im ganzen Gebiete der 
Eidgenoſſenſchaft verbietet (Bundesgeſ. n. F. V, 31 ff.). 


Wir haben noch zum Schluſſe einen Augenblick zu verweilen bei den Be— 
ſtimmungen des Fabrikgeſetzes über die Haftpflicht des Fabrikinhabers bei 
Tödtungen und Körperverletzungen der Arbeiter. Der hierauf bezügliche Art. 5 
will die Materie nur proviſoriſch ordnen, bis zum Erlaſſe eines weiteren 
Bundesgeſetzes über die Haftpflicht aus Fabrikbetrieb. Man dachte dabei an ein 
dem in 8 9 beſprochenen Eiſenbahnhaftpflichtgeſetze möglichſt adäquates Spezial— 
geſetz. Allein ein ſolches iſt ſeither noch nicht zu Stande gekommen. Ueber den 
Cnicht publicirten) erjten Entwurf jchweben zur Stunde die Commiffionalbe- 
rathungen Sahverftändiger. in baldiger Abſchluß wäre zu wünſchen, da der 
Art. 5 des Fabrikgeſetzes das Gepräge eines proviforifchen, kompromißweiſe ent: 
ftandenen Flickwerkes allzu deutlih an ſich trägt ?). 


Er lehnt ji, wie jchon der Wortlaut zeigt, tbeil3 an $ 2 des deutjchen 
Reichsgeſetzes betreffend die Verbindlichkeit zum Schadenserjage fr die beim 
Betrieb von Eijenbahnen Fabriken u. ſ. w. herbeigeführten Verlegungen vom 
7. Juni 1871, theil3 an einzelne Säte des ſchweizeriſchen Bundesgeſetzes bes 
treffend die Haftpflicht dev Eifenbahnen vom 1. Juli 1875 (j. oben). 


Deutſches Reichsgeſetz. 
82. 

Wer ein Bergwerk ze. oder eine 
Fabrik betreibt, haftet, wenn ein Be- 
vollmächtigter oder ein Repräſentant 
oder eine zur Leitung oder Beaufſich— 
tigung des Betriebes oder der Arbeiter 
angenommene Perfon durd ein Ber- 
ihulden in Ausführung der Dienft- 
verrichtungen den Tod oder die Körper: 
verlegung eines Menjchen herbeigeführt 
hat, für den dadurch entftandenen Schaden. 


Schweizer. Fabrikgeſetz. 
Art. 5a. 


Der Fabrifant?) haftet für 
den entjtandenen Schaden, wenn ein 
Deandatar, Nepräfentant, Leiter oder Auf- 
jeher der Fabrif durch ein Verſchulden 
in Ausübung der Dienftverrichtung 
Berletung oder Tod eines Angeftell- 
ten oder Arbeiter herbeiführt. 

(Mit der Haftpflicht gegenüber un= 
betheiligten Dritten hat es das zum 
Schutze der Arbeiter erlaſſene Fabrik- 
gejetz nicht zu thun.) 


') Der Entwurf des eidgen. Obligationenrechtes beftimmt über bie Haftpflicht 
aus Dienfivertrag (Fit. V) nichts fpecielles, fondern behält die Specialgejeßgebung 
über „bie Arbeit in den Fabriken“ ausdrücklich vor (Art. 357). 

2) Diefer Ausbrud fol den Inhaber (Unternehmer, Eigenthümer vulgo Befiter) 
der Fabrif d. h. des Gefchäftes als foldhen bezeichnen, gleichviel ob phufifche oder 
juriftifche Perfon (Privatgefellichaft, Staat u. f. w.), alfo das nämliche Subjekt wie 
der vom D-R.-©. gebrauchte Ausdrud „wer eine Fabrik betreibt“, 
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Schweizer. Eifenbahnhaft- 
pflihtgefeg At. 2. 
(Deutſches Reichsgeſetz $ 1.) 
Wortlaut |. 8 9 des Neferates. 


(Auf den erften Blid könnte e8 ſchei⸗ 
nen, als ob die nebenftehende, dem$ 1 des 
DR.-G. äußerlich nachgebildete, lit. b 
des Art. 5 die dem $ 2 nachgebildete 
lit. a überflüffiig machen würde. Wes- 
halb vor dem majus das minus? 
Aber bei näherem Zufehen ift dem nicht 
jo. Art. 5 lit. b fagt nicht „beim 
Betriebe“, fondern „durd den Be- 
web“, Damit will der Gejetgeber 
jolhe Unfälle bezeichnen, die nicht in 
dem Verhalten einer dritten Perſon 
(wovon lit. a handelt), jondern un= 
mittelbar in den lebloſen Faktoren 
des Betriebes (Beichaffenheit der Ma— 
Ihnen u. dgl.) ihre Urſache haben. 
Derartige Unfälle follen ohne wei— 
tere, d. h. ohne den Nachweis eines 
ſpeziellen Verſchuldens, dem Fabrikherrn 
ſelbſt imputirt werden, welcher demnach 
— lit. a und b zuſammengehalten — 
ſich von der Haft für irgendwelche 
beim Betrieb entſtandene Verletzungen 
ſeiner Arbeiter nur befreien kann durch 
den Nachweis entweder höherer Ge— 
walt oder Selbftverfchuldens des Ver: 
legten oder des perſönlichen Verfchul- 
dend durch einen folhen Dritten fir 
den er nicht gemäß lit. a verantwort— 
lich ift, aljo namentlich eines gewöhn— 
Üihen Arbeiters. — (Daß dies alles 
mot, ähnlich wie in Art. 2 des Eifen- 
bahnhaftpflichtgeſetzes, in Einem Haren 
und einfachen Sate gejagt wurde, hat 
feinen Grund darin, daß die mildernde 
lit. a erft in der Schlußberathung ein- 
gehoben wurde umd man es unterließ, 
Ihren Gedanfen mit lit. b redaktionell 
ju verarbeiten). 


Schweizer. Eifenbahnhaft- 
pflihtgejeg Art. 10, Abi. 1. 
Weſentl. gleihlautend ſ. oben.) 
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Schweizer. Fabrifgejeg Art. 5b. 


Der Fabrifant haftet gleichfalls, 
wenn, aud) ohne ein folches fpecielles 
Berjchulden, durch den Betrieb der 
Fabrik Körperverlegung oder Tod 
eine Arbeiter oder Ange» 
ftellten herbeigeführt wird, jofern er 
nicht beweift, daß der Unfall durd) 
höhere Gewalt oder eigenes Berfchulden 
des Verletzten oder Getödteten erfolgt 
ift. Fällt dem Verletten oder Getöd— 
teten eine Mitfchuld zur Laſt, jo wird 
dadurd) die Erjabpflicht des Fabrifan- 
ten angemefjen veduzirt. 


Fabrifgejeg Art. 5e. 


Obige Erfaganfprühe verjähren 
in zwei Jahren von dem Tage an, an 
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welchem die Verletzung oder Tödtung 
ſtattgefunden hat. 


Fehlt in den übrigen Geſetzen. Fabrikgeſetz Art. 5d. 


Durch nebenſtehende lit. d wird Der Bundesrath wird überdies 
eine analoge Haftpflicht ſtatuirt für diejenigen Induſtrien bezeichnen, die er— 
durd) den Yabrifbetrieb erzeugte Krank: wieſenermaßen und ausſchließlich be— 
heiten. Die jonderbare Faſſung ftimmte gefährlide Krank— 
dieſes neuen Gates zeigt aber, wie heiten erzeugen, auf welde 
unfiher man bei der Aufftellung die Haftpflicht auszudehnen ift. 
defjelben war. Der Grefutivbehörde | 
wird es überlafjen, an den Betrieb ge— 
willer beſonders gejundheitsjchädlicher 
Anduftriezweige eine civile Haftpflicht 
aus den fatalen, aber regelmäßigen 
Folgen derjelben zu fmüpfen! Alles 
nähere bleibt in suspenso. Es wurde 
ſchon oben angeführt, wie die Geſetz— 
gebung durdy das Verbot der Fabri— 
fatton von Phosphorzündhölzchen jeither 
andere Wege eingejchlagen hat.) 


EIERN EL SIR Tabrifgejeg Art. 5 Schlußſatz. 
— — Im übrigen urtheilt der kom— 
— J = — petente Richter über die Schadenserjag- 
(Das Dnantitativ ber Haft- frage, unter Wirdigung aller VBerhält- 


pfliht überläft der proviſoriſche tife, mad jveiem Grmefien, 
Art. 5 des Fabrikgeſ. völlig dem 
freien richterl. Ermeſſen. Ebenſo die 
Beweisfrage. Für einſtweilen find 
mithin alle diesfälligen Normen des 
allgemeinen kantonalen Rechtes zwar 
aufgehoben, aber nicht in derſelben 
Weiſe wie für den Eiſenbahnbetrieb 
pofitiv erjett. Eine beftimmte bundes⸗ 
gerichtliche Praxis läßt fih noch nicht 
anführen.) 


Aus dem mitgetheilten Texte erhellt, . daß die befondere Haftpflicht aus 
Vabrifbetrieb von derjenigen aus Eifenbahn= und Dampfſchiffbe— 
trieb ſich unterſcheidet dadurd, daß jeme nur befteht: 

a) zu Öunften der eigenen Angeftellten und Arbeiter des Haft- 
pflichtigen, nicht gegenüber beliebigen Drittperfonen. Sie ift alfo, ftreng 
genommen, eine erzeptionell gefteigerte Haftpflicht e contraetu, aus dem Ars 
beitövertrage. — Auf Drittperfonen wird nur durd) die Präventivbeftim- 
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mungen, welde da3 Gejeg (Art. 3) zum Schuge der „umliegenden Bevölke— 
rung“ nebenbei enthält, Rüdficht genommen. “Deren Uebertretung kann freilich 
auch civile Schadenderfagpflict zur Folge haben (Art. 19), aber nad) den ge 
wöhnlichen Regeln über obligationes ex delicto, 

b) für das Verſchulden eines beſchränkteren Sreifes von Dritt 
perfonen, nämlich nur für dasjenige der (höheren) „Angeftellten”, nicht für das— 
jenige der gewöhnlichen „Arbeiter“, gleichviel ob diefe regelmäßig die Fabrik be— 
ſuchen oder nicht. 

ce) für förperliden Berfonenfhaden, nicht aud für (konnexe oder 
jelbftändige) Sahbejhädigungen. Dagegen fann in Ausnahmefällen dem 
äußeren (mechanischen) Körperſchaden gleichgeftellt werden innere (organifche) 
Krankheit, 

Wegen diefer Unterſchiede ift es wichtig, zwifchen den beiden Gewerben 
die richtige Gränze zu ziehen. Die Frage 3. B., ob Arbeit (Konftruftion, 
Reparatur) in den Majchinenwerkftätten der Eifenbahnen nad) den Sägen 
über Fabrif= oder Eifenbahnbetrieb zu beurtheilen ei, ift von der Litteratur und 
den Gerichten ſchon mehrfach im erfteren Sinne beantwortet worden !). 

Das Verhältnig der Haftpflicht aus Yabrifbetrieb zu derjenigen aus dem 
allgemeinen Civilrechte bedarf feiner weiteren Beleuchtung. 

Ueber die praftifchen Reſultate des Art. 5 wiſſen die amtlichen Berichte 
der eidgenöſſiſchen Fabrikinſpektoren weiter nicht3 nennenswerthes zu melden als 
daß beinahe ſämmtliche Fabrikbefiger ſich durch Verträge mit Unfall3verjiche- 
rungsgefellfchaften jchnellftens gededt haben. Dies müfjen fie freilich auf eigene 
Koften thun, da Art. 10 Abf. 4 die Lohnabzüge zu „Specialzweden” verbietet, 


Damit find die nennenswerthen Beftimmungen ſchweizeriſcher Spezialgefege 
über gewerbliche Haftpflicht erihöpft. Die Landwirthſchaft findet nur eine 
beiläufige Rüdficht in dem (gemäß Berfaffung Art. 25, ſ. oben $ 8) erlaffenen 
Bundesgefege iiber Jagd und Vogelihug vom 17. Sept. 1875 (Art. 21) nebft 
Bollzug3verordnung vom 12. April 18762), wojelbft den Yägern die Beſchä— 
digung fremden Grundeigenthums als Jagdfrevel verboten, fie jomit auch für 
den ciwilen Schaden haftbar gemacht werben. 


1) cf. König im der von ihm rebig. Zeitfchrift des berniſchen Juriſtenvereins 
XII ©. 126. Fick ebendaf. S. 411 ff. Urtbeile der Zürder Gerichte ebendaſ. 
©. 473 ff. ©. 285 fi., 297 ff. Urtheil des Bundesgerihtes in der amtl. 
Samml. ſ. Entjcheid. IV (1578) ©. 283 ff. 

2) Amtl. Samml. der Bundesgef. u. 5. I ©. 39 ff., 156 ff. 





vi. 


Das Recht der Vereinigten Staaten in Bezug auf die Haft- 
pflicht von Unternehmern für Verletzungen ihrer Arbeiter. 


Bon Dr. John H. Whiting, überfegt von Dr. Henry W. Farnam. 


Die geſetzliche Regelung der Haftpfliht von Unternehmern fällt den ein« 
zelnen Staaten, nicht der Gentralvegierung der PVereinigten Staaten anheim. 
An und für fi ift alfo die größte Mannigfaltigkeit bier möglich; je nad) der 
Iofalen Bedeutung von joztalen Fragen in der Politik der einzelnen Staaten 
fönnte der Schuß der Arbeiter in zwei angrenzenden Yandestheilen ebenjo ver- 
fchieden fein, al3 ob fie unter entgegengejetten NRegierungsformen ftänden. In 
diefjem Falle wäre die Darftellung de3 Amerikanischen Rechts eine fehr ver- 
widelte Sache. Thatfächlich ift aber die Haftpflichtfrage noch nicht der Gegen- 
ftand befonderer Geſetzgebung geworden, jo daß die Sätze des Gemeinen Rechts 
noch Geltung haben, und nur infofern eine Ungleichmäßigkeit ftattfindet, als die 
Gerichte der einzelnen Staaten in der Auslegung der allgemeinen Normen und 
in ihrer Anwendung auf fonfrete Fälle von einander abweichen. 

Da nun von einer abfichtlichen Verlegung der Arbeiter die Rede hier natür— 
lich nicht ift, kommen einfach die Säge über Nacläffigkeit in Anwendung. Im 
diefer Beziehung beitimmt das Gemeine Recht, daß der Unternehmer verpflichtet 
it, gewohnheitsmäßtge und billig zu fordernde Sorgfalt anzuwenden, um Un— 
fälle unter feinen Bedienfteten zu verhindern, und daß, wenn in Ermangelung 
diefer Sorgfalt und ohne gleichzeitige Nachläffigkeit des Beſchädigten ein Unfall 
eintritt, er für den Schaden haftet. in folder Mangel an nöthiger Sorgfalt 
fann aber auf dreierlei Weife zu Tage treten: bei perfünliher Nachläffigkeit des 
Unternehmers; bet feiner Nachläffigkeit in Bezug auf die Gebäude, die Maſchi— 
nen, das Nohmatertal oder die Hülfsmittel, die er für dem Gebrauch feiner 
Arbeiter Liefert; umd endlich bei Nachläſſigkeit in der Anftellung von unfähigen 
oder fahrläffigen Bedienfteten. Dreifah find aljo die GefichtSpunfte, die hier in 
Betracht fommen. 

I. Wa3 den erften Grund der Haftung betrifft, fo ift jeder für feine 
eigenen Handlungen verantwortlih, und das Berhältnig won Arbeitgeber und 
Arbeitnehmer begründet feine Ausnahme von der allgemeinen Regel. Wenn da— 
ber ein Arbeiter durd die Handlung des Unternehmers befchädigt wird, oder 
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letzterer perſönlich eine Arbeit beaufſichtigt und ſie in einer beſtimmten Weiſe 
verrichten läßt und es entſteht eine Beſchädigung in Folge der Weiſe, in welcher 
die Arbeit verrichtet worden iſt, ſo haftet der Unternehmer, obgleich, wenn die 
Arbeit in ebenderſelben Weiſe in ſeiner Abweſenheit ohne beſondere Anweiſungen 
gemacht worden wäre, er allerdings nicht verantwortlich wäre. 

II. Un zweiter Stelle wird der Arbeitgeber gehalten, gewohnheitsmäßige 
und billig zu fordernde Sorgfalt in Betreff der Gebäude, Mafchinen, Materialien 
und Hülfsmittel, die für den Gebrauch feiner Angeftellten von ihm geliefert 
werden, anzuwenden. Er verjichert fie nicht gegen alle Gefahren, auch fteht er 
nicht dafür ein, daß die Gebäude ꝛc. abfolut fehlerlos fein. Große Theile der 
Maſchinen müflen ſchon ihrer Natur nad gefährlich fein. Aber er braucht 
auch nicht einmal die beiten und ficherften ihrer Gattung zu Tiefen. Wenn fie 
von der Beichaffenheit und von der Qualität find, die in dem betreffenden Gewerb3- 
zweig üblich find, wird weiter nichtS verlangt. Entfteht aber eine Beſchädigung 
aus irgend einem Fehler, von welchem der Unternehmer Kenntniß hatte, oder bei ger 
nügender Aufmerkjamteit und der Anftellung von paflenden Proben haben 
fonnte, jo haftet ev. Ausgenommen tft nur der Fall, daß der Arbeiter gleiche 
Kenntniß, oder gleiche Mittel fi) die Kenntniß zu verjchaffen hat; dann wird 
das Riſiko al3 zur Unternehmung zugehörig betrachtet. Es wird angenommen, 
daß der Arbeiter ebenfo jehr auf feine Gefahr Rückſicht nimmt, wie der Arbeit: 
geber nehmen jollte, und wenn er mit Kenntniß der Gefahr in dem Dienfte vers 
weilt, jo muß er feinen Lohn al3 genügende Entfhädigung für die Gefahr be 
traten; fie wird dann ein Theil des Arbeitövertrags. 

Diejes Prinzip wurde in einem Falle) zur Anwendung gebracht, wo ein 
Bremjer dur den Bruch der die Bremſe ziehenden Kette verlegt wurde. Das 
Gericht jagt in feiner Entſcheidung: „Arbeiter übernehmen das Riſiko und die 
Gefahren des Geſchäfts, in welches fie eintreten, und, obwohl der Unternehmer 
verpflichtet ift, paffende und fichere Mafchinen und Hülfsmittel für den Gebraud 
der Angeftellten zu liefern, jo haftet er nicht, wenn er das thut, für einen 
Schaden, der aus dem Brud oder dem DVerfagen der Mafchingrie entfteht, außer 
wenn bewiejen wird, daß der Unternehmer ſich Nachläffigkeit in Betreff derfelben 
bat zu Schulden kommen lafjen, entweder dur Handlung oder Unterlaffung.“ 

Es bejteht die Tendenz, Eifenbahnen mit befonderer Strenge zu diefer Ver— 
antwortlichkeit anzuhalten, weil e3 eben für die Bedienſteten unmöglich iſt, den 
Schienenweg, der vielleiht über Hunderte von Meilen fich erſtreckt, oder die 
Wagen, die nad) Taufenden zählen, zu unterfuchen. Als daher eine Verlegung 
dadurch entjtand, daß der Puffer eines Eifenbahnzuges zu kurz war, wodurch 
der Bremjer, der das Koppeln vornehmen wollte, feitgehalten wurde, wurde die 
Eifenbahngefellihaft für verantwortlich gehalten; als dagegen ein Bremſer bei 
dem Zuſammenkoppeln dadurch verlegt wurde, daß die Puffer von verjchiedener 
Höhe waren, wodurch die Aufgabe ſogar noch erfchwert wurde, Tieß man die 
Kompagnie nicht haften, da dies öfters vorfüme und daher zum Unternehmen 
jelber gehörte. 

Ebenfalls wurde in einem neueren Fall in Miſſouri entfchieden, daß ein 
Bremjer, der dadurd) verlegt wurde, daß fein Fuß in der Imangfchiene an 


!) De Groof vs. New-York Central and Andson River R. R. C0.76 N. Y. 125. 
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einer Weichenftelle ſtecken blieb, zu feiner Entſchädigung von der Geſellſchaft be 
rechtigt war, weil, obgleich fie eine befjere Schiene hätte gebrauchen können, fie 
doch die in foldhen Stellen üblihe Schiene hatte, 

III. Die Nachläſſigkeit eines Mitarbeiters ift eine der ergiebigften Quellen 
von Unglüdsfällen: e8 wird daher angenommen, daß der Arbeiter diefe Gefahr 
übernimmt; aber der Unternehmer darf fie nicht dadurch fteigern, daß er uns 
fähige Leute anftellt oder in Dienft behält, ſei es, daß fie ungelernt oder trunf- 
ſüchtig, oder einfach fahrläffig find, oder in Stellungen eingefegt, denen fie nicht 
gewachlen find. Ob diefe Unfähigkeit zur Zeit der Anftellung exiftirte oder nach— 
her eintritt, ift gleichgültig: wenn fie dem Unternehmer befannt war, haftet er 
für jeden durch fie verurfachten Unfall. Diefe Regel unterliegt derjelben Be— 
ſchränkung, wie die vorhergehende in Bezug auf die Kenntnig des Beſchädigten. 
Wie bei fehlerhafter Maſchinerie, jo auch bei nachläſſigen oder unpaffenden 
Mitarbeitern: wenn der Beichädigte den Unternehmer auf die Mangelhaftigfeit 
aufmerffam macht und um die Abjtellung der Gefahr bittet, und wenn ihm ver- 
fihert wird, daß das Fehlende hergeftellt oder der Mann entlafien werden joll, 
und wenn er im Vertrauen auf diefe Verſicherung die Arbeit wieder aufnimmt, 
jo wird feine Kenntnig der Gefahr den Anſpruch auf Entſchädigung nicht bes 
einträchtigen. Wenn er aber ohne Anzeige an den Unternehmer zu arbeiten fort- 
führt, jo wird vorausgefett, daß er die Gefahr übernommen habe. 

Auch in diefer Beziehung werden die Eijenbahngefellfchaften zu einer ftren- 
geren Berantwortlichkeit gehalten, nicht, daß die Regel ander8 wäre, aber daß 
die Natur des Geſchäfts größere Sorgfalt ihrerjeit3 mit Rüdficht auf ihre Be— 
dienfteten erheifht. Daher folgende Entſcheidung im Staate New = York): 
Kläger war ein Lofomotivführer im Dienfte des Angeklagten. Der ihm vor= 
aufgegangene Zug wurde mit einer ungenügenden Zahl Bremer expedirt, gleitete 
wegen dieje8 Mangel zurüd und verlegte den Kläger. Das Gericht nun jagt: 
„Für feine eigene Nachläſſigkeit haftet der Unternehmer feinem Bedienfteten wie 
irgend einem Dritten. Es giebt gewiſſe Pflichten in Bezug auf die Sicherheit 
der Bebdienfteten, deren Ausführung dem Unternehmer anheimfält, und er fann 
fi) der Berantwortlichkeit für deren Unterlaffung gegenüber feinen Bedienfteten 
nicht dadurch entziehen, daß er angiebt, er habe die Ausführung einem anderen 
Bedienfteten übertragen, der feinen Anweifungen nicht folgte oder die ihm an= 
vertraute Pflicht auszuführen unterließ. Hierher gehört die Pflicht des Unter- 
nehmer, fähige Beamte anzuftellen und feinen Bedienfteten fichere Werkzeuge und 
Majchinen zur Verfügung zu flellen. Die Pflicht, jede billig zu fordernde Sorg— 
falt in Ausübung diefer Thätigkeiten anzuwenden, bleibt immer Pflicht des Un- 
ternehmers und Nadjläffigkeit in deren Ausführung iſt feine Nachläſſigkeit, ob 
er jelbft oder vermittelft anderer ſich bethätigte.” Im diefem Falle machte die 
Bertheidigung geltend, daß die Abjendung des Zuges ohne eine genügende Anz 
zahl Bremer die Handlung des Rangirmeiſters gewejen ſei und daß diejer des 
verlegten Lofomotivführere Mitarbeiter jei. Das Gericht aber entichted, daR, 
da die Pflicht der Geſellſchaft zuftehe, ihr auch die Schuld zuzuſchreiben ſei. 

Die relative Stellung der zwei Bedienfteten hat feine Bedeutung für ihre 
Eigenfchaft al3 Mitarbeiter. In einem neuern Fal in Penfylvania wurde dieſes 


1) Booth vs. Boston and Albany R. R. Co. 73 N. Y. 40, 
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Prinzip folgendermaßen ausgedrüdt: „Es genügt, wenn fie in dein Dienft des— 
jelben Unternehmers und an einer gemeinfamen Arbeit beihäftigt find und Pflich⸗ 
ten und Dienſte für dieſelben allgemeinen Zwecke verrichten. Dieſelbe Regel 
gilt auch, wenn der Beſchädigte niederen Grades und unter der Kontrole und 
Aufſtcht des Vorgeſetzten iſt, deſſen Handlung die Beſchädigung verurſachte.“ 

Sie müſſen aber natürlich für einen gemeinſamen Zweck angeſtellt ſein: 
wenn ein Fabrikarbeiter z. B. durch das nachläſſige Fahren des Kutſchers ſeines 
Unternehmers beſchädigt wäre, würde die Haftung des Herrn gerade dieſelbe ſein, 
wie gegenüber einem Fremden. Die Gefahr überfahren zu werden, wäre kein 
Beſtandtheil des Fabrikbetriebes. Wenn dagegen der Aufſeher einer Werkſtatt 
einem Arbeiter eine beſonders gefährliche Handlung zuweiſt, wobei diejer bes 
ſchädigt wird, dann iſt die Fahrläfjigkeit die eines Mitarbeiters und der Yabrı- 
kant haftet nicht, wenn nicht dev Auffeher unfähig it, feine Stelle zu befleiden. 

In dem angeführten Prozeß, Booth vs. Boston and Albany R R. Co., 
wurde allerdings die Regel aufgefteli, daß, wenn ber Unternehmer die Wahl 
von Gehülfen oder den Anfauf und die Reparaturen von Maſchinen dem Auf: 
jeher überträgt und durch deſſen Fahrläſſigkeit in diefen Beziehungen ein Ange— 
jtellter bejhädigt wird, der Unternehmer dod) haftet. Das ift aber eine Neuerung, 
die wahrjcheinlid durch die Allgemeinheit von Korporationen veranlaßt ift, da 
dDiefe ihre Handlungen notwendig vermittelft Stellvertreter vornehmen müſſen 
und ſich leicht aller Verantwortlichkeit entziehen könnten, 

Zn einzelnen Falle mag es zuweilen ſchwer fallen, praktiſch zu beſtimmen, 
unter welchen der drei aufgeführten Gefihtspunfte eine Schuld fommt, und Die 
Haftung fann von der Beantwortung dieſer Frage abhängen. In einem neuern 
Val ın Maſſachuſetts hatte ein Kirchenkomité, welches Reparaturen am Kirchen⸗ 
gebäude leitete, einem Zimmermann die Errichtung eines Gerüſtes für den Ge— 
brauch der Tünchner übertragen. Durch fehlerhafte Zuſammenſtellung dieſes 
Gerüſtes wurde einer der Tünchner beſchädigt. Es wurde nun entſchieden, daß 
das Gerüſt in ſeiner fertigen Geſtalt von der Kirche geliefert wurde und daß 
ſie für deſſen fehlerhaften Bau verantwortlich war; die Zimmerleute wurden 
nicht als die Mitarbeiter der Tünchner angeſehen. Wenn dagegen die Tünchner 
das Gerüſt errichtet hätten, wäre die Kirche für feine Fehler in dem Bau / oder 
im Material defjelben verantwortlich gewejen, außer wenn fie die Benugung des 
beftimmten, fehlerhaften Stüds anbefohlen hätte. 

In den drei entwidelten Fällen hängt die Haftung des Unternehmers von 
feiner Fahrläſſigleit ab, entweder in feinen Handlungen oder in feiner Wahl 
von Arbeitämitteln und Stellvertvetern. Zeigt ev daher die Sorgfalt, die unter 
den jeweiligen Umſtänden billig zu verlangen iſt, ſo iſt er für die Folgen nicht 
verantwortlich. 

Alle Unfälle, die nicht unter einen dieſer drei Geſichtspunkte fallen, werden 
als die Folge perſönlicher Nachläſſigkeit ſeitens des Arbeiters angeſehen oder als 
die Folge von Gefahren, die nothwendig mit dem Geſchäft verbunden und als 
ſolche beim Vertrag mit in die Rechnung gezogen ſind. Ein an ſich gefährliches 
Unternehmen verlangt größere Sorgfalt ſeitens des Unternehmers und ſeitens 
des Arbeiters und giebt (ſo nimmt man an) einen höhern, der größern Gefahr 
entſprechenden Lohn, ſo daß der Unternehmer nur dann haftet, wenn er die ge— 
wöhnlichen, natürlichen Gefahren des Geſchäfts ſteigert. 
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Da diefe Haftung auf dem Gemeinen Recht beruht und von der Fahr: 
läſſigkeit des Unternehmers abhängt, jo gelten auch die andern Beſtimmungen 
des Gemeinen Rechts in Bezug auf Fahrläſſigkeit. Insbeſondere findet hier 
Anwendung der Satz, daß nicht nur den Unternehmer eine Schuld treffen muß, 
ſondern auch der Arbeiter ohne eine zur Verletzung weſentlich beitragende Schuld 
ſein muß. 

Wir ſchließen mit der Beantwortung der vom Verein für Sozialpolitik 
gejtellten Fragen. 

1. Die Perſon, die thatſächlich eine Beſchädigung zufügt, haftet, außer im 
Falle eines damnum absque injuria. 

2. Die Haftpflicht ift die gleihe in allen Geweben, nur daß, was in 
einem Falle genügende Sorgfalt it, tm andern grobe Fahrläffigfeit fein könnte. 

3. In Bezug auf die perfünlihen Handlungen des Unternehmers macht 
e3 feinen Unterſchied, ob der Beſchädigte ein Angeftellter des Etabliſſements ift 
oder nicht, aber einem Fremden gegenüber würde der Unternehmer für die ges 
werbsmäßigen Handlungen feiner Arbeiter verantwortlid) fein, gegenüber einem 
Arbeiter nicht, aufer in den fchon erwähnten Fällen. 

4. Beſondere Geſetze über die Haftpflicht eriftiren weder in den öftlichen, 
noch in den mittlern Staaten, wahrſcheinlich i in keinem. 

5. Die Beweislaſt trifft im Allgemeinen den Angeſtellten, d. h. er muß 
die Verlegung beweifen, und ebenfalls, daß fie durch die Fahrläſſigkeit des Un— 
ternehmers geſchehen iſt. Dieſer muß dann eine gleichzeitige Nachläſſigkeit des 
Beſchädigten beweiſen, wenn er ſeine Vertheidigung darauf ſtützen will. In 
einigen Staaten muß der Kläger von Anfang an den Mangel an eigner Schuld 
beweiſen. 

6 und 7. So viel wir wiſſen, beſteht keine Geſetzgebung weder über Un— 
fallverſicherungsgeſellſchaften, noch über die Meldung von Unfällen. 

8. In verſchiedenen Staaten eriſtiren verſchiedene Vorſchriften in Bezug 
auf Eiſenbahnen, Dampffefjel zc. und in der Geſetzgebung ber Bereinigten Staa- 
ten in Bezug auf Dampfboote. ine Webertretung diefer Vorſchriften könnte 
als Beweis für Fahrläffigkeit dienen, aber font hängen fie mit diefem Gegen— 
ftand nicht näher zuſammen. 


VIN. 
Zur Fortbildung des Haftpflichtgejegeg vom 7. Juni 1871. 


Bon Dr. %. Baron, orbentl. Prof. der Rechte in Greifswalb. 


Die Thatſache, daß die Bildung der deutſchen Juriften im Privatrecht 
weſentlich auf romaniftiiher Grundlage ruht, darf von Niemandem, welder an 
eine Kritik des beftehenden Rechts. herantritt, außer Acht gelaſſen werden. Die 
Autorität des Römischen Rechts ift bei den deutſchen Juriften eine fo große, 
daß fie eine Neuerung, welche eine wejentliche Abweihung von Römiſchen Grund- 
lägen enthält, zum Theil für bedenklich erachten, jedenfall3 aber fid) des Mafes 
bewußt fein wollen, in weldem die Neuerung don dem Römiſchen Recht ab- 
weicht, und der Gründe, durch welche die Neuerung gerechtfertigt wird. 

Bezüglich der Haftung des Arbeitgebers für Schäden, welche den Arbeiter 
bet ber Arbeit betreffen, ſtellt nun das Römiſche Recht zwei Regeln auf: 

1. Der Arbeitgeber haftet nur für eigne Schuld, nicht für fremde, 

2. Der Arbeitgeber haftet nicht für Zufall. 

Beide Regeln werden vom Römifchen Recht nicht etwa als finguläre Vor— 
Ihriften für den Arbeitsvertrag aufgeftellt, vielmehr find fie Anwendungen von 
generellen Vorſchriften, d. 5. von Grundfägen, welde für das gefammte Gebiet 
der Obligationen, für alle Forderungen und Schulden gelten. Allgemein 
hingeftellt find die Regeln fehr einleuchtend, ſehr Leicht zu vertheidigen; in ihrer 
Tpeztellen Anwendung auf den Arbeitsvertrag führen fie zu den ärgften Härten. 


1. Haftung für fremde Schuld. 


Ich wende mid zur erften Regel; fie ift diejenige, in welche das Haft- 
pflichtgefeg vom 7. Juni 1871 Brefche gelegt, melde fie aber keineswegs ums 
geftürzt hat. Die Regel ift der Ethik mit dem Recht gemein, und macht des⸗ 
halb nicht bloß auf den erwägenden Berftand fondern zugleich auf die fittliche 
Empfindung großen Eindrud. Die Anforderung ftellen wir an den Mann, daf 
er die Folgen feiner Handlungen überdente, alfo aud für fie einftehe; aber wir 
verlangen nicht mehr von ihm; wir fönnen von ihm nicht Rechenschaft für 
fremde Handlungen verlangen, da fie außer dem Bereiche feines Willens Liegen. 
Um diefer allgemeinen Begründung willen findet die Regel im Kriminal- und 
un Civilrecht Anwendung. 
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Trogdem fehlt es nit an Ausnahmen; die Vielgeftaltigfeit der Lebens— 
verhältniffe läßt uns eben nicht zur vollen Konfequenz gelangen; e3 genügt ung, 
wenn wir in der Ausnahme eine praftifche Anforderung der bürgerlihen Ord— 
nung nachweifen, denn der Zweck der Rechtsvorfchriften iſt nicht, das Yeben zu 
beherrichen jondern ihm zu dienen. 

Sehr ſchmal ift der Umfang der Ausnahmen im Kriminalredht. Dem 
da in der Strafe eine Buße Liegt, melde eine verwerflihe Gelinnung treffen 
und dem empörten Gerechtigfeitsgefühl eine Sühne verihaffen ſoll, jo ift es 
offenbar verkehrt, ftatt des Uebelthäters einen Anderen büßen zu laſſen. Nichts- 
deftoweniger enthält das deutiche Bereinszollgefeg vom 1. Juli 1869 88 158, 
154 die Vorjchrift, daß die Strafe der Konfisfation jederzeit den Eigenthümer 
der defraubirten Waare trifft, felbft wenn die Defraudation durch feinen Diener, 
Lehrling, Mearkthelfer, Gemwerbsgehilfen, Gatten, Kind, Gefind begangen worden 
it. Der Grund hierfür liegt darin, daß befamntlic in Steuerjachen die Ge— 
wilfenhaftigkeit der Menſchen leider viel zu wünſchen läßt; das Gefeg will 
alfo den Herrn zwingen, ſich perfönlid um die Steuerentrichtung zu fümmern, 
und es beftraft ihn dafür, daß er e3 unterlaffen hat. So aufgefaßt ift die 
Aushahme nur eine fcheinbare. 

Umfaffender umd für die foeben verfuchte Erklärung umempfänglich find 
die Ausnahmen im Gebiete des Civilrechts; denn bie Haftung des Einen für 
den von einem Anderen verurfachten Schaden enthält feinen foldhen inneren 
Widerfprud) wie die Beftrafung eines Anderen an Stelle des Verbreherd. Man 
braucht nur den Gedanken der Garantie hinzuzunehmen, und fofort verliert die 
Haftung alles Auffallende. Deutlicher geſprochen: das Verkehrsleben kennt einige 
Fälle, in denen Jemand freiwillig die Haftung für fremde Schulden verſpricht, 
alſo ihre Tilgung zu rechter Zeit, am rechten Orte, in gehöriger Weiſe garantirt; 
e8 ift dies die Bürgſchaft und die Pfandbeftellung für einen Anderen; Niemand 
findet etwas Auffallendes darin, da jeder der Herr feines Willens ift, und ber 
Verkehr danft jenen Rechtsgeſchäften die Befriedigung eines feiner dringendften 
Bedürfniffe: der Sicherheit der Forderungen, für welche die Bürgſchaft refp. 
das Pfand beftellt find. Denkbar ift es nun, daß das Geſetz, wo die frei— 
willige Garantieibernahme fehlt, die Garantie zu einem immanenten Beftand- 
theil des Nechtsgefhäfts macht; denm nicht der Wille allein fondern auch eine 
höhere Ordnung oder (wie man früher fagte) die ſog. Natur der Sache be— 
ſtimmt die Pflichten der Menſchen, fehreibt die Grundjäge fir ihr gefellichaft- 
liches Verhalten vor. Eine ſolche Rechtsvorſchrift bedarf alfo innerer Gründe; 
e3 brauchen aber diefelben nicht etwa zwingender Natur zu fein, auch Utilität3- 
gründe genügen, denn wenn (wie Ihering lehrt) die Rechtsvorſchriften nach dem 
Zwedmäßigen zu geſtalten find, fo iſt der zwingende Grund nichts anderes als 
die höchſte Darftellung des Utilitätsgrundes; zwiſchen beiden befteht bloß ein 
gradueller Unterſchied. 

Solcher Rechtsvorſchriften finden ſich nun mehrere im Römiſchen Recht, 
noch mehr in den modernen Partikularrechten; aber die auffallende Erſcheinung 
bietet ſich in ihnen (mit Ausnahme des Franzoſiſchen Rechts, von welchem ſpäter 
die Rede fein wird): fie beziehen ſich alleſammt nicht auf den 
Arbeitsvertrag (locatio conductio operarum und operis). Es Tiegt 
außerhalb der Grenzen diefe8 Gutachtens, fie der Reihe nad) zu behandeln, 
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zumal wir dabei auf eine Fülle juriftifcher Kontroverfen eingehen müßten; e3 
genügt, den jedem Gejchäftsmann befannten und für den Verkehr bedeutendften 
Fall herauszunehmen. Der Frachtführer nämlich haftet für den Schaden, welcher 
durch Verluſt oder Beihädigung des Frachtgutes fett der Empfangnahme bis 
zur Ablieferung entftanden iſt, fofern er nicht beweift, daß der Verluft reſp. 
die Bejchädigung durch höhere Gewalt oder durch die natürliche Beſchaffenheit 
des Gute3 oder durch äuferlich nicht erkennbare Mängel der Verpackung ent- 
ftanden ift!). Alfo eine Haftung des Frachtführer nicht bloß für feine Leute 
fondern zugleich für jeden Dritten, — außer wenn biefelben eine höhere (d. 9. 
unmiderftehliche) Gewalt angewendet haben ?). Die Anomalie ift folgende. Die 
Waare ift durch Leute des Frachtführers rejp. durch Dritte verloren gegangen 
rejp. beichädigt worden; an diefe müßte ſich der Befrachter nad der Rechts— 
konſequenz balten; das Geſetz fubftituirt deren Haftung die des Frachtführers, 
und überläßt e8 dem Frachtführer, feinen Regreß an den Schuldigen zu nehmen, 
Die Anomalte befteht alfo in der Unterfchiebung einer anderen Perfon, in der 
Uebertragung der Haftung von einer Perfon auf eine andere; nicht die Haftung 
überhaupt ift eine anomale fondern bloß die Hereinziehung des Frachtführers in 
die Haftung. Und der Grund der Anomalie? Er ift mehrfah, theil3 vor— 
beugend theils ftrafend theils das Verkehrsbedürfniß. VBorbeugend ift die Er- 
wägung, daß der Frachtführer, wenn ihm die Haftung obliegt, ſich perfönlich 
um die Waare befümmern wird; ftrafend ift die Rückſicht einerfeit3 darauf, daß 
der Frachtführer vielleicht das Perfonal nicht forgfam ausgemählt (jog. eulpa 
in eligendo) ?) vejp. den dritten nicht gehörig überwacht hat; andererieit8 darauf, 
daß der Befrachter faft niemals in der Page ift, diefe Eulpa des Frachtführers 
nachzumweifen; das Verkehrsbedürfniß endlich verlangt, daß die Forderung de3 
Befrachters eine wirflih durchführbare fer, die Haftung des Perſonals aber 
macht feine Forderung zu einer undurchführbaren, fie bleibt eine papierne, weil 
da8 Perfonal in der Regel fein Vermögen hat. Addirt man alle diefe Gründe, 
jo ift die Anomalie genügend gerechtfertigt; im ökonomiſcher Faſſung lautet fie: 
dem Frachtführer ift durch das Gefeß die Garantie fir die unbeſchädigte Anz 
kunft der Waare auferlegt, aufer wenn der Verluft refp. die Beſchädigung in 
höherer Gewalt oder in der Waare felbft refp. in ihrer Verpackung ihren 
Grund haben. 

Solche Argumentationen liegen mehr oder weniger den übrigen Vorſchriften 
zu Grunde, welche das Römische Recht refp. die modernen Partikularrechte in 
ähnlicher Weile aufgeftellt hat. Sie find bereit jo zahlreich, daß die heutige 
Wiſſenſchaft des Privatrecht3 genöthigt war, einen neuen Rechtsbegriff aufzuftellen: 
„Haftung für fremde Schuld”). Aber es find nur einzelne Fälle, 


1) Deutſches Handelsgeſetzbuch Art 395. 

2) Höhere Gewalt kann auch in Naturereigniſſen liegen, 3. B. Feuersbrunſt; 
dieſe Art intereſſirt uns hier nicht. 

s, Im Römiſchen Recht (J. 586D. de obl. et act. 44, 7) heißt es deshalb: 
aliquatenus culpae reus est, quod opera malorum hominum uteretur. 

) Der Berfafier diefes Gutachtens bat im Archiv für eiviliſtiſche Praxis Bd. 52, 
Nr. 2 den Nacmeid unternommen, daß fhon im Römifhen Recht die Fälle der 
Haftung für fremde Schuld viel zahlreicher find als die bisherige Theorie annahm. 
Wenn au im Einzelnen biffentirend fo trägt doh im Prinzip Windfcheid in feinen 
Pandekten 8 264 diefelbe Lehre vor. 
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unter denen (mie jchon oben bemerkt) der Arbeitövertrag fehlt; nur das Läft | 
fi) behaupten: die Fälle wurden immer zahlreicher, die modernen Partikular: 
rechte gingen immer weiter über da8 Römiſche Recht hinaus). Da hat endlich 
der Code civil den Wurf einer prinzipiellen Faffung gewagt, indem er im 
Art. 1384 den Grundjag aufftellt: 
on est responsable non seulement du dommage, que l’on cause par 
son propre fait, mais encore de celui, qui est caus& par le fait des 
personnes, dont on doit repondre . . 
Als responsables führt der Artikel unter Anderen auf: les maitres et les 
commettans du dommage cause par leurs domestiques et pr&poses dans 
les fonetions, auxquelles ils les ont employes. 

Als man aber bei und das Haftpflichtgefeg vom 7. Juni 1871 erließ, fo 
folgte man nicht dem franzöftfchen Vorbilde fondern man ging auf dem vom 
Römischen Recht reſp. von den modernen Partikularrehten eingefchlagenen Wege 
weiter; man ordnete aljo die Materie nicht prinzipiell fondern man fügte zu den 
bisherigen landesgeſetzlichen Fällen der Haftung für fremde Schuld einige weitere 
reichsgeſetzliche Fälle hinzu. Die Gründe waren theil3 äußere theil3 innere. 

Die äußeren Gründe waren folgende. Das Gejes war theil3 durch eine 
Petition an den Reichstag theils durch eine gewiſſe Bewegung in der juriftifchen 
Literatur angeregt. Die Petition aus dem Anfang des Jahres 1868 ?) bezog 
fi) bloß auf die Beihädigungen in Fabriken, Bergwerfen, Eifenbahnen, Dampf: 
und Segelſchiffen. Noch enger war das Gebiet, mit welchem fich die juriftifchen 
Schriftfteller, wenngleich in auffallend zahlreihen Schriften, befchäftigten ; Achen- 
bach und rang behandelten Lediglich den Bergbau, Weber überjegte die Simonſche 
Haftpflicht der Eiſenbahnen in England, Lehmann erörterte gleihfall® nur das 
Eiſenbahnrecht 3). 

Der innere Grund war, daß man eine prinzipielle Regelung der Materie 
nur im Zufammenhang mit dem ganzen Syftem des Obligationenrehts für 
möglich hielt. Vielleicht auch mochte der Umftand einwirken, daß gerade bie 
Commiffion, melde 1865 und 1866 in Dresden ſich mit der Ausarbeitung 
eine den deutfchen Bundesftaaten gemeinfamen Obligationenreht3 bejchäftigte, 
den Grundfag des franzöfiihen Art. 1384 verworfen, und ſich dem römiſch— 
rechtlichen Princip angeichloffen hatte. Jedenfalls war aud der Umftand von 
Einfluß, daß nad der damaligen Faſſung des $ 4 Nr. 13 der Reichsverfaſſung 


ı) Man vergl. für das Preufifche Recht Koh, Preuß. Privatreht $ 574, und 
namentlih das Preuß. Eifenbahngefeg vom 3. November 1838 $ 25, welches ben 
anderen fontinentalen Gefeten lange vorausgeeilt ift (Defterreich 1869, Schweiz 1875); 
fowie die Preuß. Grundbuchordnung vom 5. Mai 1872 $ 29, melde die fubfidiare 
Haftpflicht des Staates für den Grundbuchbeamten einführt (ebenfo ſchon früher das 
Baieriſche, Sächſiſche und Medlenburgifche Hypothekenrecht, vgl. Förfter, Preuß. Grund- 
buchrecht ©. 41). 

2) Drudiachen bes NReichstages 1868 Wir. 56. 

°) Achenbach in Braſſert's Zſchr. f. Bergrecht Bd. 9, ©. 104 ff., 410 fi. — 

rang, bie Haftbarfeit und Entfhädigungspfliht bei den VBerumglüdungen des Berg— 
aus 1869, und in Hildebrand's Jahrb. f. Nationalökonomie Bd. 2, ©. 36 fi. — 
Simon, Haftpflicht der Eifenbahnen in England, überſetzt v. Weber 1968. — Lehmann, 
Körperverletungen und Tödtungen auf deutſchen Eifenbahnen und die Unzulänglichtkeit 
des Rechtsſchutes. 1869. 
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dad Reich zwar die Competenz über das gefammte Obligationenredht befaß, daf 
man aber hiervon feinen Gebraud; machen wollte, ſoweit e3 ſich um die Yand- 
wirthichaft handelte. 

Demgemäß wollte Pr Preußiſche Antrag die Haftpflicht für fremde Schuld 
auf Eijenbahnen und Bergwerke beſchränkt wiſſen); erſt der Bundesrath fügte 
die Steinbrücde, Gräbereien und Fabriken Hinzu?); im Reichstage waren 
Amendements ſowohl auf Streihung reſp. Einſchränkung als auf Erweiterung 
der „Fabrik“ geftellt 3); das ſchließliche Reſultat war die Annahme der Bundes- 
rathsvorlage. 

Daß nun eine Ausdehnung des Haftypflichtgeſetzes gegenwärtig an der Zeit 
jei, darüber ift man fait auf allen Seiten einig. Ich babe wenigſtens bloß 
eine einzige diffentirende Stimme auffinden können, die des ReichStagsabgeordneten 
Heinrich, welcher 1878 im Reichstag bei Gelegenheit der Berathung des Antrages 
Hirih im Namen der deutfchkonfervativen Partei erklärte, daß theils mit Rück— 
fiht auf das in der Ausarbeitung begriffene deutfche bürgerliche Geſetzbuch, theils 
wegen der kurzen Dauer der Geltung des Haftpflichtgefeges die Revifion des 
letzteren aufgegeben werben folle *). 

Welcher Umfang aber der Ausdehnung des Haftpflichtgefetzes zu geben fei: 
das iſt beftritten; es handelt fi darum, entweder die Spezialifirung des $ 2 
des Haftpflichtgeſetzes durch einige neue Fälle zu erweitern oder durch eine 
generelle Regelung die Haftpflicht auf alle Arbeitgeber auszudehnen. Gott fei 
Dant ftehen auf beiden Seiten der Streitenden Männer der verjchtedeniten 
politiichen und foztalen Richtungen, fo daß man eine rein fachliche Debatte mit 
Sicherheit erwarten darf. Wenn wir von der Tagespreile abjehen, jo find beide 
Anfihten hauptfählicd in den NeichStagsdebatten der Jahre 1878 und 1879 
hervorgetreten; von wiſſenſchaftlichen Arbeiten weiß ich nur den Referenten in 
der Generalverfammlung des deutjchen und öfterreichiichen Leinen-Induſtrievereins 
vom 16. Auguft 1873, Möller®), fowie einige Andeutungen des Borftehers 
des preußifchen ftatiftifchen Bureaus, Engel ®), anzugeben. Aus der Praxis 
it ein Bericht der allgemeinen Unfallverjicherungsbant in Leipzig zu erwähnen ?). 

Im Reichstag waren die meiften Antragfteller ®) und Redner 1878 der 
Anfiht, das Haftpflichtgefeg müſſe auf andere Gewerbe ausgedehnt werden, 
welhe mit befonderer Gefahr für Leben und Gejundheit verbunden feten; die 
Sozialdemokraten ?) nannten fpeziell Holzjchneidewerte, Bauten, landwirthichaft- 
lichen Mafchinenbetrieb ſowie die Arbeiten, welche mit einem der gedachten Be— 
triebe in unmittelbarer Verbindung ftehen. Dahingegen fpradhen 1879, wo 


Y Drudf. des Bundesraths 1868 Nr. 92. 
) Drudi. de8 Bundesraths 1869 Nr. 130, Protofolle $ 354. Drudi. des 

Neihstages 1871 Nr. 16. 

°) Genauere Mittheilungen bei Eger, Heichshaftpflichtgefeß, 2. Aufl. S. 186 fi. 
— Stenogr. Beridhte ©. 853 fi. Ueber den verwandten Standpunkt des Abg. 
Stumm und des Neichsfanzleramtspräfidenten Hofmann, f. unten ©. 121 N. 1. 

5) Arbeiterfreund herausg. v. Böhmert und Gneift Bd. 11 ©. 486 f. 

9 Zſchr. der preuß. ftat. Bureaus 1876 ©. 145. 

) Abgedr. in Jacobi’8 Kommentar ©. 17 f. 

°) Anlagen zu den Verh. des Reichsſstages 1978 Nr. 28, 49, 133, 134. 

°) Anlagen Nr. 128. 
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namentlich der Freiherr von Hertling die vorjährigen Ideen vertheidigte, die 
Abgeordneten Bebel!), Löwe und Hammacher für eine prinzipielle Regelung der 
Frage, d. 5. für die Ausdehnung des Haftpflichtgefeges „auf alle Gewerb3unter: 
nehmer ohne Ausnahme, Landwirthſchaft, Schifffahrt, HMdel u. ſ. w. inbegriffen“, 
„auf ſämmtliche Gewerbszweige des Reichs“ ?); ich gehe nicht fehl, wenn ich es 
al3 eine Ausdehnung auf den gefammten Arbeit3vertrag bezeichne, und ich betone, 
daß die Abg. Hammader und Löwe zu den Großinduftriellen gehören. 

Ohne Zweifel liegt in diefen Anträgen und Reden das ſchönſte Zeugnik 
für die fegensreihe Wirkfamfeit des Haftpflichtgeſetzes; die Arbeiter, welche unter 
feinem Schuge ftehen, werden von den davon ausgeſchloſſenen mit einem gewiſſen 
Neide betrachtet; denn was die Yage des Arbeiter zu allen Zeiten unbefriedigend 
macht, ift die Unficherheit der Eriftenz; fie hat ihren Grund in vielen Umftänden: 
in den Konjunfturen, in den Unglüdsfällen, in Krankheiten, in der Kraftlofig- 
feit des Alters; vielleicht die ſchlimmſte Urſache ift ver Unglüdsfall, da er mie 
der Blig aus heiterem Himmel den unvorbereiteten, ahnungslofen Menjchen 
trifft. Da bat nun das Haftpflichtgefeg gegen einen Theil der Unglücksfälle 
gewiſſe Arbeiter in öfonomifcher Hinficht gefichert; follen die übrigen Arbeiter 
nicht die gleiche Aufbefjerung ihrer Yage empfangen? 

Es frägt fi nur, ob alle Arbeiter oder nur die in den Betrieben, mit 
welchen Gefahren für Leben und Gefundheit verbunden find. 

Für die Ausdehnung auf alle Arbeiter fprechen die drei Gründe, melde 
ich oben bei dem bedeutendften bisherigen Falle der Haftung für fremde Schuld, 
dem Frachtführer, entwidelt habe. Ste laſſen ſich alle drei auf den gefammten 
Arbeitävertrag (loc. cond. operarum und operis) übertragen: 

I. Der vorbeugende Grund: e3 wird der Arbeitgeber bei Auswahl jeiner 
Vertreter refp. der die Arbeit Teitenden oder beauffichtigenden Beamten um fo 
aufmerfjamer fein; 

2. der ftrafende Grund: häufig wird eine culpa in eligendo des Arbeit: 
gebers vorliegen, welche aljo jchon nad; allgemeinen Rechtsgrundſätzen deſſen 
Berurtheilung verlangt; allein diefe ift ſchwer nachzuweiſen, da bei der Beur: 
teilung der Fähigkeiten und Gejammtleiftungen eines Menſchen die Meinungen 
befanntlich jehr auseinandergehen; 

3. der Verkehrsgrund: der Anſpruch des Arbeiterd, wenn er ihn nicht 
gegen den Arbeitgeber jondern bloß gegen defjen Beamten richten darf, bleibt 
meiftend ein rein papierner, da die letzteren in der Regel ohne Vermögen find. 

Für die Beſchränkung der Ausdehnung auf die mit Gefahr für Leben umd 
Geſundheit der Arbeiter verbundenen Perfonen find in den Reichstagsdebatten 
namentlich zwei Gründe geltend gemacht worden: das Bedürfniß, welches hei 
derartigen Betrieben befonderd dringend ift, und die Schwere der Belaftung, 
welche nicht von allen Gewerben getragen werden fünne. Ich kann beide Gründe 
nicht anerkennen. 

Der erfte Grund (daS befonder3 dringende Bedürfniß) ift, wenn man ihn 
genau betrachtet, zwar ein Grund für die Ausdehnung des Haftpflichtgefetzes, 


*) Bebel in den ftenogr. Berichten ©. 142. 
?) Stenogr. Berichte S. 143, 148, 150. 
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aber nicht ein Grumd für die Beichränfung der Ausdehnung. Deutlicher geiprochen : 
es folgt aus demfelben, daß man unverzüglich das Haftpflichtgejet allen den- 
jenigen Arbeitern zu Gute fommen laffen muß, deren Leben und Gefundheit 
beſonders gefährdet iſt; über e3 folgt nicht daraus, daß man e3 den anderen 
Arbeitern nicht zu Gute kommen laffen fol. Man fann den Grund für das 
Jahr 1871 als einen entfcheivenden anerfennen, man kann dies nicht mehr für unfere 
Tage thun. Dem Gefetgeber von 1871 Tann man es nicht zum großen Vor— 
wurf maghen, daß er die Haftung für fremde Schuld nur in Einzelfällen ftatuirte. 
Damals handelte es fih — gegenüber den bisherigen Vorſchriften des Gemeinen 
und Preußiſchen Rechts — gleihfam um die Beichreitung eines neuen Weges; 
hier war Vorſicht zum Theil geboten zum Theil zu entjchuldigen,; der Bruch 
mit der bisherigen Rechtstheorte war jedenfall3 in den dringendften Fällen zu 
vollziehen, nämlich) in denjenigen, wo eben und Gefundheit der Arbeiter be- 
fonder8 gefährdet war. Heute aber hält man der damals gerechtfertigten An— 
ſchauung dreierlet entgegen: 

1. Die Gefährlichkeit oder Ungefährlichkeit des Betriebes ift überhaupt 
nicht der emtjcheidende Punkt bei Normirung der Haftpflicht für fremde Schuld. 
Diefer Gegenfag äußert ſich ganz wo anders, nämlich darin, daß in gefährlichen 
Unternehmungen jehr viele Unfälle fommen werden, in ungefährlichen fehr wenige. 
Wenn aber einmal in der ungefährlichen Unternehmung ein Unfall vorfommt, 
fo ift fein Grund vorhanden, ihn juriftifch anders zu behandeln al3 den in einer 
gefährlichen Unternehmung. 

2. Schon 1871 wollte man, wie aus den Motiven und den damaligen 
Keihstagsdebatten erhellt, alle gefährlichen Unternehmungen dem Haftpflichtgejet 
unterftellen. Noch find nicht zehn Jahre verlaufen, und ſchon hat man ſich über- 
zeugt, daß die damals getroffene Speztalifirung (Eifenbahnen, Bergwerke, Stein- 
brüche, Gräbereien, Fabriken) eine ungenaue, nicht hinreichende geweſen iſt. Wird 
man dies Mal glücklicher fen? Wird es gelingen, dies Mal eine vollftändige 
Aufzählung der gefährlichen Unternehmungen zu finden? Die Wahrjcheinlichkeit 
ipriht nicht dafür; faft jede Spezialifirung leidet an einem Zuviel oder einem 
Zuwenig. 

3. Es giebt überhaupt feinen Gegenſatz von gefährlichen und ungefähr- 
lichen Unternehmungen, denn e3 giebt, wie der Abg. Hammacher ausführte, über- 
haupt fein „an und für fich gefährliches Gewerbe*. „Die Fifcherei ift an der 
einen Etelle ein jehr gefährlicher, an der anderen Stelle ihrer Natur nad) ein 
harmlofer, nicht mit Gefahr verbundener Gewerbebetrieb; ja, daſſelbe könnte 
man vom Bergbau, von fehr vielen Fabrifen behaupten; es giebt Bergbau= 
und Wabrifbetriebe, die gerade fo gefahrlos find al3 die gefahrlojefte Fiſcherei; 
ein Gewerbe, das feiner ganzen Natur nad) unter allen Umftänden ein gefähr- 
liches für das eben und die Gejundheit der Arbeiter genannt werden muß, 
eriftirt überhaupt nicht“ ?). 

Der zweite Grund für die Beſchränkung der Haftpflicht follte, wie oben- 
bemerft, die Schwere der Belaftung fein, welche nicht von allen Gewerben 
getragen werden fünne. Ich kann mid nicht erwehren, diefe Anficht als eine 
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gänzlich unbegründete zu erflären. Mean vergefje doch nicht, einerjeit3 daß es 


fi) um eine Gulpa des Betriebleiterd, andererfeit3? um Fälle handelt, welde | 


rein vom Belieben des Unternehmers abhängen. Der Unternehmer hat e8 näm: 
lid) in feiner Hand, ob er felbft den Betrieb leitm oder ob er ihn einem 
Anderen übergeben will; begeht er felbit bei der Betriebsleitung eine Culpa, 
jo haftet er dafür ſchon nad) den regelmäßigen Rechtsvorſchriften (aljo gan; 
abgejehen vom Haftpflichtgefeg) ; übergiebt er die Betriebgleiftung einem Anderen 
und begeht diejer eine Culpa, jo haftet der Unternehmer nad den regelmäßigen 
Rechtsvorſchriften nicht fondern nur kraft Haftpflichtgefeted. Und nun glaubt man 
behaupten zu dürfen, daß bei eigner Betriebleitung da8 Gewerbe die Haftung 


ertragen fann, hingegen bei der Betriebsleitung durch einen Anderen nicht? 


Das ift Ichlechterdings unlogifh, — man müßte denn nachweiſen, daß die 
Leitung ſeitens des Unternehmers eine ungleich genauere und. aufmerffamere ift 
al3 die durch den beauftragten Beamten, und diefer Nachweis ift nicht zu er- 
bringen; denn fo groß auch die Unterfchiede zwifchen dem Unternehmer und dem 
Beamten fein mögen: immer ift der lettere eine fittliche Perfönlichkeit, Die durch 
da3 Vertrauen des Unternehmers an ihren Pla geftellt worden ift, und ferner 
hat er ein Vermögensintereffe an dem gedeihlichen, ohne Unfälle fi entwideln- 
den Betrieb; furz, auch in ihm find alle Bedingungen vorhanden, um ihn zur 
Bermeidung der Culpa anzufpornen. — Fat möchte id) vermuthen, daß die 
Redner, welde im Reichstag jenes Argument ausgeſprochen, einer Verwechslung 
nachgegeben haben; fie dadıten nicht an die Haftung für fremde Schuld 
jondern an die für den Zufall; man braucht bloß fich der jchlagenden Wetter 
im Steinfohlenbergbau zu erinnern, um fofort zuzuftimmen, daß den hierdurd) 
angerichteten Schaden der Bergwerksbeſitzer ſchlechthin zu tragen nicht im Stande 
it. — Wo e3 fi aber um fremde Schuld handelt, giebt die Nichteriftenz 
eines Geſetzes über Haftung für fremde Schuld zu den ärgften Mißſtänden 
Anlaß, vornehmlich zu einer gejeglichen Privilegirung des Grofbetriebes vor 
dern Kleinbetrieb, während doc für den Wohlftand des Volks der Kleinbetrieb 
von unſchätzbarem Werth iſt; der Meine Unternehmer leitet den Betrieb jelbft, 
und haftet demnach für die dabei (von ihm felbft) begangene Eulpa, der große 
Unternehmer überläßt die Betriebleitung einem Beauftragten und haftet für die 
(von diefem) begangene Culpa nid. Durch Mittheilungen, die ich von 
praftifchen Richtern erhalten habe, weiß ich, wie ungleich die Yage von Arbeitern 
ift, die in demfelben Face, aber in verfchiedenen Etabliffements bejchäftigt find; 
das Nechtögefühl wird an einem ſolchen Rechtszuſtand irre, und es bedarf eines 
Haftpflichtgefeges, welches fie Alle in die gleiche rechtliche Lage bringt. Ja, wer 
verbirgt, daß nicht Jemand den Betrieb bloß deshalb in fremde Hände legt, 
um der Haftung für culpofe Betriebleitung zu entgehen? — — 

In den Motiven zu unferem Haftpflichtgefeg von 1871 tft noch ein dritter 
Grund angegeben, aus welchem deduzirt wird, daß man die Haftung für fremde 
Schuld auf einzelne Gewerbe beſchränken, eine generelle (prinzipielle) Regulirung 
vorläufig unterlafjen müfje: 

„Ein foweit geftedtes Ziel (jo heißt es) würde nur im Zufammenhange 
mit dem ganzen Syſtem de3 Obligationenrecht3 ſich erreichen laſſen.“ 

Mir jcheint es, daß die Aufgabe nicht ſoweit gefaßt und dem zufünftigen 
deutichen Civilgeſetzbuch nicht vorgegriffen zu werden brauchte. Man konnte fi 
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auf den Arbeit3vertrag bejhränten (locatio conductio operarum 
und operis), man fonnte alfo die Haftung des Beauftragten für feinen Subftituten, 
überhaupt des Sculdner3 für feinen Vertreter völlig bei Seite laſſen, man 
braudte nicht dem Geſetze den vollen Inhalt des franzöfiichen Art. 1384 zu 
geben. Aber freilich war, wenn ich fo fagen darf, die Stimmung in dem mit der 
privatrechtlichen Gejetsgebung beichäftigten Beamtenthum einem befonderen Gefeg 
über den „Arbeitsvertrag“ nicht geneigt; man war weit davon entfernt 
anzuerkennen, daß e3 einer befonderen ſozialen Gefesgebung bedürfe; man 
glaubte die Rechtöverhältniffe de3 neugebildeten vierten Standes, der Lediglich 
von der Arbeit und niemals vom Kapitalgenuß lebt, in den hergebradjten Formen 
und nad) den hergebrachten Grundſätzen des-allgemeinen Rechts beurtheilen zu 
können 9; man fürchtete, in der Aufftellung befonderer Rechtsſätze ein Anerfennt- 
niß für die Berechtigung anderweiter befonderer Anſprüche des vierten Standes 
abzugeben. Daß diefer Arbeitsvertrag auf dem Gebiete des Verwaltungsrechts 
längft ganz gewaltige Eigenheiten aufzuweifen hatte (man denfe an die Be 
ftimmungen über das Truckſyſtem, über jugendliche Perſonen, iiber Frauenarbeit, 
über Hilfsfaffenwejen): das war unſeren (wenn der Ausdrud geftattet ift) 
Privatrechtäjuriften entweder völlig unbefannt oder al8 das Privatrecht nicht 
berührend feiner Beachtung gewürdigt worden; wenn e8 hoch kam, fo fah man 
diefe Beftimmungen als Singularitäten an; daß die „Singularitäten” nachgerade 
ein Syſtem ergaben, daß fie fi alle als Evolutionen dejjelben Gedankens dar- 
ftellten (de3 Gedanken? nämlih, daß der Staat beim Arbeitövertrage in die 
Freiheit der Kontrahenten intenfiv eingreifen und jede Bedrüdung des kapitalloſen 
Arbeiter verhüten müfje): das blieb von den Privatrechtäjuriften unerkannt oder 
unbeachtet. 

Da man mit diefem am weiteften verbreiteten und deshalb höchſt bes 
deutfamen Theile unſeres Juriftenftandes rechnen muß, jo erjcheint_e8 am Orte, 
die Ausdehnung der Haftung für fremde Schuld auf den ganzen Arbeitsvertrag 
aus Gründen rein juriftifher Technik zu deduziren; e8 find dies die 
Interpretationsfchwierigfeiten de8 $ 2 des Haftpflichtgefeges reip. die Wider- 
finnigfeiten, die bei der Interpretation ſich ergeben. 

Die Interpretationsſchwierigkeiten ) hängen mit dem Worte „Fabrik“ zu= 
fammen. Iſt ein Hüttenwerf, ein Hammer, ein Hocofen eine Fabrit? Die 
Einen (darunter das NeichSoberhandelsgericht) bejahen e3, wenngleich unter An— 
erfennung, daß der Zweifel berechtigt jei, Andere verneinen es. Iſt eine Bier- 
Brauerei eine Fabrit? Die Einen bejahen es ſchlechthin, die Anderen (darunter 


1) Wie fehr man beftrebt war, jeden Anlaß einer fozialen Gefeßgebung zu 
unterbrüden, beweift ſchlagend ber $ 1 des ©. v. 21. Juli 1869 betr. bie Beſchlag— 
nahme bes Arbeits oder Dienftlohns. Bekanntlich handelte e8 fi darum, die Be— 
ſchlagnahme bes Arbeitslohnes vor feiner Fälligkeit zu verbieten; daraus macht bie 
Ueberfchrift des Geſetzes ſchon einen Arbeits: oder Dienftlohn (beim Dienftlohn war 
nicht das geringfte praftifche Bebürfniß vorhanden), der $ 1 macht daraus „eine Ver— 

ütung für Arbeiten oder Dienfte, welche auf Grund eine® Arbeits- oder Dienftver- 
ältniſſes geleiftet werben, ſofern dieſes Berhältniß bie Ermwerbsthätigfeit des Ver— 
ütungsberechtigten vollftändig oder hauptfählih in Anfpruh nimmt.” Wer erfennt 
Bier noch den Arbeitslohn? Quantum mutatus ab illo! 

2) Bol. zum folgenden die Kommentare von Eger, Endemann, Jacobi, Fran, Kah. 
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das Reichsoberhandelsgericht) erflären es für eine Thatfrage, abhängig von der 
Größe der Bierbrauerei. Auch eine Ziegelei erklärte daS Reichsoberhandels— 
gericht dann für eine Fabrik, wenn fie „im Großen und fabrikmäßig“ betrieben 
wird,“ und e3 hielt den Umſtand, daß fie als landwirthichaftliches Nebengewerbe 
betrieben wurde, für gleichgiltig. — Der Streit über die Interpretation der 
„Fabrik“ begann ſchon in den Debatten des Reichſtags; es wurde ausgeführt, 
es müſſen dem Richter gewifje Merkzeihen zur Feſtſtellung der „Fabrik“ an 
die Hand gegeben werden‘, der Gejeggeber müſſe wilfen, was er wolle, er dürfe 
nicht erklären, daß er die Merkmale einer Fabrik nicht aufzuftellen vermöge und 
daß er deshalb ihre Feſtſtellung dem Richter überlaffe, er mache dadurd) den 
Richter zum Gefeggeber in jedem einzelnen Fall. In der zweiten Leſung gelang 
e3 diefer Anfchauung, ein Amendement zur Annahıne zu bringen, durch welche 
der Fabrik jede gewerbliche Anlage gleichgeftellt wurde, in der dritten wurde Die 
Regierungsvorlage hergeftellt. So erflären denn die Interpreten wie die Fabrik: 
injpeftoren !) die gegenwärtige Gefegesfaflung für ſchwankend und unbeftimumnt, 
furz für bedauerlih. Das Wort „Fabrik“ hat fogar nad) einer gewiſſen Richtung 
hin zu einer interpretation Anlaß gegeben, weldye ic entjchieden für unrichtig 
halte, die ich aljo dem Gejetgeber nicht zur Yaft lege; Einige behaupten nämlich, 
daß die Haftung für freinde Schuld nur dann eintvete, wenn legtre am Betriebs— 
orte („in der Fabrik“) geichehen ift, und das Reichsoberhandelsgericht hat, 
wenn auch verflaufulirt, dieſe Meinung gebilligt, und die Haftung geleugnet, 
falls das vollftändig fertige Fabrikat fid) außerhalb der Fabrifräume bereit3 auf 
dem Transport befindet. Wo aber fteht ein Wort hiervon im Geſetz? 

Die Widerfinnigkeiten entitehen aus dem in der Theorie und Praxis all- 
mählich berausgebildeten Begriff der Fabrit ?). Man legt nämlih auf den 
Umfang der zu be= reſp. verarbeitenden Stoffe Gewicht, und erflärt jeden 
Großbetrieb de einen fabrifmäßigen. Wie muß dies auf das Nedhtsgefühl der 
Menge zurückwirken? Aber jelbjt einen Eunftgerechten, und über alle Anfechtung 
erhabenen Begriff der Fabrik vorausgefegt: es giebt feinen Grund den Arbeiter 
in einer Dampfinühle, welder das Getreide hinauf und das Mehl heraus zu 
transportiren hat, günftiger zu ftellen als einerjeitS den Gutsarbeiter, weldyer 
das Getreide mähen, drefchen oder in die Dampfmühle fahren muß, und. andrer: 
jett3 den Spediteurkuticher, welcher dad Mehl in der Stadt zu den Bädern 
binfchaffen muß. Ale drei find in gleicher wirthſchaftlicher Lage; ihre Herren 
find e3 unter einander nicht minder. Mit ſolchen Rechtsgrundfägen vertreibt 
man die Arbeiter aus dem Kleinbetrieb in den Großbetrieb, aus der Yandwirth: 
Ihaft in die Induftrie?). Je mehr der Großbetrieb auf allen Gebieten der 
Induſtrie zunimmt, umfomehr ftellt der Unternehmer zwifchen fid) und den 


1) ©, deren Yahresberidt f. d. Jahr 1876. ©. 299. 30. 

2) Auch noch ſonſt. So z. B. it fortdauernd von den Gerichten erfannt, daß 
die Körperbefchädigung beim Entladen eines am Ziel augelangten, auf dem Geleije 
fi) befindenden Waggons von der Eiſenbahnugeſellſchaft nicht getragen wird, wenn 
der Waggon ftillfteht, wohl aber, wenn er wieder in Bewegung geratben iſt z. B. 
durch den Stoß einer Lolomotive. Ferner haftet der ‚Arbeitgeber für das Verſeben 
jeiner Angeftellten bei dem Steinebreden zwar dann, wenn dies zum Zwed der Ge— 
winnung von Steinen gefhah, nicht aber, wenn zum Bau eines Tunnels u. dal. m. 
°) Befonders betont in dem Bericht der allg. Unfallverfiherungsbant in Leipzig 
(in Jacobi's Kommentar ©. 17 f.). 
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Arbeiter einen Beamten, und umfomehr bedarf e8 der Ausdehnung des Haft: 
pflihtgeleges. Ich habe ſchon oben darauf aufmerkjam gemadıt, daß die Ge- 
fährlichkett der Unternehmung nicht zur ratio legis gemacht werben darf. Ich 
tann auch darauf fein Gewicht legen, daß der Arbeit3vertrag in den verfchiedenften 
Berufsarten abgeſchloſſen wird, nicht bloß vom Großtapitaliſten (Eifenbahn- 
unternehmer, Bergwerksbeſitzer, Fabrikanten), fondern aud) vom Handwertsmeifter, 
der einen Gefelen oder Lehrling engagirt und zwiſchen fi und jie einen Be— 
amten (Werkführer, Obergefellen) dazwiſchen ſchiebt. Denn in fo vielen Nüancen 
aud der Arbeit3vertrag auftreten mag: immer paſſen auf ihn die drei Momente, 
welhe ih oben ©. 106 bei Begründung der Haftung für fremde Schuld an- 
gegeben habe. Umgekehrt erhält man im Arbeitsvertrage einen beftimmt abge 
grenzten juriftiichen Begriff, welder Streitfragen wie die oben ©. 109 f. ex: 
wähnten in der Rechtſprechung nicht auftommen läßt, und die rechtliche Gleich— 
beit unter den Sapitallofen herjtellt, während diefelben nad) unferem bisherigen 
Haftpflihtgefeg fi zum Theil einer geſetzlichen Fürforge erfreuen, zum Theil 
aber ſchutzlos gelaſſen ſind. Nur der eine Umſtand dürfte als beſchränkend ins 
Geſetz aufgenommen werden, daß die Haftung für fremde Schuld dann nicht 
eintreten ſolle, wenn der Arbeiter im eignen Raum die Arbeit vornimmt; 
m a. W. die ſog. Hausinduftrie Fällt aus dem Rahmen des Haftpf lichtgejeges 
beraus; dies wird häufig ſchon aus faktiihen Gründen der Fall fein, nämlich 
deshalb weil es hier an einer Perfönlichkeit, die zwiſchen dem Arbeitgeber und 
dem Arbeiter fteht, zu fehlen pflegt; wo fie aber vorhanden fein ſollte, ift ihre 
Einwirlung eine ſo geringe, und die Selbſtändigkeit des Arbeiters eine ſo große, 
daß damit eine Haftpflicht des Arbeitgebers unvereinbar erſcheint. — 

Ich werfe zuletzt noch einen Blick auf die fremden Geſetzgebungen; ich bes 
Ihäftige mich hiermit nur fehr kurz, da mir mitgetheilt worden tft, daß der 
Verein für Sozialpolitit hierüber fpezielle Gutachten eingefordert hat. 

Was die beiden bedeutenditen induftriellen Staaten, Frankreich und England, 
betrifft, fo ift Frankreich, wie fid) aus der obigen Darftellung ergiebt, ung weit 
voraus; es identifizirt den Vertreter mit dem Bertretenen in jeder Beziehung ; eines 
bejonderen Haftpflichtgefeges bedurfte e8 dort nicht. Das Gleiche gilt von Italien, 
du deſſen Geſetzbuch (Art. 1152) eine gleiche Beftimmung enthält. Dahingegen 
beftebt in England die Haftung für freinde Culpa zwar gegenüber Dritten, nicht 
aber gegenüber dem eignen Arbeiter. Was dritte Perfonen anbetrifft', fo it fie 
durch ununterbrochene identiſche gerichtliche Entſcheidungen hinſichtlich der Poſſagiere 
von Eiſenbahnen feftgeftellt ); aber fie gilt nicht minder für Andere, denn wenn 
ein Kutſcher auf der Straße Jemanden überführt, jo (heißt e3 in der Depofition 
eines von einem Parlamentsausfhuß 1866 vernommenen Solicitor) ift der 
Dienftherr verantwortlid) 2). Den Arbeitern gegenüber haftet der Herr für feine 
Untergebenen, wenn ihm feine culpa in eligendo zur Laft fällt, nicht; dies er- 
Härten zwei Sachverſtändige vor den Parlamentsausſchüſſen 1870, 1873 über— 
einſtimmend von Eifenbahnarbeitern 3), ein dritter 1866 von Bergwerksarbeitern “: 


+) Cohn, Engl. Eifenbaßnpolitit Bd. 2, S. 241—270. 
Achenbach in Sig. Bergrecht Bd. 9, S. 121. 

) Cohn a. a. O. ©. 265 f. 

Achenbach a. a. . 415—427. 


112 J. Baron. 


der eine von ihnen fügte hinzu: we are on the footing of all other 
employers of labour, the man voluntarily undertakes a dangerous 
service !)!! Bei jolden Anſchauungen rüdt die Gefeggebung ſelbſtverſtändlich 
nicht vom Flecke; im Jahre 1876 brachte das ParlamentSmitglied M. Macdonald 
(befanntlic; ein Arbeiter) eine employers liability bill ein, melde ungefähr 
dem $ 2 umnferes Haftpflichtgefetses entſprach; die Bill gelangte zwar in die 
zweite Leſung, wurde aber zurüdgezogen, ald der Minifter des Innern ihre 
Nothwendigkeit und Nüglichkeit anerkannt, und die Einfegung einer Unterfuhungs- 
fommiffion für die Sache zugelagt hatte). Bon Seiten des Minifterium 
Beacongfield war nichts gejchehen, um das von feinem Mitglied abgegebene Ber- 
ſprechen einzulöfen; erft in der letten, unter dem eben eingetretenen Miniſterium 
Gladftone am 20. Mat 1880 verlefenen Thronrede ift die Vorlage eines Haft- 
pflichtgefeges zugefagt worden; mir fehlt es jedody an Andeutungen darüber, in 
welhen Umfange und mit welchen Beweisvorjchriften es ergehen folle. Im 
Deiterreihh wurde ein Gejeg am 5. März 1869?) erlaffen, in der Schweiz 
am 1. Heumonat 1875 *), welde eine Haftung der Eifenbahnen ganz im ber 
Weiſe unferes deutſchen Haftpflichtgefeges S 1 einführen; fie unterjcheiden alfo 
nicht zwiſchen Pafjagieren und Arbeitern, — behandeln beide gleichberechtigt. 
Für Bergwerke, Steinbrüche, Gräbereien, Fabriken belaſſen beide Geſetze es 
bei dem beſtehenden Recht, d. h. Haftung für fremde Schuld findet nicht ſtatt. 
In der Schweiz erging dann am 23. März 1877 ein Bundesgeſetz betr. die 
Arbeit in Fabriken, deſſen Art. 5 die Haftpflicht aus Fabrikbetrieb ordnet; 
danach haftet der Fabrifant a) für die Culpa des Fabrikleiters, Auffehers u. ſ. w. 
b) auch ohne Berjchulden bei Körperverlegung oder Tod, außer fofern er bemeift, 
daß der Unfall durch höhere Gewalt oder eigenes Verſchulden des Verletzten 
erfolgt ift; fällt dem Berlegten eine Mitfchuld zu, jo wird die Erſatzpflicht an— 
gemefjen reduzirt. Der Bundesrath ift befugt, dieſes Haftpflichtgefeg auf In— 
duftrien auszudehnen, welche erwiejener Maßen beftimmte gefährliche Krankheiten 
erzeugen. — — — 

Modden ih im Prinzip mic dahin ausgefproden habe, daß die in unferem 
Haftpflichtgefeß für einige Fälle ftatuirte Haftung für fremde Schuld ‚allgemein 
auf den Arbeitövertrag auszudehnen fer, jo entfteht die weitere Trage, in welcher 
Weiſe die Ausdehnung erfolgen folle. Unfer Haftpflichtgefes fcheidet bekanntlich) 
die Eifenbahnen einerfeit3 und die Bergwerfe, Steinbrüde, Gräbereien, Fabriken 
andererjeitd. Bei den legteren ift die Beweislaft den allgemeinen Regeln ent 
ſprechend; der Beſchädigte rejp. defien Erben müſſen den Beweis führen, daß 
dem Vertreter des Arbeitgebers ein Verſehen zur Yaft falle; dahingegen iſt bei 
den Eifenbahnen der Kläger beweisfrei; der verflagten Bahn Liegt, wenn fie die 
Abwerfung der Klage erzielen will, der Beweis ob, daß höhere Gewalt oder 
eigene3 Verſchulden bes Befhädigten den Unfall verurfacht habe; in Folge diefer 
Normirung ift fogar die Haftung der Eifenbahnen eine größere: fie haften für 
jeden Zufall, welcher außerhalb der höheren Gewalt liegt. Der Grund für die 


') Cohn a. a. DO. ©. 265 Note 5. 

2) Engel in ber Zfchr. des preuß. flat. Bureaus 1876 ©. 145. 

N Abgedrudt in Goldſchmidt's Zſchr. f. Handelsr. Bd. 13, ©. 538 f. 
*) Meili, Haftpflicht der Poftanitalten ©. 106. 
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befondere Behandlung der Eifenbahnen wird in den Motiven darein geſetzt, dafs 
nad) dem jetzigen Stande der Technik und der großen Menge von Hilfsmitteln 
und Erfahrungen ernfte Unfälle im Eijenbahnverfehr fih durd Sorgfalt im 
Berriebe in der Regel vermeiden laſſen, jo daß alfo bei einem vorkommenden 
Unfall ein Verſchulden beim Betriebe vermuthet werden kann; ferner darin, daß 
der Arbeiter bei den Eiſenbahnen feine felbitftändige Thätigkeit übt, fondern 
weſentlich die dienſtlichen Reglements und Anweifungen zu befolgen hat. Biel 
leicht ift aber noch ein dritter Grund aufzuftellen; die Eifenbahnen haften nämlich) 
nicht bloß dem Arbeiter fondern vornehmlich) auch den Neifenden; diefer aber 
hat gar feinen Einblid in den Eifenbahnbetrieb, feine Befugnig und keine Ge- 
legenbeit, fi) darum zu befümmern, jo daß ihm eine Beweislaft unmöglid) 
auferlegt werden fonnte; da man nun den Urbeiter nicht ſchlechter al3 den 
Reifenden behandeln wollte, jo wurde aud) ihm die Beweislaft abgenommen. 

In den Reichstagsverhandlungen ſpielt die Aenderung der Beweislaft eine 
roße Rolle. Die Sozialdemokraten verlangten eine Uebertragung der für Eifen- 
ahnen geltenden Vorſchriften auf alle mit Haftpflicht des Unternehmers ver- 
bundenen Fälle’). Alle anderen politifchen Parteien waren einig, daß dem nicht 
ftattgegeben werden könne; aber die meiften (Centrum, Nationalliberale, Fort— 
ſchritt) waren der Anficht, daß eine Aenderung in den Beweisvorfchriften zu 
Gunften der Arbeiter erfolgen müſſe; einzig der Vertreter der confervativen 
Partei, der Abg. von Gofler, widerſprach bei den Berhandlungen von 1879. 
Die Wichtigkeit der neuen Anträge wurde auf allen Seiten mit den treffenden 
Morten gezeichnet: wer bemweispflichtig ift, tft im Großen und Ganzen derjenige, 
welcher den Schaden zu tragen hat. 

Die Anfiht, welche in dem jozialdemofratifchen Antrag geltend gemacht 
wird, kann mit wenig Worten widerlegt werden. Es handelt fid) um die Aus- 
dehnung einer ganz erceptionellen Beftimmung; ihre Uebertragung auf 
Eijenbahnen war 1871 ſchon deshalb gerechtfertigt, weil fie nad Art. 395 des 
Handelsgejegbuhs beim Waarentransport gilt, wie fie ja aud außerhalb des 
Handelörecht3 nad) dem Gemeinen und den Partikularrechten gilt; es lag darin 
nichts anderes al3 Ausdehnung einer für Waaren geltenden Vorſchrift auf 
Menſchen; nur wurden unter den Menſchen nicht bloß die transportirten 
Reifenden fondern aud die Eijenbahnarbeiter (vejp. fonftige Angeftellten) ſowie 
überhaupt jever dritte, der beim Betrieb der Bahn zu Schaden fommt, ver- 
ftanden; man wollte diefe nicht in eine jchlechtere Lage verfegen als die Reifen- 
den. Heut fann höchſtens davon die Nede fein, die gleihe Beftimmnng bei der 


I) ©. den Antrag Nr. 128 in den Anlagen ber Reichstagsverhandlungen von 
1878. Ebenfo Jacobi im feinem Kommentar fowie der dbajelbft ©. 15 f. angeführte 
Bericht der allg. Unfallverficherungsbant in Leipzig; ferner ein Auffa von Stenz im 
Staatsiozialiften von 1880 Nr. 4. — Daß in ber Schweiz nad Art. 5 des Bundesg. 
v. 23. März 1877 bei Tob oder Körperverlegung durch Fabritbetrieb dieſelbe Be— 
ſtimmung wie bei Eifenbahnen gilt, ift bereit8 oben ©. 112 erwähnt. Hier ift noch 
ein Geſetzesvorſchlag Des Halieniten Deputirten Pietro Pericoli vom 17. März 1879 
anzuführen; welcher bei der Ausführung von nuove opere, terreni 0 miniere eine 
Haftung nicht bloß des Baumeiſters refp. Unternehmers ſondern auch des proprietario 
del fondo einführen und ihm ben Beweis auferlegen will, daß höhere Gewalt ober 
Nacläffigkeit des Verletzten vorliege (Sessione 1378/1879 documenti della camera 
dei deputati Nr. 191). 
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Rhederei zu treffen; denn die Behauptung in den Motiven unſeres Haftpflicht- 
gejege8 von 1871, daß die Art. 451. 478. 479 unferes Handelsgeſetzbuches 
die gleiche Beftimmung bereits enthalten, iſt nicht richtig; dort haftet der Rheder 
für die Schuld des Schiffers reſp. der Schiffsbefagung gegenüber dem Reiſen— 
den rejp. einem Dritten, er haftet aber nicht (wie S 1 des Haftpflichtgefetes ver: 
ordnet) für denjenigen Zufall, der außerhalb der höheren Gewalt Liegt. 

Die anderen, die Neuregulirung der Beweislaft betreffenden Anträge reip. 
Reden der einzelnen Reichstagsabgeordneten bewegen fich ſämmtlich in derfelben 
Richtung; man verlangt die Regelung der Beweislaft: „in einer der Natur 
des einzelnen Gewerbebetrieb3 entjpredhenden Weiſe“. Man 
verftand darunter Folgendes. Der 8 107 der alten Gewerbeordnung (jetzt 
8 120 der Gewerbenovelle) verpflichtet den Unternehmer, alle diejenigen Ein— 
richtungen herzuftellen und zu unterhalten, welche mit Rückſicht auf die befondere 
Beichaffenheit des Gewerbebetriebe und der Betriebftätte zu thunlichfter Sicher: 
heit gegen Gefahr für Leben und Gefundheit nothwendig find. Am klarſten 
ſprach num der Abg. Freiherr von Hertling ) e8 aus, daß man hieran an— 
fnüpfen müſſe; man müſſe „entweder die ganze Beweislaft dem Unternehmer 
auferlegen, dann aber gewifje Präfumtionen aufftellen, die zu feinen Gunjten 
ſprächen, oder dem Arbeiter den Beweis zumuthen, dann aber gewiſſe Präſum— 
tionen ftatuiren, die ihm die thatfächliche Führung des Prozeſſes erleichtern.“ 
Deutliher geſprochen: entweder müfje man dem Unternehmer den Beweis auf: 
erlegen, daß er alle nad) $ 120 der Gewerbenovelle erforderlichen Einrichtungen 
getroffen und unterhalten habe und ihn bei Nichtführung des Beweiſes ver: 
urtheilen, oder umgekehrt von dem Arbeiter den Beweis erfordern, daß jene 
Einrihtungen nicht vorhanden gewejen feten, und bei Führung des Beweiſes 
den Unternehmer verurtheilen. Der Abg. Hirſch ſprach fi) unummwunden für 
die erfte Alternative aus?). Etwas weiter ging der Abg. Lasker, der den 
Arbeiter jelbft bei dem Borhandenfein der Einrichtungen fiegen laſſen wollte, 
wenn er nachwies, daß er troß derjelben ohne fein Verſchulden verunglüdt fer; 
der Abg. Laster verlangte alſo eine Haftung des Unternehmers für den Zufall). 

Bon der Haftung für den Zufall werde ich im zweiten Theile meines 
Gutachtens handeln. Was aber jenen von Hertling’schen Borjchlag anbetrifft, 
jo trat ihm der Abg. von Goßler entgegen. „Die Löſung der Beweisfrage 
(führte er aus) ift überhaupt nicht auf dem fpeziellen Gebiete der gewerblichen 
Unternehmungen zu löfen jondern auf dem Boden des Gemeinen Rechts; das 
Preußische Landrecht enthalte den generellen Grundfag, daß, wenn Jemand ein 
auf Schadenszufügung abzielendes Polizeigejeg vernadjläffige, er für allen Schaden 
hafte, welcher durch die Beobachtung des Geſetzes hätte vermieden werden fünnen. 
Yun giebt der $ 120 der Gewerbenovelle dem Bundesrath, eventuell den Landes— 
behörden die Befugniß, Tpezielle Schutmaßregeln für ganze Induftriezweige obli- 
gatorifch zu machen, kurz Ausführungsverordnungen zum $ 120 der Gewerbe: 
novelle zu erlaffen; denke man fi nun neben einer ſolchen Ausführungsverord: 


1) Berhandlungen von 1879 ©. 138. Verb. von 1878 ©. 843. Ueber bie 
heutige Stellung des Abg. von Hertling ſ. unten ©. 116. 

2) Verhandlungen von 1878 ©. 840. 

) Berbandlungen von 1878 ©. 851. 
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nung die oben erwähnte Vorſchrift des Preußiſchen Landrechts, jo gelange man 
ſchon im Gebiete des fog. regelmäßigen Rechts zu einer Requlivung der Bes 
weislaft, die die Schadensklage des Arbeiter3 durchführbar made‘, 

Sch muß diefen Ausführungen des Abg. von Gofler in ihrem vollen Um: 
fange und rückhaltslos beitreten. Es iſt leicht, ihnen eine ftrengwiljenjchaftliche 
Formulirung zu geben. Jener $ 120 der Gewerbenovelle fonftituirt eine ſog. 
obligatio ex lege als Theil des Arbeitövertrages; das Geſetz legt in den 
Arbeitsvertrag einen gewifjen Inhalt, der gänzlich unabhängig von den Abreden 
zwifchen Arbeitgeber und Arbeitnehmer ift, den Inhalt nämlich, daß der Arbeit: 
geber zur Herftellung und Unterhaltung aller derjenigen Einrichtungen verpflichtet 
iſt, welche zu thunlichiter Sicherheit des Lebens und der Gejundheit des Arbeiters 
nothwendig find. Wenn nun der Arbeiter mit der Behauptung auftritt, daß er 
durd) den Mangel der gefetlich vorgejchriebenen Einrichtungen zu Schaden ges 
fommen jet, jo liegt nach befannten Rechtögrundfägen dem Arbeitgeber der Nach— 
weis ob, daß jene Einrichtungen vorhanden gemejen feien, letzterer muß darthun, 
daß er feiner gejeglichen Verpflichtung nachgefommen ift; denn es handelt ſich im 
voliegenden Falle niht um eine fog. Deliftöflage fondern um eine mit geſetz— 
lichem Inhalt erfüllte Kontraftsflage, und e3 hat nad) feftjtehenden Rechtsgrund: 
jügen ein jeder Kontraktsſchuldner, welcher von der Pflicht zu erfüllen vefp. von 
der Pflicht Schadenserſatz wegen Nichterfüllung zu Leiften befreit fein will, den 
Beweis zu liefern, daß er Alles gethan rejp. nichts unterlaffen habe, um die 
Erfülung zu ermöglichen; da dem Arbeitgeber geſetzlich die Pflicht obliegt, 
Schugmaßregeln zu treffen, fo tft er zugleid zum Schadenerfag für die Unter: 
laffung derjelben verpflichtet, und er befreit fich hievon nur durch den Nachweis, 
feiner Pflichterfüllung, d. h. durch den Nachweis, daß jene Schusmaßregeln zur 
Zeit der Schadenszufügung beftanden haben; fogar der Nachweis, daß fie ohne 
jeine Schuld nicht beftanden haben, würde nicht genügen, er durfte den Be— 
trieb nicht anfangen reſp. nicht fortfegen, wenn die Schugmaßregeln nicht vor: 
handen waren; bloß vis maior würde ihn entſchuldigen ?). 

Ich erkläre daher mit dem Abg. von Gofler e3 für überflüffig, die von 
v. Hertling, Hirſch und Lasker verlangten Vermuthungen aufzuftellen; ihre ge- 
jegliche Aufftellung würde wahrſcheinlich in ein Unrecht gegen den Arbeitgeber 
ausfchlagen; der Richter würde wahrjcheinlich annehmen, daß jene Präfumtionen 
ein bejondere3 anomales Recht des Arbeitövertrage3 enthalten, und er wiirde 
wahrjcheinlich dem Arbeiter den Nachweis erlajien, daß jeine Beihädigung mit 
der Unterlafjung der Schutmaßregel im Kaufalzufammenhang ftehe, er würde 
den Arbeitgeber jchon verurtheilen, wenn Beſchädigung und Fehlen der Schuß» 
maßregel feftftehen, und er würde das geiftige Bindeglied zwiſchen beiden (dem 
urfachlichen Zufammenhang) ganz überfehen; das rein empiriihe post hoe — 
propter hoc würde die ausnahmsloſe Grundlage der Haftpflichtsentfcheidungen 
bilden; der Abg. Stumm erflärte, wenn auch in übertriebener Weiſe, jo doch 
mit einigem Recht, daß die Aufftellung von Präfumtionen praktiſch auf daffelbe 
binausfomme, wie wenn man den Bergbauunternehmer denjenigen Borjchriften 


ı) Bielleiht ift die Bemerkung am Plate, daß es fih hier um eine Haftung 
des Arbeitgebers handelt, die über Die Grenzen unferes Haftpflichtgefetses hinausgeht; 
vgl. Achenbach in der Zihr. f. Bergredt Bd. 9 ©. 115 f. 415; Entſch. des Preuß. 
Obertr. Bd. 14 ©. 98 f. o 
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unterftelle, die dev $ 1 des Haftpflichtgejeges über Eijenbahnen getroffen hat?). 
Der Abg. von Hertling hat übrigens in der Reichstagsſitzung vom 27. Februar 
1880 ?) feine bisherige Anſicht zum größten Theile aufgegeben, er erflärt die 
Aufftellung beftimmter Präjumtionen für nicht mehr nöthig außer beim Berg: 
bau; die Nechtiprehung des NeichSoberhandelsgeriht3 hat ihn von dem Zu— 
reihen der allgemeinen Beweisvorſchriften überzeugt. 

Noch muß ich aber eine frage beantworten, die ſich dem Lefer inzwijchen 
fiherlih aufgedrängt hat. Warum (jo wird man fragen) hat die Praxis bis- 
ber von der Gofler’fchen Theorie feinen Gebrauch gemaht? Die Antwort 
lautet dahin: weil der $ 120 ver Gemwerbenovelle bisher ein Monolog des 
Geſetzgebers geblieben if. Der 3 107 der Gewerbeordnung von 1869, aus 
welchem der $ 120 der Gewerbenovelle hervorgegangen ift, enthielt nicht3 davon, 
daß der Bundesrat Ausführungsvorjchriften erlaffen jolle; der $ 120 ertheilte 
dem Bundesrath, eventuell den Yandesbehörden die Befugniß, ſolche zu erlaffen; 
allein bisher find fie jeitend des Bundesraths überhaupt noch nicht ergangen, 
jeitend der Yandesbehörden (großentheil3 vor 1878) in höchſt Fragmentarticher, 
der großartigen Ausdehnung der Induſtrie, der Mannigfaltigkeit der Betriebe 
feineswegs entjprechender, kurz in höchft unzureichender Weile. Bet diefer Sach— 
lage ift es völlig erflärlih, daß die Prari3 der Gerichte den Beweis vom 
Arbeiter erfordert, daß der Schaden durch eine Culpa des Arbeitgeber3 reſp. 
. feines Angeftellten entftanden fei. Darin zeichnet ſich das Englische Recht aus; 
es hat die einzelnen Schugmaßregeln jogar geſetzlich (in den fog. Yabrit- 
gefegen) feftgeftellt, und es hat dabei eine Vorſchrift getroffen, welche eine fo 
außergewöhnliche Fürforge für den Arbeiterftand involvirt, daß ich fie wörtlich 
hierher ſetze: 

7 und 8 Viet. cap. 15 sect. 24 und 25 3): Einer von Ihrer Majeftät 
Staatöfefretären kann auf Grund de3 Berichtes und der Anempfehlung 
eines Inſpektors dieſen Letzteren ermächtigen, eine odere mehrere gerichtliche 
Klagen im Namen und zu Gunjten einer Perfon einzuleiten, von welcher 
der Inſpektor gemeldet hat, daß fie durch eine Mafchinerie *) in einer Fabrik 
eine förperliche Verlegung erlitten habe, um für diefe Perfon und zu 
Gunſten derjelben Scadenserfag zu erlangen’). Jeder Schadenserſatz, 
welcher durch eine auf diefe Weife angeftrengte richterlihe Klage zahlbar 
gemacht wird, foll nach Empfang derjelben jobald, als es eben angeht, der 
Perfon, zu deren Gunften er erhoben wurde, ausbezahlt oder anderweitig 
zu Nutz und Vortheil der bejagten Perjon in der vom Staatsſekretär ges 
billigten Weife verwendet werden... .. — 

Der Yahresberiht von 1876 des Fabrifinfpeftor3 für Pommern, Hertel, 
theilt Mißbräuche mit, welche vielleicht zu einer Rezeption oder zur Nachahmung 
der englifchen Vorſchrift führen werden; er behauptet, daß die Arbeitgeber die 


1) Stenogr. Berichte der a von 1878 ©. 844. 
2) Stenogr. Berichte der Neichstagsverh. von 1880 ©. 158. 
) v. Bojanoweli, die Englifhen Fabrik» und Werkftättengefehe S. 76. 77. 
*) Der Ausdruck „Mafchinerie” begreift die Transmiffion, 19 und 20 Viet. cap. 
38 sect. 5. 
959) Für Begründung des Schadenserfages ift es (wie Bojanowski Hinzufügt) gleich- 
giltig, ob das Gefet die Einfriedung erfordert oder nicht. 
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Entſchädigungsſummen, welche fie von den Unfallverficherungsgefellichaften er— 
halten, zuweilen gar nicht, zuweilen nur zum Theil dem Beſchädigten reſp. deſſen 
Erben auszahlen, und er verlangt eine gerichtliche Kontrolle. 

Ein Vorgang der legten Wochen darf nicht übergangen werden. Der Bundes- 
rath wollte von der ihm durch $ 120 der Gewerbenovelle übertragenen Befugnif 
Gebraud) machen; um nun zunächſt die Stimme der Amduftriellen zu vernehmen, 
publizirte er im ReichSanzeiger am 1. März d. 3. den Entwurf der von ihm zu 
erlajienden Berordnung. Der ſowohl durch feinen Vorſitzenden (Staatsminifter 
Delbrüd) wie durd die Stellung vieler Mitglieder ausgezeichnete Verein für Ge— 
werbfleig in Berlin ließ ihn durch eine Kommiffion vorberathen ; diefe ſowohl 
(Berichterftatter Dr. Grothe) wie jpäter das Plenum des Vereins verwarfen ihn 
als einen vergeblichen Verſuch einer Generalifirung; man verlangte Detailvor: 
Ihriften für die einzelmen Gewerbe, ja für einzelne Etablifjements; gleich— 
zeitig erklärte man, daß die Sicherheit der Arbeiter viel mehr „durch eine richtige 
Handhabung des Haftpflichtgefetes", „durch eine noch weitere Durchführung des 
Haftpflichtgefetges“, „Durch eine möglichft wert ausgedehnte Ausbildung des Haft- 
pflichtgeſetzes“ gefördert werde als durch Vorfchriften über die Erleuchtung der 
Arbeitsräume, über Feltigung und Ebnung des Fußbodens, über Treppen 
Aufzüge, Einfriedigung von Mafchinen und dergl. Es ift nicht meines Amtes, 
mich über die Angemefjenheit des bundesräthlichen Entwurfs auszufprehen; was 
aber jene Aeußerungen Hinfichtlid) des Haftpflichtgeſetzes anbetrifft, jo hoffe ich 
im Dbigen nachgewieſen zu haben, wie ehr ‚die Durchführung der Haftpflicht 
des Arbeitgebers durch eine Ausführungsverordnung zu 8 120 der Gewerbe- 
novelle gewinnen würde. Durch die Debatten des Plenum des Bereins zieht 
fih Ein Gedanke; man fürchtete, wenn die Ausführungsverordnung erlafien jet, 
die präventionelle Thätigfeit der Polizei, man acceptirte hingegen die 
reprimirend auftretende Thätigkeit der Gerichte, man erflärte fich felbft zu: 
frieden, wenn der Richter den Arbeitgeber ſcharf behandeln follte. Es tft die 
alte Geſchichte: ein Jeder verlangt die Freiheit und unterwirft fi der Strafe 
(im vorliegenden Falle: der Haftung) für den Fall, daß er die Freiheit miß— 
brauche. Aber gerade im Gebiet der gewerblichen Thätigkeit hat die Geſetz— 
gebung (ſelbſt die Gewerbeordnung und die Novelle) diefem Verlangen nicht 
nachgeben fönnen. Es jcheint mir eine falſche Politik, die Neichregierung am 
Erlaß der Ausführungsverordnung zu $ 120 zu hindern; man muß vielmehr 
dafür forgen, daß die Verordnung der Freiheit und Einträglichfeit des Gewerbe— 
betriebes nicht ſchade. Iſt fie erlafien, fo wird fein Richter den Gewerbeunter- 
nehmer, der fie befolgt hat, zum Schadenserſatz an bejchädigte Arbeiter ver- 
urteilen; denn er fann von ihm feine größeren Schugmaßregeln verlangen als 
der Bundesrath; der Gewerbeunternehmer erlangt (mie der Unterftaatsjefretär 
Jacobi in den Debatten des Plenum des Vereins mit Recht hervorhob) durch den 
Erlaß der Ausführungsverordnung eine Sicherheit, die er nicht unterfchägen follte. 
Und was die polizeilichen Ueberwachungen und Eingriffe !betrifft, fo habe ich durch 
Erfundigungen unter der Hand gehört, daß man in Berlin beabfichtigt, einen 
Berein zum Zwed der privaten Durchführung der Ausführungsverordnung zu 
gründen ?) (ähnlid dem bekannten Dampffefjelrevifionsverein); die Vereins— 








1) Ein folder Berein beſteht zu Mülhaufen im Elfaß feit 1867 (Jacobi, Kom. 
zum Haftpflichtgefeg ©. 16). 
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beamten jollen die Revifion der Etabliffement3 übernehmen, und ihre Zeugnifje 
öffentlichen Glauben erhalten; mit dem Verein joll zugleich eine Unfallverfiche- 
rung auf Öegenfeitigfeit verbunden werden. Ein vortrefflicher Gedanfe! Die 
Revifion wird alsdann als ein Akt der Selbftwerwaltung ericheinen, fie wird 
— was für die Autorität de3 Arbeitgebers gegenüber den Arbeitern von großer 
Wichtigkeit ift — den Charakter einer polizeilichen Ueberwahung des Arbeit- 
geber3 verlieren; außerdem wird der Vereinsbeamte ficherlich mehr des suaviter 
in modo eingedenf jein al3 der Polizeibeamte refp. der Fabrikinipeftor. Der 
vortrefflihe Gedanke muß aber in die That umgeſetzt werden; ift dies gejchehen, 
jo zweifle ih nicht, daß die bundesräthlide Ausführungs- 
verordnung auf derartige DBereine volle Rüdjiht nehmen 
wird; aber dadurh wird die Ausführungsperordnung felbft 
nicht überflüffig, vielmehr wird fie den Kevifionen der Ver— 
einsbeamten eine fefte Grundlage geben. — 

Es ift bisher die Beweislaft beiprodhen worden bet Unfällen, welche aus 
dem Mangel der nöthigen Schugeinrichtungen entjpringen; hierbei ergab ſich die 
Yage des Arbeiters al3 nicht beiferungsbedürftig. Aber eine große Anzahl von 
Unfällen hängt nicht mit dem Fehlen von Anlagen zufammen; der Arbeiter 
muß eine Gulpa de3 Arbeitgebers reſp. ſeines Angejtellten darthun; das ift der 
Punkt, über welchen Beichwerde geführt wird; zumal dann wenn der Arbeiter 
bet dem Unfall das Leben verloren hat, mithin gleichfam der Hauptzeuge weg— 
gefallen iſt. Ich kann die Beſchwerde nicht al3 begründet anerkennen; ich ſehe 
nichts im ber jozialen Stellung des Arbeiters, was ihn berechtigte, ein Brivilegium 
in der Beweisfrage zu beanſpruchen; die Behauptung, daß er al3 armer Dann 
feinen Rechtsanwalt finden werde, der feinen Prozeß führt, iſt durch die Vor— 
ichriften der NeichScivilprozefordnung 8 106 fi. über das Armenrecht widerlegt. 
Durd) das ganze Recht zieht fich die Regel, daß der Kläger beweijen müſſe; 
Ausnahmen (jog. Rechtsvermuthungen) finden nur dort ftatt, wo für eine gewiffe 
Thatfahe eine hohe Wahrfcheinlichkett ſpricht, und davon tft in unferem Falle 
nicht die Rede, im Gegentheil ift e8 eine unbeftreitbare Thatſache, daß jehr viele 
Unfälle durch die Unvorſichtigkeit, ja durch den Leichtſinn der Arbeiter herbei= 
geführt werden 1), Wenn man ohne diefe Borausfegung dev Wahrjcheinlichkeit 
eine Rechtövermuthung aufftelt, jo führt man eine Haftung für den 
Zufall ein; ob und in welder Weiſe dem Arbeitgeber eine ſolche auferlegt wer— 
den kann, werde ich jpäter prüfen; ift fie gerecht, fo muß man fie direft ausſprechen, 
und man darf fie niht unter einer anomalen Beweisvorſchrift 
verſtecken. Ich gebe gern zu, daß bei manchen Unfällen die Zerſtörung eine 
ſo große iſt, daß der Beweis über die Schuld oder Schuldlofigfett abfolut un— 
möglich ift; allein daraus folgt nicht, daß man die Schuld präfumiren darf. 
Nur das ijt die Aufgabe der Gejeggebung , die Zahl folder Unfälle möglichjt 
zu vermindern, und deshalb mache ich auf Folgendes aufmerkſam. 

Die neuere civilprozeſſualiſche Geſetzgebung iſt beſtrebt, nach allen Richtungen 
materiell richtige Entſcheidungen herbeizuführen; man begnügt ſich nicht mehr, 
wie früher, die ſog. „formelle Wahrheit“ im Sivilprozefi zu finden; man jchafft 





1) Rede der Abg. Stumm und Hirſch im Reichstag v. 1878 (ftenogr. Ber. 
©. 844. 856). 
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Einrichtungen, welde die Aufdeckung der materiellen Wahrheit befördern. In 
dem Yal der Beichädigung des Arbeiters ift dies um fo nothwendiger, al3 ein 
gute3 Stück des joztalen Friedens davon abhängt; ficherlicd übertrieben, aber 
nicht ohne ein Körnden Wahrheit behauptete der Reichstagsabgeordnete Bebel !), 
dag wenn dev verunglüdte Arbeiter auf Grund des gegenwärtigen Haftpflicht= 
geſetzes fein Recht befomme, ſich die durch die ganze Branche hindurchipreche, 
harte Urtheile hervorrufe und Aufregung verurfahe. Die Einrichtung, welche 
dem Uebel abhilft, kann nur in der fofortigen Unterfuhung des Unfall durch 
die Polizei beftehen ; jie trägt auch zur Beruhigung der Gemüther bei; fie Tiefert 
endlich das ftatrftiiche Material, weldes für die Unfallsverſicherungen unent— 
behrlich, für die Gefetgebung der Zukunft ſehr nützlich iſt; denn es Liegt auf 
der Hand, daß die oben bejprochene bundesräthliche Ausführungsverordnung zu 
$ 120 der Gewerbenovelle in einer ſolchen Statiftit ihre feſte Grundlage er— 
halten werde. Um die Unterfuchung des Unfalls durd die Polizei möglichſt 
rafch eintreten zu laffen, hat man vorgefchlagen, dem Betrieböführer eine An- 
zeigepflicht aufzuerlegen; ſämmtliche preußiſche Fabrikinſpektoren fowie der Vor: 
fteher des preußischen ftatiftiichen Bureaus, Engel, haben ſich in diefem Sinne 
ausgejprochen ?). 

In Preußen befteht die Anzeigepflicht bei denjenigen Unfällen, welde in 
Bergwerfen unter oder über Tage den Tod oder die ſchwere Verlegung 
einer Perfon herbeigeführt haben’). Ebenſo im Eifenbahnwejen!). Biel 
weiter gilt fie in Sachſen nad einer Verordnung vom 1. Auguft 1878°); 
hiernady muß jede Tödtung sofort, jede Beſchädigung, welche den Arbeiter Länger 
al3 72 Stunden an der Arbeit behindert, binnen vier Tagen der Polizei und 
dem Fabrikinſpektor bei Strafe angezeigt werden; die Unterfuhung erfolgt durch 
die Polizei, ſoweit nöthig unter Zuziehung des Fabrikinſpektors. Auch in der 
Schweiz verpflichtet ein Bundesgefeg von 1878 die Fabrikbefiger, von jeder in 
ihren Fabriken vorfommenden Tödtung oder erheblichen Körperverlegung Anzeige 
zu machen. Gndlid in England befteht die Anzeigepflicht in einem ſehr weiten 
Mate); die Anzeige muß erfolgen, wenn Jemand das Leben eingebüßt hat 
oder wenn körperliche durd) die Mafchinevie oder durch Exploſion oder Ent- 
weichen von Gas, Dampf oder Metall veranlafte Beihädigungen vorliegen, und 
zwar von folcher Bedeutung, daß die verlegte Perfon verhindert ift, innerhalb 
48 Stunden nad) Eintritt des Unfall zur Wiederaufnahme ihrer Beſchäftigung 
in die Fabrik zurüczufchren. Für die „Fabrik“ hat das Engliſche Recht aber 
keine begriffsmäßige Beſtimmung; es zählt dazu nicht bloß Maſchinerien, die mit 


Verhandlungen v. 1879 S. 142. 

2) Preuß. Statiſtik Heft 46 p. XXL 

3) Preuß. Berggeſetz v. 24. Juni 1865 8 204 ff. 

*) Preuß. Statiftit Heft 46 p. X. Hierſelbſt ift auch bie —— Geſetzgebung 
bezüglich der Anzeigepflicht bei Unglücksfällen im Bergweſen erörtert. 

) Gejeg- und Berordnungsblatt f. d. Königreihd Sachſen 1578 S. 19. 

R v. Bojanowsti, die Engl. Fabrit- und Werkſiättengeſetze ©. 74 f., ©. 218. 
219. Hierzu muß hinzugefügt werden das fonfolidirte Fabrifgejeg v. 27. Mai 1878 (an 
act to consolidate and amend the law relating to factories and workshops; 
41 and 42 Victoriae cap. 16 seet. 31, 32). Ich fenne daſſelbe leider nur aus bem 
Auszug im yearbook of general information for the year of our lord 1879 pag. 
229 80. 
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Dampf, Waller oder fonftiger mechanijcher Kraft betrieben werden ?), jondern 
auch Anftalten zur Erzeugung von Thomvaaren, Zündhölzchen, Pertuſſionszünd⸗ 
hütchen, Patronen, Tapeten, zum Barchendſchneiden?), Schmelzöfen, Kupfer: 
hammer, Eifenhammer, Eiſen-, Kupfer, Mefjinghütten, Fabrikation von Papter, 
Glas, Tabak, Buchdruderprefien, Buchbinderei?), Drudereien, Bleichereien, 
Färbereien®), Bei der Berathung der Gewerbenovelle vom 17. Juli 1878 
wurden in der Kommiſſion Verſuche gemacht, die Anzeigepflicht in Deutſchland einzu: 
führen; man lehnte zwar desfalfige Anträge ab, nicht aber deshalb, weil man 
das Bedirinif nicht anerkannt hätte, ſondern theilg weil die Faſſung der An: 
träge auf Bedenken ftieß, theil3 weil fi die Anficht geltend machte, daß die 
Anzeigepfliht nicht bloß für die unter die Gewerbeordnung fallenden jondern 
aud für ähnliche Betriebe einzuführen jei?). So berechtigt das legte Bedenken 
war, jo fällt es weg, wenn man, wie in diefem Gutachten worgejchlagen wird, 
die Haftpflicht für fremde Schuld auf den gefammten Arbeitsvertrag ausdehnt ; 
jo wenig fich jene Haftpflicht auf die unter die Gewerbeordnung fallenden Ge 
werbe befchränfen würde, jo wenig möchte die Anzeigepfliht in die Gemwerbe- 
ordnung gehören. 

Die Reichsregierung hat übrigens in der Sitzung des Reichſstags vom 
27, Februar 1880 die demnächſtige Vorlegung eines die Anzetgepflicht regelnden 
Gefegentwurfs veriprochen 5). Ich darf einen Vorgang der letzten Wochen nicht 
mit Stillichweigen übergehen. In dem fchon oben genannten Berliner Berein 
für Gewerbfleiß hatten Dr. Martius und Genoffen im Beginn des Jahres einen 
Gefegentwurf betr. die Anzeige der in Fabrifen und ähnlichen Betrieben vor: 
fommenden Unfälle vorgelegt. Die zum Zweck der Berathung gewählte 
Kommiſſion hat in ihrem Berichte (abgefaßt von Dr. Grothe) vom 24. März 
1880 den Entwurf abgelehnt; fie bat ſich vielmehr für eine Erweiterung der 
beftehenden Gewerbegefege und des Haftpflichtgefetes erklärt, Damit die haupt: 
fählihe Abfiht des Gefegentwurf3 „Erweiterung und Vervouſtandigung der 
Unfallsſtatiſtik“ erreicht werde. Ich bekenne, daß dieſe Aeußerung mir unver: 
ſtändlich geblieben iſt. Wahrſcheinlich befürchtet man wieder Polizeiplackereien. 
Um dem Erlaß des Geſetzes vorzubeugen, beabſichtigt man (ſo wird mir ge— 
ſchrieben) lokale Unfallverſicherungsvereine auf Gegenſeitigkeit zu bilden; die Mit 
glieder ſollen zur Anzeige an den Verein verpflichtet werben; die Bereine reſp. 
ihre Beamten ſollen ftaatlihe Anerkennung erhalten (wie die Dampfkeſſel— 
revtfionsvereine) und die Unterfuhung der Unfälle foll durch die Bereinsbeamten 
erfolgen. Durch die Bildung diefer Vereine würde ohne Zweifel ein jchönes 
Stüd Selbftwerwaltung geichaffen, allein e8 würde dadurd) das Gefeg über die 
Anzeigepflicht nicht überflüffig gemacht werden; es kann nur verlangt werden, 


1,7 u. 8 Viet. cap. 15 sect. 73 bei Bojanowski S. 110 f.; ferner 24 und 
25 Viet. m 117 sect. 4 bei Bojanowsfi ©. 152 f., ferner 30 u. 31 Vict. cap. 
103 sect. 0. 5 bei Bojanowski ©. 166. 

2 27 u. 28 Viet. cap. 48 bei Bojanowsti S. 162 f. 

°) 30 u. 31 Viet. cap. 103 seet. 3 bei Bojanowski ©. 165 f. 

*) 33 u. 34 Viet. cap. 62 sect. 4 bei Bojanowsti S. 206. 

°) gl. den Kommiffionsbericht. S . 25 f. 

6) Etenogr. Berichte v. 1880 S . 159. 
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dem Geſetze eine ſolche Faſſung zu geben, daß es gegenüber den Mitgliedern 
der Vereine aufer Wirkſamkeit tritt, und hierzu wird fid der Gefeggeber gern 
veritehen. 


Zwei Worte über den $ 4 des Haftpflichtgefetes. 

Derjelbe bejtimmt, daß, wenn der Beſchädigte gegen den Unfall bei einer 
Berfiherungsanftalt (Knappſchaftskaſſe, Penfionstaffe) verfihert war, und der 
Arbeitgeber wentgftens die Hälfte von dem, was der Arbeiter an Beiträgen 
leiftet, feinerjeit3 beiträgt, die ganze Leiſtung jener Verficherungsanftalt dem 
Arbeitgeber zu Gute fommen, und auf die von ihm zu leiftende Entfchädigung 
abzurechnen ſei. 

Der $ 4 entftammt nicht der Regierungsvorlage de3 Jahres 1871, fondern 
einem Antrage der damaligen jogen. freien Kommifjion; ſchon bei der Berathung 
im Reichstag wurden die entgegengefetteften Urteile über ihn laut; das tft nicht 
minder heut der Fall, und ich halte es deshalb nicht an der Zeit, in die 
Disfuffion der Frage einzutreten, ob er aufgehoben werben jolle oder nicht; 
man wird vielmehr nod ein Decennium verftreihen laſſen müſſen, ehe man fid) 
dariiber entfcheidet, ob die an den Paragraphen gefnüpften Hoffnungen oder 
Befürchtungen ſich erfüllt haben. 

Dahingegen läßt ſich eine fpezielle an den $ 4 anfnüpfende Frage be= 
handeln. Der Paragraph giebt dem Arbeitgeber einen Fingerzeig, um ihm 
die Haftpflicht auf alle Fälle erträglich zu machen, e3 iſt der Hinweis auf die 
Unfallverficherung ; die Haftung für fremde Schuld löſt fid) ſomit in die Zahlung 
einer Verficherungsprämie auf; fofort entſtand eine Reihe von Unfallverficherungs- 
geſellſchaften theils auf egenfeitigfeit theil3 auf feſte Berficherungsprämien, 
denen man zum Theil das Zeugniß einer bedeutenden Wirkſamkeit nicht vor: 
enthalten darf!). Die Verſicherung ift einerſeits in den freien Willen bes 
Arbeitgebers gefegt, andrerſeits macht er ſich durch die Berficherung nicht von 
feiner Haftpflicht frei, d. 5. die Zahlungsunfähigkeit der Verſicherungsanſtalt 
trifft den Haftpflichtigen, nicht den Arbeiter. Nun tft in neuefter Zeit von zwei 
Seiten her (von Adides ?) und Bebel?)) der Gedanke angeregt worden, an Stelle 


1) Genauere8 über die einzelnen |. in bem von Neumann herausgegebenen 
Jahrbuch für das deutfche Berficherungsweien (Lebens-, Renten- und Unfallverfiche- 
rung). Die Meinungen find übrigens getheilt; man macht e8 den Unfallßverficherungs- 
gejellichaften zum fchweren Vorwurf, daß fie in fehr vielen — einen Prozeß 
provoziren, ſie zahlen erſt dann, wenn der Arbeiter den Arbeitgeber verklagt und ein 
obſiegliches Urtheil erſtritten hat; man behauptet, daß, falls feine Unfallsverſicherungs— 
geſellſchaften exiſtirten, der Arbeitgeber ohne Prozeß ſeine Haftpflicht anerkennen und 
dem Arbeiter die Entſchädigung freiwillig ——— würde. Nach der Autorität der 
Männer, welche den Vorwurf ausgeſprochen haben, ift an ſeiner Nichtigkeit nicht zu 
zweifeln. Bielleicht dürfte dem Uebel dadurch abgeholfen werben, daß im Verſicherungs— 
vertrag ein Schiedsgericht konſtituirt wird. Vergl. auch die Ausführungen des 
Abg. Stumm und des Bräfidenten des Reichskanzleramts Hofmann, welche wegen 
diejes Mifftandes der weiteren Fortbildung des Haftpflichtgefetses entgegentraten umd 
der Einrichtung einer Imvalidenverforgung den Vorzug gaben (Heichstagsverh. von 
1878 ©. 846 f., von 1879 ©. 141, 150). 

2) Tiibinger Zeitſchr. f. d. gef. Staatswiſſenſchaft 1879 ©. 634. 
2) Reichstagsſitzung v. 26. Febr. 1879 (Stenogr. Berichte ©. 143); natürlich 
verlangt Bebel die Leitung der Verſicherungskaſſe durch den Staat. 
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der Haftung für den Schaden vielmehr den Arbeitgeber gejeglich zur Verſiche— 
rung des Arbeiterd gegen Unfälle zu verpflichten, als Grund führen fie die 
Bahlungsunfähigfeit der fleinen Arbeitgeber bei größeren Schädensfällen an. 
Der Grund gewinnt an Gewicht, wenn nad meinen Ausführungen die Haft: 
pfliht auf den gejammten Arbeitsvertrag ausgedehnt werden ſollte. Nichtsdeſto— 
weniger kann ich dem Vorſchlag nicht beitreten. Eine Durchführung der Ver: 
fiherungspfliht auf gerichtlichem Wege iſt offenbar unzuläffig: man fann 
nicht vom Arbeiter verlangen, daß er zu diefem Zwecke die Klage gegen den 
Arbeitgeber anftelle. Es bliebe alſo nur übrig, die Berwaltungsbehörden 
mit der Durchführung zu beauftragen, und dies würde fortwährende ftaatliche 
Einmiſchungen nöthig machen, welche fi nur folhe Unternehmer gefallen Lafien 
würden, die ſchon in anderen Beziehungen der ftaatlihen Aufficht unterftehen 
z. B. Bergwerksbeſitzer, Eifenbahngefellichaften. Auch der Abg. von Hertling !) 
hat ſich gegen die Gubftitution der obligatorifchen Unfallverfiherung erklärt; 
jein Grund ift freilich ein anderer al3 der meinige, er befürchtet davon eine 
Berminderung der Präventivwirkung des Haftpflichtgefeges. 


II. Haftung für Zufall. 


Bekannt iſt die römische Nechtöregel: casus a nullo praestantur, fein 
Schuldner jteht für den Zufall ein. Sie ift die Anwendung eines größeren, 
dur das ganze Römiſche Recht ſich Hindurchziehenden Gedankens; des Gedankens 
nämlich, daß der Menſch feine Macht über die Natur befitt, daß er vielmehr 
unter der Herrichaft ihrer Gejetze fteht, und daß er deingemäß es in Demuth 
hinzunehmen hat, was fie ihm auch jchide, es fer ein Gewinn oder ein Verluft. 
Ein Beiſpiel klärt ganz befonder8 auf. Wenn ein öffentliher Fluß fi) ein 
neue Bett gräbt, jo theilen ſich nach Römiſchem Recht die angrenzenden Eigen: 
thümer des verlaffenen Flußbett8 in das letztere, diejenigen Eigenthümer, über 
deren Grund und Boden der Fluß nunmehr fließt, verlieren das Eigenthum 
daran; jene maden einen Gewinn, diefe erleiden einen Schaden; das Römiſche 
Recht denkt nicht daran, eine Ausgleihung eintreten zu laffen und den ver: 
lierenden Grundeigenthümern das verlafiene Flußbett zuzuſprechen. Während 
diefer Fall dem Gebiet der dinglichen Rechte angehört, fo tft ein zweiter, dem 
Opligattonenreht entnommener nicht minder belehrend; ich meine den Sat: 
periculum est emtoris, d. h. geht die verfaufte Sache vor der Uebergabe dur 
reinen Zufall unter, jo trifft den Käufer der Schaden, und er muß den Rauf- 
preiS dem Verfäufer zahlen; er hat fich nämlich zur Zahlung des Kaufpreiſes 
für die verfaufte Sache verpflichtet, und er muß es ertragen, daß eine höhere 
Gewalt die Sache zerjtört hat. 

Leichte Abweichungen von dem dargeftellten Prinzip finden fi) wohl in dem 
Römiſchen Recht, allein fie find jo jpärlih, daß man ſich nicht wundern darf, 
wenn die heutige Rechtswiſſenſchaft fie faft gar feiner Beachtung würdigt. Ich 
aber fann an ihnen deshalb nicht vorübergehen, weil mir fcheint, daß ein neues 
Nechtsprinzip in ihnen die treibende Kraft tft. 


1) Verh. des Reichstags von 1850 5. 158. 
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Der erfte Fall ift folgender. Es bittet Jemand einen Anderen um ein 
Darlehn ; da diefer fein baares Geld befitt, To giebt er ihm eine Sache zum 
Verkauf, den Erlös folle er als Darlehn behalten; die Sache geht vor dem 
Verkauf durch reinen Zufall unter; den Schaden trägt der Darlehnsfucher (außer 
wenn der Eigenthümer der Sache ſchon vor dem Stellen des Geſuchs die Ab— 
fiht hatte, fie zu verkaufen) !). Nach der oben angegebenen Regel mühte der 
Schaden entſchieden vom Eigenthümer getragen werden; wenn er im vorliegenden 
Fall dem Darlehnsfucher auferlegt wird, jo kann dies nur darin begründet fein, 
dag der beabfichtigte Verkauf lediglich im deſſen Intereffe geichehen follte, daß 
er allein den Anlaß zum Verkauf, aljo zur Entftehung der Gefahr gegeben 
harte. Daher erklärt fich leicht die entgegengefette Entſcheidung für den Zall, 
daß der Eigenthümer den Verkauf jchon früher beabfichtigte, denn dann hatte 
der Darlehnsſucher nicht den Anlaß zur Entftehung der Gefahr gegeben. 

Der zweite Fall ift folgender. Es giebt Jemand dem Herrn eines Sklaven 
eine gewifje Summe mit der Auflage, daß er den Sklaven freilafjen ſolle, der 
Herr reift mit dem Sklaven nach dem Site der Behörde, um den Freilaſſungsakt 
vorzumehmen ; unterwegs ftirbt der Sklave; wenn nun die Reife nicht den An— 
la zum Tode gab, jo muß der Herr die empfangene Geldfumme herausgeben, 
nicht aber braucht er e8 dann, wenn der Sklave durch Mörderhand oder durd) 
Ueberfahren jein Leben verloren hat?). Auch hier bafirt die Entjcheidung auf 
der Erwägung, daß die Reiſe Lediglich im Intereſſe desjenigen erfolgt war, der 
den Sklaven freigelaffen wiſſen wollte, daß er allen Anlaß zur Entftehung der 
Gefahr gegeben hat. Vielleicht beruhen diefe Entjcheidungen auf der Umkehr 
einer anderen römiſchen Rechtsregel: commodum eius esse debet, cuius est 
perieulum 3). Wenn nämlich) der Vortheil aus einem zufälligen Ereignifje dem— 
jentgen zufällt, welcher den daraus enttehenden Schaden trägt, jo kann man 
weiter Schließen, daß, wer den Vortheil hat (in defien Intereſſe das Gejchäft 
vorgenommen ift), den dabei entftehenden zufälligen Schaden tragen muß. 

Wie dem auch fer: mir fcheint, daß dem modernen Rechtsbewußtſein der 
zweite, in wenigen Beziehungen bereits im Römischen Recht exiftirende Grundjag 
weit mehr entſpricht als der erſte. Zum Beweiſe berufe ich mich auf das 
Preuftihe Recht *). 

Das Allgemeine Preuftiche Landrecht verwendet das verlafjene Flußbett zu= 
nähft zur Entſchädigung derjenigen, über deren Grund und Boden ſich der 
Fluß ein neues Bett gegraben hat). Es kennt nicht den Grundſatz: periculum 
est emtoris, der Käufer braucht den Kaufpreis nicht zu zahlen, wenn die Sache 
vor der Uebergabe untergegangen ift®). Es verpflichtet den Mandanten, den 
zufälligen Schaden, welder den Mandatar bei Ausführung des Mandat3 ges 
troffen hat, zu erjegen”), wenn er (der Mandant) beftimmte Vorſchriften über 


1. 11 $ 1. D.dereb. ered. 12, 1. ®gl. auch die Bafilifen 1. 23. tit. 1. cap. 4. 

) L5 $ 4. D. de cond. causa data 12, 4. 

) L. 10 D. de reg. iuris 50, 17. 

+) Bol. auch die Ausführungen von Pfaff, zur Lehre von Schabenerfag und 
Genugthuung nad Defterr. Recht 1880 ©. 9—11. 

) A.LRK. I 9 88 270. 271. 

JALR. IL 11 88 95. 100. 

) A.L.R. L 138 8ı. 
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die Ausführung ertheilt hatte; dieſe Tandrechtliche Beſtimmung erging auf Grund 
der Meinung vieler gemeinvechtlicher Rechtslehrer, denen die römische Beftimmung }), 
wonad; der Mandant niemals für Zufall haftet, nicht gefiel. Noch darüber 
hinausgehend verpflichtet die preußifche Gefindeordnung im $ 86 die Herrichaft ?), 
für Kur und Verpflegung de3 Dienftboten zu forgen, wenn biefer jih du rd 
den Dienft oder bei Gelegenheit defjelben eine Krankheit zugezogen 
hat; dieſe Verpflichtung bejteht nach der richtigen (aber beftrittenen) Anficht °) 
nur jo lange, al3 das Dienftverhältnig dauert. 

Ich glaube aucd den inneren Grund angeben zu fünnen, weshalb unfer: 
Rechtsanſchauung von der römischen abweicht. Wir müſſen ſelbſtverſtändlich 
auch heut amerfennen, daß der Menſch über die Gefete der Natur feine Macht 
hat, aber wir befizen in den Verficherungsanftalten eine den Römern unbekannt: 
Inſtitution, wodurd wir im Stande find, die dur Zufall eintretenden Schäden 
gegen Zahlung einer erträglihen Gebühr von uns abzuwenden. Zwar exiftiren 
diefe Anftalten nicht auf allen Gebieten; da fie aber auf unzähligen Ge 
bieten exiftiren, jo bat fich unjere Rechtsanſchauung ganz im Allgemeinen (aljo 
auch dort, wo Berfiherungsanftalten nicht vorhanden find) verändert, — — 

Auf den Arbeitsvertrag angewendet, jo glaube ich behaupten zu müfjen: 
es widerjpricht unferem Nechtsgefühl, den Arbeiter allein den ohne feine Schul 
eingetretenen Unfall tragen zu laſſen; als ſchuldlos erſcheint unſerem Rechts— 
gefühl auch der Arbeiter, welcher bloß mit geringer Schuld (etwa aus Ueber— 
eilung, Ungeſchicklichkeit) gehandelt hat. Bereits exiſtirt auf demjenigen Gebiete, 
welches fchon zu Zeiten des Mittelalter ein Proletariat entwidelte, auf dem 
Gebiete des Bergweſens, eine Einrichtung, in welcher unfer modernes Rechts— 
gefühl zur Geltung gebracht worden ift; die bergmwerflichen Knappſchaftsvereine 
fungiren in dreifacher Weile: als Krankenkaſſe, als Penfionskaffe, als Unfalls: 
falle. Und es befteht bereit3 feit Jahren eine Bewegung, die darauf abzielt, 
allen Arbeitern die Sicherheit gegen Unfälle zu verichaffen. Der befannte 
Stumm’fhe Antrag bezwedt geradezu eine Uebertragung der Knappſchaftsvereine 
auf alle induftriellen Arbeiter Deutfchlandg. Der Kommentator des Haft: 
pflichtgeſetzes Jacobi *) verlangt, daß, wer die Elementarmächte in feinen Dienſt 
nimmt (indem er die Maſchine mit Dampf bewegt) oder wer in den Kampf 
mit ihnen eintritt (als Bergwerfsunternehmer), die Gefahren, des Wagnifjes 
nad allen Richtungen, alfo auch für feine Arbeiter tragen müſſe. Das bereits 
oben erwähnte Möller’iche Referat verlangt die Haftung des Arbeitgebers für 
allen Schaden, der dadurch entfteht, daß der Arbeiter bei feinen dienftlichen 
Berrihtungen unfreiwillig den Tod oder eine Körperverlegung erleidet. Möller 
macht unſerem Haftpflichtgefete den Vorwurf, daß es den Rechtsgrund, auf dem 
die Verpflichtung des Arbeitgeber3 beruht, verfenne; der wahre Rechtsgrund fei 
„die Rückſicht auf den ſozialen Frieden, welche fordert, daß Arbeitgeber und Arbeiter 
ſich ala Sheder eines Organismus fühlen, in welchem dem Mächtigeren und 


X 26 R 6 D. mand. 17, 1 

2) Nachmeifungen ‚bei DR, Preuß. Privatr. 8 141 N. 122 und bei Dern— 
burg, Preuß. Private, $ 182 N. 

°) Vgl. hierüber den — von Koch ad h. 1. 

) Kommentar ©. 15. Aehnlich Löning, die Haftung des Staates aus rechtsw. 
Handlungen feiner Beamten ©. 90; vgl. auch Binding, Normen 1, 167. 
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Reicheren die Pflicht obliegt, für den Schwächeren und Aermeren, der ihm feine 
Kraft widmet, unter allen Umftänden zu forgen, um fo wieder in neuer ver- 
2delter Form die Bande zu fnüpfen, welche früher in Form der Zunft alle 
Berufsgenofjen verknüpften.” So ehrenwerth die Gefinnung tft, welche in diefen 
Worten liegt, jo wenig enthalten fie ein brauchbares Rechtsprinzip — dies 
ichon aus dem Grunde, weil durch Auferlegung der Tchranfenlofen Haftpflicht 
der „‚reiche‘ Arbeitgeber jehr Leicht zum armen Mann gemacht werden würde, 

Ich fnüpfe vielmehr an den ſchon oben geäufßerten Gedanken an: wenn 
ein zufälliger Schaden bei einer Gelegenheit entfteht, welche Jemand veranlaft 
bat, jo muß er ihn tragen, auch wenn ihn gar feine Schuld trifft. Machen 
wir Davon beim Arbeitsvertrag Gebraud, jo ergiebt jid 
das NRejultat, daß der Schaden zwifhen Arbeitgeber und 
Arbeiter vertheilt werden muß; denn der Arbeitsvertrag gehört zu 
den ſogen. zweifeitigen Gefchäften, er bezwedt den Vortheil beider Theile, beide 
Kontrahenten wollen und follen daraus einen Nuten ziehen, beide Theile 
baben Anlaß zum Schaden gegeben: der Arbeitgeber, indem er bie 
Arbeit verrichten ließ, der Arbeiter, indem er fie übernahm. Zur Beftätigung 
der Nichtigkeit des von mir aufgeftellten Rechtsfates dient gewiß der Umjtand, 
daß die preußiſchen Knappſchaftskaſſen, die (wie ich ſchon früher bemerkte) aud) 
al3 Unfallsfafjen fungiren, von den Beiträgen jowohl der Werksbeſitzer al3 der 
Werksarbeiter unterhalten werden; freilich find die Beiträge beider nicht gleich, 
nach dem preußifchen Berggeſetz $ 175 brauchen die Beiträge der Werksbeſitzer 
blog die Hälfte der Arbeiterbeiträge zu betragen, allein in der Praxis hat es 
ſich gezeigt, daß nur, wo die Werfsbefiger den gleichen Beitrag wie die Arbeiter 
(eiften, die Knappſchaftskaſſe allen ihren Verpflichtungen mit Sicherheit nachkommt. 
Auf der anderen Ceite zu weit geht die Forderung Hiltrop'3'), daß die für die 
Unfallstafje erforderlichen Beiträge von den Werfsbefigern allein getragen werden 
iollen; aus ihr würde folgen, daß der Arbeitgeber den ganzen durch den Unfall 
entftandenen Schaden zu leiften hätte, und dies läßt fi) mit Nechtsgründen 
nicht belegen. Auch Engel vertheidigt diefelde Meinung wie Hiltrop, nur ver= 
langt er nicht die Arbeitgeber gefeglich zu verpflichten, er erflärt e3 als ihrer 
moraliſchen Pflicht und ihrem eignen Interefje entiprechend 2). 

Trotz der Beihränfung auf die Hälfte habe ich noch ein Bedenken; da es 
nämlich Unverftand ift, die die goldenen Eier legende Henne zu töbten, jo darf 
jene theilweiſe Haftung des Arbeitgeber nimmermehr dahin führen, den letzteren 
zu ruiniren; die Gejeggebung muß auf ein Mittel finnen, diejes Rejultat ab- 
zuwenden. Das Mittel iſt die Unfallverficherung. 

Ich meine aber nicht etwa die Gründung einer „allgemeinen Unfallverfiche: 
rungsfafje in Berlin (Hiltrop) oder die Ausdehnung der Knappſchaftsvereine 
auf alle Arbeiter (Stumm). Cold großartige Mafregeln verlangen nicht bloß 


1) Schriften des Vereins für Sozialpolitif Bd. 5 ©. 109. Hiltrop hat leider 
feine Anficht nicht näher begründet. Er führt jedoch S. 113 zwei Heine Knappſchafts— 
vereine an (dem Halberftäbter und Brandenburger), bie austchtießfich durch Beiträge 
der Werksbeſitzer unterhalten werben; andrerſeits verpflichten bie beiden großen weſt— 
phäliſchen Knappſchaftsvereine den Werkbefiger bei jedem größeren Unfall bloß zu 
einem Beitrag von 100 Thlr. 

2) Zichr. bes preuß. ftat. Bureaus 1876 S. 146. 
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entjprechende, Jahre lang ſich Hinziehende Vorbereitungen jondern fie fcheitern 
an dem Streite, der unjere Geſellſchaft und alſo auch unfere Volksvertretungen 
in zwei Lager theilt: an dem Streit über die Betheiligung des Staates an 
wirthichaftlichen Angelegenheiten, über die Berechtigung und die Erfolge des 
Boluntarismus!). Wer heut einen folchen Vorſchlag macht, muß große Geduld 
befiten; er wird Jahre, vielleicht Jahrzehnte warten müjjen ?). In der vor— 
liegenden Materie würde ein folher Vorſchlag um fo weniger gerechtfertigt fein, 
als die Erfahrungen nach Erlaß des Haftpflichtgejege® und den rechten Weg 
unzweifelhaft weiſen. In Folge des $ 4 des Geſetzes (deſſen ich ſchon oben 
gedachte) hat fid) eine Reihe von Unfallverſicherungsgeſellſchaften entweder gegen 
feſte Prämien oder auf Gegenſeitigkeit gebildet, und die bet denſelben verfichern- 
den Arbeitgeber fönnen deshalb ſtets einen fie treffenden Haftpflichtfal mit 
Leichtigkeit ertragen. Diefe Gejellihaften verfichern nicht bloß gegen die unter 
das Haftpflichtgefes fallenden Fälle jondern überhaupt gegen alle Unfälle, ohne 
Unterjchied ob fie kulpos oder fafuell entftanden find. Mein Vorſchlag geht 
num dahin, die Haftung des Arbeitgeber für Fajuelle Unfälle dadurch zu mildern, 
daß er fih davon durch Verſicherung de3 Arbeiterd bei einer (im Geſetz näher 
zu charakteriſirenden) Verſicherungsanſtalt befreit. Ich bin alſo für eine geringere 
Haftung des Arbeitgebers bei Zufall als bei Schuld ſeiner Beamten; im letzteren 
Falle kommt ihm nur das zu Gute, was die Anſtalt wirklich leiſtet; im 
erſteren Fall macht er ſich nach meinem Vorſchlag durch die Berfiherung 
an ſich frei, jo daß der Banquerott der Verſicherungsanſtalt nicht ihn jondern 
den Arbeiter trifft. Der Grund meiner Meinung tft ein dreifadher. Einmal 
find zufällige Ereigniffe noch weit jchadenbringender al3 die durch Verſehen her— 
beigeführten, und man darf nicht den Einen dadurd) verforgen, daß man den 
Anderen an den Bettelftab bringt. Sodann aber fann man wohl einen Arbeit- 
geber mit feinem DVertreter völlig identifiziren, das Verſehen des letzteren völlig 
dem erfteren zur Yaft legen, aber der Zuſammenhang zwijchen dem bloßen An= 
laß zum Unfall und dem Unfall ift nicht ein fo inniger wie der zwilchen dem 
Arbeitgeber und feinem Vertreter. Endlih haben wir es mit einem neuen 
Rechtsgrundſatz zu thun, der im bisherigen Recht nur ſehr wenig vorgebildet 
iſt, und welcher, um ſich den Beifall zu exringen, in möglichſt erträglicher Form 
auftreten muß, eine Verſicherungsgebühr iſt aber — wenn mit dem Schaden 
ſelbſt verglichen — ſtets erträglich. Ich bemerkte ſchon, daß das Geſetz die 
Verſicherungsanſtalt wird charakteriſiren müſſen, um nicht Leichtſinn oder gar 
Umgehung des Geſetzes ſeitens des Arbeitgebers zu befördern; e3 wird alfo die 
Minimalhöhe des Grundkapital zu beftimmen und defjen volle Einzahlung an- 
zuordnen fein u. dergl. m., kurz befondere Normativbeftimmungen für Unfall: 
verficherungsanftalten werden aufgeftellt werden müſſen. — In diefer Ein- 
Ihränfung ift die Haftpflicht für den Zufall eine dem Arbeitgeber durchaus er— 
träglihe Yaft; nach einer Mittheilung bei Jacobi (Kommentar ©. 18 Note 9) 
gewährt die allgemeine Unfallverficherungsbant in Leipzig für Mafchinenfabrifen 


!) Beide Momente ergeben fihb aus ber Ietsten Behandlung der Sade, dem 
Bericht der 8. Kommiffion über den Antrag Stumm (deutſcher Reichstag 1879 Nr. 314). 

2) Man Iefe die Erklärungen des Regierungskommiſſars in dem im voriger Note 
bezeichneten Kommiffionsbericht. 
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zum Gate von 1°, pro Mille Berfiherung gegen alle Unfälle nicht haft— 
pflichtiger Art, d. h. eben gegen zufällige Unfälle; nad) den Ergebniſſen der 
preußiſchen Statiftit waren 1875 27275 Arbeiter mit einem Kapital von 
184,267,273 Mark gegen alle Unfälle verfihert; die Prämie wurde bis auf 
einen verjchwindenden Beitrag der Arbeiter von 17000 Mark nur von den 
Arbeitgebern mit 778,000 Mark gezahlt. — Nach dem neueften Ausweis 
waren am 31. December 1879 bei der Allgemeinen Unfall-Berfiherungsbant in 
Yeipzig gegen Berbindlichfeiten aus der gejetlihen Haftpflicht 4999 Mitglieder 
mit 242,771 Perſonen, in der deutſchen Unfall-Verfiherungsgenofienihaft in 
Leipzig gegen Nichthaftpflicht-Unfälle 2712 Mitglieder mit 103,867 Perſonen 
oder 211,568,603 Mark Berfiherungsfumme verfichert. 

Die Darftellung ergiebt, daß ich auf dem Wege der juriftiichen Prinzipien 
nur zu einer halben Verſicherung des Arbeiterd gegen zufällige Unfälle gelange. 
Soll man die Ergänzung derjelben dem freien Belieben des Arbeiter über: 
lafien )2? Soll man einen Zwang dazu einführen ?), und zwar (fragt e8 ſich 
weiter) in der Form des Kaſſenzwangs (wie bei den ſogen. eingefchriebenen 
Hilfskaſſen) oder der Zwangskaſſen (wie bei den bergwerflicen Knappſchafts— 
vereinen)? Auc die Anficht ift ausgefprodhen worden, daß die Arbeiterverfiche- 
rung, ſoweit die Arbeitgeber nicht dafür gejorgt, im Intereſſe der Armenver: 
waltung zur Gemeindejache gemacht werden jollte?). Auf diefe Punkte gehe ich 
nicht ein, weil ich meinem Gutachten einen ftreng objektiven, von den verfchtedenen 
ötonomiſchen Strömungen unferer Zeit unabhängigen Inhalt geben will; ich operire 
lediglid) mit dem Arbeitvertrag; in feinem juriftiichen Gehalt habe ich eine 
unbeftrittene Örundlage für die Fortbildung der Geſetzgebung, melde von allen 
wirthſchaftlichen Parteien anerfannt werden muß; was darüber hinaus Liegt, laſſe 
ich abjichtlid bei Seite, um mir die gute Meinung auch derer zu erhalten, die 
meinen wirthſchaftlichen Standpunkt nicht theilen. Nur die einzige thatſäch— 
lihe Bemerkung darf ich nicht unterdrüden, daß für die Bergarbeiter die 
Zwangskaſſenform im Knappſchaftsverein befteht, von welchem ich oben berichtet 
babe, einerfeit3 daß er auch eine Berficherung gegen Unfälle begreift, andererjeit3 
daß die Beiträge fowohl von den Werfsbefigern als von den Arbeitern geleiftet 
werden. 

Ic fete mun den Fall, daß es bei demjenigen verbleibt, was nad) der 
obigen Ausführung der Arbeitgeber thun ſoll, d. h. bei der Berficherung des 
Arbeiter gegen zufällige Unfälle zur Hälfte. Auch diefe würde ein großer 
Gewinn fein. Die Arbeitgeber würden den größten Eifer auf Herftellung und 


2) Dies ift der Standpunkt von Brentano (Arbeiterverfiherung gemäß ber 
beutigen Wirtbfchaftsordnung 187%), Hirſch (die gegenfeitigen Hülfskafien) und Wöllmer 
(Invalidenpenfionstafien und die Gejetgebung 1879). 

2) Dies ift der Standpunft von Adides in der Tübinger Zichr. f. d. gefammte 
Staatsmifjenfhaft 1879 S. 599—640. In den Verhandlungen der 8. Kommiſſion 
des Neichdtags v. 1879 find matürlih beide Standpunkte eifrig verfochten worden; 
f. die Drudjade Nr. 314 ©. 3—12. 

») So Engel in der Zichr. des preuß. ftat. Bureaus v. 1976, ©. 145. Aus 
einer Mittheilung in den Reihstagsverbandlungen 1879 ©. 152 (Handeldfammer von 
Mannheim) imöcte ich fait fehliegen, daß einige Gemeinden in der That die Verfiche- 
rung von Gemeindewegen abjcließen. 
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Inftandhaltung folher Einrichtungen verwenden, durch welche die Gefahren für 
Leben und Geſundheit ihrer Arbeiter möglichjt vermieden werden; fie würden 
den Kampf mit der vis maior aufzunehmen verfuhen; die Unfallverficde- 
rungsgefellihaften würden dem gleihen Ziele zuftreben; es 
würde den Unfällen vorgebeugt, Yeben und Gejundheit der Arbeiter vielfältig 
erhalten werden, und wo dies trogdem nicht gelungen, würde das Elend ver 
Einzelnen gelindert und der Armenetat wahrjcheinlic gänzlich entlaftet werden. 
Der legte Punkt ift zu betonen. Jeder Unfall, für den der Arbeitgeber nicht 
einfteht, trifft die Gemeinde; der Arbeitgeber beftreitet in ſolchem Falle einen 
Theil der Produftionstoften aus öffentlihem Sedel; und wie bedeutfam diefer 
Theil ift, geht daraus hervor, daß einzelne Gemeindevorftände bereits. die öffent: 
liche Aufforderung erlaffen haben an die Arbeitgeber, ihre Leute zu verfichern, 
an die Arbeiter, nur bei folden, die diefer Aufforderung nachgekommen find, 
Arbeit zu nehmen ?). 

Erreicht wäre bei der Durchführung meines Vorſchlags nicht alles Wünſchens— 
werthe, aber ein großer Schritt wäre vorwärts gethan. Nirgends fo jehr wie 
im foztalen Gebiet bewährt fid) das Spridwort, daß das Beſſere der Feind 
de3 Guten ift; bier fann man immer nur ftüdweife veformiren. Das Haft: 
pflichtgefeg von 1871 ift, an den obigen Ausführungen gemeſſen, ein Zwerg, 
und doch hat es ſich als überaus kräftig erwieſen, und in dem von ihm um— 
ſchriebenen Kreiſe mächtig gewirkt. Ein neues Geſetz, welches meinen Aus— 
führungen entſpräche, würde zwar die gerechten Anforderungen des Alters und 
Siechthums nicht erfüllen, es würde ſogar die durch die Arbeit ſelbſt herbei— 
geführten Krankheiten (Bleivergiftung, Phosphornekroſe u. dergl. m.) nicht treffen; 
nichtsdeſtoweniger würde es ein großes Stück wirthſchaftlichen Elends beſeitigen 
auf einem Gebiete, wo es urplötzlich über die Menſchen hereingebrochen iſt und 
deshalb um ſo weniger ertragen werden kann. 

Ich hebe noch hervor, daß ein Geſetz, welches die theilweiſe Haftpflicht des 
Arbeitgebers für den Zufall ſtatuirt, auch demjenigen Arbeiter zu Gute 
kommt, welcher das Verſehen des Arbeitgebers reſp. ſeines 
Beamten nicht nachweiſen kannz; und ih erachte dies für die einzig 
gerechte Benrtheilung des Falles. BZweifelhafte Anjprüce ziemt e3 ſich durch 
einen Vergleich zu erledigen; jo ungerecht die bisherige Nichthaftung des Arbeit- 
geber3 ift, jo ungerecht wäre e3, ihn unbefchränft haften zu laſſen, bis er einen 
thatſächlich unmöglichen Gegenbeweis Liefert, die Theilung ift bier am Orte, 
Wir gelangen demnach zu einer Haftungsjfala, welche den verſchiedenen Nüancen 
der thatfähhlichen Vorgänge entfpriht: der Arbeitgeber haftet in vollem 
Maße bei eigner Schuld oder bei einer Schuld feines 
Angeitellten; er haftet zur Hälfte bei zufälligen Unfällen 
oder bei niht nahmweisbarer Schuld; er haftet gar nidht bet 
grober Schuld (Leihtfinn) des Arbeiters. Pielleiht wird aud) 
der Abg. Stumm an diefer Skala Gefallen finden; denn wenn er ausführte, 
daß die Entihädigung des Arbeiter denfelben Teichtfinnig bei der Arbeit 


2) Bol. das Schreiben des Bürgermeifters von Mettmann in der Rheinprovinz 
v. 2. März 1875, abgebr. in ber Zſchr. des preuf. ftat. Bureaus 1876 S. 145 Note *. 


- 
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mache und ihm zur Bernahläffigung aller Vorfiht verführe!), jo paßt dies 
eben nur auf die volle Entjhädigung. 


Ich faſſe die Refultate meines Gutachtens in folgende Säge zuſammen: 


2 


der $ 2 des Haftpflichtgefeges ift auf den gefammten Arbeitsvertrag 
(locatio conduetio operarum und operis) auszudehnen. 


. Die Ausführungsverordnung zu $ 120 der Gemwerbenovelle ift unge- 


ſäumt zu erlaſſen; desgleichen ein Gefet über die Anzeigepflicht bei 
Unfällen. In beiden ift geeignete Rüdjiht auf Vereine zu nehmen, 
welche fi zu ihrer Durchführung auf dem Wege der Selbft- 
verwaltung bilden (ähnlich den Dampfkeſſelreviſionsvereinen). 

Es ift ein Gefeg zu erlafjen, worin dem Arbeitgeber (bei loc. cond. 
operarum und operis) die Haftung für zufällige Unfälle zur Hälfte 
auferlegt wird; von diefer Haftung befreit er ſich durch Verſicherung 
der Arbeiter bei einer Anftalt, über deren nähere Charafterifirung 
Normativbeftimmungen gejeglih aufzuftellen find. 


) Neihstagsverhanblungen von 1878 S. 845. 


Schriften XIX. — Haftpflichtfrage. 


Auhang. 


1. Nachtrag zu dem Aufſatze: Die Haftpflicht nach engliſchem 
Rechte. 

2. Bericht über verjchiedene Anfichten, betr. die Haftpflicht: 
Trage. 


1. 
Nachtrag 
zu dem Aufſatze: Die Haftpflicht nach engliſchem Rechte. 


Das britifche Gefeß, defien Entwurf in dem vorerwähnten Aufſatze, ©. 17, 
mitgetheilt ward, ift inzwifchen, am 7. September d. J. veröffentlicht worden; 
es folgt bier in Ueberſetzung: 

Geſetz zu Ausdehnung und Regelung der gewerbliden 
Unternehmern obliegenden Berpflidtung zu Leiſtung von 
Schadenerfag an foldhe aus der Zahl der in ihnen beidäf- 
tigten Arbeiter, welde eine Körperbejhädigung erfahren 
baben, vom 7. September 1880 — 43 u. 44 Vict. cap. 42—. 


(Geſetz, betr. die Haftpflicht gewerblicher Unternehmer von 1880). 


Bon J. M. der Königin, im Beirath und mit Zuftimmung der in dem 
gegenwärtigen ‘Parlamente verfammelten geiftlihen und weltlichen Lords fowie 
der Gemeinen und kraft deren Genehmhaltung, wird verordnet was folgt: 


1. Berbeflerung der Redtsporichriften. 


MWofern nad) dem Zeitpunfte, zu welchem dieſes Geſetz in Wirkſamkeit 
tritt, ein Arbeiter eine Körperbefhädigung erfährt: 

1) aus Anlaß irgend eines Mangels in der Beichaffenheit der mit dem 
Gewerbebetriebe des Unternehmers in Verbindung ftehenden oder der 
eben dabei in Gebraud) befindlichen Arbeit3vorfehrungen, Geräthichaften, 
majchinellen Anlagen oder Inventarſtücke; oder 

2) aus Anlaß des nachläffigen Verhaltens irgend einer in dem Dienfte des 
Unternehmers befindlichen Perfon, welcher irgend wie Auffichtsbefugnijie 
übertragen find, und zwar in der Zeit, während welcher diefe Perſon 
in der Ausführung ihrer Auffichtsbefugniffe begriffen ift; oder 

3) aus Anlaß des nachläſſigen Verhaltens irgend einer in dem Dienfte des 
Unternehmers befindlihen Perfon, deren Befehlen oder Weifungen der 


134 Nachtrag zu dem Auffage: 


Arbeiter zu der Zeit als die Beihädigung ftattfand, nachzukommen 
verpflichtet war und auch nachkam, fofern die fraglide Beſchädigung 
aus dem gedachten Verhalten hervorgegangen ift; oder 
4) aus Anlaß von Handlungen oder Unterlaffungen, welche irgend eine in 
dem Dienfte des Unternehmers befindliche Perſon in Befolgung der 
Vorjriften oder Anordnungen de3 Unternehmers, oder in Befolgung 
jolher bejonderen Inſtruktionen bewirkt oder begeht, welche irgend eine 
zu dem Behufe von dem Unternehmer mit Autorität ausgerüftete Perjon 
erlaflen hat; oder 
5) aus Anlaß des nachläſſigen Verhaltens irgend einer in dem Dienfte des 
Unternehmers befindlichen Perſon, welche bei Eifenbahnen die Verant— 
wortung oder die Kontrole für bezw. über irgend welche Signale, 
Weichen, Zugmaſchinen oder Züge hat, 
haben der Arbeiter, oder, falls die Beſchädigung das Ableben deijelben herbeiführt, 
die geſetzlichen perjünlihen Vertreter des Arbeiter3 und die aus Anlaß des 
Todesfall3 berechtigten Perſonen eben denjelben Rechtsaniprud auf Schadenerfag 
und eben diefelben Rechtshülfen gegen den Unternehmer, wie wenn der Arbeiter 
nicht ein Arbeiter des Unternehmers, oder nicht in deſſen Dienften befindlich, oder 
nicht zu deſſen Gewerb3unternehmen verdungen geweſen wäre, 


2. Ausnahmen in Anjehung der verbeflerten Rechtsvorſchriften. 


Ein Arbeiter ift nad) Mafgabe diefes Geſetzes zu irgend welchen Rechts— 
anſprüchen auf Scadenerfag oder zu Nechtshülfe gegen den Unternehmer in 
jedem der folgenden Fälle nicht berechtigt; nämlich: 

1) nad Unterabfchnitt Eins in Abjchnitt Eins, es jet denn, daß die dort 
erwähnten Mängel hervorgegangen find aus oder unentdedt, oder un= 
abgeftellt geblieben find wegen der Nadjläffigkeit des Unternehmers oder 
einer in dem Dienfte de3 Unternehmers befindlichen Perſon, welcher 
von dem Unternehmer die Verpflichtung auferlegt ward, danach zu ſehen, 
daß die Arbeitudrkehrungen, Geräthihaften, mafhinellen Anlagen oder 
Inventarſtücke in zwedentiprehendem Zuftande ſich befanden. 

2) Nach Unterabfchnitt Vier in Abfchnitt Eins, es fei denn, daß die Be- 
ſchädigung durch irgend welche Ungehörigteiten oder Mängel in den vor— 
erwähnten Vorſchriften, Anoronungen oder Inftruftionen herbeigeführt 
ward; mit dem Vorbehalt jedoch, dag — wofern Borjchriften oder An— 
ordnungen von Seiten eines der füniglichen erften Staatsfefretaire oder 
des Handelsamts, oder eines fonftigen Regierungsdepartement3 nad) 
Mafgabe oder Kraft eines Geſetzes genehmigt oder angenommen tworden 
find —, ſolche Vorſchriften oder Anordnungen für die Zwecke dieſes 
Geſetzes als ungehörig oder mangelhaft nicht angejehen werden dürfen. 

3) So oft der Arbeiter die mangelhafte Beichaffenheit oder das nachläffige 
Berhalten kannte, welches feine Beſchädigung herbeiführte und er inner— 
halb einer angemefjenen Frift dem Unternehmer oder einer ihm (dem 
Arbeiter) in dem Dienfte des Unternehmers übergeordneten Perſon davon 
Anzeige zu erftatten oder erftatten zu laſſen verabſäumte, es fet denn 
daß, nad) feiner (des Arbeiterd) Wahrnehmung, die fraglihe mangel: 
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hafte Beichaffenheit, oder das nachläſſige Verhalten dem Unternehmer 
oder der erwähnten übergeordneten Perſon bereit3 bekannt waren. 


3. Abgrenzung der als Schadenserjat einziehbaren Summe.] 


Der nah Maßgabe dieſes Geſetzes als Schadenserfag einziehbare Geld- 
betrag darf diejenige Summe nicht überfteigen, welche ſich anſchlagsmäßig als 
der während dreier Jahre vor dem Eintritt des fchädigenden Ereignifjes er— 
arbeitete Verdienſt einer foldhen Perſon ermitteln läßt, die innerhalb der frag- 
lichen Jahre in ebenderjelben Lebenzftellung, in der nämlichen Beſchäftigung und 
in dem nämlichen Bezirke in Arbeit ftand, mwofelbft der Arbeiter zu der Zeit 
beihäftigt war, al3 die Beſchädigung ftattfand. 


4. Friſt zu Ginziehung des Schadensbetrages. 


Klagen, nad) Mafgabe dieſes Gefeges, behufs Einziehung des Betrages 
zu Ausgleihung einer erlittenen Beihädigung dürfen nicht anders vecht3hängig 
gemacht werden, als wenn die Anzeige davon, daß eine Beſchädigung ftattgefunden 
hat, binnen ſechs Wochen nady dem Eintritte des die Bejchädigung verurjachenden 
Unfalls erftattet, die Klage jelbft aber binnen ſechs Monaten, oder, wenn ein 
Todesfall vorliegt, binnen zwölf Monaten, von eben demjelben ZBeitpunfte an 
gerechnet, angeftellt wird; ftet3 jedod, mit dem Vorbehalte, daß bei dem Eintritt 
eines Todesfalls das Unterbleiben der Anzeige dann die Anbringung der Klage 
nicht ausſchließen joll, wenn nad) richterlihem Ermefjen genügender Grund dazu 
vorhanden war, daß die Erftattung der Anzeige unterblieb. 


5. Strafgelder fünnen bon Entihädigungsgeldern nad) Maßgabe diejes 
Gejetzes in Abzug gebradjt werden. 


Bon Entjchädigungsgeldern, welche einem Arbeiter oder den Bertretern 
eines Arbeiterd oder folhen Perfonen zugebilligt wurden, die durch Vermittelung 
eines Arbeiterd oder durch einen folhen vertreten einen Klagegrund nad) Maf- 
gabe dieſes Geſetzes für ſich in Anſpruch nehmen, ift zuläffig diejenigen Straf: 
gelder, und zwar entweder ganz oder theilweife, in Abzug zu bringen, deren 
Zahlung an den betreffenden Arbeiter, deſſen Vertreter oder die gedachten zur 
Klage berechtigten Perfonen fraft eines jonftigen Geſetzes zu erfolgen hatte; 
wofern aber ein Arbeiter, oder defjen Vertreter, oder ſolche Perfonen nad) Maß— 
gabe dieſes Geſetzes eine Klage anftellen, die durch Vermittlung eine8 Arbeiters 
oder durch einen ſolchen vertreten, einen Klagegrund nad) Maßgabe diejes 
Geſetzes für fi in Anfprud nehmen, und wofern die aus Anlaß des nämlichen 
Klagegrundes nad) Maßgabe eines jonftigen Gejeges verbüßten Strafgelder, ganz 
oder theilweife, zuvor noch nicht gezahlt wurden, find der Arbeiter, deſſen 
Vertreter, oder jene Perfonen nicht berechtigt mit Bezug auf denfelben Klage— 
grund nad) Maßgabe eines fonftigen Geſetzes irgend welche Strafgelder oder 
Zheilbeiträge von folden in Empfang zu nehmen. 


6. Handelt von dem Berfahren vor Geriht und ift bier in Wegfall 
gebracht. 


136 Nachtrag zu dem Auffate: 


1. Berfahren bei der Zuſtellung bon Anzeigen betreffs Beihädigungen. 


Anzeigen betreffs Beihädigungen nad) Mafgabe dieſes Geſetzes müſſen 
den Namen und den Wohnort der bejhädigten Perſon enthalten, auch die 
Urfahe der Beihädigung in der Sprache des gewöhnlichen Lebens, und ferner 
den Tag angeben, an welchem die Schädigung ſich zutrug; fie find dem Unter: 
nehmer oder, bei dem VBorhandenfein von mehr al3 einem Unternehmer, einem 
derjelben zuzuftellen. 

Die Zuftellung kann durch Ausreihung der Anzeige an oder in dem 
Wohnhaufe oder dem Gejchäftsraume derjenigen Perſon, an melde fie gerichtet 
ift, bewirkt werden. 

Die Anzeige kann auch durch die Inanſpruchnahme der Poſt mittelft eines 
eingejchriebenen Briefe bewirft werden und hat die Adrejje des Briefes auf 
diejenige Perſon, in deren letztbekanntem Wohnhaufe oder Geſchäftsraume zu 
lauten, an welde die Anzeige zugeftellt werden fol; wird die Anzeige durch 
Inanſpruchnahme der Poſt zugeftellt, jo gilt die Zuftellung als zu der Zeit 
bewerfftelligt, zu welcher ein die Anzeige enthaltender Brief im gewöhnlichen 
Laufe der Poft ausgereicht worden wäre, und der Nachweis betreff3 der ftatt: 
gehabten Zuftellung einer derartigen Anzeige joll als genügend erbradt an: 
gejehen werden, wenn dargethan wird, daß die Anzeige ordnungsmäßig adrefjirt 
und eingejchrieben ward. 

Falls eine Mehrheit von Perſonen, ohne Unterfchied ob mit Korporations— 
rechten verfehen oder nicht, als Unternehmer auftritt, ift Die Anzeige in der Art 
zuzuftellen, daß fie entweder in dem Gejchäftsraume ausgereicht, oder mittelft 
der Poft in einem eingefchriebenen, an den Gefchäftsraum adreffirten Brief 
gejendet wird; follte mehr als ein Geihäftsraum vorhanden fein, fo kann die 
Sendung an einen derjelben erfolgen. 

Anzeigen nad) Mafgabe dieſes Abſchnitts dürfen, etwa darin enthaltener 
Mängel oder Ungenauigkeiten wegen, nicht al8 ungültig angefehen werden, es 
jet denn, daß der Richter, welcher die Klage zu behandeln hat, die aus der in 
der Anzeige erwähnten Beichädigung hervorgeht, der Anficht ift, daß der frag: 
lihe Mangel oder die fraglihe Ungenauigfeit dem Bellagten bei deſſen Ein- 
lafjung auf die Klage nachtheilig und daß der Mangel oder die Ungenauigfeit 
abfichtlich irreleitend ſeien. 


8. Begriffserläuterungen. 
Sofern die Wortſtellung nicht ein Anderes erfordert, bedeutet 


der Ausdruck „eine Perſon, welcher irgend wie Aufſichtsbefugniſſe 
übertragen ſind“, eine ſolche, deren ausſchließliche oder hauptſächliche Vers 
pflihtung in Beauffihtigung befteht und welche unter gewöhnlichen Um: 
ftänden mit ftofflicer Arbeit nicht befaßt it; 

begreift der Ausdruck „Unternehmer“ jede Mehrheit von Perfonen 
in fi, ohne Unterfchied, ob mit Korporationsrechten verjehen oder nicht; 

bedeutet der Ausdrud „Arbeiter“ Eifenbahnangeftellte und ſonſtige 
Perfonen, auf welche das Unternehmer- und Arbeitergefeg von 1875 
Anwendung finder. 
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9. Beginn der Wirkſamkeit des Gejetzes. 


Dieſes Geſetz joll vor dem 1. Januar 1881, welder Tag in diefem 
Geſetz als der Beginn der Wirkfamfeit dejjelben in Bezug genommen ift, nicht 
in Geltung treten. 


10. Abgekürzter Titel, 


Diefes Geſetz darf als das Geſetz, betreffend die Haftpflicht gewerblicher 
Unternehmer von 1880 angeführt werden und foll bi8 zum 31. Dezember 
1887 und bis zu dem Ende der dann nächſten Parlamentzfigung jedoch nicht 
länger in Kraft bleiben, e3 fei denn, daR das Parlament ein Anderes verfügt 
und fämmtlihe nad) Maßgabe dieſes Geſetzes vor jenem Zeitpunft eingeleitete 
Klagen follen Fortgang finden, wie wenn dieſes Gejeg nicht erlöfchen würde. 


2. 
Bericht über verjchiedene Anfichten, betr. die Haftpflichtfrage. 
Bon X. Held. 


ALS Secretär des Vereins für Socialpolitit lag es mir ob, verfchiedene 
praftifhe Sachverſtändige um Gutachten zu bitten. Dabei begegnete mir mehr= 
fad) daS befannte Schickſal, daß die betreffenden Herren zwar ebenfo freimüthig 
als belehrend ihre Anficht ausſprachen, aber entweder nicht geneigt oder durch 
Zeitmangel aufer Stande waren, diefe Anfichten zu Papier zu bringen und 
unter ihrem Namen zu veröffentlichen. 

In einigen Fällen hatte ich ganz befonderen Grund, das zu bedauern, 
weil die geäußerten Anfichten mir jehr der Beachtung werth erſchienen; und 
da ic) nicht annehmen fann, daß diefelben in den anderen Gutachten völlig 
gleihartig zum Ausdrud gelangen werden, jo beſchloß ih, mit Erlaubniß 
meiner Autoritäten, die von dieſen geäußerten Meinungen und mitgetheilten 
Thatfahen in meinen Worten zu Papier zu bringen. Diefes geſchah ſelbſt— 
verftändlich ehe ich die Arbeit irgend eines der Herren Gutachter befommen und 
gelefen Hatte. 

Die folgenden Zeilen find alfo fein won mir erftattete8 Gutachten, ſondern 
eine Wiedergabe fremder Anfichten, die jedoch mit meinen eigenen Anſchauungen 
fih in großer Harmonie befinden, jo daß fi) mit der Darftellung der Anfichten 
meiner Gemährsmänner der Ausdruck eigener Meinung, namentlid) in Bezug 
auf die fociale Bedeutung der gemachten Vorſchläge und ihre Motivirung, 
jwanglo8 verbinden kann und wird. 

In der Reichstagsſitzung vom 26. Februar 1879 fagte der Staatminifter 
Hofmann betreffs der Frage der Negelung der Haftpflicht: 

„Sollen wir nun — das ift die Frage — lieber auf dem Wege der 
Invalidenverforgung — die ein fociale8 Band zwifchen Arbeitgeber und Arbeiter 
tnüpft — Abhilfe ſchaffen, oder follen wir es thun auf dem Wege der Ber: 
ihärfung des Haftpflichtgefetes, welches in jedem einzelnen Falle der Anwendung 
den Arbeiter in einen juriftiichen Gegenfag, in eine feindliche Stellung zu dem 
Arbeitgeber treten läßt?“ 

Es handelte fi in diefer Reichstagsſitzung darum, die Interpellation de3 
Abgeordneten v. Hertling zu beantworten; die Regierung wollte und konnte aber 
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eine beſtimmte Antwort noch nicht geben, und daher ſchloß der Vertreter da | 


Regierung mit einer Frage. Diefe Frage aber ift in der That jo formulitt, 
daß fie die große Schwierigfeit, welche bei jedem Verſuche der Regulirung der 
Haftpflicht auffteigt und welche bisher noch Niemand völlig zu heben vermocht, 
far ausſpricht. 

Einerjeit3 nämlich befteht für alle Diejenigen, welche unfere induftrielen 
Berhältnifie vorurtheilsfrei und doc mit humanem Sinne betrachten, der Grund— 


ſatz, daß es unbillig jei, den Arbeiter ohne Hilfe für folche Unfälle reſp. Be 


ihädigungen leiden zu laffen, welche aus der Natur der betreffenden imduftriellen 


Thätigkeit hervorgehen — amderfeit3 ift jedes dem verlegten Arbeiter gegeben: | 


Recht auf Entjhädigung, das durch Prozeß erftritten werden kann vejp. mul, 
eine Quelle von Erbitterung und Feindfeligkeit, welche die Verhältniffe zwiſchen 


Arbeit und Kapital vergiftet. — 

Was den erjteren Grundfag betrifft, jo fteht e3 erfahrungsgemäß feſt, daß 
in vielen Induftriezweigen eine Gefahr für Leib und Leben der Arbeiter beiteht, 
welche die durchichnittlihe Gefahr des Verunglückens in allen menſchlichen 
Thätigfeiten weit überfteigt.. Wir reden dabei ausdrüdlih nur von Jogenannten 
acuten Verlegungen, d. h. Tödtungen oder chirurgiſchen Beihädigungen, melde 
zwar nicht nothwendig bei der Arbeit eintreten müfjen, welche aber factijch in 
einer großen Anzahl von Fällen mit einer ungewöhnlichen Häufigkeit eintreten 
und auf welche allein — im Gegenſatz zu den langjam wirkenden geſundheits— 
ſchädlichen Einflüffen von Giften, Staub x. — die Frage der Haftpflicht jid 
zur Zeit bezieht. Herr v. Hertling wollte zwar die Haftpflicht auch auf die 
anderen Beſchädigungen ausdehnen, es wird aber gut fein, zunächſt nur von 
der erfteren zu ſprechen. 

Diefelben haben allezeit im Bergbau die Aufmerffamfeit auf fich gelentt, 
was höchſt natürlich ift, wenn man bedenkt, daß die Lebensgefährlichkeit dieſes 
Gewerbes der de3 Kriegsdienftes nahe fommt. Berühmt find ferner für ihre 
Gefährlichkeit in Bezug auf Unfälle die Seefchifffahrt und der Eifenbahndienit. 
Aber auch im Baugewerbe und in der gefammten Großinduftrie, welche mecha— 
nifche Kräfte benugt und gewaltige, von Dampf oder Waſſer getriebene Mafchinen 
aufftellt, ift der Arbeiter einer ungewöhnlichen Gefahr ausgeſetzt, welche ſich 
auf immer weitere Kreiſe erftredt, indem neue Productiondzweige, z. B. auch 
die Landwirthſchaft, Majchinen in verftärkftem Umfang anwenden !). 


1) f. darüber Engel, Zeitfchr. des königl. Preuß. Stat. Büreau's 1876 ©. 140: 
„Nicht die rohen Elementarkräfte des Feuers, des Waflers, des Windes allein find 
e8, welchen fo viele Menfhen zum Opfer fallen: fondern bie in den Dienft der In 
duftrie, des Handel3 und des Verkehrs genommenen Kräfte burchbrechen jetst fo häufig 
ihre Schranken, daf Ereignifie der traurigften Vernichtung von Menfchenleben gleihlam 
zur ftebenden Rubrik der öffentlichen Nachrichten geworden find, — — Der Grund 
diefer Erjcheinung ift leicht einzufehen. Mag auch der nächftliegende mehr oder minder 
auf Unvorfichtigkeit, Unbedachtjamteit, Leichtfinn 2c. zurüdzuführen fein, jo wäre doch 
die VBorausfegung gewagt, daß dergleichen Charaftereigenfhaften früher nicht, oder 
auch nur im minderen Grade, als Ürſachen thätig gewefen wären; eher bürfte dad 
Gegentheil zutreffen. Der nähere Grund ift ohne Zweifel der, daß alle Broductiond: 
rise jetst viel intenfiver betrieben und auf einem gegebenen Raume viel mehr Men- 
hen zufammengedrängt werben, und daß Lettere deshalb und aus hundert anderen 
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In den Jahren 1876 — 1879 ereigneten ſich in den Berliner Fabriken 
1132 Unglüdsfälle, welde zu der Kenntniß des Fabrikinſpectors gelangten. 
Da feine Anzeigepflicht befteht, jo fann man die wirkliche Zahl der Unglüds- 
rälle auf das Doppelte, d. h. auf über 500 per Jahr, annehmen. Und da die 
Zahl der Berliner Fabrifarbeiter im Jahresdurchſchnitt rund 60,000 betrug, 
jo ergiebt fi), daß immerhin gegen 1%, der Berliner Fabrikarbeiter jährlid) 
verunglüdt. 

Bon diefen Unglüdsfällen find nur etwa 7,5 %/, derart, daß der Arbeiter 
bei gewöhnlicher Sorgfalt, namentlich) bei Befolgung der gegebenen Vorſchriften, 
jie hätte vermeiden fünnen. 32,5 %, find die Folge von ſpeciellen örtlichen 
Berhältnifien, Transmiffionen u, dergl., und nur in der ftarfen Hälfte diefer 
Fälle, d. h. in ca. 17%, aller Fälle, hat der Arbeiter bei jegigem Geſetz die 
Möglichfeit, vom Fabrifanten Entihädigung zu erhalten. Der ganze Neft der 
Fälle, d. h. 60 %, der befannten und wahrſcheinlich ein größerer Theil aller 
Fälle iſt derartig, daß fie als Folge von Zufall und folder Unachtſamkeit bes 
trachtet werden müffen, welde nad dem Geſetz der großen Zahlen al3 unver: 
meidliche Zugabe der Fabrikarbeit erſcheint. D. h. es handelt ji um Mangel 
an Vorſicht in einem Grade, wie er beim Durchſchnittsmenſchen nicht anders 
erwartet werden fann. 

Sagen wir alfo rund: 3, %,!) der Fabrifarbeiter verunglüden jährlich, 
chne da fie Entjchädigung befommen, und ohne daß man fid) dabei beruhigen 
fann, daß fie jelbft daran die Schuld tragen. In diefen Fällen verlangt unfer 
jittliches Gefühl, daß die Imduftrie al3 ſolche, deren Einrichtung im Ganzen 
oder Einzelnen an den Unglüdsfällen ſchuld ift, für die Sache auffomme — 
Dieſes ſittliche Gefühl fteht keineswegs in einem feindlichen Gegenfag zu dem 


Motiven gezwungen find, ein Marimum von Thätigfeit in einem Minimum von Zeit 
und Raum zu entfalten. — — —" 

Ebenda ©. 143: „E8 ift Schwer zu fagen, ob die rapide Vermehrung ber Zahl 
der Verunglüdungen von Jahr zu Jahr die folge einer forgfältigeren Regiſtrirung 
derfelben, oder einer wirklichen Zunahme, oder beider Urſachen zugleich ift. 

Man zählte in Preußen 1569 — 6169, 
1870 — 6048, 


r 1871 — 6554, 
1872 — 6737, 
1873 — 7084, 
1874 — 7317 


Verunglüdungen mit tödtlihem Ausgange, ohne bie Kriegsverunglüdungen. Mehr 
al8 zwei Drittheile davon entfallen auf gung Erwerbsthätiger, und davon 
wieder mehr als die Hälfte auf Verunglüdungen im Beruf.“ 

1) Diefe und die —— Zahlen ſind Schätzungen, welche weiter gehen 
als das, was in ben Jahresberichten der Fabrifinfpectoren pro 1875, ©. 19 fi. an— 
gegeben ift. Diefe Schätungen beruhen auf gewifjenhaft geprüften Angaben ber beften 
Sachverftändigen. Immerhin find e8 Schätungen — durd welche das Bedürfniß 
nach einer completen amtlichen Statiſtik erft recht dringend erfcheint. Es eriftirt zwar 
eine amtliche Statiftit der zu öffentliher Kenntniß gelangenden Berunglüdungen, 
welche namentlich dadurch von Werth ift, daß fie die relative Gefährlichkeit der ver: 
ihiedenen Erwerbszweige nachweiſt, aber in Bezug auf die abjolute Zahl namentlich 
der leichteren Verlegungen noch immer nicht ausreichend ift. (ſ. Statiſtiſche Korre— 
ipondenz IX., angefchloffen ber Zeitfchr. des künigl. Preuß. Stat. Bureau’d. 1978. 
Heft I.) 
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Stande der Fabrifanten. Wir ſchieben ihnen die Entſchädigungspflicht nur zu, 
weil fie den Hauptvortheil von der ganzen Induſtrie haben, weil fie ald Herren 
der Imduftrie naturgemäß eine größere Verantwortung tragen müſſen als ver 
dienende Arbeiter, und weil e3 ihre Sade ift, ſolche Preife der Produkte zu 
erzielen, daß fie für die gefammten Koften der Induſtrie inclufive diefer Ent: 
ſchädigungen auffommen fünnen. Man müßte andernfalls Löhne von folcher 
Höhe verlangen, daß die Arbeiter ſich gegen alle Unfälle verjichern fünnen — 





was für die Fabrikanten auf daſſelbe hinauskäme. Immer muß der Ertrag | 
der Imduftrie durch Vermittlung des Kapitals der Fabrifanten die Entf hädigung | 
leiften, da das offenbar gerechter ift, al3 wenn wir den verumglüdten Arbeiter | 


hilflos verfommen lafjen, oder ihn, reſp. feine Nachkommen, der Armenpflege 


überlafjen, d. h. die Laft der Gejammtheit aufbürden, ohne Unterjheidung, wer | 
als PBroducent reſp. Konjument den Vortheil von der gefährlichen Induftrie hat. | 
In Anbetracht der anderen Gutachten, welche gerade unjer Haftpflichtgefeg ' 


behandeln durften, erjcheint e3 unnöthig, auszuführen, daß unfer beftehendes 
Gefeg den in Vorſtehendem ausgeführten Grundfag nur äußerſt unvollftändig 
verwirklicht. 

Menden wir und zu dem zweiten oben ausgefprocdenen Sat, fo bedarf 
e3 ebenfall3 feines befonderen Beweiſes mehr dafür, daß jeder Prozeß über 
Entſcheidung bei einer VBerunglüdung in der Induſtrie höchſt ſchädliche moralische 
Folgen hat, und daß das Recht zu foldhem Prozeß dem Arbeiter, wenn er 
beweifen muß, jehr wenig nutt, oft jchadet. Beſonders gefteigert jind Diefe 
Mißſtände durch die Unfallverfiherungen, welde nur auszahlen, wenn der 
Arbeitgeber verurtheilt ift, welche alfo-alle Tendenz zu gütlihem Vergleich ver: 
nichten. Es genügt in diefer Hinficht auf die Berichte unferer Fabrikinſpectoren, 
namentlich die der Berliner, zu verweilen und die Autorität des Abgeordneten 
Stumm zu citiven, der in der Reichstagsſitzung vom 9. April 1878 ausſprach, 
daß im Bergbau in 90 %/, aller Unglüdsfälle die Frage, wen eine Verſchuldung 
treffe, unbeantwortbar jet und ſich aufs Schärfte über die Unfallverfiherungen 
äußerte. 

Demnach ift da8 Problem folgendes: Wie kann man bewirken, daß bie 
Induftrie als ſolche für die Berunglüdungen ihrer Arbeiter, die nicht durch 
unzweifelhafte Schuld der Legteren entjtehen, auffomgt, ohne daß in jedem 
einzelnen Falle Prozeſſe entftehen und ohne daß eine ungebührliche Leichtigkeit, 
in allen Fällen Entſchädigung zu erlangen, den Arbeiter zu Leichtfinn verführt ? 

Die Frage, für welche Gewerbszweige dieſes Problem überhaupt zu löſen 
jet, überlaffe ich andern Gutachtern und befchränfe mic auf die Frage nad) 
der Urt von Organifation, die in allen in Betracht fommenden Gewerbszweigen 
als zweckmäßig ericheint. A 

Die Löfung de, Problems kann nur durch Korporationen der Gewerbe— 
treibenden erfolgen, hd zwar hier durch folde, zu deren Gründung der Staat 
die entjcheidende Anregung geben kann — und muß. 

Es ift zwar ſchon eine Löſung des Problems praktiſch verſucht, nämlich 
die Verſicherung aller Arbeiter gegen alle, auch die nicht haftpflichtigen Un— 
glücksfälle, bei Unfallverſicherungsanſtalten, und es iſt offenbar nur eine Er- 
mweiterung dieſes Syſtems durch Zwang, wenn Bebel in der NReichstagsfigung 
vom 26. Februar 1879 vorſchlug, daß alle Gewerbsunternehmer für alle in 
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ihrem Betriebe vorfommenden Unglüdsfälle haften und behufs der Tragung 
diefer Haftpflicht einer centralifirten ftaatlichen Verficherungstafie beitreten follen. 

Wir erfennen es in Mebereinftimmung mit vielen Fabrifinfpectoren gerne 
als einen großen Foriſchritt und als eine relativ jehr gute Einrichtung an, 
wenn die Unternehmer ihre Arbeiter gegen alle Unfälle verfichern, allein es ift 
vorerft nicht zu erwarten, daß dies freiwillig allgemein gejchieht. Auch bleibt 
immer der Mißftand, daß bei dem Wechſel der Technik und der Schugpor: 
richtungen ſich bei diejer Verficherung, wie bei aller Verſicherung von Arbeitern, 
das Berhältnig zwiſchen der von den BVerficherten zu zahlenden Prämie und 
der von der Geſellſchaft zu leiftenden Entſchädigung, ſehr ſchwer richtig und 
billig feftftellen läßt. Und jedenfall3 wird durch diefe Einrichtung nur ein 
Mißſtand in der Induſtrie durch ein äußeres Mittel entfernt und feine Orga— 
nifation von weitergreifender Bedeutung geſchaffen. Durd den Bebel’ihen Vor: 
Ihlag würde allerdings die Verallgemeinerung des Syſtems gefihert — dafür 
würde jede Spur einer fegensreihen Einwirkung der freien Humanität der 
Arbeitgeber, oder des Zuſammenwirkens beider Parteien, verloren gehen. — 

— Es liegt daher nahe, das Problem ftatt durch eine Staatskaſſe oder 
Unfallverfiherungsgejellichaften durch eine den Hilfsfaffen analoge Inftitution 
zu löſen. 

Berficherungsgejellichaften und Arbeiterhilfstaffen haben nämlich zwar den 
gemeinfamen Zweck, Entihädigung beim wirklihen Eintritt von Gefahren zu 
fihern, welde einen ganzen Stand bedrohen, aber in beftimmter Zeit factiſch 
nur Einzelne treffen. Zwiſchen beiden befteht aber ein Unterſchied, infofern 
als bei eigentlichen BVerficherungsgejellihaften das Berhältnig zwifchen Prämie 
und Entjhädigung fontractlih und auf Grund genügender Erfahrungen feft 
fteht, jo daß ein perfünliches Verhältniß zwifchen den Berficherten untereinander 
und mit dem Berficherer nicht entjteht, ſondern Alles ſich nad fontractmäßigen 
Zahlungen erledigt. ine eigentlihe Hilfskaffe dagegen ift ein Verband von 
Perſonen, welche ſich gegenfeitig helfen wollen, welche ſich durch gemeinjame 
Gefahr perjünlid verbunden fühlen und daher auch die Einzahlungen nad) Be: 
dürfniß erhöhen reſp. vermindern oder dafür Ausftand gewähren. 

In der Wirklichkeit geht ja Beide in einander über. Aber das fteht 
wohl feit, daß alle Arbeiterverficherung eine natürliche Tendenz hat, ſich dem 
Weſen der Hilfsfafje mit ihrem näheren Zufammenhange der Betheiligten und 
ihrer größeren Dehnbarkeit der Verpflichtungen zu nähern. Der Grund ift die 
mangelbaftere ftatiftiiche Grundlage der Berechnungen und das leichte Eintreten 
zeitweiliger Zahlungsunfähigkeit des DVerficherten — und die wohlthätige Folge 
davon ift, daß Arbeiterhilfsfafien überhaupt ein Anfang gewerblicher Korpo— 
rationen werden fünnen. 

Weithin hat der Gedanke Anerkennung gefunden, daß Alles gethan werden 
müſſe, um die Unficherheit der Exiftenz des Arbeiter und feiner Familie zu 
heben und dadurd eine der jchlimmften Seiten de3 Zuſtandes proletariicher 
Arbeiter zu entfernen. Bon Seiten humaner Befizender werden Fabrikkaſſen 
und felbft größere Caſſen (3. B. von dem Berein Concordia) gegründet, und 
unjer Geſetz von 1876 ftrebt wenigftens die Krankenkaſſen zu verallgemeinern. 
Indeſſen eine Kafje, die nur Krankenunterſtützung gewährt, iſt nicht geeignet, 
das Gefühl des perſönlichen Zufammenhangs der Mitglieder ftark zu entwideln, 
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die Fabrikkaſſen ꝛc. haben feine Ausfiht, allgemein zu werden, und laboriren 
vielfah daran, daß fie factijch die Freizügigkeit der Arbeiter bejchränfen. Die 
Frage, wie Hilfskaſſen, welche Alters, Invaliden-, Wittwen- und Waiſen-, 
Begräbnif-Unterftügungen zahlen, verallgemeinert werden können reſp. follen, 
bleibt alſo noch eine offene. Fraglich iſt nicht nur, wie man fie ins Yeben 
rufen folle, fondern auch, wie fie eingetheilt vejp. abgegrenzt werden follen, 
und fraglich ift vor Allem, ob Freiwilligkeit oder Zwang walten folle. 

Meines Erachtens ift prineipiell gegen Zwang, namentlich gegen die Form 
des Kafjenzwanges nichts Stichhaltiges einzuwenden, wenn man einmal jolde 
Kaſſen für fegensreih hält und ihre Verallgemeinerung auf freiwilligen Wege 
nicht erwartet. Die Anhänger der Freiwilligkeit weifen zwar immer auf die 
großen Erfolge der Englifchen friendly societies hin. Aber nicht nur, daß 
ſolche Analogien von Yand zu Land nichts beweifen — man darf auch nicht 
vergeffen, daß ein erfledlicher Theil diefer gerühmten Gefellichaften nur Sterbe- 
fafjen und ſchlecht verwaltet find und daß troß derfelben die Laft der öffentlichen 
Armenpflege gerade in England enorm ift. 

Indeſſen jo ſehr ich principiell mit dem Zwange einverftanden bin, jo 
muß ich geftehen, daß feine Ausführung die größten Schwierigfetten hat. — 
Macht man Zwangsfafien, jo werden dieſe fich leicht in obrigfeitliche Annere 
der Armenpflege, ohne ſocialen Werth, verwandeln. Kafjenzwang aber fett bie 


| 
| 


Leute, die Neigung und Gefhid zur Gründung und Leitung von Kafjen haben, 


voraus, und dieſe müſſen doc erſt allmälig erzogen werden. Will man aber 
fucceffive vorgehen, welche unlösbare Schwierigkeiten entjtehen in Bezug auf die 
Abgrenzung der zunähft dem Zwange zu untermwerfenden Kategorien? Wie 
läßt es fich überhaupt motiviren, Arbeiter, fpeciell Fabrifarbeiter, dem Kafien- 
zwang zu unterwerfen, fleine jelbfiftändige Meifter aber nicht, obwohl ihre 
Lage oft noch gefährlicher ift und fie fi factiih von Arbeitern gar nicht 
trennen laſſen? Wie follen Fabrifarbeiter auf dem Yande behandelt werden, 
die zugleich grundbejigend find ? 

Dagegen hilft aud) die von Stumm fo jehr benutzte Analogie der Knapp: 
Ihaftsfaffen Nichts, da es fich hier um ein ungewöhnlich geſchloſſenes Gewerbe 
mit alten Traditionen handelt. Man denfe dagegen an unjere flottirenden 
Tabrifarbeiter! 

Ich glaube daher, daß die „obligatorischen Alters und Invalidenkaſſen“ 
für alle Fabrifarbeiter nad) Analogie der Knappſchaften vorläufig ein frommer 
Wunſch bleiben werden }). 

Aber follen wir deshalb die Hände in den Schoof legen, wo dod) gerade 
eine dem Arbeiter drohende Gefahr, die des Verunglückens, gebieterifch geſetz— 
liche Regelung heiſcht? Iſt nicht gerade hier der Punkt gegeben, wo die Gejeg- 
gebung anfegen fann und muß, um evidente Mifftände zu entfernen und zu— 
gleich einen von feiner Seite anfechtbaren Grundftein des Hilfskaſſen- und 
Korporationswefens zu legen ? 


1) Ich geftehe, daß meine Meinung iiber Kafjenzwang fih namentlich feit dem 
Hilfsfaffengefe von 1876 geändert hat, weil es fich bei diefer Gelegenheit zeigte, was 
für eine Art von Zwang und durch welche Organe ein folcher heute bei und allein 
ausführbar erjcheint. , 
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Diefe Frage ift um fo mehr zu bejahen, als die Gefahr der Invalidität 
durch Unfälle für den Arbeiter größer ift, als die der Erwerbsloſigkeit durch 
Altersſchwäche. D. h. es ift ganz in der Ordnung, daß wir die einfache Alters- 
verforgung vorläufig in den Hintergrund ftellen. 

In der VII. Commiffion des Reichstags (Beriht vom 26. Junt 1879) 
ift zwar darüber geftritten worden, ob Fabrikarbeiter den Armenetat der Kom— 
munen mehr oder weniger als andere Stände belaften. Für Berlin läßt jich 
diefer Streit entſcheiden. Nah einer Vorlage de3 Berliner Magiſtrats an die ' 
Stadtverorbnetenverfammlung,, — ihrerzeit auch in Abgeordnetenkreiſen 
cireulirte, find in den Jahren 1875/79 jährlich im Durchſchnitt nur 335 Per: 
fonen der Armenpflege verfallen, welche nad ihrer Berufsbezeihnung überhaupt 
Fabrifarbeiter fein fünnen, von denen aber ein guter Theil doch factifch dem 
Handwerk angehört und von denen jedenfall® 112 unter 50 Jahre alt waren, 
bet denen aljo normale Abnugung der Arbeitäfraft nicht der Grund ber Ber: 
armung fein fann. 

Mean fann daher annehmen, daf in Berlin jährlich höchſtens 100 Fabrit- 
arbeiter, d. i. 0,15 %, aller Armen, in die Lage kommen, im der fie eine 
Alterspenfion beanspruchen konnten, während man, wie oben angeführt, die 
Zahl der jährlichen Verunglückungen von Arbeitern auf das Fünffache dieſer 
Zahl Shägen muß. Die Koften der Unterftügung der rein durch Alter erwerbs— 
unfähig gewordenen darf man au, nicht überfchäten, obwohl dieſe Unterftügungen 
länger dauern al3 die im Falle von Berunglüfungen. Die Bedürfniffe der 
Altersſchwachen find geringer als die von Verunglüdten und fünnen durd Auf 
nahme der Alten in den Haushalt erwachlener Kinder relativ billig befriedigt 
werden. Der Grund diefer Erſcheinung ift einfach der, daß Erwerbsunfähigfeit 
in Folge normalen Eintritt8 von Altersſchwäche bei der Abneigung des tüchtigen 
Arbeiter3 gegen Unthätigfeit und bet der überaus vieljeitigen Verwerthbarkeit 
des mechaniſchen Arbeiters relativ ſelten iſt. Die totale Arbeitsunfähigkeit fällt 
meiſtens mit Krankheit oder Verunglückung zuſammen. Es erſcheint daher 
berechtigt, der Altersverfiherung als folder feine zu große und ſelbſtſtändige 
Bedeutung beizulegen. Sie kann tim Anſchluß an die Organiſation der Kranken— 
fafjen geordnet werden. — So lange feine Krankheit oder Verlegung, fondern 
nur Altersihwäche vorliegt, wird durch die perfönlihe Sorge von Arbeit: 
gebern oder Familienmitgliedern irgend eine leichtere und durchaus wünſchens— 
werthe Ermwerbögelegenheit für den alten Arbeiter in der großen Majorität der 
Fälle zu finden fein. Was aber die Minorität von Fällen betrifft, in denen 
dies nicht der Fall ift, jo bedürfen fie zwar der Hilfe, aber die Organifation 
derjelben ift feine große Frage erften Ranges. 

Anders fteht e3 mit den häufigeren Verunglückungen, die zugleich einen 
aufregenden Charakter haben, und im alle ungenügender Hilfe den Klaſſenhaß 
befonders zu ſchüren geeignet find. 

Wenn ein Arbeiter verunglüdt, jo bedarf er: 

1. der Unterftügung für die Bezahlung von Kurkoften ; 
2. der Unterftägung von Weib und Kind während feiner Ermerböunfähigfeit 
reſp. nad) feinem Tode; 
3. der fortlaufenden Unterftütung nad) etwa eingetretener dauernder Vernichtung 
oder Verminderung feiner Ermerbsfähigfeit. 
Schriften XIX. — Haftpflidtfrage. 10 


146 A. Held. 


Faffen wir dieſe dreierlei Unterftügungen unter: dem Namen „Entjchädi: 
gung“ nad) eingetretenen Unglüdsfall zuſammen, fo ift far, daß die Organi- 
fatton von Hilföfaflen, die folhe Entſchädigung gewähren ſollen, weſentlich von 
der geſetzlichen Regulirung der Haftpflihtfrage abhängt. Inſofern ift es nicht 
richtig, wenn der Reichstagsabgeordnete Stumm am 27. Februar 1879 fagte: 

„Die Frage der Ausdehnung der Haftpflicht zu der Frage der Invaliden⸗ 
fafjen verhält fi) wie ein Sandforn zu einer Kegelfugel.” 

Wenn wir und auf den Standpunkt ftellen, daß der Arbeiter für die nicht 
durch feine nachweisliche perjönliche Verſchuldung, nicht Durch Webertretung der 
allgemein jelbftverftändlichen oder ſpeciell befohlenen Vorſicht entftandenen Unfälle 
nicht perſönlich verantwortlid fer, fondern dafür die Induftrie al3 ſolche auf: 
fommen jolle, jo folgt, daß es natürlich ift, wenn die Beiträge zu Invaliden— 
faffen ganz oder zum größten Theil von den Arbeitgebern gezahlt werden — 
ganz wenn die betreffenden Kaſſen, wie gewöhnlich, für vom Arbeiter nachweislich 
verſchuldete Unfälle nicht eintreten. 

Auf diejen Gedanken gründet fih nun ein mir von geſchätzter ſachver— 
ftändiger Seite mitgetheilter Vorſchlag, den ich feinem fachlichen Inhalte nad) 
getreu wiedergebe : 

1) Der Fabrifant fol im Falle der BVerunglüdung eines Arbeiters die 
volle Entihädigung allein zu tragen haben, aufen wenn 

a) er nachweiſt, daß Trunkenheit, Ungehorfam gegen Vorjchriften 
oder jonft ein grobes Vergehen des Arbeiters an dem Unfall 
Schuld ift, 

b) oder wenn der Arbeiter ohne Anzeige des Unfalls die Arbeit 
verläßt. 

2) Ueber die Frage, ob ein Fall, in dem der Fabrifant zu zahlen hat oder 
nicht, vorliegt, ſowie über die Höhe der Entſchädigung, entjcheidet ein 
Schiedsgericht, aus beiden Parteien gleihmäßig zufammengejegt, — 
vorbehaltlidy des Rechtswegs. 

3) Der Fabrikant muß die zur Erfüllung ſeiner Verpflichtungen nöthigen 
Mittel ſicher ſtellen, und zwar entweder durch Deponirung eines Kapitals, 
oder durch Beitritt zu einem Verband von Fabrikanten. 

Dieſe Verbände müſſen von Kommiſſionen, die aus Arbeitern und 
Arbeitgebern gleichmäßig zuſammengeſetzt ſind, verwaltet werden, indem 
ſie die Beiträge der einzelnen Fabrikanten beſtimmen, die ſpeciell 
ſchuldhaften Fabrikanten zur Rückerſtattung der vom Verbande gezahlten 
Entſchädigung anhalten und Reſervekapitalien bilden. 

Die Verbände und die ſie verwaltenden Kommiſſionen müſſen unter 
ſtaatlicher Aufſicht ſtehen. 

4) Die Kommiſſionen können für ihren Verband nad) Maßgabe des Staats- 
gefete3 und in Verbindung mit dem Gewerberath (Fabrikinfpectoren) 
Schutzvorſchriften erlaffen und deren Durchführung überwachen. 

5) Alle Beitragspfliht der Fabrikanten zu Kranken und anderen Kaſſen 
joll aufhören. Dieſe Kaffen follen trog Krankenkaſſenzwanges unter 
ftaatlicher Aufjicht den Arbeitern allein überlaſſen werben. 

Dies der mir mitgetheilte Borjchlag. Derfelbe verſpricht Aufhören der 
ftörenden Wirkſamkeit der Unfallverfiherungen, Zunahme der Schugvorrichtungen 
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und befjere Benugung derfelben durch die Arbeiter, raſche Entſcheidung in allen 
zweifelhaften Fällen, Sicherung de3 Arbeiters auch bei Zahlungsunfähigfeit des 
Fabrifanten — vor Allem aber Wegfall aller Prozeffe, indem Selbftver- 
waltung der ganzen Angelegenheit durch die Betheiligten eintritt, und zwar 
in einer Weife, daß die beiden ‘Parteien einander näher fommen, und eine gute 
Stimmung in beiden Yagern erzeugt wird. Die Verbände fünnten ſich frei nad) 
Gefahrklaſſen entwideln und abzweigen und im Laufe der Zeit erftarfend die 
Alters, Wittwen- und Waifenverforgung mitübernehmen. — 

Der Autor des Vorſchlags kann feine pecuniäre Durchführbarkeit Teicht 
beweifen. Es wird zwar bei allen ähnlichen Vorſchlägen ſtets eingewendet, 
unfere heimtjche Imduftrie vertrüge ſolche Belaftung nicht gegenüber der Con— 
currenz des Auslands. Derartige Einwände find aber bei allen Borjchlägen, 
die ſich darauf bejchränfen, dem Arbeiter ein menſchenwürdiges Dafein zu fichern, 
total nichtig und bedeutungslos und ebenjo wie gegenüber der Fabrifgefeggebung 
nur Ausgeburten und Ausflüchte eines niedrigen Egoismus oder kleinlicher 
Herrſchbegierde. AM ſolche Yaften werden nämlich in der Regel durd größere 
Leiſtungsfähigkeit und Arbeitöluft des menſchlicher fituirten Arbeiter reichlich 
aufgewogen. Und in unferem alle handelt es fidy um Yaften, welche das Volt 
ja doch in irgend einer Weiſe tragen muß, wenn e3 den verunglücten Arbeiter 
und feine Familie nicht einfach zu Grunde gehen Laffen will. — Geſchieht aber 
letzteres, d. h. kann eine Imduftrie ohne diefe Conſequenz nicht exiftiren, fo find 
wir ohne Bedenken bereit, auf den Segen ihrer Eriftenz zu verzichten. 

In unferem Falle fteht die Sache noch jo, daß die Mehrbelaftung der 
Fabrifanten nur eine ſehr geringe fein wire. 

In Berlin müfjen die Fabrifanten 1/,, die Arbeiter %, zu den Kranken: 
fafjen beitragen, welde von beiden Parteien verwaltet werden, aber jo, daß 
natürlich die Arbeiter die Majorität haben. Die Krantenkafjenverwaltung wurde 
daher ein Tummelplatz foctaldemofratifcher Agitation, und dies Zufammenwirfen 
der beiden Parteien erwies ſich bei diefer Normirung nicht als ſegensreich. 
Nach der Vorlage des Stadtmagiftrat3 an die Stadtverordneten vom 16. Auguft 
1879 Anlage E I leifteten die Fabrifanten zu diefen Krankenkaſſen 1878 einen 
Zuſchuß von 100,268,85 M. 

Berfuht man feftzuftellen, was dem gegenüber die Berliner Fabrifanten 
jährlich zu bezahlen hätten, falls fie einen Verband nad angegebener Art 
ftifteten, jo ergiebt ſich: 

1876/79 find im Jahresdurchſchnitt der befannten Fälle 247 Arbeiter, 
ohne eigene Schuld, in Folge von Unfällen in Summa 1477 Woden lang 
franf geweſen. Nimmt man, wie oben, an, das jei etwa die Hälfte aller 
Fälle, fo ergiebt fih, daß jährlih rund 500 Fabrikarbeiter in Folge von 
Unglücsfälen in Summa 3000 Wodyen franf werden. Die Krankheitsfoften 
betragen daher, die Woche zu 20 M. gerehnt . . . . . 60,000 M. 

Nehmen wir dazu an, daß jährlid (52 Wochen hindurch) 

50 ganz erwerb3unfähig Gewordene mit 20 M. pro Woche zu 
verpflegen und daß jährlid; 20 Todesfälle eintreten, von denen 
jeder eine Entjhädigung von 1500 M. für die Hinterbliebenen 
erfordert, fo ergiebt dB . 2 un nn 22,000 M. 
Summa 142,000 M. 
10* 
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Die Mehrausgabe der Fabrikanten gegenüber ihren (in Berlin niedrigen) 
Beiträgen zu den Krankenkaſſen würden aljo bei hohem Anfchlag der Kojten 
des neuen Verbands doch unter 50 %/, betragen. 

Die Krankenkaſſen würden von den Kurkoſten der nunmehr dem Verband 
anheimfallenden Unglüdsfälle befreit und dadurd) von etwa 24,000 M. jährlich 
entlaftet, die Arbeiter hätten aljo in Anbetracht der nunmehr wegfallenden 
Fabrifantenbeiträge in Summa eine größere Mehrlaft auf ji zu nehmen als die 
Fabrifanten — fie gewönnen dadurch aber Sicherheit von unihägbarem Werth. 

E3 würde ſich wohl aud in anderen Bezirken leicht nachweijen laſſen, daß 
die Ausführung unjeres Vorſchlags feine unerſchwinglichen pecuntären Opfer 
erheijcht. 

Ehe ich nun ausführe, welchen großen Nugen die Ausführung dieſes Bor: 
ſchlages bringen würde, ſei e3 geftattet, ein paar kleine Modificationen defjelben 
im Detail reſp. Zujäge dazu vorzubringen: 

Das ad 2 erwähnte Schiedgeriht müßte natürlich in Bezug auf die Höhe 
der Entſchädigungsſummen an gejeglihe Maxima gebunden ſein. Es würde in 
den Fällen, daß ein Verband vorhanden ift, mit der diejen Verband verwaltenden 
Kommifjion zujammenfallen. Das Eintreten in Verbände läßt fih für große 
Fabriken wie Krupp, oder eigenartige, wie Siemens und Halsfet), nicht er- 
zwingen, ſolche Fabriken find überhaupt gewiſſermaßen Jnduftriereihe von einer 
gewiſſen Selbjtjtändigfeit und fünnen und müſſen auch die Verſicherung für ſich 
allein organifiren. Ihnen kann aber durch das Geſetz vorgejchrieben werden, 
daß fie in ihrem Bereiche eine Kommiffion ganz nad) Analogie des Falles eines 
Verbandes bilden, jo daß wir dann feinen Unterfchied zwiſchen Schiedsgerichten 
und Kommiffionen mehr hätten — ſondern überall Kommiſſionen, in denen die 
Bertreter der Fabrikanten und Arbeiter gleich) viele Stummen haben und die 
entweder aus den Berheiligten einer oder mehrerer Fabriken gewählt werden. 

An die Stelle ded Vorſchlages, daß nad) der Entjcheidung des Schied3- 
gericht8 den Parteien der Recurs an die Gerichte zufteht, möchte ıch den andern 
jtellen, daß die Kommifjionen unter dem Präſidium des Gewerberaths ihre 
Situngen halten jollen, jo daß legterer im Falle von Stimmengleihheit ent- 
icheivet, die Sprüde dann aber unbedingt vollftrekbar find. Damit wäre 
auch die ftaatliche Aufficht der Verbände erledigt, für die es natürlich Normativ- 
beitimmungen über die Wahl der Kommiffionsmitglieder ꝛc. geben müßte. 

Eine Erweiterung der Tätigkeit diefer Verbände und Kommifjionen, die 
man wohl Imvalidenverbände und Unfalltommiffionen nennen fünnte, durch 
Uebernahme des Alters-, Wittwen- und Waifenverforgungsweiens kann ic) nicht 
für zwedmäßig halten. Dafür ergiebt ſich von jelbft eine anderweitige Er— 
meiterung ihrer Thätigkeit. 

Die Invalidenverbände müſſen nämlich) natürlicher Weife nit nur nad) 
Gefahrklaſſen, jondern auch — enger oder weiter — örtlich begrenzt fein, ſchon 
wegen des Vorſitzes des Gewerberaths und weil bei den nticheidungen der 
Kommiffionen örtliche Sachkunde und oft Ocularinpection nöthig fein wird. 
Wanderungen des Arbeiter8 find dabei unſchädlich, weil der Arbeiter ſelbſt zu 
dem Berbande Nichts einzahlt und überall wieder einen Verband trifft. 


1) Bericht des Fabrikinfpectors für Berlin pro 1878. 
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Alters- und Wittwenfafjen müfjen dagegen, follen jie gut und ficher fein, 
in erfter Pinie nad) Gewerben abgegrenzt fein, weil die Abnugung der Arbeit3- 
fräfte und die Lebensdauer nach Gewerben ſehr verfchieden find, und müſſen ſich 
auf größere Bezirfe erftreden, möglichft auf ganze Länder, foll Sicherheit durch 
große Zahlen gegeben werden. Andernfalls müßte eine complicirte Einrichtung 
getroffen werden, daß der aus einer localen Kaffe austretende Arbeiter ohne 
Berluft in eine andere übertreten fann — mas fehr jchwierig zu machen ift 
und möglichſt durch verzweigte, auf weite Gebiete fich erftredende Kaſſen un— 
nöthig gemacht werden muß. AU’ das fällt bei den Invalidenverbänden weg, 
deren einfache Organifation durd Verbindung mit Alterd- und Wittwenfafjen 
unnöthig complicırt werden würde. Aud das würde Schwierigkeiten machen, 
daß der eigentliche Jnvalidenverband nur von den Fabrifanten bezahlte Gelder 
verwaltet und fein großes Xefervefapital braucht, während in Alters- und 
Wittwenkaſſen der Arbeiter jelbft einzahlen muß und hier Kapitalanfammlung 
in hohem Mafe nöthig ift. 

Aus diefem Grunde halte ich es für gut, mit den Invalidenverbänden 
feine weiteren Hilfskaſſen direct zu verbinden, legtere vielmehr ſich ganz jelbft- 
jtändig und frei entwideln zu laſſen. Sie find aber alle dadurch begünftigt, 
daß ihmen die Unterftügung bei unverjchuldeten Unfällen allgemein tft. 

Dagegen könnten ſich die Unfallskommiſſionen leicht von ſelbſt zu allge— 
meinen Schiedögerichten und inigungsämtern entwideln und dadurd einen 
weiteren großen ſocialen Dienst leiften. Die Verſuche zur Eonftituirung gewerb— 
licher Scyied3gerichte jind in Deutjchland bisher von ſehr geringem Erfolg und 
ſchwacher focialer Bedeutung geblieben, zumeiſt weil fie immer mehr als ein 
Anner der gewöhnlichen Gerichte und Localbehörden, nicht al3 eine Inſtitution 
gewerblicher Selbjtverwaltung beabjichtigt und betrachtet wurden. 

Denken wir uns aber unfere Invalidenverbände und Unfallstommifjionen 
verwirklicht, jo iſt es felbftverjtändlih, das fi zur Wahl der Kommifjions- 
mitglieder Wahlforporationen der Arbeiter und Arbeitgeber nad freier natürlicher 
Abgrenzung bilden müſſen, wo jolche nicht durch andere Vereine ſchon von ſelbſt gegeben 
find, und daß die Gewählten eine große natürliche Autorität über ihre Standesgenofjen 
haben werden. Es wäre dann ein Yeichtes, diefen Kommiſſionen, die ganz nad) 
Analogie der Kettle'ſchen Arbeitsfammern zufammengefegt wären, die Befugniſſe, 
welche die Englifchen Arbitration-Gejege verleihen, beizulegen. Es wäre dann 
fein allgemeiner directer Zwang zur Bildung von gewerblichen Schiedsgerichten 
gegeben, aber eine ftarfe Beranlafjung, wirklich Iebensfähige Schtedsämter zu 
conftituiren. — 

Nah dem mitgetheilten Vorſchlag felbft fol der Zwang der Arbeitgeber 
zu Beiträgen zu Kranfenfaflen aufhören. Es bleibt aber die große Frage, ob 
gegenüber den Arbeitern ein Zwang zur Bildung von Kranfen- und anderen 
Hilfstaſſen geübt werden joll. 

Wie ſchon gejagt, halte ich folhen Zwang für principiell zuläffig, aber 
für praftifch ſehr ſchwer durhführbar. Aus dem jetst beftehenden facultativen 
Krankenkaſſenzwang und den tjolirt ftehenden Knappſchaftskaſſen läßt ſich Allge— 
meined zu Gunſten des Zwangs nicht ſchließen. Es wäre gewiß jehr ſchön, 
wenn der ganze Arbeiterftand in Hilfsfaffen organifirt wäre und dadurch der 
demoralifirenden Gefahr der Armenpflege enthoben wäre. Aber es hat immer 
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fein Bedenken, den Arbeitern folhen Zwang aufzulegen, während die größere 
Mafje von Kleinbefigern zc. ihm nicht unterliegt und von der Armenpflege 
eventuell profitirt, während der Arbeiter für ſich jelbft forgen muß. Vor Allem 
aber fteht dem Zwang Folgendes entgegen: 

Auch der Kaffenzwang führt factifch zur Zwangskaſſe, weil doch eine Kaffe 
da jein muß, in welche die gezwungenen Arbeiter eintreten können. Mit der 
Selbftverwaltung der Zwangskaſſen aber wird e8 immer ſchlecht ausfehen, da 
man gezwungenen Mitgliedern nicht Luft und Liebe zum Verwalten auflegen 
fann. Aller Zmang wird daher zu behördlic verwalteten Kaffen, und bei uns 
fiher zu Kaſſen, die von den Yocalbehörden verwaltet werden, führen, weil mir 
foctale Behörden für das ganze Land nody nicht haben. Der Kafjenzwang kann 
und wird ung, wie übrigen® aud) die obiigaten Krankenkaſſen zeigen, nicht viel 
Beſſeres jchaffen al3 Anhängfel der Gemeinde-Armenpflege, indem durch die 
Kafjenbeiträge für einen Theil der Armenlaft die Steuern eigenthümlich ver: 
theilt find. Damit geht der befte Theil der moraliihen Wirkung der Hilfs- 
fajjen verloren, und jedenfall können diefe, fo wenig wie die öfterreichtichen 
Bwangs-Gewerbe-Genofjenihaften, ein Anfang lebensfähiger gewerblicher Korpo— 
rationen überhaupt werden. 

E3 fommt dazu, daß jedes ausgedehnte und vollkommene Hilfskaſſenſyſtem 
eine Berfiherung gegen unverfchuldete Erwerbslofigfeit durch Conjuncturen ꝛc. 
einfchließen muß, die man abfolut nicht erzwingen kann, weil diefe Berficherung 
nur von freien Verbänden und hohes Vertrauen genießenden Borftänden geleiftet 
werden kann. 

Ich halte e8 Brentano gegenüber für nicht wünſchenswerth und ausſichtslos, 
einen Theil der Arbeiterverfiherung fapitaliftiichen Verfiherungsgejellihaften zu 
überlaffen, jondern glaube, daß alle Arbeiterverficherung am beften von Hilfs: 
kaſſen mit genoffenfchaftlicher elaftifcher Drganifation bejorgt wird. Aber einen 
Zwang hierzu zu verfuchen, wird meines Erachtens ftet8 jo jchwierig bleiben, 
daß der Verſuch nad Halb zurücgelegtem Weg ind Stoden geräth, und wird 
nie gute ſociale Früchte tragen. 

Laffen wir hier Freiheit, jo mird weniger, aber beſſeres erreicht werden. 
Die Jnvalidenverbände werden fogar dazu anregen. Man wird die höchſt ver— 
ſchiedenartigen, fchon vorhandenen Gebilde fhonen und neuen Verſuchen freien 
Raum geben. E8 giebt befanntlich höchſt verfchtedenartige Hilfsfaffen, ſolche, 
die nur gegen einzelne und ſolche, die gegen verfchiedene Gefahren verfichern, 
folde, die mit anderen Vereinen verbunden find und felbftftändige, ſolche, an 
denen der Arbeitgeber betheiligt ift und foldhe, die von den Arbeitern allein 
verwaltet werden, locale Kaſſen, Kaſſen für einzelne Fabriken und verzweigte 
Kaſſen, daneben Inſtitute wie die Wilhelmsſpende, welche den Arbeitern Gelegen- 
beit geben, fich zu verfichern, ohne diefe zu einer felbftverwaltenden Gemeinſchaft 
zu verbinden ꝛc. ꝛc. Es tft fein Grund vorhanden, einen Theil diefer Gebilde 
zu zerftören, man fann diefelben fich ruhig und ungeftört weiter entwideln laſſen. 

Wo einmal ein Kranfen- und Begräbnißkaſſenzwang befteht und eingeleitet 
ift, da kann man ihm meines Erachtens vorläufig beftehen Laffen, da auf ſocialem 
Gebiet alle gewohnten Zuftände zu jchonen find. Ich halte es nur für ver- 
fehlt, wenn man die foctale Reform jett in der Weiſe betreiben will, daß man 
den Hilfsfaffenzwang ausdehnt und verallgemeinert. Man follte diefe Frage 
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einftweilen ruhen laſſen und ſich auf ein Eingreifen betreffs der Imvaliden- 
verbände beſchränken — und abwarten, auf weldem Wege fid) dann das Hilfs- 
£ajjenwejen von jelbft weiter entwidelt. 

Dran wird durch allgemeinen Hilfskaffenzwang nie ein wirkliches genoffen- 
ſchaftliches Leben der Arbeiter erzeugen können, fondern nur Berficherung der= 
jelben, die eine Modification der öffentlichen Armenpflege ift, da letztere felbft 
im Grunde eine große allgemeine und ſubſidiäre Zwangsverficherung ift. 

Gewiß it es ein Gewinn, wenn der Arbeiter mehr und befjer gefichert 
it, aber meine Erachtens überfhägen die Anhänger des Zwangs dody den 
Werth der Urbeiterverfiherung. Man darf nie vergefien, daß die Arbeiter 
keineswegs allein verficherungsbedürftig find, und daß die Arbeiter felbft noch 
andere, mindeſtens ebenjo wichtige fociale Bedürfniffe haben al3 Verficherung. 
Eine Arbeiterfamilie, melde einen Heinen Befig erwirbt, namentlich 3. B. eine 
Fabrifarbeiterfamilie auf dem Lande, welde Haus und Garten befitt, iſt in 
höherem Mafe über das Proletariat erhaben al3 ein umfänglich verficherter 
Arbeiter. Schütt ſolcher Befig auch nicht jo vollftändig gegen alle Gefahren, 
die den Urbeiter treffen können, fo ift dagegen feine moraliſche Wirkung eine 
intenfivere und größere als die der Verficherung. 

Es macht ſich gelegentlich ein einfeitiger Eifer für Arbeiterverficherung 
geltend, was wohl daher rühren mag, daß man da glaubt mit einer einfachen 
algebraifchen Formel die ganze fociale Trage Löfen zu fünnen, und daß durch 
Berfiherung die focialen Berhältnifje zwiſchen Arbeit und Kapital fonft nicht 
weiter alterirt werden, 

Ich unterfchäge den Werth der DVerficherung keineswegs: fie ift ein jehr 
wichtige8 Mittel, die Yage des Arbeiters zu befjern, aber doch nur ein Mittel, 
Das, worauf es im legten Grunde ankommt, ift aber doch, den Wrbeiter über: 
haupt im möglichſten Umfange dem Proletariat zu entziehen, ihm Befit zu= 
gänglich zu machen und ihn aus feiner ifolirten Lage zu reißen, ihn zum Mit: 
glied von Gorporationen zu machen, die er jelbft verwaltet, und die ihm nicht 
nur materielle Unterftügung, ſondern auch fittlihen Halt gewähren. 

Faßt man die fociale Frage fo auf, fo erjcheint die Entfernung der Un— 
fiherheit nicht al3 jo wichtig, daß mir fie im irgend einer Weife erzwingen 
müfjen. Vielmehr tritt die Frage auf, ob nicht Verfiherungszwang zwar einer= 
jeit8 etwas Gutes ſchaffen, aber anderjeitS das noch Wichtigere, die lebens— 
fähigen Corporationen der Gewerbtreibenden ftören kann. — 

Alle Anhänger des Hilfskaffenzwangs felbft vertheidigen denfelben übrigens 
mehr im Princip und geftehen zu, daß feine Ausführung überaus ſchwierig jet 
und nur fucceffive angebahnt werden fünne, indem man zunächſt nur einzelne 
Kategorien von Arbeitern und einzelne Zweige der Verſicherung dem Zwang 
unterwirft. Ber folder Sadjlage fünnen ſich wohl die Bertreter ded Zwangs 
wie der Freiheit auf unferen Vorſchlag vereinigen. Diefer übt ja Zwang in 
Bezug auf einen Zweig der Verſicherung; er übt ihn abet fo, daß er nicht 
direct die Arbeiter zur Bildung einer Geſellſchaft zwingt, und er übt ihn an 
einer Stelle, an der in Folge der Haftpflichtgefeggebung zwingende Staats- 
eingriffe ſchon vorhanden und unvermeidlich find. 

An die Stelle des Zwanges durdy Gerichte tritt der Zwang durch eine 
Selbftverwaltungstommiffion, deren Thätigfeit, wenn fie einmal eingeſetzt ift, 
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unmöglich einfhlummern kann, fondern vielmehr eine natürliche Tendenz zur 
Ausdehnung hat. Weder die Arbeitgeber, die fi) jest umter die Unfallver: 
fiherungen ftellen, noch die Arbeiter, die jegt an die Gerichte müſſen, können 
vom Standpunkt vernünftiger Erwägung ihrer Intereffen aus gegen dieſen 
Zwang fi) auflehnen. Es iſt ſozuſagen ein Zwang, der natürlihen Neigungen | 
und Intereſſen feinen Zwang anthut — und der doch das erzeugt, was die 
Wohlmeinendften unter den Freunden der focialen Reform vor Allem wünfchen: 
Eine gewerblihe Corporation, welche beide Parteien friedlich umfaßt. 

Bei der Natur unferer heutigen foctalen Gegenfäte ift es leider ein Wahn, 
zu hoffen, daß fid) aus beiden Ständen zufammengefette Innungen, die alle 
Angelegenheiten des Gewerbes friedlich regeln, freiwillig in Menge bilden werden, 
und noch mehr ift e8 ein Wahn, zu glauben, daß man ſolche Corporationen als 
wirklich lebensfähig erzwingen fünne. Es gelingt am einzelnen Stellen, z. ®. 
in Sleingewerben, in denen der Unterfchted zwifchen Arbeitgeber und Arbeiter 
ſehr fließend ift, oder in großen Fabriken mit einem humanen, allgemein” ver- 
ehrten Fabrikherrn — namentlich in iſolirt Tiegenden Fabriken. Wo das gelingt, 
möge man ſich deffen freuen. Aber man wird e8 entjchteden für wahrſcheinlich 
halten müſſen, daß die Mehrzahl der gewerblichen Arbeiter ſich zu Gewerk— 
vereinen und felbftftändigen Arbeiterhilfsfaffen formiren wird, die das Arbeiter: 
intereffe einfeitig vertreten. Solche Gebilde find jedenfall beſſer als einfache 
Anarchie, weil fie immer Corporationen find, welche rechtmäßtge Intereſſen nad 
geſetzlichem Wege verwalten und vertreten. Sie haben das Schlimme, daß fie 
zugleich eine Organifation des focialen Krieges darftellen. Diefen Krieg fann 
man, wo die Intereffengegenfäge vorhanden und zum Bemwußtfein gekommen 
find, nicht verbieten — man kann vernünftiger Weife nur ftreben, daß fich über 
den einfeitigen Organifationen der beiden Stände ein höheres Drgan des focialen 
Friedens aufbaue ın Geftalt von Schiedsgerichten und Einigungsämtern, Die aus 
Bertretern beider Organtjationen zufammengefett find. 

Dieſes höhere Organ ift aber eben in den Kommiffionen unfere® Bor: 
ſchlags gegeben. Mögen ſich num Gewerkvereine, Fabritantenverbände, Arbeiter: 
kaſſen ꝛc. nach Belieben bilden — fie künnen einen conftanten aufreibenden 
Krieg nicht führen, denn durch den Invalidenverband müßten jich die beiden 
Parteien berühren und über gewiffe Fragen verftändigen, wodurd eine allge 
meine Neigung zur BVerftändigung entftehen kann und muß. 

An anderer Stelle !) habe ich früher den Gedanken ausgeführt, daß die 
verjchiedenen Arbeitercorporationen, foweit fie fi) Norinativbeftimmungen fügen 
und dafür gemilfe Rechte erlangen unter ein allgemeines Regifteramt geftellt 
werden follten, womit man einen Anfang der Decentralifation der Berwaltung 
nad) Verwaltungszweigen ftatt nad) localen Bezirken habe. D. h. die wirthichaftliche 
Selbftverwaltung, die Selbftverwaltung der foctalen Fragen kann nicht einfach 
im Anſchluß an dig Selbftverwaltung der politischen Gemeinde organifirt werden, 
— fie muß aber überhaupt organıfirt werden, fie ıft das natürliche und hohe 
Ziel aller foctalen Reform. Die politiihe Selbftverwaltung ift bei uns nicht 
der Grundftein,. aber fie foll der Schlufftein der conftitutionellen Verfaſſung 
werden, indem fie die Staat3bürger lehrt und anhält, Pflichten zu verwalten, 
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ſtatt nur Intereſſen zu vertreten und Rechte zu begehren. Selbftverwaltung in 
dieſem Sinne brauchen wir auch auf dem jocialen Gebiet. Gegenüber den 
Verſuchen, die ſocialen Berhältniffe dur mechaniſch einwirkende bureaukratiſche 
Macht zu regeln, haben die Apoftel des reinen laissez faire Recht. Aber diefe 
haben Unrecht, überhaupt feine Drönung zu wollen. Vielmehr ift e8 eben die 
Aufgabe der Zeit, eine neue zeitgemäße Ordnung zu jchaffen, die nur eine 
Drdnung nad) dem Princip der Selbftverwaltung fein kann. D. h. e8 muß 
dahin geftrebt werden, daß in möglichftem Umfang die Intereſſenten, die Mit- 
glieder der focialen Stände ſelbſt die für ihren Stand und für die Gefammt« 
heit nöthige Ordnung unter der Herrichaft des Geſetzes aufrecht erhalten und 
weiter bilden. — 

Bei dem Umftand aber, daß die neuen focialen Stände noch in den An— 
fängen der En widlung ftehen und jehr wenig abgegrenzt find, daß fich beftändig 
neue ſociale Bedürfniſſe entwideln und über ihre befte Befriedigung unendlid) 
viel Streit herrſcht — bei folder Sachlage kann der Staat mit einfach 
Corporationen von &ewerbtreibenden bilden und ihnen ohne Weiteres gewiſſe 
Rechte und Pflichten zwangsweiſe auflegen: Er muß hier vorfihtig fein, und 
feine unentbehrlihe Eimwirtung muß vor der Hand mehr eine indirecte fein. 
D. h. wir brauchen nicht Zwangscorporationen, jondern Normativbeftimmungen 
für freie Corporationen, und nur ausnahmsweife an einzelnen Punkten kann 
der Staat mit fiherem Erfolge einen divecten Zwang ausüben. 

Ueber die Principien einer neuen foctalen Ordnung ift genug geredet 
und gejchrieben. Daß Pofitives zur Berbefjerung der Yage der Arbeiter 
geihehen jolle, ift oft genug gejagt und ernfthaft verjprodhen worden. Aber 
wenig hat unfere Gejeggebung bisher wirklich gethan. Sp wie man am die 
Ausführung geht, thürmen ſich Schwierigkeiten auf, und es entjteht unlösbarer 
Streit. An welchem Punkte wird unjere Gefeggebung endlich anjegen fünnen, 
um ihre pofitive anregende Thätigfeit zu Gunften ſocialer Reform energisch zu 
beginnen? Mit der Beftrafung des Contractbruchs, mit dem Gewerbegerichte, 
mit den obligatorijchen Alters- und Invalidenfaffen hat man nicht anzufangen 
vermocht. Aber die Haftpflichtgejeggebung mu nothwendig neu geregelt werden, 
und da könnten fich doch verhältnigmäßtg leicht Alle zur Schaffung der vor= 
geichlagenen Verbände vereinbaren. 

Der Vorſchlag, den ich in Borftehendem mitgetheilt habe, würde meines 
Erachtens ſchon deshalb allgemeine Beachtung verdienen, weil er eine vergleich3- 
weife jehr befriedigende Löſung der Haftpflichtfrage verſpricht. Größer aber 
noch ift feine Bedeutung infofern, al3 er eine praftiih ausführbare Antwort auf 
die große Frage giebt: Was kann der Staat zunächft thun, ein der jocialen 
Reform dienendes gewerbliche Eorporationsleben zu befördern ? 

Und da der Berein für Socialpolitif 1878 gerade die gewerblichen Cor— 
porationen al3 Hauptgegenftand feiner Beiprehungen und Unterfuchungen ins 
Auge gefaßt hat, fo glaubte ih, die mir mitgetheilte Idee meinerjeit3 allen 
Bereindmitgliedern mittheilen zu follen. Nachdem jo viele andere Verſuche ge- 
jcheitert find oder doc wenig Erfolg hatten, ift e8 immer von großem Werth, 
wenn ein neuer Weg zu einem allgemein erftrebten Ziele gezeigt wird. Der 
neue Vorſchlag geht davon aus, daß das Hilfskaſſenweſen, die Haftpflichtfrage 
und die Frage polizeiliher Schutzvorſchriften im imnigften Zufammenhang mit- 
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einander ftehen und nicht ifolirt betradytet und behandelt werden dürfen. Er will 
die zwei letzten Fragen, bei denen ftaatliches Eingreifen unvermeidlich ift, nicht durch 
divecten gerichtlichen und polizeilihen Zwang, gegen meld) Ietsteren die Betheiligten 
ſich ftet3 empören werden, fondern durch eine Selbftverwaltungscorporation Löfen, 
die dann als Mufter und Anregung zu Hilfstaffen und anderen Selbftver: 
waltungsorganifattonen dienen kann. Wären dieſe Inftitutionen gefhaffen und 
in Wirkſamkeit, fo fünnten fie uns auch allmälig eine detaillirte und vollftändige 
Unfallsftatiftit Liefern, deren derzeitiger Mangel auch al3 ein ſchweres praftifches 
Hinderniß erfcheint, die Haftpflichtfrage durch Verſchärfung gerichtlich erzwing— 
barer Pflichten einfeitig löfen zu wollen. 


Piererrihe Hofbuchhdruderei. Stephau Geibel & Go. in Altenburg. 


— —— 


Das 


Erbredt und die Grundeigenthumsvertheilung 
im Deutſchen Reiche. 
Bon 


A. v. Miaskowski. 


1. Abtheilung. 


Schriften 


des 


Vereins für Socialpolitik. 


XX. 


Das Erxbrecht und die Grumdeigenihumsvertheilung 
im Deuffdhen Reid). 


Don U. von Miaskowski. 


Erjte Abrheilung. 





Leipzig, Ä 
Verlag von Dunder & Humblot. 
1882, 


Das Erbredt 


und die 


Grundeigenthumsvertheilung 
im Deutſchen Reiche. 


Ein ſocialwirthſchaftlicher Beitrag 


zur 


Kritik und Reform des deutſchen Erbrechts. 


Don 
Dr. Auguſt von Minskomski, 


o. Profeffor der Staatswiffenihaften an der Univerfität Breslau. 


Erſte Abtheilung. 


Sie Bertheilung des landwirthſchaftlich benutzten Grundeigenthums 
und das gemeine Erbrecht. 


Les lois sur les successions —— il 
est vrai, a l'ordre civil; mais evraient ötre 
placdes en töte de toutes les institutions poli- 
tiques, car elles influent incroyablement sur l'dtat 
social des peuples, dont les lois politiques ne sont 
que l'expression. A. de Tocquerille. 





Leipzig, 
Berlag von Dunder & Humblot. 
1882. 


Daß Ueberſetzungsrecht bleibt vorbehalten. 
Die Berlagsbandblung. 


Inhaltsverzeichniß. 


Vorw ” * * ” ® [ 
I. Die beutfee Grunbeigentumeoerifeifung ber Gegenwart. m Licht» und 
Schattenfeit en ” . [ * . “ 

1. Einleitung - bar we 

2. Gegenden mit vorwiegendem großen Grumdeigentfum Be ae 

3. Gegenden mit vorwiegendem Heinen Grundeigentum . - » . . .» 

4. Gegenden zugleich mit großem und Meinem Grundeigenthum ; 

5. Gegenden mit vorwiegendem mittleren (bäuerlichen) Grundeigenthum, 
fowie Gegenden mit Grundeigenthum von — (großem, 
mittlerem und Kleinerem) Umfang 

II. Die deutfche — — und ihre Entſtehung. Insbeſon⸗ 
bere ber Einfluß des Erbredhts . 
II. Die BVBeränderungstendenzen in ber deutſhen Grunbeigentpumoertfeitung 
ber Gegenwart und ihre Erklärung . . 
IV. Zur Gedichte des deutſchen Erbredhts . : 
V. Auseinande egung unter den Miterben. Erbſchaftstare 
1. Geltendes Recht 


2. Socialwirtbſchoftliche Analyfe des geltenden Rechts ; 
VI. — und Pflichttheilsrecht 
— Geſchichte der —— — in Rom, Deutfſchland, England, 
orbamerifa, ber Schweiz und Frankrei 
2. Geltendes Pflichttheilsrecht ug gemeinen, preußiſchem, vfſterreichiſchem, 
ſächſiſchem und franzöſiſchem Recht 
3. Reformvorſchläge und Ausdehnung des pᷣflichttheilsrechts und Begrün⸗ 
dung eines das Familienerbrecht beſeitigenden oder F demſelben eon⸗ 
eurrirenden Erbrechts des Staats und ber Gemein 
4. Reformvorfcläge. Befeitigung oder — bes Briätfesreins 
und ——— * —— 
Beilagen . : 


231 


255 
281 


N 
I 
I 
| 
| 


Digitized by — 


Vorwort. 


Zu den Gegenftänden, welche bi3 in die Mitte der fechziger Jahre die 
Wiſſenſchaft und die Tagespreffe, die Regierungen und ſtändiſchen VBerfammlungen 
in Deutfchland gleihmäßig beichäftigt haben, gehört die Frage nach den ver- 
Ihiedenen Arten der Orundeigenthumsvertheilung, ihren Mängeln und Vorzügen, 
jomie nach den Mitteln, die Mängel einzufchränfen und die Vorzüge zu ver— 
allgemeinern. 

Wenn diefe Debatten in der Gegenwart jo gut wie verftummt find, fo 
erklärt fich dies Leicht dadurch, daß die Exiftenzberechtigung des privaten 
Eigenthbums an Grund und Boden in legter Zeit überhaupt in Frage geftellt‘ 
worden iſt. 

Wo auf der einen Seite diefe8 Fundament unferer gefammten heutigen 
Wirthſchaftsverfaſſung und Gefellihaft3ordnung angegriffen und auf der anderen 
Seite vertheidigt wird, da mußte naturgemäß die Erörterung eines Gegen« 
ſtandes, der nur eine Confequenz der heutigen Eigenthumsordnung ift, wenigftens 
für eine Zeitlang unterbleiben. 

Erft in allerneufter Zeit macht ſich auf beiden Seiten eine gewilje Er» 
midung in der Diskuffion über die Fundamentalprincipien und Fundamental- 
einrichtungen unferer heutigen Ordnung bemerkbar, weil man ſich darüber flar 
geworden zu fein ſcheint, daß eine ſolche Diskufjion weder zum theoretischen 
Abſchluß noch auch — in der Gegenwart und nächſten Zufunft wenigſtens — zu 
einer praftifchen Probeprüfung führen werde. 

Es ift ſonach möglicherweile die Zeit nicht mehr fern, wo beide ‘Theile 
die Grumdlage unferer heutigen Wirthichafts: und Gefellfhaftsordnung acceptirend 
— die einen natürlich ohne, die anderen vielleicht mit einer reservatio mentalis — 
an der Abhilfe ihrer Mängel einträchtig arbeiten werden. 

In einer folhen Zeit wird die Frage der deutjchen Grundeigenthums- 
vertheilung dann auch wieder zur Sprache fommen und das allgemeinfte Inter— 
fe erregen müfjen; denn e3 giebt faft feinen wichtigeren Gegenftand für 
unfere gefammte wirthichaftlihe Entwidelung, für die Zufammenfegung unferer 
Seide, für das Wohl und Wehe unferes Volks und unſeres Staats, 

ieſen. 

Und es iſt unnatürlich, daß während ringsum in England und Irland, 
in Italien und Oeſterreich, in Rußland und in der Türkei die Fragen des 
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Grundeigenthums und ſeiner Vertheilung die Männer der Feder und des Porte— 
feuille, der Tribüne und des Katheders gleichmäßig lebhaft beſchäftigen, nur in 
Deutſchland über dieſen Gegenſtand allgemeines Stillſchweigen herrſcht. 

Allerdings haben ſich in allerletzter Zeit auch bei uns die Anfänge eines 
Intereſſes für die Art, wie unſer Grund und Boden ſich unter feine Eigen- 
thümer vertheilt, jowie über die Veränderungen, welche fih in diefer Beziehung 
vollziehen, zu zeigen begonnen. Aber diejes Antereffe bat bisher wenigſtens den 
Kern der Frage noch nicht erfaßt, fondern diejelbe nur bei Gelegenheit der 
Beiprehungen über den in der deutſchen Landwirthſchaft herrichenden Nothitand 
fowie der Berathungen über das bäuerliche Anerbenrecht oberflächlich geftreift. 

Wie man bei diefer letzteren Gelegenheit — nämlich bei den Berathungen 
über das bäuerlide Anerbenreht — den Zufammenhang zwiſchen dem bäuer- 
lihen Anerbenreht und dem Immobiliarerbrecht überhaupt nur flüchtig berührt 
bat, jo ift aud; die Bedeutung diefer Erbrechtsreform für die gefammte Grund: 
ki in mehr geahnt als genau feftgeftellt und klar ausgefprochen 
worden. 

In beiden Beziehungen möchte die vorliegende Arbeit eine vorhandene 
Lücke ausfüllen. 

Indem der Verfaſſer derjelben in Nachfolgendem die beftehende Vertheilung 
de3 deutjchen Grundeigenthums einer erneuerten Unterfuhung unterzieht und 
fi) über diefelbe ein feftes Urtheil zu bilden ſucht, will er damit zugleich den 
Ausgangspunkt für eine foctalwirthichaftlide Behandlung unferes heutigen Erb- 
rechts gewinnen. 

Denn den engen Zufammenhang zwifhen dem Erbredt und der Grund: 
eigenthumsvertheilung zugegeben, wird jedes Urtheil über die ſocialwirthſchaft⸗ 
liche Bedeutung des beftehenden Erbrechts von einer genauen Kenntniß der be— 
ftehenden Grundeigenthumsvertheilung auszugehen haben. 

Indem diefe Arbeit dann weiter an die jüngften Reformen auf dem Gebiet 
de3 bäuerlihen Anerbenreht3 anknüpft, bringt fie diejes in engften Zus 
fammenhang mit dem geltenden Erbreht überhaupt und ſucht die Confequenzen 
diefer partiellen Reform für das gefammte Gebiet des Erbrechts, ſoweit ſich 
dieſes auf land» und forſtwirthſchaftlich benutzte Jınmobilien bezieht, abzuleiten. 

Damit hofft der Verfaſſer diefer Arbeit zugleih an jeinem befcheidenen 
Theil für die Erwedung des Intereſſes an unferer Grund» und Bodenfrage 
und für eine Beſeiligung der mit unferer Eigenthumsordnung — die unferer 
Ueberzeugung nad) auch die Eigenthumsordnung der Zufunft bleiben wird — 
verbundenen Mängel thätig zu fein. 

Denn wirkſamer al3 die theoretiſche Vertheidigung derjelben dürfte die mög— 
lichfte Befeitigung ihrer Schattenfeiten fein, weil dieſe zugleich die Angriffs- 
punfte der Gegner unferer heutigen Eigenthumsordnung find. 

Jedem Verſuch einer Befeitigung diefer Mängel muß aber fowohl eine 
genaue Kenntniß derjelben al3 auch der Mittel, weldye zu ihrer Hebung dienen 
können, vorhergeben. 


I. 


Die deutſche SrundeigenthHumspertheilung der Gegenwart. 
Ihre Licht- und Schattenfeiten. 


1. Einleitung. 


Wenn wir an diefer Stelle eine Darftellung der Örundeigenthumsverthei« 
fung im deutſchen Reich zu geben verſuchen, jo handelt e3 ſich dabei nicht um 
die Ausführung eines ftatiftifc genauen und detaillirten Bildes über die Grund- 
eigenthumsverhältniſſe ſämmtlicher deutſcher Staaten. 

Ein ſolches zu geben wäre bei dem derzeitigen Zuſtand der Agrarſtatiſtik 
unmöglich. 

Denn nicht nur, daß für einige deutſche Staaten die nöthigen ſtatiſtiſchen 
Unterlagen vollſtändig fehlen. In denjenigen Ländern, für welche wir zahlen— 
mäßige Daten über die Vertheilung des Bodens nach den Eigenthümern 
beſitzen, ſtammen die Aufnahmen aus ganz verſchiedenen Zeiten und find 
diefelben außerdem nad den verfchtedenften Gefichtspunften und Methoden vor: 
genommen und verarbeitet worden. 

Bald hat man nämlich aus den Grund: oder Güterbüchern (Würtemberg 
1857) und bald wieder aus den Grundfteuerrollen (Preußen 1858, Braun 
ſchweig 1874, Hannover 1830) die für die Grundeigenthumsvertheilung maß- 
gebenden Zahlen direft ausgezogen; bald wieder begnügte man ſich damit, aus 
anderen Miomenten, jo namentlidy aus der Zahl der den Pandbau ald Haupt: 
oder Nebenbeihäftigung betreibenden Perjonen oder aus der Zahl der Vieh: 
befiger und der Größe ihres Viehbeſitzes indireft Schlüffe auf die Grundeigen« 
thumsvertheilung zu ziehen. 

In letter Zeit (1873 in Baden und Würtemberg und 1882 für das 
ganze deutſche Reich) wieder hat man, ftatt die Grundeigenthumseinheiten zu 
ermitteln, die Aufnahme auf die von den einzelnen Haushaltungen bewirth⸗ 
Ihafteten” Flächen, alſo auf die Wirthſchafts- und nicht auf die Eigenthums: 
einheiten gerichtet. 

Schon die direften Aufnahmen leiden meift an mannigfahen Mängeln, 
indem die Grundeigenthumsaufnahmen der früheren Zeit nur gemeindeweife 
vorgenommen worden find, wobei dann diejenigen Grundbeſitzer, welche Grund» 
eigenthum im mehreren Gemeinden befaßen, bei Summirung der für die ein- 
zelnen Gemeinden ermittelten Refultate als mehrere Befiger figurirten (Würtem- 
berg, Hannover u. ſ. w.). 
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Noch weniger genau find natürlich alle diejenigen Ermittelungen, die auf 
indirekte Weife gewonnen wurden. 

Beſonders ſchlimm aber fteht es um die Vergleichbarkeit der für die ver- 
jchiedenen deutſchen Yänder gefammelten Daten. 

Denn nicht nur daß diefe, wie eben angedeutet wurde, auf ſehr verfchte: 
dene Weiſe gewonnen worden - find; auch die Objecte der Erhebung jelbft 
wurden jehr ungleihmäßig abgegrenzt. 

So find die Grundeigenthumseinheiten in Preußen binfichtlih ihrer Land- 
und forftwirthichaftlih benugten Fläche, in Baden und Würtemberg nur hin- 
fichtlich ihrer landwirthſchaftlich benutzten Fläche ermittelt worden. 

Dann aber find die gewonnenen Refultate nicht einmal nad denſelben 
Geſichtspunkten verarbeitet, was ſich namentlich bei der Zuſammenſtellung der 
einzelnen Güter je nach ihrer Größe zu allgemeinen Kategorien zeigt. 

Eine Darſtellung der Grundeigenthumsverhältniſſe, welche alle dieſe Ver— 
ſchiedenheiten genau verzeichnen wollte, würde den dieſer Arbeit geſteckten Um— 
fang bei Weitem überſchreiten, ohne doch zugleich, wegen dieſer in den Aufnahmen 
ſelbſt liegenden Unvergleichbarkeit der gewonnenen Reſultate, zu einem völlig 
zutreffenden und exakten Zahlenbilde zn gelangen. 

Muften wir daher auch auf eine folhe, die aufgewendete Mühe kaum 
Iohnende Darftellung verzichten, jo mochten wir doch nicht gern aller zahlen- 
mäßigen Anhaltspunkte für die Beurtheilung der beflehenden Grundeigenthums- 
vertheilung entbehren. 

Wir haben daher zunächſt an dieſer Stelle ein kürzeres, aber, wie wir 
glauben, ebenfalls zum Ziele führendes Verfahren eingeſchlagen, indem wir die 
einzelnen deutſchen Länder und Yandestheile nach der Art ihrer Grundeigen- 
thumsvertbeilung auf bejtimmte TIopen. zurüdzuführen ſuchten, zu deren Cha- 
rafterifirung die vorhandenen Zahlen trog ihrer Mängel auch ohne nähere 
Kritik ihres Werthes ausreichten. Die Zahlen felbft haben wir dann in einen 
bejonderen Anhang verwiefen. Mit der Fixirung der Typen verbinden wir fo- 
dann eine Beurtheilung derjelben, indem wir ihre Licht: und Cchattenfeiten 
hervorheben und beide gegen einander abwägen. 

Durd die Vergleihung der auf ſolche Weife für die einzelnen Typen der 
Grundeigenthumsvertheilung gewonnenen Rejultate werden wir gleihjam von 
jelbit zur Auffindung desjenigen Typus gelangen, der vom Standpunkt des 
fociahwirthichaftlihen Gejammtinterejjes die meisten Licht- und die wenigften 
Schattenſeiten darbietet. 

Dabei werden wir zugleich die Bedingtheit der einzelnen Vertheilungsiypen 
durch natürliche, ethnologiſche und volkswirthſchaftliche Factoren kennen lernen. 
Mit diefen wird die auf die Abänderung der : bejtehenden Grundeigenthums- 
vertheilung gerichtete Politif rechnen müſſen, wenn jie nicht Unerreichbares an— 
ftreben will. 

Es dürfte diefes induftive Verfahren demjenigen vorzuziehen fein, das 
für die Behandlung unſeres Gegenjtandes in Lehrbüchern und agrarpolitifchen 
Monographieen bisher vielfach eingejchlagen worden ift. 

Gewöhnlich wird nämlich mit der Aufftellung eines Ideals für die Grund« 
eigenthumsvertheilung begonnen. Mit dieſem werden dann die beftehenden Verhält— 
niffe verglichen, jo daß fich au8 dem Umftande, ob und wiemweit die Wirklichkeit 
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dem deal entſpricht, ein günftiges oder ungünftiges Verdift über die gegebenen 
Zuftände ergiebt. 

Wir dagegen wollen von den gegebenen Zuftänden ausgehen und nur, um 
und in der venwirrenden Bielheit derjelben zuredtzufinden, den Reichthum kon« 
freter Verhälmiſſe auf bejtimmte typifche Formen zurüdführen. 

Durch Beurtheilung und Bergleihung der verfchtedenen aufgefundenen 
Typen juden wir dann den unter den gegebenen Verhältnifjen möglichen gün— 
ftigften Typus zu ermitteln. 

Da die Licht: und Schattenfeiten der verſchiedenen Typen der Grund: 
eigenthbumsvertheilung wmeift, wenn auch nicht ausſchließlich, durch die von den 
verjchiedenen Gütergrößen abhängige Art der Bewirthſchaftung bedingt find, 
fo muß jede Beurtheilung eines beftimmten Typus von der Vorausfegung aus— 
gehen, daß ſich die Eigenthumseinheiten (Güter, estates) mit den Betrieb3ein« 
beiten (Wirthichaften, farms) deden. 

Dieſe Vorausſetzung trifft aber nicht überall zu. So namentlid nicht in 
England, Jtalien und allen denjenigen Ländern, in denen Befig und Betrieb 
weder in einer Perfon noch aud) auf einer und derfelben Fläche vereinigt find. 

In Deutichland freilich — und um die Verhältnifje des deutjchen Reichs 
und feiner einzelnen Länder handelt e3 fid für uns allein — entfernt fich die 
obige Borausfegung nicht weit von der Wirklichkeit. Hier find die meiften Be— 
figer zugleich felbft Landwirthe oder es deden ſich doch, wo dies nicht der Fall ift, 
die Örenzen der im Befig und im pachtweifen Betrieb befindlichen Güter in der 
Regel. 

Ausnahmen von diefer Regel fommen hauptfählid nur Hinfichtlich folder 
Güter vor, die ſich im Beſitz juriftifcher Perſonen befinden oder die fidei— 
commiſſariſch gebunden find. 

Hierher gehören zunächft die Güter des Staats. Im alten Staatsgebiet 
des Königreichs Preußen waren im Jahre 1867 von den 1462500 Morgen 
de3 Domanialbefiges 1169 877 Morgen verpadtet. Der Reſt diente meift 
Zweden der Pferdezudht und wurde von eigenen Beamten des Staats be- 
wirthſchaftet. 

Neben den Domänen ſind in Preußen auch die Liegenſchaften der Krone, 
des königlichen Hauſes und der ſtädtiſchen Kommunen mit Ausnahme nur der 
Forſten, fowie die Liegenſchaften der Univerfitäten, der höheren Lehranftalten und 
der milden Anftalten verpadhtet. 

Diefelbe Art der Bewirthihaftung findet jih auf den Domänen der 
übrigen Staaten. 

Alle diefe Güter werden, foweit fie geſchloſſen find oder foweit ihre Be— 
ftandtheile doc; in einer Dorfgemarkung oder nahe an derfelben Liegen, der 
Regel nad) als Ganzes mit allen nöthigen Gebäuden und meift auch mit dem 
Inventar auf längere Zeit — in Preußen gewöhnlich nicht unter 12 Jahren — 
verpadhtet. 

Dagegen werden die Güter der Landgemeinden, der Kirchen und Schulen, 
fowie diejenigen Domänen, die zerftreut in einzelnen Stüden, in verſchiedenen 
Gemeinden Liegen, wohl aud) parcellenweife — meift an die benahbarten Bauern — 
verpadhtet. Im deutſchen Süden pflegen ferner die fogenannten Allmenden 
oder Allmanden ſtückweiſe, wohl auch ohne Entgelt, oder gegen ein ſolches, das 
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jedoch meift die ort3übliche Höhe des Pachtſchillings nicht erreicht, an einzelne 
Gemeindegenofjen abgegeben zu werden. 

Bon den in Privathänden befindlichen Gütern find die größeren ftande3- 
berrlihen Fideicommiſſe jchon feit längerer Zeit verpadhtet und auch bei den 
Hleineren Fideicommifjen hat die Verpachtung, wenigſtens in einigen Gegenden, 
neuerdings Eingang gefunden. 

Und aud im freien Beſitz befindliche größere geichloffene Güter pflegen hier 
und da verpacdhtet zu fein. So namentlich in Preußen, und hier wieder befonders 
‚am Niederrhein, aber au in Bayern, Wiürtemberg, Baden u, |. m. 

Immerhin bilden diefe verpadjieten Güter doch nur einen kleinen Bruch— 
theil der ſämmtlichen in Privatbefig befindlichen Liegenfchaften. So waren 1867 
in den acht alten Provinzen Preußens ‘von den 12150 Rittergütern oder den 
10786 Gütern mit 1000 und mehr Thalern Grundfteuerreinertrag doch nur 
etwa 1800 verpachtet. 

Und auch diefe Güter finden fi ähnlich wie die Domänen in der Negel 
nur al3 Ganzes verpaditet. 

Kleine Pächter, welche entweder Theile großer Güter oder Eleine Güter 
bewirthichaften, kommen innerhalb der acht alten Provinzen Preußens vorzugs⸗ 
weiſe in den Regierungsbezirken Stralfund, Minden, Münfter und am Nieder— 
rhein vor. So finden fih in Neuvorpommern neben menigen bäuerlichen 
Eigenthümern auf den großen Gütern auch Beitpächter, fo daß ganze Dorf: 
ſchaften lediglich aus herrſchaftlichen Zeitpächtern beftehen. Ja auf der Inſel 
Rügen wird über die Hälfte aller bäuerlihen Nahrungen lediglich in Zeitpacht 
benugt. Im Mindenfhen und im Münfterland haben einige große Grundbefiger 
ihre Güter jeit länger als einem Jahrhundert in kleine Pachtungen zerlegt. Und 
aud in der weitphälifchen Mark, im Herzogthum Berg jowie fonft am Nieder- 
rhein finden ſich einige Güter ſtückweiſe verpachtet. Meift erfolgen ſolche Ver: 
pachtungen nur in Kleinen Parcellen an fleine Leute oder ausnahmsweiſe in 
größeren Plänen an Fabrik und Bergunternehmer:: letzteres namentlich in der Nähe 
großer Städte und Fabriken oder in der Umgebung des aufblühenden Bergbaus 
und Hüttenbetriebds. Aber aud) in anderen Theilen der preußiſchen Monarchie 
werden von den größeren und mittleren Befigungen einzelne Parcellen pachtweiſe 
vergeben. Doc find diefe Pachtungen nur der Zahl, nicht auch der Fläche 
nad) erheblich. 

Und vollends felten werden derartige Pachtungen fo betrieben, daß fich be— 
ftehende Nahrungen vollftändig in fie auflöfen. Bielmehr pflegen gewöhnlich nur 
die für die Eigenthümer zum Selbftbetrieb zu entfernt oder überhaupt ungünftig 
gelegenen Grundftüde an die benachbarten kleineren und größeren Wirthichaften 
— Bauern und Tagelöhner — in Pacht gegeben zu werden, jo daß in der 
Hegel beide Theile aus diefem Verhältniß Vortheil ziehen. 

Erft neuerdings findet ſich auch wohl hier und da — namentlich im 
Schleſien — ein ganzes Gut in Parcellen aufgelöft und verpadtet. 

Noch viel feltener al3 die Auflöfung großer Bejigeinheiten in Heine Pacht— 
einheiten pflegt da3 Zuſammenpachten vieler kleiner Güter und Parcellen und 
ihre Bereinigung zu größeren Wirthichaften vorzufommen. So wurde neulich) 
aus dem Obrabruch al3 von einer jeltenen Erjcheinung berichtet, daß dort 
zahlreiche Heine Grundeigenthümer ihre Befigungen an einzelne befonder3 ftreb- 
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ſame Landwirthe verpachten und dann ſelbſt nach auswärts ‚auf Eijenbahn-, Hafen-, 
Fabrik⸗, Bergwerks- und andere Arbeit ausgehen, wo jie mehr verdienen und 
erübrigen, als bei der Beftellung ihrer kleinen Wirthichaften. 

Im Ganzen finden ſich Pachtungen in nennenswerther Zahl und bedeu— 
tenderem Umfange nur in der Region der großen Güter. Und aud in den 
Yändern mit vorwiegendem Mittel- und Kleinbefig find es faft ausſchließlich 
die wenigen hier ſich vorfindenden größeren Güter, welche verpachtet werden. So 
ſind im Sroßherzogihum Baden von den 680 größeren Gutöbetrieben, deren 
Areal übrigen? nur 5,5 %, des geſammten landwirthſchaftlich benutzten Ge- 
bietes ausmacht, 257 im Pachtbeſitz. 

Aehnliches iſt auch aus Würtemberg, Naſſau, Heſſen u. ſ. w. zu berichten. 

Am ſeltenſten findet ſich die pachtweiſe Benutzung des Bodens in den— 
jenigen deutſchen Ländern, in denen der bäuerliche Kleinbeſitz vorwiegt, wie z. B. 
im größten Theil des deuiſchen Südmweftens. 

Hier finden wir außer den wenigen größeren Gütern nur noch diejenigen 
fleineren Güter in Pacht, welche in Verbindung mit gewerblichen Anlagen ftehen 
oder wegen VBormundichaft, Subhaftation u. ſ. w. vorübergehend nicht von den 
Eigenthümern jelbft bewirthſchaftet werden fünnen. 

So ift e3 denn zu erklären, wenn — nad) der Aufnahme von 1873 — 
von dem geſammten wirthſchaftlich benutten Gelände in Hefjen-Darmftadt 
14 %,, in Baden 13,8 %, und in Würtemberg gar nur 7,52 ", pachtweiſe 
bewirthihaftet werden. Aber freilich jind diefe Durchſchnittszahlen aus Urzahlen 
gewonnen, die in den einzelnen Theilen diefer beiden Staaten ehr ftart von 
einander abweihen. So finden fih 3. B. im badenjchen Kreiſe Heidelberg 
29 %,, im Kreife Waldshut dagegen nur 4,9 %, des landwirthſchaftlichen Ges 
ländes in Pad '). 

Wie die Verpachtung in Deutschland nur ausnahmsweife eine Discrepanz 
zwifchen dem Umfang der Eigenthums- und Wirthſchaftseinheiten begründet, fo 
bat fie auch durchaus nicht immer die dauernde Abwefenheit des Grundbeſitzers 
von feinem Gute — den jogenannten Abjenteeismus — zur Folge. Vielmehr 
pflegen ſich die Gut3bejiger nicht felten einige Zweige der Verwaltung vorzu= 
behalten und diefe dann von ihrem Schloß oder fonftigen Gutsgebäude aus zu 
bejorgen. So behält ſich z. B. ein großer Theil der weftphälifchen Rittergut3- 
befiger bei Berpadtung feiner Güter das Wohngebäude, den Forft und eine 
für die Befriedigung der hauswirthſchaftlichen Bedürfnifje ausreichende Kleine Oeko— 
nomie vor. Auf den Gütern der großen weftphäliihen Magnaten ſchließen jih an 
den oft umzäunten und mit veihem Wildftand verfehenen Forft wohl auch nod) 
großartige Parkanlagen mit prächtigen Bäumen und Wiejenfläden an. Von 
diefem Sit aus pflegt der wejtphäliiche Gutsherr die Rentei zu verwalten oder 
unter feiner Aufjiht verwalten zu lajien, die Bauten auf den Pachthöfen zu 
controliren und vor Allem die Eulturen in den Forſten eingehend zu infpiciren. 


1) Meisten, Der Boden und die TE en — e des preu- 
biſchen Staats. Berlin 1868-1871. Bd. III. —422 Il. S. 506. 
Golg, Die ländliche Arbeiterfrage. —— S. 344, wo Beiträge 
ir Statifit der inneren Berwaltung bes Großherzogthums Baden. Heft XXXVIL 
XVI, XXVIL Würtembergiſche Due für Etatiftit und Fandesfunde. 
Jahrgang 1881. Bd. 1. dert 1. ©. 206. Biebahn, Statiftif des zollvereinten 
und nörblihen Deutſchland. 2. Theil. Berlin 1862. ©. 573. 
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Nahdem wir im Obigen die nöthigen Belege für unfere Behauptung bei- 
gebracht haben, glauben wir fortan berechtigt zu fein, von den geringfügigen 
Mopififationen, melde die Grundeigenthumsvertheilung durch die Verpachtung 
erleidet, abjehen zu dürfen. 

Zu erwähnen ift hier noch jener Mittelftellung zwifchen der Selbftbewirth- 
ſchaftung und der padıtweifen Benugung des Domantal-, ftandesherrlichen und 
fonft von Behörden verwalteten Grundeigenthbums, wie fie "namentlich im deutfchen 
Süden nicht felten vorfommt. Sie befteht darin, daß landwirthichaftlich benuste 
Grundftüde, namentlih Wiefen, in der Art vom Eigenthümer genugt werden, 
daß er fie durch bezahlte Arbeiter beftellen und cultiviren, den Ertrag aber 
nicht felbft einheimfen, fondern auf dem Halın oder auf der Schnitt verfteigern 
läßt. Die badifche Statiftit bezeichnet diejes Verhältnig als mittelbare oder 
uneigentliche landwirthſchaftliche Selbſtbewirthſchaftung. 

Indem wir nunmehr auf die Darſtellung und Beurtheilung der Grund— 
eigenthumsvertheilung im deutfchen Reich ſelbſt eingeben, unterfcheiden wir Drei 
reine Typen, auf die fich ſämmtliche VBerfchiedenheiten in der Grundeigenthums- 
vertheilung zurücdführen laffen: den Typus der großen, der kleinen und .der 
mittleren oder Bauerngüter. Durch Combinationen, welche dieſe Typen unter 
einander eingehen, kommen zu den reinen noch einige gemiſchte Typen hinzu. 

Dieſer Eintheilung geben wir nicht den Sinn, daß in den Ländern, welche 
den einen oder anderen der reinen Typen aufzeigen, ſich nur große oder nur 
kleine oder nur mittlere Guter vorfinden, ſondern wir nehmen an, daß dort, wo 
ſich der eine oder andere reine Typus findet, eine Art der Güter prävalirt 
und der gefammten Grundeigenthumsvertheilung ihren Charakter aufdrüdt. 

Aus den Zahlen, welde uns die Statiftit überliefert, wird der Typus 
freilich nur felten mit voller Deutlichkeit hervortreten, weil diefe Ziffern in der 
Negel fih auf größere Bezirke beziehende Durhihnittszahlen find, in denen 
das Individuelle und Typiſche, das ſich immer nur in Heinen Bezirken vor= 
findet, häufig verwifht if. Nur ausnahmsweiſe ift es uns daher möglich 
Dede den Grundeigenthums-Typus an einzelnen, in den Anlagen enthaltenen 

Ipielen auch ziffermäßig deutlich hervortreten zu Lafjen. 


2, Gegenden mit vorwiegendem großen Grundeigenthum. 


ALS erfter Typus, den wir hier ind Auge faffen wollen, tritt ung die 
Auftheilung des Bodens in lauter große Gitter entgegen, fo daß mittlere und 
kleine Güter nur ſeltene Ausnahmen bilden. 

Unter großen Gütern verſtehen wir Güter von einem ſolchen Umfang, daß 
auf denfelben ein Dirigent von höherer landwirthſchaftlicher Bildung vollauf 
Beſchäftigung findet. Auch muß der Ertrag von einer Größe ſein, daß die 
Grundrente allein — ohne den Unternehmergewinn, der im Fall der Verpach— 
tung dem Pächter zufällt — hinreicht, um dem Eigenthümer und ſeiner Familie 
die unabhängige Stellung der höheren Stände zu ſichern ?). 

2) Rocher, Nationalöflonomif des Aderbaus. Stuttgart 1873. 8 47. Th. 


| Bernhardi, Berfuh einer Kritil der Gründe, welche für großes und Fleines 
— — angeführt werden. St. Petersburg 1846. ©. 26. 
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Iſt damit, wenn auch nur in unbeftimmten Umrifien, die Grenze der 
großen Güter nad unten gegen den mittleren Beſitz gezogen, fo fehlt eine ſolche 
aud; nad) oben nicht. Güter, deren Wirthſchaftsbetrieb nicht mehr von einer 
Perſon ausreichend geleitet werden kann, pflegt man von den großen Gütern 
auszuſcheiden und als Herrſchaften zu bezeichnen. Güter, die zu groß find, 
um mit derjenigen Intenſität bewirihichaftet zu werden, die der jeweilige Stand 
der voll3wirthichaftlichen Entwidelung eines Yandes verlangt, werden Latifundien 
genannt. Indeß iſt das Kriterium für dieſe letztere Gütergröße fein objektiv 
ſicheres, ſondern ein durch die Perſönlichkeit des Eigenthümers und feinen Kapitals 
beſitz mitbedingtes, daher mehr oder minder ſchwankendes. 

Eine Vertheilung von Grund und Boden in lauter oder doch vorwiegend 
große Guter findet ſich in einigen Theilen des deutſchen Nordens und Nordoſtens 
und zwar namentlich in einigen Theilen Neuvorpommerns, Schleſiens, Mecklen⸗ 
burgs, Lauenburgs, Poſens, der Provinz Preußen, Holſteins u. ſ. w. 

Es ſind das lauter Länder, die im Vergleich zu dem ſüdlichen und weſt— 
fihen Theil Deutſchlands erft jpät colonifirt worden find und in denen die 
deutſche Colonifation nicht zugleich auf den foliden Bau einer alten Cultur 
ſtieß; Länder mit einer ariftofratifhen Berfaffung der Gefellfhaft und des 
Staates, in denen der Einfluß der Grundherrihaften ſich noch bi3 auf den heu= 
tigen Tag geltend macht; Yänder, die nur zum Theil fruchtbaren, vielfach 
dagegen wenig ergiebigen Boden befiten ; Länder endlih, in denen der Lands 
mann außer mit der Unfruchtbarkeit des Bodens noch mit der Ungunſt des 
Klimas zu kämpfen hat. Tenn kurz iſt die zwiſchen dem ſpäten Frühjahr mit 
feinen Nadıtfröften und dem frühen Herbft liegende Vegetationgzeit, die im Often 
faum 5 Monate beträgt, während fie ſich im mittleren und füdlichen Deutſch— 
land auf 7 Monate erftredt. Auch find die von den Arbeitern zurüdzulegenden 
und von den Gutsbeſitzern zu erhaltenden Wege bei dem großen Umfang der 
Güter jehr weit. Güter mit leichten Boden, bei denen fich nod; große Forften 
befinden, Haben in Bommern 3. B. oft 3—4 Meilen Wege zu unterhalten. 
Dazu kommt, daß der Stein und Kies bisweilen Meilen weit beranzufahren 
find. Ferner verurfacht hier das Drainiren der mandmal 100—150 Morgen 
umfafjenden Schläge des Feldes jowie die Unterhaltung vieler und weitläufiger 
MWirthichaftsgebäude, namentlich Scheunen, große Koſten. Alle diefe Umſtände 
erfchweren das Wirthichaften außerordentlid und bewirken außerdem, daß die 
naturalwirthſchaftliche Form des Güterverkehrs hier noch viel größere Ausdehnung 
hat, als ſonſt in deutſchen Landen. Auch iſt der große Grundbeſitzer im Oſten 
noch nicht ganz der moderne Unternehmer, der fremdes Kapital gegen Zins 
und fremde Arbeit gegen Lohn verwendet und ſich im Uebrigen um ſeine Arbeiter 
nicht kümmert, ſondern er iſt — wenn auch nicht mehr dem Recht, ſo doch 
der Silte nad) — noch vielfad) der Herr feiner Gutsunterthanen, der fie bei 
vorgefommenen Vergehen züchtigt, für fie dann aber aud wieder in Noth und 
Unglüd Sorge trägt. 

In einigen diefer Gegenden ift der mittlere und kleine Grundbeſitz faft 
vollftändig verſchwunden; in anderen hat er jich neben dem großen Grundbejig 
in gewiſſem wenn aud) mäßiger Umfange erhalten. 

Am einfeitigften dürfte dieſe Grundeigenthumsvertheilung fid in Neuvor- 
pommern und in Medlenburg geftaltet haben. In Folge des geringen gefet= 
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lihen Schuges, den das bäuerlihe Grundeigenthum in Neuvorpommern zu 
ſchwediſcher Zeit fand, ftehen fi) in dem erft 1815 an Preufen gefommenen 
jegigen Regierungsbezirk Stralfund, abgefehen von den Etadtgemeinden, jetst fat 
überall Großgrundeigenthümer und Tagelöhner, die weder ein Haus noch fonft 
ein Grundftüd befigen, unvermittelt gegenüber. Die ehemaligen Bauerndörfer 
find größtentheils verſchwunden und entweder im Ganzen in jelbtftändige große 
Nittergüter verwandelt oder im Einzelnen mit den benachbarten Gut3bezirfen ver: 
einigt. Der Großgrundbeſitz nimmt hier 80, der Kleine Grundbefig 16 %/, der 
Grundfläche ein, der Reſt gehört den Städten ?). 

Und fehr ähnlich ift das Bild, das E. M. Arndt im Jahre 1856 von 
der Grundeigenthumsvertheilnng des Großherzogthums Medlenburg: Schwerin 
entworfen bat. „In Medlenburg“, bemerkte diefer unermüdlihe Kämpfer für 
bäuerlichen Befig und bäuerlihe Freiheit, „find nur noch hin und wieder Do— 
mänendörfer und einzelnen Stiftungen und Städten gehörige Dörfer übrig: 
man ſieht faft Nichts al3 große Güter und Sclöffer und nebenbei Häuschen 
von hin- und herziehenden Einliegern oder jogenannten Katenleuten. — Manches 
Kirchipiel hat nur noch ein halbes oder ganzes Dutzend adliger Güter und oft 
fein einzige8 Dorf. Da ftehen die Rittergüter mit 5 oder 6 Katen umber, 
wo die Tagelöhnerfamilien wohnen, welde häufig jedes Jahr in ein anderes 
Kirchſpiel ziehen, fo daß mander Pfarrer feine anderen bleibenden Beichtfinder 
hat, al3 die Befiger oder Pächter der großen Güter und etwa im Kirchdorf 
um ihn herum in einem eigenen Häuschen einen Müller, Wagner und 
Schmied” %). Doc) ift diefes Bild heutzutage nur für das ritterfchaftliche Gebiet 
zutreffend umd auch da, was die Wanderungen der Tagelöhner berrifft, übertrieben. 

Die in der Beilage A mitgetheilten Zahlen find beftimmt, das eben Ge 
jagte zu veranfchaulihen und zugleich zu belegen. 

Bu den Bertheidigern de3 großen Grundeigenthums gehört ein Theil der 
Phyfiofraten (Duednay, Qurgot, Herrenfhmwand, wogegen die beiden Mirabeau 
für fleinen Grundbejig find), indem fie davon ausgehen, daß der produit net in 
der von diefer Schule einfeitig formulirten Weife bei der grande culture en 
grandes fermes größer ausfalle als bei der petite culture. 

Auch die ältere engliihe Schule, deren Vorgänger in diefer Beziehung 
Arthur Young ift, mußte, indem fie das Reineinfommen im beſchränkten Sinn 
ded Unternehmer: und Renteneinfommens auffaßte, nothwendig für grofes 
Grundeigenthum fein. 

Weſentlich aus politiihen Gründen find dann eine Anzahl conjervativer 
Schriftfteller der Neuzeit (Bonald, Ad. Müller u. A.) für das große Grund- 
eigenthum eingetreten, da3 fie zu erhalten wünſchen, wo es noch befteht und zu 
ihaffen juchen, wo es dem Kleinbeſitz hat weichen müffen. 


3) Sombart, Die Fehler im Parcellirungsverfahren der preuf. Staatsbomänen. 
Berlin 1876. ©. 8. Dazu E. M. Arndt, Berfuh einer Gefchichte der Feibeigen- 
fhaft in Pommern und Rügen. Berlin 1803. Derfelbe, Geſchichte der Ber- 
änderungen der bäuerlichen PVerhältnifje in dem vorm. ſchwediſchen Pommern und 
Rügen von 1806—1816. Berlin 1817. D. Gaede, Die gutsherrlich bäuerlichen 
Befitgverhältnifie in Neuvorpommern und Rügen. Berlin 1853. 

4) E. M. Arndt bei Biebahın, Statiftit des zollvereinten und nörblichen 
Deutfhlands. 2. Theil. Berlin 1862. S. 572. 
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Endlich find auch die extremen Socialiften unferer Tage, indem fie an die 
Stelle des Privateigenthums das Kolleftiveigentbum größerer Verbände treten 
lafjen wollen, für das große Grundeigenthum. 

Ueber die Zerlegung dieſes Grundeigenthums des Staats oder der Gefell- 
ihaft in einzelne Wirthſchaftseinheiten ſprechen ſich die jocialiftifchen Programme 
entweder gar nicht aus oder fie widerſprechen fich, wenn fie e3 thun. 

Gehen wir nun auf eine nähere Prüfung der mit einer Bertheilung des 
Bodens vorwiegend unter große Eigenthümer verbundenen Vor- und Nachtheile 
ein, jo begegnen wir zuerft der Behauptung, daß die großen Güter immer 
einen größeren Reinertrag geben als die mittleren und kleineren Güter, wobei 
natürlich) vorausgefegt wird, daß auf diefen großen Gütern auch der Groß— 
betrieb herricht. Diefe Behauptung ftügt fih auf den analogen Vorgang im 
Gebiet der Induſtrie, wo der Grofbetrieb in der Regel eine unbeftreitbare 
Ueberlegenheit über den Kleinbetrieb aufzeigt. 

Dabei unterläßt man e3 aber gewöhnlich darauf Hinzumeifen, daß zwiſchen 
der Landwirthſchaft und der Induſtrie hinfichtlich der Vortheile des Großbetriebs 
denn doch folgende nicht unweſentliche Unterfchiede beftehen. 

1. Bunädjft fommen die Vortheile der Arbeitstheilung in der Yandwirth: 
Ihaft nicht in demfelben Umfange zur Erſcheinung, wie in der Jnduftrie und 
im Handel, einmal weil die menfchliche Arbeit in der Landwirthſchaft überhaupt 
feine jo wichtige Rolle fpielt, wie in der Induftrie, dann aber weil die Arbeit- 
tbeilung in der Landwirthſchaft — wegen der verfchiedenen Verrichtungen, welche 
bier nicht neben einander erfolgen fünnen, fondern nach einander erfolgen 
müſſen — nicht in demjelben Maße anwendbar ift, wie in der Induſtrie. 

2. Auch läßt fi die Beauffihtigung der verjhiedenen landwirthſchaft— 
lichen Arbeiter garnicht in der Weife des Fabrifbetrieb3 centralifiren, fondern 
muß, je größer der Umfang eine Landguts ift, um jo mehr decentralifirt 
werden. Dadurd aber wachen die Arbeit3- und Beauffichtigungstoften. 

3. Wie die Arbeitätheilung, jo fpielt aud die Mafchine in der Land— 
wirthihaft feine jo wichtige Rolle wie in der Induftrie, indem der landwirth— 
Ihaftlihe Betrieb der Anwendung der Mafchine viel größere Schwierigkeiten 
entgegenftellt, al3 der induftrielle. Auch kann das in den Maſchinen ftedende 
Kapital, weil dieſelben größtentheil® nur in beftimmten Jahreszeiten zur Ans 
wendung gelangen, nicht jo vollfommen ausgenutt werden, wie das in der In— 
duftrie und im Handel zur Verwendung gelangende Maſchinenkapital. 

4. Der Epeculation ift für den Yandwirth ein engere® Anmendungs- 

gebiet zugemeffen, al3 für den Induſtriellen, weil der Landwirt den raſch 
wechſelnden onjuncturen (derem fchleunige Ausnugung zum Weſen der Spe— 
eulation gehört) entweder überhaupt garnicht oder doch nur jehr langſam zu 
folgen im Stande ift. 
5. Endlih können die Bortheile des Kredit3 der Yandwirthihaft nur in 
viel geringerem Maß zugeführt werden al3 der Induſtrie, weil der bankmäßige 
furzfriftige Kredit — der im Gebiet des Kreditverkehrs eine dominirende 
Stellung einnimmt — bei der längeren Dauer der Betriebsperioden dem Land- 
wirth nur ausnahmsweife zugänglich ift. 

Ja der Mangel an Concentrationsfähigfeit de3 Bodens und die große 
Verſchiedenheit, welche unter den Beftandtheilen eines Gutes vorfommen fann, 


12 A. von Miaskowski. 


bewirken, daß der landwirthſchaftliche Großbetrieb in einigen Beziehungen hinter 
dem Sleinbetrieb zurücteht. 

So werden durch die Beaufjichtigung der auf großen Gütern zerftreut bes 
Ihäftigten Arbeiter und ebenfo durch die große Entfernung der Außenfelder 
vom Wirthſchaftshof beträchtliche Koften verurfaht. Auch ıft die Arbeit des 
im Lohn beſchäftigten Tagelöhners oder Geſindes theurer, als die des an dem 
Reſultat feiner Arbeit perſönlich intereſſirten kleinen Grundeigenthiimers >). 


Man wird daher den obigen Satz, daß der Großbetrieb in der Land: 
wirthſchaft einen größeren Neinertrag aufweiſt, in dieſer Allgemeinheit in Frage 
ſtellen müſſen und dagegen zu fagen haben, daß der Großbetrieb in der Yand- 
wirthſchaft ſich um fo vortheilhafter ermeift, je mehr das Kapital — im Ber- 
gleid; mit der Arbeit — in demfelben hervortritt und je mehr induftrielle 
Elemente er in fih aufnimmt; fo daß alfo diefe Vortheile geringer fein werden 
beim reinen Aderbau als bei der Viehwirthſchaft; innerhalb der Viehwirthſchaft 
aber wieder geringer bei der Viehzucht als bei der Milchwirthſchaft verbunden 
mit Butter- und Käfefabrifation. Am größten endlich pflegen fie in den land— 
wirthichaftlihen Nebengewerben zu fein, zu denen ja auch bereit3 die Butter: 
und Käfefabrifation für den Derfauf gerechnet werden müſſen ©). 


Wollte man nad) diefer theoretiihen Deduction noch daran zweifeln, 
daß der Grofbetrieb in der Landwirthſchaft durchaus nicht immer dieſelben 
großen Vortheile aufweift wie in der Induftrie, fo laſſen ſich Diefe Zweifel ein— 
fach durch den Hinweis auf die Thatjache befeitigen, daß ebenfo in Ländern 
hoher und ftabiler, wie in Ländern niedriger und auffteigender Cultur die grofen 
Grundeigenthümer es für vortheilhafter halten, ihre Güter in einzelne Stüde zu 
zerlegen — wobei diefe Theilgüter aber immer noch zur Führung eines felbft- 
ftändigen Betriebs hinreichen — und zu verpacdhten, als fie im Großbetrieb 
ſelbſt zu bewirthſchaften oder durch Andere bewirthichaften zu laſſen. So ift 
e3 in England üblich, die großen estates in Heine farms zu zerlegen und es haben 
diefe farms im Yauf der Zeit an Umfang ebenfojehr abgenommen, wie die estates 
immer größer geworden find. Auch wird neuerdings aus den zu Rußland ges 
hörigen deutſchen Oftfeeprovinzen berichtet, dag e3 dort immer mehr üblich wird, 
das fogenannte Hofesland der Nittergüiter in Theile zu zerlegen und diefe Theile 
einzeln zu verpad)ten ?). 

Freilich ein exakter Vergleich zwiſchen großen und Kleinen Gütern mit 
Rückſicht auf den erzielten Reinertrag ift nur möglich, fofern die zu vergleichen: 
den Güter ſich Iediglih dur den Umfang ihres Areals unterſcheiden, im 
Uebrigen aber von gleicher Bodengüte find, dajjelbe Klima haben und denfelben 
volfSwirthichaftlihen Bedingungen fowie derfelden Agrargefeßgebung unterworfen 
find. Auch wäre zu einem: exakten Vergleich, erforderlich, daß in der Wirth. 
Ihaft der zu vergleichenden Güter diefelben Produktionsfaktoren zur Anwendung 


5) A. Wagner, Lehrbuch der politifhen Delonomie. Band I. Theil 1. 
— 2. Auflage. Leipzig und Heidelberg. ©. 674—676. 

6) Bgl. hierüber namentlid das von Hanf | en, Agrarbiftoriihe Abhandlungen, 
Leipzig 1850, ©. 252 ff. über die Viehmwirthfchaften im dem weftdeutichen Küftenland- 
ſchaften Gefagte. 

7) Roſcher, Nationaldtonomit des Aderbaus. Stuttgart 1873. 8 48. 
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gelangen. Alles das trifft aber, wenn überhaupt bei jolchen Vergleichen nur 
in den feltenften Fällen zu. In der Regel findet die Subftitution des im 
Großbetrieb vorwaltenden Produktionsfaktors dur einen anderen im Klein⸗ 
betrieb ſtatt. Während dort das Kapital, von feiner engſten Verbindung mit dem 
Boden in Be und Entwäfjerungsanlagen, fünftlicher Düngung u. ſ. w. an big 
zur loſeren Verbindung in den landwirthichaftlihen Gebäuden und den voll- 
ftändig mobilen Mafchinen, Geräthen und Werkzeugen ſowie dem Lebenden In⸗ 
ventar, und bie volkswirthſchaftlich ſowie techniſch geſchulte Intelligenz die 
Hauptrolle ſpielen, treten beim mittleren und kleinen Grundbefitz andere Fat— 
toren: die unermüdlich eifrige Sorge und Arbeit, die genauefte Kenntniß der 
mannigfachen Eigenthiimlichfeiten de Bodens und endlich die fi an die Fa— 
milie des Bauern anſchließende Arbeitsgliederung in erfter Linie hervor. Diefe 
verjchiedenen Produktionsfaftoren fünnen nun aber ziffermäßig ſchlechterdings 
nicht mit einander verglichen werden, weil es feinen gemeinfamen Nenner für 
diefelben giebt. Denn wie ließen ſich wohl auf eine gemeinfame Biffer bringen 
einmal der Nugeffeft des großen Kapitals und die hochintelligente Leitung einer 
großen Gutswirthſchaft durch einen wiſſenſchaftlich gebildeten Agronomen und 
vielleicht genialen Spekulanten und andrerſeits die Leiſtung der perfönlichen 
Kraft in der Meinen Wirthichaft, die lediglich oder doc weſentlich dur 
Arbeit, Fleig und Sorgfalt, nad) einem bekannten Ausſpruch Arthur Youngs, 
nackte Felſen in blühende Aecker zu verwandeln vermag? 

Iſt aber ein einheitlich ziffermäßiger Ausdruck für die beim Groß und 
Kleinbejig in Betracht kommenden verſchiedenen Probuftivfaktoren nicht mög⸗ 
lich, ſo kann auch von einem Vergleich des in beiden Fällen erzielten Rein⸗ 
ertrags nicht wohl die Rede ſein. 

Wir ſehen uns daher auf einen Vergleich des in beiden Fällen erzielten Roh- 
ertragS beſchränkt. Aber auch ein folder läßt fi in wirklich erfchöpfender Weiſe 
nur dann durchführen, wenn auf den zu vergleichenden Grundſtücken diejelben Eul- 
turen vorkommen und demnach diejelben Produkte erzeugt werden. Denn wer 
wollte die auf dem großen Gut erzielten Produkte: Getreide, Zucht: und Maft- 
vieh, Milch und ihre Fabrikate, Holz, Branntwein, Zuder u. f. w. mit den 
auf dem Kleinbefig gebauten Handelspflanzen, dem Wein, Gemüſe, Obſt u.. ſ. m. 
in natura vergleihen wollen? Und hängt nicht der in Geld ausgedrüdte 
Rohertrag wieder von den momentanen Marktpreifen biefer Produkte ab, die 
ſich keineswegs in derjelben Richtung verändern ? 

Aber jelbft wenn ein exakter Vergleich Hinfichtlihh der Rein» und Roh: 
erträge der großen und fleinen Güter möglich wäre, jo würde das Refultat 
dejjelben allein für den Werth diefer Gütergrößen doch nicht entfcheidend fein. 
Denn was nügt der größte NReinertrag der großen Güter — borausgejett daß 
ein folder unbedingt und allgemein feftftände —, wenn derjelbe fo ungleich) 
unter die verjchiedenen an der landwirthſchaftlichen Produktion theilnehmenden 
Klaſſen vertheilt wäre, daß die allgemeine oder durchjchnittliche Wohlftandsftufe 
des Landes in Folge folder Bertheilung des Grundeigenthums nur eine niedrige 
fein fönnte? Oder was nützt umgekehrt der größere Rohertrag des kleinen 
Grundeigenthums, wenn dafjelbe den Anreiz zu einer fo ungeheuren Volks— 
vermehrung abgäbe, daß die übergroße Zahl der Yandwirthe und ihrer Familien 
ſich trog des reichlichen Rohertrags doch in dürftiger Lage befände ? 
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Aus den vorftehenden Gründen fünnen wir auf eine Vergleihung der 
Rohe und Reinerträge der verſchiedenen Gütergrößen — vorausgejegt daß Die- 
jelbe überhaupt in exakter beweisfräftiger Weiſe möglih wäre — überhaupt 
fein jo großes Gewicht legen wie die Älteren Theoretifer. Wir fuchen ftatt 
deſſen die volkswirthſchaftliche Eigenart der verfchiedenen Typen der Grundeigen- 
thumsvertheilung auf andere Weife fo vollftändig und genau al3 möglich zu 
ermitteln und zur Darftellung zu bringen, wobei wir mit der Aufzählung der 
Borzüg: beginnen und denfelben die Nachtheile folgen Lafjen. 

Zunächſt befindet ſich das große Grumdeigenthum gegenwärtig weitaus in 
den meiften Fällen — Ausnahmen kommen in Schlefien, in der Mark Branden- 
burg, namentlich aber im deutihen Süden vor — in gejchlofjener, mehr arron- 
dirter Lage als das Feine Grundeigentum und genteft alle Bortheile einer 
ſolchen. 

Dieſer Vorzug wiegt aber um ſo ſchwerer, je mehr gerade die großen 
Güter es find, welche ſich vorzugsweiſe im Beſitz oder doch in der Bewirth— 
ſchaftung techniſch und volkswirthſchaftlich gebildeter Männer befinden, deren 
Beſtreben dahin geht, ihre Wirthſchaft ſowohl in Einklang mit den Forderungen 
der Wiſſenſchaft als auch mit den allgemeinen volkswirthſchaftlichen Konjunkturen 
zu ſetzen. Es haben daher alle großen Fortſchritte in der Landwirthſchaft ihren 
Anfang auf großen Gütern genommen. So z. B. die Umgeſtaltung der Drei— 
felderwirthſchaft mittels Futterbau und Stallfütterung nach dem Muſter von 
Würſchwitz auf den Domänen und Rittergutswirthſchaften in den Sächſiſchen, 
Thüringiſchen und Anhaltiſchen Ländern. 

Der Vorzug intelligenteſter wirthſchaftlicher Leitung kommt aber nicht nur 
dem ſolchergeſtalt bewirthſchafteten Beſitz ſelbſt zu Gute, ſondern wirkt auch 
über dieſelben hinaus anregend und belehrend auf die Nachbarn, was nament— 
lich für die Kleineren von großer Bedeutung iſt, fo daß die Beſitzer großer 
Güter mit Recht al3 die Pioniere landwirthihaftliher Cultur angefehen werden. 

Der große Einfluß, den fie namentlid auf daS benahbarte bäuerliche 
Grundeigenthum ausgeübt haben, äußert ſich ſowohl bei der Einführung neuer 
Eulturarten, al3 bei Verwendung und Verbeſſerung arbeitiparender Werkzeuge 
und Mafchinen, vor allem aber bei dem Uebergang zu neuen intenfiven Wirth: 
ſchaftsſyſtemen >). I 

In letsterer Beziehung namentlich) ift bemerkt worden, daß die Bauern nad) der 
Geparation anfangs eine Zeit lang unficher über die nunmehr vorzunehmende Ein« 
theilung ihrer Felder und die Feftftellung der Fruchtfolge auf denfelben hin und 
her geſchwankt haben, bis fie ſich endlich entichloijen, daS von den großen Gütern 
ihrer Nachbarſchaft befolgte Wirthſchaftsſyſtem unter den Modifikationen, welche 
das Heine Grundeigenthum und das oft unverhältnigmäßig geringere Betriebs— 
fapital neben verhältnigmäßig ftärkeren Arbeitskräften erheiſchen, gleichfalls an— 
zunehmen. 

Zu einem jchwunghaften Betrieb der Yandwirtbichaft gehört Kapital und 
zwar in der Gegenwart viel Kapital, das entweder mit dem Boden untrennbar 


8) Bernhardi, Kritif der Gründe u. f. wm ©. 27, 28. Roſcher, 
arg des Aderbaus. $ 49%. Hanfjen, Agrarbiftorifhe Abhandlungen. 
. 170, 377. 
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verbunden wird und dann nad längeren oder fürzeren Perioden in dem er- 
höhten Ertrage zur Erſcheinung gelangt oder daS eine weniger enge Verbindung 
mit dem Boden eingeht oder das endlich nur ibeell feinem Verwendungszweck 
nah zu dem Boden in Beziehung tritt. Hinfichtlih der Möglichkeit, reichlich 
Kapital auf das Grundeigenthum zu verwenden, ift der große Beſitzer nun in 
der Regel befjer geftellt, als der mittlere und Heine, jet es daß er das Kapital 
neben feinem Gut bejitt oder dafjelbe aus den reichlichen Erträgen dejjelben 
erzeugt oder fich auf dem Wege des Kredit3 beſchafft. So iſt es nicht nur 
auf die größere Intelligenz der Betriebsleiter zurüdzuführen, wenn Verſuche 
zur Berbefferung der landwirthſchaftlichen Technik vorzugsweife auf großen 
Gütern unternommen werden, fondern auch auf ihre Fähigfeit, das Mislingen 
folder Verſuche eher ertragen zu können, Diejes Rififo können die großen 
Gutsbeſitzer eben wegen ihres größeren Kapitalbefige3 und ihrer größeren Kredit 
fähigkeit leichter übernehmen und tragen al3 die mittleren und Heinen Befiger ?). 

Was namentlid; den letteren Punkt — die Kapitalbefhaffung auf dem 
Wege des Kredits — betrifft, fo haben die für die Benugung des Kredit3 zu 
Melivrationszweden zwedmäßig eingerichteten Jaftitute, die ſog. Landſchaften, erft 
in der legten Zeit ihre Operationen aud auf das bäuerlihe Grundeigenthum aus- 
zudehnen angefangen, ohne dasjelbe bei der Kreditgewährung dod in allen Bes 
ziebungen den Nitterglitern gleich zu ftellen. Auch find diefe Kreditinftitute für 
die Bedürfnifje des mittleren und Kleinen Örundeigenthums. lange nicht aus= 
reihend, jo daß für diefes nothwendig bejondere Kreditorganifationen geſchaffen 
werden müſſen, wofür in der Gegenwart nur erſt einige dürftige Anfänge 
vorliegen 10). 

Allerdings iſt mit dieſer größeren Kreditfähigkeit des großen Grundeigen— 
thums zumal bei der gegenwärtig üblichen Verſchuldungsform zugleich die Gefahr, 
daß dieſelbe misbraucht d. h. über Gebühr ausgenutzt werde, verbunden. Doch 
iſt einer ſolchen Gefahr jede bevorzugte Stellung in höherem — ausgeſetzt 
als eine weniger bevorzugte. 

Ein weiterer Vortheil de3 großen Grundeigenthums ift es, "of manche 
Bodenmeliorationen entweder nur auf demfelben oder doch auf demjelben 
viel Leichter durchgufegen find, al3 auf dem mittleren und Kleinen Grund- 
eigenthum. So find ohne ftaatlihen Zwang und ohne ftaatliche Zuſchüſſe große 
Ent: und Bewäfferungen, Deichbauten, Arrondirungen ꝛc. auf Meinem und 
namentlich zerſtückeltem Grundeigenthum wegen der großen Schwierigkeit, eine 
Einigung unter den vielen Beligern herbeizuführen und das nöthige Kapital 
zu beichaffen, kaum durchführbar 14). 

Wenn die Arbeitstheilung ſich im landwirthſchaftlichen Großbetrieb auch 
nicht in derſelben Ausdehnung durchführen läßt wie in der Großinduſtrie, ſo 
gewährt ſie dem großen Grundeigenthümer hinſichtlich einiger Culturarten immerhin 


9 Bernhardi, Kritik der Gründe. S. 428. 
10) Bernhardi, Kritik der Gründe u. ſ. w. ©. 31, 426. Meitzen, Der 
Boden u. ſ. w. Bo. II. ©. 140 fi. Marchet, Der Krebit des Landwirths, in den 
yanbwirthjebaftlichen Jahrbüchern. Bd. T. ©. 341 fi. v. Miaskowski, Wie fann 
der Verſchuldung des Grundbeſitzes in — geſteuert werden? in der Baltiſchen 
Monatsſchrift. Jahrg. 1382. Heft 4. ©. 323 ff. 
11) Bernhardi, Kritik der Gründe. ©. 33. 
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einen bedeutenden Vorfprung vor dem mittleren und Meinen. Das gilt ſowohl 
für die Landwirthichaft felbft wie namentlich für die landwirthſchaftlichen Neben- 
gewerbe, indem der große Beſitz es namentlich audy ermöglicht, neben einer 
rationellen Generalleitung noch beſonders qualifizirte Spezialiften, wie Vieh— 
züchter, Gärtner, Forftleute, Branntweindrenner, Bierbrauer, Rübenzuderfabrif- 
und Molkerei-Dirigenten ꝛc. zu verwenden 12). 

Auch kann durch bejjere Ausnugung des ftehenden Kapitals: der Gebäude, 
Maſchinen, des Nugviehs, der Transportmittel zc. von den großen Grundbefigern 
an Generalkoſten viel gejpart und durch billigen Engros-Einfauf der al3 um— 
laufendes Kapital dienenden Güter mancher Vortheil gegenüber dem fleineren 
Beſitz erzielt werden 19). 

Wenn die Benutzung günftiger Abfagkonjunkturen in der Landwirtbichaft 
auch feine jo große Rolle fpielt wie innerhalb der für den Weltmarkt arbeiten= 
den Induftrie, jo kommen dem großen Grundbeſitzer doch auch in diefer Bes 
ziehung feine größere Kapitalfraft und Kreditfähigkeit zu Gute, weil fie ihm 
die Möglichkeit des Abwartens ungünftiger und der raſchen Benugung günftiger 
Konjunkturen beim Verkauf feiner Produkte in höherem Grade gewähren, al3 fie 
dem mittleren und kleinen Befiger eigen ift. 

Indeß ift diefer Vorzug des großen Grundeigenthums weſentlich privats 
wirthichaftliher Natur, und es kann feine rückſichtsloſe Ausnutzung der Geſammt⸗ 
beit jogar verderblich werden. Ein folder Fall würde z. B. bei allzu Langer 
Auffpeiherung von Getreidevorräthen namentlid in abgelegenen Gegenden in 
Zeiten der Noth (Belagerung, Krieg, Hungersnoth :c.) vorliegen 1*). 

Neuerdings! ift dann nod darauf aufmerffam gemacht worden, wie der 
große Grundbeſitzer ferner hinfichtlicd des Abſatzes feines Getreides ſich dadurch 
in beſſerer Yage befindet als der kleine Befiger, daß der große Kaufmann wie 
der Miühleninduftrielle ihren Getreidevorrath Lieber im Großen anfaufen, weil 
e3 ihnen zu umftändlich ift, fi ihren Bedarf aus vielen Heinen Poften, die zu— 
dem gemöhnlih von verjciedener Tualität find, zufammenzujegen, während 
der Bauer lediglih auf die nächſten fleinen Müller, und Bäder jowie auf 
Zwiſchenhändler, die auf die Verkaufspreife mehr zu drücden pflegen al3 die 
Groffaufleute, angewiefen ift 16). 

Ferner fünnen manche großen Gewinn bringende und namentlich auch wegen 
ihrer zurücbleibenden Abfälle für die Yandeskultur wohlthätige landwirthichafts 
liche Iebengewerbe wie z. B. die Branntweinbrennerei, die Bierbrauerei, die 
Stärkefabritation, die Delbereitung, die Rüben- und Mildyzuderfabrifation, die 
Käferei ꝛc. entweder nur oder doch bejjer auf größeren Gütern betrieben werden. 
Zwar hat man in Ländern mit fleinem und mittlerem Grundeigenthum durd) 
Zuſammenpachten dejjelben zu größeren Wirthſchaftskomplexen oder durch Zu— 
fammenfauf der Produfte des kleinen Grundeigenthums und durch genoſſen— 
Ihaftlihen Betrieb der Nebengewerbe die Vortheile des Großbetriebes der 


12) Roſcher, Nationalökonomik de8 Aderbaus. 8 49. Bernbarbi l. ce. 
. 34 


13) Roſcher J. c. $ 49. Bernhardi J. c. ©. 32. 

14) Bernhardil. ec. ©. 34, 36, 439. 

15) Conrad in feinen Jahrbüchern für Nationalöfonomie und Statiftif. Bd. 
XXXIV. Het 3. ©. 232, 
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Produktion zuführen wollen. Es genügt in diefer Beziehung an die genofjen- 
ihaftlihen Käfereien der Schweiz und an die genoſſenſchaftliche Rübenzuder- 
fabrifation in der Provinz Sachſen zc. zu erinnern. Aber jolde Veranitaltungen 
haben doc nur den Charakter von momentanen Nothbehelfen, an deren Stelle 
nothwendig im Laufe der Zeit eine dem Grofbetrieb entjpredhende Vertheilung 
des Grundeigenthums treten muß und wird. Wer an dem engen Zufammenhang, 
der zwifchen der Größe der landwirthichaftlichen Betrieb3einheiten und der Be— 
figeinheiten bejteht, dergeftalt daß jchließlic die Größe der Betriebseinheiten aud) 
den Umfang der Yandgüter beftimmt, zweifeln jollte, den verweifen wir auf die 
Ablöſungsgeſetzgebung unſers Jahrhunderts, welche den Umfang des bäuerlichen 
Grundeigentum im großen Ganzen entipredyend dem Umfang der Jahrhunderte 
alten Bodennugung beftimmte, ſowie auf die neueren Vorgänge in den Diftrikten 
des Rübenbaus, wo parallel mit der Entwidelung des Großbetriebs in der 
Rübenzuderfabrifation aud eine Vergrößerung der rübenbauenden Güter zu 
gehen jcheint 78). 

Ferner find mande einträglihe Arten der Bodenkultur, wie namentlich die 
Forjtwirthichaft und einige Zweige der Viehzucht, und unter xdiefen wieder be= 
ſonders die Maftwirthidhaft, die Pferdes und Schafzucht, entweder nur auf 
großen Gütern möglich oder doch hier am beften durchführbar. 

Die genoſſenſchaftliche Bewirthſchaftung kleiner im Privateigenthum befindlicher 
Waldflähen dagegen iſt außerordentlich ſchwierig und ohne tiefgehende Eingriffe 
der Staatsgewalt garnicht durchzuführen, wie namentlich die neueren ſchweizeriſchen 
und deutjchen Erfahrungen lehren. Die Scafweide auf der gefammten Ges 
meindeflur ferner ift nur ein Nothbehelf, der dort Anwendung findet, wo die 
Weidegerechtigkeit noch befteht, wie 3. B. in einem Theil Würtembergs !7). 

Bon bejonderem Werth ift das große Grundeigenthum namentlid in 
Yändern, in denen in Folge der natürlichen oder volfswirthichaftlihen Voraus— 
jegungen (unfrudtbarer Boden, bedeutende Höhenlage, rauhes Klima x. — 
dünne Bevölkerung, geringe3 Kapitalvermögen, mangelhafte Kommunifations- 
mittel, niedrige Getreidepreije x.) die Benugung des Bodens als Wald, Weide 
und Wieje die einzig mögliche oder doch mwenigftens die vortheilhaftefte ift. Dies 
iſt noch heutigen Tags in Deutjchland in manchen Gebirgsgegenden, jo z. B. im 
Schwarzwald, in den Alpen fowie in einigen ebenen Gegenden de3 Dftens der 
Fall 18). 

Endlih wird für das große Grundeigenthum noch geltend gemacht, daß 
dasjelbe ſich auferordentlicen Kalamitäten, wie Peuersbrünften, Hageljchlag, 
Viehfterben,, Kriegsverwüſtungen, Krifen :c. gegenüber miderftandsfähiger zeigt 
al3 der fleine und mittlere Befig !?). 





16) Roſcher J. c. $ 49. Bernbardil. e. ©. 29, 428. 

17) Vgl. übrigens das würtembergiſche Gefeg über die Ausübung und Ablöfung 
der Weiderechte auf landwirthſchaftlichen Grundftüden vom 26. März 1873. Hand» 
ausgabe mit Erläuterungen von L. Schwandner. Stuttgart 1873. 

18) Rofcher 1. ec. $ 50. Bernbardi ll. c. ©. 29. v. Miaskowski, Die 
Berfaffung der Yand-, Alpen» und Forftwirtbichaft der deutſchen Schweiz. Bajel 
1878. ©. 88 fi. 

19) Rofcher, Nationalökonomik des Aderbaus. $ 49. Bernhardi J. cc. 
S. 31. 
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Indeß wird diefer Vorzug wohl nur auf vorübergehende Kalamitäten 
einzuſchränken umd nicht auch auf längere Zeit andauernde Kriege und 
dgl. m. auszudehnen fein. Wenigſtens ſcheinen zur Zeit der Napoleoniſchen 
Kriege die Rittergutsbefiger nicht nur nicht weniger, fondern fogar entichteden 
ftärfer gelitten zu haben al3 die Bauern. War es dody nothwendig den erjteren 
nad) der Schlacht von Jena ein Moratorium zu gewähren, das von 1806 bis 
1811 währte, um fie vor vollftändigem Ruin zu retten. Dagegen haben bie 
deutſchen Bauern auch ohne ſolche außerordentlihe Hilfämittel ſowohl im 30- 
wie im 7 jährigen, Kriege und zur Zeit der Napoleonifchen Invafion fowie der 
Befreiungskriege eine wunderbare Zähigkeit gezeigt. 

Auch ſcheint das bäuerlihe Grundeigenthum ſich von den Schlägen dieſer 
legteren Kriege raſcher erholt zu haben, als die Rittergüter. Denn die Riüter- 
güter der Kurmark waren 1827 (mo die früheren politifhen und wirthfchaft- 
lihen Unfälle nody nadmirkten) zu 27 Millionen Thalern geihägt und mit 
21 Millionen Thalern hypothekariſch verjhuldet; dagegen hatten die Bauern— 
güter, zu 31 Mil. Thalern geſchätzt, blos 61/, Mil. Hypothekenſchulden 29). 

Indeß darf der zwiſchen jetzt und einſt beſtehende Unterſchied nicht über— 
ſehen werden. Denn in Zeiten der Leibeigenſchaft und Gutsunterthänigkeit 
pflegten die von ſolchen Kalamitäten getroffenen Bauern ihrem Herrn die Ab— 
gaben einfach ſchuldig zu bleiben und mußten von dieſem in ſeinem eigenen 
Intereſſe doch erhalten werden. Daſſelbe gilt auch für Zeiten unmittelbar nach 
Aufhebung der Gutsunterthänigkeit, weil der Bauer gewöhnlich noch für eine 
furze Friſt einen extraordinären geſetzlichen Schutz genoß. Heute jedoch wo 
der Bauer ganz auf ſich ſelbſt geſtellt iſt, ſcheint ſeine Lage gegenüber Kriſen, 
wie wir eben eine durchleben, ſchwieriger geworden zu ſein. 

Wenn die exekutiviſchen Realitätenverkäufe ſich in einem Lande ſtark ver— 
mehren, ſo wird wohl nicht daran zu zweifeln ſein, daß die allgemeinen Ver— 
hältniſſe — im gegebenen Fall das, was wir landwirthſchaftliche Kriſis nennen — 
hierzu das ihrige beitragen. Sehen wir dann, daß von dieſer Kriſis der letzten 
Jahre beſtimmte Grundeigenthumskategorien weniger betroffen werden als andere, 
jo werden wir annehmen dürfen, daß die Widerjtandsfähigfeit jener eine größere 
ift als die Widerftandsfähigkeit diefer. 

Nach den Aufzeichnungen der Tabularbehörden in den im Dejterreihiihen 
Reichsrath vertretenen Künigreihen und Ländern bezifferte ſich die Zahl der 
exekutiviich verkauften Realitäten : 

im J. 1875 auf 5005 mit einem Erlös von 15896 004 fl. 


„ 1876 „ 6342 „ — » 26050428 „ 
„ 1810 5 7981 % " „ 31795395 „ 
„. 1878 „ 10264 „ „ F „ 34149056 „ 
„ 1879 „ 12360 „ 36680140 „, 


Unterfcheidet man die auf Die einzelnen Eigentjumsfategorien entjallenden 
Exekutionen und ſcheidet man ferner den nicht hierher gehörigen Montan— 
bejig jowie den ſtädtiſchen Beſitz aus, ſo zeigt ſich, daß im Durchſchnitt die 
Zahl der Erefutionen im Kandtäflichen (d. h großen) Grundeigenthum ſich 


20) Hanfemann, Preußen und Frantreih, ©. 221 bei BP. Reihenfperger, 
Die Agrarfrage. Trier 1847. S. 98. 
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gleich geblieben ift, und nur der Erlös je nad) der Größe der zufällig in dem 
betreffenden Jahr zur Veräußeruung gelangten Güter erheblich gewechſelt hat, ' 
während das Fonftige (alfo Ländliche Mittel- und Klein) Eigenthum eine Ton- 
jequente Steigerung ſowohl der Exelutionsfälle wie der gelöften Summen aufweift. 


Landtäfliches Grundeigenthum. Sonftige8 &rundeigenthum. 


Zahl ber erefutivifch Gefammterlöd Zahl der exekutiviſch Gelammterlös 
verfauften Realitäten des Verkaufs verkauften Realitäten. des Verkaufs 


in fl. | in fl. 
1875 32 1108 316 4585 9451 391 
1876 27 1798371 5577 12 470 272 
1877 29 2 695 780 6948 15686159 
1878 _ 37 2003 916 9123 18 698 548 
1379 34 1452512 11 238 22415 608 21) 


Diefen Lichtfeiten de3 großen Grundeigenthums, die übrigens nur dann 
hervortreten, wenn feine Beſitzer zugleich mit genügender landwirthſchaftlicher 
Bildung und ausreichenden Kapital verjehen find, müſſen folgende Schatten- 
jeiten dejjelben gegenüber geftellt werben. 

Gehören die erfteren hauptjählih dem Gebiet der Produktion an, fo 
zeigen ſich die Nachtheile vorzugsweile auf dem Gebiet der Gütervertheilung 
und der focialen Gliederung. 

Wo ſich der Grund und Boden hauptſächlich in große Güter aufgetheilt 
findet, da wird das aus der Landwirthſchaft ftammende Einfommen jid unter 
wenige Eigenthümer und viele befiglofe Arbeiter und Dienftboten in der Weile 
vertheilen, daß ausschließlich die erſteren ein Renten- und Unternehmereinkommen 
beziehen, die. letteren dagegen ſich mit dem verabredeten Lohn begnügen müfjen. 
Mithin wird die Yebenzftellung der zahlreichſten Klaſſe ſich hinſichtlich ihrer 
Höhe von der der Fabrikarbeiter nur wenig unterſcheiden. Wo der Boden ſehr 
ergiebig iſt und die ſonſtigen Verhältniſſe ihnen günftig find, werden fie zwar 
beſſer leben fünnen al3 in ärmeren Gegenden. Allein die Frucht ihrer Arbeit 
verbleibt ihnen doch nur zu einem geringen Theil. Der größere Theil dagegen 
wandert in die Taſche der wenigen Grundbejiger , die ihn allenfall3 mit den 
Pächtern, Wirthſchaftsinſpektoren und fonftigen Beamten theilen. So befteht 
denn beim Vorwiegen des großen Grundeigenthums ſelbſt bei ſehr fruchtbarem 
Boden nur ein ſehr mäßiger allgemeiner Wohlſtand. Ja die durchſchnittliche 
Wohlſtandsſtufe kann ſehr tief ſtehen, wenn der Bodenertrag | in Folge ungünſtiger 
tlimatiſcher Boden- und Abſatzverhältniſſe ein geringer iſt. 

Diefe ungünftige Einkommens- und Vermögensvertheilung fpiegelt ſich 
unter Anderem in dem geringen durchſchnittlichen Yebensalter der betreffenden 
Bevölkerung ab. 

So kommen von 1000 Perfonen der männlichen Bevölkerung auf die 
Alteröklafien von 60 und mehr Jahren: 





21) Windler, Realitätenverfehr und Realitätenbelaftung in den im Reichsrath 
vertretenen Königreichen und Ländern im 3. 1879, in ber Defterreichifchen ftatiftifchen 
Monatsfchrift Jahrgang VI (1880). S. 496, 497. 
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im Durchſchnitt der preußiſchen Monarchie 68 Perſonen 


und ebenſo in der Rheinprovinz. 68 5 

in Weitphalen ſogar . . 69 & 

dagegen in der Provinz Bommerr. . 64 — 

ee »„ Bauen ..58 „ 
Poſen . . 56 „22) 


Mit der durch die Aufiheilung des Bodens in lauter große Güter ge: 
gebenen ariftofratifchen Einfommens- und Bermögensvertheilung hängt es jo: 
dann zufammen, daf die großen Grundbejiger ihr Einkommen vielfad) zu Luxus— 
zweden verwenden. Der Yurus aber wählt ſich vorzugsweife Gegenftände aus 
der Fremde. So wird denn dur die Konjumtionsgewohnheiten der großen 
Grundbejiger die inländifhe Induſtrie wenig gefördert. Eine ſolche wird fid 
daher in Yändern mit vorwiegendem Örofgrundeigenthum nur entfalten können 
unter der Vorausjegung, daß jie ſtark zu exportiren vermag. Eine Induſtrie, 
die hauptſächlich auf den Export angewieſen iſt, iſt aber viel weniger jicher und 
feft gegründet als eine jolde, die ihren — im Inlande hat ?9). 

Auf die durch die ſtandesmäßige Lebenshaltung bedingten Luxusgewohn— 
heiten der großen Grundbeſitzer iſt es ſodann zurückzuführen, daß ſie ihre 
Güter nur zum Theil zu produktiven Zwecken verwenden, zum Theil 
dagegen auch als Mittel anſehen, um gewiſſe perſönliche Liebhabereien 
zu befriedigen. 

Zu den beſonderen Annehmlichkeiten des Landlebens gehören aber nament: 
lich ausgedehnte Parkanlagen, weite Jagdgründe, Gewäſſer zum Fiſchen umd 
Audern u. ſ. w. Wie wünjchenswerth ſolche Anlagen nun auch für die 
höheren Klaſſen eines wohlhabenden Volks im Allgemeinen find, jo unterliegt 
e3 doc feinem Zweifel, daß ihre zu große Ausdehnung — namentlich in 
Ländern mit dichter Bevölkerung und fteigenden Preifen der Bodenprodukte — 
für die Gejammtheit ſchädlich werden fann. Es genügt in diefer Beziehung 
auf England und Schottland zu verweilen. Aber au in Deutſchland finden 
fi) in einzelnen Gegenden — Schleſien, Medlenburg, Pommern x. — An: 
füge zu einer folhen durch den Gefammtzuftand der Volkswirthſchaft nicht 
gerechtfertigten Ausdehnung der Bodennugung zu rein perfünlichen Luxuszwecken 2%). 

Die eben erwähnte Art unproduftiver Benugung ded Bodens pflegt aber 
nicht immer auf freier Wahl zu beruhen. Zum Theil ift jie aud) Durch den 
Mangel an Kapital und Arbeitegn geboten. 

Dieler letztere Mangel tritt im Oſten vielfah in den umfangreichen der 
Urbarmachung noch harrenden Yändereien, den ausgedehnten Weidetriften und 
Wäldern :c. zu Tage. Wo fold ein Mangel an Harınonie zwijchen den drei 
Produftionsfaftoren befteht, wo dem Grund und Boden die zur vollen pro= 
duftiven Ausnugung erforderlichen beiden übrigen Faktoren fehlen, ſpricht man 
mit N von Yatıfundien. Das Vorkommen derjelben ift bereit3 im Anfang 


22) 26. Geyer, Unterfuhungen über Quellen und Umfang des allgemeinen 
Wohlſtandes in Deutfchland, in Holgendorff-Brentano’8 Jahrbuch BE Geiebgebung, 
Verwaltung und Bolkswirtbichaft. Jahrgang IV (1880). I. ©. 49. IL 

23) Bernbardi, Kritif der Gründe u. ſ. w. nah Riedel ©. —— 

24) v. d. Goltz, Die Bedeutung der Latifundienwirthſchaften, in der Deutſchen 
Revue. Jahrg. 6 (1881). Heft 1. ©. 12. 
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des Jahrhundert3 vom Freiheren von Stein im Geldern'ſchen u. a. O. beobachtet 
und verurtheilt worden, indem er jchreibt: „Verderblicher noch als unbegränzte 
Theilbarfeit des Eigenthums ift deſſen Anhäufung in übermäßigen Maffen, die 
von wenigen Reichen befefien werden“ 25). Und heute wiederum wie vor fiebenzig 
Jahren macht ein hervorragender Kenner der preußiſchen Landwirthſchaft darauf 
aufmerffam, daß in den ſechs öftlihen Provinzen der preußifhen Monarchie 
ein verhältnigmäßig großer Theil de8 Landes theil3 beweidet wird, theils brach 
liegt und zwar brach Tiegt, weil man den Mangel an Arbeitskräften nicht 
durch arbeitfparende aber fapitalbeanfpruchende Einrichtungen zu erfegen vermag. 
„Hier haben wir, jo äußert fih unjer Gemährsmann, den Hauptgrund, warum 
e3 mit der Yandwirtbichaft im Often heute fo traurig ausfieht und warum in 
ganzen Kreifen Gut bei Gut zu verfaufen fteht“ 2%). 

Mithin droht die Vertheilung des Bodens in lauter große Güter ebenfo 
leiht in Latifundienbildung überzugehen, wie das einfeitig vormwiegende fleine 
Grundeigenthbum leicht in Zmwerggütlerei ausartet. 

Indem der Yatifundienbefig zu einer jo extenfiven Bewirthichaftung des 
Bodens führt, wie fie der nach immer ftärferer Antenfität des Anbaus hin- 
drängenden allgemeinen Kultur nicht entipricht und indem daneben wieder große 
Flächen zur Befriedigung rein perlönliher Lurusbedürfnifje dienen, wird die 
Inftitutton des Privateigenthbums in ihrer Anwendung auf den Grund und 
Boden disfreditirt. 

Daß es in einigen Theilen Deutſchlands an fehr ausgedehnten und den 
Charakter der gefammten Grundeigenthumsvertheilung beftimmenden Yatifundien 
leineswegs fehlt und daß man in Beziehung auf die Grundeigenthumsvertheilung 
hier von „England in Deutſchland“ ſprechen fünnte, mögen folgende Zahlen 
zeigen. In den 19 Iandräthlichen Kreifen des Regierungsbezirf3 Oppeln (Ober: 
ihlefien) find von 1193 felbftftändigen Gut3bezirfen 528 in der Hand von 
nur 49 Perfonen, wobei der Domänenfisfus und das Königliche Hausfidei— 
kommiß al3.2 Perfonen gerechnet worden find. Bon 27 unter diefen 49 Per: 
fonen befigen je eine 58, 51, 49, 47, 38, 29, 26, 24, 20, 16, 12, 11, 6 
und je zwei 21, 18, 15, 10, 9, 8 und 7 Gutsbezirke; die übrigen 22 Per= 
fonen befigen weniger als 6, aber mehr al3 einen Gutsbezirk. Von diefen 
528 Gutsbezirken haben mandye einen jehr großen Umfang; wir begegnen 
namentlich beim fisfalifchen Befig Compleren bis über 30000 Morgen. Aud) 
grenzen die einem Beſitzer gehörigen mehreren Gutsbezirke bisweilen aneinander 
* me auf diefe Weife einheitliche Flächen von fehr weitgehendem Um— 
ange 27), 

Der größte Nachtheil des ausſchließlichen Großgrundeigenthums befteht 





— 25) Pertz, Das Leben des Miniſters Freiherrn v. Stein. Berlin 1851. Bd. VI. 
S. 34. 

26) Sombart, Die Fehler im Parzellirungsverfahren der preußiſchen Do— 
mänen. Berlin 1876. ©. 45. Derſelbe, in den Verhandlungen bes preußiſchen 
Landes⸗Oelonomie⸗Kollegiums von 1879. Sitzungsprotokolle ©. 186. v. d. Goltz, 
ar der Satifundienwirtbichaiten, in ber Deutfchen Revue 1881. Heft 1. 

. 1,10. 

27) Nah dem fchlefiihen Güter-Adreßbuch, unter Berüdfihtigung von amtlichen 

Duellen herausgegeben von dem f. Steuerrath Paftorff. Breslau 1876. 
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aber wohl in der Kluft, die dur dasfelbe zwifchen den wenigen Befitzenden 
und den vielen Beſitzloſen erzeugt wird, eine Kluft, die durd das aufjehende 
Perfonal, zu dem die Verwalter, Oberknechte, Baumeifter, Oberjchäfer, 
die Wirthinnen, Moltereivorfteherinnen, Oberköchinnen ꝛc. gehören, nicht aus- 
gefüllt wird. 

Obzwar die den Grundeigenthümern gegenüber ftehende Klaſſe der Arbeiter 
und Dienftboten in ſich wieder mannigfach abgeftuft ift, jo ift doch allen ihren 
Sliedern der Mangel an Grumdeigenthum und die Schwierigkeit dafjelbe zu 
erlangen gemeinjam. 

Und diefe fein Land beſitzende Klafje bildet in denjenigen Theilen Deutſch— 
lands, in denen das große Grundeigenthum einjeitig vorwiegt, die Regel. 

Die Bauern jind bier ſpärlich geſäet und aud die Klaſſe der Häusler, 
(auch Büdner, Eigenfäthner, Käthner, Köthner, Kofjären genannt), die ein fleines 
Häuschen (Kothe, Kathe) entweder ohne jegliches Land oder höchſtens mit ein 
paar Morgen ihr Eigen nennen und einen Theil des Jahrs für Tagelohn 
arbeiten müflen, ift für die jociale Gliederung diefer Gegenden von feiner Be— 
deutung. Zudem wird aus mehr als einem durd das Vorwiegen des großen 
Grundeigenthums charakterifirten Landſtrich berichtet, daß die Zahl der befigenden 
Tagelöhner im Rückgang begriffen ıft 2°). 

In dem Maaße, wie diefe freien grundbefigenden Tagelöhner in einer 
Gegend abnehmen, jehen fid, die großen Grundbefiger dann gezwungen, ſich die 
nöthige Arbeitsfraft für ihre Wirthichaft durch den Bau eigener Wohnungen, auch 
Kathen genannt, und die Anjiedelung von jog. Gutstagelöhnern zu beichaffen. 
Diefe kontraktlih in der Regel auf ein Jahr gebundenen Gutstagelühner, im 
nördlichen und nordöftlihen Deutſchland auch Hoftagelöhner, Dienftleute, Forft- 
leute, Gärtner, Fornals, Kontrakter genannt, treten zu dem Gutsherrn in ein 
derart feftes Kontraktverhältnig, daß fie allein oder mit einem oder mehreren 
Gehilfen (Scharwerfern) jenem das ganze Jahr Hindurd ihre Thätigkeit zu 
widmen haben, wofür fie außer der Wohnung und Stallung gewiſſe Yatural- 
emolumente, Deputat genannt (Brennmaterial, Futter und Weide für eine Kuh, 
ein oder einige Schaafe, Schweine und Gänje, Korn zu einem mäßigen feften 
Preife zc. jowie ein Stüd Flachs- und Kartoffelland und eine Quote — ge 
wöhnlich den 17. Scheffel — de3 gedrofchenen Getreides), und einen beſtimmten 
Tagelohn empfangen. Die Gut3tagelöhner find in der Regel verheirathet und 
führen eine eigne kleine Wirthichaft, deren Belorgung zum größten Theil der 
Frau oder den Kindern zufält. Prau und Kinder pflegen übrigens in Zeiten 
der Ernte auch in der Gutsmwirthichaft gegen Zagelohn zu arbeiten. Das 
Kontraftverhälinig der Gutstagelühner zur Gut3herrichaft pflegt gewöhnlich von 
Martini zu Martini zu laufen und fihert ihnen außer den oben aufgeführten 
Geld: und Naturalemolumenten auch freie Schule für ihre Kinder, ärztliche 
Behandlung, Medizin und eventuell Armenunterftügung. 





28) Eo wird aus einigen Gegenden ber öftlichen Provinzen Preußens, aber auch 
aus einigen Theilen Thüringens berichtet, daß innerhalb der letzten 30—40 Sabre 
der grundbefigenden Arbeiter von Jahr zu Jahr weniger geworden ſind und daß ber 
noch vorhandene Grundbefit vielfah nur ein Scheinbefig ift, indem er überſchuldet ift. 
Trümpelmann, Bilder aus den Berhältnifjen der ländlichen Arbeiterbevälferung in 
Thüringen, Elſaß, Weftfalen und Oftfriesland. Gotha 1874. ©. 7 
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Der naturalwirthichaftlihe Habitus diefer fleinen Leute wird auch noch 
dadurch dharakterifirt, daß fie fich wenigftens in Pommern aus der jelbfterzeugten 
Wolle ihrer Schaafe jowie aus dem jelbjtgebauten Flachs die Stoffe zu ihrer 
Kleidung ſelbſt jpinnen und weben. Die erübrigte Wolle aber wird an den 
Handel3mann, der zu diefem Zwede das Land durchreiſt, abgegeben. 

Diefe Gutstagelöhner kommen in Süddeutſchland garnicht vor, und auch 
in Mitteldeutſchland jpielen jie nur eine untergeordnete Rolle. Am zahlreichiten 
find fie dagegen in den Ländern mit vorwiegendem Grofgrundeigenthbum vertreten: 
fo in den preußifchen Provinzen Pommern, Preußen, Poſen und Brandenburg 
fowie im Großherzogthum Meclenburg. Aber auch in einzelnen Theilen Schleswig: 
Holfteins, Lauenburgs und Hannoverd kommen fie noch häufig vor. In den 
preußifchen Provinzen Sachſen und Schlefien treten fie dagegen an Zahl und 
Bedeutung hinter den freien Tagelöhnern zurüd. 

Dieje pflegen gewöhnlich in Miethwohnungen bei Bauern zu wohnen und 
finden ſich ‚namentlich dort in größerer Zahl vor, wo ji in der Nähe der 
roßen Güter Dörfer erhalten haben. In einigen Gegenden werden diefe Art 
Zagelöhner als Einlieger bezeichnet. Ste find, nicht nur rechtlich fondern auch 
wirthſchaftlich betrachtet, ganz freie Arbeiter, die durd fein feſtes Kontrakt 
verhältnig an ein beftimmtes Gut gefejjelt find und ihren Verdienſt als freie 
Seldarbeiter ꝛc. ſuchen, wo fie ihn finden. 

Nächſt den Eontraftlic gebundenen Arbeitern liefern in den Gegenden mit 
porwiegendem Grofgrundbejig die Dienftboten oder das Gefinde das größte 
Arbeiterfontingent. 

Das Geſinde befteht aus denjenigen Ländlichen Arbeitern, welche ſich zu 
einer beftimmten Reihe von Dienftleiftungen ihrem Wrbeitgeber gegenüber ver— 
pflichtet haben und dafür außer einem feten für längere Termine vereinbarten 
Geldlohn volle Naturalverpflegung im Haufe ihres Brodherrn empfangen. Das 
Gefinde, namentlich da8 weibliche, pflegt gewöhnlih unverheirathet zu fein. 
Dody hat man in Iegter Zeit vielfach, namentlihh in den Großgüterbezirken 
Norddeutichlands, gezwungen durch den Mangel an unverhetratheten Knechten, 
das Inſtitut der verheiratheten Knechte eingeführt. Diefe find, wenn fie für 
den Arbeitherın auch manche Unbequemlichfeit mit ſich bringen, in mandjen 
Beziehungen zuverläfjiger als die unverheiratheten und wechſeln auch nicht fo 
leiht den Dienft wie Ddiefe. 

Hervorzuheben tft hier noch, daß für das unverheirathete Gefinde in neuerer 
Zeit vielfah an Stelle des früher allgemein üblichen Jahreslohns der Monats- 
oder gar Wochenlohn getreten ift. Diefe Veränderung hängt mit der in ganz 
Deutichland gemachten Erfahrung zufammen, daß die Arbeiterklaſſe ſich heut= 
zutage nur ungern dem Gefindedienft widmet. Beſonders gilt die von dem 
männlichen Gejinde. 

Das Einkommen und ebenjo die Yebenshaltung der Ländlichen Arbeiter 
in den Gegenden mit großem Grundbeſitz ift feineswegs, wie man vielfach 
namentlich im Süden und Südweſten annimmt, immer eine niedrige. 

Died gilt. namentlih von den freien Tagelöhnern umd dem efinde. 
Denn wenn man abfieht von dem jehr hohen Tagelohn in der Umgebung 
größerer Städte und in einigen Gegenden des Elſaß, fo finden fih — nad) 
den Angaben der von dem Kongreß deutſcher Yandwirthe zur Erforihung 
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der Tage der Ländlichen Arbeiter im deutſchen Neid, niedergejegten Enquète— 
Kommiffion — mit die höchſten Löhne für landwirthidaftlihe Arbeiter im 
Gegenden, in denen der große Nittergut3befig prävalirt. So namentlich im 
Regierungsbezirk —— wo der durchſchnittliche Tagelohn im Anfang der 
ſiebenziger Jahre 18,2 Sgr. betrug, während derſelbe in den beiden angrenzen- 
den pommerjchen Regierungsbezirten Köslin und Stettin, in denen der mannig= 
fach abgeftufte mittlere und kleine Grundbefig ftarf vertreten ift, nur 13 refp. 
12,5 Sgr. ausmadıte. 

Verhältnißmäßig noch höher find die Gefindelöhne, wenn man erwägt, 
daß der Gejindelohn lediglich zur Beihaffung der Kleidung und einiger Feiner 
Bedürfniſſe eines einzelnen Menjchen beftimmt ift, während der Tagelohn doc 
ſämmtliche Ausgaben de3 Arbeiterd und bisweilen fogar einer ganzen Arbeiter- 
familie deden fol. 

Auch die. Einnahmen der Gutstagelöhner an baarem Gelde und an 
Naturalien, wo diefelben ihnen unverfürzt und in normalem Zuftande zufließen, 
fönnten für eine angemejjene Befriedigung der nöthigen Yebensbedürfniffe aus— 
reihen, wenn ihre Empfänger nicht jo früh heirathen und in der Regel eine 
jehr große Familie bejigen würden. Immerhin nehmen in der von der erwähnten 
Engquete-Kommiffion, mit Bezug auf die Höhe des Jahreseinfommens der zu den 
verſchiedenen Arbeiterfategorieen gehörigen Familien, aufgeftellten Rangordnung die 
fontraftlich gebundenen Arbeiter in den Örofgüterbezirfen des nördlihen Deutſch— 
land die zweite Stelle ein. Uebertroffen werden fie nur nod von den grund= 
bejigenden Arbeitern im füdlichen Deutihland, während die grundbejigenden 
Zagelöhner im nördliden Deutichland die dritte, die freien beſitzloſen Tage⸗ 
löhner im ſüdlichen Deutſchland die vierte und dieſelbe Klaſſe im nördlichen 
Deutſchland im Allgemeinen — abgeſehen von den oben erwähnten Großgüter— 
bezirken — die legte Stelle einnehmen. Bei diejer Klafjififation ift das Gefinde 
außer Bergleid, geblieben, weil e3 gewöhnlich aus unverheiratheten Individuen 
befteht, während die übrigen Klaſſen Ländlicher Arbeiter meiſt verheirathet find 9 

Obgleich das Einkommen der ländlichen Arbeiter in den Gegenden mit 
vorwiegendem Großgrundbeſitz, verglichen mit Gegenden von anderer Vertheilung 
des Grundbeſitzes, ſomit keineswegs immer ein niedriges iſt und die Lebens— 
haltung dieſer Klaſſe — gemeſſen an der Befriedigung rein phyſiſcher Bedürf— 
niſſe — den Vergleich mit der Lebenshaltung derſelben Klaſſe im Süden ſehr 
wohl aushalten kann, ſo fehlt ihr doch die Zufriedenheit, wie ſie bei der Be— 
völkerung anderer Gegenden trotz gleicher oder gar niedrigerer Lebenshaltung 
meiſt zu finden iſt. 

So jagt nody neuerdings ein genauer Kenner der neuvorpommerſchen und 
fähfischen Berhältniffe, daß die Gutstagelöhner in Neuvorpommern mehr ver— 
dienen al3 die Tagelöhner der Provinz Sachſen, daß es ihnen aber doch an 
Frohſinn, Elaftizität und an dem Streben, ihre äußere Lage ander al3 durch 
die Auswanderung zu verbeilern, fehlt *0). 


29) v. d. Golt, Die Lage der ländlichen Arbeiter im deutihen Reich. Bericht 
an die vom Kongreß deuticher Landwirthe niedergefegte Commiffion. Berlin 1875. 
©. 445, 451, 454, 468, 472— 478. Derfelbe, Die ländliche see ©. 9, 20. 
Sombart, Fehler im Parzellirungsverfahren u. f. wm. ©. 11 

30) Sombart, Fehler im Parzellirungsverfahren. ©. 11. 
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Der Grund hierfür Tiegt einerfeit3 darin, daß die Arbeiterbevölferung 
jener Gegenden an dem Kulturleben der Nation in zu geringem Maaße theil- 
nimmt. Es findet auch hier feine Anwendung, was neuerdingd gegen Adam 
Smith eingewendet worden ift, defjen eigenes Leben von den vieljeitigiten geiftigen 
Snterefjen beherrſcht war, der aber auffallender Weife die geiftigen Intereſſen des 
Arbeiterftands verfannte. Wenn er e8 zum Glüd eines Menfchen für aus— 
reichend hält, „daß er gefund ift, feine Schulden und ein gutes Gewifjen be— 
fist“, fo überfieht er, daß durch Unbildung und Ausgeſchloſſenheit von der Theil— 
nahme an dem, was die ganze Menfchheit oder doc wenigſtens das eigene 
Bolf bewegt, eine Lücke im Glück eines Menſchen und einer ganzen Klafje ge 
fhaffen wird 31). 

Ein meiterer und wohl der hauptlählihe Grund für die unbehagliche 
Lage der Arbeiter jener Gegenden befteht in ihrer Ausfihtslofigkeit, durch 
Fleiß und Sparfamfeit in dem von ihnen ergriffenen Beruf eine wejentliche 
Beſſerung ihrer ökonomiſchen und focialen Stellung, namentlich durch Ermwerbung 
und Vergrößerung von Grundeigenthum zu erzielen. „Nicht davon hängt die Zus 
friedenhett der Ländlichen Arbeiterbevölferung ab, daß ein jeder Grundeigenthum 
bat, fondern davon, daß jedem Aufmwärtäftrebenden unter derfelben die Ausjicht 
eröffnet ift, ſich ſolches zu erwerben“ 32). 

Diefer Zuftand der Hoffnungslofigfeit erzeugt dann entweder Erfchlaffung 
und Stumpffinn oder Unzufriedenheit und Erbitterung. Und aus dieſer Ge— 
müthsverfaſſung entipringt wieder einestheild jened Drängen der Bevölferung 
vom flachen Yande in die Städte und ihre Neigung zur Auswanderung fowie 
ihre Leichte Zugänglichkeit für ſozialdemokratiſche Einflüffe. 

Was zunähft die Auswanderung in die Städte betrifft, fo find es vor: 
zugsweiſe die Dienftboten und unverheiratheten jugendlichen Arbeiter jener Gegen— 
den, melde das Hauptfontingent zu derfelben ftellen. Indeß ſcheint diefelbe 
ihren Kulminationspunft in der Mitte der fiebenziger Jahre, damals begünftigt 
durch Die meueingeführte Paffreiheit, durch den induftriellen Aufſchwung und 
die Verbefjerung der Kommunifationsmittel, gehabt zu haben. Seitdem diefe 
befonderen Urfahen an Wirkfamfeit einige3 eingebüßt und die früher ſehr be= 
deutende Differenz zwiſchen den ftädtifhen und Ländlichen Yöhnen einigermaßen 
ausgeglichen worden ift, hat der Zug in die Städte und induftriellen Gegenden 
bedeutend nachgelaſſen. 

Dagegen dauert eine andere Art der Auswanderung aus den Großgüter— 
bezirfen in andere Theile des Reichs — man fünnte jie die intermittirende 
nennen — ungeſchmälert fort. Regelmäßig ziehen nämlich viele Tagelöhner 
und die Kinder von Gutstagelöhnern im Frühjahr als Bauhandwerker oder 
Handlanger auf die Baupläge der Großſtädte, beſonders nad) Berlin, oder fie 
finden in beftimmten Jahreszeiten lohnende Arbeit in den induftriellen Etablifje: 
ment3 der Grofftädte oder in denjenigen Gegenden, in denen die Verbindung des 
Aderbaus mit der Rübenzuderinduftrie die Zahlung höherer Yöhne ermöglidt. 


31) Braun, Die religiöfen und fittlihen Anfchauungen von Adam Smith, 
in ven Theologifhen Studien und Kritifen. Jahrgang 187%. ©. 258. 

32) 5. ©. Schulze, Die Arbeiterfrage nad den Grundſätzen der beutjchen 
Nationalökonomie. Jena 1847. ©. 110. 
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Nur für einen kleinen Theil des Jahres, in welchem die Bauten oder Fabriken 
ruhen, kehren fie in die Heimath zurüd. 

Was diefe Grofgüterbezirke aber befonder3 charakteriſirt, ift das ftarfe Kon— 
tingent, das fie für die überfeeiihe Auswanderung fielen. Wenn der Drang zur 
Auswanderung anfangg — vom Jahre 1844 an gerechnet — im Weſten 
und Süden am größten war, fo hat er in den letzten Jahrzehnten doch 
auh in dem nordöftlihen Theil Deutfchlands jehr große Dimenjionen ange- 
nommen. 

Faßt man die rein agrifolen Diftrifte ind Auge, jo war die Auswanderung 
während des Testen Jahrzehnts am ftärfften aus einigen Theilen der preußiſchen 
Provinzen Weftpreußen, Pommern, Hannover und Schleswig-Holſtein, ſowie aus 
den Großherzogthüumern Medlenburg und Dldenburg; alfo wenn man Hans 
nover ausnimmt, wo die Folgen der Annerion, die durch diejelbe erzeugte Un— 
zufriedenheit u. ſ. mw. aud auf die Zahl der Auswanderer eimvirkten, lauter 
Pänder mit vorwiegendem Großgrundeigenthum 3?). 

Hält man ſich lediglich an die Zahl der aus den verſchiedenen Theilen des 
preußifchen Staates Ausgewanderten und dehnt zugleich, die Beobachtung auf einen 
längeren Zeitraum, nämlid auf die Jahre 1844—77 aus, jo findet man, daß 
relativ die größten Zahlen auf die Negierungsbezirfe Stralfund und Stettin 
und nebenbei auch auf die Regierungsbezirke Minden und Trier entfallen. 
Während nämlich für diefen Zeitabjchnitt im Durchſchnitt des gefammten 
Staat? ein Auswanderer auf 29 Perionen fam, manderte in den oben er- 
wähnten 4 Regierungsbezirken bereit3 von 10 Perfonen eine aus. Die hierauf 
folgenden Bezirke mit der größten Auswandererzahl find fodann: Hohenzollern 
1:11, Bromberg 1:12, Marienwerder 1:13, Koblenz 1:13, Köslin 1:17, 
Münfter 1:17, Aurih 1:18, Stade 1:18, Osnabrück 1:20. 

Aus diefen Zahlen geht hervor, daß es aufer der Vertheilung des Bodens 
in lauter große Güter und der daraus für die Arbeiter entftehenden Schwierigteit, 
Eigenthum zu erwerben, no andere auf die Auswanderung mit derjelben Kraft 
einwirfende Momente giebt. Zu denfelben gehören u. U. induftrielle Krifen, po— 
litifche Unzufriedenheit, Scheu vor dem Miliärdienft u. ſ. w. und für Yänder 
mit vormwiegendem kleinen Grundbefig auch zeitweilig in Folge von Mis- 
ernten und anderen Galamitäten eintretende Nothſtände. So erklärt ſich 
3. B. die hohe Auswandererziffer in den Regterungsbezirken Trier und Coblenz 
und in Hohenzollern durd die ftarfe Auswanderung nad) den Notbitands- 
jahren. 

Wie ftart im Gegenden mit vorwiegendem Großgrundeigenthum die Aus: 
wanderung ift, zeigen deutlicher noch al8 die obigen Zahlen folgende auf den 
Regierungsbezirt Stralfund bezüglihe Daten. In den 4 Kreifen dieſes Be— 
zirks, in denen die über 600 Morgen großen Bejigungen °/, der ganzen Fläche 
einnehmen, hat die Einwohnerzahl vom 1. Dezember 1867 bis zum 1. De: 
zember 1871 um 7300 Perfonen oder mehr als 3 %, und in den Jahren 
1871—75 in den 3 Kreifen Rügen, Yranzburg und Grimmen wenigftens um 
1600 Perjonen abgenommen, während in der legten Periode Danf dem Em— 


— 





33) v. d Golg, Lage u. |. w. ©. 501, 502. Robbertus, Zur Erflärung der 
heutigen Creditnoth. Thl. 2. ©. 174. 
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porblühen der Städte Greifswald und Wolgaft die Einwohnerzahl im ganzen 
Regierungsbezirk um 2000 geftiegen ift. Allein im Jahr 1872 wanderten aus 
den genannten vier Kreifen über 3000 Perfonen nad) Amerika aus 34), ' 

Auch die neueften auf die Auswanderung bezüglihen, aus dem Jahre 
1880 ftammenden Zahlen zeigen, daß neuerdings die Auswanderung ſehr 
große Dimenfionen angenommen bat, und widerum die agrifolen Provinzen mit 
vorzugsweiſe großem Grundeigenthum es find, welche das größte Auswanderer- 
fontingent ftellen. 

Während die Zahl der überfeeifhen Auswanderer aus Preußen im Jahre 
1872 mit 125 650 fulminirte, dann allmählich ſank und im Jahre 1877 nur 
21 964 betrug, ift jie ſeitdem wieder raſch emporgefchnellt und im Jahre 1880 
auf 106 190 — 2,3°/,, der Bevölkerung angewadjen. 

Und zwar hatten die höchſte Auswanderungzziffer die Provinzen: 


Weitpreufen . . 8,5 %00 der Bevölferung 
Pommern . . . 6,5 „ M 
Poſen 


ae 5 
Schleswig⸗Holſtein 5,7 „ x 
die niedrigfte die Provinz 
Oftprufen . . 05 „ F 

Unaufgeklärt iſt dieſe Differenz zwiſchen Oft: und Weſtpreußen, zwei Landes— 
theilen mit ſehr ähnlichen wirthſchaftlichen Verhältniſſen, die ſich hinſichtlich der 
Auswanderung dennoch ganz verſchieden verhalten *5). 

Der oben verſuchte Nachweis, daß in der That zwiſchen dem ausfchließ- 
lichen Grofgrundeigenthum einer Gegend verbunden mit der für den Arbeiter 
bejtehenden Schwierigkeit, ſich auf eigenem Befig niederzulafien und der ftarfen 
Auswanderung ein innerer Zufammenhang befteht, läßt fich noch durch folgende 
Thatjachen ergänzen. 

Diefe Thatſachen entnehmen wir dem Großherzogthum Medlenburg, aljo 
ebenfalls eineın Lande, da3 durch feine außergewöhnlich ſtarke Auswanderung 
ercellirt. Hier muß nämlich zwiihen dem Domanium und dem Ritterfchaftlichen 
Gebiet — unter melde beide Kategorien faft das ganze Land ſich vertheilt — 
unterichieden werden, infofern im Domanium dem Arbeiterftande feit einem 
Bierteljahrhundert die Möglichkeit gewährt ift, Grundbefig zu erwerben, 
während diefe Möglichkeit durchaus nicht in derfelben Weiſe im ritterfchaftlichen 
Gebiet vorliegt und injofern die von Opfern begleitete landesherrliche Furſorge 
für die auf dem Domanium ſitzenden Arbeiter eine ungleich größere iſt, als die 
der ritterſchaftlichen Grundeigenthümer gegenüber ihren Arbeitern. 

Die Möglichkeit zur Anſiedelung wurde den ländlichen Arbeitern im Do— 
manium ſeit dem Jahre 1846 gewährt. Die Arbeiter, welche ſich anſiedeln 
wollen, erhalten von dem Domanialboden einen Baus und Holzplatz und müſſen 
darauf nad einem ihnen gegebenen Normalpları fid Haus und Stall aufbauen. 
Dafür zahlen fie nur eine jährliche Rekognition von 171/, Sqr. Außerdem 
befommen fie eine Fläche Bodens zu ſehr mäßigem Preife in Pacht. Wie 





34) Bödiker, Die preußifche Auswanderung feit dem Jahre 1844. Düſſeldorf 
1879. S. 19, 23 u. passim. 
35) Preußens landwirthfchattlihe Verwaltung f. 1878—80. ©. 183, 184. 
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fehr diefe Einrichtung bei den Arbeitern Anklang gefunden bat, zeigen folgende 
Zahlen. Die Zahl diefer fog. Häuslereien im Großherzogl. Medlenburgifchen 
Domanium betrug: 


AUBE -: ..t  % — 
18347...142 
18806...4411309 
666 
1860.... 2328 
BGE. 9771 
BBIV u, u cu, ar DS 
1812 ... u = „. A879, 


Auch) die Zahl der VBüdnerftellen im Domantum hatte ſich zwifhen 1832 
und 1872 von 5342 auf 7453 gehoben. 

Dagegen ift auf dem ritterfchaftlichen Grundeigenthum zur Anſäſſigmachung 
der Arbeiter nicht? Aehnliches geichehen. 

Diefe in den beiden Gebieten verſchiedene Gelegenheit zum Grunderwerb 
der ländlichen Arbeiter hat dann einerjeit3 zur Vermehrung der Bevöl— 
ferung im Domanium und andrerfeit3 zur Verminderung derjelden im Ritter— 
ihaftlihen Gebiet geführt. Die Bevölferungsabnahme ift aber wieder haupt: 
ſächlich durd die Auswanderung zu erklären, da diefe notorifh im Ritterfchaft- 
lihen Gebiet größer zu fein pflegt, als im Domanium. Das obige Refultat 
findet folgenden ziffermäßigen Ausdrud. 

Im Domanium betrug: 

im Jahre 1867 die Zahl der Haushaltungen mit 2 und 
mehr Perjonen (a) . . . 38425 
die Zahl der Haushaltungen einzeln lebender Perſonen (6) 1806 
Zuſammen 40 231 
und im Jahre 1871 betrug die Zahl der Haushaltungen (a) 39 303 
(b) 1797 
Bufammen 41 100 


In den 4 Jahren ift alfo im Domantum die Zahl. aller 

Haushaltungen geftiegen um . 869 
die Zahl der Haushaltungen von 2 und mehr Perſonen um 878 
Dagegen war im ritterſchaftlichen Gebiet im — 1867 





die Zahl der Haushaltungen (a) .. . = re a ER 
die Bahl der Haushaltungen (b) . -» . . VF 698 
— 25 259 

und im Jahre 1871 die Zahl (a) nur . . . ....23585 
Va 628 


Zufammen 24 213 


Im Zeitraum von 4 Jahren iſt die Zahl aller — 
im ritterſchaftlichen Gebiet gefallen um . . ; 1046 
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und die Zahl der Haushaltungen von 2 und mehr Per: 
fonen um . : 976°®) 

Auf dieſe ſtarke Auswanderung und nicht etwa, wie man meinen könnte, 
auf eine geringe Zahl von Eheſchließungen und Geburten iſt denn auch in den 
Ländern mit vorwiegendem Großgrundeigenthum die langſame Bevölkerungs— 
zunahme zurückzuführen. 

Daß der Bevölkerungszuwachs aber in der That ein langſamer iſt, beweiſen 
folgende Zahlen. 

Während die jährlihe Benölferungszunahme zwiihen dem 1. Dezember 
1871 und 30. Dezember 1875 auf je 1000 Einwohner im Durchſchnitt der 
preußifchen Monarchie 10,4 betrug, fam auf je 1000 Einwohner 

in den Provinzen Pommern eine ſolche von: 5,2 
Preußen „ x „48 
Poſen 3,5. 

Und zwar fand dieſer langſame Zuwachs der Bevölterung ftatt troß der 
großen Zahl der Eheſchließungen, die’in diefen drei preußischen Provinzen und 
ebenjo in Schlejin am größten ift unter ſämmtlichen Provinzen de preue 
ßiſchen Staats. 

Die preußiſche Monarchie zählt durchſchnittlich auf 1000 heirathsfähige 


Männer . . . 97 Eheſchließungen, 
Dagegen die Provinz Pommern 106 " 
Schleſien 113 ’ 
Preußen 117 x 
Poſen 131 „es 


Zwiſchen diefer ftarfen Heirathsfrequenz und der Erjhmwerung der Nieder 
lajjung auf eignem Boden ſcheint ein Widerfprud zu beftehen. Doch ift das 
eben nur ein Schein! Denn wenn es den ländlichen Arbeitern jener Gegenden 
auch ſchwer fällt, Grundbejig eigenthumsweiſe zu erwerben, ſo ſehen ſich die großen 
Grundeigenthümer doch in dem Maaße, wie die freien Tagelöhner abnehmen, 
gezwungen, ſich die nöthige Arbeitskraft durd den Bau von Arbeiter-Wohnungen 
und die Anjiedlung von jog. Gutstagelöhnern, jowie in neuerer Zeit auch durch 
die Anſtellung von verheirathetem Geſinde zu beichaffen. Je zahlreicher diefe 
Klaſſe wird — und jie ift in den legten Jahren fortwährend im Wachſen —, 
defto leichter wird e3 dem Arbeiterftand, einen Hausftand zu gründen und ſich 
zu verehelidhen. Aus diefem Grunde pflegen i in den vorwiegend agrifolen Theilen 
Nord» und Norboft-Deutihlands die Ehen in der Regel viel friiher geſchloſſen zu 
werden al3 in Süddeutichland. Denn während in Süddeutichland die Ehen fehr 
jelten unter dem 25., dagegen häufig im 30. und bisweilen jogar erft zwifchen dem 
30. und 40. Pebensjahr de3 Mannes geſchloſſen werden, wird das Heirathsalter für 
die landwirthichaftlihen Arbeiter in Norddeutichland häufig unter 25 und faft 
niemal3 über 30 Jahre angegeben 39). 


36) Bericht der von dem medlenburgifchen patriotifchen Verein ernannten Kom— 
miffion zur Berathung über die Verhältniſſe der ländlichen Arbeiterklafien, über Aus- 
wanderung und Arbeitermangel in Viedlenburg. — 1873. 7 67, 68, 83, 84. 
Die medlenburgifhe Auswanderung, in Muleker Zeit, N. F. 1560, . 352, 353. 

37) Geyer, Unterfuchungen u. f. w. I. 49, 50. 

38)». d. Bolt, Lage u. .w ©. 
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Die frühe Eheſchließung bedingt dann wieder einen großen Kinderreichthum, 
fo daß man die Kathen der Gutstagelöhner nicht mit Unrecht als die Brut: 
ftätten einer proletariihen Kindervermehrung bezeichnet hat. Mithin müßte mit 
der obigen PVertheilung des Grundeigenthums ein raſches Anwachſen der Be 
völferung verbunden fein, wenn nicht die ftarfe Auswanderung die Reihen der 
Urbeiter immer wieder von Neuen lichten würde, 

Es verjhuldet demnach die Grundeigenthumsvertheilung jener Gegenden, 

daß, weil ein nicht unbedeutender Theil der Berölferung ſich alljährlich zur 
Auswanderung getrieben fühlt, trog ftarker Heirathsfrequenz und hoher Ge 
burtenziffer, die vorhandene Arbeitäfraft unzureichend ift, um die im Sande nod 
— oder doch nicht gehörig benutzten Erwerbsquellen genügend zu ver— 
werthen. 
So ift denn durch die kontraktlich gebundenen Tagelöhner und das ver: 
beiratheie Gefinde eine Arbeiterflaffe geihaffen worden, die dem Gutäbefiger 
zwar einen Grundftof von Arbeitern fihert, aber nicht zugleich die Zahl der 
mit Liebe an der heimiſchen Scholle hängenden Einwohner vermehrt. | 

Auf die Unzufriedenheit der arbeitenden Klafien in den Grofgüterbezirken 
ift e3 ferner zurücdzuführen, daß der Funke der foztaldemofratifhen Agitation 
in feinem ländlichen Gebiet fo raſch Feuer faßt und bei günftigem Winde fo 
leicht zu hellen Flammen angefacht werden kann, wie grade hier. 

Der fozialdemokratifchen Agitation, welche ihre Hebel an den verjchtedeniten 
Punkten des flachen Landes angelegt hat, ift es bisher doch nur in wenigen 
Diftrikten gelungen, größeren Einfluß auf die Ländliche Arbeiterbevölferung zu 
gewinnen. Und diefe wenigen Diftrikte jind gerade Gegenden mit vorwiegendem 
großem Grundeigenthum , wie der Regierungsbezirk Stralfund, ein Theil Hol: 
ſteins, einige Theile der Regierungsbezirte Marienwerder, Köslin, Bromberg u. |. w. 

Wo jonft noch die Sozialdemokratie auf dem Lande feften Fuß gefaßt hat, 
da gefhah es entweder in der Umgebung größerer Städte, wie in den Regie— 
rungäbezirten Potsdam oder Breslau, oder dort, wo die Imduftrie in das Land 
bineinragt, wie im Königreich Sachſen, in einigen thüringifchen Staaten, in den 
preufiichen Regierungsbezirfen Düffeldorf, Merfeburg und Erfurt, im Groß 
berzogthum Heſſen-Darmſtadt u. |. m. *9). 

Es begreift fich leicht, dak in einer Bevölkerung, die zum größten 
Theil die Segnungen des Grundeigenthums an ſich nicht erfahren hat, und die 
auch fonft an den allgemeinen Errungenihaften der Kultur nur wenig Theil 
nimmt, der Neid und Haß gegen die durch eine weite unüberfteigbare Kluft von 
ihr getrennte bejigende Klafje um fo leichter erregt werden kann, je mehr das 
patriarchaliſche Verhältnig, welches früher zwifchen der Gutsherrihaft und ihren 
Arbeitern beftand, im Schwinden begriffen ift. 

Und unter den Arbeitern der Großgüterbezirke find es wieder namentlich 
die verheiratheten, aber auch die unverheiratheten freien Tagelühner, welche nad 
der Ausfage eines Sozialiften das größte Kontingent für die Sozialdemokratie 
geftellt haben, während bei den kontraktlich gebundenen Gutstagelöhnern einerjeit 
die Abhängigkeit zu groß ift, als daß fie ſich offen zur Gefolgſchaft der Agi— 
tatoren befennen dürften, und andrerfeit3 aud die Ueberrefte patriarchalifcer 
Beziehungen fie davon zurüdhalten, 


39) v. d. Goltz, Lage u. ſ. w. ©. 199, 500. 
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So werden denn die Tagelöhner in den Gegenden mit vorherrſchendem 
Großgrumdeigenthum al3 die eigentlihen Träger ſoialiſtiſcher Ideen auf dem 
Lande bezeichnet *°). 

Faſſen wir den Mangel eines freien — Arbeiterſtandes als 
Folge einer beſtimmten Vertheilung des Grundeigenthums auf, ſo iſt dieſe 
wiederum nur zum Theil durch die unveränderlichen Verhältniſſe der Natur 
veranlaßt. Teer vielfach unfruchtbare Boden, das rauhe Klima, die kurze Vege— 
tationsperiode bedingen im Norden und Nordoſten einen größeren Umfang 
der Grundeigenthumseinheiten al3 im Süden und Südweſten. Derjelbe er- 
ſcheint auch durch den niedrigen wirthihaftlihen Kulturzuftand, den Mangel an 
Kapital, die dünne Bevölkerung, die ungenügenden Kommunifationsmittel und 
wenig regen Handelöbeziehungen gerechtfertigt. Aber diefe voltswirthichaftlichen 
Momente find dod ebenſo ſehr Wirkungen wie Urſachen der Auftheilung 
des Bodens vorzugsweiſe in große Güter. Und endlich iſt an dieſer abnormen 
Grundeigenthumsveriheilung auch die Agrargeſetzgebung nicht ohne Schuld. Und 
dieſe wieder hängt aufs Engſte mit der Verfaſſung der Gemeinde- und Guts— 
en zufammen. 

Durch die Beftimmungen des preußiſchen Edikts vom 14. September 
1811, daß die bisher zu erblichen und nicht erblichen Nießbrauchsrechten beſeſ— 
ſenen bäuerlichen Nahrungen in das freie Eigenthum der Nutznießer übergehen 
follten, wollte man nicht nur einen freien Bauernftand, fondern auch einen 
grundbefigenden Arbeiterftand fchaffen. Denn viele der unter das Edikt vom 
14. September 1811 fallenden Nusnießer hatten nur ein ganz kleines Grund: 
eigenthum, welches nicht im Stande war, fie zu ernähren, jo daß. fie deshalb 
Lohnbeſchäftigung ſuchen mußten. Durch die Deklaration vom 29. Mat 1816 
wurden aber, diejenigen Bejigungen, welche nicht als ſelbſtſtändige Adernahrungen 
beiradıtet werben konnten, von der Regulirung ausgeſchloſſen und allmählich Seitens 
der Grundherrn zum Gutsareal eingezogen. Mit diefer Deklaration wejentlic) 
übereinftimmend wurden fpäter nody weitere Beftimmungen für einzelne Theile 
der Monarchie erlaffen: 1829 für Oberſchleſien, 1836 für Pofen. Das 
Geſetz vom 2. März 1850 betreffend die Ablöfung der AReallaften und die 
Regulirung der gutsherrlich-bäuerlicyen Verhälmniffe ging zwar wieder auf die 
Prinzipien von 1811 zurüd, konnte aber an dem durd) die Deklaration von 
1816 geichaffenen thatſächlichen Zuftande nicht mehr viel ändern *!). 

Auch war die Bildung neuer fleiner Eigenthumsftellen für ländliche Ar- 
beiter jeit dem Jahre 1845 fehr erichwert, indem das Gefeg vom 3. Januar 
1845 betreffend die Bertheilung von Grundftüden und die Gründung neuer 
Anfiedelungen mit feinen Erzänzungen von 184656 der Abtrennung einzelner 
Theile von einem Guts- oder Landgemeindebezirt und der Inkorporirung in 
einen anderen kommunalen Verband, ebenfo aud) der Gründung neuer An— 
fiedelungen viele Schwierigkeiten in den Weg legte. Das geihah, indem der 
Polizeibehörde und Gemeindevertretung ein Einfprudsreht gegen neue Ans 
fiedelungen gewährt wurde. Weitere Erſchwerungen der Parzellirungen waren 


40) Braunſchweiger Korreſpondent bei Liebknecht, Zur Grund- und Boden— 
frage. 2. en Leipzig 1876. ©. 120. 

41) v Golk, Ländliche Arbeiterfrage. ©. 361. Lette, Vertheilung des 
ER each Berlin 1858. ©. 26. 
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dadurch gegeben, daß für diefelben eine ftrengere Form des Vertrags gefordert 
wurde. Mur derjenige, deſſen Beſitztitel berichtigt war, durfte einen foldhen 
Verkauf vornehmen. Auch mußte der Vertrag vor dem Hypothekenrichter ge= 
jchlofjen werden. Endlich fonnte die Ab» und Zuſchreibung der betreffenden 
Parzelle nicht eher erfolgen, als bis ein Regulirungsplan über die Vertheilung 
der Steuern und Realrechte auf die Trennſtücke feftgeftellt und genehmigt war. 

Einigermaßen gemildert jind diefe Schwierigkeiten dur die Kreisordnung 
vom 13. Dezember 1872. Eine wirkliche Erleichterung in der Bildung fleiner 
Grundftellen ift aber erſt duch daS Geſetz vom 25. Auguft 1878 betreffend 
die Bertheilung öffentlicher Yaften und die Gründung neuer Anfiedelungen 
erfolgt. 

"Über troß dieſer rechtlihen Erleichterung, welche der Abzweigung fleiner 
Landftellen für ländliche Arbeiter durd die Gejeggebung in letter Zeit zu Theil 
geworden ift, ftehen der Gründung von fleinen Yandftellen auf den großen 
Gütern doc immer faktiſch die Hypothefenverhältnifje entgegen, indem es für 
den Gutsbeſitzer auferordentlic; ſchwierig oder doc ſehr umſtändlich ift, Die 
Einwilligung der Hypothekengläubiger zu ſolchen Abzweigungen zu erlangen. 

Gegen neue Anfiedelungen auf folden Gütern, welde jelbitftändige Guts— 
bezirke bilden, findet außerdem auch ſeitens der betreffenden Beſitzer jelbft ein 
Widerftreben ftatt. Die umnleidlihe Ungewißheit der heranwachſenden Gemeinde= 
laſten ift e8, jo äußert jich ein genauer Kenner preußiſcher Verwaltungseinrich⸗ 
tungen, welche dieſem Großgrundeigenthum die naturgemäße Tendenz giebt, jede 
drohende Armenlaſt nach Kräften abzuwehren, die kleineren Eigenthümer im 
Gutsbezirk und deſſen Nähe möglichſt auszukaufen und den Eigenthumserwerb 
des ländlichen Arbeiters nicht zu fördern, ſondern nach Möglichkeit zu hindern. 
Dieſe Tendenz iſt es auch, die bereits viele Flächen in Latifundien verwandelt 
bat, auf denen nur noch ein bewegliches Proletariat Platz findet 2): 

So gelangen wir zum Refultat, daß es zum Theil auf die Mängel der 
Agrar: und Gemeindegejeßgebung, jowie auf das Unfertige der preußiſchen Ge— 
meindeverhältnifje — es beftehen im preußifchen Staat noch ca. 15 000 jelbft- 
ftändige GutSbezirfe mit 2 000000 Inſaſſen — zurüdzuführen ift, wenn wir 
an einigen Punkten „in engliiche Zuftände hinein treiben, welche nit nur den 
ländlichen Arbeiter zum Auswanderer machen, fondern aud) — wie wir weiter 
unten näher zu zeigen haben werden — den befigenden Bauer dem heimiſchen 
Boden entfremden, jobald er durd; den Ausfauf feiner bäuerlichen Nachbarn 
fi ifolirt fieht.“ (Gneiſt.) 

Aber, wird und entgegnet, es ift unrichtig, daß ſich der grundbefigende Arbeiter 
immer befjer befinde, als der bejigloje Tagelöhner und Dienftbote. Tagelöhner, 
welche ein verjchuldetes elende8 Häuschen beiten, dafür hohe Steuern zahlen 
müfjen und ſich dennoch in ſchlimmen Zeiten nicht entichliegen fünnen, ihre Ge— 
meinden zu verlajien, um auswärts DVerdienft zu ſuchen, ſeien viel jchlimmer 
daran, al3 freie Arbeiter, die fein Grundeigenthum haben. Zum Beleg für das 
eben gefagte wird dann Auf die zahlreichen verunglücdten Arbeiterfolonieen in 
verſchiedenen Theilen Deutſchlands hingewiefen, und zwar namentlid; auf die aus 


42) R. Gneift, Die preußifche Finanzreform durch Regufirung der Gemeindes 
fteuern. Berlin 1881. ©. 91. 
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lauter Kleinflellenbefigern mit Flächen von 5—20 Morgen beftehenden Koloniften= 
dörfer der altpreußifchen Provinzen, welde ein Hauptfontingent zu den Wander« 
arbeitern liefern; auf die aus der früheren preußischen Herrichaft ftammenden 
Arbeiterfolonieen in den Geeftdiftrikten Dftfrieslands, welde ſich als abfolut 
leiftungSunfähig dofumentirt haben; auf die zahlreiche anfäffige Arbeiterbevölferung 
des EichSfelds und Speſſarts, die fid) in wenig beneidenswerther Tage befindet; 
auf die zu wahren Bettlerdörfern herabgefunfenen Waldkolonieen in der Rhein— 
provinz u. ſ. w. 

Indeß beweifen die angeführten Beifpiele nur fo viel, daß man Anfiede- 
[ungen ländlicher ‚Arbeiter nicht begünftigen darf in Gegenden, in denen nur ein 
Arbeitgeber vorhanden ift, weil die Anfiedler fehr leicht in eine harte Abhängig- 
feit von dieſem gerathen können; ferner, daß aud) feine Anfiedelungen Vieler 
auf ein Mal und auf einem Fleck gegründet werden follten, wenn die für fie 
in Ausfiht ftehende Erwerbsgelegenheit unfiher ift, und endlih, daß ein 
bejitgender Arbeiterftand nur im Zufammenhang mit bäuerlicdiem Grundeigenthum 
und feſten Gemeindeverhältniffen anzuftreben ift. 

Werden diefe Klippen glücklich umfchifft, fo wird ſich ein anfäffiger länd— 
licher Arbeiterftand, aud wenn fein Einkommen, in Geld berechnet, vielleicht 
etwa3 geringer ausfallen follte, als daS der bejitlofen freien Arbeiter, 
doc al3 ein tüchtiger und zuverläffiger Beftandtheil des geſellſchaftlichen Organis— 
mu3 bewähren. 

Denn wenn der Befitg in den höheren Klaffen vielleicht ebenfo häufig die 
Borausfegung zur höheren Entwicklung wie zum Müßiggang und Laſter bildet, 
fo pflegt er bei den unteren Klafjen doc; gewöhnlich zu einer Erhöhung des wirth- 
ihaftlihen und fittlichen Niveaus zu führen. Und zwar mögen diefe verfchiedenen 
Folgen des Beſitzes zum Theil mit der Art ſeines Erwerbs zufammenhängen. 
Denn während der Belit der unteren handarbeitenden Klaſſen faft ausnahmslos die 
Errungenſchaft perfönlichen Fleißes, perfönlicher Ausdauer, Mäßigung, Selbft- 
befhränfung und Drdnung ift, pflegt er in den oberen Klaſſen nicht felten die 
Folge der Vererbung, der fozialen und politiihen Machtſtellung, günftiger und 
zugleich geſchickt ausgebeuteter Konjunkturen zu fein. 

Haben wir jomit die Bedeutung des Grundeigenthums für die Hebung des 
Arbeiterftandes ſelbſt fetgeftellt, jo darf doch auch der Vortheil nicht verfannt 
werden, der für die benachbarten großen und mittleren Befiger aus diefem Ver— 
hältniß entipringt. Der Bedarf an menschlicher Arbeitskraft ift im Laufe der 
verfchiedenen Jahreszeiten jehr verfchieden ftark: im Sommer zuweilen 3—4 Mal 
fo groß, wie im Winter und während der Ernte doppelt jo ftark, wie während 
der Beftellzeit. Wo großes und kleines Grundeigenthum neben einander vor= 
fommen, wird der große Grundeigenthüimer die nothwendigen Arbeitskräfte je nad) 
Bedarf durch die Heinen Beſitzer und deren Angehörige geftellt befommen, fo 
daß er fih nur einen kleinen Stamm dauernd beichäftigter Yeute auf dem eignen 
Gut zu halten braucht und den überjchießenden Bedarf im Sommer aus den 
Dörfern beziehen fann. 

Aber freilich die Vorausſetzungen eines ſolchen ſeßhaften Arbeiterftandes 
find, wie ſchon oben angedeutet wurde, ein fräftiger Bauerftand, an den fich derjelbe 
anlehnen kann, fowie gefunde Gemeindeverhältniffe, welde den mannigfach ab— 
geftuften Bauern-, fowie den befigenden und befitlofen Wrbeiterftand gleich: 
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mäßig umfaſſen. Denn der Kleinbefig erweift fi) nur im engften Zufammen- 
hang mit dem bäuerlihen Grundeigenthum und im nämlihen Kommunalver: 
bande mit demjelben lebensfähig. Sowohl der Staat al3 auch einzelne Private 
haben aber — wie wir oben an einzelnen Beifpielen zeigten — den Fehler 
begangen, daß fie derartige Niederlaffungen bisweilen an einem von der nächſten 
Dorfgemeinde weit entfernten Orte begründeten. Dadurch wurden die Koloniften 
dem wohlthätigen Einfluß des Gemeindelebens entzogen. Cie ſelbſt waren 
aber einerfeit3 materiell und geiftig zu ſchwach, um aus ſich heraus ein Fräftiges 
Gemeindeleben zu erzeugen und fanden andrerfeit3 an den höher ftehenden 
Klafjen der ländlichen Bevölkerung feinen genügenden Rückhalt, fo daß fie des- 
halb häufig innerlich und äußerlich verkommen find 43), 

Diefe beiden Vorausjegungen für die Seßhaftmachung von Arbeitern fehlen 
nun in Ländern mit vorwiegendem Großgrundeigenthum allerdings vielfach. 
Nicht daß hier überhaupt feine Bauerndörfer vorhanden wären. Solche finden 
ſich vielmehr faft überall zerftreut. Aber einerfeits find fie zu felten und andrer- 
jeit3 führen fie häufig nur eine fümmerlihe Exiſtenz. Gemährt doch manches 
Bauerndorf einen flägliheren Anblid, als die Dienftleute-Etabliffement3 auf den 
benachbarten Gütern. 


Was die von und ind Auge gefaßte Vertheilung de3 Grund und Bodens 
in lauter große Güter oder doch vorwiegend in foldhe noch beſonders unvor— 
theilhaft von allen übrigen Arten der Grundeigenthumsvertheilung auszeichnet, 
ift, daß man eine gleihjam durd die Schwerkraft des wirthſchaftlichen Yebens 
bewirkte von jelbft eintretende Reaktion gegen diejelbe nicht erwarten darf. Im 
Gegentheil, e3 fteht zu befürchten, daß die Anhäufung des Grundeigenthbums in 
unverhältnigmäßig wenigen Händen immer weiter um ſich greift. Und mit 
diefer Schattenfeite der Yänder mit vorwiegendem großen Grundeigenthum hängt 
wieder zuſammen, daß jie feine leiftungsfähigen Bauergemeinden auffommen 
laſſen. 

Dieſen circulus vitiosus, daß geſunde Gemeindeverhältniſſe durch einen 
kräftigen Bauernſtand und einen zahlreichen Kleinbeſitzerſtand bedingt ſind, und 
eine mannigfaltige Miſchung der verſchiedenen Gütergrößen wieder nicht ohne 
blühendes Gemeindeleben denkbar iſt, kann nur der Staat durchbrechen, indem 
er ebenfo feſt wie behutſam im Wege der Gejeßgebung und Domänen-Berwaltung 
eine Bejjerung der al3 ungefund erkannten Zuſtände herbeizuführen ſucht. 

Sind die gegenwärtigen Verhältnifje, wie wir zu zeigen fuchten, zum Theil 
das Nefultat -einer faljhen Geſetzgebungspolitik, jo werden wir und aud der 
Hoffnung hingeben dürfen, daß es einer beſſeren Erkenntniß und einer aus der: 
jelben entfpringenden fonfequenten und geichidten Politik auch wieder gelingen werde, 
der in den Grofgüterbezirfen vorhandenen Grundeigenthumsvertheilung in Zufunft 
eine andere Richtung zu geben. Das auf dieſem Wege zu erfirebende Ziel beiteht aber 
in der Einengung des großen Grundeigenthums durch Schaffung von Bejigftellen 
für den Bauer: und Arbeiterftand und in der Begründung gejunder Gemeinde— 
verhältniffe. Erſt wenn dieſes Ziel erreicht ift, wird das Grofigrundeigenthum 


43) v. d. Golk, Ländliche Arbeiterfrage. S. 364. Ueber neuere Erfahrungen 
Sombart, Fehler im Parcellirungsverfahren der preußifchen Domänen. Berlin 1376. 
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in der Lage fein, feine Vorzüge vollftändig zu entfalten, ohne daß dieſelben 
wie jetzt durch ſeine Nachtheile paralyſirt würden. 


3. Gegenden mit vorwiegendem kleinen Grundeigenthum. 


Das Gegenſtück zu der eben beſprochenen Art der Grundeigenthumsver— 
theilung ift durd die Aufiheilung des Bodens vorwiegend in fleine Güter ges 
geben. Als Kleines Gut bezeichnen wir ein foldyes, das den Eigenthümer und 
feine Familie ernährt und volftändig beſchäftigt. Der Eigenthiimer eines Fleinen 
Gut3 in diefem Sinn ift zugleich landwirihfchaftliher Unternehner und Arbeiter 
in einer Perſon, fo daß Verpachtungen hier fo gut wie garnicht vorkommen. 
Aber ebenfo wenig ift bei diefer Art von Gütern die Anwendung des Geſpanns 
oder die Hinzuziehung weiterer Arbeitskräfte zu den in der eigenen Familie des 
Eigenthirmers vorhandenen üblih. Hauptfählih in diefer Beziehung unterſcheiden 
jid) die fleinen Güter von den eigentlihen -Bauerngütern, die fih immerhin 
aud in den Nleingüterbezirken vertreten finden. Nach unten wiederum gehen 
die kleinen Güter durch weitere Theilung leiht in Zwerggüter über. Unter 
diefen verftehen wir einen folhen Befig, der weder zur Ernährung nod) zur 
vollftändigen Beihäftigung einer Familie mehr ausreiht. Eind diefe Güter fo 
flein, daß fie dem Eigenthümer und feiner Familie nur eine Nebenbefhäftigung 
gewähren, während er ſich feinen Hauptverdienft durch Arbeit im Gewerbe oder 
in fremder Landwirthſchaft erwerben muß, fo fpriht man von Gewerbe- und 
Tagelöhnergütern oder Heinen Landſtellen. 

Da das Heine Grundeigentfum ſchon durch feine ganze Natur, fowie die 
Bedürfniffe des Haushalt3 der Heinen Leute zum Heirathen veranlaßt und da 
bein Bormwiegen des fleinen Eigenthbums in einem Lande auf demfelben Areal 
mehr Menfhen Arbeit und Nahrung: finden al3 in Pändern mit vorwiegendem 
Großgrundeigenthum, wo das Kapital und die qualifizirte Arbeit die gemeine 
Handarbeit bis zu einem gewiſſen Grade vertritt, jo ift es begreiflic, daß die 
merfantiliftifhen Bevölferungstheoretiter (Süßmilch, Philippi, v. Sonnenfels) 
auf das Feine Grundeigentum und den Kleinbetrieb einen bejonderen Werth 
zu legen pflegten. 

Bon einer dichten Bevölkerung erwartete man nicht nur mehr Rekruten 
und Steuern, Jondern namentlic auch billigere Arbeitskraft für die Induſtrie, 
von deren Gedeihen das deal der merkantilitifchen Politik — die Gewinnung 
einer günftigen Handelsbilanz — größtentheils bedingt war. Auf diefe Richtung 
ift denn auch die Begünftigung der inneren Kolonifation feitens der Regierungen 
der meiften europätfhen Staaten im 17. und 18. Jahrhundert zurüdzuführen. 

Zur Anwendung in größerem Mafftabe famen die die Bevölferungsver- 
mehrung begünftigenden Beftrebungen freilid; erft in der zweiten Hälfte des 
18. Jahrhunderts, mithin zu einer Zeit, als bereit3 ein Theil der phyſiokra— 
tiſchen Schule (die beiden Mirabeau) für kleines Grundeigenthum eingetreten 
war und ihre Lehren Verbreitung gefunden hatten. est verband fich mit 
dem induftriellen und fisfalifchen Intereſſe an der Bevölferungsvermehrung 
noch das landwirtbichaftlihe Intereile an der Verbefferung der Bodenkultur. 
Sp wurde denn von verfchtedenen Seiten auf die „Zertrümmerung“ d. 6. 

3 * 


36 A. von Miastomwsti. 


Berftüdelung der großen Bauergüter, ſowie namentlid auf die Theilung der 
Gemeindegründe hingemirft. 

Bom Standpunkt des größeren Rohertrags, der den jährlichen Gewinn der 
Gejammtheit bildet und die allgemeine Wohlfahrt fowie die Macht der Staaten 
bedingt, vertraten fpäter aud Ad. Emith, Godmwin, 3. B. Say, Log, Graf 
Soden, Graf Buquoy und zum Theil auch 8. H. Rau das fleine Grund- 
eigenthunn. 

Und in unferen Tagen wieder find hauptfählih die Vertreter des Libe— 
ralismus in der Volkswirthſchaft und in der Politik die PVertheidiger des 
fleinen Orundbefiged. Doch find fie es nicht allein, indem auch einige belgifche 
und franzöfifhe Konfervative und Ultvamontane und unter den Deutjchen 
P. Reiheniperger u. U. das kleine Grundeigenthum ſehr entichieden vertheidigen. 

Beſteht das Weſen des Yiberalismus in der Entfefjelung des Individuums 
auf allen Gebieten, jo muß derjelbe auf agrarifchem Gebiet zur völligen Frei— 
heit des Bodenverfehrs führen ?). 

Dort, wo diefe Freiheit fi) mit dem gemeinen oder einem demſelben nach— 
gebildeten Erbrecht verbindet, wird fie dann vielfach, die allmähliche Zerftüdelung 
des Ländlichen Grundeigenthums zur Folge haben. 

Diefes Reſultat entfpricht zugleich den legten Zielpunften des Liberalismus 
um fo mehr, je’ ftärfer derfelbe von demokratiſchen Elementen durchſetzt ift 
und zum Radikalismus hinneigt. Ja wo die Freiheit nicht von felbft auf 
die möglichfte Verbreitung des Grundeigenthums unter der Bevölferung hin— 
führt, da wird verlangt, daß die Geſetzgebung diefer auögleichenden Tendenz 
nachhelfe. In Staaten, fo jagt ein neuerer Vertreter radifaler focialpolitifcher 
Anfichten 5), in denen nicht nur nur die Gleichheit aller vor dem Geſetz 
gilt, fondern der Einzelne als Staatsbürger einen gleichen Antheil an der Bes 
jtimmung der Geſchicke des Vaterlands befitt, ift das große Grundeigen— 
thum, welches die faktifche Macht in wenigen Händen fonzentrirt, eine Anomalie. 
Es ift damit ein Widerftreit zwischen den wirthichaftlihen und politiſchen Ver— 
hältnifjen gegeben, der zwar lange beftehen fann, auf die Dauer aber unhaltbar 
ft. Es follte daher, um diefen Widerftreit zu löfen, der Bildung und Erhal- 
tung de3 großen Grundeigenthums, d. h. desjenigen Landeigenthums einzelner 
Perfonen, deſſen Beftellung weit über die Kräfte des Eigenthümers, feiner 
Familie und Dienftboten hinausgeht, eher entgegengearbeitet als Förderung ge= 
währt werden. 

In der Confequenz ſolcher Anfichten lag es dann, wenn der franzöfiiche 
Nationalconvent dur ein Erbihaftsgefeg auf die möglichſt gleihmäßige Ver— 
teilung des Bodens unter ſämmtliche Glieder de3 Volks hinzuwirken be- 
ftrebt war. 


44) Einer der energifchften Vertreter dieſer Richtung, ber bis in bie fechziger 
Jahre die öffentliche Meinung Deutſchlands oder doch wenigſtens Preußens in agrar: 
politifchen Fragen beherrſcht hat, war der treffliche Bräfident Lette. Vgl. insbefondere 
feine Bertheilung des Grumdeigentbums im Zufammenhang mit ber Gefdhichte, der 
Gefetsgebung und den Bolfszuftänden. Berlin 1858. 

45) v. Scheel, Das Recht und die Pflicht des ländlichen Grunbeigenthums, in 
den Lanbwirtbfchaftlihen Jahrbüchern. Jahrg. 1874. Bd. 3. ©. 474, 475. 
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Was von einem Theil der ſocialwirthſchaftlichen und politiichen Theorieen 
al3 allgemeine Forderung hingeftellt wird, findet fi in einigen Gegenden Deutich- 
lands bereit3 verwirklicht. Und zwar find dieſes diejenigen Gegenden, in denen 
eine alte Kultur, eine dichte Bevölferung, ein großer Städtereihthum ſowie ein 
bereit3 früh ausgebildeter demokratiſcher Sinn feit Jahrhunderten auf die weit 
gehendfte Berftücelung des Bodens hingedrängt haben und die Geſetzgebung 
diefem Drang feine Hindernijje in den Weg gelegt hat. 

Das Vorwiegen des Ffleinen Grundeigenthums pflegt heute die Regel zu 
bilden in einem Theil Alt:Würtembergd, den von Franken bewohnten Gegenden 
Bayerns (namentlih Unterfranken, Pfalz), Badens, Heſſens, Nafjaus, in 
der preufifchen Rheinprovinz, fowie in Thüringen. Al Ausnahme und in klei— 
nerem Umkreiſe fommt das vorwiegend kleine Grundeigenthum auch nod in 
anderen ‘heilen des deutichen Reich3 vor. 

Die Beilage B hat die Aufgabe, das bier Gefagte durch Zahlen näher 
zu veranfchaulichen. 

In den Ländern mit vorwiegendem Kleinbefig ift der größte Theil der 
gewöhnlich im großen Dörfern oder Aderftädten beifammen wohnenden Yänd- 
Chen Bevölkerung zugleich im Befig eines feinen Gütchens. 

Das der Bevölkerung folcher Länder eigene Streben, einen wenn aud) 
noch jo Heinen Grundbejig zu erwerben und bei zunehmenden Vermögenskräften 
zu erweitern, läßt eine Scheidung, wie ſie in anderen Gegenden zwiſchen dem 
großen Gutsbeſitzer oder dem Bauern und dem beſitzloſen Handarbeiter und 
Gewerbtreibenden ſtattfindet, nicht entſtehen. Hier giebt es ſogar eine große 
Anzahl von Grundeigenthümern ohne Hausbeſitz, indem die ländlichen Gewerbs— 
leute und Handarbeiter auf ihrem eigenen Grundeigenthum für ihren Bedarf 
und nad Maß ihrer Kräfte eigene Landwirthichaft treiben und dabei doch in 
fremden Häufern zur Miethe wohnen. Ja ſelbſt die in den größeren Städten 
mwohnenden Dienftboten, Gewerbtreibenden oder in anderen ftäbtifchen Berufs— 
arten Beichäftigten befigen, mwenigftens in Würtemberg, nicht felten eine oder 
mehrere Parcellen in ihrem Heimathsdorf, die fie gewöhnlich durch ihre Ver: 
wandten beftellen laſſen. 

Das Grundeigentum jedes Einzelnen befteht gewöhnlich wieder aus 
mehreren getrennt von einander liegenden Parcellen. „Die in Dörfern beifammen 
lebenden Landwirthe”, ſagt Lift a. a. D. von Würtemberg, „pflegen von einem 
Centralpunkt aus eine Menge von fleinen Feloftücden (Barcellen) zu bebauen, 
die an hundert verfchiedenen Orten zerftreut auf der Markung umberliegen.‘ 

Der Kleinbeſitz jener Gegenden ift aber nicht nur ſtark parcellirt, fondern 
er ift auch fehr beweglich in dem Sinn, daß die einzelnen Bejigeinheiten in 
jeder Generation aus neuen Parcellen zufammengefest werden. Wenn nämlich) 
die vorhandenen Grundftücde nach dem Tode des Beſitzers unter feine Kinder 
getheilt werden — mas gewöhnlich zu geihehen pflegt —, jo wird dadurd) die 
gegebene PBarcellencombination geftört. Jeder der Erben muß ſich daun aus 
dem, was er ererbt, und was er fpäter hinzuheirathet, fauft oder tauſcht, eine 
neue Combination jchaffen, die dann nad) feinem Tode ebenfall3 wieder befeitigt 
zu werden pflegt. Es befommt dadurch das Grundeigenthum etwas von der 
Beweglichkeit des mobilen Kapitals, was dann wieder feine Gonfequenzen für 
das gefammte wirthichaftlihe und Rechtsleben hat. 
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Dieſe Beweglichkeit bezieht ſich aber nit nur auf den Bejig, jondern auch 
auf die Wirtbichaft, indem mit den Eulturen auf den kleinen Gütern, foweit 
fein läftiger Flurzwang beſteht, raſcher gewechſelt werden kann und gewechfelt 
wird, als mit den Culturen auf den großen und mittleren Gütern. Wo Gemüſe— 
und SHandelsgewähsbau blüh:, da pflegen die kleinen Yeute, Eigenthümer oder 
Pächter, zu ihren mit den Spaten bearbeiteten Grundftücden nod) den Klee= und 
Grasbedarf für ihre Kühe von anderen Bejigern zu hohen Preifen hinzuzupadıten, 
wogegen fie wieder aus der Mildy der fo durchgefütterten Kühe einen bedeu- 
tenden Erlös beziehen. Bei Düffeldorf und Köln und aud in der Näbe 
anderer großer Städte treten die kleinen Befiger zu Affociationen zufammen, 
welde den Kloaken- und Kavalleriediinger gemeinfchaftlich eritehen und für 
Miftbeetanlagen und Treibereien verwerthen u. ſ. m. *6). 

Auch fonft hängen mit der Zerftüdelung und Parcellirung des kleinen 
Grundeigenthums manche Eigenthümlichfeiten in der wirthihaftlihen und recht— 
lihen Sitte der Bevölferung aufs Engite zufammen. 

So ſpricht der kleine Grundeigenthümer in Würtemberg von ſeinen Gütern 
und verſteht unter denſelben die zerſtreut liegenden einzelnen Parcellen, deren 
er gewöhnlich eine größere Anzahl beſitzt. ES kann daher vorkommen, daß ein 
Bauer, der nur 2—3 Morgen befigt, zugleih von feinen 20—30 Gütern zu 
ſprechen pflegt, weil die 2—3 Morgen in der That in eben fo vielen Stüden 
auseinander liegen. Die dieler Sprechweiſe zu Grunde liegende Anſchauung 
iſt ſo tief eingewurzelt, daß der Bauer eines Kleingüterbezirks, wenn er ſich 
ein konkretes Bild von dem Umfang eines aus einem Stück beſtehenden ge— 
ſchloſſenen Hofes machen will, denſelben im Geiſte nach Maßgabe der durch— 
ſchnittlichen Größe der Barcellen jeiner Gegend in Parcellen oder „Güter“ auf- 
zulöfen pflegt. 

Da diefe Kleingütler außer ihrem Grundbefig und den zur Bewirth- 
Ihaftung dejjelben jowie zur Haushaltung und Bekleidung erforderlichen 
Mobilten gewöhnlich fein anderes Vermögen bejigen, und der Ertrag ihres 
Grundeigenthums gerade hinreiht, um jie bei mittlerer Ernte zu ernähren, jo 
müffen jie jede8 Erntedeficit jowie überhaupt jeden Unfall peinli zu ver— 
meiden ſuchen. Aus dieſer Nothwendigkeit ift im Lauf der Zeit ein ganzes 
Spitem von Selbftajjefuranzen erwachſen, von dem wir bier nur einige Arten 
anführen wollen. 

So pflegt die Eultur auf den fleinen Gütern eine mannigfaltigere zu 
fein als auf den großen und mittleren, indem der Kleingütler im Süden und 
Südweften Deutſchlands auf jenen Aeckern gern verſchiedene Früchte anbaut: 
Obſt, Wein, Hopien, Hanf, Taback, Getreide, Kartoffeln, Gemüſe u. a. m., 
damit wenn "die eine Frucht mißräth, er fich wenigftend an dem Ertrag der 
anderen ſchadlos halten kann, da erfahrungmäßig nur felten alle oder auch 
nur mehrere dieſer verſchiedenen Früchte auf ein Mal mißrathen. 

In dem weiten Auseinanderliegen des Grundeigenthums in einzelnen Par- 
cellen findet der Kleingütler ſodann eine gewiſſe Sicherheit dagegen, daß ihm nicht 
die ganze Ernte auf einmal verhagelt, da die Hagelwolken gewöhnlich ſtrich— 


46) Aus handſchriftlichen ee ar eines rheinifchen Gutsbeſitzers bei Kette, 
Vertheilung des Grundeigenthbums, ©. 163. 
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weile aufzuziehen pflegen und felten die ganze Gemeindeflur bedecken. Es ift 
das einer der vielen Gründe, die von den Bauern Süddeutſchlands gegen die 
Durchführung einer radifalen Güterzufammenlegung, Verkoppelung, Separation 
im Gegenſatz zur üblichen Wegeregulirung und Markungsbereinigung angeführt 
werden. 

Auch will der Kleingütler es lieber mit mehreren Gläubigern als mit 
einem einzigen zu thun haben, weil er ſich dadurch vor der Gefahr, daß ihm 
das ganze auf ſeine Güter aufgenommene Kapital gleichzeitig gekündigt werde, 
zu ſichern hofft. Er pflegt daher die geliehenen Kapitalien, deren er zur Abfindung 
feiner Geſchwiſter, zur Bezahlung des Kaufſchillings, zu Meliorations- und 
zu anderen Zwecken bedarf, gewöhnlich in mehreren fleinen Poften aufzunehmen 
und fir jeden derjelben ein anderes feiner „Güter“ als Unterpfand zu beftellen, 
damit wenn eine Exekution erforderlich wird, diefelbe nicht zu gleicher Zeit 
gegen feinen ganzen Beſitz gerichtet werde. 

Endlich fucht der Kleingütler auf dem Wege des Genoſſenſchaftsweſens 
fih in den Beſitz eines Theils der Vortheile zu fegen, die mit dem Betrieb 
der Sandwirthichaft auf großen Gütern von felbft verbunden zu fein pflegen. 
Wenn e3 mit der Entwidelung des Genofjenihaftswejend auf landwirthichaft- 
lichem Gebiet aud) nod immer ſehr langſam geht, fo ift doch nicht zu über— 
fehen, daß feit dem Jahre 1863, in dem Yafjalle 47) von dem ländlidyen Klein— 
gütler ausfagte, daß „er noch nicht disponirt zur Wfjociation ſei“, manches 
erreicht ift. Zu den am meiften verbreiteten Genofjenjhaften gehören die Mol: 
kerei- und Käfereigenofjenfchaften der Schweiz, die neuerdings auch in Deutſch— 
land Eingang gefunden haben, die SKonfumvereine, wie fie namentlich in 
Helfen-Darmftadt zu großer Ausdehnung und reicher Entmidelung gelangt 
jind, die Raiffeiſenſchen Darlehnskaſſen, die ſich von der Rheinprovinz aud) 
in andere Gegenden, namentlich Süddeutſchlands, ausbreiten, die Winzervereine 
on der Ahr, die Genofjenichaften zur Anſchaffung und Haltung von Zucht— 
thieren, zur Anſchaffung von Mafchinen u. |. w. 

Im Uebrigen pflegt die Sorge des Staat? in ändern mit fehr zer: 
ftüfeltem Grundeigenthum, weil dieſes ſich vielfach ſelbſt nicht zu helfen weiß, bei 
der Verbreitung landwirthichaftliher Bildung, bei der Anftellung von technifchen 
Verfuhen, bei der Anlage und Unterhaltung von Mufterwirthichaften und 
Mufterculturen, fowie bei der Förderung des Meliorationd«, Kredit: und Ber: 
ſicherungsweſens viel weiter zu gehen, al3 in Ländern mit vorwiegendem Groß: 
grundeigenthum, in denen die Beſitzer nicht nur die Einjiht und die Mittel 
beigen, um fich felbft zu helfen, fondern wo die von ihmen muftergiltig 
bewirthſchafteten Güter aub für die fleineren Nachbarn die Bedeutung von 
Verjuhsftationen haben. Die Rolle, die in Yändern mit hervorragendem großen 
Grundeigenthum den Privatbefigern von ſelbſt zufällt, wird alfo in den Klein— 
güterbezirfen vom Staat und der Gemeinde übernommen, indem diefe theil3 
dur die Geſetzgebung und Verwaltung, theils aber durch die Art, wie fie ihren 
eigenen Beſitz bewirthichaften, ſich an die Spitze alles Eulturfortfchritts ftellen 
oder doc, ftellen follten. 

Wenn wir nad diefer allgemeinen Charakteriftif jett auch für die Ver— 
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theilung ded Bodens in vorwiegend kleine Güter im Einzelnen die Licht: und 
Scattenfeiten feftzuftellen fuchen, fo werden wir auc hier, wie bei der Er: 
mittelung der foctalwirthichaftlihen Folgen des Großgrundeigenthums, auf die 
Frage nad Erzielung des größten Reinertrags aus den dort angeführten Gründen 
fein enticheidende8 Gewicht zu legeı haben. 


Bor allem wird nicht beftritten werden können, daß eine weitgehende Zer- 
ſtückelung des Grundeigenthums, verbunden mit dichter Bevölkerung — ohne 
welche fie überhaupt nicht denkbar ift — und mit fehr forgfältiger Cultur, den 
Rohertrag in fehr hohem Maße zu fteigern vermag. 

Dieſes Refultat iſt hauptſächlich zurüdzuführen auf die eigenthümliche 
wirthichaftlihe Energie, welche durch das mit der Selbftbewirthihaftung ver: 
bundene kleine Grundeigenthum erzeugt wird. „Die fleinen Grundbejiger“, 
fagt Roſcher, „stehen Hinfichtlich der gemeinen Arbeit vielleicht ebenfohoc über 
den großen Grundeigenthümern, wie binfichtlih der qualificirten Arbeit unter 
denjelbent®).“ Es nimmt nämlid) die gemeine Handarbeit des fleinen Grund: 
beſitzers bejondere intelleftuelle und fittliche Elemente in ſich auf, die der gegen 
Lohn beichäftigten Handarbeit nicht immer eigen zu fein pflegen. Durch diele 
ift e8 zu erflären, daß, wie Arthur Young den franzöjifhen und englifchen 
Kleingüitlern nahrühmt, „das Heine Eigenthum in ihren Händen die Kraft 
bejejien, den Sand in Gold, den müßten Fel3 in Frucht: und Weinland zu 
verwandeln, daß es die wirkſamſte Triebfeder zu fauerer, unermüdlicher An- 
ftrengung und Wrbeit ft“. Und was Young vor mehr al3 100 Jahren er: 
fannte, bejtätigen heutigen Tags taufende und aber taufende von Beiſpielen in 
unfern deutſchen Kleingüterbezirken. 

Die Entwickelung und Steigerung dieſer in jedem einzelnen Menſchen 
latenten Arbeitsenergie mittels des wirkſamſten aller pſychiſchen Hebel, der Liebe 
zum eigenen Grundbeſitz, kommt dann auch der Geſammtheit zu Gute, 
indem ſelbſt die höchſt entwickelte Technik, ſowie die zweckmäßigſte Arbeits: 
organiſation nicht überall einen vollgiltigen Erſatz für das Fehlen der Arbeits 
energie des kleinen Beſitzers zu bieten vermögen. 

Nächſt der Arbeit3energie ijt den Fleinen Grundeigenthümern noch eigen: 
thümlich die ind Einzelne gehende Kenntnig der Eigenart ihrer Güter, mit der 
fid) dann gewöhnlic; eine höchſt individuelle und bejonder3 ſorgſame Bewirtb: 
Ihaftung derfelben verbindet. 

Alle diefe Vorzüge gelangen wieder befonder3 zur Geltung bei denjenigen 
Eulturarten, die eine arbeitdintenfive und individualifirte Behandlung de3 
Bodens und feiner Erzeugnifje verlangen, wie namentlich dem Reb- und Obſt— 
bau, dem Tabak: und Hopfenbau fowte überhaupt dem Anbau von Haridelö- 
gewächlen. 

Der Anbau von Handelsgewächſen erfordert viele menſchliche Arbeitskräfte 
und ermöglicht zugleich eine verhältnigmäßig hohe Bezahlung derfelben. Um 
einen hohen Rohertrag zu erzielen, braucht der grumdbejigende Arbeiter aufer: 
dem nır wenig Baarauslagen zu maden, da die Betriebstoften hauptſächlich in 
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der aufgewendeten Handarbeit beftehen, welche von dem Beſitzer und feiner 
Familie ausgeht *?). 

Sp drängt denn der Handel3gemähsbau zum Kleinbefig und umgekehrt 
wird der Sleinftellenbefiger fi, wo die fonftigen Borausfegungen: Klima, 
Bodenart, Abſatz u. ſ. w. vorhanden find, mit Vorliebe dem Handelsgewächs— 
bau widmen. 

Indeß darf doch aud, daran erinnert werden, daß immer nur ein Fleiner 
Theil des Bodens eine3 größeren Landes von diefen Culturen eingenommen 
werden fann. Denn wollte ſich die landwirthſchaftliche Produktion ausſchließlich 
oder auch nur in größerem Umfange auf die Erzeugung von Handelsgewächſen 
verlegen, fo wiirde damit der eigene Bedarf an Getreide und Vieh nicht gededt 
werden und der Ueberſchuß an Handelsgewächſen im auswärtigen Handel ver= 
werthet werden müfjen. Ein folder Zuftand der Volkswirthſchaft ift aber im 
doppelter Beziehung nicht ohne Bedenken: einmal weil das Volt binfichtlich der 
Beforgung eines Theils feiner nothwendigen Lebensbedürfnifje vom Auslande 
abhängig wird, und dann weil der Abjag der Handelsgewächſe großen Schwan- 
tungen unterworfen: ift. 

Auf die hohen Noherträge, die aus dem kleinen Grundeigenthum häufig 
erzielt werden, find gewöhnlich auch die ſehr hohen Kauf» und Pachtpreife zu— 
rützuführen, die beim Verkauf und bei der Verpachtung von feinen Gütern 
und Parcellen erzielt werden. Diefe werden gezablt, weil der Heine Käufer 
und Pächter den Rohertrag und den Reinertrag, das Produft des Grundkapitals 
und der eigenen Arbeit nicht richtig zu unterſcheiden weiß und von dem Werth 
der Produkte in der Regel nur die baaren Betriebskoſten abzuziehen pflegt 59). 

Ein weiterer Vorzug de3 kleinen Grundeigenthums ift e8, daß dafjelbe 
von ungünſtigen Konjunkturen, foweit fie nur dur das Sinfen der Produften= 
preife auf dem Markt bedingt find, weniger affizirt wird, al3 der große Grund» 
befiger. Denn das Meifte von dem, was der Sleingütler baut, pflegt er und 
feine Familie — foweit nicht eine weitgehende Differenzirung der Produftion 
vorliegt, fo daß der eine Kleingütler nur Tabak, der andere nur Wein u. f. w. 
baut — auch jelbft zu verzehren. Dadurch aber wird er von den mechjelnden 
Morktpreifen der Produkte unabhängiger als der große Grumbdeigenthümer, ber 
hauptfählih für den Markt produzirt. Diefer Vorzug wiegt beſonders ftarf 
in einer Zeit, in der die Konkurrenz Oeſterreichs und Rußlands auf der einen, 
und die Konkurrenz Nord» und Süd-Amerikas und Auſtraliens und demnächſt 
vielleicht Afrifas auf der anderen den deutſchen Landwirth beim Verkauf vieler 
feiner Produkte empfindlich ſchädigt. 

Auch kommt dem Heinen Grundeigenthiimer beim Steigen der Produftions- 
toften, namentlich der Arbeitslöhne, zu ftatten, daß er feine ganze Arbeitätraft 
in feiner Familie befigt. Wollen er und die Seinigen ſich Entbehrungen und 
Opfer auferlegen — und fie müſſen e3 ja wohl in vielen Fällen — fo fünnen 


49) Eine vorzüglihe Schilderung einer durch Heine Bauernmwirtbihaft und Han- 
delsgewächsbau ausgezeichneten Gegend in land- und volkswirthſchaftlicher a 
findet fi bei 8. H. Rau, Die Landwirthſchaft der Heidelberger Gegend, in der Feſt— 
Ihrift für die Mitglieder der XXI. Berfammlung deutiher Land- und Forftwirthe. 
Heidelberg 1860. 
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fie den Betrieb no forıführen, nahdem der große Grundeigenthiuner, der mit 
bezublten Arbeitern wirthicaftet, den feinigen hat einftellen müfjen. Soweit 
ſolche Entbehrungen der fleinen Befiger nur vorübergehender Natur find und 
gleihfam den Weg bezeichnen, auf dem die großen Krifen überwunden werden, 
fönnen fie auch vom allgemeinen Standpunkt nicht mißbilligt werden. Werden 
die Entbehrungen dagegen dauernde und führen fie zu einer Berfchlechterung 
der Lebenshaltung der fleinen Grundeigenthümer, fo Liegt ein Eranfhafter Zu: 
ftand der Bodenvertheilung vor, der nad Möglichkeit befeitigt werden muß. 

Was die Stellung des Kleinbeſitzers zu den günftigen Konjunfturen betrifft, 

fo wird er fie freilich) nicht in der intenfiven Weife für ji) ausnugen können, 
wie der große ©rundeigenthümer. Dafür wird der regelmäßige Gang des Ber: 
fehr3 durch ihn auch weniger leicht geftört werden, wie durd) die großen Grund— 
eigenthümer. Oder mit anderen Worten: fommen dem kleinen Grundeigen— 
thümer die wejentlid) privatwirıhichaftlihen Vortheile günftiger Konjunfturen 
nicht im felben Maße zu ftatten wie dem Großgrundeigenthümer, fo liegt ihm 
auch die Möglichkeit ferner, diefe Bortheile zum Schaden der Geſammtheit aus: 
ubeuten. 
Die Auftheilung des Bodens in lauter fleine Güter hat dann unwill- 
fürlich auch eine-entiprechend demofratifhe Richtung im Gewerbe zur Folge, 
indem der Kleingütler für Manufakte und Fabrifate, die auf den Majjentonfum 
berechnet find, ein zuverläffiger und ficherer Abnehmer iſt. Da die Konfumenten 
diefer Artikel außerdem zwiſchen in= und ausländifhen Produkten feinen Unter: 
ſchied zu machen pflegen, jo entwideln ſich foldhe für den Maſſenkonſum arbei: 
tende Induſtrieen um fo leichter im Inlande, je weniger große Kapitalien, 
befondere Renntniffe und Fertigkeiten ihr Betrieb vorausſetzt. 

Die Verbreitung diefer auf den Maſſenkonſum berechneten Jnduftriezweige 
ift aber einem Lande viel nüglicher, al3 die Verbreitung von Lurusinduftrieen, die 
auf die Befriedigung der Bedürfniſſe der vermögenden Klaſſen gerichtet find, 
weil der Abſatz der erfteren viel fonjtanter ift, al3 der der letzteren. Und dies 
zwar aus zwei Gründen: einmal weil die Artikel des Maſſenkonſums im In— 
lande abgejett werden fünnen, während die Yurusinduftrieen für ihren Abſatz 
meift das Ausland aufjuhen müſſen, und fodann weil fie nicht jo fehr den 
Schwankungen des Geſchmacks ausgejegt find, wie die ſich vielfach, nad) der Mode 
rihtenden Yurusinduftrieen. 

Je Heiner der durchſchnitiliche Umfang der Güter eines Landes ift, defto 
mehr Perſonen erhalten in demfelben ein jelbftftändiges Dafein gewährt und deſto 
mehr Perfonen können an den wirthichaftlihen und fittlihen Cegnungen des Grund: 
eigenthums theilnehmen 5’). Die letsteren pflegen ji, wie bereitS erwähnt wurde, 
beim fleinen Grundeigenthum viel jicherer einzuftellen, al$ beim groflen Grund: 
eigenthum. Denn während der fleine Befig den Befiger zu harter Arbeit 
zwingt und in ihm jene jeltene Arbeit3energie erzeugt, die nur aus der Freude 
am jelbftbewirthichafteten Eigenthum entipringt. läßt das große Eigenthum dem 
Eigenthümer die Wahl zwijchen einem müßigen Rentnerleben, verbunden mit 
der Verpachtung der großen Güter einerjeit3, und der Selbſtbewirthſchaftung 
derfelben andrerjeitd. Nur im Iegteren Fall wird dem großen Örundeigen 
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thum ein ähnlicher erziehender Einfluß auf den Charakter de3 Eigenthümers 
nadzurühmen fein, wie er von dem kleinen Grundeigenthum faft ausnahmslos 
ausgeht. 

"ls ein weiterer Vorzug des Kleinen und fehr verbreiteten Grundeigen— 
thums kann e3 jodann angejehen werden, daß dort, wo dafjelbe herrſcht, der 
Uebergang aus der Klafje der Nichtbefigenden in die der Befigenden verhältniß- 
mäßig leicht vor ſich geht und häufig vorfommt. 

Sp ift denn der Abftand nicht nur zwiſchen den befitenden und nicht 
befigenden, ſondern aud) zwifchen den verfchiedenen bejigenden Klaſſen jelbft im 
deutihen Süden wegen feiner‘ gleihmäßtgeren Vermögens: und Einfommens- 
vertheilung weniger jchroff als im Norden. 

„Im Süden”, jagt Schmoller fehr treffend, „wo der kleine Grundbefig 
und der kleine landwirthichaftliche Betrieb vorwalten, wo zahlreiche große Dörfer 
ſtatt anfehnlicher Rittergüiter mit wenigen Zagelöhnerfathen, und wo viele fleinere 
und mittlere Städte exiftiren, ftehen ſich Arm und Reidy nicht unvermittelt 
gegenüber, wiegt ein mittleres Niveau der Bedürfniffe und der Konfumtion vor, 
jo daß felbft die maRgebenden Perfonen in der Regierung wie in den politiichen 
Parteien, ſowie die höheren Klaſſen: Adel, hohe Beamte, Offiziere hierin dem 
Mittelftande näher ftehen, als in Ländern mit großem Grundeigenthbum , hier 
bilden ſich endlich auch gleihmäßige Anſchauungen und Sitten durd alle 
Schihten der Gefellihaft hindurch“ °%). 

Wo der Uebergang aus der Klaſſe der Nichtbefigenden in die der Be: 
jigenden ſich Leicht vollzieht, da wird nothwendiger Weiſe aud die Stellung der 
Lohnarbeiter eine viel günftigere fein, al3 wo dieſes nicht der Fall ift. 

Nicht nur ift jedem, auch dem Aermften, hier ein deal gegeben, das er 
in feinem Beruf und in feiner Heimath, bei Aufbietung aller feiner Kräfte er— 
reihen kann, fondern es ftehen fich, auch jo lange diejes Ideal noch nicht erreicht 
it, Arm und Reich nicht unvermittelt gegenüber. Wir denken dies durch ein 
näheres Eingehen auf die Berhältnifie der Ländlichen Arbeiter in den Klein= 
güterbezirfen näher zu veranſchaulichen. 

Was zunächſt die fontraftlid) gebundenen Gutstagelöhner betrifft, die der große 
Grundeigenthüümer im Norden haben muß, um ſich die nöthige Arbeitskraft für 
feine Wirthfchaft zu fichern, fo kommen fie hier gar nicht vor. 

Ihre Stelle wird, wo überhaupt die einzelnen Wirthſchaften in Yändern 
mit vorwiegendem Kleinbefit ausnahmsweife fremder Arbeitskräfte bedürfen, durch 
das Gefinde und die freien Tagelöhner erjegt. 

Auf das Geſinde entfällt im deutfchen Süden eine viel größere Quote der 
landwirihſchafilichen Arbeitskräfte als im Norden. Der ſüddeutſche Bauer ift 
gewöhnt, Gejinde zu halten und den größten Theil der auf feinem Gut nöthigen 
Arbeit, abgefehen von feiner Familie, durch Dienftboten verrichten zu laſſen. 
Beil hier ein allmäliger Uebergang von dem kleinſten Arbeiter bi3 zum wohl- 
habenderen Bauern ftattfindet, erblidt der Bauer auch feine Beeinträchtigung 
darin, die eigenen Kinder auf eine Zeitlang als Dienftboten auf andere Güter 
ju verdingen. Der Gejindedienft repräfentirt mithin hier auf ländlihem Gebiet 
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dasfelbe Durhgangsftadium, wie im ftädttfchen Handwerk der Lehrlings- und 
Gefellenftand. 

Derſelbe Proceß wie im ftädtifchen Kleingewerbe vollzieht ſich aber auch 
hier, namentlich ſeit Erleichterung der Eheichließung und Niederlaffung, indem viele 
PBerfonen, welche früher eine Gejindeftelle annahmen, jegt die Gründung eines 
eigenen Heerdes vorziehen. Auch wird der Gefindedienft immer beweglicher, indem 
der Gefindevertrag in letter Zeit vielfach nur auf einen Monat oder gar nur auf 
eine Woche abgeſchloſſen zu werden pflegt und auch die Pöhnung in denſelben 
furzen Friften erfolgt 5°). 

Neben dem Gefinde bilden in den Ländern de3 vorherrfchenden Klein 
befite8 die freien Tagelöhner das Hauptkontingent der landwirthſchaftlichen 
Arbeiter. Unter den freien Zagelöhnern pflegen fid die in großer Zahl vor: 
bandenen Zagelöhner mit eigenem rundeigenthum am Beſten zu ftehen. Und 
wenn die Tagelöhner auch nicht zugleich Selbfteigenthümer find, fo haben fie 
doch — Sofern fie verheirathet find? — in den bet weiten meiften Fällen ein 
Stül Land gepahtet. In beiden Fällen — als Eigenthümer und al3 Pächter — 
bauen fie etwas Kartoffeln und Gemüfe, halten eine Kuh oder eine Ziege, etwas 
Federvieh und ein Paar Schweine. Die Beforgung diefer fleinen Wirthicaft 
Fällt großentheil® der Frau und den Rindern zu. 

Die Lage diejer Heinen grumdbefitenden und noch mehr die der im Padı: 
beſitz befindlihen Zagelöhner hat ſcheinbar einige Wehnlichfeit mit der der 
fontraftlicy gebundenen Gutstagelöhner der norddeutihen Güter. Was ihre Lage 
aber doc) zu einer weſentlichen verfchiedenen macht, iſt folgendes: die Guts— 
tagelöhmer arbeiten für eimen beftimmten Arbeit3heren und hängen daher 
von ihm ab, die freien Tagelöhner arbeiten für verfchiedene Arbeitgeber und 
find ihnen gegenüber vollftändig frei; fie find ferner vollberechtigte Glieder der 
Gemeinde, in der fie ſich aufhalten, während die Outstagelöhner vielfach als 
Infaffen des Gutsbezirks feiner: Ortsgemeinde angehören; endlidd — last not 
least — die Gutstagelöhner haben, wenn fie nicht auswandern wollen, was 
ihnen wegen ihrer großen Familie in der Regel ſchwer fällt, eine Ausſicht 
ihre Lage zu verbeſſern, während fi die im Eigenthums- oder Pachtbeſitz 
eines kleines Grundſtücks befindlihen Tagelöhner allmälig in eine beſſere 
Stellung bringen können. In diefer Beziehung ſagt M. Mohld'): „Der 
Aermſte kann, wenn er fid in der Jugend als Knecht etwas Ordentliches er- 
fpart hat und wenn er ein fleißiges und ſparſames Mädchen heivathet, mit dem 
Ankauf oder der Pachtung eines Heinen Grundſtücks anfangen und durch Betrieb: 
famteit, Fleiß und Sparſamkeit feinen Befig erweitern und zu einem gewiſſen 
Wohlftand ſich emporarbeiten.” Und in einem gleihfal3 aus Wirtemberg 
ftammenden, neulich abgedrudten Brief heit ed: „Die Kinder armer Leute, welde 
in Fabriken arbeiten, haben oft aus den Erfparniffen, die fie von ihrem Lohn 
machten, ihre vorher armen Eltern durch allmäligen Zufauf von Grundeigen: 
tum in einzelnen Parcellen in die Verhältnifjer geachteter Meiner Grundeigen— 
thumer hinaufgefhafft und hinaufgearbeitet” 55). 
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Aus dem Eleinen. Grundeigenthum und der durch dieſes bedingten demos 
kratiſchen Geſellſchafts- und Gemeindeverfaffung entjpringt für die Maſſe der 
lindlihen Bevölkerung ein zufriedener Sinn, der nicht felten mit der größten 
Anſpruchsloſigkeit verbunden zu fein pflegt. So findet fid) in einigen Gegenden 
Würtembergs, namentlid) aber in einem großen Theil des deutſchen Mittel 
gebirged die Fähigkeit der Entfagung bei den Kleinen Grundeigenthlimern zu 
einem wahren Heroismus entwidelt. 

Kann diefe Bedürfniflofigfeit, die zu einer außerordentlic, niedrigen Lebens— 
haltung führt, aud nicht ohne Einschränkung als erwünjcht bezeichnet werden, 
jo bleibt doh der Werth einer folhen aus dem Heinen Grundeigenthum ent: 
ftammenden Gefinnung, ſoweit fie fi als Schild gegen die Verlockungen der 
Umfturzbeftrebungen bewährt hat, unbeftritten. 

Einen folden auf die Erhaltung der beftehenden Staats: und Gefellichafts- 
ordnung gerichteien Sinn haben ſich demnady die Länder mit vormwiegendem 
Kleinbefig in viel höherem Grade zu bewahren gewußt, als die Yänder mit vor— 
wiegendem Großgrundeigenthum. 

Als Beleg für das eben Gefagte genügt es wohl auf folgende Beifpiele 
hinzuweiſen. 

Ohne das geſunde ſozialkonſervative Element des kleinen Bauernſtandes 
wäre es für Frankreich gewiß unmöglich geweſen, die fortwährenden politiſchen 
Wirren, in welche es durch die von St. Simon als Legiſtes bezeichnete Klaſſe 
geſtürzt wird, zu tragen und dabei doch wirthſchaftlich zu gedeihen. 

derner haben in der bayrifhen Pfalz in den Jahren 1848 und 1849 
grade die fleinen Grundbefiger ihren mühfam erworbenen Befig am entjciedenften 
gegen die Revolution zu vertheidigen gemußt. 

Und endlich hat die deutſche Socialdemofratie nirgends fo wenig Wahl- 
ſtimmen fir ihre Reichstagskandidaten zu gewinnen verftanden wie in den agrifolen 
Gegenden mit vorwiegendem Kleinen Grundeigentbum und — wenn man von 
den Induftriegegenden und großen Städten abjieht — nirgends fo viele, wie 
in den Gegenden mit einfeitig vorwiegendem großen Grundbefig. Mit diefem 
erhaltenden Sinn pflegt bei dem Kleingütler in normalen Zeiten eine unrefleftirte, 
vein inftinktiv auftretende Liebe zum Vaterlande oder richtiger zur heimathlichen 
Scholle Hand in Hand zu gehen. 

Wie in den ändern mit vorwiegendem Kleinbefig das deal jedes auf 
dem Lande geborenen darin befteht, dereinft ein Stüd Yand fein eigen nennen 
zu können, jo verläßt er die heimathliche Scholle nur, wenn die äußerſte Noth 
ihn dazu treibt und fehrt auch dann, wenn er ſich in der Fremde Reichthümer 
und Ehren erworben bat, gern wieder in die heimathliche Gemeinde zurüd. 

Indeß muß doch bereit an diefer Stelle hervorgehoben werden, daß alle 
diefe Fichtfeiten des Heinen Grundeigenthums fi, in der Regel nur dort ganz 
und voll zeigen, wo der Befig der Kleingütler durchſchnittlich noch hinreicht, 
um eine Familie zu ernähren, und nur in Zeiten, in denen nicht eine Reihe 
von Nothftänden über ein ſolches Land hereingebrochen ift. 

Dies führt und zu der ernften Kehrfeite des Bildes, an dem wir bisher 
nur die Pichtfeiten wahrgenommen haben. 

Diefe Kehrfeite ift um fo bedenflicher, je mehr fi) mit der Zerſtückelung 


AG A. von Miastomsli. 


bes Grundbeſitzes eine weitgetriebene Auflöfung der an ſich fhon Heinen Beſitz- 
einheiten in einzelne von einander räumlich getrennte Parzellen verbindet. 

In Würteinberg betrug die Zahl der Parzellen d. h. der in ungetrenntem 
Bufammenhang Einem Eigenthümer gehörigen Grundftüde, mit Ausnahme jedod 
der nicht eingerechneten Gebäude und Hofftelen, Flüffe und Bäche, Strafen 
und Wege, nad der legten Yandesvermeflung von 1818—1850: 5005 979 
Die durchfchnittliche Größe einer Parzelle einſchließlich des Waldes betrug frei: 
lich noch ca. 114 Morgen. Dieſer für das ganze Land berechnete Durchſchnitt 
iſt in einigen Theilen de3 Landes freilich noch höher: ſo namentlich in den 
waldreichen Gegenden und wieder in denjenigen Gegenden, in denen das fog. 
Vereinödungsinftem eingeführt worden ift. Hier in den oberſchwäbiſchen Ober: 
ämtern fteigt der durchichnittlihe Umfang einer Parzelle auf 4—6'/, Morgen. 
In anderen Theilen des Landes war er Dagegen beträchtlic, niedriger, jo nament: 
lich in den dichtbevölferten, an ausgedehnteren Hofgütern, Waldungen und Weiden 
armen Oberämtern, in denen durhichnittlih nur 0,4 — 0,5 Morgen auf eine 
Parzelle fommen ss), 

Sehr viel weiter geht die Parzellirung noch in anderen Gegenden des Fleinen 
Grundeigenthums: fo namentlic in den fränfifchen Theilen Bayerns, in Baden, 
in der t Rheinprovinz, in Naſſau, in Heſſen ꝛc. 

So wird aus dem badiſchen Odenwald berichtet, daß dort ſogar größere 
Beſitzeinheiten von 125 Morgen aus ca. 500 Parzellen beſtehen. Dieſe Parzellen 
find dann wieder zum Theil fo Hein, daß es ſchwer wird das Heu auf den 
jelben zu mähen, ohne die Parzellen der Nachbarn zu beſchädigen. Auch Liegen 
fie fo weit auseinander und jind fo ſchwer kenntlich zu machen, daß der Beſitzer 
täglich einige Stunden herumreiten muß, um den Knechten die Grundftüde zu 
zeigen, auf denen jie zu arbeiten haben. Und trogdem kommen häufig Verwech⸗ 
ſelungen vor, indem fremde Parzellen bearbeitet werden und eigene unbearbeitet 
liegen bleiben 57). 


Und aus Heſſen-Darmſtadt wird nach der dortigen landwirthſchaftlichen 
Zeitfchrift berichtet, daß die Gemeinde Bonhaufen exrfl. der Häufer und Haus: 
gärten 4810 Parzellen zählt; von diefen umfaſſen: 


736.= 15,3 °, weniger als 10 D Ruthen 


419 = 87 „ e „20 — 
1582 = 82,9 „ 5 — — — 
1541 = 32,1 " " " 80 " 
328 = 68 „ A „ 110 Mi 
204 = 42 „ — „140 5 


- Eine andere Flur, Holzhaufen bejigt 750 Ader in 6150 Parzellen, es 
mißt alfo eine ſolche durchſchnittlich 37 TR. 
Die Flur Herzenshaufen mit 1050 Ader ift in 11600 Stüde zertheilt, 
e3 entfallen alſo auf eine Parzelle durchſchnittlich 27 TR. 





56) Rümelin, Die Grundlagen der agrarifhen Zuftände in „Das Königreih 
a: , berauggegeben vom ftatiftifch-topographifchen Bureau, Stuttgart 1563. 
. 428 
57) Mündliche Erfundigungen.' 
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Auch finden ſich Beſitzthumer von 30 Ader die aus 500 Parzellen be= 
fteben °°). 

Ferner ift neuerdings aus der Aheinprovinz folgendes Beispiel einer weit 
gehenden Parzellirung des Bodens angeführt worden. | 

Die im Kreife Wittlich, Regierungsbezirt Trier gelegene Gemeinde Hont= 
beim (mit einer rein aderbaue und nicht gewerbetreibenden Bevölkerung) hat 
auf 120 Haushaltungen 

3014 Morgen Ader und Wiefen in 24746 Parzellen 
darunter find über 3 „groß nur 16 = 
genau 2 — = = 19 _ 
unter le " " " 24267 " 

und von diejen leßteren wieder niht 10 TR. groß 12003 2 

Die größte Bejigung der Gemeinde hat 46 M. 105 TNR., die aus 
546 Parzellen beftehen 5°). 

Endlich wird aus Unterfranken berichtet, daß dort Parzellen im Anſchlage 
bis zu 15 fr. herab zur Berfteigerung gelangen 9°). 

Diefer Zuftand der Zerftüdelung und Parzelirung des Bodens wird hin: 

ſichtlich feiner Folgen mit Rüdfiht auf die Hohenzollern’ihen Lande folgender« 
maßen geſchildert: „In Folge der ftarken Bevölferung, wohl auch der großen 
Fruchtbarkeit des Erdreichs it der Boden häufig bi zum Iegalen Minimum €%) 
in eine Menge Parzellen geiheilt, welche wie ein bunter Teppich durcheinander 
ewürfelt in der Gemarkung zerftreut Liegen, und ift die Bevölkerung wenn 
irgendwo fo hier darauf angewiefen intenjive Landwirthſchaft zu treiben. Gleich: 
wohl find die Dreifelderwirihichaft, die vielen Weider, Trepp=, Ueberfahrts-, 
Anwandsrechte in vollfter Blüthe, trogdem fie ebenfo viele Hinderniffe für ein 
rationelle3 Landwirthſchafisſyſtem find“ 6°). Und welde Menge Land geht nicht 
durch die vielen Wege und Grenzen verloren! - 

Aehnlihen Klagen begegnen wir aud in den ebenen Theilen des Groß— 
herzogthums Baden, indem dort die weitgehende Güterparzellirung und Gemenge« 
lage gleichfalls al3 ein Hinderniß für eine dem gegenwärtigen Bedürfniß ent« 
Iprechende Reform der Landwirthichaft hingeftellt wird: „Güterzerſtückelung und 
Gemengelage geftatten feine oder nur eine fehr beichränfkte Anwendung von Säe— 
und Erntemafhinen und Dampffraft zum Aderbau. Vollends der Uebergang 
zur reinen Gras- und Futterwirthichaft mit Erſatz des Streuftroh3 durd) Samm- 
lung von flüffigem Dünger — welde gegenwärtig für Deutſchland durch die 
allgemeine Konjunftur angezeigt erfcheint — würde eine vollftändige Konfolidirung 
58) Reuning, Die Landwirthichaft im Königreih Sachſen. Feitfchrift für bie 
XXV. Berfammlung deutſcher Land: und Forftwirtbe zu Dresden (1865). ©. 66. 

59) vom Rath in der Situng bes Landes - Delonomies Kollegiums von 1979. 
Eten. Protok. ©. 184. 

60) Die Zwmangsverfteigerung landwirthſchaftlicher Anweſen während des 3. 1880 
in Bayern, in der Zeitfchrift des f. bayr. ftatift. Bureaus, 12. Jahrg. (1850), Nr. 4. ©. 180. 

61) Eine fürftlihe Verordnung vom 12. Mai 1809 beftimmte, daß fein Grund«- 
ftüd, mit Ausnahme von Gärten, in Heinere Theile als */, ober ?/;, Morgen wilrtemb. 
Map = 11 Ar 50 Meter zertheilt werben dürfe. Diefe Verordnung wurde am 4. Juni 
1945 erneuert. 

62) Bericht des Vorftehers der III. landwirthſchaftlichen Bezirksftelle von Hohen- 
See — — über den Zuſtand der Landeskultur in Preußen für das 
ahr id. S. 
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und Zufammenlegung der in der Feldgemarkung zerftreuten Parzellen mit Aende— 
rung und gleichzeitiger Verlegung der Wirthſchaftsgebäude auf die arrondirten 
Güter vorausfegen, was in Suddeutſchland gar nicht denkbar ift“ °9). 

Die Gemengelage der Parzellen und die mangelhafte Zugänglichkeit der« 
felben führt dann naturgemäß zum Alurzwang, dejien Wefen ein gründlicher 
Kenner der Landwirthichaft folgendermaßen jchildert: „Derjelbe führt zu Be- 
fehlen des Ortsvorftands, an einem Tage das Gras in einem Wiefengrunde 
zu mähen und das Obft zu ernten; zu Vorjhriften über die Art des Schäferei- 
betrieb3, zu Verboten in einer Gegend Kirſchbäume zu pflanzen ftatt Apfel- 
bäume, weil die Kirſche zeitiger reife al3 der Apfel und der Eigenthümer bei 
der Abnahme des Obſts die Feldernte beihädige, und wie dieſe Ausflüffe der 
Aderdespotie jonft lauten mögen“ 6%). 

E3 üben demnad) die faktifchen Verhältniſſe der VBodenvertheilung bier einen 
eben jo großen Zwang auf die Wirthihaft aus, wie früher die mannigfachen 
rechtlichen Feſſeln des bäuerlichen Grundeigenthumg, deren Befeitigung in unferem 
Jahrhundert mit Recht al3 die Vorbedingung zu einer freien und rationellen 
Bewirthihaftung des Bodens angefehen wird. Nur find die geſchichtlich üher⸗ 
kommenen, zum Theil bis auf die Zeit der erſten Anſiedelung zurückreichenden 
faktiſchen Hemmniſſe weniger leicht zu beſeitigen, als die rechtlichen Schranken. Ein 
Beweis dafür ſind die vielen Beſtrebungen zur Durchführung der Arrondirung 
im Süden (Bayern, Würtemberg, Preußiſche Rheinprovinz), die aber in den 
meiſten Fällen entweder ohne jedes Reſultat geblieben ſind oder doch nur zur 
Wege- und Gewannregulirung geführt haben. 

Iſt unter ſolchen Umſtänden — beim Beſtehen des Flurzwangs — eine 
Abweichung von der herkömmlichen, den veränderten Verhältniſſen nicht mehr 
entiprechenden Wirthſchaftsweiſe unmöglich oder doc jehr ſchwierig, jo wird 
auch das Nachdenken über die befte Betrieb3einrihtung zwedlos fein und der 
auf dem Lande ſchon ohnehin verbreitete Schlendrian noch mehr begünftigt. 

Wenn wir oben die Vorzüge, die der Bau von Wein: und Handelsgewächſen 
für das Eleine Grundeigenthum hat, hbervorhoben, jo muß hier doch auch des 
Nachtheils erwähnt werden, den diefe Kulturart haben kann. Wo Raps, Mohn, 
Hanf, Eichorie, Tabak, Hopfen und Wein mehr oder minder ausfchlieglich gebaut 
werden, da verliert der Kleinbefig leicht einen feiner Vorzüge: die Stetigkeit 
de3 Ertrags. Namentlich; der Weinbauer vermag fid in einem ſchlechten Jahr 
jelbft in den fruchtbarften und wärmften Yandestheilen nur dann vor äußerſter 
Bedrängniß zu ihügen, wenn er zugleich jo viel Acker- und Gartenland beſitzt, 
daß er den eigenen Hausbedarf an Nahrungsmitteln darauf erzeugen kann, wie 
z. B. an der Nahe. Fehlt dieſe Bedingung — wie z. B. an der Mofel oder 
im Würtembergiſchen Remsthal mit feinen ſteilen Abhängen, wo für den Acker— 
bau fein Raum übrig ift oder die Beſtellung der Felder durd) die Thalbemohner 
doc; mit großen Schwierigkeiten verknüpft bleibt — jo find bei der großen 
Unregelmäßigfeit der Erträge des Weinbau periodifhe Nothftände nicht zu 
vermeiden €). Hagel und Miswachs vermag der Bauer als eine Fügung 


63) Badiſches landwirthſchaftliches Wochenblatt 1876. Nr. 19. 

64) Reuning, Die Landwirthſchaft im Königreich Sadjfen. ©. 65. 

65) Rümelin in a. Königreih Würtemberg“. ©. 436. Lette, Vertheilung 
des Grundeigentbums. S. 116. 
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Gotte3 zu ertragen. Wechjelnde Gelderträge in Folge von Konjunkturen, deren 
Urahen und Zuſammenhänge er nicht begreift und deren Riſiko er auf 
die Dauer nicht zu tragen vermag, machen ihn dagegen unzufrieden und 
verderben ihn. Daher zeigt der Eleine Reb-⸗ und Hopfenbauer häufig das Bild 
der Berfommenheit. Es genügt zum Beleg an die häufig beiprodene Armuth 
der Winzer an der Mofel zu erinnern. Sie bilden gleihjam ein Seitenftüd 
zu den ſchleſiſchen Webern. 

Baut der Kleingütler aber Getreide über feinen Bedarf, jo wird er auf 
feinen zerftreuten Aederchen, bei den mannigfachen Feſſeln des Betriebs, den 
hohen Steuern :c. nur ſchwer die Konkurrenz mit den Produkten von Ländern 
beftehen können, die bei zehn Mal größerem und arrondirtem Grundbejig nur 
auf auserlejenem, jungfräuliheın Boden mit Mafhinen und Dampftraft ohne 
Düngung weit reichere Ernten erzielen. Es gewährt daher der Getreidebau 
auf den fleinen Gütern bei den durch die Weltkonkurrenz herbeigeführten niedrigen 
Setreidepreifen in guten Erntejahren nur einen fargen Arbeitverdienft und eine 
noch dürftigere VBerzinfung des Grund: und Betriebsfapitals, aber feine Deckung 
für Fehljahre. 

Je ausſchließlicher ferner der Kleinbejig in einem Yande vorwiegt, dejto 
weniger imuftergiltige Wirthichaften wird es geben. Und von diejen allen 
pflegen doch die Impulſe zur Berbejjerung der Kleinen Wirthihaften auszugehen. 
Denn der Kleinbauer ahmt nur dem wiederholt gegebenen Beifpiel nad und 
wendet faſt niemals eine Belehrung von einer feinem Berufe fern ftehenden 
Perfon auf feine Wirthſchaft an. 

Und felbft folche Beiſpiele fünnen bei weit getriebener Zerftüdelung und 
Parzellivung des Grundeigenthums ohne Folgen bleiben. Der täglihe Kampf 
mit der Noth des Lebens verengt den Gejichtäfreis des Kleingütlers Leicht fo 
fehr, daß er der Belehrung durch Unterricht und Beiſpiel garnicht mehr zu: 
gänglich if. So wird aus dem Frankenwalde und aus dem Hoclande des baye- 
riihen Jura berichtet, daß der Kleingütler, der ſich dort durd eine zum Theil 
unerquidliche Fügſamkeit in eine kümmerliche Eriftenz auszeichnet, das Mistrauen 
und die Scheu vor allen Neuerungen nicht überwinden fann. Und von den Klein- 
gütlern in Hohenzollern heißt e8 gar, daß die fünf in den Bereich der dritten 
landwirtbichaftlihen Bezirksſtelle fallenden großentheils arrondirten fürftlichen 
Höfe, welche gleihlam als Mufterwirthichaften dienen könnten, weit entfernt 
davon find, der Bevölkerung die Bortheile der Arrondirung klar zu machen, 
jondern vielfach nur einen Gegenſtand des Misgunſt und des Neids bilden 6%). 

So kann es denn kommen, daß trog der größten Sorgfalt und Hingebung, 
mit der die Kleingütler ihre Parzellen bebauen, der Stand der Landwirthſchaft 
auf denfelben, in Folge der mannigfahen durdy die Parzellirung und Gemenge— 
lage gegebenen Hemmnifje, jowie in Folge des Mangeld an Betriebsfapital 
und Iandwirthichaftlicher Einficht doch fein hoher ift, und daß namentlid) dem 
Fortfchritt der Landwirthichaft fi) große Schwierigkeiten in den Weg ftellen. 

Der von mander Seite ald Borzug des Fleinen Befites angeführte größere 


u 39 Bavaria. Landes unb Boltstunbe bes Königreih® Bayern. Sb. IIL 
©. 2 Preußens Tandwirthfchaftlihe Verwaltung in den Jahren 1875—77. 
©. 308. 


Schriften XX. — v. Miastomwsti, Grunbeigenthumsvertheilung. 4 
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Biehreihthum in den Kleingüterbezirken dürfte nicht gegen das eben Angeführte 
Iprechen. 

Bedarf es doch zumäcft noch einer näheren Feititellung dejjen, ob und 
in weldem Sinn überhaupt von einem größeren Viehreichthum der Kleingüter- 
bezirfe mit Recht geſprochen werden kann. 

So hat in Würtemberg die weftliche Hälfte des Yandes mit ihrer Dichten 
Bevölkerung und weitgehenden Zerftüdelung des Orundbefiges eine im Ver— 
hältniß zu der Bevölkerung geringere Viehzahl als die öftlihe Hälfte mit ihrer 
dünnen Bevölkerung ſowie ihrem größeren und arrondirteren Grundbefig. 

In der weftlichen Hälfte kommen auf den einzelnen Grundeigenthiimer Durch» 
fchnittlih weniger als 9 Morgen Orundeigenthum und auf 100 Einwohner 
188 Morgen landwirthſchaftlich benutzter Fläche; in der öftlihen Hälfte befigen 
die einzelnen Grundeigenthumer durchichnitilih mehr als 9 Morgen und es 
entfallen auf 100 Einwohner 340 Morgen landwirthſchaftlich benugter Fläche. 

Rad) der Aufnahme des Viehſtandes vom 2. Januar 1856 und der 
Zählung der ortsanwejenden Bevölferung vom 3. Dezember 1855 famen auf 
je 100 Einwohner: 


Pferde Rindvieh 
in der weſtlichen Yandeshälfte 3,24 39,39 
in der öftlihen Yandeshälfte 8,24 68,85 
im Durchſchnitt des ganzen Landes 5,32 51,62 


Wenn man aber die Viehzahl auf die Grundfläche veduzirt, jo wird das 
Rejultat freilich ein anderes. Hiernach war Würtemberg in den jechziger 
Jahren derjenige Staat, der der Flähe nad) den größten Rindviehftand in 
Europa beſaß, was jid) daraus erklärt, daß bei der großen Zerftücdelung des 
Bodens der Feine Mann für feinen Haushalt die Milch und Butter ſelbſt her— 
vorbringen muß und ji daher — allerdings vielfad) auf Koften der Nachbarn 
und troß der Feldpolizei — eine Kuh auch dann hält, wenn er fi) in den 
allerärmften VBerhältniffen befindet. Doc ftand die Viehzucht nach dem Urtheil 
eines Kenner3 der Würtembergiſchen Landwirthſchaft nur quantitativ, nicht aber 
qualitativ hoch 67). 

Auh in Baden nimmt nad der Viehzählung von 1873 der Bieh— 
befig reduzirt auf die Grundflähe, mit der Kleinheit des Grundeigenthums 
relativ zu. Während in den Befitklafjen von 0—5 Morgen und von 
5—10 Morgen ſchon je 2,2 Morgen mit einem Stüd Rindvieh verjehen 
find, ift dies für die Klafjie von 10—20 Morgen bei 2,5 M., für die 
Klaſſe von 20—50 Morgen bei 2,9 M., für die von 50—100 Morgen 
bei 3,6 M. und für die von mehr als 100 bez. 200 Morgen erft bei 
4,4 bez. 5,7 M. der Fall. Ya die relativ jtärffte Viehzahl findet fich bei 
dem allerkleinften landwirthſchaftlichen Grundeigenthbum von weniger al3 Y, und 


67) Kull, Beiträge zur Statiftif der Bevölkerung des Königreichs Würtemberg, 
in den Würtembergifben Jahrbücdern für Statiftit und Landeskunde. Jahrg. 1874. 
Th. 1. ©. 119, 120. Voßler, Die gegenwärtige Lage der Landwirthe Würtem- 
bergs. Hohenheimer Programm pro 1966. ©. 23. 
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von Y,— 1, Morgen, wo bereit3 auf 0,77 bezw. 1,7 Morgen 1 Stüd Vieh 
entfällt. Indeß dürfen diefe Zahlen doch nicht ohne Weiteres zu Gunſten des 
Heinen Grundeigenthums gedeutet werden. Vielmehr muß man im Auge be= 
halten, daß die geringere Intenſität der großen Wirthichaften — und zwar 
ſowohl Der eigentlich großen wie der Bauerwirthihaften — fic durch beftimmte 
auf denjelben üblihe Kulturarten (Wald und Weide) erflärt und daß diele 
Kulturarten wiederum vielfah — wie namentlih im Badiihen Schwarz: 
und im Ddenwald — durd die Natur bedingt find. Auch iſt nicht zu über: 
fehen, daß in den kleinſten landwirthſchaftlichen Haushaltungen das Vieh haupt- 
fählih für gewerblihe und Verkehrszwecke gehalten und ein Stüf Yand nur 
nebenher angebaut wird °8). 

Ob der aus dem intenjiven Intereſſe des Kleingütlerd an feinem Beſitz 
entjpringende forgfältige Anbau des Bodens oder die oben erwähnten Nachtheile 
des Heinen Grundeigenthums in der Bewirthſchaftung defjelben prävaliren, ift 
eine quaestio facti, deren Beantwortung von einer ganzen Reihe von Faktoren 
abhängt, zu denen u. U. die Fruchtbarkeit de3 Bodens, das Klima, die hier- 
durch fowie durch die Markipreife bedingten Kulturarten, die allgemeinen volf3= 
wirthſchaftlichen Verhältnifje zc. gehören. 

In Baden wird von den Bauern, zu denen die offizielle Statiftit auch 
die Klein- und Zwerggütler rechnet, ausgejagt, daß der Ader in manden Landes: 
theilen mit gartenmäßiger Pünktlichkeit beftelt und daß dem Erſatz der dem 
Boden entzogenen Nährftoffe durch Sammlung der zunächſt gebotenen Dung- 
mittel, durc; Ankauf von folden aus den Städten, durch Erfteigerung des Er- 
trags von fremden Wiefen, durd) Zuführung von Mergel, Torf, Sand ꝛc. 
jorgfältige Aufmerkſamkeit gewidmet wird, 

Auch von dem Anbau der Tagelöhner- und Gewerbe-Güter heift ed, daß 
en meift ein ſehr fleifiger ift und daß auch die Düngung eine reichliche zu fein 

egt, 

Und ähnlich Tauten aud die Urtheile über den Würtembergiſchen Klein- 
betrieb. Indeß ift damit. zugleich das VBorhandenfein ‚einer Steigerung der 
durchſchnittlichen Jahreserträge während der letzten Jahrzehnte noch nicht bes 
wiejen. In Würtemberg, wo eine thunlichſt rationelle Aufnahme der jähr- 
lichen Anblümung und der Ernteergebniffe ſchon feit 30 Jahren befteht und aud) 
aus früheren Zeiten die Anhaltspunkte zu Vergleichen nicht fehlen, ſoll ſich nad) 
NRümelin ein Anwachſen der ſog. Mittelernte in feiner Weife auch nur wahr: 
Iheinlih machen laſſen. Das bradjliegende Land fei allerdingd von 18,9 auf 
8,5 %, der angebauten Fläche zurückgegangen, was aber noch Lange feinen diefem 
Zahlenverhältnig entiprechenden Mehrertrag in ſich fchlieft. Der Getreidebau 
habe im allgemeinen abgenommen, mit Ausnahme nur der Gerfte, die für 
den wachlenden Bierkonſum erforderlich fe. Der Gefammtertrag der Ernte 
wechiele jehr nad) den Jahrgängen, aber eine Tendenz zum Steigen fei nit 
ausfindig zu machen 6°). 


68) Beiträge zur Statiftif der inneren Verwaltung des Großherzogthbums Baden. 
Rarlerube 1876. Heft XXXVIL ©. XXII. 
69) Rümelin, Reden und Aufſätze. Zweite Folge. Tübingen 1881. ©. 583, 584. 
4* 
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Doch nicht nur daß die Landwirihſchaft unter der Herrichaft des Kleinen 
Grundeigenthums, wenn die Barzellirung fehr weit gediehen ift, feine Fortſchritte 
madt; fie fann in ‚Gegenden, in denen die Vorausfegungen für eine weit 
gehende Zerftüdelung des Grundeigenthbums fehlen, auch zurüdgehen, wie das 
Beifpiel einiger Theile Oberjchlejiend, des Eichsfeld3, des Erzgebirge, des 
Wefterwalds, Vogelsbergs ꝛc. zeigt und wie wir weiter unten näher auszuführen 
haben werden. 

Wenn ferner oben*für das kleine Grundeigenthum geltend gemacht wurde, 
daß ein großer Theil der Bevölkerung durch dasfelbe fräftige Impulſe für die 
Anhänglichkeit an die Heimath empfängt, To darf hier doch nicht verſchwiegen 
werden, daß dieſe Anhänglichkeit an die Scholle ſich auch in krankhafter Weiſe 
ſteigern und ſog. Schollenkleber erzeugen kann, deren Werth für die Geſammt⸗ 
heit ſehr zweifelhaft iſt. 

Dieſe Gefahr, daß die ſämmtlichen Glieder einer Familie beiſammen bleiben, 
daß die Kinder ſchon früh heirathen und nach dem Tode der Eltern das Grund— 
eigenthum weiter unter ſich theilen, liegt namentlich bei denjenigen Gegenden 
nahe, in denen ſolche landwirthſchaftliche Kulturen verbreitet ſind, die viel Arbeit 
brauchen und auf verhältnißmäßig kleiner Fläche hohe Erträge geben, wie der 
Wein: und Handelsgewächsbau. 


Und ebenjo wird die Gewohnheit, das Grundeigenthbum ſchon bei Lebzeiten der 
Eltern unter die Kinder zu vertheilen, wie fie in einigen Theilen Oberſchleſiens 
befteht, ſowie die Möglichkeit, dur Pachtung einiger Morgen Yandes jehr bald 
zu einer eigenen Exiſtenz zu gelangen, al3 einer der Gründe angeführt, der den 
erwünjchten Abzug der überjchüffigen Arbeitskräfte Oberſchleſiens nad) Orten, 
wo Arbeitsmangel vorhanden ift, verhindert 7%). 

Endlih wird auch in dem deutſchen Mittelgebirge darüber geklagt, daß 
die auf den Genuß von Kartoffeln, Haferbrod und Schnaps reduzirte Bevölke— 
rung lieber auf ihrer Echolle verfümmert, als daß fie ſich entſchließt, den Wander— 
ftab zu ergreifen. 

Hat das fleine Grundeigenthum den Vorzug, daß es fchlummernde Kräfte 
wachruft und die Arbeitskraft der Nation weſentlich potenzirt, fo ift die Kehrſeite 
dieſes Vorzugs, daf bei weitgebender Berftüdelung des Örundeigenthums ohne 
gehörigen Abflug der Benölferung leicht ein folder Zuftand eintritt, in dem die 
vorhandene und an den Boden gebundene Arbeitäfraft nicht mehr gehörig aus= 
genugt wird. Das ift dann Verſchwendung der allerihlimmften Art, die felbft 
in den von der Natur am reichften begabten ändern allgemeine Verarmung zur 
Folge haben kann, 


Es darf bei diefer Gelegenheit auf den mitunter recht auffallenden Miüßige 
gang, ſowie auf die viele unnüge, nichts fruchtende Geſchäftigkeit und Schein— 
thätigfeit, die namentlich in den Dörfern Getreide bauender Kleingütler gefunden 
wird, ae werden. 


70) Bericht des Landraths v. Bitter über die wirtbichaftlihen Verhältniſſe im 
den oberjchlefiichen Notbftandspiftriften nebſt Vorſchlägen zu ihrer Verbejierung, in ven 
ige ne Abgeorbnetenhaufes. 14. Leg.Per. 2. Seffion. 18980—81. 

r. 173. ©. 39. 
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Insbeſondere führt dort, wo mit dem Sleingütlerthfum feine fommune 
Weide verbunden ift, die Hütung des Viehs zur Verfhmwendung der Arbeitskraft 
und zu jonft ſchlimmen Einwirkungen auf die das Vieh hütenden Kinder. Ueber 
dieſen Gegenſtand wird aus dem Oberſchleſiſchen Kreiſe Pleß berichtet, daß jeder 
Bauer, jeder Häusler, jeder Einlieger dort fein Vieh getrennt auf den Feldern, 
Wegen und Rainen hüten läßt, jo daß auf wenig mehr al3 ein Stüd Vieh 
ein Hirte fommt. Da das Hüten dort von den Kindern beforgt wird, fo tft 
der Schulbejucd während des Sommers in der Regel ſchlecht. leichzeitig ge- 
wöhnen jich die Kinder an Faulheit und Lüderlichkeit und werden daneben zum 
Felddiebftahl erzogen, da die kleinen Leute auf ihrem wenigen Lande feine ge= 
nügende Nahrung für ihr Vieh finden und daher auf das Beweiden freinden 
Eigenthums gleichſam angewiefen jind 7"). 

Nicht minder groß wie die Verſchwendung an Arbeitskraft ift auf dem 
Heinen und Heinften Grundeigentdum die Verihwendung an Kapital. Bereits 
Rodbertus hat mit Recht darauf aufmerkfam gemacht, daß je kleiner die Güter 
find, um jo größer im Berhältnig zum Grundwerth das zur Bewirthichaftung 
dienende fire Kapital — bei aller Inſufficienz des beweglichen Kapital — 
zu fein pflegt. Alfo ift hier ein Zuviel auf der einen mit einem Nichtgenug auf 
der anderen Seite verbunden. Das Zuviel bezieht fich namentlich auf den Ge— 
bäudewerth (Baufoften der Wohn. und Wirthichaftsgebäude) — der nad) einer 
Berechnung Sombart3 für Neuporpommern auf den Bauer: und Kofjätenftellen 
bei Böden der geringeren Klafjen dem Kaufwerth des Grund und Bodens ohne 
Gebäude gleichfommt —, das Zuwenig auf das Fehlen von Mafchinen, Arbeits- 
thieren ꝛc. 72). 

Als eine weitere jchlimmere Seite der kleinen Güter muß auch ihr häufiger 
Befigwechfel und müſſen namentlich die mit demfelben verbundenen Koften bes 
zeihnet werden. So wird aus Unterfranfen berichtet, daß bei mandyen Grund» 
flüden der. häufige Beſitzwechſel im Lauf weniger Jahre an Beſitzverände— 
rungs · und Notariatögebühren das Mehrfache von deſſen wahrem Werthe ver- 
ſchlinge 73).» 

Hiermit find wir an denjenigen Punkt gelangt, in dem überhaupt die 
größten Gefahren des Kleingütlerthums Liegen. 

Indem die weitgetriebene Berftüdelung des Grundbeſitzes die Niederlaſſung 
begünſtigt, drängt ſie die Bevölkerung dazu, ſich über den Nahrungsſpielraum 
hinaus zu vermehren. Die pſychiſchen Momente, welder in der Klaſſe der 
großen und bäuerlichen Grundbejiger auf eine Berlangfamung der Vevölferungs« 
zunahme hinwirken, fehlen bei den Klein- und Zwerggütlern ebenfo fehr wie 
bei den Gewerbe- und ZTagelohngütlern. 

Namentlich die ängftliche Rückſicht auf die Stellung der Nachkommen 
— fehlen um ſo mehr, je geringer und parzellirter der Grundbeſitz iſt. 

Denn für die Kinder des Kleinbeſitzers hat es nicht viel Bedeutung, ob 


— 


) Bernbardi, Kritik u. ſ. w. ©. 446, 450. v. Bitter, Bericht über den 
oberfhfehichen Nothitand. ©. 3. 

12) Rodbertus, Zur Erklärung und Abhilfe der heutigen Crebitnoth bes 
Grundbeſitzes. Theil 2.1876. ©. 17. Sombart, Fehler im Barcellirungs- 
verfahrenn. ©. 24. 

73) aan landwirtbhichaftliher Anmwefen in Bayern. S. 150. 
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das fleine Vermögen jpäter durd einen etwas größeren oder fleineren Divifor 
getheilt wird. 

Ya — im Gegentheil — es ift dem fleinen Grundeigenthümer, der für 
die Beſtellung ſeines Guts auf die Mitarbeit ſeiner Familie angewieſen iſt, 
ein Zuwachs in dieſer nicht unerwünſcht. 

Da aber bei dieſer Klaſſe das weibliche Geſchlecht in der Regel an— 
geſtrengt arbeiten muß, ſo iſt die Fruchtbarkeit theils eine geringere, theils 
wegen der den Neugeborenen abgehenden Pflege und dadurch herbeigeführten 
großen Kinderſterblichkeit eine blos ſcheinbar größere. 

Trotz dieſer Hemmniſſe wird der natürliche Zuwachs der Bevölkerung in 
denjenigen Gegenden, wo der Feldbau vorherrſcht, doch auch durch die größere 
Zahl der kleinen Grundbeſitzer geſteigert. 

Der ſtärkſte Bevölkerungszuwachs erfolgt aber innerhalb der Klaſſe der 
Gewerbetreibenden mit kleinem Grundeigenthum. Denn hier werden die Frauen 
mit Feldarbeiten nicht angeſtrengt, und auf die Kinderſterblichkeit wirkt die 
Gewerbthätigkeit eher vermindernd als vermehrend. 

Weil ferner die gewerbtreibende Bevölkerung bezüglich ihres Lebensunter— 
halts auf ihre perſönliche Arbeitskraft angewieſen iſt, bald ſelbſtſtändig wird 
und früh heirathet, und zahlreiche Nachkommenſchaft auch nicht vermeidet, ſo 
macht ſich überall, wo dieſe Klaſſe ſtärker vertreten iſt und in Verbindung mit 
den Kleingütlern das Uebergewicht erlangt, ein noch größerer natürlicher Volks— 
zuwachs bemerklich, als dort, wo die Bevölkerung allein Landbau treibt. 

Rückſchläge in Zeiten volkswirthſchaftlicher Kriſen abgerechnet, wird eine 
derartige Bevölkerung daher geneigt ſein, ſich ſtärker zu vermehren, als es mög— 
lich iſt, die Exiſtenzmittel und Exiſtenzbedingungen durch Steigerung der Pro— 
duktion zu erhöhen. 

Wenn gleichwohl der Bevölkerungszuwachs in den Ländern mit vorwiegendem 
Kleinbeſitz nicht noch viel raſcher vor ſich geht, ſo hat das ſeinen Grund in den 
beiden folgenden Umſtänden. 

Eine Hauptquote der ländlichen Arbeitskräfte auf den ausnahmsweiſe in 
Gegenden de3 Kleinbefige3 vorkommenden mittleren und größeren Gütern wird 
dur das Gefinde repräfentirt, und für diefes ift der ledige Stand der durch 
feine Stellung gebotene. 

Zudem ift das Verlangen der landwirthſchaftlichen Arbeiter in dieſen 
Gegenden allgemein auf den Erwerb eigenen Grundeigenthums gerichtet. Diefes 
Verlangen fünnen fie aber in der Regel nur befriedigen, wenn fie vorher 
etwas erſpart haben. Um dieſes zu erreihen, dürfen fie aber nicht früh zur 
Ehe jchreiten. 

Es ftehen jomit in den Ländern mit vorwiegend kleinem Grundbeſitz den 
früh abgeſchloſſenen Ehen derjenigen, die ſchon etwas beſitzen, die ſpät einge— 
gangenen Ehen derjenigen gegenüber, die erft zum Befig gelangen wollen, 
während in den Ländern des vormwiegenden Großgrundeigenthums auch die 
befiglojen Hoftagelöhner ſich früh verheirathen. 

So ift 3. B. das Gefammtergebniß der Bevölferungsbewegung im König— 
reich Wirtemberg dieſes: daß bei einer großen Zahl Geborener und Geftorbener 
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ein natürliher Vollszumahs ‚von 0,81 Mebrgeborenen auf je 100 oder von 
8,14 auf 1000 Einwohner ftattfindet, der im Vergleich mit andern Ländern 
nicht groß ift. Dieſe durchichnittlihe Verhältnißzahl von 8,14 Mehrgeborenen 
geht aber wieder hervor aus dem größeren Geburtenüberfhuß von 9,29, welcher 
auf die weſtliche Yandeshälfte mit vorzugsweiſe kleinem, parzellirtem Grund— 
eigentbum und verbreiteter Jnduftrie entfällt und dem Hleineren von 6,35, welder 
der öftlichen Landeshälfte mit ihrem größeren geſchloſſenen Grundeigenthum 
angehört 74). 

Das Anwachſen der Bevölkerung führt dann, begünftigt durch das gemeine 
Erbreht und eine demjelben adäquate Volffitte, zu immer weiterer Iheilung 
des Grundeigenthbums. Dbgleic der Umfang eines Guts, welches nod) genügt, 
um eine Familie zu ernähren und vollftändig zu beichäftigen, — wenn man von 
bedeutenden Verbeſſerungen der landwirthſchaftlichen Technik und der Einführung 
neuer Kulturen abjieht — ziemlich unveränderlich ift, jo wird dafjelbe trotzdem 
immer weiter getheilt. Gelingt e8 dem neuen Erwerber eines ſolchen Theilguts 
nicht durch Heirath oder Erfparniffe fein ererbte8 Grundeigenthum zu erweitern, 
jo wird diefes Eigenthum al3 Baſis für den Unterhalt und die volle Beihäftigung 
einer Familie nicht mehr ausreichend fein. Andrerfeit3 kann dafjelbe aber Doc) wieder 
zu groß fein, um feinem Bejiger einen dauernden Nebenverdienft zu geitatten. In 
diefem Stadium bezeichnet man ſolche Güter als Zwerggüter. Geht der eigentliche 
Betrieb von Aderbau und Viehzucht dann ftufenweile zurüd, oder wird ein 
ſolches Gut noch weiter getheilt, jo fann der Befiger wohl jchlieglich gezwungen 
fein, feinen Lebensunterhalt in landwirthichaftlicher Yohnarbeit oder in induftriellen 
Hilfsarbeiten zu ſuchen. Auf diefem Wege pflegen dann fchlieflih aus den 
Zwerggütern Gewerbe: und Tagelöhnergüter zu werden. 

Im Ganzen liegt hier ein allmäliger Niedergang vor, der mit der Auflöfung 
des fpannfähigen Bauerngut3 in Spatengüter beginnt, ſich in der Verkleinerung 
diefer zu Zwerggütern fortfegt und mit dem Gewerbe» und DTagelöhnergut ab« 
ſchließt, deſſen Befiger auch in den beften Jahren des Zuſchuſſes durch aus— 
wärtigen Arbeitsverdienſt bedarf, um ſich ſelbſt und die Seinigen zu erhalten. 

Dieſer Verkleinerung des Grundeigenthums geht parallel die Erſetzung des 
Pferdes durch den Ochſen und dieſes wieder durch die Kuh, bis dann endlich 
auch die Kuh durch die Ziege und das Schwein verdrängt wird. Und ebenſo 
findet der Pflug ſeinen Erſatz durch den Spaten und die Hacke, der Wagen 
durch den Tragkorb und die Schiebkarre. 

Iſt erſt dieſes Stadium des Gewerbe- und Tagelöhnerguts erreicht und 
fehlt es dem Beſitzer als Handarbeiter, Fabrikarbeiter und Landarbeiter nicht 
an reichlich und gut bezahlter Arbeitsgelegenheit, jo kann die Tage eines ſolchen 
in feinem eignen Haufe figenden Arbeiters, dem ſein kleines Beſitzthum 
den nothwendigen Bedarf an Gemüfe, Kartoffeln, Milch und Fleiſch Liefert, eine 
beſſere jein, al3 die des Zwerggütlers, ja felbft al3 die des Kleingütlers. 

Wenn ſich die Bedingungen des Gedeihens folder Gewerbe: und Tage- 
löhnergüter auch nicht im Einzelnen angeben lafjen, fo läßt ſich doc im All- 
gemeinen fagen, daß ihr natürlicher Standort fi) befindet: 


— 





74) Würtembergifche Jahrbücher für 1874. Theil 1. S. 229—231. v. d. Goltz, 
Lage u. ſ. w. ©. 485. 
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1. In der Umgebung kleiner Städte und Marktflecken. So pflegen in 
den Würtembergiſchen und zum Theil auch in den Thüringiſchen Städten mit Aus: 
nahme nur der ganz, großen, Die meiften ein jtändige8 Gewerbe treibenden 
Familien ihren Küchenbedarf an Gemüſe und Kartoffeln, fehr häufig auch ihr 
Dbft, ihre Brodfruht und ihren Wein felbft zu erzeugen. Auch ermöglicht 
ihnen ihr Kleines landwirthichaftliches Eigenihum nicht jelten das Halten eines 
fleinen auf den Hausbedarf berechneten Viehſtands 75), 

Dagegen ift in der Umgebung größerer Städte der Boden gewühnlid zu 
tbeuer, und find die Entfernungen bier außerdem zu groß, als daß die Ber: 
bindung von ländlihem Grundbeſitz mit ftädtifcher Hantirung vortheilhaft fen 
könnte. 

2. In der Umgebung von Berg- und Hüttenwerken ſowie von großen 
Fabriken, ſei es nun daß die kleinen Grundeigenthümer in den geſchloſſ enen 
Räumen der Fabriken arbeiten oder zu Hauſe gewiſſe gewerbliche Verrichtungen 
übernehmen, ſei es endlich daß Fabrik und Hausinduſtrie mit einander in einer 
und derſelben Familie kombinirt werden, indem der Mann in der Fabrik, die 
Frau mit den Kindern dagegen zu Hauſe beſchäftigt werden. 

Im Intereſſe der Begründung eines ſeßhaften Arbeiterſtandes kauften 
z. B. die Großinduſtriellen Weſtphalens in der. Gegend von Dortmund, 
Witten, Hagen, Iſerlohn u. ſ. w. zum Anbau geeignete Bodenſtrecken, die 
ſie eintheilten und ihren Arbeitern zu lebenslänglicher oder erblicher Nutzung 
gegen Zahlung einer feſten Rente anwieſen. Dieſe bauten ſich dann entweder 
aus eigenen Mitteln oder mit Vorſchüſſen, die ihnen das Werk gewährte, auf 
den Erbzinsftellen an. Seitdem diefer Weg abgefchnitten ift (1850), laſſen die 
Großinduftriellen Weſtphalens jelbft Wohnungen bauen, verfehen diefelben mit 
Gartenland und laſſen den ganzen Kompler auf dem Wege der Berzinfung 
und Amortiſation des Gebäude: und Grundkapital allmälig in das Eigenthum 
der Arbeiter übergehen. 

In allen drei der oben aufgezählten Fälle Liefert ein Feines Eigenthum 
die Gelegenheit zu einer ſolchen Verwendung der Mußeftunden, die den Körper 
und Geift des induftriellen Arbeiters zugleidy vor Verkümmerung ſchützt. Darauf, 
daß der Wechſel in der Arbeit bis zu einem gewiſſen Grade wie Erholung 
wirkt, hat bereits Fourier aufmerkſam gemacht. Auch macht ein kleines Grund— 
eigenthum die Fabrikbevölkerung hinſichtlich ihres nothwendigen Bedarfs an 
Kartoffeln, Gemüſe, Milch u. ſ. w. unabhängig von den Schwankungen der 
Marktpreiſe dieſer Gegenſtände. 

Dieſe Vorzüge der Verbindung von gewerblicher Arbeit mit ländlichem 
Grundeigenthum treten allerdings nur dort zu Tage, wo die betreffende Induſtrie 
ſich in blühendem Zuſtande befindet und ſie dauern auch nur ſo lange, wie dieſe 
in Blüthe ſteht. 

Indeſſen kann auch bei momentanen Kriſen einer Induſtrie und in Ueber— 
gangszeiten, in denen eine Induſtrie untergeht und eine andere am ſelben Orte 
emporblüht, ein ſolches Grundeigenthum für den Arbeiter von einigem Nutzen 


75) Rümelin, Das Königreich Würtemberg. ©. 431. Würtembergiſche Jahr— 
bücher 1881. Theil 1. 1. Hälfte. S. 94. v. Viebahn, Statiſtik des zollvereinten 
Deutſchlaud II. 568. 
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fein. So wird noch neuerdings aus Würtemberg berichtet, daß die alljeitige Ver- 
bindung gewerbliher Beihäftigung mit der Landwirthſchaft wohlthätige wirth— 
Ichaftlihe Folgen habe, indem fie der gewerblich beſchäftigten Bevölkerung einen 
Rückhalt gegen die aus der allgemeinen Konkurrenz auf dem Weltmarkt hervor: 
gehenden Wechjelfälle bietet 76). 

3. Auf dem Yande und bei landwirthichaftlicher Arbeit, ſei es nun daß 
der Feine Grundeigenthümer den unzureihenden Ertrag feiner Liegenschaft durch 
Lohnarbeit ergänzt, oder daß der landwirthichaftlihe Tagelöhner „feine eigene 
Frucht einfchneidet”, zwei Kategorien von grundbefigenden Arbeitern, die ſich nur 
durch den Umfang ihres Eigenthums unterjcheiden. 

Soldye auf eigner Scholle jigende oder doc in eigenen Häufern wohnende 
landwirthichaftlihe ZTagelöhner kommen in den großen Dörfern der Länder mit 
vorwiegendem SKleinbefig — Baden, Wiürtemberg, Heſſen, Rheinprovinz 
u. f. w. —, aber auch in ändern mit gemifchtem Bejig — Mark Branden- 
burg, Hannover, Braunfchmweig u. ſ. w. — neben einem Stamm vermögender 
Bauern in großer Anzahl vor. Es fehlt hier daher viel weniger an den 
nöthigen Arbeitzfräften, wie in den Gegenden mit vorwiegendem Großgrund- 
eigenthum. | 

Diefe bejigenden Tagelöhner fegen aber zu ihrer genügenden Eriftenz ge— 
nügende Arbeitögelegenheit voraus, welche wieder gewöhnlid nur auf größeren 
und mittleren Gütern gegeben ift. Auf diefen findet fie ſich namentlich in 
folchen Perioden des Jahrs, in denen wegen der ſich drängenden landwirth— 
ſchaftlichen Verrichtungen die Arbeitskraft der bäuerlichen Familie und des Ge— 
findes, ſowie der Gutstagelöhner nicht ausreiht. Die Arbeiter arbeiten dann 
gewöhnlich. im Zagelohn oder im Gefammtafford. Letterer fommt in Mittel- 
und Süddeutſchland namentlid) beim Wein-, Hopfen: und Tabackbau, aber aud) 
bei der Kultur von Wurzelgewächſen vor 77). 

4. Am Ufer des Meeres, fiſchreicher Binnenfeen und Flüffe, ſowie auf 
Injeln, wo bereits ein kleines Grundeigenthum genügt, um der Fildhfang 
treibenden Bevölferung die nothwendigſten vegetabilifhen Nahrungsftoffe zu 
liefern. s 

5. Endlich geben aud der Wald: und Wegebau, das Fuhrmannsgewerbe 
u. ſ. mw. dem kleinen Grundeigenthümer in manden Gegenden ausreichende Be— 
ihäftigung. So erwirbt z. B. der Eleine Bauer in der weftphälifchen Darf 
und ım Bergifchen nach beendigter Saat: und Erntezeit mit feinem Geſpann 
jährlich einige hundert Thaler durch An- und Abfuhr von Kohlen und Eifen- 
ftein zwifchen den Bergwerken und Hütten, | 

Sofern die obigen Borausfegungen zutreffen, kann die Ausftattung der 
gewerblichen und landwirthſchaftlichen Lohnarbeiter und Heinen Unternehmer mit 
Grundeigenthum eine für ihre Freiheit, Wohlftand, Wirthſchaftlichkeit, Gefund- 
heit, Yebensfreudigfeit und Sittlichfeit nügliche fein. 


76) Würtembergifche Jahrbücher 1881. Theil 1. 1. Hälfte. ©. 94, 222. 
77) SJabresbericht über den Zuſtand der Lanbeskultur in Preußen für 1973. 
©. 163. v. d. Golß, Lage u. ſ. w. ©. 49. 
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Ohne diefe Borausfegungen dagegen ift ein verbreiteter Zwerg-⸗, Gewerbe— 
und ZTagelöhnerbefig ein entſchiedenes Gebrechen der Grundeigenthumsvertheilung. 

Was die Zwergwirthſchaft betrifft, fo find ihre Schattenfeiten uns am 
ausführlidften und zugleidh am lebhafteſten von Fr. Lift gefchildert worden. 
Derſelbe knüpft an die irländiſchen Zwerggütler, die allerdings nicht Eigen 
thitmer fondern ‚Pächter find, jeine Darftellung an. Diefelbe ftimmt dann, 
wie unten zu zeigen fein wird, mit der Schilderung der Buftände unter den 
Heinen bäuerlichen Eigenibiimern Oberſchleſiens faft vollftändig überein. 


„Wo fie — nämlich die Zwergwirthſchaft — vollftändig zur Ausbildung 
gelangt ift, wie in Irland, jagt Lift, da befteht ein Zuftand, in welchem die 
Mehrzahl der Landwirte ihr Leben damit zubringt, Kartoffeln zu bauen und 
Kartoffeln zu eſſen; in welchem fie nicht allein an aller fräftigen Speife, fondern 
jogar am nötbigften aller Gewürze, ohne welches jelbft das Thier phyſiſch aus- 
artet, am Salz, Mangel leiden; — — in weldhem der Menſch die Dienfte 
des Eſels, des Pferds und des Zugthiers verrichtet, ohne ſich der kräftigen 
Nahrung dieſer Yaftihiere zu erfreuen ; in welchem bei alledem ber größte Theil 
der arbeitenden Klaffen feine Zeit in Müßiggang oder im Sclendrian verbringt, 
weil jedermann mehr Zeit hat, al3 er zur Beforgung feiner fümmerlihen Wirth- 
Ihaft zu verwenden braudt. Gegen die Exiftenz folder Gutseigenthümer tft 
die eines mwohlgehaltenen Sklaven eine fürftlihe.“ Und Chadwid fügt fiber die 
Wohnungsverhältnifje diefer kleinen Pächter noch hinzu, daß fie in feuchten Erd— 
und Lehmhütten, welche nur einen einzigen Raum enthalten, mit ihrem alleinigen 
Reihthum, dem Schwein, zufammen leben 78). 

Freilich geſtalten ſich die Verhältniſſe der Zwerggütler auf rein deutſchem 
Gebiete im Allgemeinen weniger troſtlos. 

Wenn über die Gebrechen der Zwergwirthſchaft auch faſt — Ueber⸗ 
einſtimmung beſteht, ſo gehen die Anſichten doch häufig darüber auseinander, ob 
und in welchem Umfange der Zwergbeſitz das noch lebensfähige Kleineigen« 
thum in Deutjchland bereit3 verdrängt hat. 

Hierüber äußert ſich Liſt dahin, daß der Zwergbeſitz am Rhein, Neckar 
und Main theils erſt im Anzuge begriffen theils aber bereits erreicht iſt. „Denn 
ſchon giebt es große Dorfſchaften, in welchen kein Pflug mehr geht und andere, 
wo, weil die Parzellen nicht mehr zu verkleinern ſind, den Töchtern einzelne 
Fruchtbäume zum Heirathsgut gegeben werden, ja ſogar ſolche, wo die geſammte 
Einwohnerſchaft nur in der Auswanderung mit Kind und Geſinde ihre Rettung 
zu finden glaubt.“ 

Dieſe deutſche Zwergwirthſchaft bezeichnet Liſt ſpeziell als eine Tochter der 
Gütergemeng« und Dorfverfafjung, wobei alle Landwirthe in Dörfern beiſammen 
leben und von einem Gentralpunft aus eine Menge von kleinen Feldftüden be= 
bauen, die an Hundert verjchiedenen Orten zerftreut auf der Markung umber 
liegen, 

Mit 5 ftimmen, was die Beurtheilung würtembergiſcher Verhältnifje 


8) Fr. Lift, Aderverfafiung, Zwergwirthſchaft u. a: m. in feinen gefammelten 
Werten, herausgegeben von !. Häuffer. Band 2. ©. 163. Edwin Chadwicks 
Memoire bei Lette, Bertbeilung des ten, ©. 83. 
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betrifft, überein Fallati, Knaus, Helferih u. A., nur daß diefe legteren Schrift: 
fteller angefiht3 der durch exceptionelle Urſachen hervorgerufenen Notbftände 
der vierziger und fünfziger Jahre angenommen haben, daß dem Zwerggütlerthum 
eine größere Verbreitung eigen ſei, als fich jpäter in Wirklichkeit heraus— 
geftellt hat. 

Gegen diefe allzufehr generalifirende Tendenz namentlich Helferih3. trat 
dann Rümelin auf, indem er „die Grenzen, innerhalb deren fi) das be= 
zeichnete Uebel bewegt, näher beftimmen will.“ Er beftreitet zunädft, daß 
Würtemberg im Allgemeinen ein überwölfertes Land ift. Indeß giebt er 
doch zu, daß im einigen Gegenden die von der Yandwirthichaft lebende Bevöl— 
ferung in rajcherer Proportion angewachſen ift, al3 die Intenſität des Anbaus 
und ebenſo, daß die Ueberſchreitung diefer Proportion die Noth der vierziger 
und fünfziger Jahre veranlaft hat. Nach Rümelin finden fic einzelne Zwerg— 
güter, d. h. Güter, deren Befiger ausſchließlich Yandwirthe find, ohne daß doch die 
Bedingungen einer felbitftändigen Wirthſchaft vorhanden wären, in allen Landes— 
theilen Würtembergs, am feltenften freilih in Oberſchwaben, auf der Alb und 
auf dem Plateau des Jagſtlands. Dagegen pflegt im Niederland, in den Thälern 
von Jagft und Kocher, jowie in den Thälern des Schwarzwald, wo im All 
gemeinen die kleinen Güter vorherrichen, wohl felten eine Gemeinde ohne eine 
Anzahl von Zwergwirthichaften zu fein. Ya es giebt hier aud ganze Ort— 
Ihaften und felbft ganze Bezirke, wo die mittleren Güter faft vollftändig fehlen, 
die Kleinen Tebensfähigen Güter die Minderzahl und die Zwergwirthſchaften die 
Mehrzahl bilden. Es jind dies die armen und heruntergefommenen Dörfer, 
die in den fünfziger Jahren zum Theil unter Staatsaufficht geftanden haben. 
Sie Liegen zum Theil in dem Gebiet des vorherrichenden Weinbaus, jo nament= 
Ih im Remsthal. Aber auch einige Gegenden des unteren Jagſt- und Kocher— 
thal3 ſowie des Schwarzwalds gehören hierher. Beſonders zahlreich find die 
armen Ortichaften an dem Weftabhang des ſog. Pfahlgebirgg (Welzheimer, 
Murrhardter, Mainhardter Wald, Löwenſteiner Berge) 79). 

Noch weiter in der Vertheidigung der Grundeigenthumsverhäliniffe Würtem- 
bergs geht dann der Bearbeiter der neueften (1873) in Würtemberg veranftalteten 
Aufnahme über die Vertheilung des Grundeigenthums, Fin.-Rath Kull 80). Er ift 
der Anficht, daß die mangelhafte Zählung von 1857 — deren Refultate den Kon— 
Hufionen Rümelins al3 Stügpunft dienten — eine übertriebene Vorftellung von 
den Zwergwirthſchaften in Würtemberg hervorgerufen hat, indem die Zahl der Be- 
figer größer und der Umfang ihres Befiges Eleiner erſchien, als er wirklich 
war, weil alle in mehreren Gemeinden bejigenden Perfonen mehrfad, gezählt 
wurden. Aus der Doppelzählung der Ausmärker glaubt Kull die Ver— 
minderung der Keinen Befiger zwifchen 1857 und 1873 um 138039 haupt- 
fühlih erklären zu follen. Und ferner meint er, daß die aus den fünfziger 
und aus dem Anfang der fechziger Jahre ftammenden Urtheile faſt ſämmt— 


79) Rümelin, Die Grundlagen der agrarifchen Zuftände in „Das Königreich 
Würtemberg“. Stuttgart 1863. ©. 431, 435, 436. 


 . 80) Kult in den, Würtembergifhen Jahrbüchern 1881. Theil 1. 1. Hälfte. 
©. 205, 222. 
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lich unter dem Eindruck des Vermögensverfalls bei einer Menge kleiner Wirth— 
ſchaften abgegeben ſeien. 

Und in der That muß zugegeben werden, daß ſich die Verhältniſſe der 
Grundeigenthümer ſeit jener Zeit — namentlich durch die maſſenhafte Aus— 
wanderung am Anfang der fünfziger Jahre, ferner durch die Entwickelung 
von Induſtrie und Handel, fowie die Verbefjerung der Kommunikationsmittel 
und die Konzentration der Bevölkerung in den Induftriegegenden — ſehr wejent- 
lich gebefjert haben. 

Wenn Kull die Verhältnifje ded würtembergiſchen Grundeigenthums nun 
auch für überwiegend gefunde hält, jo giebt doch auch er zu, daß die „Theilung 
de3 Grundeigenthums“ ftellenweife „allzuweit vorgeſchritten“ fei, und wünſcht, 
daß die Tendenz zu weiterer Berftüdelung des Bodens ein Gegengewicht erhalte. 
Ein ſolches erblidt er in der Auswanderung eines Theils der landbautreibenden 
Bevölkerung in Kolonien, welde unter den Schuß des Reichs zu ftellen 
wären. 

Zu demjelben Reſultat gelangt aud) der Reutlinger Rechtsanwalt Hahn 
in feiner im Jahre 1880 in Reutlingen erfchienenen Schrift: Die Noth unferer 
Bauern und ihre Urſachen. 

So viel über Zwerggüter und Zwergwirthſchaſten. 

Und wie für die Zwerggütler, jo kann aud für die grumdbefigenden land: 
wirthichaftlichen Tagelöhner und ebenfo für die grundbefigenden Jnduftriearbeiter 
und Handwerker die Lage eine höchſt bedenkliche werden, jofern nämlich die oben 
erwähnten Borausfegungen einer zweckmäßigen Verbindung von Befig und außer: 
balb dejjelben zu juchender Arbeit nicht vorhanden find. 

So verlieren die Zagelöhnergüter ihre Eriftenzberedhtigung, wenn die 
wenigen vorhandenen großen und mittleren Güter dem Zerſtückelungsprozeß 
anheimfallen und damit zugleich die Nachfrage nad) Iandwirthichaftlicher Arbeit 
ſchwindet. 

Die durch das Grundeigenthum bewirkte Gebundenheit des Gewerbegütlers 
an die zu ſeinem Unterhalt an ſich ungenügende Ackerparzelle kann ſodann, wie wir 
bereits oben andeuteten, Leicht zur unberhaͤltnißmäßigen Herabdrückung des Lohnes 
der Gewerbearbeit führen. Dies gilt namentlich für diejenigen Gewerbe, welche, 
weil jie mit geringerem Kapital und fpärkicherem Werkzeug arbeiten und eine nur 
geringe perſönliche Geſchicklichkeit und Vorbildung voruusfegen, an mafjenhafter 
Ueberjetung leiden und ihren Mann nur fümmerlid) nähren, wie 3. B. die 
Spinnerei, Weberei, Striderei, Schneiderei u. ſ. w. Sinken dann die Preife 
diefer ‘Produkte dauernd in Folge der Konfurrenz mit der Mafcinenarbeit, jo 
pflegen die betreffenden Perfonen, ftatt ihre gewohnte Beſchäftigung aufzugeben, 
weil fie durch ihren Beſitz an die Scholle geknüpft find, fich felbft und ihre 
Familie bis zu gefundheitzerftörender Erſchöpfung anzuftrengen. Und troßdem 
„verfielen die Hütten der jchlefiihen Weber, und verfchwand aus den hübjchen 
Häuschen der Minden-Ravensberg’ihen Weber und Spinner Mobiliar und 
Hausgeräth.“ 

Daß ferner bei eintretenden Kalamitäten ſolche Güter, die zu Hein find, um 
Gebäude, Jnventar und Arbeitskräfte gehörig verwerthen zu lafjen, die geringfte 
Lebenskraft zeigen, ift vielleicht niemals jo deutlich zu Tage getreten, al3 während 
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der Krifis der fünfziger Jahre in einem Theil Süddeutſchlands und namentlich 
Würtembergs *). 

Hier in Würtemberg hatte ſich auf dem ftark zerftücdelten und parzellirten 
Grundeigenthum die Bevölferung bis zum Schluß der vierziger Jahre in ftär- 
ferer Weife vermehrt, als es möglic geworden war, die Exiftenzmittel und 
Eriftenzbedingungen der Produktion zu fteigern. Auch fand die überfchüffige 
ländlihe Bevölterung damals feinen genügenden Abfluß in die Induſtrie, ein= 
mal weil das kleine Gewerbe noch vielfach von den Schranken der Zunftver- 
faffjung umgeben war und den Zufluß der Ländlichen Bevölkerung hinderte, dann 
aber weil die Grofinduftrie, jo lange die einzelnen deutſchen Staaten durch 
Zollſchranken gegen einander abgejchlofjen waren, nicht recht aufblühen konnte. 


AS dann in der Mitte der vierziger Jahre die Kartoffelfrankheit ſich 
immer mehr ausbreitete, als ferner zu der in den Bewegungsjahren eingetretenen 
Kreditloſigkeit und Entwerthung der Immobilien anfangs der fünfziger Jahre 
(1850—53) nody 4 unzureichende Ernten hinzukamen, mußte die langer Hand 
vorbereitete wirthichaftliche Kataftrophe nothwendig zum Ausbruch kommen, 

Daß diejer Nothitand die dichtbevölferten Gegenden Alt-Würtembergs, in 
denen die Zerſtückelung des Grundeigenthbums am meiteften gediehen war, viel 
ſtärler betroffen hat, als die Gegenden mit einer weniger weit gehenden Ber: 
theiling des Grundeigenthums und einer mehr ariftofratischen Gliederung der 
Vevölferung zeigt folgender ftatiftiiher Vergleich. 

Die im weſtlichen Theil des Königreichs Würtembergs gelegene Gruppe 
von 37 altwürtembergiihen Amtsbezirken, in der die Eleinen und Bwerggüter 
vonwiegen, umfaßt zufammen eine Gejammtfläche von ca. 158 [) Meilen. 

Diefer weftlihen Gruppe flieht im Oſten gegenüber eine Gruppe von 27 
Amtsbezirten mit einem Geſammiflächeninhalt von ca. 198 Meilen, in der 
ih bei einer im Ganzen weniger dichten Bevölferung ungleich größere und zu— 
gleich mehr geſchloſſene Güter erhalten haben als im Weiten, 


Diefer Unterſchied der Grundeigenthumsvertheilung findet feinen Ausdruck 
u. a. in folgenden Zahlen. Während in der weſtlichen Gruppe nad) der im 
Jahre 1857 erfolgen Aufnahme der landwirthſchaftlich benutten Fläche und 
der im Jahre 1858 ftattgehabten Bevölferungszählung auf je 100 Einwohner 
160 Morgen landwirthſchaftlich benugter Fläche entfielen, ferner die Güter 
von weniger al3 30 Morgen Umfang 68,29 %,, die von 30 Morgen und 
mehr dagegen 31,71%, des gefammten landwirthſchaftlich benutzten Areals ein- 
nahmen und endlich durdichnittlic nicht ganz 9 Morgen auf einen Grund- 
eigenthimer kamen — entfielen in der öftlihen Gruppe auf je 100 Einwohner 
340 Morgen landwirthſchaftlich benutzten Bodens, betrugen die Güter von 
weniger als 30 Morgen nur 34,53 %,, die Güter von 30 und mehr Morgen 
dagegen 65,47 °/, des landwirthichaftlih benugten Areald und kamen auf einen 
Örundeigenthümer durchfhnittlic mehr ald 9 Morgen. 


81) Ueber die auf Würtemberg bezüglichen Ausführungen vgl. Kull, Beiträge 
zur Statiftit der Benölferungsbewegung, in den Wirtembergifchen Jahrbüchern u. f. w. 
Mr 1874. Theil 1. ©. 25 fi. 
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Daß die weftlihe Hälfte des Königreichs Würtemberg von dem Noth« 
ftand der vierziger umd fünfziger Jahre ungleich ftärker betroffen worden: ift, 
als die öftliche Hälfte zeigen folgende Zahlen. 

In den Jahren 1850—53 fam in den Bezirken der weftlichen Hälfte 
ein Gantfall auf 137—357 Perfonen, in den Bezirken der öftlichen Hälfte 
nur ein Gantfall auf 379—1717 Perſonen. 

Für das ganze Königreich Würtemberg betrugen die Konkurſe, welde 
hauptſächlich Kleinbefiger und Handwerker betrafen, in den Jahren: 


1837... ...1447 
1849... %: > 1357 
i 1846 . . . .. 938351 
1848 . . ..... 4039 
1852... . . . 7582 
1853... ..... 8536 
1854 . . . ... 8813 
1855 . . .... 7883 
1856 . . . . 4772. 


Ferner betrug die Abnahme der ortsanwejenden Bevölkerung von 1852 
bis 1858 in ganz Würtemberg 3,67 %, (gegen eine Zunahme von 1834 bis 
1849 um 11 %,): davon im weftlichen Theil allein 4,94 %,, und im öftlichen 
nur 1,82 %%,. 

Diefer beifpiellofe Rüdgang der Bevölkerung war veranlaßt durd) einen 
geringeren Ueberſchuß der Geborenen über die Geftorbenen (Abnahme der 
Ehen und ihrer Fruchtbarkeit bei gleichzeitiger Zunahme der Todesfälle) und 
durch einen größeren Weberfhuß der Auswanderer iiber die Einwanderer. 

Dagegen ift mit Rüdfiht auf jene Zeit für das Königreih Sachſen, welches 
eine dichtere Bevölkerung, aber zugleich eine viel mannigfaltigere Bertheilung des 
Grundeigenthums, ſowie eine jtärkere Abforption der Bevölkerung durd Die In— 
duftrie aufweist, bemerkt worden, daß es weder der Auswanderung ein erheb- 
liches Kontingent geliefert, noch auch zahlreihe Subhaftationen landwirth— 
Ihaftliher Grundftüde zu verzeichnen gehabt hat ®?). 

Nach Ueberwindung der Kataftrophe der vierziger und des Anfangs der 
fünfziger Jahre trat für die gelichtete Bevölkerung Würtembergs in Folge einer 
Reihe befjerer Ernten, in Folge der vortheilhaften Wirkung der Ablöfungs: 
gejege, namentlic; aber in Folge der Vervielfältigung des Eijenbahnneges und 
des Aufihwungs der Jnduftrie eine befjere Zeit ein. Doch wurde fie um einen 
hohen Preis erkauft. 

Bon der Bevölkerung verlaffene und verödete Dörfer, Häufer, melde 
Jahrhunderte lang geftanden hatten und jett abgetragen werden mußten, der 
Jammer der Auswanderung und das nod größere Elend der Rückkehr eines 
Theil3 der Ausgewanderten, fowie die Entwerthung des Orundeigenthums waren 
die ſchmerzhaften Opfer, welche die Beſeitigung der durch die Uebervölferung 
er zu weit getriebene Zerftüdelung des Grundeigenthums bewirfte Nothlage 
erheiſchte. 


82) Reuning, Landwirthſchaft im Königreich Sachſen. S. 68. 
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Auf die Dauer befjerten ſich die Zuftände nur durch den ſtarken Abfluß 
der überfchüffigen Ländlichen Bevölkerung in die feit den fünfziger Jahren 
aufblühende Induſtrie, die fi) nad; Ausbau des Eifenbahnneges immer mehr 
in beftimmten Gegenden fonzentrirte 83). 

Diefen Heilungsprozek begleitet ein gründlicher Kenner Würtembergiſcher 
Zuſtände am Schluß der ſechziger Jahre mit folgenden Worten: „Es erſcheinen 
die Zwergwirthſchaften jetzt ganz erträglich, um bei der nächſten — und fügen 
wir hinzu: größeren — landwirthſchaftlichen Kriſis um jo ſicherer zuſammen— 
zubrechen“ 34). 

Dafür daß dieſe Zeit zum Theil bereits hereingebrochen iſt oder doch 
herein zu brechen droht, Liegt mehr als ein Anzeichen vor 50). 

Daß der Kleinbefig im Süden aud) in der gegenwärtigen Krifis beſonders 
ſtart leidet, wird unter Anderem durch die neueſte bayeriſche Subhaſtations⸗ 
ſtatiſtik bewieſen. Von 100 im Jahr 1880 der Zwangsverſteigerung i in Bayern 
unterſtellten ländlichen Anweſen gehörten 77,0 dem kleinen Grundeigenthum mit 
einer Fläche bis zu 10 ha, 22,0 dem mitileren mit einer Fläche von 10—100 
ha und nur 0,3 dem größerem Örundeigenthum an. Dagegen gehörten freilich 
von 100 ha verganteten oder ſubhaſtirten Bodens nur 33 dem kleinen, 61 
dem mittleren und 6 dem großen Grundeigenthum an. Dieſe für das ganze 
Königreich Bayern ermittelten Zahlen erfahren dann aber in den beiden Pro— 
vingen, in denen die Gütervertheilung („Öüterzertrümmerung“) am weiteften 
gediehen ift, eine Abänderung zu Ungunften des Leinen Grundeigenthumg, in= 
dem von 100 ha des verganteten und fubhaftirten Bodens in Unterfranken 
ne 58 und in der Pfalz fogar 65 ha auf das kleine Grundeigenthum 
allen 36), 

Und aud) hinſichtlich der Auswanderung der ländlichen Bevölferung ver- 
halten ji) die Länder mit vorwiegendem Kleinbeſitz nur in regelmäßigen Zeiten 
anderd als die Länder mit vorwiegendem Großbefig. 


Während hier die Ländlihe Bevölferung ſtets — und gerade in Zeiten 
der Profperität und hoher Löhne am ſtärkſten — das Beſtreben hat, die Hei= 
math zu verlaffen, hängt fie dort in guten oder aud) nur leidlihen Zeiten feſt 
an der Scholle und wird nur durd) die äuferfte Noth veranlaft die Heimath 
zu verlaſſen. 

So nahm die Auswanderung aus Würtemberg in den Jahren 1852—55 
14,28 °/, des ganzen Zuwachſes der Bevölkerung von 1813—1852 hinweg. 
Und aud gegenwärtig ift fie bier wie überhaupt im Süden wieder nit un- 
bedeutend geftiegen. Während im Durchfchnitt des deutſchen Reichs die Aus— 
wanderungsziffer des Jahres 1880 nur 2,3 %,, betrug, wanderten in dieſem 
Jahr über See aus 


83) Viſcher, Die inbuftrielle Entwidelung im Königreich Würtemberg. Stutt- 
gart 1875. ©. 183—185 


— u Voßler, Die gegenwärtige Lage der Yanbwirthe Würtembergs. Stuttgart 


55) Ro Dal, Die Noth unferer Bauern und ihre Urfachen. Reutlingen 1880. 
86) Die Zwangdverfteigerung landwirtbihaftliher Anwejen während des Jahres 


1880, in der Zeitichrift des k. bayerifchen ftatiftifchen Bilreaus. 12. Jahrg. 1880. 
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Baden 7,5 9% 
Würtemberg 4,6 go 
Heſſen 32 2.*). 

Dieſelbe Erſcheinung zeigt ſich auch in Preußen. Neben den Landestheilen 
mit vorwiegendem Großgrundeigenthum haben die Rheinprovinz und Hohen— 
zollern, alſo diejenigen Theile der preußiſchen Monarchie, welche die größte Zer—⸗ 
ſtückelung des Grundeigenthums aufweiſen, in den Jahren 1844—1877 die 
ftärffte Auswanderung gehabt, und zwar die Regierungsbezirfe Trier (1: 10), 
Sigmaringen (1: 11), Koblenz (1: 13) wegen des jtarfen Abflufjes der Be— 
völferung in der Zeit nach den Nothſtandsjahren, zwiſchen 1852 und 1857 #9). 

Während aber im Norden durdy die fortwährende Auswanderung die Yand- 
wirthichaft jelbft Leider, indem es ihr an den nöthigen Arbeitskräften fehlt, um 
zu intenfiven Kulturarten und Betriebsmethoden überzugehen, tritt diefe Folge 
im Süden nicht ein, jondern findet hier vielmehr eine Befreiung der Yandwirth: 
ihaft von überflüjfigen Elementen ftatt. 

Der Neigung zur Auswanderung geht in Yändern mit vormwiegendem Klein 
befig in Zeiten großer Nothſtände — wenn auch nur in vorübergehender 
Weife — bisweilen voraus eine große Empfänglichkeit für jocialiftiiche Be— 
ftrebungen, wie dies die Erfahrungen der 40er und 50er Jahre in Süd: 
deutichland zeigen. 

In Folge der foctaliftiihen Jdeen, welde damal3 z. B. in einem großen 
Theile Würtembergs verbreitet waren jowie des Terrorismus, den Ddiejelben 
ausübten, wagten — fo wird berichtet — die ortsangejejjenen bäuerlichen 
Beſitzer häufig nicht, vergantete Grundftüde in ihrer Gemeinde zu Faufen. 
Nur wenn man diefen Faktor mit in Betracht zieht, wird es erflärlic, warum 
der grumbbefigende Adel jeinen Beſitz damals durch Ankauf der ftarf im Preife 
gefallenen bäuerlichen Parzellen nicht erweitert hat. 

Seitdem freilich ift der durch die Segnungen des verbreiteten Örundeigen« 
ihums geichulte, nüchtern verftändige Sinn der Ländlichen Bevölkerung wieder 
zu ſich jelbft gefommen, jo daß die ſocialdemokratiſchen Beftrebungen der letzten 
Yahrzehnte in den Ländern mit vorwiegendem Kleinbejig wenigjtens unter der 
ländlichen Bevölkerung feinen empfänglicien Boden gefunden haben. 

Aber wer fteht dafür, daß, wenn die jegige landwirthſchaftliche Kriſis ſich 
noch mehr verſchärft, nicht aud) unter den Zwerggütlern wieder ein Rüdfall ur 
jene jocialiftiihe Stimmung der 40er und 50er Jahre Play greift. 

Ferner darf auch nicht vergeſſen werden, daß es verkommene Zwerggütler— 
Dörfer in Mittel- und Süddeutſchland waren, welche ein reichliches Kontingent 
zu den badiſchen Putſchen und zum Frankfurter Septemberaufſtand ſtellten nnd 
an einigen Orten die Hypotheken- und Lagerbücher verbrannten. „Solche 
Demonſtrationen, ſagt Riehl, zeigen uns deutlich, wohin der Bauer kommt, 
wenn der feſte Boden des Beſitzes unter ſeinen Füßen zu wanken beginnt, wenn 
er der ficheren Richtſchuur der Sitte untreu wird, wenn der Branntwein feine 
Nervenkraft bricht und feine naturwüchſige Derbheit in Beftialität verkehrt.“ 

Endlich pflegt die Bevölkerung in Zwerggüterbezirken vielfach auch ſittlich 


57) Preußens —— Verwaltung für 1878—80. S. 184. 
88) Bödiker l. ec. S. 19—2 
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zu verfommen, So berichtete der Staatsanwalt Zentgraf bet Gelegenheit der 
Berathung über den Gejegesentwurf betreffend die landwirthſchaftlichen Erbgüter 
in der 2. Heffiihen Kammer am 2. Mat 1858 (f. den ſtenographiſchen Bericht), 
dak während die Bezirke mit gejchloffenem bäuerlichen Grundeigenthum ſich durch 
ftrenge Rechtlichkeit auszeichnen, in den Bezirken mit weitgetriebener Gütertheilung 
Procefie und Eriminalunterfuhungen an der Tagesordnung ſeien. Aus folchen 
Gegenden des Großherzogthums Heſſen entftammten auch jene jungen Mädchen, 
weldhe damals und noch ſpäter mafjenmweife nach England, Frankreich und Ruß— 
land auszuwandern pflegten, um dort al3 Fliegenmwedelhändlerinnen zugleich 
Handel mit ihrer Ehre zu treiben. 

Und noch neuerdings wieder ift die fttliche Inferiorität der zum Proletariat 
berabgefunfenen Zwerggüterbevölferung betont worden, indem ein Mitglied der 
erften badifchen Kammer 89) fich folgendermaßen äußerte: „Während die dem 
eigentlichen Bauernftande entftammende Bevölferung von Jugend auf arbeiten, 
iparen und genügſam fein gelernt hat, pflegen die ländlichen Proletarier im 
Durchſchnitt weder treue noch fleifige und genügjame Arbeiter zu fein und über- 
died auf dem Lande, wo eine ftrenge Polizeiaufficht fehlt, als Täftige Nachbarn 
fih unrechtmäßiger Weile alle möglichen Bortheile zuzueignen“. 

So find denn trog der nicht zu überſehenden Vorzüge der Länder mit 
vorwiegendem fleinen Grundeigentum, die namentlich in normalen Zeiten zur 
Geltung gelangen, doch auch die Schattenfeiten diefer Art der Grundeigenthums- 
vertbeilung nicht zu verfennen. Die legteren treten wieder bejonders deutlich) 
hervor im Stadium der Umbildung der Heinen Güter in Zwerggüter und der 
Zwerggüter in Gemerbegüter ſowie in Zeiten langandauernder äußerer Kala— 
mitäten. 

Immerhin iſt die Gefahr, in eine einſeitige zu weit gehende Zerſtückelung 
des Grundeigenthums zu gerathen, heutzutage weniger groß als die der Lati— 
fundienbildung. 

Denn 1. legen das Klima, die Bodenbeſchaffenheit und andere natürliche 
Faktoren einer zu weit gehenden Zerftüdelung des Grundeigenthums in den 
von der Natur wenig bevorzugten Gegenden große Hindernifje in den Weg. 

Sodann aber 2, ift es verhältnigmäßig leichter eine Korrektur gegen übergroße 
Zerſplitterung als gegen Yatifundienbildung zu finden. Freilic kann eine ſolche 

eftur unter Umftänden viel Zeit beanſpruchen und durch jehr fchmerzliche 
Schickſale einer ganzen Generation erfauft werden müſſen. 

Namentlid für die zu Proletariern herabgefunfenen Zwerg» und Gewerbe— 
gütler, die die gute bäuerliche Sitte völlig aufgegeben haben und wirthſchaftlich 
wie fittlich gleich entartet find, giebt e3 nur ein Heilmittel: „Die Zukunft diefes 
Troletariat3, jagt Liſt, Liegt nur in Amerika”; aber auch für diejenigen 
Bauern, die durdy übermäßige Zerfplitterung ihres Beſitzes gleichfall3 ins Elend 
getrieben find, dennoch der väterlihen Sitte treu bleiben und in der Grüße 
de3 Entjagens ihre Gleichen fuchen, wie viele unferer Zmwerggütler im Süden 
und Südweften, ſowie namentlich im mitteldeutichen ©ebirge, giebt e8 nur ein 





89) Freiherr v. Göler in der Sitzung der erften babifchen Kammer vom 15. März 
1882. ©. 3. 
Ehriften XX. — v. Miaskowski, Grundeigenthumspvertheilung. 5 


66 U. von Miastowsti. 


Hilfsmittel: die Auswanderung. Damit aber unferem Volk diefe werthvollen Be: 
ftandtheile nicht verloren gehen, bedürfen wir eigener Colonieen. 

Erjt wenn durd; Auswanderung Raum geſchaffen fein wird, laſſen ſich 
die nothwendigen Verbefjerungen in der Grundeigenthumsvertheilung und Land— 
wirtbichaft durchführen. Bor Allen werden der Staat und die Gemeinden 
dann die Bildung und Erhaltung mittlerer und größerer, wohl arrondirter 
Landgüter und eines fräftigen Bauernftandes ins Auge zu fallen haben. 

Somit gelangen wir aud bier zu dem Schluß, daß dem Eleinen Grand: 
eigenthum fein einjeitige8 Vorwiegen genommen werden muß. Und mit dieſem 
Reſultat ftimmt auch der die Würtembergiihen Agrarverhältnifjen gern in den 
hellſten Farben malende jüngſte Darfteller der Würtembergiihen Agrarftatiftif 
überein, wenn er jagt: „daß die ftaatSbürgerlihe Freiheit und Gleichheit ihre 
Grundlage hauptfählih aud in dem Beftande einer zahlveihen unabhängigen 
und wohlhabenden Klaſſe relativ größerer Grundeigenthümer — natürlid) im 
Süddeutihen Sinne — hat“ ?°). 


4, Gegenden zugleich mit großem und kleinem Grundeigenthum. 


Wenn die Auftheilung des Bodens vorzugsweife in große Güter im 
Interejje der Geſammtheit ebenfo wenig erwünſcht ift, wie die andere Einfeitig: 
feit einer allgemeinen Zerfplitterung des Grundeigenthums, jo fünnte man viel: 
leicht meinen, daß durd eine Verbindung der beiden Extreme in einer und der: 
jelben Gegend? — ſo daß aljo neben jehr großen Gütern ſich auch wieder ein 
ſtark zerſplittertes Grundeigentum findet — die Nachtheile diefer beiden Typen 
einer extremen Grundeigenthumsvertheilung ſich gegenfeitig aufheben würden. 
Diefe Annahme ift jedoch unrichtig, wie wir weiter unten zu zeigen haben werden. 
Denn im Gegentheil durd eine Verbindung der beiden Typen tritt jtatt einer 
Aufhebung oder doch Abſchwächung vielmehr eine Steigerung ihrer Schatten: 
feiten ein. | 

Den beten Beleg für diefen Sag liefern die Oberſchleſiſchen Kreiſe Pleß, 
Rybnik, Lublinitz ſowie Theile der Kreiſe Toſt-Gleiwitz, Ratibor und Koſel, die 
durch ihre periodiſch ſich wiederholenden Nothſtände zu einer traurigen Berühmt: 
heit gelangt ſind 21). 

90) Würtembergiſche Jahrbücher für 1881. Theil 1. 1. Hälfte. ©. 222. 

91) Heinrich, Ueber den Einfluß der neueften Gejeggebung auf die landwirth- 
fehafttichen Verhältniſſe Schlefiend. Berlin 1542. Trieſt, Topographiſches Handbuch 
von Oberſchleſien. Breslau 1865. v. Selchow, Die oberſchlefſche Nothſtandsfrage, 
ihre Urſachen und Vorſchläge zu ihrer dauernden Beſeitigung. Breslau 1880. Der 
oberſchleſiſche Notbftand, erörtert von dem land- und forftwirtbichaftlichen Verein in 
Oppeln am 12. Februar 1880. Oppeln 1880. ee Der oberſchleſiſche 
Notbitand, in "Schmollers Zahrbud für Gefetgebung u. |. Bd. V (1881). 
Het 1. S. 161 fi. Entwurf eines Geſetzes betrefſend bie Bewilligung von Staat 
mitteln zur Hebung der wirtbfchaftlichen Lage der nothleidenden Theile des Negie- 
rungsbezirks Oppeln nebjt Begründung und einem Bericht des Yandratbs Dr. von 
Bitter über die wirtbfchaftlihen Verhältniſſe in den oberſchleſiſchen Notbftandspdiftrikten 
nebſt Borfchlägen zu ihrer Berbefierung. (Haus der Abgeorbneten, 14. Yeg. » Ber., 
2. Sell. 1550—81, Nr. 72.) Beriht der XII. Commiſſion über diefen Entwurf. 
Daf. Nr. 173. Deutfchrift über die Ausführung des Gefetses vom 3. Februar 1850 
betreffend die Bewilligung von Staatsmitteln zur Beleitigung des durch Leber: 
ſchwemmung und Mißernte berbeigeführten Nothſtands in Oberfchlefien. Daf. Nr. 63. 
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In diefen Kreifen findet fich neben ausgedehnteftem Domanial- und 
Dominialbeſitz, welcher letztere wieder vielfach fideikommiſſariſch gebunden ift, 
eine ſehr weit getriebene Zeriplitterung de3 bäuerlichen Grundeigenthums, deren 
Schattenſeiten noch durch das Inſtitut der Einlieger verftärft werden. 

Während in Neuporpoinmern, Mecklenburg, dem öftlihen Holftein ꝛc. jich 
große Grundeigenthümer und nichtSbejigende aber gleichwohl einen guten Erwerb 
genießende Tagelöhner gegenüber ftehen, treffen in den obengenannten Theilen 
Oberſchleſiens häufiger als irgendwo in Deutſchland der grundbejigende Millionär 
und der Zwerggütler, deſſen Lebenshaltung häufig der eines Bettlers ähnlich 
fieht, zufammen. 

Zu dieſer, zwei Extremen ſich zuneigenden Bertheilung des Grundbejiges — 
über die das Nähere in der Anlage C folgt — kommt dann nod) eine Reihe 
anderer ungünftiger Bedingungen hinzu, welche ſich auf Die natürliche Aus- 
ftattung jener Gegenden, die Eigenart ihrer Bevölkerung, ihre allgemeine wirth- 
Ihaftlihe Yage u. A. beziehen. Um die fchledhten Folgen der obigen Grund» 
ergenthumsvertheilung vollftändig zu begreifen, müſſen auch dieje Faktoren näher 
ind Auge gefaßt werden *2). 

Was zunähft den Boden der obengenannten Kreife, ſoweit fie auf 
dem rechten Oderufer Liegen, betrifft — und nur dieſer Theil derjelben 
tommt bier in Betracht —, fo fteht er dem Boden auf dem Iinfen Oderufer 
bedeutend nad. Nur die Dderniederung des Kreiſes Ratibor weiſt reiches 
Anihwenmungsland auf, während der Boden in den Kreijen Rybnit, Gleiwitz- 
Yublinig wejentlid) au8 Sand und Thon beſteht. Der Sandboden tft undurch— 
laffend und in Folge deffen naß und kalt. Der Thonboden ift meift mager; 
die Sandbeimifchung defjelben verſchwemmt bei Regenwetter die Poren. 

Das Beskidengebirge jowie weit ausgedehnte Wälder helfen durch häufige 
Niederichläge die Feuchtigkeit no vermehren. Im Kreiſe Pleß machen außer: 
dem eine ungewöhnlicd große Anzahl von Wajjerläufen weite Streden jonft 
nugbaren Bodens verſumpfen oder wirken durch häufige Ueberfhwernmungen 
verheerend. 

Die Gebirge, die das Land im Süden und Weiten umgrenzen, halten die 
von da kommenden Luftftrömungen ab, während die von Nord und Nordoſt 
über die farmatifhe Ebene ungehindert einherbraufenden Falten Winde die an 
jih ſchon ſpät zur Entwidelung fommende Vegetation noh mehr zurüdhalten. 

Alles dieſes wirkt zufammen, um den Ertrag des Bodens fortgeleit in 
mäßigen Schranken zu halten und ftellenweife völlige Misernten herbeizuführen. 

Sodann ift die auf diefem Boden fitende ſlaviſche Rafje??) eim gut= 
müthiges, Leicht regierbares Bolt, voll Yaune und Humor, arbeitfam und ans 
ſpruchslos, gegen alte Eltern und arme Verwandte hingebend und aufopfernd, 
aber ohne die nöthige Kraft und Fähigkeit, um die jchwierigen natürlichen Ber: 
bältmifje zu überwinden. Mangel an Arbeitdenergie und Zähigfeit, an Ordnungs- 
ud Sparfinn, fowie an genügender Bildung und Erziehung einerfeit® und 





92) Für die folgende Schilderung der thatſächlichen Verhältniſſe in den Noth- 
fandsdiftriften Oberfchlefiens ift hauptſächlich der oben citirte vortreffliche Bericht des 
Yandrathe8 Dr. von Bitter benußt worden. 

& Ay Ueber die oberfchlefiihe Bevölkerung vergl. Der oberichlejiihe Nothſtand. 
. 163. 
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Sorglofigfeit ſowie Leichtlebigkeit bi8 zum Leichtſinn andererjeit3 jind feine 
pafjende Ausftattung für die Bevölkerung einer Gegend, die vielmehr der An- 
jpannung aller ihrer Kräfte, der Sparjamteit, Ordnung und Borausficht bedürfte, 
um die ihr entgegenftehenden Hindernijje zu überwinden. 

Hierzu kommt ferner die Abgeichlofjenheit, in die diefe Kreife überhaupt 
und unter denjelben in bejonders hohem Grade der an Aufjiich- Polen grenzende 
Kreis Lublinig durch den erjt in neuerer Zeit gehobenen Mangel an genigenden 
Kommunifationsmitteln und durch die ſprachlichen Verhältniſſe verfegt waren. 

Endlich ift in den im Nede ftehenden Kreiſen die Landwirthſchaft für die 
Mehrzahl der Bevölkerung die hauptſächliche Erwerbsquelle. 

Eine Ausnahme von größerer Bedeutung bildet nur die Montaninduftrie. 
Doch ift die Auffchliegung der reichen Bodenſchätze Oberfchlefiend erjt ver: 
hältnigmäßig jungen Datums. Sie ift hauptſächlich auf Friedrid den Großen 
und feinen Minifter Grafen von Redern zurüdzuführen: wenigftens die Stein: 
kohlen⸗ und Eifeninduftrie befam erft von da an Bedeutung und aud) das 
Ergebnig der Galmeigruben war bi8 zum Ende des vorigen Nayrhundert3 nur 
unbedeutend. Erft der Bau der Oberjchlefiihen Bahn von 1843 bi8 1856 gab 
die Möglichkeit die Oberfchlefiiche Induftrie in den Haufjeperioden 1855 — 1857, 
1861—1865, 1869—1873 bedeutend auszudehnen 9°). 

Aber an diefem Auffhmwung der Montaninduftrie nehmen immerhin nicht 
alle Kreife Oberfchlefiens Theil. So verdient im Kreiſe Pleß außer einigen 
Mühlen, wenigen Ziegeleien und einigen anderen fleineren induftriellen Etabliſſe— 
ment3 nur der Gruben und Hüttenbetrieb des nordweſtlichen Theil3 hervor: 
gehoben zu werden. Auch ift in diefem reife, etwas Weberei, Befenbinderei 
und Stiderei ausgenommen, feine Hausinduftrie von nennenswerthem Umfang 
anzutreffen. Die induftriellen Verhältnifje des Kreifes Rybnik find ebenfalls 
nur wenig entwidelt: fie beziehen fich im Wefentlihen auf den Steinfohlenberg- 
bau; Hausinduftrie wird hier nur in geringem Umfange betrieben. Vollends 
die Bewohner des Freies Lublinig leben, nachdem die in früheren Jahren 
betriebene Eifeninduftrie zurücdgegangen ift, vorzugsweiſe von der Land- und 
Forſtwirthſchaft. Dagegen hat ſich im Kreife Toft-Oleiwig im Anſchluß an den 
Hüttenbetrieb in Öleiwig und Umgegend jeit einer langen Reihe von Jahren 
eine lebenskräftige Eifeninduftrie entwidelt, die von Jahr zu Jahr an Bedeutung 
gewinnt 99). 

Zu dem Mangel aller günftigen VBorausfegungen für die oben aufgeführten 
Kreife Oberjchlefiend fommen dann nocd hinzu mande poſitiv ſchädlich wirkende 
Faktoren wie 3. B. das mwucherifche Treiben der gewerbsmäßigen Geldverleiber, 
das Schankunweſen, die Grenziperre und der Schmuggel jowie die ungenigende 
Durhführung der Separationen. 

Unter dem Einfluß all diefer negativen und pofitiven Waftoren treten 
einerfeit3 die Yatifundien und andererſeits die grenzenlofe Bodenzerfplitterung 
in zahllofe exiftenzunfähige Befigungen in ihren ſchädlichen Wirkungen befonders 
ſcharf hervor. 

Die Bee der Bodenzeriplitterung entſpringen hauptſächlich aus dem 
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Misverhältnig, das in Folge des ſchlechten Bodens und der ſchlechten Kultur 
auf den kleinen Parzellen zwifchen der geringen Produktion und der durch die 
ausgedehnte Bodenzerftücdelung übermäßig angewachjenen Bevölkerung befteht. 

Daß die Bevölkerung in Folge der Tendenz zu jchranfenlofer Theilung 
des Grundeigenthums und der dadurch gegebenen Möglichkeit, ſich früh nieder- 
zulafien, weit über den Nahrungsipielraum angewachſen ift, zeigt ſich nament: 
ih in den reifen Pleß und Rybnif, aber aud in einzelnen anderen auf dem 
rechten Dderufer liegenden oberfchlefifchen Kreifen, in denen die Bevölterung in 
den legten 60 Jahren um 177 %, gewachſen ift. 

Diefe ftarke Zerftücdelung des Grundeigentbums in einem Theile der ober= 
ſchleſiſchen Nothftandstreife wird indireft veranlaßt durch das große und 
gebundene, vielfach forftwirthichaftlichh benutzte Grundeigenthum. Weil jid die 
nah eigenem Grundeigenthum ftrebende Bevölterung von diefem Gebiet aus- 
geſchloſſen fieht, jo fonzentrirt fie fih auf dem ihr zugänglichen Theile 
des Bodend. Hier ift daher der eigentliche Heerd der ftarken Bevölferungs- 
vermehrung zu ſuchen, die einestheils durch die Zerftücdelung des Beſitzes und 
die damit zufammenhängende leichte Gelegenheit zur Niederlafjung begünftigt 
wird und andererfeit3 diefe Zerftücdelung dann wieder weiter fürdert. Ja fo 
ſtark ift die auf dem Gebiet des Heinen Grundeigenthums auffteigende Menfchen- 
welle, daß fie jelbft auf das Gebiet des großen Befiges überſchäumt, indem der 
Nahrungsspielraum der kleinen Leute bier auf dem Wege der Parzellenpadıt 
nad) Erweiterung ftrebt. 

Auf die Parzellenverpadhtung freilich find viele große Güter durch ihre 
Ihlehte unzufammenhängende Tage bisweilen geradezu angewiefen. So wird 
aus dem Kreiſe Pleß berichtet, daß dort in Folge der Ablöfung der guts— 
berrlich-bäuerlichen Dienfte die Domänen in den Befig verhältnigmäßig großer 
Lündereien gekommen find, deren Umfang nad einer von der General« 
fommifjion aufgeftellten Nachmeifung für 49 Ortichaften des Pleſſer Kreiſes 
tund 15000 Morgen ausmadt. Dieſe find ohne Gebäude und können ſtellen— 
weile weder im eigene Bewirthichaftung genommen, noch in größeren Flächen 
verpachtet werden, jo daß den Dominialbefigern häufig nichts anderes übrig 
bleibt, al3 eine parzellenweife Verpachtung diefer Ländereien eintreten zu laſſen 9%). 

Indeß kommt die Parzellenverpadhtung aud auf ſolchen Dominten vor, die 
nicht durch ihre Konfiguration dazu gedrängt werden. Und zwar erfolgt fie 
zum Theil ſeitens der Grundeigenthümer, um ſich die nöthige Arbeitskraft für 
ihre eigene Wirthihaft zu ſchaffen. Zu diefem Zweck wird den Pächtern die 
Berpflihtung auferlegt, einen oder mehrere Tage in der Woche Hofarbeit zu 
tun. Bisweilen aud, heben die großen Grundeigenthümer ihre eigene Wirth: 
ſchaft vollftändig auf und verpachten das Gutsareal oder doch den größten Theil 
* mit und ohne Wirthſchaftsgebäude in einzelnen Stüden an verſchiedene 
Pächter. 

Dieſes Landangebot begegnet dann gewöhnlich einer ſehr großen Nachfrage. 
Theils find es die benachbarten Bauern und Zwerggütler, die an ihren 
eigenen Befig angrenzende Stüde Landes gern hinzupachten: die Bauern, um 


96) Bericht des Landraths v. Bitter... ©. 36. 
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ihre Wirthſchaft zweckmäßig zu arrondiren; die Zwerggütler, um für ihre un— 
beſchäftigte Arbeitskraft die nöthige Verwendung zu finden. 

Wenn vom Standpunkt des Verpächters die Parzellenverpadhtung der 
großen Güter, mo fie durch die Tage nicht unbedingt geboten ift, die verderb- 
lichfte Art der Bewirthihaftung tft, jo kann fie den Pächtern in den oben bes 
zeichneten Fällen doch manden Nuten bringen. Co fünnen denn jene Nad- 
teile durch diefe Vortheile einigermaßen aufgehoben werden. 

Da3 leide gilt aud in dem Fall, wo ein derartiges Pachtverhältnig 
zu einem anderweitig beftehenden Arbeitsverhältnig hinzutritt und nicht Die 
Haupt: oder gar die einzige Erwerböquelle des Pächter bildet. Fehlt es dem 
Pächter nicht am amderweitiger dauernder Arbeitögelegenheit, jo kann eine 
ſolche Pacht aus den oben mehrfad angegebenen Gründen günftig auf die 
Lebenshaltung des Arbeiter wirken. 

Anders dagegen muß das Urtheil lauten, wenn, wie e3 thatfächlih in den 
Kreifen Pleß und Rybnik häufig vorkommt, auf ſolche Pachtungen von einigen 
(1—4) Morgen ertragsarmen, ſchlecht bewirthichafteten Yandes allein die Eriftenz 
von hunderten und taufenden von Haushaltungen gegründet wird ®7). 

Die Möglichkeit durch Erpachtung einiger Morgen ſehr bald zu eigener 
Eriftenz zu gelangen begünftigt ebenfo mie bet den fleinen Grundeigenthümern, 
den Zwerggütlern, die Neigung zum frühen Heirathen. Gleichzeitig hindert 
fie den naturgemäßen Abflug der überſchüſſigen Arbeitsfräfte nad) Orten, wo 
Arbeitsmangel bejteht, jo daß auswärtige Arbeit verhältnigmäßig nur wenig 
gefucht, gewöhnlich auch bald wieder verlafien wird. Beides, frühes Heirathen 
und geringe Neigung zum Verlaſſen der Heimath tragen wieder dazu bei, das 
beftehende Misverhältniß zwiſchen Produftion und Bevölferung noch mehr zu 
fteigern. 

. Meber den Zuſtand diefer fog. Einlieger, wie man die Meinen Pächter bes 
zeichnet, weil fie bei einem Bauer oder Gärtner (= Stellenbejiger, Kleingütler) 
in der jog. Einliegerftube zur Miethe wohnen, wird folgende Schilderung ent: 
worfen: In der Einliegerftube Lebt die ganze Familie des Einliegers oft mit 
dem Vieh zufammen, in den dürftigften, ungejundeften Räumen. Die Miethe 
wird durch Feldarbeit für den Vermiether abgetragen. Kommt die Zeit der 
Beſtellung, jo pflegt der Bauer dem Einlieger mit feinem Geſpann den Ader 
zu bearbeiten. Auch dies muß feitens des Einliegers durch Arbeit bezahlt 
werden. Daneben ift das eigene Feld zu bearbeiten, jo daß jelbit wenn aus⸗ 
reihende Arbeitögelegenheit in fremden Dienften vorhanden ift, dieſelbe nicht 
regelmäßig wahrgenommen werden fann. Und im Winter hört dann die Arbeit 
vollftändig auf: unthätig feiert die ganze Familie in der engen dunſtigen Stube 
und verzehrt im beſten Fall die Früchte, die im Sommer geerntet worden ſind. 

Demnach iſt die Parzellenpacht in dieſem Fall von ſehr zweifelhaftem 
Werth und nur unter den oben angegebenen wird fie als günftig bezeichnet 
werden fünnen. 

Was jodann den Kultureinfluß betrifft, der von den großen Gütern auf 
da3 feine Grundeigenthum ausgeübt wird, jo ift derfelbe geringer als man er« 
warten jollte. 


97) Bericht des Landraths v. Bitter. ©. 36 ff. 
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Das gilt namentlich von den Yatifundien mit großem Waldbeftande. 

Aber aud) von den landwirthſchaftlich henugten großen Gütern geht nur 
ausnahmsweiſe ein wohlthätiger Einfluß auf den Kleinbejig aus. 

Zwar dürfen die großen Grundeigenthümer Oberfchlefiens als die alleinigen 
Träger der Bodenkultur gelten, indem ohne fie Oberſchleſien wahrſcheinlich nur 
Kartoffeln, Kraut und allenfalls dürftigen Roggen hervorbringen würde. Ya 
die Wirthichaften auf einzelnen großen Gittern, jo 3. B. auf dem dem Herzog 
von Ratibor gehörigen Vorwerk Weißhof bei Rauden, auf dem Gut Kornowatz, 
auf den v. Thiele'ſchen Befitungen ꝛc., werden al3 wahre Mufterwirthichaften 
bezeichnet 9°). 

Aber der Einfluß diefer Mufterwirtbichaften auf die Heinen und kleinſten 
bäuerlichen Grundeigenthüimer iſt nur ein fehr geringer. Denn dieje pflegen zu 
arm und ftumpffinnig zu fein, um von dem Beifpiel der großen Güter profitiren 
zu können, und zugleih zu mistrauiſch, um felbft den wohlmeinendften Rath- 
ihlägen Gehör zu fchenten. „Das wirthichaftlihe Denken des Kleinen Grund« 
eigenthümers bejchränkt ſich eigentlich nur auf die Aufbringung der ihn... . 
erdrüdenden Abgaben und Leiftungen aller Art. In Kümmerniſſen und Sorgen 
ft der Schnaps fein alleiniger Troſt. Nach Art eines in der Jugend jchlecht 
behandelten Pferdes geht er eben nicht mehr, al3 er unbedingt muß, um bis 
zur nächſten mageren Futterftelle zu gelangen“ 99), 

So ift e8 auch zu erflären, daß das Fleine Grundeigenthum fi annähernd 
auf derjelben Kulturftufe befindet wie vor 60 Jahren und daß fein Ertrag 
zur Ernährung einer ſeitdem um 177 °/, gewachjenen Bevölkerung nicht aus— 
reicht. 

Ja zum Theil ift die Kultur gegen früher fogar zurüdgegangen: die ehe— 
mals eifrig betriebene Bienenzudt hat ſich verringert, der Flachsbau hat ab- 
genommen, der Hopfenbau ift gänzlich verſchwunden, der Obſt- und Gartenbau 
iſt fo gut wie völlig eingeftellt worden. 

Die Bewirthſchaftung de3 Meinen Grumdeigenthums gilt im Allgemeinen 
al3 ſchlecht und unordentlid. 

Eine eigentlihe Viehzucht findet auf demſelben gar nicht ftatt. 

Das vorhandene Vieh giebt ungemein geringe Milcherträge und produzirt 
wenig Dünger. Der Düngermangel wird noch dadurd) gefteigert, daß das Stroh 
gewöhnlich verkauft und an feiner Stelle Waldftreu verwendet wird. Die Art 
der Aderbeftellung ifi primitivfter Art; die Dreifelderwirthichaft bildet die aus- 
nahmsloſe Regel. 

Für die Entwäfferung der Feldmarken gefchieht nichts. 

Ebenfo unordentlid wie auf den Feldern, auf denen in Folge fchlechter 
Veftellung und vorhandener Näſſe das Unfraut übermäßig wuchert, fieht es in 
den Häufern jelbft aus, 

Die Mehrzahl der Wohnungen ift Ichleht, reparaturbedürftig, unreinlich, 
überfüllt. Faft ale Wohnhäufer find von Holz, ohne Keller, mit Stroh und 
Schindeln gedeckt; der Fußboden ift ungedielt; in dem einzigen gangbaren Raum 
wird durch eiferne Defen, die qualmende Dellampe ſowie durd; die Zufperrung 


— — 
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der kleinen Fenfter eine Hige und dur das Sauerfrautfaß und riechendes 
Fleiſch eine Atmofpbäre unterhalten, die jeder Beichreibung jpottet 199). 

Das find Zuftände, die den irischen fehr ähnlich find! 

In dem Nothſtand der letzten Jahre lag daher feineswegs eine aufer: 
gewöhnliche Erjcheinung vor. In deinjelben fanden nur einen potenzirten Aus: 
druck Berhältniffe, über die namentlih im Pleſſer Kreife bereitS feit Langer 
Zeit geflagt wurde. 

Daß überhaupt die Familien der Klein: und Zwerggütler jowie der Ein: 
lieger — abgejehen von dem zufälligen und daher nicht felten ausbleibenden 
Nebenverdienft — von dem Ertrag ihrer fleinen Befigungen oder Pachtungen 
allein Ieben können und daß nicht fortgefegt die öffentlihe Fürforge eintreten 
muß, läßt ſich nur durd die Lebenshaltung diefer Leute erklären, welche auf 
ein ungemein niedriges, in anderen Yandestheilen nicht gefanntes Niveau herab- 
geftimmt ift 101). 

Kraut und Kartoffeln bilden neben dein fog. Zur, einem halbgegorenen 
Getränt, das theilweife zum Luxus mit allerhand Speifereften vermiſcht wird, 
die hauptfächliche Nahrung derſelben. Erſt feit neuefter Zeit gehört auch das 
Brod zu den gewöhnlichen Nahrungsmitteln. 

Diefe geringen Bedürfnifje werden von dem Pachtader oder dem fleinen 
Eigenthum geliefert. Eine Kuh und ein Schwein bringen die Mittel zur Ent- 
richtung der verhältnigmäßig hohen Pachtzinſen oder Steuern jowie zur Be: 
friedigung der jonftigen baar zu zahlenden Bedürfniſſe. 

Die ganze wirthichaftlihe Eriftenz der Kleinen Bejiger und Pächter bemegt 
fih unter diefen Umftänden fortgefest an der Grenze des äußerften Mangels. 
Thut der Ader, der den eigentlichen Lebensunterhalt gewähren muß, nicht jene 
Sculdigfeit, ſchlägt die Ernte, namentlich die Kartoffelernte fehl, jo verſchärft 
fih) das chroniſche Siechthum leicht und es ift ein wirklicher Nothftand vorhanden. 

Kommen dann Äußere ungewöhnlide Kalamitäten: Ueberſchwemmungen, 
Epidemieen :c. hinzu, jo kann fich der Nothftand zu entſetzlichem Elend fteigern. 

Sp erreichte im Winter 1847—1848 das Elend in Oberſchleſien nad 
vier Misernten einen jo hohen Grad, daß 3. B. im reife Pleß 1847 — 
4500 Perſonen mehr als im Vorjahr ftarben, daß die Sterblichkeit in einzelnen 
Drten bi3 zu 20 %/, der Bevölkerung wuchs, daß Taufende von Kindern eltern- 
los werden. " 

Die durch die großen Ueberſchwemmungen in den Jahren 1879 und 1880 
verurſachten Schrednifje find nod in frifcher Erinnerung und brauchen hier 
nicht näher gefchildert zu werden. 

Dagegen dürfen hier zwei Punkte nicht unberührt bleiben, weil in ihnen 
ſowohl das chroniſche Siechthum, wie die akuten Krifen zu plaftiihem Ausdrud 
gelangen. 


100) Der oberjchlefifche Notbftand. S. 164. 

101) Die außerordentlih niedrige Lebenshaltung der oberſchleſiſchen Bevölkerung 
findet ihren Ausdruck u. A. in dem Tagelohn jener Gegenden. Während nämlich der 
durchſchnittliche Tagelohn des Regierungsbezirk Stralfund im Anfang der fiebenziger 
Jahre 18,2 Sgr. betrug, bejog ber fchleiifhe Tagelöhner nur 8,2 Sgr. und der ober 
fchlefifche gar nur 7 Sgr. CA. v. d. Golt, Lage des Ländlichen Arbeiterftandes. S. 466, 
468, 469. v. Bitter, Beridt u. ſ. w. ©. 37. 
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Wir meinen die außerordentlich ftarfe Belaftung der Gemeinden mit Aus- 
gaben für die Berforgung der Armen fowie die nicht minder ftarfe Verfhuldung 
des fleinen Grundeigenthums. 

Die agritolen Gemeinden Dberichlefiens konkurriren hinfihtlih der Höhe 
ihrer Belaftung mit Ausgaben für die Zwede des Armen- und fozialen Hilfg- 
weſens erfolgreich mit den weftdeutichen Gemeinden, in denen aufblühende In— 
duftrieen eine zahlreiche Bevölkerung ebenſo raſch zufammenziehen, wie ungünftige 
Konjunkturen diejelbe wieder brodlo8 machen und dem Armenfedel zuſchieben. 
So wird aus dem Kreife Pleß berichtet, daß dort kaum eine Yandgemeinde 
vorhanden ift, in welder die Kommunal-, Schul-, Kreis: und Kirchenfteuern 
den Betrag der ftaatlihen Einkommen und Klafjenfteuer nicht wenigſtens um 
das 4—5 fache überfteigen. 

E3 betrugen die Kreis:, Gemeinde-, Kirchen und Schullajten in Procenten 
der direften Staatäfteuern: 

In den Rreifen: 


Gleiwitz durchſchnittlich 570 99. 


Lublinitz — 463 „ 
Pleß 445 „ 
Ratibor e 594 „ 
Rojenberg — 690 „ 
Rybnik 513 „ 


Gr. Strehlig 862 „19 

Gleichzeitig mit dem Steigen der öffentlichen Yaften wächſt die private 
Verſchuldung, die dann ſchließlich zur Vertreibung des fleinen Beſitzers von 
feiner Scholle führt. Das bei diefer Gelegenheit übliche Erpropriationsverfahren 
fowie die Folgen defjelden werden folgendermaßen geſchildert: Bei einigermaßen 
belangreihen Summen läßt fi) der Gläubiger, auf dem Lande vielfach der 
Schankbefiger, zunädft eine Kautions-Hypothek auf das Grundſtück des in fein 
Garn gelaufenen Schuldners eintragen und verleitet durch entgegenfommendes 
Anerbieten weiterer Stundung oder weiterer‘ Darlehen den leichtgläubigen und 
unerfahrenen Schuldner zur Vergrößerung feiner Schuld. ft diefe zu einer 
Höhe angewachſen, daß dem Schuldner ihre Zurüdzahlung unmöglich ift, fo 
führt der Gläubiger die Subhaftation des verpfändeten Grundſtücks herbei und 
erwirbt daſſelbe dann nicht felten zum Gigenthum. Auf diefe Weife find 
Wucherer nicht felten in den Befig von mehr al3 70 Grundftüden gelangt 109), 
Da der Grundmwerth im Augenblick ſehr niedrig ift, jo fommen freilich 
viele Wucherer in Berlegenheit: fie haben Befigungen erworben, die fie nicht 
verkaufen können und doc auch nicht gern felbft bewirthichaften wollen. Der 
alte Bejiger bleibt dann zunächſt auf der Stelle als Pächter oder als Mittel: 
mann, der für den Wucherer die Parzellen im Kleinen weiter verpachtet. Es 
wird dies mit Recht al3 eine Art von Wiederherftellung des Robotverhältnifjes 
in neuer Form bezeichnet. 

In diefer oder ähnlicher Weiſe befinden ſich zahllofe Stellen in den Händen 


— 


102) Der oberfchlefiiche Notbftand. ©. 178. 
103) Berhandlungen des landwirtbichaftlichen Vereins zu Oppeln. ©. 20. 
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von Wucherern, um zu gehöriger Zeit, wenn die Grundſtücke wieder in die 
Höhe gehen follten, ausgejchlachtet zu werden. 

Diefe Zuftände zu befeitigen, genügen die Gaben einzelner Privater, 
ſowie die Hilfeleiftungen von Vereinen und Gemeinden, von Provinz und 
Staat nidt. 

Allerdings find fie nothwendig, um den augenblidlihen Notbftand zu 
lindern. 

Will man aber die Quelle verfchütten, aus der diefe Nothftände immer 
wieder entipringen, jo müfjen zugleid; allgemeine Mafregeln ergriffen werden, 
die ihre Wirkungen freilich erft nad) längerer Zeit äußern können. 

An Rathichlägen zu ſolchen Mafregeln hat es nicht gefehlt. Bon den- 
jelben hat die Staatsregierung ſich diejenigen angeeignet, die ihr am ficherften 
das erjtrebte Ziel zu erreichen verſprachen. 

Auch Hat der preußiſche Yandtag nicht gezögert, die zur Durchführung 
diefer Mafregeln erforderlichen Mittel zu bewilligen. 

Wir führen von den in den oberjchlefiihen Nothitandsbezirken bereits 
durchgeführten und zum Theil erft durchzuführenden Mafregeln folgende an: die 
Verbreitung vou Ente und Bewäflerungsanlagen, die Regulirung von Fluß— 
läufen, die Förderung von Gemeinheitötheilungen und Zufammenlegungen, die 
Begründung neuer landwirtbichaftliher und gewerblicher Berufszweige, ins— 
befondere des Flachsbaues, die Förderung des gewerblichen Unterrichts und der 
Hausinduftrie, die leichtere Befriedigung des Kreditbedürfnifjes der Heinen Grund— 
eigenthümer, die Begründung neuer Sculftellen und die Ausführung neuer 
Schulbauten, den Bau verſchiedener Eifenbahnlinien u. ſ. w. Bei diefer Letsteren 
Mafregel ift e8 namentlich darauf abgefehen, „Oberſchleſien aus feiner lang 
jährigen wirthſchaftlichen Zwangslage zu befreien. Man öffne ihm zu dieſem 
Zwed vor Allem die wegen jeiner Lage ihm verfchloffenen Pforten des Welt: 
marft3, und was der große Friedrich wollte, wird dann fih von felbft vol« 
ziehen, indem Oberjchlefiens mafjenhafte billige Bergwerks- und Waldprodufte 
ebenjo wie die aus den öftlihen Hinterländern ihm zugänglichen billigen Bieh- 
produkte mit Hilfe der im Ueberfluß vorhandenen allerbilligften und gejchidtejten 
Arbeitskräfte ihre Verwerthung in der eigenen Induſtrie finden werden.“ 

Es Liegt jomit in Oberfchlefien im Augenblid ein ähnliches Bedürfniß 
vor, wie nad) den Nothftänden der vierziger und fünfziger Jahre in Würtem— 
berg: das Bedürfniß nad) Concentration und Verwerthung der überſchüſſigen 
agrifolen Bevölkerung in der Induſtrie. 

Die Befriedigung dieſes Bedürfniſſes wird die Zuftände in Oberfchlejien 
aber wahricheinlich ebenfo wie in Wiürtemberg nur für eine furze Zeit ver: 
befjern. Auf die Dauer dagegen Liegt die Gefahr vor, daß der durch die Be 
günftigung der Induſtrie ſich ermweiternde Nahrungsipielraum auf Landwirtb: 
Ihaftlihem Gebiet durdy die nachwachſende Bevölkerung bald wieder ausgefüllt 
werden wird. Spricht bereit3 das Beifpiel Würtembergs, auf das wir hiermit 
verweiſen, dafür, jo fehlt es jelbft in Oberſchleſien niht an einem folden 
Präzedenzfal. Der größere Nahrungsfpielraum, der hier fett den dreifiger 
Jahren dur die Ablöfung der Servituten und theilmeife den Bau von Eifen- 
bahnen und Ehauffeen geihaffen ward, wurde fehr bald zur Gründung zahl: 
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reiher neuer Anfiedelungen, zu frühen Heirathen und raſcher Bevölkerungs— 
vermehrung benugt '%%). 

Wil man da3 Uebel an der Wurzel anfafien, jo muß man die Ver- 
tbeilung des Grundeigenthbums zu verändern juchen. 

In Oberjchlefien wie in den Yändern mit vorwiegendem Klein und Zwerg: 
befig und ebenfo in den Ländern mit vorwiegendem Großgrundbeſitz kommt 
alles darauf an, einen kräftigen Bauernftand zu bilden, der einer proletarijchen 
Bevölferungsvermehrung widerftrebt. 

Aber ebenjo wie in den Ländern mit einfeitigem Vorwiegen ded großen 
Grundeigenthums, jo ift auch in Oberſchleſien ein gejunder Bauernjtand nur 
durch auferordentlihe Mafregeln wieder zu begründen. 

Zu den legteren würde gehören 100), daß der Staat die zur Subhaftation 
gefommenen Grundftücde für einen angemefjenen Preis erftehe, wo es nöthig 
ım Wege der Zufammenlegung zu bäuerlihen Grundftüden von 100—200 
Morgen vereinige und möglichſt an Grumdeigenthümer aus rein deutihen Pro- 
vinzen veräußere. Der Staat hatte in den dreißiger Jahren in der Provinz 
Poſen Nittergüter zum Zweck der Dismembration gekauft; in Oberſchleſien 
muß er jest gewiſſermaßen das Gegentheil thun, d. h. die Zwerggüter zu= 
jammenfaufen und aus ihnen Fräftige Bauernftellen bilden. 

Der Verfaſſer des Auffages über den oberichlejiihen Nothſtand gelangt 
S. 182 bei Beiprehung dieſes Vorſchlags zu einem ähnlichen Rejultat, wie 
Sombart für Neudorpommern und zwar auf Grund der in den vierziger Jahren 
in Oberjchlejien gemachten Erfahrungen. Ueber dieſe wird vom Yandrath 
v. Selchow berichtet, daß nad) dem Notbftandsjahre 1847 viele Fremde, 
namentliy Sadjfen, nadı dem mit am jchwerften betroffenen Kreife Rybnik 
eilten; fie famen in der Regel mit jo gut wie nichts in der Taſche, jchlugen 
den Wald nieder und endigten natürlich, wie fie begonnen hatten, mit nichts. 
Um dafjelbe Fiasco nicht noch ein Mal zu erleben, jchlägt unjer Gewährsmann 
vor, der Staat möge die in fein Eigenthum gelangten Güter auch in feinem 
Eigenthum behalten und zugleich verjuchen, durch Begründung von Erbpadtftellen 
einen nicht ausfaufbaren Bauernftand heranzuziehen, der dann auch vor der 
Gefahr geſchützt wäre, jih in Klein und Bwerggütler zu verwandeln, 

Die Beſchreitung defjelben Wegs wird von anderer Seite aud für das 
große, in Privathänden befindliche Grundeigenthum vorgeihlagen. Im Hin— 
bit auf Großbritannien, dieſes confervativfte Yand der Welt, für das die 
Erleihterung von Abverfäufen, Verpachtungen u. ſ. m. einzelner Stücke feiner 
Yatifundien in Vorſchlag gebracht wird, um auf foldhe Weife einen ſeß— 
haften Bauernftand zu jchaffen, wird aud für die Befiger der großen, viel- 
jach gefeglich gebundenen Grundbefigungen Oberjchlefiens gewünfcht, daß ihnen 
in Zukunft die Möglichkeit der Bildung neuer, möglichſt untheilbarer, Kleiner 
Wirthſchaften eröffnet werde und daß fie diefe Möglichkeit dann auch benuten 
mögen, damit das ihrem Beſitz vielfach fehlende Kapital demjelben durd 
die Erbpächter zugeführt werde. 


104) E. Witte im Neuen Reich 18850. Wr. 7. 
105) Botum des Regierungsraths Bayer auf ber bg bes Oppelner 
landwirthſchaftlichen Vereins, in den Verhandlungen dieſes Vereins. ©. 23, 24. 
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Aehnliche Zuftände wie in den oberſchleſiſchen Notbitandsfreifen zeigen ſich 
aud in denjenigen Theilen des mitteldeutichen Gebirges, in denen wie 3. B. 
im Speſſart der große Grundbefig — meift Staatsforften — zufammen: 
ftößt mit den Heinen und Heinften Gütern, auf denen dann wieder faft nur 
Kartoffeln gebaut werden. Die Befiger diefer legteren find in Folge der Klein: 
beit ihrer Weder und der Entlegenheit ihres Beſitzes von fonftiger Arbeits 
gelegenbeit neben dem kargen Ertrag des Aderd auf den Arbeitöverdienft ans 
gewiefen, den der benachbarte Grofgrundeigenthiimer ihnen gewährt. 

Misräth dann die Kartoffel — wie z.B. im Jahre 1878 im Speflart —, 
fo ift die Bevölkerung der äufßerften Noth anheimgegeben, da jie weder die 
Neigung, noch das Vermögen, noch aud) die Energie bejigt, um auszumandern. 
In folhen Zeiten der Noth giebt es außer der Armenunterftügung nur nod 
ein Mittel, um die Bevölkerung von dem Hungertode zu retten, und dieſes 
Mittel muß der benachbarte Großgrundeigenthümer, namentlich wenn es der 
Staat ift, ergreifen, ob er will oder nicht. Er muß Holz fchlagen und Hol; 
fahren, Wege bauen und repariren und wenn es Schnee giebt, diefen ſchaufeln 
laſſen, damit die fleinen Leute im Gebirge Arbeit und Brod erhalten. 

Die natürliche Ausſtattung der Gebirge weift diefelben freilih von ſelbſt 
auf das größere Grumdeigenthum hin. Im Hinblid auf eine gejunde fociale 
Gliederung der Bevölkerung tft die Auftheilung des Bodens in große Bauern: 
güter, wie fie ſich z. B. im badifhen Schwarzwald größtentheild noch vorfindet, 
aber viel günftiger als eine ſolche in Latifundien, welche ſich im Beſitz der todten 
Hand befinden, wie fie zum Theil im mitteldeutichen Gebirge vorfommt. An 
diefe Latifundien pflegt fich, namentlih in früheren geiftlihen Territorien, ein 
bejitlojes Proletariat anzufegen, während in den Gebirgsgegenden mit vorwiegend 
bäuerlihem Grundeigenthum ſich zwar eine ariftofratiihe aber doch ungleich 
gejundere Gliederung der Bevölkerung vorfindet. 

Ein ähnliches Zufammentreffen von großem und fleinftem Grundeigen: 
tum, wie in einigen Theilen Oberſchleſiens und des mitteldeutichen Gebirges, 
findet ſich auch in den anhaltiſchen Fürftenthiimern und in einigen Gegenden 
der weſtlichen Yandeshälfte Wirtembergs. 

In den anhaltifhen Fürſtenthumern ftoßen große, zum Theil in feiter 
Hand befindliche Güter unmittelbar an jehr ſtark zerſtückeltes Grundeigenthum 
an. Mindeftens ein Drittel der gefammten Fläche ift hier im Weſitz der regie: 
renden Familien und des Staats. Selbitftändige große Gitter giebt es eben 
jo wenig wie eigentliche Bauerngüter '06). 

In Würtemberg ift es namentlich der höher gelegene Theil des Schwarz: 
walds und das bewaldete Keuperhügelland, mo der umfangreihe Waldbau der 
Anfammlung einer dichteren Bevölkerung auf den höher gelegenen Theilen des 
Landes entgegenfteht. Um fo dichter jammelt ſich diefe dann in dem vom 
Waldbau freien. Theil der Thäler und Niederungen, in denen durch verjchieden- 
artige induftrielle Erwerbszweige (würtembergiiher Schwarzwald) und durd 
ausgedehnten Weinbau (Keuperhiügelland) reihe Nahrungsquellen eröffnet find. 
Bon den Zuftänden der Klein und Zwerggütler in Oberſchleſien und im 





106) v. Viebahn, Statiftit des zollvereinten und nörblihen Deutichland. 
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deutichen Mittelgebirge unterfcheidet ſich die Yage derjelben Klafje in Würtem⸗ 
berg und überhaupt im ganzen Südweſten 

1. dadurh, daß bier der Boden und das Klima des Landes, die In— 
telligenz und Regſamkeit der Bevölkerung, die entwidelteren Verkehrs: und 
Abjagverhältniffe, die Verbreitung der Induſtrie und überhaupt das rafcher 
puljirende Leben die Kleinkultur begünftigen und ihre Reſultate viel weniger 
ſchlimm erjcheinen laſſen als in Oberjchlefien und im deutſchen Mittelgebirge. 

2. Derner fommt im Süden in Betraht die größere Mannigfaltigkeit 
der Kulturen bei einem und bdemfelben Grundeigenthümer, mwodurd eine Art 
von Selbftafjefuran; bewirkt wird, da ja nur felten ſämmtliche Früchte zu gleicher 
Zeit mißrathen. In Oberichlejien dagegen wirken die ſich häufenden Migernten 
um jo fchlimmer, je einfeitiger der Anbau einzelner Fruchtarten, beſonders der 
Kartoffel und des Kohls, ftattfindet. 

3. Mit diefer Monotonie der oberjchlefiihen Kulturverhältniſſe hängt 
die ungefunde Einförmigfeit der Ernährungsverhältniffe der dortigen Bevölkerung 
zuſammen. Dieſe nährt ſich das ganze Jahr oder doch wenigftend 8 Monate 
deffelben faſt ausjchlieklih von Kartoffeln. Der Einzelne verzehrt hier täglich) 
6—7 Pfund Kartoffeln, nebenher etwas Roggenmehl in Form von Brot, etwas 
Sauerfraut und einige Gramm Fett 107). 

Aus diefen Ernährungsverhältnifien erklärt fich aber wieder zum Theil 
die verhältnißmäßig geringe Yeiftungsfähigkeit des oberfchlefiichen Arbeiters, wie 
die geiftige Stumpfheit, Indolenz und Cnergielofigkeit der oberichlefiihen Be— 
völferung überhaupt und der fleinbäuerlihen Wirthe im Speziellen !0®). 

Wenn die Lebenshaltung der ſüddeutſchen Kleingütler auch feine ideale ift, 
jo bietet doch die Nahrung derjelben, entiprechend den mannigfaltigen Anbau— 
verhältniffen, mehr Abwechslung. 

Der ſüddeutſche Kleingütler tichtet feinen Conſum nicht allein auf das, was 
den Magen füllt, jondern zugleih au auf das, was den Gaumen erfreut: fo 
fehlen denn namentlich feinere Gemüſe, Obft: und Traubenwein u. a. m. nicht 
ganz auf der Tafel dieſer Eleinen Leute. 

Und wenn man dem befannten Sat, daß der Menſch das ift, was er ift, 
auch feine abjolute Bedeutung beilegen darf, jo enthält er doc immerhin eine 
relative Wahrheit. 

4. Ein fernerer Unterfchied zwifchen den oberjchlefiihen und ſüddeutſchen 
Kleingütlern befteht dann noch darin, daß letztere, wie bereit3 oben hervor— 
gehoben wurde, mit allen Fafern ihres Gemuüthslebens an der heimathlichen 
Scholle hängen und troß vielfacher Gelegenheit in die Städte und Fabrikdiftrifte 
zu ziehen oder gar über den Ozean zu wandern, ji doch nur fchwer — ges 
trieben von äußerfter Noth — dazu entſchließen, während das Klebenbleiben auf 
dem väterlichen Grundeigenthum und das Weitertheilen defjelben bei dem Ober: 
ölefier weſentlich bewirkt wird durch feine Unbildung und insbefondere durch 
jene Unbekanntſchaft mit einer eigentlichen Kulturſprache ſowie durd die Ab— 
geihiedenheit eines Theil von Oberjchlefien von der übrigen Well. So wird 


— — 
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von einem Kenner oberſchleſiſcher Zuftänd: geradezu behauptet, daß der dortigen 
„Bevölkerung, weldhe zum größten Theil in elenden Lehmbütten wohnt, alle 
Liebe zum Eigenthum fehlt“. Auch ift befannt, daß wo ſich für den Ober 
Ichlefier eine für ihn erreichbare Erwerbsgelegenheit findet, er dieſelbe ohne 
Weiteres zu ergreifen pflegt, wie denn „alljährlih Tauſende der gejchidteften 
Oberſchleſier mit Zurüdlaffung ihrer Familien für den Sommer nad) dem 
Königreich Polen ziehen, um, während wir in Oberichlefien mir fchleichenden 
Nothitänden zu kämpfen haben, dem wirthſchaftlichen Erblühen des Auslandes 
zu dienen“ 109), 


5. Gegenden mit vorwiegendem mittleren (bäuerlidhen) Grund: 
eigenthum, fowie Gegenden mit Grundeigenthum von verfdiedenem 
(großem, mittlerem und kleinerem) Umfang. 


Eine weitere Gruppe von deutſchen Yändern dyarafterifirt ſich hinſichtlich 
der Bertheilung des Grundeigenthums dadurch, daß der jpannfähige bäuerliche 
Grumdbejig in denjelben überwiegt. Die Größenverhältnifje der Bauerngüter 
find freilich wieder fehr verſchieden: ihre beiden Extreme find eines Theils der 
große weitfäliiche Bauernhof, der bis zu 900 Morgen umfajjen kann und an 
Umfang mandes Rittergut übertrifft, und andern Theils der Bejit des ſüd— 
deutſchen Kuhbauern von einigen wenigen Morgen, der ſich bereit3 dem im deu 
vorigen Abjchnitt behandelten Klein- und Zwergbefiz annähert. 


Bei der theoretifhen Behandlung der Grundeigenthumsvertheilung find 
diefe mannigfach abgeftuften Bauergüter häufig zu kurz gefommen, indem man 
früher vielfach lediglich zwiſchen großem und feinem Grundbefig unterſchied und 
die Bauerngüter einfach zu den Eleinen Gütern rechnet. Indeß hat e3 im der 
deutſchen Yiteratur und Politit doch niemals ganz an energifchen Vertretern 
de3 Bauernftands gefehlt. Es genügt an die Namen Yuftus Möſers, des 
Freiherrn von Stein und Stüve's zu erinnern. Aber erjt in den letten Jahr: 
zehnten hat die jocialwirthichaftliche Literatur ſich dem bäuerlichen Grundeigen: 
thum und der Betradhtung feiner fpecififchen Eigenart mit erhöhten Intereſſe 
zugewendet, und zwar namentlic, ſeitdem im Jahre 1848 allgemein Elar wurde, 
daß in dem deutſchen Bauernftande ein mächtiger Wall gegen die fociale Revo— 
Iution gegeben if. Und in unferen Tagen haben dann wieder die agrarifcen 
Nothftände Großbritanniens, die vorzugsweiſe auf den Mangel eines eigenilichen 
Bauernftands im deutichen Sinn zurüdzuführen find, die Blide allgemein auf 
diefen gefundeften Beftandtheil unferer focialen Ordnung gelenft. Zu denjenigen, 
welhe auf Grund der Kenntnig continentaler Zuftände in England zuerft auf 
den großen focialen Werth des Bauernftandes aufmerkfam gemacht haben, gehören 
%. St. Mill und Thornton. 

Die deutſchen Yänder mit iiberwiegendem bäuerlichen Grundeigenthum bilden 
im Gegenfag zu den zujfammenbängenden Gebieten des großen Grundeigen— 
thums im Norden und Nordoften und des kleinen und kleinſten parzellirten 
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Örundeigenthbums im Süden und Südweſten feine einheitlihe Maſſe. Bielmehr 
fett ji) Das Gebiet ded vorwiegend bäuerlichen Grundeigenthums aus mehreren 
von einander getrennten Yändergruppen zufammen, deren größte Complere im 
Nordweiten und Südoften liegen. Dort ifi e8 daS Gebiet der friefiihen und 
ſächſiſchen Colonifation,, des vorwiegenden Hofſyſtems, der freien Bauernhufen 
und Meierhöfe, zu dem der Weiten Scleswig-Holfteins, ein Theil Hannovers, 
Braunſchweigs, Dldenburgs, Weitfalens, der beiden Lippe, Waldeds und ein 
Heiner Theil der beiden Heſſen gehört. Hier ift es vorwiegend das altbayriiche 
und öfterreihiihe Gebiet (Tirol, die Erzherzogthümer, einzelne Theile von 
Steiermark und Kärnthen), in dem der geſchloſſene Bauernhof nod) vielfach prä= 
valırt. Aber abgejehen von diejen beiden Hauptgruppen findet jich ein gejunder 
kräftiger Bauernftand, wenngleich vielfady von großem und fleinem Grundeigen= 
thum durchſetzt, auch in den meisten anderen Theilen Deutſchlands: jo namentlich 
in einigen Theilen Thüringens und zwar vorzugsweiſe in der öftlichen Hälfte 
de3 Herzogthums Altenburg, im Königreich Sachſen, in der Mark Brandenburg, 
in dem größten Theile der übrigen öftlihen Provinzen Preußens (hierher gehören 
namentlich die fogenannten Löllmifchen Güter im Regierungsbezirk Gumbinnen 
und in den Niederungsgegenden der Weichſel) und wohl aud hier und da 
nod im deutihen Süden: fo im badifhen Schwarzwald, im wirtembergijchen 
Oberihwaben u. ſ. w. 

Einige BZahlenangaben im Anhange sub Lit. D mögen daS oben gefagte 
verdeutlichen. 

Das Bauerngut wurde früher nad) rechtlihen Merkmalen als ein joldes 
Gut von mittlerem Umfange definirt, daS der Vorrechte des Ritterguts ent 
behrte und meift mit verfchtedenen Laften zum Vortheil der Grund-, Gerichtö= 
und Vogteiherrichaft belegt war. Gegenwärtig dagegen, nachdem die verjchtes 
denen Güterarten einander rechtlich gleichgeftellt worden find, kann das Bauerngut 
nur nah wirthichaftlihen Merkmalen charakterifirt werden. Und zwar ge» 
ſchieht dieſes ſo, daß man es gegen das große und Heine Grundeigenthum 
abgrenzt. 

Bon dem erfteren unterjcheidet es ſich dadurch, daß fein Beſitzer ſich weder 
auf die Leitung der Wirthichaft allein beſchränkt, noch auch in der Regel eine 
wiſſenſchaftliche landwirthſchaftlich- techniſche Bildung beſitzt, noch endlih den 
höheren geſellſchaftlichen Klaſſen angehört. Vielmehr iſt der bäuerliche Grund⸗ 
eigenthümer ſelbſt Leiter und Arbeiter (oder doch Vorarbeiter) in einer Perſon, 
er gehört dem Ländlichen Mittelftande an und feine allgemeine jowie feine land— 
ee Bildung ift diefem Stande entjprecdyend vorzugsweije eine 
praftifche. 

Bon dem Kleingütler unterfcheidet jich der Bauer durch die Größe feines 
Betriebskapitals, namentlich aber dadurh, daß er fein Gut in der Regel mit 
Plerden oder Ochſen bearbeitet und daß in der Wirthichaft feine ganze 
Familie, zu der gewöhnlich noch fremde Mägde und Knechte ſowie fonftige 
Arbeiter hinzu gemiethet werden, volle Verwendung findet. Soll das Bauern: 
gut jeinem Befiger ein reichliches Austommen ſowie die diefem Stande eigene 
Behäbigkeit gewähren, jo muß der Bauer den Unternehmergewinn durd) 
Celbftbewirthihaftung ſelbſt behalten und darf denfelben nicht einem Pächter 
zufommen laſſen. 
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Ein Bauerngut, das von feinem Beſitzer verpadhtet wird, gilt glüdlicer: 
weife auch nod heute al3 Anomalie. 

Als Beleg dafür, wie verbreitet namentlich in Süddeutſchand die Selbfts 
REDEN des bäuerlichen Geländes ift, mögen folgende der neueften 
badischen Statiftit entnommene Zahlen dienen. Danad) wurden im Jahre 1873 
von dem geſammten Iandwirthichaftlichen Gelände des Großherzogthums: 


1 745 712 bad. Morgen 78,8 °/, als Eigenthum, 
306655 „ R 13,8 %, in Pacht, 
125 967 , Rt 5,7 9, als Allmend, 
7833 „ . 0,3 %, als Dienftland, 
29375 „ r 1,3 °% ſonſt genugt. 


Demnach werden aljo mehr als /,, ja faft */, des landwirthſchaftlich be 
nugten Geländes vom Eigenthümer felbft bewirthichaftet. Hierunter findet: fi) vor: 
zugsweiſe da3 bäuerliche Grundeigenthbum, fo daß die anderen Nutzungsarten 
vorzugsweiſe auf das Gemeinde-, Korporationg-, Staat3- und fonft größere 
Grundeigenthum fallen. 

Zur vollen Gewißheit witd diefe legtere Annahme erhoben, wenn wir die 
für den badijhen Schwarzwald, wo das mittlere bäuerlihe Grundeigenthum in 
noch ftärterer Weife prävalirt al3 in den übrigen Theilen des Großherzogthumg, 
ermittelten Zahlen mit den obigen vergleichen. 

Während nämlich im Durdfchnitt des ganzen Großherzogihums das von 
den Grundeigenthümern felbft bewirthichaftete Land 78,8 %/, des gefammten land: 
wirthichaftlih benugten Geländes ausmadıt, fteigt diefer Procentjag in den ein 
zelnen Schwarzwaldbezirken folgendermaßen: 


im Amtsbezirt Waldkirch auf 93,3 %o, 
" u Triberg " 93,8 or 
ß n Waldshut „ 94,1 %,, 
x „ Wolfach „ 94,5 %- 


Außerdem wird von einem großen Theil des verpadhteten Geländes 
angenommen, daß e3 von den bäuerlichen Befigern zu ihrem Beſitz Hinzu« 
gepachtet iſt 110), 

Bon dem Vorkommen verpachteten bäuerlichen Grundeigenthums in Nord: 
deutichland wird nur ausnahmsweife berichtet: jo namentlich) aus einzelnen 
Theilen der preußischen Provinzen Sachſen, Schlefien, Hannover, Schleswig: 
Holftein, aus Oldenburg, aus der Umgebung Hamburgs, Bremens ſowie 
anderer großer Städte, vom Niederrhein u. |. w. 

In der Provinz Sachſen find e8 namentlid die Rübenbauern von Magde: 
burg, Hale u. ſ. w., welche ihre Höfe bisweilen an die großen Zuderfabrifen 
verpaditen, um dann in der Stadt als Rentner leben zu fünnen. 

Bei Waldenburg in der Provinz Schlefien pflegen die bäuerlichen 
— ihren Boden den Bergbauunternehmern auf eine Reihe von Jahren zu 
verpachten. 
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In Oftfriesland gehören die Bauernhöfe vielfach größeren Kapitaliften, die 
nicht auf dem Lande leben wollen und deshalb ihre Höfe verpadten. 

Aehnliche Zuftände finden fih in den Marfchgegenden Hannovers, Dlden- 
burgs, Schleswig-Holfteins, wo es den auswärts wohnhaften Grundeigenthitmern 
bei hohen Viehpreiſen ſehr nahe gelegt ift, die Aeder in Viehweiden über— 
zuleiten und von diefen ein hohes Grasgeld zu ziehen. Auch an der Ruhr, 
Yippe und Lenne pflegen die Bauern die Sommermweide für ein Stüd Großvieh 
zu 1—2 preuß. Morgen an Schlädter oder Viehändler bis zu 25 Thlr. zu 
verpachten ?11), 

Speziell hinfichtlich der auf den Marſchböden an der ſchleswigſchen Küfte 
üblihen Fettweidemwirthichaft bemerkt Hanſſen 112), daß ſich hier Verhältniſſe 
anbahnen, welche den englifchen ähnlich find. Diefe Art der Wirthichaft be— 
darf nämlich) Feiner Gebäude und feiner eigentlichen Haushaltung. Es find 
daher 3. B. in der Landſchaft Eiderftädt alle Höfe als überflüffig abgebrochen 
worden, jo daß nachher Zimmerleute, Maurer, Tifchler, Dachdecker und andere 
Bauhandwerker nicht mehr die frühere Beihäftigung für Bauten und Repara= 
turen fanden. Auch Radmacher, Schmiede, Schufter und Schneider haben 
weniger zu thun für die verarmte übrige Bevölkerung. Da dieje aber doch 
unterhalten werden muß, jo leiden die Grundeigenthümer felbft unter diefem 
Zuftande durch die fortwährend anfchwellenden Ausgaben für das kommunale 
Armenmwejen. 

Endlich wird vortı Niederrhein berichtet, daß die alten Bauerngüter bei den 
ftarf geftiegenen Preiſen derjelben und der erheblich gefteigerten Intenfität ihrer 
Bewirthihaftung vielfach zu groß für einen bäuerlichen Eigenthümer, aber doch 
wieder zu Hein für einen jelbftwirthichaftenden Gentleman find. Die Bauern 
verkaufen Ddiefelben daher an verpachtende Kapitaliften oder verpachten fie auch 
ſelbſt. Pächter von Bauerhöfen bilden hier, ähnlih wie in England, einen 
tüchtigen, aber grundbefiglofen ländlichen Mittelftand, 

Doc find das alles nur verjchwindende Ausnahmen von der Regel, daß 
die Bauerngüter ſich in der Selbftbewirthihaftung ihrer Eigenthümer befinden. 

Eine weitere Eigenthlimlichteit der größeren Bauerngüter befteht ferner 
darın, daß fie namentlich im Norden vollftändig arrondirt find und die Guts— 
gebäude in der Mitte der Ländereien haben, oder daß fie doch nur aus 
einigen wenigen getrennten Stüden beftehen. Diejen Vorzug theilen fie mit 
dem größten Theil des größeren Grundeigentfums, während die Klein und 
Zwerggüter, namentlid) im Süden und Südweften, aus einer Anzahl von im 
Gemenge mit den Gütern anderer Befiger. liegenden Parzellen beftehen. In 
Sid» und Mitteldeutfchland kommen übrigens auch große Bauerngüter mit fehr 
parzellirter Lage vor. 

Die geſchloſſene Lage der Bauerngüter iſt entweder eine Folge ur— 
ſprünglicher hofweiſer Anſiedelung, wie in Weſtfalen und am Niederrhein, 
einem Theil Schleswig = Holfteins, Nieder- und Oberbayernd, des badijchen 
Schwarzwald, Oberſchwabens, oder fpäter vorgenommener Arrondirungen 


111) Sahresbericht über den Zuftand der Landeskultur in Preußen für 1873. 
©. 162, 177. Hanſſen, Agrarbiftorifche Abhandlungen. Leipzig 1880. S. 248, 250. 
112) Hanffen, Agrarbiftorifche Abhandlungen. S. 252. 
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(Gonfolidationen, Commaſſationen, Separationen), wie z. B. in einem Theil der 
6 öftlichen Provinzen Preußens, einem Theil Hannovers, Braunfchweigs u. f. w. 
Dem bäuerlihen Beſitz namentlid im Norden ift ferner eigenthümlich, daß 
fi) auf feinem Gebiet des wirthſchaftlichen Lebens im Allgemeinen und der Grund: 
eigenthumsvertheilung im Speziellen beftehende Einrichtungen fo lange und fo 
zähe erhalten haben, wie auf dem der bäuerlichen Güter mit ihren feiten, meift 
nad) dem Gejpann abgeftuften Größenverhältnifien. Diefen feften Größen: 
verhältnifjen entipredhen dann auch beftimmte Bezeichnungen derfelben, die fid 
ebenfall3 noch vielfady in der Gegenwart erhalten haben. Sp unterfcheidet man 
in Hannover VBollmeier, Vollerben, Dreiviertelmeier (mit einem Befig von 
60—120 Morgen), Erbfötter, Halbmeier, Halberben, Großfäthner (Befig von 
30—60 Morgen), Käthner, Pflugkäthner, Marktkäthner, Höfelinger (Befit von 
8—30 Morgen), und ähnlich unterfcheidet man im Yandbezirt der Stadt 
Bremen zwiſchen Boll-, TDreiviertel-, Zweidrittel-, Halb: und Drittelbauern, 
Groß- und Kleinkäthnern, Brinkfigern und Neubauern 3). Und zwar find es 
nit nur, wie man meinen fünnte, die mit guts- und landesherrlichen Laſten 
und Yeiftungen belegt gewejenen Bauerngüter, welche fid) gerade wegen dieſer auf 
ihnen ruhenden Pflichten unveränderlid erhalten haben, fondern es haben auch 
eine Anzahl freier Höfe den Einflüffen der Zeit getrogt. Zu diefen Ietsteren gehören 
u. U. vielfach die zum friefifchen Volks- und Sprachgebiet gehörigen Bauernhöfe 
und fodann einige Bauernhöfe, welche im wiürtembergijchen Oberichwaben während 
des ganzen Mittelalterd freieigen geblieben find 114). Wenngleich die nivellirenden 
Einflüffe der Zeit fi aud auf dem Gebiet des Bauerngutsweſens geltend gemadıt 
haben, jo blieb durch alle Veränderungen hindurd) doch noch immer das fefte Ge— 
rüſt des bäuerlichen Beſitzes beftehen. Erſt in der unmittelbaren Gegenwart ericheint 
daflelbe — wie wir näher zu zeigen haben werden — ernftlich gefährdet. 

Im Gegenjat zu dieſen feiten Größenverhältniffen und VBenennungen der 
Bauerngüter im Norden und ausnahmsweife aud im Süden fteht als Regel 
die große Veränderlichkeit der Beſitzgrößen im Süden, ſowie in denjenigen 
Gegenden Mitteldeutſchlands, in denen die walzenden Srumdftüce prävaliren. 

Doc ſuchen wir nunmehr die wirtbichaftlihen Vorzüge und Scyattenfeiten 
des bäuerlihen Grundeigentbums feftzuftellen. 

Was zunähft die demfelben eigenen Kulturarten betrifft, jo jind die 
größeren Bauerngüter — wo Klima und Boden es irgend vorteilhaft ericheinen 
laſſen — auf den Körner: und Futterbau beſchränkt. Dieſer ſpielt hier die— 
jelbe Rolle, wie auf dem großen Grundeigenthum die Waldwirthſchaft, die 
Graswirthſchaft mit Viehzucht und der Bau folder Früchte, die namentlich in 
landwirthichaftlichen Nebengewerben gut zu verwerthen find, und wie auf dem 
Heinen Örundeigenthum der Bau von Gemüſe, Wein, Handelsgewächſen ſowie 
der für den Heinen Mann nothwendigen Nahrungsmittel. 

Vergleiht man die auf Körner- und Futterbau gerichtete Wirthſchaft des 
Bonern mit der des Klein- und Zmwerggütlers, jo wird man finden, daß in der 





113) Biebahın, Statiftif des zollvereinten und nörbliden Deutſchland. Thl. 2 
Berlin 1862. S. 570, 573. 

114) Vgl. über die brei Gemarkungen der Leute auf ber freien leutkircher Haide 
und über fonftige mehr vereinzelt gelegene freie Bauernhöfe: Die Befchreibung des 
Dberamts Leutkirch. ©. 103 ff. 
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Negel der erftere befjer und glüdlicher wirthſchaften wird, als der letztere, weil 
e3 diefem regelmäßig an den nöthigen Betriebsmitteln fehlt und er durch ver- 
mehrte Arbeit die reichlichere Düngung fowie durd die Hade und den Spaten 
den Pflug de3 Bauern nicht erjegen fann. 

Und felbft wenn man von den Vorzügen der Kleinkultur noch jo jehr 
überzeugt ift, jo wird man doc nicht behaupten wollen, daß weil da8 Bauerngut 
in der Regel außer den Arbeitökräften der Familie noch einiger Dienftboten- 
und ZTagelöhnerarbeit bedarf, dafjelbe, fo lange es ſich nämlich um wirklichen 
Ackerbau und Viehzucht und nit um Gemüſe-, Wein: und Handelsgewähsbau 
bandelt, jchlechter bewirthichaftet fein müſſe, als ein Eleineres, daS ohne fremde 
Arbeit fultivirt wird 115), 

Ein weiterer Vorzug des bäuerlichen Grundeigenthums gegenüber dem 
fleinen befteht darin, daß in Ländern, in denen der vermögende Bauernftand 
überwiegt, die Bevölferungsvermehrung langfamer vor ſich geht, al3 in Ländern 
mit vorwiegendem Kleinbeſitz. 

Daß es aber mwirklid ein Vorzug ift, wenn, wie Liſt fid) prägnant aus- 
drüdt, „die Viehvermehrung — und fegen wir hinzu: überhaupt die Vermögens: 
vermehrung — den Vorſprung vor der Menfchenvermehrung“ hat, braucht 
angejichtS der mehrfach aufgetretenen Symptome dafür, daß die Bevölferung bei 
und den Nahrungsipielraum zu überfchreiten droht, nicht näher begründet zu 
werden. 

Daß aber in Ländern mit vorwiegendem größeren bäuerlihen Grundeigen- 
thum die Bevölkerungszunahme langſamer vor ſich geht, als in Ländern wit 
vorwiegendem Kleine und Zwergbejig, erklärt fih aus den relativ günftigen 
öfonomischen Berhältniffen der Bevölterung — wie fie fid) durchſchnittlich im 
Bauernftande finden —, welche das Streben nady Erhaltung derjelben für die 
Nachkommenſchaft erzeugen. Dieſes Streben wirft dann wieder der Begrüns 
dung einer zahlreihen Nachkommenſchaft entgegen und gelangt unter An— 
derem auch darin zum Ausdrud, daß der Bauer fein Grundeigenthum 
möglihft ungetheilt zu erhalten ſucht. Und zwar geſchieht dies nicht nur 
während feines Lebens; auch über feinen Tod hinaus ift fein Wunfd 
darauf gerichtet, daß das Gut zujammenbleibe. E3 gelangt daher das väterliche 
Gut, nachdem der Beliger fih zur Ruhe gejeßt hat oder geftorben ift, in der 
Regel an eins der Kinder. Dasjenige Kind, dem dafjelbe zugedacht ift, bleibt 
gewöhnlich zu Lebzeiten des Vaters auf dem Hof, heirathet aber nicht früher 
als bis es Eigenthümer geworden ift. Das giebt im allgemeinen jpäte Heirathen. 
Schon aus diefem Grunde, fodann aber aud) deshalb, weil von den Verheiratheten 
feine größere Zahl von Kindern gewünfcht wird und der Wunſch auch hier der 
Vater der That ift, ift die Kinderzahl im Durchſchnitt eine geringere al3 im 
Kleinbefigerftande. Ferner bleiben die Geſchwiſter des bäuerlichen Hoferben ent- 
weder unverheirathet im elterlichen Haufe oder verlaffen dafjelbe und ziehen 
n die Fremde, um fi bier einem anderen Berufe zuzumenden. Auch 
it da beim Bauern dienende Gefinde meift unverheirathet. Endlich wird beim 
Vorherrſchen de3 größeren bäuerlichen Grundeigenthums in einer Gegend ber 
unbemittelten Klafje die Niederlafjung und das Heirathen trog der Aufhebung 





115) Bernbardi, Berfud u. f. w. ©. 431. 
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aller rechtlichen Beſchränkungen faktiſch noch vielfach erſchwert. Alle dieſe Um— 
ſtände wirken auf eine verhältnißmäßig langſame Bevölkerungsvermehrung, und 
es ſcheint überflüſſig, hier weitere ſtatiſtiſche Belege für den notoriſch beſtehenden 
Zuſammenhang zwiſchen Grundeigenthumsvertheilung und Bevölkerungsbewegung 
beizubringen 116). 

Im Vergleich mit der großen Gutswirthſchaft wird ſowohl in der 
älteren engliſchen wie auch in der deutſchen land- und volkswirthſchaftlichen 
Literatur die Bauernwirthſchaft bisweilen als untergeordnet geſchildert, indem 
von einem bei dem Bauernſtande vorhandenen, ganz hoffnungsloſen Mangel an 
her ausgegangen wird. Dem gegenüber hat aber bereit3 Bernhardi (1. c. 

©. 420) mit Recht darauf aufmerkſam gemacht, daß fi gar viele Gegenden 
Deutfchlands nachweiſen laſſen, in denen der Boden von mittleren und kleineren 
Grundeigenthümern in ſehr zweckmäßiger Weiſe benutzt wird. Und in der That 
hat daS bäuerliche Grundeigenthum wie gegenüber dem fleinen jo auch gegen: 
über dem großen manche nennenswerthe Vorzüge aufzumeilen. 

In erfter Linie gehört hierher, daß ſich in der Bauernwirthſchaft die 
nothwendige Arbeitstheilung unmittelbar an die natürlichte Gliederung, die 
Gliederung der Familie, anſchließt. Dem Bauern jelbft und ebenfo dem 
Interimswirth fällt die Entwerfung des Wirthichaftsplans, die Beſchaffung der 
erforderlichen Betrieb3mittel, die Anordnung und Ueberwahung der nöthigen 
Arbeiten, wobei er e3 gewöhnlid nicht verſchmäht, al3 VBorarbeiter ſelbſt Hand 
anzulegen und zu diefem Zwed, namentlich zur Saat: und Exntezeit, mit feinen 
Knechten gleich) nad Mitternacht an die Arbeit zu gehen, die Vertretung ber 
Wirihſchaf nach Außen, der Verkauf der Produkte, ſowie die Direktion etwaiger 
Nebengewerbe (Holzſäge-, Mühlen-, Fuhrmannsgewerbe) zu. Die Bäuerin hat 
die innere häusliche Oekonomie zu leiten und in der Regel auch die Viehwirth— 
ſchaft — die Aufzucht und Pflege der Hausthiere, namentlich der Kuh und der 
Ziege — zu beſorgen. Endlich müſſen auch die erwachſenen, ja bisweilen auch 
die halberwachſenen Kinder, gewöhnlich unter perſönlicher Leitung des Bauern 
oder der Bäuerin, jedes an ſeiner Stelle, als dienende Glieder in den Betrieb 
eingreifen. 

Sp liefern denn die Frau und Kinder der bäuerlichen Wirthſchaft bie 
nüglichiten Kräfte, deren Werth noch beſonders fteigt in Zeiten, in welchen 
fi) die nothiwendigen Arbeiten jehr drängen. Beſonders lebhaft muß dieſer 
Borzug der bäuerlichen Wirthichaft empfunden werden in der Gegenwart, die 
fi) durch hohe Löhne und Unbotmäßigkeit der Arbeiter auszeichnet +17). 

Diefe legtere Schattenfeite der heutigen Landwirthſchaft tritt auf dem Bauern⸗ 
gut auch deshalb weniger deutlich hervor als in der großen Gutswirthſchaft, weil 
das Geſinde, das von dem Bauern noch neben ſeiner eigenen Familie beſchäftigt 
wird, ſich dieſer meiſt einordnet und ihre wirthſchaftlichen Vorzüge bis zu einem 
hohen Grad annimmt. Und zwar gilt dies nicht nur für Verhältniſſe, in 
denen das Geſinde gleichſam als erweiterte Familie behandelt wird, wie z. B. 
in Braunſchweig, Lippe und in einem Theil des Südens, ſondern auch für Ver: 
hältnifje, wie die des Dftkreifes des Herzogthums Altenburg e3 find, in denen 


116) Würtemberg. Jahrbücher 1874. Theil 1. ©. 229. 
117) Conrad in feinen Jahrbüchern. Bd. XXXIV. ©. 40. 
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der fociale Abftand zwiſchen der Familie des Bauern und dem Gefinde ſich jehr 
ſchroff geltend macht. Das bäuerliche Gefinde ift Leicht im une zu behalten 
und betrachtet ſich felbft, wenn es gut gehalten wird, befonders dort, wo nod) 
alte einfache bäuerlihe Sitte herricht, als Theil der Familie Das hat 
aber wieder zur Folge, daß das bäuerlice Gefinde im Ganzen zuverläfjiger 
ft und mehr aus eigener Initiative zu handeln und zu forgen pflegt, als 
das Gefinde auf großen Gütern. 

Während jomit in den ftädtifchen Mittelflaffen und überhaupt in den 
höheren Ständen die Familie wirthſchaftlich betrachtet nur eine Gonfumtions- 
gemeinfchaft bildet, in der allenfall3 noch die letzte Anpaſſung der von Außen 
gewonnenen Güter an die ſpezifiſchen Bedürfniffe der einzelnen Yamilienglieder 
ftattfindet, und während in der Fabriktbevölferung die verfchiedenen Glieder der 
Familie zwar am der Produktion betheiligt zu fein pflegen, jo jedoch daf 
dieſes meift außerhalb der Familie gejchieht, indem fie ſich fremden Unter« 
nehmungen jede beſonders für ſich eingliedern, bildet im Bauernftande die 
Familie felbft noch eine Produftivgemeinihaft, von der dann aud) die in diejelbe 
eintretenden fremden Perfonen mit erfaßt und dem gemeinfamen Zweck dienftbar 
gemacht werden. Hier ift die Familie mit ihren ftarken Trieben und Tugenden mitten 
in den Produktionsprozeß hineingeftellt, und was im Großbetrieb durch fünftliche 
Arbeitätheilung und Arbeit3verbindung ſowie durch fünftlic) erfonnene Lohnſyſteme 
(Stüelohn, Spezialtantieme, Theilnahme am Unternehmergewinn der einzelnen 
Wirthſchaft, Produktivgenofjenfhaft) mühſam bewirkt werden ſoll, wird hier auf 
die einfachfte Weile, durch das allen Gliedern der bäuerlichen Familie gemein- 
fame Intereſſe und Gefühl, erreicht. 

Indem der Bauer ferner zugleich Wirthfchaftsdirigent, Auffeher und Arbeiter 
it, bezieht er die allen diefen Perſonen in der Großwirthſchaft zufommende Ent: 
Ihädigung und außerdem noc die Grundrente oder, richtiger gejagt, er faun 
ald Grundeigenthümer feiner Wirthihaft den größten Theil diefer Koften er— 
ſparen. &3 fällt demnach ein großer Theil der für die großen Grundeigen» 
thümer fo erheblichen Produftionskoften bei dem Bauern fort. 

Wegen der geringeren Ausdehnung feiner Wirthſchaft kann der Bauer feine 
Wirthſchaft außerdem befjer beaufjichtigen al3 der große Grundeigenthümer und 
dejfen Beamten. Auch vermag er, wo es Noth thut, fofort einzugreifen, und 
e3 geht auch fonft dur Nadläffigkeit, Untreue oder Trägheit der Arbeiter oder 
fonftigen Untergebenen weniger verloren. 

Mit der Kleine und Zwerggütlerwirthichaft hat ſodann die Bauernwirth- 
ſchaft aus den oben angeführten Gründen auch den Vorzug gemein, daß fowohl 
der Boden wie das Vieh individueller und jorgjamer behandelt wird, als in 
der Großwirthſchaft, ohne daß deshalb doch zugleic die Nachtheile der Klein— 
gütleret der Bauernwirthſchaft anzufleben pflegen. 

Wenn e3 richtig ift, was neuerdings vielfach angenommen wird, daß ent- 
ſprechend den Veränderungen, welche die Preiſe der verſchiedenen landwirthſchaft— 
lichen Produkte zum Steigen und Fallen zeigen (ſtärkeres Steigen der Preiſe 
der Eier, Hühner, Enten, des Rind- und Schweinefleiſches, der Milch, Butter, 
Erbſen, Kartoffeln, des Käſes ꝛc. als des Getreides, welches ſogar theilweiſe 
im Preiſe zurückgegangen iſt), die Aufgabe des Landwirths und namentlich des 
bäuerlichen Landwirths in Zukunft darin beſtehen wird, ſich weniger auf den 
Getreidebau und mehr auf den Gemüſe- und Obſtbau, ſowie auf die Vieh und 
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Geflüigelzucht zu legen, jo wird die natürliche Arbeitögliederung der bäuerlichen 
Familie und ihre Fähigkeit individueller Behandlung einzelner Betriebszweige 
— in Zukunft — bei den in Ausficht genommenen Kulturzweden, melde be 
ſonders große Sorgfalt erheiichen, von nod größerer Bedeutung fein, al3 fie es 
bereit3 in der Gegenwart iſt 118). 

Dben wurde angeführt, daß der durch die bequeme Ausnugung günftiger 
Konjunfturen gegebene Vortheil des großen Grundeigenthums leicht zum Nach: 
theil der Konſumenten ausgenugt werden fann. Dagegen kommt es der All 
gemeinheit zu Gute, daß der mittlere Grundeigenthüimer feine Produkte nicht fo 
lange liegen laffen kann, um hohe ®Preife nicht blos abzuwarten, fondern 
jelbft zu bewirken. it er daher zu feinem eigenen Nachtheil gezwungen zu 
niedrigen Preifen zu verfaufen, jo fommt das doch den Käufern zu Gute 119), 

Und auch jonft dedt ſich das Intereſſe des bäuerlichen Grundeigenthümers 
vielfach befjer mit dem allgemeinen Bolfsinterefje, al3 das des großen, nament- 
lic; aber al3 das des Eleinen Grundeigenthümers, indem er einerſeits durch 
Körnererzeugung, Aufzucht von Junge und Maftvieh fowie von Geflügel :c. 
dem Markt wichtige Produkte Liefert und andererfeit3 der inländischen Induſtrie 
eine umfangreiche und folide Kundſchaft ftellt. 

Da das Verhältniß der Zahl der Befigenden im Vergleich zu der Zahl der 
Dienenden in Yändern mit vorwiegendem bäuerlihen Grundeigenthum ein günftiges, 
menigftend gin günftigeres ift, al3 in Ländern mit vorwiegendem Großgrund- 
eigenthum, und da die einzelnen bäuerlichen Wirthichaften einen verhältnigmäßig 
höheren Reinertrag liefern, al3 die Klein und Zwergwirthſchaften, fo zeigt der 
durchſchnittliche Wohlſtand hier eine beſſere Entwidelung al3 bei vorherrichendem 
Groß- oder Kleinbejig. 

AS Beleg für den größeren Wohlftand in Ländern mit vorwiegendem 
mittleren Grundeigenthum — im Bergleidh zu Ländern mit vorwiegendem 
großen und fleinen Grundeigentfum — mögen folgende Beifpiele dienen. 

Eins derfelben entnehmen wir dem Künigreid; Wirtemberg. Hier ftehen 
die öftlihe und weſtliche Landeshälfte hinfichtlihh der Vertheilung deg Grund: 
eigenthbum3 in einem auffallenden Gegenjag zu einander, indem — wie wir 
bereit3 oben näher ausgeführt haben — im Oſten das relativgrößere Grund» 
eigenthum prävalirt, während im Welten die Theilung vdefjelben im Allgemeinen 
viel weiter geht. 

Diefer Gegenfag iſt nun zum Theil bedingt durch natürliche Faktoren. Zu 
denjelben gehören: im Oſten die größere Erhebung über dem Meere, die geringere 
Fruchtbarkeit, die größere Ylächenausdehnung der Felder auf zufammenhängen« 
den Plateaus; im Weften dagegen die geringere Erhebung über dem Meere, 
die größere Fruchtbarkeit de3 Bodend und die mannigfaltigere Terraimbildung. 
Zum anderen Theil ift es aber die verjchiedene Agrarverfafjung geweſen 
— im Weſten feit Jahrhunderten freie Theilbarfeit des Grundeigenthums, im 
Dften längere Fortdauer des Yehns- und Grundherrlichkeitsverbands mit feiner 
den bäuerlichen Befig zufammenhaltenden Kraft —, melde die Anfchmiegung 


& 118) Conrad in feinen Jahrbüchern. Bd. XXXVL. ©. 40. Bd. XXXIV. 
9. 249. 
119) Bernhardi a. a. O. ©. 437. 
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der ren an die ungleichen natürlichen Berhältnifie be= 
wirft hat. 

Auf diefer Grundlage der Bodenvertheilung baut ſich folgende wirthichaft- 
liche und fociale Verſchiedenheit auf. 

In der öftlihen Hälfte hat der Getreidebau und die Viehzucht (zum Ab- 
ſatz nach Außen) auf ftattlihen Bauerngütern größere Ausdehnung al3 in der 
weftlichen Landeshälfte. Der Charakter jenes Landestheils ift ein vorwiegend 
agrarifher. Das Gewerbe beichäftigt fich vorzug3weife mit der Berarbeitung 
landwirthichaftlicher Produkte, und die Brauereien, Brennereien, Mühlen, 
— :c. find vielfach mit größeren und mittleren Gutswirthſchaften ver— 
bunden. Ä 

Dagegen wird in der weftlichen Landeshälfte der Aderbau in Verbindung 
mit Wein-, Handelsgewächs⸗ und Obftbau, und in Waldgegenden mit Waldbau 
jowie mit der Verarbeitung von Waldproduften betrieben. Auch ift die Verbindung 
landwirthichaftliher mit gewerbliher Beihäftigung jehr verbreitet und in allen 
Abftufungen anzutreffen. Die Induſtrie wird hier durch den Reichthum an 
Wafferkräften unterftügt, und endlich bildet die mweftliche |Randeshälfte auch ein 
dem Lauf des Waſſers folgendes einheitliches Verkehrsgebiet. 

Die durchſchnittlichen Wohlftandsverhältniffe finden in folgenden Zahlen 
einen jehr beredten Ausdrud. | 

Theilt man nämlid; die ganze Bevölferung der beiden Landeshälften in 
2 Klafjen, von denen die eine mehr, die andere weniger ald 2 fl. direkter 
Steuern & Perfon zahlt, jo kommen 


Einwohner, auf Einwohner, auf Einw. 
welche weniger . „,  welde mehr in‘ im 
als 2 fl. dirette in Vo als 2 fl. direkte = Ganzen 
Steuern entfallen, Steuern entfallen, im %. 
auf die weftliche 1867 
Landeshälfte 792215 75,56 256305 24,44 1048520 
auf die öftliche 
Landeshälfte 401797 55,05 328079 44,44 729876 120) 


Im Einzelnen werden diefe Zahlen durch folgende Schilderung der Wohl- 
ftand&verhältnifje in der öftlichen Hälfte Wiürtembergs ergänzt. Speziell über 
Oberfhwaben und das angrenzende, ähnliche Bodenvertheilungsverhältniſſe 
aufweifende Bayrifche Allgäu heißt es in einer aus dem Jahr 1879 ftammen- 
den Schilderung: Freundliche Gehöfte mit farbigen Schindelanſchlägen, fpiegel- 


120) Würtembergifche Jahrbücher. Jahrgang 1874. Thl. 1. ©. 121. Jahrgang 
1851. Thl. 1. 1. Hälfte. ©. 93, 94. Zu einem ähnlichen Reſultat gelangt auch 
Geyer, Unterfuchungen II, ©. 30, wenn er findet, daß die Konfumtiongziffer ben 
Nedar- und Donaufreis im allgemeinen Wohlftand höher ftehend zeigt, als die beiden 
übrigen Kreife. Im Nedarkreife wirkt zu biefem Reſultat namentlih die Stadt 
Stutt art jowie überhaupt die bier auch fonft ftarf vertretene Inbuftrie mit, welche 
da t eilmeife Elend des Zwergbeſitzes verbedt, während im Donaufreife, insbeſondere 
im füdlihen Theil deffelben, in Oberfchwaben, das Ueberwiegen der großen bäuerlichen 
Güter und die geringere Volksdichtigkeit den allgemeinen Wohlftand fördert und hebt. 
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glatten Penftern und weißen Vorhängen treten einem bier überall entgegen. 
Dem Aeußeren diejer y. entjpriht denn auch ihre innere Einrichtung, ſowie 
die Lebensweiſe ihrer Bewohner, entjpridht namentlich der Luxus, mit dem fie 
das Gefährt ausftatten, wenn fie in die Kirche fahren und ſich hier vor ihren 
Nachbarn ſehen laſſen. Auf dem Wege zur Kirche begegnet man meift Chaiſen 
mit hübſchem Gejpann, das Geihirr mit breiten Meffingichnallen verfehen, 
Sattelpferden mit Dacdhsfellen. Beim Krämer werden neumodiſche Kleiderftoffe 
gefauft. Morgens wird Kaffee getrunfen und Mittags ſowie Abends gut ge— 
gefien. Der Sonntag wird zum Theil im Wirthshaus verbradt. Wenn 
ein ſolcher Luxus auch von fehr zweifelhaften Werth ift, fo ift er doch immer 
ein Beweis für den Wohlftand der Bauern jener Gegenden. Und auch die 
Lebenshaltung der Arbeiter ift, wie wir weiter unten zu zeigen haben werden, 
eine verhältnigmäßig günftige 121). 

Mit diefer Darftellung fontraftirt nicht vortheilhaft die Schilderung, die 
der Reutlinger Rechtsanwalt D. Hahn in feiner bereit3 mehrfad erwähnten 
Schrift: „Die Noth unferer Bauern und ihre Urfahen“ (Reutlingen 1880) 
von dem Klein= und Zwerggütlerwefen der weſtlichen Hälfte giebt. 

Ein zweites Beispiel dafür, daß Gegenden mit einem mäßigen Bauernftand 
günftigere Wohlftandsverhältnifje und eine größere Widerftandsfraft gegenüber 
landwirthſchaftlichen Nothitänden aufweifen, al8 Gegenden, in denen durch 
fortgeſetzte Zerſtückelung des Grundeigenthums dafjelbe in lauter Klein und 
Zwerggüter aufgelöft worden ift, Liegt in dem oberſchleſiſchen Kreife Pleß vor. 
Hier haben ſich unter gleichen natürlihen und volkswirthſchaftlichen Bedingungen 
neben Gemeinden mit großentheils jehr ftarf zerftüdeltem Grundeigenthum einzelne 
Gemeinden mit einem fräftigen Bauernftand (Grzawa, Miedznu, Warſchowitz, 
Krier ꝛc.) erhalten. Die Folge diefer verſchiedenen Grundeigenthumsvertheilung 
ift, daß während die legteren jich einen gewiſſen Wohlftand bewahrt haben, die 
erfteren dagegen, namentlich in Folge des legten Nothftands, in völligen Verfall 
gerathen find 122). 

Diefe beiden Beifpiele ließen ji noch durd viele andere ergänzen, die 
alle dafjelbe Reſultat liefern würden. 

Aber auch für den Vergleich der Wohlftandsverhältniffe in Gegenden mit 
vorwiegendem Großgrundeigenthum und der Berhältnifje in foldhen Gegenden, 
in denen das bäuerliche Grundeigentum ftärfer vertreten ift, fehlt es nicht 
an beweisfräftigen Beifpielen. Wir verdanken die Mittheilung eines derfelben 
dem mit den örtlichen Verhältniffen der verglichenen Gegenden mwohlbefannten 
Landtagsabgeordneten Sombart. Die betrefienden von und benugten Daten 
find theil3 dem Büchlein unſeres Gewährsmanns: Die Fehler im Par: 
zellirungSverfahrend der preußiihen Domänen, Berlin 1876, theil3 brieflichen 
Drittheilungen defjelben entnommen. 

Verglichen werden hier einestheil3 der jetige Regierungsbezirk Straljund 
mit feinen vier Kreifen Franzburg, Grimmen, Greifswald und Rügen (Neu: 





121) Würtembergifhes Wocenblatt für Landwirthſchaft. Jahrgang 1879. 
Nr. 26, 27. 
122) Bericht des Landraths von Bitter über dem oberfchlefiihen Noth— 
ftand. ©. 36. 
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vorpommern), und anderentheild die zum Negierungsbezirt Magdeburg gehörigen 
Kreife Stendal, Gardelegen, Salzwedel und Ofterburg (Altmark). 

Die beiden zu vergleichenden Landestheile wurden von einem und demfelben 
Staat3begmten, dem verftorbenen 2. D. R. Often, von der Generallommiffion in ' 
Stendal, zu Anfang der fechziger Jahre behufs der Grundfteuerregulirung ein« 
gelhäst. Die dadurd gewonnenen in hohem Grade vergleichbaren Rejultate 
find für: 


Neuvorpommern: 
Fläche Reinertrag 
nach Morgen Summe nach Thalern pro Morgen in Sgr. 
Acker 1020129 2124545 
Garten 6686 23516 
Wieſe 171062 244530 
Weide 78835 45 469 
In Summa 1276712 2438 460 57,50 


mit Ausschluß der ftädtifchen Feldmarken 2369 354 


die Altmark 


Fläche Reinertrag 
nach Morgen Summe nach Thalern pro Morgen in Sgr. 
Acker 878642 987117 
Garten 14486 31472 
Wieſe 222755 319281 
Weide 194155 96599 
In Summa 1309 998 1434 469 32,81 


mit Ausschluß der ſtädtiſchen Feldmarken 1422182 


Somit bleibt die Altmark, trogdem fie 23000 Morgen Kulturland mehr 
befigt, al3 Neuvorpommern, Hinfichtlih des Neinertrags ihres Kulturlandes 
jährlih um ca. 1 Mill. Thaler hinter dem Reinertrag des neuvorpommerjchen 
Rulturlandes zurüd, was ſich wohl hauptſächlich durdy den grasmwüchfigen Boden 
Neuvorpommern3 und den viel geringeren Boden der Altmark erklärt. Ferner 
ft die Bevölkerung auf die Fläche reduzirt in beiden Landestheilen ungefähr 
gleich dicht, während die Wirthſchaftskoſten, wenigſtens ſoweit fie die Arbeitskraft 
betreffen, in der Altmark höher find al3 in Neuvorpommern. 

Für die durchichnittlicen Wohlftandsverhältniffe, die landwirthſchaftliche 
Eultur, die Steuerkraft und die Page der arbeitenden Klaſſen dürfte aber weniger 
diefe natürliche Ausftattung, als die Grundeigenthumsvertheilung und die durch 
diefelbe bedingte foziale Gliederung maßgebend fein. 

Neuvorpommern zählt nämlich 14 Städte, 185 Landgemeinden und 694 
große Güter; die Altmark dagegen 13 Städte, aber 526 Landgemeinden und 
nur 129 Rittergüter. Demgemäß vertheilt ſich der gefammte Grundbeſitz in 
Prozenten feine3 Gefammtareald auf: 


die Stadtfluren Landgemeinden Gutsbezirke 
m Neuvorpommern 4,59 14,15 80,90 
in der Altmark 5,85 76,49 17,66 
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Trotz des ſchlechteren Bodens weiſt die Altmark in Folge der günftigeren 
Grundeigenthumsvertheilung. — Vorwiegen de3 mittleren Grundeigenthums, 
während in Neuporpommern das große Grundeigenthum prävalirt — eine 
intenfivere landwirthihaftlihe Kultur, eine größere Steuerfraft und eine befjere, 
behaglichere Lage der arbeitenden Bevölkerung auf. Der größere allgememe 
Wohlftand der Altmark ſpricht ſich zunächſt in der Biehhaltung und dem Vieh— 
befis aus. Es wurden gezählt 

Pferde Rindvieh Schafe Schweine Ziegen Rebuzirt auf pro geogr. 

in Neuvor: R.Gtoßvieh Meile 
pommern 29649 72404 524645 44495 4717 180878 3015 
1.d. Altmark 32 880 100848 355455 94344 21997 210938 3472 


Alſo trog geringeren Bodenwerths hat die Altmark dennoch abjolut und 
relativ betrachtet einen größeren Biehftand al3 Neuvorpommern, was namentlich 
daraus hervorgeht, dag in Neuporpommern erft auf eine Fläche von 13,50 Thlr. 
Grundfteuerertrag ein Stüd Großvieh, in der Altmark aber bereits auf 6,80 
Thlr. Reinertrag ein folches entfällt. 

Wenn man die einzelnen Thierarten ferner in Betracht zieht, jo fteht 
die Altmark gegenüber Neuvorpommern nur in der Zahl der Schafe zurüd, 
übertrifft diefen Yandestheil aber in der Zahl der Pferde und des Rindviehs 
und namentlich in der Zahl der Schweine und Ziegen. Und dies erklärt fih 
leiht aus der verjchiedenen Grundeigenthumsvertheilung. Denn die Kuh, da3 
Schwein und die Ziege find die Hausthiere des mittleren und Kleinen Yand- 
wirths, weil die Bäuerin die Aufzucht und Pflege derjelben perjönlich beforgt 
oder wentaftens überwachen kann. Auch werden die Abfälle der kleinen Haus: 
baltungen viel vationeller verwerthet, als es im Großbetrieb übechaupt aus: 
führbar iſt. Dagegen eignet ſich die Schafhaltung mehr für große Güter. 

Dem größeren Viehbeſitz der Altmark entſpricht auch die größere Steuerkraft. 

Die abfolut betrachtet etwas ftärfere ländliche Bevölkerung der Altmark 
(1875: Geſammteinwohnerſchaft der Altmart — 142342 gegen 126 748 Ein- 
wohner Neuvorpommerns) zahlte im Jahre 1876 bei einem Grundſteuer-Rein— 
ertragswerth ihrer Ländlichen Yiegenjchaften von 1422182 Thlen. an Klafjen und 
Einfommenfteuer 334 759M. oder per Kopf 2,42 Mark. Diefe Summe jegte 
fid) aus folgenden Faktoren zuſammen: 

an Eintommenftenuer 68858 Mark (1628 Einfommenfteuerpflichtige) 

an Klafjenfteuer 265901 „ 

In Summa 334759 Mark. 

Dagegen zahlte die Ländlihe Bevölkerung Neuvorpommerns im felben 
Jahr bei einem Grundfteuer-Reinertragswerth ihrer Ländlichen Liegenſchaften von 
2 369 354 Thalern an Klaſſen- und Einfommenfteuer nur 283497 Mark oder 
per Kopf 2,34 Mark (während Neuvorpommern im jelben Verhältniß wie die 
Altmark, nad) der Produktionskraft feines Bodens gemefjen, hätte zahlen müſſen 
553365 Mark oder per Kopf 4,57 Mar). 

Bon der obigen Summe entfallen auf 

die Einfommenfteuer 128088 (1760 Einfommenfteuerpflichtige) 
die Klafienfteuer 155 409 


283 497 
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. Der gejammte Ertrag der Klaſſenſteuer vertheilte fi dann wieder unter 

die 12 Steuerftufen in folgender Weiſe. 

* Veranlagung zur Klaſſenſteuer für das Jahr 1876 in den Ländlichen Ort- 
en: 


Neu:Borpommern, der Altmart. 


Stufe Zahl der klaſſen- auf je 1000 Zahl der klaſſen- auf je 1000 
A Mart  feuerpflichtigen Einwohner fteuerpflihtigen Einwohner 


Perjonen entfallen Berjonen entfallen 
I 3 16 745 178,38 16 660 185,00 
I. 6 4555 48,52 5 049 47,60 
m. 9 964 10,27 1496 14,19 
IV. 12 847 9,02 1356 12,86 
V. 18 517 9,51 1003 9,56 
VI. 24 318 3,39 740 7,02 
VII. 30 225 2,40 634 6,02 
VIII. 36 251 2,67 952 5,24 
IX. 42 142 1,51 559 5,30 
X. 48 128 1,81 468 4,39 
XI. 60 95 1,01 371 3,52 
XI. 72 121 1,29 311 2,95 
In Summa 24903 29194 


Während in Neuvorpommern die Eenfiten in den beiden unterften Klaſſen— 
fteuerftufen und ebenfo in den höheren Einfommenfteuerftufen relativ ftark ver: 
treten find, weiſen dagegen für die Altmark die Eenfiten in den höheren Klafjen- 
fteuer- und den unteren Einfommenfteuerjtufen höhere Prozentfäge auf. 

Einen ähnlichen Vergleich, wie er oben zwiſchen Neuvorpommern und der 
Altmark angeftellt worden, hat im Jahre 1855 Fr. Harkort zwiſchen der 
agrarifch-induftriellen Provinz Weftphalen mit ihrem mannigfach abgeftuften 
Grundeigenthum und ihrem Fräftigen Bauernftand einerfeit3 und der rein agrifolen 
Provinz Pommern mit ihrem vorwiegenden Grofgrundeigenthum gezogen. 
Dabei gelangte er zu dem Reſultat, daß in Weftphalen die Bevölkerung dichter, 
der BViehftand (mit Ausnahme der Schafe) zahlreicher und befjer, der Rein— 
ertrag größer, die Wohnungs: und Nahrungsverhältnifje der ländlichen Bevölke— 
rung günftiger, die durchfchnittliche Yebensdauer Länger, die Schulbildung höher, 
das kirchliche Leben reger, die Zahl der unehelichen Kinder geringer jet als in 
Pommern 123). 

Am deutlichften zeigt fich der Werth eines Fräftigen Bauernftandes freilich 
erſt in Zeiten langandauernder Nothftände, wie fie durch Krifen, Kriege, 
Revolutionen, Misernten, Ueberſchwemmungen und andere Unglüdsfälle er= 
zeugt werben. Während die Noth in folhen Zeiten die großen Grund» 
eigenthiimer von Haus und Hof vertreibt und unter den Kleingütlern und 


— — — 


123) Fr. Harkort, Ueber das Proletariat, die Theilbarkeit des Grundbeſitzes 
und die Erzeugung billigerer Lebensmittel. Hagen 1855. 
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Zwergwirthen entſetzliche Verheerungen anrichtet, bleibt der Bauernſtand wenn 
auch nicht ungebeugt, ſo doch ungebrochen. Auf denſelben findet in ſolchen Zeiten 
in etwas verändertem Sinn das Dichterwort Anwendung: 


Fremde Eroberer kommen und gehn — 
Wir gehorchen, aber wir bleiben ſtehn! 


Während einer Jahrhunderte alten Geſchichte iſt dem deutſchen Bauern⸗ 
ftande eine Fähigkeit des Duldens und der Entſagung ſowie eine Widerftands- 
fraft anerzogen worden, die fi) in vielen Gegenden auch während der fchweren 
Krifis am Anfang des Jahrhunderts und dann wieder in der jüngften Ver: 
gangenheit bewährt hat. 

Dies wird für die Gegenwart neuerdings u. U. aus Schleswig: 
Holftein, diefer Provinz, welche vorzugsweife Aderbau treibt, in welcher das 
Grundeigentbum im Ganzen noch wenig zeriplittert ift und der Bauernſtand 
durch feine Wohlhabenheit und feine Bildung eine hervorragende Stellung ein 
nimmt, beftätigt. Ueber die gegenwärtige landwirthichaftlihe Kriſis heißt es 
im Ausſchußbericht des fchleswigeholfteinihen Provinziallandtags vom 11. Nor 
veınber 1880, ©. 4: „Es eriftirt noch immer Wohlhabenheit genug unter den 
Landleuten, noch immer ift die Beſchwerung durd Hypotheken im Allgemeinen 
feine übermäßige und Gottlob hat ſich der Yamilienfinn und die Anhänglichkeit 
an das ererbte Grundeigenthbum in unferem Landmannzftande fo ſtark ermiefen, 
daß ganz andere wirthſchaftliche Krifen, als es die hoffentlich überftandene war, 
eintreten müßten, um unferen Bauernftand zum Preisgeben feiner väterlichen 
Hufe zu vermögen.” Welch erfreulihen Gegenja bilden diefe Worte zu den 
Schilderungen über den Notbftand fowohl in den Großgüter- wie in den Klein 
und Zwerggiterdiftrikten! 

Dafjelbe Urtheil wiederholt ſich dann inmerhalb des oberjchlefiichen Noth> 
ftandSgebiet3, indem hier eine gemifje VBerfchiedenheit in der Grundeigenthums- 
vertheilung zwifchen dem an Ruſſiſch-Polen grenzenden Kreis Lublinig und den 
Kreifen Pleß und Ryhbnik befteht. 

In diefen letzteren beiden Kreifen, in denen, wie wir oben erwähnt haben, 
nur einzelne Gemeinden des Kreiſes Pleß eine bemerkenswerte Ausnahme 
bilden, hat bei weitgetriebener Zerfplitterung des Auftifalbefiges, trog im Ganzen 
vielleicht etwa günftigerer natürlicher Verhältniffe, der Nothſtand in den Testen 
Jahren viel größere Dimenfionen angenommen, als in dem Kreiſe Lublinig 
mit feiner ſchlechteren Bodenbefhaffenheit und gänzlichen Abgefchiedenheit, weil 
in diefem fich der bäuerlihe Beistand im Ganzen befjer erhalten hat als in 
den Kreifen Pleß und Rybnik, und die Einlieger in den Wäldern, auf den 
Domänenhöfen und ausländifhen Werken zu mäßigen Löhnen im Ganzen aus: 
reihende Beihäftigung finden 174). 

Diefe im Vergleih zum Kleine fowie zum Groß-Grundeigenthiimer größere 
Widerſtandskraft des Bauern, welche ſich namentlich in lang andauernden Nöthen 
bewährt, erklärt ſich durch Folgendes: 





124) Bericht des Landraths v. Bitter über den Oberfchlefiichen Notbftand. ©. 4. 
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1. Die Lebenshaltung de8 Bauern in normalen Zeiten bat nicht wie 
bei dem Kleingütler häufig bereits die unterfte Stufe erreicht. Er kann daher 
in Zeiten der Noth aus feiner regelmäßigen Lebenshaltung herabfteigen, ohne 
doch deshalb an dem zum Yeben abjolut Erforderlichen Mangel zu leiden. 

2. Gegenüber dem großen Grundeigenthümer befindet ſich der Bauer in 
Zeiten der Krifis im Vortheil, weil er ſich durch Erfparnifie in feiner 
Wirthſchaft in ganz anderer Weile helfen kann als jener, indem Einſchränkungen 
in feinen perfönlicen Ausgaben zugleid, Erjparnifje an den Koften feiner Wirth« 
Mh Ir ‚ was für den Grofgrundeigenthümer durhaus nicht in derjelben 
Weiſe gilt. 

3. Sodann ift die Lage des Bauern eine befjere, al3 die des Groß— 
grumdbefigerö, weil der Bauer den größten Theil dejien, was er an 
Nahrung, Kleidung, Wohnung und Beheizung bedarf, felbft hervorbringt, 
während in die übrigen ländlichen Kreife, namentlid in die der großen 
Örundeigenthümer, die Geldwirthihaft viel tiefer eingedrungen ift. Diefer 
Vorzug ift dem Kleingütler freilih in nod höherem Grade al3 dem Bauern 
eigen, doch wird er beim Sleingütler wieder durch andere Nachtheile mehr als 
aufgehoben, während diejes beim Bauern nicht der Fall ift. Uebrigens muß 
bemerft werden, daß der große Grundeigenthümer de3 Oſtens in dieſer Be— 
ziehung dem Bauern näher fteht, als etwa der am Rhein oder in der Provinz 

ien. 

Diefer letztere Vorzug — daß nämlich der Bauer nur einen Theil feines 
Produft8 abzujegen braucht, einen Theil deijelben dagegen jelbjt verbraudht — 
fommt der bäuerlihen Wirthſchaft namentlih zu Gute in Webergangszeiten, 
wie die gegenwärtigen es für die weſteuropäiſche Landwirthſchaft find. Dieſe 
harafterifiren ſich dadurh, daß der Weltverfehr nunmehr auch für die land— 
wirthichaftlichen Produkte die Preife zu normiren und zu nivelliven beginnt 
und dadurdy die beftigften Krifen in der Landwirthſchaft derjenigen Länder er— 
zeugt, in denen fid) die Produftionskoften und Preife der Produkte de Bodens 
bisher hauptſächlich nad) Iofalen Bedingungen richteten. 

Der ſpezifiſch joziale Werth des Bauernftandes befteht dann darin, daß er 
auf dem Lande noch den die Arbeitöfraft, Arbeitätüchtigfeit und Arbeitöfreudig- 
feit mit einem mäßigen Bejig verbindenden Mittelftand vepräfentirt, während 
derjelbe in den Etädten und im Gewerbe immer mehr zu verſchwinden droht. 

Eine ſolche Bevölkerungsklaſſe ift, wie oben gezeigt wurde, nicht nur befjer 

als der Stand der großen und fleinen Grundeigenthümer befähigt, ſchwere Zeiten 
zu überwinden, fondern leiftet auch in normalen Zeiten, indem er in der Mitte 
zwiichen dem Großgrundeigenthümer und dem ländlichen Tagelöhner fteht, der 
Volkswirthſchaft den unſchätzbaren Dienft eines Bindeglied zwiſchen den ſich ab— 
ftoßenden Extremen. 
Damit ift zugleich gejagt, daß der Bauernftand nicht nur an jid ein wich— 
tiger Beftandtheil der Gefellichaft, fondern daß er es auch mit Rüdficht auf die 
übrigen Beftandtheile ift. Fur den großen Örundeigenthiimer ift er e3, indem 
diefer ſich erft vollftändig ficher fühlen fann, wenn fein Befig auf der breiten 
Bafis eines verbreiteten bäuerlichen Befiges ruht. Auch giebt es ohne Fräftigen 
Bauernftand feine zufriedene Klaſſe Ländlicher Kleinbefiger und Arbeiter. 

Auf diejen legteren Punkt haben wir jegt einzugehen, indem wir nad) 


. 
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zuweiſen ſuchen müſſen, daß die ſoziale Stellung des ländlichen Arbeiterſtandes 
bei vorherrſchendem bäuerlichen Grundeigenthum eine beſſere iſt als bei vor— 
herrſchendem großen Grundbeſitz. 

Was zunächſt das Geſinde betrifft, jo bildet daffelbe in den Gegenden des 
vorwiegenden bäuerlichen Beſitzes eine viel größere Quote der landwirthichaft- 
lichen Arbeitsträfte, al3 in den Großgüterbezirfen. Died gilt namentlich für 
Siüd- und Weftdeutfchland. Hier fehlen die fontraftlich gebundenen Tagelühner 
Nordoftdeutichlands faſt ganz und auch von den freien Zagelöhnern fucht ſich 
der ländliche Arbeitgeber möglichft unabhängig zu machen, weil er nicht immer 
mit Sicherheit auf fie rechnen kann. Aber nicht nur der Bedarf nach länd- 
lichem Gefinde, fondern auch die Möglichkeit dafielbe zu erhalten, ift in Süd—⸗ 
und Weftdeutichland und überhaupt in den Gegenden mit vorwiegenden Bauern: 
gütern größer, als in Norboftdeutihland, und hier wieder namentlich in 
Gegenden mit vorwiegendem Großgrundeigenthum. Dies erklärt ſich Folgender- 
maßen: wo da3 mittlere und Kleine Grundeigenthum vorwiegt, ift der Unterſchied 
zwiichen den einzelnen Klafjen der Grundeigenthiimer und der Ländlichen Arbeiter 
weniger groß. Es befteht eine allmähliche Abftufung von dem nur ein Haus 
befigenden Arbeiter bis zum großen Grumdbefiger. In Folge deſſen erblidt 
der Bauer aud) feine Herabwirdigung darin, die eigenen Kinder für eine Zeit 
lang als Dienftboten auf andere Gitter zu verdingen. 

Alle diefe Umftände tragen dazu bei, dem ländlichen Gefindewefen namentlich 
in Süd- aber aud in Weftdeutichland eine größere Ausdehnung und Bedeu 
tung, namentlich aber eine höhere foziale Stellung zu gewähren, als in Nord: 
und namentlid Dftdeutichland. 

Die Lage des Gefindes ift beſonders dort fehr günftig, wo das Gefühl 
focialer Zufammengehörigkeit zwilchen ihm und dem Bauern, das fid) nament: 
lid in dem gemeinfamen Mahlzeiten, im Zuſammenwohnen in einem und dem- 
jelben Haufe u. ſ. w. äußert, noch lebendig ift, fo namentlich in Braunfchweig, 
Lippe, in einem Theile des deutjchen Südens u. |. w. 

Freilich ift daS nicht überall der Fall. So wird im Oſtkreiſe des Her: 
zogthums Altenburg nicht nur ein großer Unterfchied zwifchen dem Bauern und 
feinem Gefinde, jondern auch zwilchen den einzelnen NKategorieen der Bauern 
gemacht. Wenn jchon im Wirthshaufe der 6 und 4-Pferdebauer es unter 
feiner Würde hält, fih an einen und denfelben Tiſch mit dem 2=Pferdebauer 
zu feßen, fo wird eine foldhe Gemeinfhaft der Mahlzeit und des Lebens mit 
dem Knecht erft recht gemieden 122). 

Inder ift doch aud) in Sud- und Weftdeutichland, entiprehend der Richtung 
unferer Beit, die Neigung der Bevölferung, Gefindedienfte zu nehmen, im 
Schwinden. Beſonders zeigt ſich dies feit Erleichterung der Eheſchließung und 
Niederlafjung, fo daß viele Perſonen, welche früher eine Geſindeſtelle an- 
nahmen, jett die Gründung eines eigenen Heerds vorziehen. 

Neben dem Gefinde find al3 weitere Klafje der ländlichen Arbeiter 





125) Bon der Lage des braunſchweigiſchen Gefindes giebt ſelbſt ein — ſcharf 
urtheilender Socialift zu, daß fie — ganz befriedigende ſei. Liebknecht, Zur 
un und Bodenfrage. ©. 119. v. d. Goltz, Lage des Ländlichen Arbeiterftandet. 
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bevölferung in Gegenden mit mannichfach abgeftuften und vorzugsweiſe bäuer- 
lichem Grundeigenthum die Tagelöhner, die auf eigenem Grund und Boden figen 
oder zur Miethe wohnen, anzuführen. Auch fie bilden hier einen ftärferen 
Bruchtheil der Arbeiterbevölferung als in den Großgüterbezirken. 

Dies gilt namentlid) vom deutfchen Süden; aber auch aus einigen Theilen 
des Nordens, fo aus der Markt Brandenburg, wird berichtet, daß der Stand 
der Heinen Grundeigenthümer, deren Befig jedod) nicht ausreicht zum Unterhalt 
ihrer Familie, und die deshalb genöthigt find, neben der Bearbeitung ihres 
Eigenthums andere Arbeit zu fuchen, ein jehr zahlreicher iſt. Diefe Heinen 
Grundeigenthüimer finden fih in der Mark unter den verjchiedenften Berhält- 
niſſen: theils in abgejonderten meift zur Zeit Friedrichs des Großen angelegten 
Kolonien, theils in geichlojjenen Dörfern, wo ihr Befig meift durch Parzellirung 
oder Abzweigung von Bauerhöfen entftanden ift. Sie find aber auc, vielfach 
auf Domintalgrundftüden anzutreffen und find dann von deren Befigern angeſetzt 
worden, weil diefe jid einen Stamm von Arbeitern zu fihern wünſchten. Doch 
bat in den letzten Jahrzehnten, wie aus der Mark Brandenburg, aus Thüringen 
und aus anderen Staaten Nord» und Mitteldeutfchlands berichtet wird, die 
Zahl diefer Kleinftellenbefiger abgenommen. 

In demfelben Maß wie die Zahl der auf eigenem Boden fitenden Tage— 
löhner abnimmt, ſuchen fih die Bauern die aufer ihrem Gejinde erforderliche 
Arbeitökraft durd den Bau und die Vermiethung von Zagelöhnerhäufern zu 
fihern, indem fie den Miethern die Verpflichtung auferlegen, daß fie ihnen als 
eine Theilzahlung auf den Miethzins bei der Einbringung der Ernte Hilfe 
leiſten. Bisweilen werden ihnen auch noch größere Naturalleiftungen auferlegt. 

Diefe ganze Entwidelung geht parallel der immer weiter greifenden Aus: 
dehnung des Jnftitut3 der kontraftlih gebundenen Tagelöhner auf den großen 
Gütern des Nordoftens und knüpft zugleih an vorhandene, aus älterer Zeit 
fammende Anfäte an. 

In Gegenden mit Einzelhöfen, wie um wejtphälifchen und oldenburgiſchen 
Münfterlande, im Minden-Ravensbergifchen, findet ſich ſeit Alter3 her das 
Inſtitut der Heuerleute, Heuerlinge, —* auch Zwangskötter genannt. Es 
find das Ländliche Arbeiter, welche in kleinen, abgetrennt von dem Haupthof, 
aber in der Nähe defjelben Tiegenden, dem Bauern gehörigen Hausftellen (Heuer: 
häuſern, Köttereien u. ſ. w.) Wohnung für fid) und ihre Familien und dazu 
Heine Gärten und Weder in Pacht erhalten. Der Vertrag war früher ein 
lebenslänglicher, ja er ging bisweilen fogar auf mehrere Yeiber; heutzutage 
wird er gewöhnlich nur auf eine Neihe von Jahren (4—12) eingegangen, 
ber gern wieder erneuert, jo daß er faltiſch auch gegenwärtig noch häufig zu 
emem lebenslänglichen wird. Meber die näheren Berhältnifje der Heuerleute 
wird fodann Folgendes berichtet. Sie erhalten Stallung für 1—2 Kühe fowie 
für Schweine u. }. w., ferner ca. Y/; Morgen Garten und 2—4 Morgen Ader: 
land. Hierfür zahlen fie entweder einen bejtimmten Pachtzins oder auch feinen, 
find aber jedenfalls verpflichter, mit Frau und Magd das ganze Yahr hin- 
ur oder nur eine Anzahl von Tagen oder wohl aud nur zu beftimmten 
Jahreszeiten für einen vorher firirten Tagelohn zu arbeiten. Als Regel gilt, 
daß der Heuerling wenigftens eine Kuh hält und ein Schwein mäfte. Wenn 
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derjelbe feine Kuh befigt, jo wird ihm das Gejpann für die Beftellung der 
Heinen Aderflähe vom Bauern geftellt. Die Kinder der Heuerleute pflegen 
oftmals als Gejinde beim Bauern auf beftimmte Zeit im Dienft zu ftehen, um 
jpäter in die Stelle der Eltern einzurüden. Heuerleute fommen im Minden- 
Ravensbergifchen übrigens nicht nur auf den Bauerhöfen jondern auch auf den 
großen Gütern vor. Dieſes Berhältnig wird als ein für beide Theile günftiges 
bezeichnet 126). 


Dem Verhältniß der Heuerlinge, Kötter u. ſ. mw. im Nordweften war ver= 
wandt das DBerhältnig der Tod» oder Erbbeftänder im badiſchen Schwarzwalbe. 
Dafjelbe wurde gleichfalls entweder auf einen oder auf mehrere Yeiber eingegangen. 
Der Tod- oder Erbbeftänder erhielt ein in der Nähe des Bauernhof3 gelegenes 
Haus, das vom Bauern unterhalten wurde, als Wohnung angemwiejen. Zu 
dem Haufe gehörte dann noch die Nutznießumg eines Gärtchens und eines kleinen 
Stücks Garten- und Kartoffelland. Außerdem ftand ihm das Recht zu, fein 
etwaige8 Große und Kleinvieh auf des Bauern Weide zu treiben, ſich das 
nöthige Brennholz aus deſſen Walde zu holen und die für. das Vieh er- 
forderlihe Streu an denjenigen Drten zu jammeln, die ihm hierfür angemiefen 
wurden. Endlich pflegte der Bauer ihm das nöthige Bieh zur Bearbeitung 
jeines Bodens und zu Fuhren zu ftellen. Dafür ruhte auf ihm die Pflicht, 
die Fenſter und Defen feines Wohnhaufes zu erhalten und ein geringes Recogni- 
tionsgeld an den Bauern (in einem beftimmten uns vorliegenden Fall 15 fl., 
in einem anderen 7 fl.), jowie ein noch geringeres Trinkgeld an den Hirten (in 
einem gegebenen Sal 15 fr.) zu zahlen, hauptjächlid aber die Pflicht, dem 
Bauern bei der Heu und Fruchternte unentgeltlich (nur gegen, freie Koft) die 
nöthigen Handdienfte zu leiften. Im der Regel war dem Tod- und Erb- 
beftänder aber ein fo kleines Stück Yand zur Benugung überwiefen, daß er, 
wenn er bei großer Familie beftehen wollte, fi auf die fonftige Beihilfe des 
Bauern angewiefen ſah. Dieſe Beihilfe beftand in der Zuweiſung eines 
größeren Stüd3 Landes zur Benutzung als Ader und Wieſe jowie in mannid 
fahen Fuhrleiftungen. Dadurd) wurde er von dem Bauern vollftändig ab- 
hängig. In neuerer Zeit hat dieſes DVerhältnig in Baden übrigens vielfad) 
aufgehört, indem die Tod- und Erbbeftänder entweder Eigenthiimer ihres fleinen 
Beſitzthums geworden jind oder indem die Hofbauern da3 Berhältnig nad) Ab— 
lauf feiner Dauer nicht weiter erneuert haben. Letzteres pflegte die Regel zu fein ; 
der Hofbauer Tieß das Tagelöhnerhaus dann gewöhnlich abreißen, oder er 
wies bafjelbe feinen Eltern, wenn fie jih auf den Altentheil festen, al3 
Wohnung an, oder endlid) er räumte es Tagelöhnern ein, mit denen er 
aber nur Verträge auf eine einjährige Dauer abſchloß. Jit das Haus der 
früheren Tod- oder Erbbeſtänder niedergeriſſen oder zu anderen Zwecden ver— 
wendet worden, jo findet der Bauer einen Erſatz für die ausfallende Arbeits- 
fraft entweder in den Zagelöhnern de3 benachbarten Dorfes, wenn dieje vom 
Hofgut nicht zu weit abliegt, oder in der Vermehrung des Gefindes, das mit 





126) Meiten, Boden I. ©. 111. v. d. Golk, Lage u. ſ. w. ©. 48, 49, 
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ihm unter demjelben Dad) und in mefentlic gleichen Verhältniſſen wie feine 
Söhne und Töchter Lebt 127). 

Diejer Umftand, daß die verjchiedenen fozialen Klaſſen vom Großbauern 
abwärt3 in Ländern mit vorwiegend bäuerlihem Grundeigenthum einander 
näher ftehen al3 in Ländern, in denen der Grof- oder Kleinbefig einfeitig 
prävalirt, bewirkt dann wieder, daß ein leichteres Hinauf- und Hinabfteigen aus 
der einen Klafje in die andere ftattfindet. 

So wird aus Weftphalen berichtet, daß ſich an die wenigen adligen Grund- 
eigenthümer, deren Beſitz meift rechtlich gebunden ift, unmittelbar die großen 
freien Bauern mit Gütern bis zu 900 Morgen, den unvermeidlihen Wald 
mit eingejchloffen, und an diefe wieder die Kolonen, meift auch noch wohlhabende 
Bauern, die ihre 2—5 Pferde beſitzen, anreihen. Auf die Kolonen folgen 
dann die Kötter und Brinkjiger, die einen Kotten bejigen und ihre 15—20 
Morgen Landes mit Kühen bewirthichaften, und den Schluß bilden endlich, die 
eigentlichen Tagelöhner, welche fi wieder in ſolche theilen, die ein Haus mit 
2—4 Morgen Landes zu eigen haben, und ſolche, die das gleic, große Stüd 
Yand von den Bauern in Pacht nehmen (Heuerlinge). Dieſe ländlichen 
Arbeiter im ihren zwei verjchiedenen Arten gehen theilmeife aus den Brinf- 
figern und aus den Ffleineren Kolonen hervor, wogegen ſich aud wieder 
Arbeiter in diefen höheren Stand der Brinkjiger und Meineren Kolonen erheben. 
Die letzteren können dann ihrerfeit3 in die Klaffe der größeren Kolonen ein- 
rücken. Durchſetzt ift diefe rein agrifole Bevölkerung in einigen Gegenden 
nod mit größtentheil3 grumdbefigenden Fabrikarbeitern 123). 

Haben wir ſomit gezeigt, daß das Vorhandenſein eines kräftigen Bauern» 
ftande8 zugleich eine verhältnißmäßig günftige Lage des Yändlichen Arbeiter: 
ſtandes garantirt, fo wird diefer Sat umgekehrt auch durch die Erfahrungen 
Neuvorpommernd und Medlenburg3 beftätigt, wo der Mangel eines eigent- 
lihen Bauernftands die Ausbildung eines jeßhaften, mit feinem Looſe zufriedenen 
ländlichen Arbeiterftands verhindert. Ohne einen folhen kann aber auf die 
Dauer das große Grundeigenthum nicht beftehen. 

So ift denn ein kräftiger Bauernftand gleichſam der fefte Roft, auf dem 
das Gebäude der ländlichen Geſellſchaft ruht. 

Im Hinblid auf die für den Beftand unferer heutigen Gejellihaft vom 
Yande her drohenden Gefahren jagt ein mit dem Volksleben wohl vertrauter 
Richter, der hannöverſche Gerichtsafjefior Braun 129), ſehr treffend: „Man 
glaubt heutzutage an die foziale Frage in den Städten; aber in dem tiefen 
Frieden unferer ftillen Haidedörfer wird fie manchem ſchier wunderlich vor— 
fommen. Doch täufche man fid nicht, jondern blide in die Geſchichte. Was 


127) Schupp, Das Hofgüterwefen im Amtsbezirk Wolfad. ——— 1810. 
©. 39. Freih. v. Riedt in der Feftichrift für die Mitglieder der . Berfamm- 
lung deutſcher Land- und Forftwirthe. Heibelberg 1860. ©. 197, 202, 203. Perſön— 
liche Beobachtungen. en 

128) Trümpelmann, Bilder aus den Verhältnifien der ländlichen Arbeiter- 
benöfferung. Gotha 1874. ©. 60. 

129) Th. Braun, Das Anerbenrecht. Ein Beitrag zur Abwehr von Angriffen 
gegen die Grundlagen der bäuerlihen Hofverfaffung in ber Provinz Hannover. 
Hannover 1872. ©. 19. 
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heute die Städte beunruhigt, fann morgen das platte Yand treffen. Zu den 
Zeiten der zmölf Artifel der Bauern des XVI. Jahrhunderts waren e3 vie 
Gutsherrn auf dem platten Lande, nicht die Kaufheren in den Städten, welche 
vor der fozialen Frage zitterten. Sehen wir uns bei Zeiten vor, oder jie 
fönnten über Nacht emmal beide bedroht werden“. Bor diefer Gefahr jhüst 
uns in Deutichland hauptſächlich noch das werthvolle Vermächtniß unferer Ber: 
gangenheit, unfer Bauernftand. Dies ift auch von gewiß unverdächtiger Seite, 
nämlich; von einem der fozialdemokratifchen Partei angehörigen Mitgliede des 
deutſchen Reichstags in einer Unterredung mit einem feiner konſervativen 
Kollegen ausdrücklich zugeftanden worden. Es wäre eine Kleinigkeit in Eng- 
land eine foziale Revolution hervorzurufen, fol der erwähnte Abgeordnete 
gefagt haben; bei uns dagegen eriftire ein Damm, über den fomme die Soztal- 
demofratie nicht hinweg: diefen bilde der Bauernftand. 

ur in einer anderen Tonart findet fich dafjelbe Thema mannigfad varürt 
in einem aus der Feder defjelben Abgeordneten ftammenden Büchlein 130). 

Aber wenn im großen Ganzen der noch fräftige und geſunde deutjce 
Bauernftand uns auch im Allgemeinen vor dem Eintreten der oben gefenn- 
zeidjneten Eventualität ſchützt, To ift diefelbe im Einzelnen dod nit überall 
ausgeſchloſſen. 

Sowohl in den Diſtrikten der ausſchließlichen oder doch vorwiegenden 
Latifundien wie in den Ländern mit zu weit getriebener Parzellirung des 
Bodens hat die Sozialdemokratie, wie wir oben zu zeigen ſuchten, einen nicht 
. ganz unempfänglichen Boden gefunden. Aber während die Beredſamkeit des 
ſozialdemokratiſchen Agitator3 dort jederzeit zu zünden vermag, wird jie bier 
den nöthigen Brennftoff nicht in gewöhnlichen normalen Zeiten, fondern nur 
in Zeiten durch Miswachs, Krieg, Revolution, landwirthſchaftliche Krifen u. ſ. w. 
erzeugter Noth vorfinden. 

Wenn diefe Agitation an dem Bauernftande ſelbſt wie an einem ehernen 
Mal abpralit, jo iſt das darauf zurüdzuführen, daß der Bauernftand das 
Bewußtſein des eigenen Werth in ſich trägt, und daß er durd feinen Befit 
mit den ntereffen von Staat und Gemeinde verwählt. In diefer Beziehung 
fteht er auf gleichem Boden mit dem großen Grundeigenthbum, wie denn über: 
haupt nad; Durdführung der Grundentlaftung die Juterefien des großen und 
mittleren Grundeigenthbums, richtig verftanden, harmoniſch find. Das Bemuft: 
fein dieſer Imterefjenfolidarität beginnt aud ſchon im Kopf des Bauern 
aufzudämmern. Ye befjer er den hiſtoriſch erflärlihen Groll und das tief ein— 
gewurzelte Mistrauen gegen den ehemaligen Grundherrn überwinden lernt, deſto 
mehr wird er fi von den ftäbtifchen Parteiführern ſowie von den Regierungs- 
beamten, welche ihn beide zu ihren Zmweden benugen, ab und dem großen Grund» 
eigenthümer, mit dem er diejelben Intereſſen hat und der fein geborener Ber 
rather und Vertreter ift, zuwenden. Dafür, daß dieje Zeit im Hereinbrechen tft, 
ſpricht mehr al3 ein in der legten Zeit zu Tage getretene® Symptom. 


130) Unterrebung zwiſchen ben Abgeorbnieten Liebknecht und v. Rauchhaupt, 
über die der letztere in ber Sitzung des preußiichen Abgeorbnnetenhaufes vom 
11. San. 1881 referirte. Stenogr. Beriht ©. 12. Liebknecht, Zur Grund- und 
Bodenfrage. 2. verpollft. Ausgabe. 1976. 
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Und noch in einer anderen Beziehung bildet der Bauernftand einen noth- 
wendigen und höchſt werthvollen Beftandtheil unſeres Volks. Schon der Freiherr 
von Stein äußert in diefer Beziehung, daß von dem Bauernftand „der Flor 
der Landwirthſchaft, die Stärfe des Heeres, die Erneuerung der übrigen Ge— 
werbe durch Fräftigen Erjag ihres Ahgangs“ abhängig ift. Und neuerdings hat 
Bluntſchli denjelben Gedanken in folgender, mehr allgemeiner Form zum 
Ausdruck gebracht. „Bon der Fortdauer ausreichender Bauerhöfe und mwohl- 
behäbiger Bauern“, fagt Bluntſchli, „hängt weſentlich die Gefundheit unferer 
Nation ab. In dem deutihen Bauernftund ift uns feit Jahrhunderten 
eine unerfchöpflihe Fülle von urwüchſiger Musfel- und Nervenkraft, von un— 
verdorbenen, unverfälfchten, wenn auch noch rohen Gemüths- und Geiftesanlagen 
erhalten geblieben, die in den Sitten und in der Sprade offenbar werden. 
Ale höheren Klafjen haben ſich immer wieder erfrifcht und verjüngt, indem jie 
aus diefer Urquelle unferer Volksart neue Zuflüffe empfingen“ 13%). 

Aber nicht nur unfere höheren fapitalbefigenden oder den liberalen Berufs- 
arten obliegenden Klafien, auch die in Lohnarbeit ftehende dienende Bevölkerung 
unferer Städte empfängt fortwährend eine heilfame Erfriihung aus dem 
Bauernftande. „Unfere früheren und jetzigen anſpruchsloſeren, zuverläfjigen 
und fleifigen Arbeiter und Dienftboten in den Städten — und auf dem Lande — 
jowie gewiß auch unfere zuverläffigften Soldaten”, fagte neulih em Mit: 
glied der erften badifchen Kammer 182), „find der Mehrzahl nad) dem mittleren 
und fleinen Bauernftande entjprofien. Sie haben hier von Jugend auf arbeiten, 
ſparen und genügfam fein gelernt.“ 

Bon anderer Seite ift neuerdings auch der günjtige Einfluß de3 Bauern- 
fonds auf die wirthfchaftliche Volksſitte betont worden. Je heftiger der Kanıpf 
ums Dafein tobt, je häufiger die Rückſicht auf die Selbfterhaltung einen Theil 
der Bevölkerung dahın führt, ji für das, was geſchäftlich erlaubt erſcheint, 
die weiteften Grenzen zu fteden, um fo größeren Werth wird man darauf 
legen müſſen, daß wenigſtens einige Klaffen der Bevölkerung im Fefthalten 
deilen, was fie für recht und billig, für anftändig und erlaubt halten, eine große 
Zähigkeit und Strenge bewahren. Ueber diefen Punkt fagt Geheimrath 
H. Thiel 133): „Es ift einer ihrer” — nämlich der Bauern — „größten 
Vorzüge, daß ihr Betrieb, welcher außerhalb der verzehrenden Konkurrenz der 
übrigen Gewerbe fteht, nicht täglich zu den Kniffen und Liften verführt, welche 
die Konkurrenz dem Geihäftsmann“ — d. h. wohl dem SImduftriellen und 
Kaufmann — „gleihfam aufzwingt. Ein Induftrieller fann den andern in der— 
ſelben Branche arbeitenden zwingen es ihm gleich zu thun oder fein Geſchäft 
aufzugeben, in der Landwirthſchaft findet man tüchtigere und ſchlechtere Wirthe 
neben einander, ohne daß fie ſich gegenfeitig zwingend beeinfluffen. Iſt dies ein 
Nachtheil in der gegenfeitigen Förderung der Technik und der Betriebfamfeit, fo 
it es ein großer Nugen in der Erhaltung eines ſchlichten und rechtſchaffenen 


131) 3. C. Bluntſchli in der Gegenwart 1879. Nr. 33. 

132) Freiherr von Göler in der Situng der I. babifden Kammer vom 
16. März 1882. Stenographifcher Beriht ©. 2 u. 3. 

133) H. Thiel, Vorbemerkung zu dem Bericht über den Agrifulturzuftand der 
Vereinigten Staaten und Kanaba’s, in den Landwirthſchaftlichen Jahrbüchern. Bd. X 
(1891), Heft 1 u. 2. ©. 206. 
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Sinnes. Wir wollen gewiß nit unfere Bauern als Mufter aller und jeder 
Moral hinftellen und den Induſtriellen oder Kaufmann verachten, allein indem 
man von einer Geihäftsmoral bejtimmter Gewerbszweige und ftände fpricht, 
giebt man zu, wie jehr der Beruf die Moral beeinflußt, und damit aud den 
Nugen für den Staat, wenn er einen Stand befitt, defjen Berhältnifje ihm 
in geihäftlicher Beziehung eine einfachere Moral erlauben und der damit ein 
Gegengewicht gegen andere Tendenzen bilden kann.“ 

Aber nicht nur hinfichtlid) der Erneuerung von Sittlichkeit und Sitte, ſon— 
dern auch hinfichtlic) der Erhaltung der Religion wird der Bauernftand zu einem 
Sungbrunnen für das ganze Bol. Man braudt ſich gerade Feiner ſolchen Gefühls— 
jeligfeit hinzugeben, wie jener warme Freund der Schwarzwälder Hofbauern 
und der Gebundenheit ihres Befiges 134), der uns den Bauern in der Art 
eines Mevyerheim oder Vautier fchildert, wie er, natürlich in der Heidfamen 
Ihmwarzwälder Tradıt mit der Sammetkntehofe und rothen Weite, Sonntags 
jeine Familie und fein Gefinde um ſich verfammelt, ein Fenfter gegen Sonnen 
aufgang Öffnet und zu dem Allmächtigen betet, dem er fein häusliche Glück, 
feine Zufriedenheit und den Segen feiner Felder dankt, und man wird doch 
anerkennen fünnen, daß die Landwirthſchaft — zumal im Bauernftande — das 
Abhängigkeitägefühl des Menſchen von einer höheren Gewalt, dieſer Grund» 
lage aller Religion viel lebendiger erhält, al3 die meiften anderen Zweige 
der Erwerbsthätigkeit. Seine Arbeit und ihr Gedeihen, die Saat und Die 
Ernte weifen den Menfchen viel mehr auf Gott hin, al3 die in ihrem Nefultat 
genauer berechenbare Arbeit anderer Berufszweige. Eine bejondere Pflege 
findet dieſer religiöfe Sinn noch in der Abgeſchiedenheit des Einzelhofs, 
deſſen Befiger mit der übrigen Welt nur wenig in Berührung kommt, während 
dem Dorfbauern der durch die Arbeit in feinem miühevollen Beruf erzeugte 
ernfte Sinn leicht unter den Eindrüden der Schenke und des Markts wieder 
verloren geht. 

Für die große Widerftandsfähigkeit des Bauernftandes gegenüber den Ver— 
Iodungen des wirthichaftlichen Schwindel3 fowie für feinen feſten religiöfen Halt 
liefert und u. 4. die Selbftmordftatiftit die unzweideutigften Belege. Zum 
Selbftmord, fagt der Moralftatiftiter Alexander von Dettingen 135), greift über- 
überwiegend der von den pſychiſchen und geiftigen Krankheiten der modernen 
Kultur gequälte, von den Leidenschaften durhmwühlte, der Religion und Sitte 
entfremdete Städter und zwar beſonders häufig der Großſtädter. Namentlic 
in Zeiten fozialer Kalamitäten, nad furditbaren ökonomischen Enttäufhungen 
wächſt hier die Zahl der Bankerotte ins Koloffale und damit zugleid) die Zahl 
der neuen BVeranlafjungen zum Selbftmord. So zeigt 3. B. die Statiftif, daß 
nad) dem Krach von 1873 und der darauf folgenden Handeläfrife die Zahl der 
Konkurfe zunimmt, und das Wachsthum der Selbftmorde hält mit diefen Ziffern 
ungefähr gleichen Schritt. Dagegen ift die Selbftmordgefahr unter den Ader- 
bauern kaum halb jo groß als in den Städten. Ja in Dörfern und auf 


134) Bogelmann in Rau's Archiv der politifchen Delonomie. Bd. 4. ©. 5. 

135) Referat über A. v. Dettingens im Dezember 1580 in Dresben gehaltenen 
Bortrag: Ueber die wifienfchaftliche Statiftif und ihre Anwendung auf die kranke Bolts- 
jeele, in der Beilage zur Kreuzzeitung für 1880, Nr. 302, fowie A. von Dettingen, 
Ueber afuten und dhroniichen Selbftmord. Dorpat 1881. ©. 25. 
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Einzelhöfen mit einer unverborbenen Ländlichen Bevölkerung — davon e3 glüd- 
liherweife in Deutjchland nicht wenige giebt — iſt der Selbftmord völlig un- 
befannt und wird von dem Volk aufs tieffte verabicheut. 

Neben diefen Vorzügen weift daS bäuerliche Grundeigenthum freilid; auch 
eine Anzahl von Schattenfeiten auf, die e3 namentlich von dem großen Grund— 
eigenthum unvortheilhaft unterſcheiden. 

Hierher gehört der geringe Kapitalbeſitz des heutigen Bauern und ſeine 
Unfähigkeit ſich das nöthige Kapital im Wege des Kredits zu verſchaffen, ſowie 
überhaupt ſeine Schwerfälligkeit in wirthſchaftlichen Dingen. 

Was zunächſt den Kapitalbeſitz betrifft, ſo ſind die Zeiten größten⸗ 
theils vorbei, wo der Bauer ſeine harten Thaler in Strümpfe verpackte, 
um ſie ſo im Bett oder unter der Diele aufzubewahren, oder gar in die Wand 
eimmauerte oder wo er fie, wie nod am Anfang diefes Jahrhunderts in Hol- 
ftein, dem Pfennigmeifter in der Stadt zur Aufbewahrung übergab und ihm 
dafür eine Aufbewahrungsgebühr zahlte. 

Wo der Bauer heutzutage aufer feinem Grundeigenthum „und dem zu 
demſelben gehörigen Mobiliar noch baares Geldkapital beſitzt, da pflegt er es 
auf Hypothek auszuleihen oder in Staatspapieren und anderen Effekten anzu— 
legen. Letzteres geſchieht namentlich dort, wo der Bauer, die alte bäuerliche 
Sitte aufgebend, in die Stadt gezogen iſt. Der bei weiten größte Theil aller 
Bauern, auch derjenigen, die Güter und Höfe von anfehnlicherem Umfang bejigen, 
bat jedoch ftatt foldher Aktiva mehr oder minder bedeutende Paſſiva aufzumeifen. 
Und größer als die vorhandene Schuldenlaft ift gewöhnlich das Bedürfniß des 
Bauern nad) Aufnahme weiterer Kapitalien, deren er zur Ueberwindung der 
mannichfachen Kalamitäten der letzten Jahre fowie namentlidy zum Zweck des 
Uebergangs zu neuen Rulturarten, neuen Wirthſchaftsſyſtemen, zur Anſchaffung 
neuer Betriebsmittel, zu Neubauten x. bedarf. Der hauptſächliche Grund 
des gleichſam chroniſchen Kreditbedarfs im Bauernſtande liegt aber in den 
Bedingungen, unter denen er feine Real- und Perſonalſchulden zu kontrahiren 
pflegt. Denn nicht immer find dieſe garnicht oder wenigſtens erſt mad) 
längeren Friften fündbar, wie es doch die Verwendung der geliehenen Kapi- 
talien zu Tandioirtbichaftlichen Zwecken in den meilten Fällen verlangt. 
Verden die vorhandenen Schulden nun vor der Zeit gefündigt — und dies 
geichieht ſehr häufig — fo muß der Bauer vielfady neuen Kredit juhen, um 
durch denfelben die alten Schulden zu bezahlen. In diefe Yage wird er nament- 
[ih dur) den fog. Abfindungskredit, der auf die Stundung von Kaufſchillingen 
und Erbantheilen zurüdzuführen ift, verjegt. Denn nur in feltenen Fällen 
wird es dem Bauern bei den gegenwärtigen für die Landwirthichaft ungünftigen 
Konjunkturen gelingen, diefe Schulden aus den Erträgen feine8 Guts zu bes 
zahlen. Gelangt er nicht durch den Betrieb eines ergiebigen’ landwirthſchaft⸗ 
lichen Nebengewerbes oder durch die Mitgift der Bäuerin und andere aufer- 
gewöhnliche Umftände in den Beſitz der nöthigen Mittel hierzu, jo wird er die 
Auszahlung der Kauffhillingsrefte und Erbantheile nur bewerkftelligen können, 
indem er fich auf dem Wege des Kredit3 das nöthige Geld hierzu verſchafft. 

Diefen Bedürfniſſen des Bauern entſprechen die vorhandenen Kredit— 
einrichtungen ſehr wenig. 

Die Landſchaften und Hypothekenbanken ſind entweder überhaupt nicht 
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darauf eingerichtet, dem fleinen bäuerlichen Grundeigenthum Kredit zu gewähren 
oder waren e3 doch wenigftens lange Zeit nicht, und wo fie es heute find, ba 
ift der Kredit für den Bauer entweder zu theuer oder die Erlangung defjelben 
ſehr umftändlid. 

Andere Kreditinftitute wie z. B. die Landeskulturrentenbanfen gewähren 
nur für beftimmte Zwede Kredit. 

Die auf die Bedürfniffe des Handel® und der Gewerbe zugejchnittenen 
Bankinſtitute fünnen dem Bauern nur furzfriftigen Kredit gewähren, mit dem 
ihm nur jelten gedient ift. 

An eigentlichen Drganifationen des agritolen Kredits, welche dem Bedürf- 
niß des Landwirihs um jo bejjer entjprechen würden, je genauer die Fälligkeit dieſes 
Perjonalfredit3 nad) der Yänge der für die Landwirthſchaft beftehenden Umtriebs— 
zeiten bemefjen wird, fehlt es noch in vielen Gegenden vollftändig, in anderen 
dagegen liegen nur die erften jchüchternen Verſuche zu ſolchen Organifationen 
vor. Wir rechnen zu diejen letteren die Raiffeifen’schen Darlehenstaffen , die 
Provinzialhilfskaſſen, die Sparkaſſen ꝛc. 136), 

Zudem ſetzt die Kreditbenutzung in allen dieſen Fällen und ebenſo die 
Ausſtellung ſowie die Veräußerung von Grundſchuldbriefen, wie ſie nach der 
neueren preußiſchen Geſetzgebung für zuläſſig erklärt ſind, einen gewiſſen Grad von 
Geſchäftskenntniß und Gejhäftsgewandtheit voraus, wie er dem Bauern nur aus 
nahmsweife zu Gebote fteht. So fieht er fich daher häufig vor die Alternative 
geftellt, entweder ſich eines ftädtifchen Advofaten oder Agenten zu bedienen und 
diefen für feine Mühwaltung theuer zu bezahlen oder auf die Benugung der 
oben aufgeführten Kreditformen überhaupt zu verzichten. 

Wer die dem Bauern angeborene Scheu vor der Berührung mit Advokaten 
und Agenten fennt, wird begreiflid finden, daß er gewöhnlich die legte Alter: 
native wählt. Da er das Geld in vielen Fällen aber haben muß, fo fällt-er 
häufig denjenigen in die Hände, die ſich ihm in Zeiten der Noth als rettende 
Schugengel präfentiren, um in Wirklichkeit feine Wirgengel zu werden. 

Se mehr Beranlafjung der Bauer hat feine Schuldverhältnifje zu ver 
heimlichen, defto größer ift die Gefahr, daf ihm von dem Geldleiher die Haut 
über die Ohren gezogen wird. 

Bisweilen vollzieht ſich das Kreditgefhäft in der Form der Viehverftellung, 
jo daß der Bauer als Vergütung für das ihm geliehene Kapital das Bieh 
ſeines Gläubigers erhalten und verpflegen muß. Dann wird dieſes wohl audı 
gegen ein anderes Stüd Vieh des Bauern getaufcht und auf diefe Weile fo lange 
agırt, bis der Bauer fein beftes Vieh los geworden ift und feine Schuld riefen 
mäßig angewachſen fieht. Diefe Kombination von Gelddarlehen und Viehver— 
ftellung ift namentlid) in Thüringen ſehr verbreitet, und hier ift es vor einigen 
Jahren im Hinblik hierauf zu einem geharniſchten Meinungsaustaufch zwiſchen 
dem Haupt der evangelifchen Landeskirche des Großherzogthums Sachſen-Weimar 
und dem Rabbiner gelommen. 

Meiſt aber werden feit Einführung der allgemeinen Wechjelfreiheit die 


136) U. v. Miaskowski, Wie kann der Berfhuldung des Grumbbefites in 
Zukunft gefteuert werben? in ber Baltifhen Monatsfchrift. 1882. 4. Heft. ©. 323 ff. 
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Bauern zur Ausftellung von Wechſeln veranlaft, deren Tragweite ihnen erft 
zum Bemwußtjein zu kommen pflegt, wenn e3 bereit3 zu jpät it. 

Die Verhandlungen der bayrifchen und fächfifchen zweiten und neuerdings 
auch der badischen erften Kammer über den Wucher, der in den betreffenden 
bäuerlichen Kreifen in den letten Jahrzehnten graffirt hat, zeigen und ben 
ganzen Abgrund, vor dem der Bauer fteht, und mahnen zugleich an die Noths 
wendigfeit den Kredit für den kleinen und mittleren ländlichen Grundbeſitz 
zweckmäßig zu organifiren, was von der WPrivatipefulation jedenfall nicht 
zu erwarten fteht. So führte der Abgeordnete Scheld in der Sigung der 
bayrifhen Kammer der Abgeordneten vom 17. Januar 1879 aus deu 
Regiftern des Bezirksgerichts Regensburg an, daß im Jahre 1872 104 
im Jahre 1878 dagegen 171 Wechſelſachen verhandelt worden jeien, an denen 
feine und große Bauern betheiligt waren. Die Gefammtjumme, auf welde 
die 171 Wechjel im Jahre 1878 lauteten, betrug 126 306 Mark. Bon diejer 
Summe waren 100 000 Mark gegen einen Zinsfuß von wenigſtens 100 %%%, 
ausgeliehen. Ja bei Eleineren Summen wurden vom Gulden wohl 3, ja 
6 fr. für die Woche genommen und unter der Markwährung ift der regelmäßige 
Zinsfuß für kleinere Summen von einer Mart 10 Pfennig pro Monat. 
Diefe Darlehnsgeihäfte werden meift von fog. Privatier8 betrieben, früheren 
Yandleuten oder doc Geichäftsleuten vom Lande, welche ihre Immobilien verkauft 
haben und in die Stadt gezogen find, um hier die Freuden des Stadtlebens 
zu genießen und die Mittel dazu aus dem heillofeften Zinswucher zu gewinnen 137), 

Zu den ungünftigen Kreditverhältnifien des bäuerlichen Beſitzes kommt 
noch als weiterer Misftand die Schwerfälligkeit de3 vielfah in alten Vor— 
urtbeilen befangenen, nod immer eine Art Gattungsleben führenden Bauern. 

In diefer Gebundenheit an die Standegfitte liegt einestheild die Stärke 
de Bauern, die ihn fo widerftandsfähig gegen ſchlimme äußere Einflüffe und 
deshalb jo zuverläffig macht, aber auch zugleich feine Schwäche, weil das bäuer- 
lihe Widerftreben gegen alle von Außen an ihn berantretenden Eindrüde ſich 
auch gegen da3 zu richten pflegt, wa3 gut und löblih, ja was für ihn geradezu 
nothwendig ift. 

AS jüngfter Beleg für diefen allgemein anerkannten Zug de3 bäuerlichen 
Eharakterd wird erwähnt, daß der Bauer felbft in Gegenden, in denen aufer 
den allgemeinen Konjunfturen auch die lokalen Berhältnifje des Bodens und 
Klimas den Uebergang vom Getreidebau zur Viehzucht dringend geboten er- 
ſcheinen laſſen, ſich nur ſchwer zu dieſem nothwendigen Schritt entſchließt. So 
wird z. B. in dem niedrig gelegenen Theil des würtembergiſchen Oberſchwaben, 
wo man allerdings bereit3 jeit längerer Zeit aus der alten Dreifelderwirthichaft 
mit reiner Brache und ftändiger Weide größtentheil3 zur Wechjelwirthichaft 
übergegangen ift, für die jegigen Verhältnifje noch immer zu viel Getreide gebaut. 
Trogdem der Bauer gendthigt ift fein Vieh im Sommer fünmerlih und im 
Binter fchlecht zu ernähren und trog der niedrigen Getreidepreife läßt fich der— 
ſelbe hier doch nur ſchwer dazu bewegen, einige Zurchen de3 Getreidebaus dem 
utterbau zu opfern. Erft feit der Errichtung vieler neuer Käfereien und erft 





137) Stenograpb. Bericht über die Verhandlungen der bayerifhen Kammer ber 
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ſeitdem der Milchverkauf ſich als beſonders lohnend erwieſen hat, fängt er 
in allerletzter Zeit an, mehr Land auf Erzeugung von Viehfutter zu verwenden 
und ſich eine kräftige Nachzucht zu ſichern 188). 

Und wie im gegebenen Fall, ſo pflegt der Bauer zu Aenderungen ſeines 
wirthſchaftlichen Betriebs hauptſächlich nur durch das Beiſpiel, durch den Erfolg, 
den er mit eigenen Augen ſehen und mit eigenen Händen greifen kann, verau— 
laßt zu werden. Je näher ihm das Beiſpiel gerückt iſt, deſto größeren Vor⸗ 
theil wird er aus demſelben zu ziehen im Stande ſein. Da dieſes Beiſpiel 
aber regelmäßig von den großen Gütern gegeben wird, fo gilt von dieſen hin— 
ſichtlich ihres Einfluſſes etwas Aehnliches wie für die "Sparkafjen mit Rückſicht 
auf die Sparjamteit der Bevölkerung, indem diefe in demjelben Grade ent— 
en wird, in dem die Sparfafien der Bevölkerung räumlich nahe gebracht 
werden. 

Aber wenn der Bauer aud das Neue, Ungeprüfte, Unerfahrene jcheut, 
jo vermag er doch, wo er fid einmal einer beftimmten Betrieböweife an— 
bequemt hat, den wechjelnden Konjunfturen innerhalb derjelben gut zu 
folgen. So berichtet uns Hanfjen, daß die bäuerlihen Wirthichaften der 
deutichen Marichgegenden fi) durch große Beweglichkeit des Betrieb3 vor 
den übrigen Wirthichaften auszeichnen. Bewirkt wird diefe Beweglichkeit ins— 
bejondere durdy das Ihwanfende Berhältnig der Getreide- und Fleiſchpreiſe, 
ſowie durch die Preiſe des im Frühjahr anzukaufenden Mager- und des im 
Herbſt zu verkaufenden Fettviehs, und ermöglicht wird dieſe Beweglichkeit da= 
durch, daß die Marjchländereien zur Saat wie zur Gräſerei gleich tauglich find. 
Dem entjprehend behandelt der fpefulative und gut kalkulirende Marſchbauer 
je nad den Konjunktuven fein Yand bald jo, bald anders, indem er bald mehr 
Pflug» bald mehr Grasland in Nugung nimmt 139). 

Auch beruht die Madıt des Beharrend beim eigentlihen Bauern auf 
wefentlic; anderen Motiven, als beim Klein- und BZwerggütler. Bet dieſem 
jind es vornehmlid, der durch die Sorge und Noth des Tags gedrüdte Sinn 
und die äußeren in der Agrarverfafjung liegenden Hinderniffe, welche ben 
Yandwirthichaftlichen Fortſchritt ausſchließen oder doch erfchweren. Bei dem 
Bauern dagegen ift es das übergroße Selbftvertrauen und die Beratung aller 
Bücherweisheit ſowie das Mistrauen gegen alles, was er nicht ſelbſt erprobt, 
die ihn daran hindern, den Anforderungen der Beit zu folgen. Aber wie diefe 
Eigenſchaften de3 Bauern das Refultat einer jahrhundertalten Geſchichte find, 
jo werden fie auch wohl durd andere, im entgegengejegter Richtung wirkende 
Einflüffe, wenn auch nur langſam, befeitigt oder doch gemilbert werden fünnen. 
Die Schul- und Militärpfliht, der Beſuch landwirthſchaftlicher Winterfhulen 
fowie andere Kultureinflüffe, die immer ftärfer auf die Yandbevölferung ein— 
dringen, werden auf die Dauer nicht verfehlen, ihren Einfluß zu äußern. 

Es ift eine der fchönften aber auc zugleich ſchwierigſten Aufgaben des 
Staats, der Kirche und Gefellichaft, den Bauer allmälig zu größerer Freiheit 
des Geäſis heranzuziehen, ohne ihm doch zugleich durch eine unpraktiſche Halb» 
bildung die Freudigkeit am Beruf und jene anderen trefflichen Eigenſchaften des 
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Charakters zu nehmen, die ihn zu einem jo werthvollen Beftandtheil der Gejell- 
ihaft machen. 

Einftweilen freilich und wohl nod für lange Zeit wird der Bauernftand 
aus dem nachbarlichen Einfluß des höher gebildeten Großgrundeigenthümers in 
landwirthſchaftlich-⸗ techniſcher, politifcher und allgemein kultureller Beziehung 
die Fräftigften Anregungen zu empfangen haben. 

Diefe höher gebildeten den Bauern umgebenden Elemente find denn auch 
in erfter Linie verantwortlich zu machen für diejenigen ſittlichen Schäden und 
Mängel, die demfelben namentlid in der Gegenwart vorgeworfen werden. 
Hierher gehören: Verſchwendung, Lurus in dem Bau der Häufer und in der 
Einrihtung der Zimmer, Kleiderpracht, Hochmuth, Genußfuht, Trägheit in 
der Arbeit, jchlechte Wirthichaft, Schuldenmachen, Trunffucht, Ueberbildung der 
Frauen u. U. 

Alle diefe Fehler find Produkte unferer heutigen Kultur und als 
jolhe wie ein Anftekungsftoff von den höheren Klafjen auf den Bauern- 
fand übertragen. Doch bilden fie nur die Kehrſeite unferer gegenwärtigen 
Kultur. Denn e3 darf nicht überfehen werden, daß mit diefen Schattenfeiten 
zugleihh auch die Neigung zu Verbeſſerungen der landwirthſchaftlichen Kultur, 
* Beſeitigung früherer Beſchränktheit des Urtheils u. A. m. Platz gegriffen 
aben. 

Auch haben ſich die oben aufgezählten Fehler bisher nur als eine Art 
Roft an einen Theil des Bauernftandes angefegt, während die Mehrzahl des- 
jelben, nach der Verficherung eines genauen Kenners diefer Klafje, noch immer 
aus einfachen, jparfamen, werkthätigen, den Luxus verabſcheuenden, mäßigen, 
fleißigen, arbeitfamen, einfichtigen, gefund und ftandesgemäß gebildeten Elementen 
beſteht. Diefe Schilderung paßt namentlich auf diejenigen Gegenden, in denen 
es nur wenig größere gejchlofjene Ortichaften giebt, wie z. B. ım Miünfterlande. 
Hier kennt der auf feinem von Waldhecken umſchloſſenen Hof figende Bauer 
kaum feinen Nachbar, wenn er nicht mit ihm verwandt ift, und ebenfo ift ihm 
der Luxus des Lebens unbekannt. Man kann dort Bauern finden, die ein 
Vermögen von 10000 Thalern bejigen und fein Weinglas in ihrem Haufe 
haben, wogegen in der Grafihaft Mark und im Sauerlande freilich der Bauer 
oft einen guten Weinkeller und hübſchen Federwagen fein nennt 140), 

Aus dem Obigen geht hervor, daß, wie werthvoll der Bauernftand für die 
Gejellihaft und das bäuerlihe Grundeigenthum für die Grundeigenthumsver- 

lung eines Landes auch immerhin fein mag, eine Ergänzung defjelben nad) 
Dben ſowohl wie nach Unten doch jehr zu wünſchen ift. 

Denn eine gleichmäßige Vertheilung des Bodens unter lauter behäbige 
Bauern ifl, wie namentlid) einige agrifole Kantone der Schweiz (Urkantone, 
Theile des Kantons Bern, der Kanton Bafelland und andere Kantone) zeigen, 
durhaus nicht erftrebenswerth. Eine ſolche einfeitige Vertheilung des Grund- 
eigenthums und Einfommens führt, fofern nicht etwa nebenbei durch Induſtrie 
und Handel größeres Vermögen und Einkommen und damit aud die Mittel 
zur Befriedigung höherer und feinerer Bedürfnifje des Lebens vorhanden find, 


140) v. Shorlemer-Alft, Lage des Bauernftandes in Weftphalen. 2. Auflage. 
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zum Banaufentbum. Eine ausſchließlich bäuerlihe Bevölkerung mag im beften 
Fall ſittlich tüchtig, fozial zuverläffig und politisch ſelbſtbewußt und kräftig fein: 
höhere Intereſſen werden ihr in der Regel fern liegen, ja es wird derfelben 
jogar auf wirthichaftlihem Gebiet an jenem fräftigen Anreiz zum Fortſchreiten 
fehlen, wie er aus der bunten Mannichfaltigkeit verjchiedener, nicht zu weit ab— 
geftufter Einfommens: und Vermögensgrößen und einer dieſer Abſtufung ent= 
Iprehenden ſozialen Gliederung entipringt. Selbjtgenügfamteit, philiftröfes 
Behagen und Stillftand find die charakteriſtiſchen Merkmale einer Gegend, im 
der es nur Bauern giebt. Wenn man fi) aus der Gentralichweiz die katholiſche 
Kirche mit ihren religiöfen und künſtleriſchen Impulſen wegdenft und wenn 
man in denjenigen Landestheilen Würtembergd, in denen das große Grund- 
eigenthum faft ganz verſchwunden ift, von der nicht gewöhnlichen Begabung des 
ſchwäbiſchen Volksſtammes ſowie von der mächtigen Einwirkung eines ftaatlich 
geleiteten vorzüglihen Schulwejens in feinen verſchiedenen Abftufungen abftrahirt, 
jo wird man ſich ungefähr ein Bild desjenigen Kulturlebens machen können, 
das der Bauernftand allein aus ſich heraus zu erzeugen vermag 144). 

Und auc deshalb ift die Vertheilung des gejammten Grundeigenthums 
unter lauter größere Bauerngüter unbefriedigend, weil ſich in diefem Fall an 
den Bauernftand nad unten unvermittelt der Stand nichts oder nur wenig be— 
figender Lohnarbeiter anſchließt. Einen ſprechenden Beweis hierfür liefert Oſt— 
friesland. Hier, findet fi in einem Theil des Yandes jene Eintheilung in volle, 
halbe, viertel, achtel und zwölftel Höfe, wie fie jonit in dem größten Theil des 
ehemaligen Königreichs Hannover üblich ift, nicht wieder, fondern es find die 
Grundftüde der in Dörfern angefejlenen meift jehr wohlhabenden Bauern ein- 
ander an Umfang und Uualität ihres Beſitzes ziemlich gleich. Wenn man 
von dem unbedeutenden Handwerkerftande abjieht, jo werden die Dörfer außer 
von den Bauern nur noch von Arbeitern bewohnt, die im beiten Fall ein ganzes 
oder halbes Häuschen mit gar feinem oder nur einem winzig Meinen Garten 
von ca. 6 DRuthen Land befigen. Und felbft gegen dieje Häufer wird ſeitens 
der größtentheild aus Vollbauern beftehenden Gemeindeverwaltungen wie gegen 
die Krätze angefämpft. An ein Auffteigen diefer Zagelühner in eine höhere 
Klaſſe ift bei dem großen Abftand, der hier zwiſchen Bauern und Tagelöhnern 
befteht, nicht zu denken. Die niedrige Lebenshaltung diefer Klafje ift wie auch 
anderwärtd dur die geringe geſchlechtliche Enthaltfamkeit zu erflären. Mit 
dem 20. Lebensjahre wird meiſt post concubitum anticipatum ſeitens de3 
Arbeiterftandes zur Ehe geichritten, wobei der Hausſtand nicht felten mit nur 
einem Thaler begonnen wird. Dabei fehlt es oft jelbjt an dem dürftigſten 
Hausgeräth. Daſſelbe wird für die gemierhete Stube auf Borg genommen. 
Solange der Mann jeden Tag Arbeit hat, ift mwenigftens Brod da. Fällt aber 
diefe einmal aus, fo fehlt e8 bald an dem Nothwendigften. So kommt es 
denn, daß junge Leute, die zu Oſtern Hochzeit machen, ſich bisweilen ſchon zu 
Martini beim Armenpfleger nicht mit der Bitte, fondern mit der Forderung 
der Armenunterftügung einftellen. Werden ihnen dann Kinder geboren’, jo ift 


141) 4. v. Miaskowski, Sozialpolitifhe® aus den ſchweizer Alpen, im 
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die Infolvenzerflärung bezüglid; des Schulgelds eine regelmäßige. Ebenſo fuchen 
junge Wittwen nad) dem Tode ihrer Männer in dem Armenvorfteher ziemlich 
regelmäßig ihren Verjorger '4?). 

In anderen Rändern mit ausfchließlihem oder doch vorwiegendem bäuer⸗ 
lichen Grundeigenthum und dem entſprechenden ſozialen Abſtänden iſt die Lebend« 
baltung der Arbeiter freilich bisweilen eine höhere. Dies ift namentlih in 
Gegenden mit hofweiſer Anfiedelung der Fall, in denen die Möglichkeit ober 
body wenigftens die ©elegenheit zum frühen Hetrathen nicht fo groß ift, wie in 
Ländern mit dorfweiſer Anfiedelung, und wo das Arbeit3angebot geringer zu fein 
pflegt als die Nachfrage. So z. ®. in den bayriſchen Regierungsbezirken Ober⸗ 
und Niederbayern, Schwaben und Neuburg, in einigen Gegenden Oldenburgs, 
Schleswig-Holfteins, Hannovers und in einem Theil des badiſchen Schwarzwalds, 
wo hohe Arbeitslöhne eine verhältnigmäßig hohe Lebenshaltung der Marfch-, 
Küften- und Gebirgsbewohner erzeugen (viel Fleifch- und überhaupt animalifche 
Nahrung !*3), 

Und aud darin ftimmen diefe Länder mit ausfchlieflihem Bauern⸗ 
befig unter einander und mit den Ländern des vorherrſchenden Großgrundeigen- 
thums überein, daß fie meift einen mit feinem Looſe unzufriebenen, durch feine 
Anhänglichkeit an die Scholle und die beftehende Ordnung ausgezeichneten Arbeiter: 
ftand befigen. Derjelbe ift vielmehr jeder Zeit bereit auszumandern oder jozial- 
demokratischen Agitatoren Heeresfolge zu leiſten 144), 

Diefe Nachtheile pflegen aber wie gejagt nur dort einzutreten, wo die 
Stufenleiter der Einfommen und Vermögen zwifchen dem Bauern und Arbeiter 
unterbrochen erſcheint und dem leßteren nicht die Möglichkeit gegeben ift fich 
durch Fleiß, Sparjamfeit und Benugung günftiger Konjunkturen in eine höhere 
Klaſſe aufzuſchwingen. 

Wägt man nun ſchließlich die Vorzüge und Nachtheile des bäuerlichen 
Grundeigenthums gegen einander ab, ſo kann nicht zweifelhaft ſein, daß die 
Borzüge bei Weitem überwiegen. Aber wenn bie Ipannfähigen Bauerngiter 
auch den Grundftod, die breite Bafis alles Grundeigenthums im Yande abgeben 
follen, fo ift dod zu wünſchen, daß es einerjeit3 an einer gehörigen Anzahl 
ie Güter und anderntheild an ausreichendem Kleinbefig in mannichfachen 

ftufungen nicht fehle. 


Es laufen demnad die Refultate unferer von_ vier verjchiedenen Ausgangs⸗ 
pumften unternommenen Unterfuhung in einem "und demfelben Punkte zu— 
fammen: daß nämlich weder das einfeitige Vorwiegen des großen, noc des 
fleinen, noch de3 mittleren Grundbefiges, noch endlich eine Kombination von 
fleinem und Hleinftem und großem Grundeigenthum den für ein Fand erwünfchteften 
Zuftand der Grundeigenihumsvertheilung bildet. Vielmehr findet fich durch die 
vorliegende Unterfuhung aufs Neue betätigt, was bereit vor 40 Jahren von 


142) Trümpelmann, Bilder ce. ©. 63 ff. 
143) v. d. Goltz, Lage x. ©. 468. 
144) Ueber Hannover: Stenographifcher Bericht der ans des preuß. Abgeord- 
netenhaufe® vom 21. Januar 1874. ©. 744. Ueber ben zum badiſchen Schwarz- 
wald gehörigen DOberamtsbezirt Wolfah Schupp, Das Hofgüterwejen im Amtsbezirk 
Wolfach. Heidelberg 1870. paflim. 
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Fr. Liſt6) und nad) ihm von v. Schüg, von Rumohr, Bernhardi, Hanfien, 
Rofcher und vielen anderen ausgeſprochen worden ift, daß nämlic das Ideal 
der Grundeigenthumsvertheilung unter den gegebenen Berhältnifien — Herr: 
haft des Privateigentbums und Syſtem der freien Konkurrenz; — in einer 
richtigen Mifhung von großen, mittleren und Kleinen Gütern befteht, jo daß 
die großen Güter gleichjam die Spige der Pyramide und die Heinen die Bajis 
derjelben bilden. 

In diefem deal der Grundeigenthumsvertheilung, das ſowohl dem Pro: 
duktions⸗ al3 dem Bertheilungsftandpunkt gerecht wird, kehrt auf dem Gebiet 
der Sozialöfonomie derjelbe Gedanke wieder, den einft Montesquieu für das 
politifche Gebiet ausgefprochen hat, wenn er die fonftitutionelle Monarchie für 
die ideale Verfafjungsform des modernen Staat3 erklärte, weil ſich in derjelben 
alle Vorzüge der Monarchie, Ariftofratie und Demokratie vereinigt fünden. 

Wie die modernen Bölfer in unſerem Jahrhundert alle diefem Verfaſſungs— 
ideal nachgeſtrebt, aber dafjelbe freilich je nad) ihren verfchiedenen geographiſchen, 
tlimatiſchen, ethnologifhen und kulturhiſtoriſchen Vorausfegungen in fehr un 
gleicher Weife erreicht haben, fo wird auch das Seal der Grundeigenthumsd: 
vertheilung nicht überall in derjelben Weife realifirt werden fünnen. 

Nicht überall in derfelben Weiſe! Biel leichter noch läßt fich einem Volt 
eine nad einem abftrakten deal zugejchnittene politifche Verfaſſung geben, als 
daß fi) die Grundeigenthumsvertheilung und überhaupt die Agrarverfafjung 
defjelben nad) einer allgemeinen Schablone verändern Tiefe. Denn diefe ıft — 
wie wir weiter unten näher auszuführen haben werden — bei jedem Volk das 
Produkt feiner natürlichen Ausftattung und feiner Gefchichte, in der die Agrar: 
politif nur einen von vielen Faktoren bildet. 

Aus diefem Grunde, weil die Politif der gegebenen Grundeigenthums« 
vertheilung gleichfam mit gebundenen Händen gegenüber jteht und fie nur 
ſchwer vollftändig verändern kann, hat diefelbe wenigftens alle ihre Mittel darauf 
zu richten, wo eine gefunde, den geſammten Intereſſen des Volks entſprechende 
Bertheilung des Grundeigentbums befteht, diefelbe womöglich intaft aud) der 
Zukunft zu überliefern. 

Werfen wir nochmals einen prüfenden Blick auf das Rejultat unferer 
bisherigen Unterfuhung, jo finden wir, daß die Grumdeigenthumsvertheilung 
des deutfchen Reichs ſich überwiegend als eine gefunde, dem oben ermittelten 
Ideal entfprechende herausgeftellt hat. Namentlich gilt das für alle diejenigen 
Länder und Yandestheile, in denen fich ein Fräftiger Bauernftand erhalten bat. 

Die Stellung, die das bäuerliche Grundeigenthum in den verfchiedenen 
deutfchen Ländern einnimmt, ift freilich eine ſehr verjchiedene. 

Bald bildet e3 die unterfte Sprofje der Gütervertheilung, an die fid dann 
nad) Oben in geringerer oder größerer Zahl große Güter anjchliegen. 

Bald wieder nimmt es auf der Skala des Grundeigenthums die höchſte 
Stelle ein, indem es auf der Bafis eines ftark zerſtückelten Kleinbeſitzes rubt 
und feinen größeren Bejig mehr über ſich hat. 

Bald endlich beanſprucht es nur eine Mittelftellung zwiſchen den wenigen 


* 


145) Fr. Liſt, Ackerverfaſſung, Zwergwirthſchaft u. ſ. w. S. 157, 162. 
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großen und den vielen Fleinen Gütern, zwiſchen denen e3 dann in zwedmäßiger 
Weife zu vermitteln die Aufgabe hat. 

In allen diefen drei Fällen wird, jo lange e8 an einem ausgedehnten 
Bauernftande nicht fehlt, die Grundeigenthumsveriheilung al3 eine gejunde be- 
zeichnet werden können. 

Nur Hier und da nahmen wir Anfäge zu einer frankhaften Vertheilung 
des Grundeigenthbums wahr, fei e8 nun, daß das Berfchwinden des Bauern- 
ftande8 hier zur einfeitigen Latifundienbildung oder dort zum Klein und Zwerg- 
gütlerthum oder endlich drittens zu einer Verbindung diefer beiden Extreme in 
einer und derjelben Gegend geführt hat. 

Aber glüdlicherweife ift der von diefen krankhaften Eigenthumsbildungen 
eingenommene Boden — bisher wenigfteng — feinem Umfange nad) nur gering 
im Vergleich mit denjenigen Gebieten, auf denen ſich eine glüdlihe Miſchung 
von großen, mittleren und Kleinen Gütern findet. 


II. 


Die deutihe Grundeigenthumspertheilung und ihre Ent- 
jtehung. Insbeſondere der Einfluß des Erbredts. 


Die gegenwärtig im deutjchen Reich beftehende Grundeigenthumsvertheilung 
ift, wie wir bereit3 oben amdeuteten, theild das Refultat natürlicher Faktoren, 
theil3 das Produkt der vielhundertjährigen Geſchichte unferes Volks. 

Zu den natürlichen Faktoren rechnen wir die Verſchiedenheiten der ein= 
zelnen Theile des deutfchen Reichs nad Configuration und Beſchaffenheit des 
Bodens, Höhenlage, Klima u. |. w. 

Wir fehen daher, daß Gegenden mit wenig fruchtbarem Boden, rauhen 
Klima, beträchtlicher Höhenlage über dem Meer und überhaupt farger natür- 
licher Ausftattung auf extenfive Kulturarten und Betriebsfyfteme hindrängen. 
Erxtenfiver Anbau verlangt aber große Wirthihaftsflähen und Ddiefe wieder 
find in der Regel für den Umfang der Befigeinheiten (Güter) maßgebend. 

Und aus denfelben Gründen erjcheinen kleine Güter angezeigt dort, wo 
der Boden frudtbar, den mannichfachſten Kulturarten erſchließbar, das Klima 
milde und überhaupt die natürlichen Produftionsbedingungen günftig find. 

Auf dieſen natürlichen Berjchiedenheiten beruht es zum Theil, wenn 
in Süddeutſchland zu den großen Gütern bereits ſolche gerechnet werden, 
a. ihrem Umfang nad) in Norddeutichland nur zum mittleren Beſitz 
zählen. 

Sp wird ein Bauerngut von 300 bayrifchen Tagwerken — 100 Hektaren 
im Süden bereit3 al3 ein großes Gut angefehen, und e3 werden, wenn man 
das waldreiche und extenſiv bewirthichaftete Oberbayern, wo die großen Güter 
800— 2000 Tagwerke, und Niederbayern, wo die größeren Gutsfomplere dod 
nod) immer 600—1800 Tagwerke umfafjen, ausnimmt, von diefer Corte 
in Bayern, Würtemberg, Baden, Nafjau u. |. mw. nicht allzuviel Güter zu 
finden fein. 

Dagegen find in Schleswig = Holftein — namentlid in den fruchtbaren 
Strichen des Oſtens — Güter von 1000 Heltaren und darüber hinaus durd: 
aus Feine Seltenheit. Und ebenfo finden ſich Güter von mehreren taufend 
Helktaren in größerer Anzahl in Schlefien, Neuvorpommern, in der Provin; 
Preußen, in Poſen u. |. w. 
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Aber aud im Süden felbft wird der Umfang der Güter durch Ver— 
ihiedenheiten in der natürlichen Ausftattung der einzelnen Landestheile bedingt. 
Es begreift jich das leicht, wenn man im Auge behält, daß in der badifchen 
Pfalz bereits 3—6 Morgen zur Ernährung einer Familie von 5 Köpfen 
binreihen, während in dem zum Schwarzwald gehörigen Amtsbezirk Wald— 
firh 35 Morgen das Ernährungsminimum bilden !). 

Noch größere Differenzen zeigt die bayrifche Pfalz, wo innerhalb einer Ent: 
fernung von 51/, Q.-Meilen, je nachdem das betreffende Grundftüd im Gebirge, 
im Hügelland oder in der Ebene Liegt, und je nach der Beichaffenheit und Mifhung 
de8 Bodens, das mittlere Berhältnig des Befiged, wovon ſich eine Familie 
nährt, von 60 zu 20 und zu 4 Morgen herabfteigt. Ja in der Nheinebene 
be Köln, Bonn, Düfjeldorf reicht bereit3 der Ertrag von 2 fülner (etwa 
2!/, pr.) Morgen Gemüfeland zur forgenfreien Unterhaltung einer Familie von 
5 Perſonen hin ?). 

Indeß ift die natürliche Ausftattung der verfchiedenen Theile Deutichlands 
doh nur einer der vielen auf die Orundeigenihumsvertheilung einwirkenden 
daftoren, neben dem noch andere, namentlich volkswirthſchaftliche und politische, 
in Betracht kommen. 


Die letzteren pflegen die Grundeigenthumsvertheilung wieder entweder in 
der von der Natur angezeigten Richtung oder in entgegengefegter, die Natur— 
einflüfje paralyfirender Richtung zu beeinflufjen. 

Ein jehr draftifches Beifpiel für die fich gegenfeitig befümpfenden Natur— 
und Kultureinflüffe Liefert die Orundeigenthumsvertheilung in einem Theil der 
deutichen Gebirgswelt: im Odenwald, auf dem Vogel3berg, auf der Eifel u. ſ. w. 
Denn während die Natur bier größere bäuerlihe Wirthſchafts- und Belig- 
einbeiten erheifcht, haben Kultureinflüffe der mannichfachſten Art eine zum Theil 
jehr weit gehende Zerftüdelung des Grundeigenthums bewirkt. 


Eine genaue Analyfe der für die gegenwärtige Grundeigenthumsvertheilung 
maßgebend gewefenen Faktoren ergiebt eine außerordentlid; große Fülle von 
Urſachen, die fi) aber doch auf eine Heine Zahl von Verurſachungsſyſtemen 
zurüdführen Lafjen. 

Dieſe freilich find in ihren Wirkungen nad) Drt und Zeit nicht derart von 
emander abgegrenzt, daß in einem beftummten Lande und zu einer beftimmten 
Zeit nur eine Art von Urfahen, in einem anderen Lande und zu einer an— 
deren Zeit wieder eine andere Art von Urſachen für die Grundeigenthums« 
vertheilung allein und ausfchlieglic; maßgebend geweſen find. 

Vielmehr haben ſich faft alle diefe Urfachen in jedem Lande und zu jeder 
Zeit wirffam erwiefen. 

‚ Immerhin Safen ſich in der Gefcichte des deutſchen Grundeigenthums und 
feiner Veränderungen einige Hauptperioden in dem Sinn unterfheiden, daß in 
jeder derfelben eine beftimmte Gruppe von Urfachen für die Grundeigenthums- 
vertbeilung hauptſächl ich maßgebend gemefen ift. 


1) Bogelmann, Die Forftpolizeigefeßgebung im Großherzogthum Baden. 
Karlsruhe 1871. ©. 75. 
2) Lette, Bertbeilung des Grundeigenthums. S. 145, 146. 
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In diefem Sinn darf gefagt werden, daß in dem erften Jahrtaufend 
deutſcher Gejchichte für die BVertheilung des Grundeigenthums und ihre Ver: 
änderung maßgebend gemwejen find die Art der Befiedelung des Landes 
(hofe und dorfweife Bejiedelung), der Charakter der einzelnen deutichen Volks— 
ftämme (Gejchloffenheit des Grundeigenthums bei den Sachſen, freie Theilbar- 
feit und große Beweglichkeit defjelben bei den Franken, Gejclofjenheit und Be— 
weglichfeit neben einander bei dem Miſchſtamm der Thüringer), ſowie die 
äußeren Schickſale und die innere politifchsfoziale Entwidelung diefer Stämme 
jowie des gejammten Volks (Ummandelung des freien Bolfsftaatd in den 
Feudalftaat und dieſes wieder in den auf dem Soldheer und dem ftändigen 
Beamtenthbum ruhenden modernen Staat). Neben dem Einfluß diefer geſchicht— 
lichen Thatſachen, zu denen aud die volkswirthſchaftliche Entwidelung gehört, 
gelangt dann zugleich auch die verjchtedene natürliche Ausftattung der einzelnen 
Länder in der Grundeigenthumsvertheilung zum Ausdrud. 


Bon größter, alle anderen Momente weit üiberragender Bedeutung für die 
Grundeigenthumsvertheilung diefer Zeit ift die urfprüngliche Art der Befiedelung 
de3 Landes, welche dann ihrerjeit3 zum Theil wieder durd; den Volkscharakter 
der verfchiedenen Stämme fowie durch die hiftorifchen Schickſale derfelben und 
durch die Verfchiedenheiten des Bodens und Klimas beftimmt wird. 


Die Anfiedelungsverhältnifje find zum Theil noch bis in die Gegenwart 
hinein für den ganzen wirthichaftlichen Charakter einer Gegend maßgebend. 


Auf die oben geſchilderte Weife hat fi) ohne direktes und bewußtes 
Eingreifen des Staat3 eine Bertheilung de3 ländlichen Grundeigentfums her: 
ausgebildet, die der deutiche Territorialftaat. dann al3 das Vermächtniß einer 
vielhundertjährigen Geſchichte übernimmt. 

Charakteriftiich für die Bertheilung des Grumdeigenthums beim Beginn 
der Neuzeit ift der Dualismus von Ritter- und Bauerngütern, indem von 
den erfteren feine Steuern gezahlt wurden — es fei denn, daß man die in 
einigen Zerritorien in fogenannte Ritter- oder Neutergelder umgewandelten 
früheren Ritterdienfte hierher rechnen wil —, fo daß die gefammten Laſten 
für die Grunde und Landesherrihaft jetzt auf den letteren ruhten. Es 
hatte daher der Staat ein Intereſſe daran, die Grenzlinie, welche ſich im Lauf 
der Zeit zwifchen beiden Kategorien des Grundeigenthums feftgeftellt hatte, 
aud in Zukunft zu conferviven und die Bauerngüter präftationsfähig zu er- 
halten. Das lettere Intereſſe theilte aud) die Grundherrſchaft mit der Yandes- 
herrſchaft. 

Aus dieſem Intereſſe entſpringt dann ſeit dem XVI. Jahrhundert eine 
ebenſo rührige wie tiefgreifende Thätigkeit des Staats. Sie dauert bis zum 
Schluß des XVIII. Jahrhunderts und iſt darauf gerichtet, durch zahlloſe Ge— 
und Verbote, durch Androhung von Strafen u. ſ. w. den bisherigen Zuſtand 
der Grundeigenthumsvertheilung und namentlich den territorialen Beſtand der 
Rittergiter und Bauerngüter gegen Veränderungen zu ſchützen. 

Der ſpezifiſche Charakter der Gejetgebung diefer Zeit tritt beſonders deut 
lich hervor in folgender für das Altenburger Ofterland im Jahre 1556 erlafjenen 
Landesordnung, auf deren ©. 47 e3 heißt: „Damit die Landfolge und Steuer 
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nicht vermindert werde, auch in die Zinfen feine Zerrüttung gebradjt werde, 
jolen die Bauern, welche mit Lehn und Zinfen zu den Aemtern gehören, ihre 
Güter nicht denen vom Adel verkaufen. Auch follen die Bauern ihre Hufen, 
zind=, erblehn- und frohnbaren Güter, die fie von den fürftlichen Aemtern 
zu Lehen erhalten, nicht zerreifen oder verkaufen, damit die Anſpann⸗ und 
Frohndienfte nicht vermindert und den Zinsherrn fein Abbruch gethan werde. 
Lehn- und Zinsgüter dürfen hinfüro dur Kauf, Tauſch, Erbfall, Verpfändung 
u. ſ. w. ohne Bewilligung des Yandesheren nicht zerriffen oder vereinzelt 
werden 3). 

Berfchiebungen in dem Berhältnig der beiden Güterarten ſowie Ver— 
änderungen des Umfangs der einzelnen Güter hatten ſich bereit8 vor der Re— 
jormationgzeit *) in Folge der vielfachen Recht3unficherheit, jowie in Folge der 
Belebung von Handel und Wandel und endlich namentlih in Folge ftärferen 
Eindringen3 des Geldes in den Verkehr u. ſ. w. bier und da bemerkbar 
gemadht. 

Und es wäre der ftaatlihen Gejeggebung und Verwaltung auch mahr- 
iheinlich nicht gelungen diefen Prozeß aufzuhalten, wenn nicht in Folge Ver: 
legung der indifch-europäifchen Handelsftraße aus der Mitte Europa an den 
atlantiſchen Ozean Deutichland für Jahrhunderte in feiner wirthichaftlihen Ent- 
wifelung zurüdgeworfen worden wäre. Da aber jegt die Naturalwirthichaft 
auf dem Lande mit ihren Frohnen und Naturallaften im großen Ganzen un- 
angefochten blieb, fo vermochte der Staat durch feinen Zwang die beftehende 
Dodenvertheilung bi® zu einem gewiffen Grade — wenn man von der Um— 
gebung größerer Städte jowie von Gegenden mit dichter Ländlicher Bevölkerung, 
regem Gewerbfleiß u. j. mw. abfieht — zu conferviren. 

Wie fchwer e3 aber immerhin fiel, die vorhandene Grundeigenthbums- 
vertheilung und die mit. derfelben zufammenhängende Gefammtordnung aufrecht 
zu erhalten, als der diejelbe zerfeßende Geldverfehr von den Städten aus 
feinen Einfluß bis tief in das Land hinein zu äußern anfing, zeigen beifpiel3- 
weife die zahlreichen Wiederholungen der Verbote, welche in Hannover einerfeits 
gegen daS Legen der Bauernhöfe durd die Gutsherrn, und andrerfeit3 gegen die 
Verſchuldung, Bertaufhung und Zeriplitterung der Bauernhöfe und Kathen gerichtet 
find, wobei man nicht felten der Klage begegnet, daß das ältere Verbot nicht 
eingehalten werde. Es beweifen das auch die mandjerlei Eoncefjionen an den 
freien Verkehr, zu denen die Landesherrn in den aus dem XV. und XVII. 
Jahrhundert ftammenden Renovationen und Declarationen der älteren Berord- 
nungen fi) genöthigt ſahen. 

Und auch in Preußen find trog der auf das Bauernlegen gerichteten 
ftrengen Berbote der Könige, denen felbft Friedrich II. nicht immer den nöthigen 
Reipekt verichaffen konnte — wir erwähnen hier nur die in kurzen Zeiträumen 


,— — — 


AB. Löbe, Geſchichte der Landwirthſchaft im altenburgiſchen Oſterlande. 
Leipzig 1845. ©. 15. 

4 So hatte ſich in der Mark Brandenburg nicht blos in den anarchiſchen 
Zeiten unter den bayerifchen Herrihern im XIV. Jahrhundert, fondern auch nach ber 
Aufnahme des Landbuchs der Markt Brandenburg unter Kaifer Karl IV. (1375) da- 
ſelbſt die Zahl der Kleinen Befigungen zum Bortheil der Rittergüter bebeutend ver- 
mindert. Yette, Bertheilung des Grundeigenthums. ©. 43. 
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auf einander folgenden Verbote, die Bauern aus ihren Landftellen zu vertreiben, 
aus den Jahren 1739, 1749 und 1764 — einzelne Hufen niedergelegt 
worden. Aber immerhin befteht ein weſentlicher Unterſchied einerfeit3 zwilhen 
Medlenburg, wo die eingeborenen Herzöge, und Schwediich- Pommern, wo die 
ſchwediſche Regierung dem bauernvernichtenden Treiben de3 Adels einen Zügel nicht 
anzulegen vermochten, und andrerjeit3 Preußen, wo die Verbote iroß einzelner 
Uebertretungen den Bauernftand doch im Ganzen zu Eonjerviren geholfen haben). 

Der naturalwirthſchaftlichen Gebundenheit und der Wachſamkeit des Terri— 
torialſtaats haben wir es demnach zu verdanken, daß Norddeutſchland im 
Ganzen, trotz der ausnahmsweiſe auch hier vorgekommenen Niederlegung von ein— 
zelnen Bauernhöfen und ganzen Bauerndörfern, bewahrt geblieben iſt vor den 
Schaaren befiglofer Arbeiter, welche andere Nationen kennen und welche bei dielen 
— Engländern, Italienern — größtentheil3 auf die frühe Verdrängung der 
Natural» durch die Geldwirthſchaft, auf die Herrſchaft des beweglichen Kapitals 
und die geringe Fürſorge de3 Staat3 zurüdzuführen find. 

Für die Grundeigenthumsvertheilung diefer Periode war die ſtaatliche 
Politit auch infofern von Bedeutung, als namentlih die preußiſchen Kurfürften 
und Könige auf den Staatsdomänen — aber nicht nur auf diefen — zahlreiche 
Bauern und Koloniften angeſetzt haben ®). 

Aber wenn in diefer zweiten, vom XVI. bi3 zum XVII. Jahrhundert 
währenden Periode die jtaatlihe Politit für die Grundeigenthumsvertheilung 
Deutſchlands auch in erfter Linie beftimmend war, fo erwielen ſich ſowohl für die 
Erhaltung, wie für die Veränderung des beitehenden Zujtandes doch aud andere 
Faktoren nicht ganz unwirkſam. Haben die volkswirthſchaftliche Entwidelungs- 
ftufe, der Stammescharafter, die natürliche Ausftattung u. ſ. w. einen die 
Staat3politit unterftügenden, weſentlich konſervirenden Einfluß ausgeübt, fe 
find wiederum die gefchichtlihen Schickſale unſeres Volks in dieſer Periode 
niht ganz ohne Einfluß auf einzelne Veränderungen in der Grundeigen— 
thumsvertheilung geweſen. Wer wollte 5. B. in letzterer Beziehung den 
Einfluß des Bauernkriegg im XVI., namentlid aber den des dreifigjährigen 
Krieg im XVII. Jahrhundert auf die Grundeigentyumsvertheilung Deutſch- 
lands verfennen ! 

Für einzelne deutiche Yänder mit dem Schluß des vorigen Jahrhunderts, für 
die meiften Yänder und unter ihnen namentlich für Preußen aber erit mit dem 
Anfang und für andere wieder erft mit der Mitte unjeres Jahrhunderts 
beginnt dann infofern eine neue “Periode, als jett neue Faktoren in erjter 
Linie für die Orundeigenthbumsvertheilung beftimmend werden. Nachdem der 
Staat das bäuerliche Grundeigenthum von gutö- und Landesherrlichen Frohnden 
und Laften befreit, nahdem er die Rittergüter allgemein der Grundfteuer unter 
worfen und damit die beiden Arten des Grundeigenthums einander rechtlich 
gleichgeftellt w, ſucht er auch die faktiſchen Felleln, die den Grundeigenthümer 


5) Fur Hannover: Oppermann, Sammlung der vom Fürſtenthum Lüneburg 
und von den Grafichaften Hova und Diepholz erlafienen, auf das Meierrecht bezüg- 
lihen Verordnungen. Lüneburg 1864. Für Preußen: Hanſſen, Agrarhiftorifce 
Abhandlungen. Leipzig 1880. ©. 512. 

6) Lette, Bertbeilung des mut enthums. ©. 44 u. 45, fowie die Arbeiten 
von Beheim-Schwarzbad über das Colonifationswerf der preußijchen Könige. 
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hei dem Betrieb jeiner Wirthſchaft hindern, im Wege der Separationg- und 
Arrondirungsgejeggebung zu befeitigen. Indeß ift die Befreiung des Bodens 
und feiner Bewirthichaftung von den rechtlichen Feſſeln bisher befjer gelungen, 
al3 die Befreiung der Landwirthſchaft von faktiihen Hemmniſſen. 

Nachdem die Örundentlaftung erfolgt und das freie Eigenthum an allem 
Grund und Boden begründet ift, zieht ji der Staat hier früher dort fpäter 
von jeder direkten Einwirkung auf die Vertheilung des privaten Örundeigen- 
thums zurüd, indem er dabei dem phyſiokratiſch-Smith'ſchen Grundjag folgt, 
daß „das. eigene Intereſſe der beſte Meifter ift, wenn ihm nur nicht die Hände 
gebunden jind.“ Im deutichen Süden und am Rhein ift daS bereits in früheren 
Jahrhunderten gejchehen, für das Gebiet der preufifhen Monardie in ihrem 
früheren Umfang am Anfang und in der Staatengruppe des nordweftlichen 
Deutichland ſowie in Scleswig-Holftein erft in den fiebenziger Jahren unferes 
Jahrhunderts. Nur noch ausnahmsweiſe greift der Staat heute durch direkte 
Beichränkungen des Verkehrs mit Grundeigenthum in die Grundeigenthums- 
vertheilung ein: in den beiden Medlenburg, im Königreich Sachſen, in einigen 
thuringiſchen Staaten (namentlih in Sacdfen-Altenburg und in Reuß j. %.), 
in Waldeck, Schaumburg-Lippe, Lippe= Detmold und im badiſchen Schwarz: 
wald. Der Weg, auf dem diefe Eingriffe erfolgen, ift entweder der des 
Güterfhluffes oder der geſetzlichen Feſtſtellung eines Minimums, bis auf 
welches herab die Güter getheilt werden dürfen. Die Befigminima werden 
wieder entweder in abjoluter Weile nad) beftimmten Flächenmaßen oder in rela= 
tiver Weife nah) Quoten der vorhandenen Gütergrößen firirt. Außerdem 
finden fich im Unterſchied von dem Bejigminimum in einer größeren Anzahl von 
Staaten fog. Parzellenninima: diejelben beziehen ſich dann wieder entweder nur 
auf forſtwirthſchafllich oder auch auf landwirthſchaftlich benugte Parzellen. Die 
legteren Beftimmungen finden ſich gewöhnlich in den Separations- oder Con— 
folidirungsgefegen und ſuchen die künſtlich zuſammengebrachten, arrondirten und 
mit Wegen verjehenen Parzellen gegen weitere Zeriplitterung zu ſchützen. Ein- 
jelne Staaten endlich mahen die Zerftüdelung des Grumdeigenthbums oder die 
Abtrennung einzelner Theile von demjelben abhängig von der Genehmigung der 
Juftize oder Berwaltungsbehörden. 

Wie die direkten Einwirkungen des Staats, jo jind aud die großen 
geihichtlichen Ereignifje, namentlich die Kriege wegen ihrer kurzen Dauer heut: 
zutage nur von geringem Einfluß auf die Bodenvertheilung, 

Um fo wichtiger in diefer Beziehung find die rein wirthichaftlihen Mo— 
mente der zunehmenden Bevölkerung, der ſich ausbreitenden Induſtrie, der Fort— 
ſchritte in der landwirthſchaftlichen Technik, der Berbefjerung der Kommuni— 
tations und Xransportmittel, der Konkurrenz; mit der Produftion fremder 
Linder und nicht zum Geringſten der Vermehrung und Herrichaft des beweg— 
lihen Kapitald. Des letzteren Moment3 in feinem tief einfchneidenden Einfluß 
auf die Grundeigenthumsveriheilung wird weiter unten im nächſten Abfchnitt 
noch eingehend gedacht werden. 

Aber wenn der direfte Einfluß de3 Staat3 auf die Grumdeigenthums- 
vertheilung in der Gegenwart auch fehr gering ift, fo braucht der Staat deshalb 
doh nicht auf jede Einwirkung zu verzichten. Ya er darf dies nicht einmal, 

3* 
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jo lange er als feine Aufgabe anerkennt: in dem Widerfpruc der Partikular- 
interefjen einzelner Individuen und Klaffen das dauernde Gejammtinterefje 
des ganzen Volks zur Anerkennung und Geltung zu bringen. 


Und wollte man hiergegen einwenden, daß wenn der Staat ſich der direkten 
Einwirkung auf die Grundbefitverhältniffe begiebt, jeder Verſuch, diejelben auf 
indirekte Weiſe zu beeinfluffen, fruchtlos fein würde, jo wäre hierauf zu er- 
widern, daß die Geſchichte das Gegentheil lehrt. 

Berwaltungsmaßregeln (Geſetze, Verordnungen und Berfügungen), welde 
diveft in die Öeftaltung der Vermögensverhältnifje de3 Einzelnen eingreifen, wer: 
den immer, namentlich aber in Zeiten mit jo regem Freiheitsgefühl wie die 
Gegenwart e3 ift, mit Widerftreben aufgenommen werden. Man wird ic ihrer 
daher entweder offenkundig durch ihre Bekämpfung oder im Geheimen durch ihre 
Umgehung zu entledigen ſuchen. Und dort, wo die Aufredhterhaltung beftimmter 
Gütergrößen in die Hand der Juſtiz- oder Berwaltungsbeamten gelegt ift, pflegen 
jelbft diefe nicht jelten der unter den Befigern herrihenden Stimmung Rechnung 
zu tragen, indem fie die Gefuhe um Zerftüdelung ſolcher gejchlofjenen Güter con« 
jequent genehinigen. So hat ſich denn faktifch in unferer Zeit die Macht der 
wirthihaftlichen Verhältnifje ftärker erwiefen, alS die auf die Zufammenhaltung 
de3 Grundeigenthums diveft gerichtete Geſetzgebung. 

Biel wirkfamer können dagegen heutzutage die auf die Grundeigenthumss 
vertheilung gerichteren indireften Maßregeln des Staats jein. 


Zu denfelben rechnen wir in erfter Yinie manche Beftimmungen des Privat: 
rechts. Indem fie dem Willen der Beſitzer nicht direkten Zwang anthun, wer: 
den fie ohne Widerſpruch hingenommen und befolgt. Wenn fie dann zugleich um 
Volksleben vorhandene und nad) Geltung ftrebende Motive benugen und durch 
diefe, gleihjam ohne daß die betreffenden Perſonen e3 merken, dieſelben zu 
Erefutoren des geſetzgeberiſchen Willens machen, ſo iſt damit für ihre Aus— 
führung größere Gewähr gegeben, als für die Ausführung der direkt auf die 
Theilung oder Zufammenlegung des Grundeigenthums gerichteten Verwaltungs 
maßregeln. Denn in der Umgehung der legteren pflegen die Betroffenen ebenjo 
erfinderifch zu fein, wie fie in der Befolgung der erfteren jorgjam find. 
| Sp wird aus Hannover berichtet, daß dort früher das Intereſſe des Guts— 

heren an der ungetheilten Erhaltung der zum gutsherrlichen Verbande gehörigen 
Bauernhöfe viel mehr dahin gewirkt habe, dieſe in ihrer hergebrachten Größe 
zu erhalten, als die aus allgemeinen Gründen jonft erlajjenen Beſchränkungen 
der Theilbarkeit. Und nach Aufhebung des gutsherrlichen Verbands ſowie nach 
Entlaſtung der Bauernhöfe wiederum hat auf ihre Erhaltung mehr als die ge— 
ſetzliche Beſtimmung, daß die frei gewordenen Höfe hinſichtlich ihrer Theilbarkeit 
denſelben Beſchränkungen unterworfen ſein ſollen, wie die bisher frei geweſenen 
Höfe, das im Geſetz feſtgehaltene Anerbenrecht und die ſich an daſſelbe anknüpfende 
Sitte hingewirkt ?). 
Daher — wir denn auch, daß in einzelnen Gegenden trotz der größten 


7) — Geſetz vom 10. November 1831, $ 33. (Bgl. auch Geſetz vom 
22. Juli 1833, $ 1.) Bening, Die Bauerhöfe und das Berfügungsrecht darüber. 


Hannover 1862. ©. 15, 74. 
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Freiheit, das Grundeigenthum zu zerftüdeln und zi vergrößern, die vorhandenen 
Befigesgrößen dennoch durd Jahrhunderte hindurch unverſehrt geblieben find, 
fofern nur der Staat für die auf die Erhaltung derjelben gerichteten Motive 
im Privatrecht freie Bahn geichaffen hat. 

Zu den indireften Einflüffen, welche der Staat gegenwärtig auf die Grund» 
eigenthumsvertheilung ausübt, rechnen wir außer der privatredhtlichen Gefeg- 
gebung noch diejenigen, welche von der Gefetsgebung über Freizügigkeit, Nieder: 
laſſungs⸗, Berehelihungs: und Gemerbefreiheit, über Armen= und Gemeinde- 
verfaffung, über Hypotheken- und Grundbuchweſen, über Zölle und Steuern 
wie über die Yandeskultur ausgehen. 


In letterer Beziehung wird 3. B. jeder Schritt, den der Staat zur Be- 
günftigung der Arrondirung des Grundeigenthums thut, nothwendig auch auf 
die Bertheilung des Grundeigenthums einen Einfluß ausüben, weil der Trieb 
und die Fähigkeit, daS vorhandene Grundeigenthum zufammenzuhalten und vor 
Zerjtüdelung zu ihüten, bei dem Bejiger eine arrondirten Guts viel größer 
und ftärfer fein wird, al3 bei dem Beſitzer eine3 parzellirten Guts, deſſen ein- 
zelne Stücke im Gemenge mit den Stüden anderer Beſitzer Liegen. 


Sp ift es ferner don größter Bedeutung für die Grundeigenthums- 
veriheilung, ob die Zerlegung eines Grundſtücks in eine Anzahl von Theilftüden 
(die fog. Dismembration) nur erfolgen darf nad geichehener Regulirung der auf 
dem Ganzen ruhenden Laſten privat: und öffentlich-rechtlicher Natur (Staats: und 
Gemeindefteuern, Sozietätslaften, Grundzinfen, Ablöfungsrenten, hypothekariſche 
Schulden), wie ſolches in Preußen, Sachſen, Schwarzburg-Rudolftadt und anderen 
Staaten vorgefchrieben ift, oder ob die Dismembration und der Verkauf der ein= 
jenen Theilſtücke auch ohne vorhergegangene Regulirung der Laſten geſchehen darf, 
in welchem letzteren Fall die Laſten ſolidariſch auf jedem der Trennftüde ruhen 
bleiben (Trägerei-, Erbzinferei-Jnftitut), wie z. B. in Würtemberg, Baden, 
Oldenburg, Bremen und anderen Staaten. Denn während die Vorfchriften der 
erfteren Art in den oben genannten Staaten einen Hemmſchuh für die Zerftüdelung 
> Grundeigenthums bilden, ift ſolches in den lettermähnten Stanten nicht 

Fall. | 

Einen tiefgreifenden Einfluß auf die Vertheilung des Grundeigenthums 
hat namentlich die Belaftung des Grundbefiges mit Abgaben im Eichsfelde ge: 
habt. Die Bevölkerung unterlag hier von Alters her bis zur Einrichtung 
einer eigenen, für die eichsfeldiſchen Kreiſe beſtimmten Ablöfungs: und Tifgungs- 
fafie im J. 1845 einer enormen Realbelaftung mit gutsherrlichen Abgaben, 
m&hefondere mit Prozent:faudemien. Letztere waren bei allen Veräuferungen, 
mit Ausnahme des Uebergangs der Grumdftücde auf die Kinder bei der Erb— 
tbeilung, zu entrichten. Dieſe Beftimmung begünftigte die Naturaltheilung 
de Grundeigentfums unter fämmtlide Rinder. Da das in Folge defien 
ſtark zerftücelte, zudem mit übermäßigen Reallaften beſchwerte Grundeigen- 
{um oft nicht genug eintrug, um eine Familie zu ernähren, fo fuchten die 
feinen Landwirthe das Fehlende durch Betreibung eines Nebengewerbes zu 
verdienen, was wieder zu weiterer Barzellirung des Grundeigenthums führte. So 
üt denn zum Theil auf das Abgabenweſen zurücdzuführen jene weitgetriebene Güter- 
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zerſtückelung in dem wenig fruchtbaren Ländchen und die Beſchäftigung eines 
Drittels der grundbeſitzenden Bevölkerung mit der Spinnerei und Weberei ?). 


Den nachhaltigſten Einfluß auf die Grundeigenthumsvertheilung unter allen 
indireften Maßregeln der Gefeggebung und Verwaltung dürfte aber wohl das 
Erbreht haben. Hierüber fagt der jüngft verftorbene Leplay, welcher das 
Erbreht und feinen Einfluß auf das fittlihe und wirthſchaftliche Leben der 
verschiedenen Völker zum egenftand feiner fpeziellen Studien gemacht hatte: 
Es giebt wohl Feine einzige Mafregel, durd welche der Staat fo tief in die 
Familie und in die Gefellichaft eingreift, wie das Erbrecht, namentlich wenn 
er dem Inteftaterbrecht einen fo zwingenden Charakter giebt und auferdem die 
Giltigkeit der lokalen Gewohnheitsrechte fo radikal ausſchließt, wie der franzö— 
ſiſche Code es thut. 


Das Erbrecht hängt ebenſo wie das Familienreht aufs Engſte mit der 
Eigenart eines Volkes zufammen, als deren innerjte Yebensäußerung es er: 
ſcheint. Jahrhunderte lang wirft der Volksgeiſt gleichſam unbewußt durch 
das Erbrecht auf die Grundeigenthumsvertheilung ein. Erſt in neuerer Zeit hat ſich 
die Politit mit Bewußtſein des Erbrechts als eines außerordentlich wirkſamen 
Mittels, um die Vermögens- und Einkommensvertheilung zu beeinfluſſen, be— 
dient. Das bekannteſte Beiſpiel hierfür liefert die neuere franzöſiſche Geſchichte, 
indem der Nationalkonvent das Dekret vom 7. März 1793, durch welches 
die Teftirbefugniß des Familienvaters ganz abgeſchafft wurde und das Vermögen 
in ebenfo viele Theile zerlegt werden mußte, als Kinder vorhanden waren, erlieh, 
um die vermögensrechtliche Baſis der alten Geſellſchaft zu zertrümmern und die 
für eine demokratiſche Republik nothwendige gefellfhaftliche Unterlage zu ſchaffen. 
Zwar entfleideten da3 Gefeg vom 6. Januar 1794 und dann der napoleo- 
nifche Code das Dekret vom 7. März 1793 feiner größten Schroffheit, in 
dem der Code dem Bater über einen nad) der Anzahl der Kinder bemefjenen 
Freitheil legtwillig zu verfügen geftattete; jie behielten aber das dieſem Dekret 
zu Grunde liegende nivellivende Prinzip dennody bei. Nachmals freilid er: 
laubte fihb Napoleon I. auf der Höhe feiner Machtvollkommenheit und 
Triumphe zum Beten feiner fiegreihen Feldherren Subftitutionen zu ſchaffen 
und die Reftauration fnüpfte an die Errichtung von ſolchen ſogar die Paird- 
würde; die Julirevolution fegte diefe ariftofratifchen Schöpfungen aber wieder 
hinweg. 

Während in Ländern, in denen demokratiſche Staatsverfafjungen feit Jahr: 
hunderten beftehen, diefe langjam aber jicher auch zur Nivellirung der Gejellihaft 
führen, ſuchte man in Frankreih, indem man von der feudalzariftofratiichen 
Monardie plöglih zur demokratiihen Republik und dann zum demokratiſchen 
Kaiſerthum überging, zugleih mit einem Schlage auch die Gejellichaft um: 
zubilden, weil man ſich wohl bewußt war, daß das demokratiſche Ge: 
meinweſen inmitten der mehr oder minder ariftofratiidhen Staaten des alten 
Europa fi) nur dann werde halten fünnen, wenn es ihm gelingen würde, eine 


8) Bed, Das Eichäfeld und feine Bewohner, im Archiv für preußifche Lande 
funde. Bd. 3 (1856). ©. 169 und paffim. Stüve, Weſen und Berfafjung der 
Landgemeinden in Nieberfachfen und Weftphalen. Jena 1851. ©. 212. 
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diefer politiſchen Verfaſſung entſprechende geſellſchaftliche Gliederung ſo ſchnell 
als nur immer möglich herzuſtellen. 

Darüber, wie ſehr man ſich deſſen bewußt war, in dem neuen Erbrecht 
einen der wirkſamſten Hebel für die Vermögensnivellirung zu beſitzen, hat ſich 
mit cyniſcher Offenheit Napoleon J. in einem an ſeinen Bruder Joſef, damaligen 
König von Neapel, gerichteten Brief vom 3. Juni 1806 folgendermaßen aus⸗ 
geſprochen: „‚Etablissez le Code civil à Naples, tout ce qui ne Vous sera 
pas attache va se detruire en peu d’anndes et ce que Vous voudrez con- 
server se consolidera... Voilä le grand avantage du Code civil. 1 
consolide votre puissance, puisque, par lui, tout ce qui n’est pas fidei- 
commis tombe, et qu’il ne reste plus de grandes maisons que celles que 
Vous 6rigez en fiefs. C’est ce qui m’a fait pröcher un Code Civil et m’a 
porte à l'établir ꝰ).“ 

Das folgende Beiſpiel dafür, wie man das Erbrecht zu politifchen Zwecken 
benutzt hat, dürfte weniger befannt fein. Es betrifft das Königreich Würtem— 
berg. ALS am Anfang unferes Jahrhundertd dem Herzogthum Würtemberg 
ein ftattlicher Länderzuwachs, beftehend aus Gebieten der geiftlichen und welt: 
lichen Reichsfürſten, der Prälaten, Reichsgrafen und unmittelbaren Reichsritter, . 
zu Theil wurde, mußte dem zum Königreich erhobenen Staat daran gelegen 
jein, dem Widerftand diefer neuen Unterthanen, die fih nur ungern mediati- 
firen ließen, ein Gegengewicht entgegenzuftellen. Zu diefem Zweck fuchte man 
da3 Abhängigkeitsverhältniß, i in dem ihre Hinterfafien zu ihnen ſtanden, möglichſt 
abzufhmwächen und endlic; ganz zu beſeitigen. Man bediente fich hierbei folgenden 
Mittels. Im Gegenjag zu Alt-:Würtemberg, mo bereit früh die freie Theil— 
barkeit und da3 gemeine Erbrecht zur Anwendung gelangt waren, war das Grund: 
eigenthum in den neuen Landftrihen durch Lehnsbande, altadelige8 und altbäuer- 
liches Recht, zu dem aud die Erbfolge nad) Lehnsrecht und nach bäuerlichen 
Anerbenrecht gehörte — der freien Veräußerung entzogen, wobei auch die Sitte 
. die Theilung keineswegs begünſtigte. Theils um die Produktion zu heben, 
theild aber aud, um die Abhängigkeit der bäuerlichen Grundeigenthiimer von 
ihren bisherigen Herren zu ſchwächen, und fie jelber der neuen Krone geneigter, 
die ehemal3 Reichsunmittelbaren aber ihr unterwürfiger zu machen, wurde bie 
Agrarverfafjung des alten Landes — zu der auch das gemeine Erbrecht ge: 
hörte — auf die neuen Landestheile übertragen 19). 

Indem wir und den fpeziellen Nachweis über den Zuſammenhang zwifchen 
den verfchiedenen Formen des Erbredt3 und der Örundeigenthumsvertheilung 
innerhalb des Deutjchen Reichs für die ſpäteren Abſchnitte dieſer Arbeit 
vorbehalten, ſoll hier nur im Allgemeinen auf dieſen Zuſammenhang hin— 
gewieſen werben. Wir werden ung bei diefer Gelegenheit geftatten, die 
Grenzen unferer Arbeit ausnahmsweiſe weiter zu ziehen, als es im ſpeziellen 
Theil geſchieht, indem wir einige für den oben behaupteten Zuſammenhang 
wichtige Thatſachen der Geſchichte auch anderer Völker entnehmen. 

Was den Nachweis des Zuſammenhangs zwiſchen Grundeigenthumsver— 


9) Correspondance de Napoleon I. Paris 1863. t. XII. S. 432. 


10) Bean in der Tübinger Zeitfchrift für die gefammte Staatswihienicaft. 
Jahrg. 1845. ©. 325. 
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tbeilung und Erbrecht betrifft, jo kann derfelbe natürlich nur im Großen für 
ganze Länder und Völker oder doc, für größere Yandestheile und Volksſtämme 
erbracht werden. Denn das Recht jowie die Sitte find jozialspolitifche Faktoren, 
die nicht mit der Gleihmäßigfeit, Sicherheit und Präzifion von Naturmädten 
wirffam find, indem ihr Einfluß im Einzelnen durd den Einfluß fie be: 
gleitender oder ihnen entgegenwirfender Faktoren entweder verftärkt oder ab: 
geſchwächt bez. ganz bejeitigt werden fann. So wird es denn vorkommen, daft, 
wenn wir nur einzelne kleinere Gebiete und furze Zeiträume ins Auge fallen, 
der oben behauptete Einfluß ſich nicht durchweg in gleicher Stärfe vorfindet, 
ja daß er ausnahmsweiſe dur andere Einflüfje auch vollftändig paralyfirt er: 
ſcheint. 

Eins der älteſten Beiſpiele für den großen Einfluß des Erbrechts im 
modernen Europa bietet uns das nördliche Italien. Giebt es doch kein Land 
in Europa, in dem das römiſche Erbrecht der ſpäteren Kaiſerzeit mit ſeinem 
gleichen Anrecht ſämmtlicher Kinder an das elterliche Vermögen, ſeiner 
Schätzung des geſammten Nachlaſſes ſowie der einzelnen zum Nachlaß ge— 
hörigen Immobilien nad) dem Verkehrswerth und feiner Begünftigung der 
Naturaltheilung jo früh zu gleich unbedingter Anwendung auf den gefammten 
Immobilienbeſitz gelangt ift, wie Norditalien, indem die der Verbreitung defjelben 
auf das flache Land in anderen Staaten entgegenftehenden ſtändiſchen Sonder: 
rechte hier fehlten oder ſchon früh befeitigt wurden. So bildete ſich auch unter der 
grundbefigenden Yehnsariftofratie in Norditalien die Sitte aus, das Grundeignthum 
bis ins Unbegrenzte zu theilen. Und wo jid) in den Kreifen der letzteren hier und 
da die entgegengefegte Tendenz, daS Grundeigentum in einer Hand zufammen: 
zuhalten, zeigte, da ift diefelbe von der Gefetgebung der mit ihrem Ein: 
fluß weit ind Land hineinragenden Communen aufs Entjchiedenfte befämpft 
worden. Sp wird beiſpielsweiſe durdy die aus dem Jahre 1161 ftammen- 
den Statuten der Stadt Pifa (Statutum Usus Pisanae civitatis) jede Be- 
vorzugung des einen Theil3 vor dem anderen bei Vererbung des Lehns— 
beſitzes verboten. 

Die uneingefchränfte Anwendung des römiſchen Erbredht3 bei Vererbung 
des Grundeigenthums führte in Norditalien dann zu einer fo großen Zerftüde- 
lung des ländlichen Grundeigenthums, daß die einzelnen Landftellen bald zu Hein 
für die Erhaltung einer Familie und unfähig zur Tragung der auf ihnen 
ruhenden öffentlichen Laſten wurden, fowie zugleih zu einer jo großen Par: 
zellirung dejjelben, daß der Yandbau darunter leiden mußte. Um diefe Mif- 
ftände zu befeitigen, verfolgte die Agrargefetgebung der italienifchen Kommunen 
(Brescia, Bicenza, Cremona, Parma, Modena) bereits feit dem XII. Jahr: 
hundert die Tendenz, die Zufammenlegung der in der Feldmark Liegenden, dem: 
jelben Eigenthümer oder verfciedenen Eigenthümern gehörigen Parzellen zu 
begünftigen, um auf diefem Wege größere, abgerundete Güter zu ſchaffen. Diefem 
Zweck diente ſowohl das nachbarlide Vor: und Ruckkaufsrecht als auch die 
Beitimmung, daf die Befiger von Gütern, welche eine beftimmte geſetzlich vor: 
gejchriebene Größe nicht erreichen, einfach zur Veräußerung ihres Beſitzes an den 
faufluftigen Nachbarn gezwungen fein jollen. Durch ſolche Handhaben kamen 
jtädtiiche Podeftas, Güterfpefulanten und große Grundeigenthimer allmählich dazu, 
das Feine Grundeigenthum zu befeitigen. Namentlid; vermöge des beweglichen 
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Kapitals, das fich in Norditalien in Folge der frühen Blüthe von Handel und In— 
duftrie in großer Fülle angefammelt hatte, gelang es immer mehr, diefe zahlreichen 
fleinen Güter in einigen wenigen Händen zu vereinigen. Um die meift in den Be- 
fig ſtädtiſcher Patrizier gelangten Yatifundien auf die Dauer vor dem Zerfalle in 
einzelne Theile zu ſchützen, wurden jie dann feit dem Emdringen ſpaniſcher Ein- 
flüſſe durch Familienfideicommiſſe rechtlich gebunden. 

So iſt denn in Norditalien unter dem maßgebenden Einfluß des römiſchen 
Erbrechts das Grundeigenthum zuerſt bis ins Unendliche zerſplittert, dann aber 
iſt dieſes kleine Grundeigenthum mit Hilfe des ſchon früh in großen Maſſen 
vorhandenen Geldkapitals wieder zu Latifundien vereinigt worden, und werden 
dieſe endlich in den letzten Jahrhunderten durch ein verändertes Erbrecht — Far 
milienfidercommifje — zufammengehalten '!). 

Noch deutlicher tritt der Einfluß des Erbrechts auf die Grundeigenthums- 
vertheilung zu Tage, wenn man Frankreich und England bez. Schottland mit 
einander vergleicht. 

Die Zerfplitterung de3 franzöfiichen Grundeigenthums mit ihrem bäuer- 
lichen Kleinbetrieb und ihrer außerordentlich, forgfältigen Kultur ift zum großen 


- Theil, wenn aud) nicht ausſchließlich ein Kind der franzöfifchen Revolution und | 


der aus derjelben mittelbar oder unmittelbar hervorgegangenen Gefetsgebung, 
welhe, wie bereit3 angedeutet wurde, unter Anderem das Erftgeburtrecht auf 
bob und die gleiche Erbtheilung einführte.e Unter dem Zwange der demo— 
kratiihen Erbfolgeordnung fchreitet allgemady da3 Morcellement de3 Bodens 
weiter und weiter, jo daß ſelbſt Legoyt, fein eifriger Anwalt, ſich ſchließlich der 
Einfiht nicht entziehen kann, daß eine gefegliche Schranke hier nothwendig wer: 
den könnte. 

Und wiederum die Eoncentration des Grundeigenthbums in wenigen Händen, 
der fapitaliftiiche Großbetrieb und die rationelle Bewirthihaftung der englifchen 
Yandgüter, jowie die Benugung der durch Wiſſenſchaft und Kapital gebotenen 
Vortheile, aber auch die faft gänzlihe Verdrängung des englifchen Bauern: 
ftande8 wären nicht möglich gewejen ohne die für alles Grundeigenthum geltende 
Primogeniturerbfolge und ohne die Settlement3, d. h. die Einrihtung, das 
Grundeigenthum für eine kürzere Zeit, al3 für welche die deutichrechtlichen 
Fideicommiſſe errichtet werden, gegen Veräußerung, Zerftüdelung und Ver: 
ſchuldung zu fügen. 

Aber auch hier, in Franfreid wie in-England und Schottland hat erft 
in der Anfammlung de3 beweglichen Kapitals die Vorbedingung für die Wir- 
fung des Erbrecht geichaffen werden müfjen !?). 


— 11) R. Pöhlmaun, Die Wirthſchaftspolitik der Florentiner Renaiſſance. Leipzig 
. ©. 1, 12, 13. 

12) Ueber England: 2. v. Ompteda, Landgefege und Landwirthſchaft im 
England, in den Preußiſchen Jahrbüchern, Bd. XXXVI (1880). Heft 4 und 5, und 
v. Miaskowski, Die Gebundenheit des Grund und Bodens durch Familienfibei- 
tommifje. Jena 1573. ©. 41—54. Ueber Frantreih: Leplay, La r&forme sociale. 
5. Auflage. 1874. Bd. I. ©. 200, 231. v. Miaskowsti, Gebundenheit ꝛc. 
— — Legoyt, La France et l’Etranger. 2 tomes. Paris 1870. tome 2. 
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Weniger befannt als die eben erwähnten Vorgänge in England und Frant: 
reich dürften die Grundeigenthumsverhältniſſe in den beiden Schweizer Halbe 
fantonen Ob- und Nidmalden fein. Dieſe beiden Ländchen Liegen neben: 
einander und find Lediglich durd; einen Gebirgäzug von mäßiger Höhe, den fog. 
Kernwald, von einander getrennt: daher ihr Name Ob und Nidwalden, d. h. 
ob und nid oder ober: und unterhalb des Kernwalds. Beide Länder unter 
fcheiden ſich ſowohl durch die Art der BVertheilung des Grundeigenthums wie 
durch ihr Immobiliarerbrecht. In Nidwalden wird der im Privateigenthum 
befindlihe Grund und Boden im Thal und auf den Vorbergen von dem Bater 
gewöhnlich bei Yebzeiten einem feiner Kinder übergeben und erhalten die übrigen 
Kinder nur Abfindungen von mäßiger Höhe. Das Streben, das väterlice 
Erbe ungetheilt zu erhalten, zeigt fid) dann auch unter den Erben jelbft, wenn 
der Vater, ohne eine ſolche Verfügung getroffen zu haben, jtirbt, indem die: 
felben einem unter ſich das ererbte Gut gegen eine mäßige Summe zu über 
tragen pflegen. Ganz anders in dem benachbarten Obwalden, wo das wäter: 
liche Gut von den Erben meift naturaliter in fo viele Theile getheilt zu werden 
pflegt, als e3 Erben giebt. Das Refultat ift dann in Nidwalden eine jehr 
ariftofratifche, in Obwalden dagegen eine demokratische Vertheilung des privaten 
Grundeigenthums: ein Unterfchied, der fich jelbft in der Art, wie die Gemein- 
alpen hüben und drüben benugt werden, nody deutlich) abjpiegel. Denn wäh— 
rend auf den Nidwaldner Alpen die einzelnen „hablihen“ Bauern ihre eigenen 
meift vereinzelt ftehenden Hütten befigen und jeder Bauer von feiner Hütte 
aus das um diefelbe liegende Yand mit feiner Sennte, beftehend aus 25—30 Stüd 
Vieh, beweidet, Liegen auf den Obmwaldner Alpen die Hütten der Zwergbauern 
in größerer Zahl beifammen, ja es wird die einzelne Hütte nicht felten von 
mehreren Bäuerlein gemeinfam benußt; auch weidet das Vieh ſämmtlicher Bes 
figer eines ſolchen Hüttenkomplexes unter einem Stabe. Und diefer verjchiede- 
nen Grundeigentbumsvertheilung und Allmendnugung find dann auch adäquat 
die Anfhauungen der Nid- und Obmwaldner iiber das, was recht und billig ift. 
So ftellen die Nidwaldner den Flor des Bauerngut3 und der Bauernfamilie 
ſowie ihres Ländchens höher als die Durchführung des Princip8 der Gleichheit; 
in Obwalden dagegen wird ein befondere8 Gewicht auf die möglichft gleiche 
Lage der Familienangehörigen wie auf eine möglichft gleihmäßige Vertheilung 
de3 väterlihen Vermögens unter ſämmtliche Kinder gelegt. Dort ftehen 
die jüngeren Geſchwiſter gern vor dem älteren Bruder zurüd, leiften ihm 
Dienfte oder wenden ſich einem anderen Gewerbe zu, damit der väterliche Hof 
dadurd; in der Familie und im Flor erhalten wird; bier wollen lieber alle 
nicht8 oder wenig haben, al3 daß fie geftatten würden, daß einer mehr hätte 
al3 die anderen 18). 

Diejelben Gegenfäge, die wir in Unterwalden auf feinem Gebiet dicht 
neben einander antreffen, finden fi) dann aud; zerftreut über die ganze Schweiz 
wieder. 

Im Allgemeinen ift das Grumdeigentbum bier bei Geltung des gleichen 


13) Schweizer Alpwirthichaftlihe Monatsblätter. Jahrgang 1872. Nr. 2. 
©. 25, 29. v. Miaskowski, Die Schmweizerifhe Allmend in ihrer gefchichtlichen 
Entmwidelung. Leipzig 1879. ©. 140 und palfim. Mündliche Erkundigungen. 
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Erbrechts für alle Kinder fehr zerftüdell. Und mo ausnahmsweiſe in einer 
Gegend, wie 3. B. im Bernifhen Emmenthal, in einigen Theilen der Kantone 
Zug, Luzern, Züri, Aargau u. |. m. ſich noch ftattlihe Bauerhöfe in größerer 
Anzahl vorfinden, da ift regelmäßig auch ein entjprechendes, einen der Miterben 
begünftigende8 Anerbenrecht oder doch menigftend eine entſprechende Sitte in 
Geltung. 


Die bisher mitgetheilten Beispiele für den zwifchen dem Erbrecht und der 
Grundeigenthumsvertheilung beftehenden Zufammenhang haben wir verfchiedenen 
nicht zum Deutfchen Reid; gehörigen Ländern entnommen. Es bleibt hier nod) 
übrig, dieſes Zufammenhangs im großen Ganzen auch für das Deutjche Reich 
zu erwähnen und im Uebrigen binfichtlih der Einzelheiten des Erbreht3 auf 
die folgenden Abſchnitte zu verweiſen. 

Ein genauer Vergleich der in diefen Abjchnitten mitgetheilten Daten mit 
der in dem vorigen Abjchnitt zur Darjtellung gebrachten Grundeigenthumsver⸗ 
tbeilung ergiebt, daß in den hauptiählih dem Nordoften angehörenden 
Ländern mit vorwiegendem Grofgrundeigentbum zugleih das früher lehn— 
rechtlich und jett fidercommißrechtlid gebundene Grundeigenthum jih am 
ftärfften vertreten findet. Das für die großen Güter beftehende fingulare Erb- 
recht übt dann feinen Einfluß auch über die Grenzen des großen Grundeigen- 
thums hinaus, indem «3 die für das bäuerliche Grundeigenthum  beftehende 
Vererbungsſitte unterftügt. 

Und ebenfo hat auf das Extrem der eben erwähnten Gütervertheilung, 
wie es ſich namentlih in dem füdweftlihen Deutſchland vorfindet und ſich 
duch ſehr weitgehende Zerjplitterung des Grundeigenthums carafterifirt, das 
zum Theil bereit3 früh zur Geltung gelangte gemeine Erbrecht unzweifelhaft 
jo einfchneidend eingewirft, daß es demfelben gelungen ift, die enigegen= 
ftehende bäuerliche Bererbungsfiite bis auf verjchwindend kleine Weberrefte zu 
jerjegen und aufzulöfen. 

Endlih haben diejenigen hauptfählih im Nordmweften und Südoſten de3 

deutihen Reich gelegenen Yänder, in denen ſich überhaupt eine außerordentlich 
günftige Vertheilung des Grundeigenthbums mit Vorwiegen des Bauernitandes 
erhalten hat, zugleich ihr von dem gemeinen Erbrecht abweichende Grunderb- 
recht fih mit großer Zähigkeit bis in die Gegenwart hinein zu bewahren ge= 
mußt, Was diefem bäuerlichen Anerbenreht — fowohl in der Form des ger 
Ihriebenen wie des Gewohnheitsrechts — bier feine bejondere Kraft verliehen 
bat, ift u. A. auch der Umftand, daß die Befiger der Rittergüter ihren Beſitz 
nad) ähnlichen Grundfägen zu vererben pflegen. So ftüten fi) denn die beiden 
— gegenſeitig und tragen dadurch die Gewähr längerer Dauer 
in ſich. 
Und wie die Einwirkung des Erbrechts im Allgemeinen auf die Grund— 
eigenthumsvertheilung nit nur in Italien, Frankreich, England und ın der 
Schweiz, ſondern aud in Deutfchland unverkennbar ift, fo finden ſich auch 
mande auswärts wahrgenommene Heine Züge in Deutfchland wieder. 

Achnlid wie in Ob: und Nidwalden treffen wir 3. B. in verfchiedenen 
Gegenden Würtembergd ummittelbar neben einer Rechtsanſchauung und Sitte, 
welhe dad Grimdeigenthum in der Familie zufammenhält, indem fie es unter 


124 A. von Miaskowski. 


Benachtheiligung der übrigen Geſchwiſter an einen der Söhne übergehen läßt 
(in Oberſchwaben, im Hohenlohe'ſchen, im Schwarzwald), eine diefer Auffafiung 
diametral entgegengefette, der eine ungleichmäßige Vertheilung des väterlichen 
Nachlaſſes als eine nicht zu duldende Ungerechtigkeit erſcheint (meift im ebenen 
und fruchtbaren Theil von Alt-Würtemberg). 

Diefelben Gegenfäge der Rechtsanſchauung und Sitte ftoßen auch an der 
Grenze von Weftphalen und der NAheinprovinz, im badiſchen Schwarzwalde in 
der Nähe des Feldbergs und anderswo aufeinander. 

Ehe wir diefen Abjchnitt ſchließen, nur noch ein Wort. 

Die von und al3 möglich bezeichneten indirekten Einwirkungen de3 Staats 
auf die Grundeigenthumsvertheilung — zu denen wir in hervorragender Weiſe 
den Einfluß des Erbrechts rechnen — machen fich freilich in Wirklichkeit nicht 
immer in der gewünſchten Weiſe geltend. 

Damit die geichehe, bedarf es der Erfüllung einer doppelten Voraus: 
jegung. 

Der Geltendmachung eines ſolchen Einfluffes muß zunächſt vorhergehen 
eine genaue Kenntniß der vorhandenen Grumdeigenthumsvertheilung in den 
einzelnen Landestheilen ſowie der etwaigen Korrekturen, melde an derſelben 
durch den landwirtbichaftlichen Betrieb vorgenommen werden (Zerlegung allzu 
großer Befigeinheiten in feine Wirthichaftsernheiten oder gemeinfame Bervirth- 
ihaftung einer Anzahl kleiner Befigeinheiten). 

Leider fehlt e3 im beiden Beziehungen im vielen deutjchen Staaten noch 
an den nöthigen ftatiftifchen Aufnahmen; ja es fehlt fogar zum Theil noch an 
dem Bewußtſein von der Nothmwendigkeit einer genauen Kenntni der vorhan- 
denen Grumdeigenthumsvertheilung. 


Wie nur eine genaue Kenntnig der vorhandenen Grundeigenthumsverthei- 
lung die Regierung davor ſchützen kann, ungreifbaren Phantomen nachzujagen, 
fo muß ferner jeder Verſuch einer Einwirkung auf die Grundeigenthumsper: 
theilung, der von wirklihem Erfolge gefrönt fein will, von verfchiedenen Punkten 
ausgehen. ALS der Staat nod) direfte Handhaben hierfür befaß, mochte bereits 
eine einzige Mafregel genügen, um das gewünfchte Ziel zu erreichen. Heute, 
wo demfelben eine Einwirkung in diefer Beziehung nur auf indireftem Wege 
zufteht, muß eine Summe oder vielmehr ein ganzes Syſtem von Mafregeln 
in Anwendung gebradht werden. Ja eine u und ihrer hohen Aufgabe 
fid) bewußte Politit wird ſich bei jeder Gefeßgebungs- und Verwaltungsmaß— 
regel zu fragen haben, welchen Einfluß diefelbe wohl auf die Grundeigenthums⸗ 
vertheilung ausüben werde, um nad) dem Ausfall der Antwort ihre meiteren 
Entſchlüſſe zu fafjen. 

Damit find wir zu dem Reſultat gelangt, daß das Erbrecht heutigen Tags 
nur im Bufammenhang mit anderen auf dafjelbe Ziel gerichteten Meafregeln 
die beabjichtigte Wirkung auf dem Gebiete der Grundeigenthumspertheilung aus 
zuüben vermag. 


Nachdem wir oben einige Beifpiele für den zwiſchen dem Erbrecht und der 
Grundeigenthumsvertheilung verfchiedener Völler beftehenden Zuſammenhang 
beigebracht haben, liegt uns jegt noch ob, das im Allgemeinen wahrſcheinlich 
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Gemachte nun im Einzelnen für die im Deutſchen Reich geltenden verjchiedenen 
Erbrechtsformen zur unumſtößlichen Gewißheit zu erhärten. 

Bevor wir dies thun, werden wir no die Tendenzen ins Auge faflen 
müfjen, welche in den Veränderungen der deutichen Grundeigenthumsverhältnifie 
während der legten Jahrzehnte zu Tage getreten find. 

Denn e3 genügt nicht, daß wir wiljen, die beftehende Grundeigenthums- 
vertheilung im Deutjchen Reich ſei im großen Ganzen eine normale und ges 
junde, wir müfjen auch zu ermitteln ſuchen, ob die Richtung, in welcher jid) 
die Berhältniffe zu verändern ftreben, ebenfalls noch eine erwünſchte ift. Erſt 
wenn wir auc hierüber genügend aufgeklärt find, werden wir wiffen, mo und 
in welcher Richtung der Staat auf diefem Gebiet einzugreifen die Aufgabe hat. 


III. 


Die Beränderungstendenzen in der deutihen Grundeigen- 
thumsvertheilung der Gegenwart und ihre Erklärung. 


Sind wir in dem vorigen Abfchnitt zu dem Reſultat gelangt, daß die 
Bertheilung des deutſchen GrundeigentHums im großen Ganzen — wenn man 
von einigen Gegenden abſieht — eine gejunde und normale ift, fo fragt es 
ſich jett, ob diefer Zuftand aud) die Gewähr der Fortdauer darbietet. 

Um hierüber einigen Aufſchluß zu erhalten, werden wir die Tendenzen zu 
ermitteln haben, weldye während der legten Jahrzehnte in den Beränderungen 
der Grundeigenthumsvertheilung zu Tage getreten find, um aus diefen auf die 
Richtung zu fchliefen, welde diefe Veränderungen mahrfcheinlich auch in der 
Zukunft einfchlagen werden. 

Läßt ſich nun, fragen wir zunächſt, eine ſolche einheitliche Richtung, in der 
fih die Veränderungen der Örundeigenthumsvertheilung in der legten Zeit voll: 
zogen haben, überhaupt für ganz Deutichland nachweiſen oder muß auch hier 
zwifchen den verjciedenen Theilen des deutſchen Reichs unterjchieden werden? 

Um diefe Frage zu beantworten, wollen wir zunädft die Hauptgründe 
ind Auge fafjen, welche in der Gegenwart ſolche Veränderungen herbeizuführen 
pflegen. Zu diefem Zweck werden wir von dem im vorigen Abſchnitt An: 
geführten Einiges befonderes herauszuheben und näher auszuführen haben. 

Unter den Faktoren, welche in der Gegenwart einen maßgebenden Einfluß 
auf die Veränderung der Örundeigentbumsvertheilung im Deutihen Reich haben, 
nimmt wohl die erfte Stelle die im Vergleich zu früheren Zeiten außerordent: 
lich ftarfe Vermehrung de3 beweglichen Kapital3 ein. 

Daß das bewegliche Kapital in der Gegenwart für das Grundeigenthum 
von größerem Einfluß ift al3 in früheren Zeiten, ift aber nicht nur auf feine 
Bermehrung zurüdzuführen, fondern ebenfo darauf, daß ſowohl feiner Verbindung 
mit dem Grund und Boden al3 feinem Austaufc gegen denfelben in unjerer 
Beit der Freiheit des Grundeigenthums feinerlei rechtliche Hinderniß mehr im 
Wege fteht. 

Einestheild verlangt die rationel und ſchwunghaft betriebene Yandwirth- 
haft wachſende Kapitalmajjen, durd die fie den Boden befruchtet, um ihm 
immer größere Erträge abzunöthigen. Dann aber erzeugt aud) die Gutsüber— 
nahme ſeitens eines der Erben das Bedürfniß nad beweglichem Kapital, um 
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die Miterben abzufinden. Das nöthige Kapital pflegen ſich die Befiger größten: 
theil3 auf dem Wege des Kredit3 zu verſchaffen. “Die Unvolltommenhetten der 
heutigen Organifation des landwirthichaftlichen Kredit3 haben aber einen ver- 
bältnigmäßig häufigen Bejigwechjel der verſchuldeten Güter zur Folge. Und 
diefer häufige Beſitzwechſel ift dann wieder nicht ‚ohne Einfluß auf die Ber: 
änderung der Eigertthumsgrößen. 

Und amderntheil® drängt da3 bewegliche Kapital aud) direft nad Um— 
wandelung in Örundeigenthum und zwar wegen de3 eigenthiimlichen Reizes, 
den diefer Belig für Jedermann, namentlih aber für den Heinen landbau= 
treibenden Dann hat, dann aber mwegen der großen Sicherheit einer ſolchen 
Kapitalanlage und endlid auch wegen der höheren fozialen Stellung, die nament- 
lich das große Grundeigenthum gemährt. 

Was dieſen letzten Punkt betrifft, ſo ſind es heutzutage die im Handel 
und Gewerbe, ſowie namenilich i im Bank- und Börſenweſen erworbenen Kapitalien, 
die von ihrer Umwandlung in Grundeigenthbum gleichſam eine Legitimirung ihres 
Ermwerbstiteld von bisweilen zweifelhaften Charakter erwarten. Um dieſen 
Prei3 begnügen jie fid) dann nicht felten auch mit einer ſehr niedrigen Ber» 
zinfung. 

Wenn die Ummandelung des Kapital3 in großes Grundeigenthum häufig 
das legte Stadium eines jehr langen Erwerbsprozeſſes bezeichnet, der damit in 
normalere Bahnen einlenft, jo läßt ſich das Gleiche nicht aud von demjenigen 
Kapital jagen, das ſich dem Erwerb von mittleren und feinen Landgütern zu= 
wendet. Hier ift die Jmmobilifirung des beweglichen Kapitals bisweilen gar 
nicht Selbſtzweck, ſondern nur Mittel zum Zweck außerordentlihen Erwerbs. 
Wie im Handel, namentlih im Spekulationshandel mit Börſeneffekten, jo will 
der Käufer von Grundeigenthbum in joldem Fall nur die Differenz zwiſchen 
dem niedrigen Einfauf3- und dem möglichſt hohen Verkaufspreiſe realijiren. 

Ein ſolches Vorgehen wird, wenn e3 gewerbsmäßig betrieben wird, als 
Gutermetzgen, Guterſchlachten, Güterſchinden bezeichnet und befteht darin, daR 
gewöhnlich ſtark verſchuldete Bauerngüter, ausnahmsweiſe aber auch Rittergüter 
zu ſehr niedrigen Preiſen angekauft und dann, nachdem der etwa vorhandene 
Wald abgeholzt worden, in einzelnen Parzellen an die Gutsnachbarn oder an 
ländliche Arbeiter u. ſ. w., die in den Beſitz eines kleinen Grundſtücks zu ge— 
langen wünſchen, verkauft werden. Dieſer Zerſtückelungsprozeß bildet wieder 
häufig nur gleichſam das präparatoriſche Stadium für den Zuſammenkauf großer 
Gutermaſſen ſeitens der Beſitzer großer mobiler Kapitalien. 

Gegen einen ſolchen Zuſammenkauf iſt rein vom Produktionsſtandpunkt in 
der Regel nichts einzuwenden. Im Gegentheil! Die gewöhnlich mit aus— 
reichendem Betriebskapital verſehenen neuen Beſitzer laſſen ihre größtentheils 
ſchuldenfreien Beſitzungen ebenſo ſchwunghaft als nachhaltig — *2 und 
ſchaffen jo nicht ſelten aus herabgekommenen Gütern blühende landwirthſchaft— 
liche Oaſen. 

Nicht mit dem gleichen ungetheilten Gefühl können dieſe Vorgänge vom 
Standpunkt der Grundeigenthumsvertheilung und der ſozialen Gliederung, wie 
von dem der geſammten Kulturentwickelung begrüßt werden. 

Wiederholen ſie ſich in einem Lande häufig und nehmen ſie größere 
Dimenſionen an, ſo kann ſich leicht eine einſeitige Eigenthumsvertheilung ein— 
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ftellen. Treten dieſe Vorgänge ferner in verhältnißmäßig kurzen Zeiträumen 
auf, jo daß die vorhandenen Grundbefiger in großer Anzahl plöglih durch 
neue, vorwiegend ftädtiihe Elemente erjet werden, jo kann dadurd die Kon— 
tinuität der NKulturentwidelung auf dem Lande unterbrochen und können 
namentlich die landwirthichaftlichen Arbeiter und Kleinbefiger leicht ihrer natür- 
lihen Stüßen beraubt werden. 


Biel ſchärfer noch muß da3 Urtheil über das Gütermetzgen, diefe fünftliche 
Berfleinerung des Grundeigenthums, Lauten. 


Zwar kann zugeftanden werden, daß in Gegenden, in denen die Bevölferung 
wenig Unternehmungsluft zeigt, die Gütermegger, ohne es zu beabjichtigen, doch 
nüglid zu wirken vermögen, indem jie eine in Folge intenfiveren landwirthſchaft- 
lichen Betrieb8 und ſich ausbreitender Induftrie nothwendig werdende Güter: 
bewegung, die fich von felbft vielleicht nur langſam vollzogen haben würde, 
fünftlich bejchleunigen helfen. So 3. B. kann das Gütermetzgen günftig wirken, 
wo es zur Berichlagung von großen Bauern» und Rittergütern führt, Die für 
das vorhandene Kapital der Befiger zu umfangreic find, vorausgejegt nämlich, 
daß die nad) der Zerichlagung übrigbleibenden Theile noch immer leiftungsfähig 
. find und den beftehenden volkswirthſchaftlichen Verhältniſſen entſprechen. Ein 

günftiges Reſultat wird das Gütermeggen auch dann aufweifen, wenn es dahin 
führt, daß den Nachbarn des zerftüdelten Gutes, deren Grundſtücke zu Hein 
für ihre Arbeitskraft find oder eine jchlechte Yage haben, dadurch Gelegenheit 
geboten wird, ihren Beſitz zu vergrößern und zu arrondiren, und endlich wird 
da3 Gitermeggen aud) dann einem beftehenden legitimen Bedürfniß entjprechen, 
wenn dadurd den Heinen Leuten: Yandwirtbichaftlihen Tagelöhnern, Yabrit- 
arbettern, Fuhrleuten, ländlichen Wirthen, Handwerkern und Krämern u. f. w. 
Gelegenheit geboten wird, ſich ein Feines Grundeigenthum zu erwerben, woraus: 
gefegt nur, daß die Bedingungen zu einer Seßhaftmachung dieſer Klaffen (fo 
z. B. für die Tagelöhner genügende Erwerbögelegenheit), jowie die Mittel zur 
Bezahlung des Kaufſchillings vorhanden find oder doch leicht erworben werden 
fünnen. 


Vielfach jedoh wird das Nefultat des Gütermetzgens vollswirthichaftlic 
ebenjo verwerflich fein, wie die Motive und das Verfahren es häufig find. 


Das Rejultat des Gütermetzgens ift gewöhnlid; dann ein volkswirthſchaft⸗ 
lid unerwünfchtes, wenn die fteile Yage oder Unfruchtbarkeit des Bodens, die 
Rauheit des Klimas oder der Mangel an Arbeitgelegenheit eine weitgehende 
Berftüdelung des Grundeigenthums nicht angezeigt erfcheinen laſſen oder wenn 
PBerfonen, welche weder das nöthige Kapital, noch auch den erforderlichen Kredit 
befigen, zum Erwerb von Grundeigentum veranlaft werden. 


In letzterer Beziehung kommen nidht nur die Kleinen Leute, Ländlichen 
Tagelöhner u. ſ. w. in Betradht, die, ohne das nöthige Kapital zu bejigen, 
dennody ein Grundftük erwerben möchten. Pamentlic in Baden und Bayern 
wird auch über die Sucht der Bauern geklagt, ihr Grundeigenthum in unver: 
ftändigem Mafe auszudehnen und für feil gewordene Grundftüde Preife zu 
bieten, die dem Ertragswerthe gar nicht entiprehen. Dieſe auf Anregung 
und durch Vermittelung von Zwiichenhändlern „auf Zieler” gekauften Grund: 
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ftüfe haben, da es den Käufern vielfah an den Mitteln zur rechtzeitigen 
Zahlung fehlt, häufig zum Ruin der Bauern geführt !). 

Aber auch abgejehen von diejen Refultaten, die ja weder immer einzutreten 
braudyen, noch aud immer einzutreten pflegen, erregt das Verfabren jelbft, das 
Gewerbe der Gütermegger an fi, Bedenken. Und dies zwar nicht wegen des 
bisweilen unverhältnigmäßig hohen Gewinns, den der Gütermegger zu erzielen 
weiß. Denn einem folden, der nur bei fteigenden Güterpreifen und ftarker 
Naͤchfrage nach kleinen Parzellen zu erzielen ift, ftehen bei jinfenden Preifen — 
wie jie namentlih in den legten Jahren vielfah vorfamen — auch wieder 
mande Verlufte gegenüber. So wird z. B. aus Schleswig-Holftein und Ober- 
ſchleſien berichtet, daß bei den jehr hohen Kaufpreifen aus dem Anfang der 
jiebenziger Jahre und den gleich darauf eintretenden mäßigen Ernten und finfen- 
den Preifen der Produkte die Gütermegger zum Theil recht jchlechte Gejchäfte 
gemadht haben. Und ähnliche Nachrichten fommen in den letzten Jahren aud) 
aus einigen Theilen de würtembergifchen und badifhen Schwarzwalds. 

Der Hauptgrund für die Verwerflichkeit ded Gewerbes der Gütermetzger 
dürfte vielmehr darin zu fuchen fein, daß fie zum Theil das bereit3 vorhandene 
Elend der Bauern benugen, zum Theil aber dafjelbe erſt ſyſtematiſch und 
methodiſch herbeiführen, um auf möglichft wohlfeile Weife in den Bejig ihrer 
Güter zu gelangen. Indem fie diefe dann wieder an Leute verkaufen, von 
denen ſich mit ziemlicher Sicherheit vorausjehen läßt, daß fie den Kaufpreis 
nicht werden bezahlen fünnen, bringen jie diejelben ebenfall3 ins Elend. Weber 
die Lage diefer entwirft ein neuerer Schriftfteller ?) folgende Schilderung: 
„Diefe auf den Trümmern eines ausgeſchlachteten Bauernhofs entjtehenden 
Wirthſchaften find eine wahre Duelle der Ausbeutung menfchlicher Arbeitskraft. 
Mit elendem, halbverhungertem Vieh ausgeftattet, den Dung des baaren Geldes 
wegen verfaufend, ſchafft dieſe erbarmungswürdige Menfchenklafje im Schweiße 
ihres Angeſichts, um die Anfprüche des Grundherrn (d. h. des Verkäufers, der 
den Kauffchilling kreditirt hat) zu befriedigen. Diefer preft fie aus, und die 
Schweißtropfen der Armen werden bei ihm zu Gold und entjchädigen ihn reich- 
Ih für das Kapital, das er nicht mehr zurückbezahlt erhält. Hat aber die 
Schuld fich genügend gehäuft, jo wird die Familie auf die Straße geworfen.“ 
Endlich ift für das Urtheil über die Gütermegger noch entſcheidend, daß fie jid 
in ihrem Gewerbe häufig folder Praftiten bedienen, die gegen Sitte und Recht 
verftoßen. Und wenn Die Gefeggebung es bisher auc vergeblich verjucht hat, 
den Öütermeggern ihr Treiben zu legen oder doch zu erjchweren, indem ſich 
die Maſchen der gegen das Gütermetzgen gerichteten Spezialgejege in der Regel 
als zu grob erweiſen, fo hat die öffentliche Meinung doch nicht aufgehört, diejes 
Gewerbe als ein verächtliches zu ftempeln. 

Don der Berbreitung und den Perſonalien diefer Gütermegger in der 
Gegenwart entwirft E. Jäger folgende Schilderung: „In Preußen und in 
anderen deutfchen Ländern befteht faft in jedem Städtchen (?) und in der Nähe 


1) Freiherr dv. Göler in der Situng der erften Badiſchen Kammer vom 
16. März 1882. Stenogr. Beriht ©. 3. Die Zwangsverfteigerung landwirtbichaft« 
liher Anmwefen während des 3. 1880 in der Zeitichrift des K. Bayrifchen Statiftifchen 
Bureaus. 12. Jahrg. 1880. S. 179. 
2) €. Jäger, Die Agrarfrage der Gegenwart. Berlin 1882. ©. 188. 
Schriften XX. — v. Miaſkowsti, Grunbeigenthumsvertheilung. 9 
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größerer Yandgüter ein „Ring“, der ſich mit Zerichlagung von Bauerngütern 
beſchäftigt. Ein gewiſſenloſer Rapitalift ihafft das Geld, ein Schreiber, der 
ſich einige juriftiihe Bildung erwarb, ein verdorbener Bauer, endlich als ftiller 
Theilnehmer,, der nicht das ſchlechteſte Geſchäft daber macht, em Rechtsanwalt 
und Notar — das ift die faubere Brüderfhaft. Sie hat ihre Schlepper und 
Zuträger und jchredt weder vor der Größe des Objelt3, nocd vor juriftilchen 
Schwierigkeiten zurüd, fie ftreift daS Strafgejeg mit dem Ellenbogen, aber nie 
oder faft nie (?) erleidet jie einen Geldverluſt. Sind einmal in einem Dorfe 
bereit3 mehrere Höfe parzellirt, fo geht das Geſchäft noch beſſer, denn es hat 
ji) bereits ein Proletariat eingeniftet, dejjen Hunger nad) Yand in fteten Wachſen 
ift, und das die Hypothefenihulden, wenn auch noch fo body, nicht ſcheut. — — 
Die verganteten Güter werden gewöhnlid) weit unter ihrem Schätzungspreiſe 
und Berkehrswerthbe von einem Landwucherer oder einer Hüpothefenbanf er: 
jtanden, dann zertrümmert u. ſ. mw. 3)“ 

Auf die doppelte Veränderung in der Vertheilung des Grundeigenthums, 
die ſich uns bisher nur al3 eine Folge des wachſenden Kapitalreihthums und 
der immer ftärker werdenden Einwirkung defjelben auf das Grundeigenthum ergab, 
ſind übrigens in ber legten Zeit aud) nod) andere Momente von Einfluß geweſen. 

So ift die Zerftüdelung und Verkleinerung des Grundeigenthums auch 
veranlagt durch die Nothwendigkeit, den Boden intenfiver zu bewirthfcharten, 
und fodann begünftigt durch das Wegfallen aller direkten und der meiften 
indireften Schranken des Bodenverkehrs, durch die Ausdehnung des gemeinen 
Erbrechts über immere größere Gebiete u. |. w. 

Dagegen ift die Zufammenballung des Grundeigenthums im immer weniger 
Händen außer den oben angegebenen Gründen noch vielfach zurüdzuführen auf 
die Bortheile, welche der Großbetrieb gegenüber dem Kleinbetrieb für mauche 
Kulturarten aufweift, auf die Ablöfungsgefetgebung, welche in Preußen bewirkte, 
daß den Rittergütern ein Theil des Ruſtikalbeſitzes als Entfhädigung für die 
Befreiung des den Bauern zu freiem Eigenthum übertragenen Reſts defjelben 
von Grundlaften und Yeiftungen zugetheilt wurde, auf das Bedürfniß nad) 
befjerer Arrondirung der großen Güter, auf die Nothwendigkeit, die Kultur in 
Folge des Niedergangs der Preife einiger landwirthichaftlichen Produkte zu ver— 
ändern, alſo namentlid an die Stelle des Kürnerbaus die Viehzucht treten zu 
lafien, weldhe Kultur dann wieder nad größeren Wirthichafts: und Befigein- 
heiten drängt, u. ſ. w. 

Sind wir fomit zu dem Reſultat gelangt, daß die ftarfe Vermehrung des 
beweglichen Kapital3 in Verbindung mit den eben angeführten Momenten in 
unferer Zeit einerfeit3 zur Vergrößerung und Arrondirung, andererfeitS wieder 
zur Berftüdelung und Verkleinerung des Grundeigenthums führt, jo jcheinen 
fid) diefe beiden im der Bewegung defjelben zu Tage tretenden Tendenzen 
auf den erften Blick gegenfeitig auszufchließen. Bei näherer Betrachtung Löft 
fi) diefer ſcheinbare Widerſpruch jedoch in volle Harmonie auf, indem ſich die 
entgegengefegten Tendenzen entweder auf verſchiedene Zeiten oder auf verfchiedene 
Theile Deutichlands vertheilen, aber ſich auch neben einander in derfelben 
Gegend und zu derfelben Zeit finden. 


3) E. Jäger, Die Agrarfrage der Gegenwart. Berlin 1382. ©. 187, 138. 
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Während fi) der Agglomerationsprozeß nämlich hauptſächlich, wenn auch 
nicht ausſchließlich, im deutſchen Norden und Nordoſten vollzieht, iſt die Güter« 
zerſtückelung meiſt auf den Süden und Südweſten beſchränkt, wenngleich ſie 
ſporadiſch auch in anderen Gegenden vorkommt. 

Beiden ſich gegenſätzlich verhaltenden und auf verſchiedene Gegenden ver- 
theilenden Tendenzen ift aber eins gemeinfam, daß dort die Vergrößerung und 
bier die Verkleinerung des Grundeigenthums bauptfählid auf Koften des mitt: 
leren Grundeigenthums erfolgt. Diefes ift es, das von zwei Seiten ind Ge— 
dränge fommt. 

Damit glauben wir die eben von ung aufgeworfene Frage, ob ſich die 
Veränderungen in der Grundeigenthumsvertheilung des Deutichen Reiches in 
einer Richtung oder je nad den verfchtedenen Gegenden in verfhiedenen 
Richtungen bewegen, beantwortet zu haben. 

Es bleibt nur noch übrig, die näheren thatſächlichen Beweiſe für das ge— 
wonnene Rejultat beizubringen. 

Ein vollftändig erafter und ſomit ummiderleglicher läßt fich freilich nicht 
führen. Derjelbe müßte das nöthige Beweismaterial einer forgfältig auf: 
genommenen und verarbeiteten Statiftif über die Bewegung des Grundeigen- 
thums entnehmen fünnen. An einer ſolchen fehlt e3 aber für faft alle deutichen 
Länder. Nur die 6 öftlihen Provinzen Preußens fowie die Provinz Weit: 
phalen bilden infofern eine Ausnahme, al3 für fie die nöthigen Daten über die 
Beränderungen, welche die Grundeigenthumsvertheilung von 1816—59 und 
von 1865—67 erfahren hat, gejammelt worden find. 

Fehlt es fomit an den nöthigen Unterlagen für eine erafte Beweisführung 
faft vollftändig — denn aud) die eben erwähnten preußiichen Daten fünnen, wie wir 
unten zeigen werden, nicht auf abjolute Zuverläffigkeit Anſpruch machen und reichen 
außerdem nur bis zum 3. 1867 —, fo liegen doch eine Anzahl von Beobachtungen 
und Ausiprücen theil8 kompetenter Autoritäten, theil3 folder Perſonen vor, die die 
erwähnten Verhältniſſe kennen mußten und fein |pezielles Intereſſe hatten, fie nicht 
vollftändig wahrheitsgemäß darzuftellen. Solder Yeußerungen über die Ber- 
änderung der Örundeigenthumsvertheilung haben wir nun feit einer Reihe von 
Jahren viele gefammelt; ja wir glauben annehmen zu dürfen, daß uns feine 
irgend bemerfenswerthe an die Deffentlichfeit gedrungene Notiz entgangen ift. 
Wir haben und hierbei außer an die Ausfprücde von Schriftftellern, Abgeord- 
neten und Beamten, was wenigftens Preußen betrifft, hauptſächlich an amtliche 
Quellen gehalten, und zwar leifteten uns bier vorzügliche Dienfte die älteren, 
1874 erjchienenen Jahresberichte iiber den Zuftand der Yandesfultur, ſowie der 
ſich über den Zeitraum von 1875—77 erftredende, unter dem Titel „Preußens 
landwirthſchaftliche Berwaltung“ befannt gewordene ſog. Friedenthal'ſche Gefammt= 
bericht. Leider enthält der feitdem erſchienene Bericht für 1878—80 keinerlei 
Nachrichten über unferen Gegenftand. So hoffen wir denn dur Beibringung 
des von und gejammelten Thatjachenmaterial3 die oben aufgeftellte Behauptung 
wenn aud nicht vollftändig beweifen, fo doch fehr wahrjcheinlic machen zu 
fünnen, und müjjen e3 einer jpäteren ſyſtematiſchen Maſſenbeobachtung und Auf: 
zeichnung der einjchlagenden Thatfahen überlaffen, unfere Theje zu befräftigen 
oder — zu entfräften. 

Wenn wir jest zur Aufzählung der von ung gefammelten Thatſachen 
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fchreiten, jo wollen wir uns dabei, abgejehen von einigen wenigen Ausnahmen, 
auf dieſes Jahrhundert befchränfen und denken außerdem das aus dem legten 
Jahrzehnt ftammende Material noch beſonders herauszuheben. Es wird nicht 
auffallen, daß hauptſächlich diejenigen Thatſachen an die Oeffentlichkeit gelangt 
find? und von und verwerthet werden konnten, welde ein außergewöhnliches 
Intereſſe darboten. Dies jind namentlich Güterzerftüdelungen in Folge gewerbs— 
mäßig getriebener Hofmetzgerei oder ausgedehnte, mehrere Jahre hindurch fort- 
gejegte Vereinigungen von Grundeigenthumsmaſſen in einer Hand u. |. w. 

Wir beginnen mit den Gliterzerftüdelungen. 

Sehr deutlich läßt ſich der Prozeß der Bildung fleiner, jogen. Gewerbe: 
güter in Weftphalen verfolgen. Derfelbe ift durch die Ausbreitung der In— 
duſtrie bedingt und reicht in frühere Jahrhunderte zurüd. 

In rein agritolen Zuftänden lebten hier anfangs Bauern auf ihrem Grund— 
eigenthum zufammen mit ihren Heuerlingen. Ueber Miethe und Arbeitsleiftung 
wurde zwilchen dem Bauern und dem Heuerling einfach auf dem Kerbftod abgerechnet. 

Eine Veränderung in dieſen — wenn man von den Rittergütern und 
dem Befig der todten Hand abfieht — ausſchließlich bäuerlichen Grundeigen- 
thumsverhältniſſen bewirkte die Einführung der Induſtrie und zwar ſpeziell der 
Leineninduftrie. 

Trotz der Untheilbarfeit der Bauerhöfe erhoben ſich nämlich durch das 
ganze Land zerftreute Anfiedelungen, deren Befiger, Neubauern oder Kötter 
genannt, einen fleinen Aderbau mit der Hausinduftrie des Spinnens und 
Webens vereinigten und in mäßigem Wohljtande lebten. Mit dem Zurüd- 
weichen der Yeineninduftrie in ihrer hausgewerblichen Betriebsform hörte Ddiejer 


Wohlftand freilich; allmählid auf, nicht aber auch die Neigung der Kleinen Yeute 


ſich anzubauen. Durd Aufhebung der Untheilbarkeit des Grundeigenthums, 
dur die bei den Gemeinheitstheilungen den Bauern zugefallenen unbebauten 
Yandantheile, ſowie beſonders durch die in den zwanziger Jahren häufigen Sub- 
baftationen bäuerlicher Güter wurde es diejen Leuten leicht gemacht, ihren Wunſch 
zu befriedigen. Den Nothftand jowohl wie die Neigung zur Ermwerbung von 
Örundeigentbum mußten jeit den dreißiger Jahren aud die „Bauernidinder“, 
namentlich im Paderborniſchen, zu benugen und eine Menge von Subhaftationen 
fünftlih herbeizuführen, um die jubhaftirten Güter zu einem Spottpreije zu 
erftehen. Dieje werden dann in möglichft Eleine Theile zerlegt und mit dem 
ſehr werthvollen Eichengebält als Baumaterial zu hohen Preifen, gegen 
geringe Baarzahlung oder aud vollftändig auf Kredit” verfauft. Nachdem 
dann auf Ddiefen neugefauften Parzellen ein Häuschen hergeftellt und das Yand 
angebaut worden war, folgte nicht felten eine neue Subhaftation, bei der ſich 
wieder neue Käufer einfanden. Diefem Unweſen fuchten die jpeziell gegen die 
jüdifhen Gütermetzger gerichteten und für die weftphälifchen Kreife Paderborn, 
Bühren, Warburg und Hörter beftimmten Kabinet3ordre vom 20. September 
1836 und 5. Januar 1839 zu fteuern. Doch wurde der durch die beiden 
Erlafje geichaffene gejegliche Ausnahmezuftand bereit3 durch das Gejeg vom 
23. Juli 1847 wieder aufgehoben. Diefem Gejeg war vorhergegangeu 
der Erlaß des allgemeinen Geſetzes vom 3. Januar 1845, das dann aufs 
gehoben, aber durch das Ergänzungsgefeg vom 24. Mai 1853 wieder bergeftellt 
wurde. Durch dieje beiden Gejege wurde unter Anderem auch der Zweck ver- 
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folgt, die Hofſchlächterei möglichſt zu erſchweren. Indeß hatten dieſe geſetzlichen 
Maßnahmen nicht zu verhindern vermocht, daß unter Wegfall einer Anzahl 
größerer Adernahrungen mit den dazu gehörigen Holzungen über das ganze 
Land zerftreut eine Unzahl ärmlicher Kleiner Grundeigenthümer entftanden waren. 
Durch Auswanderung nad Amerika iſt ihre Zahl dann jpäter einigermaßen ge« 
lichtet. Der zurückgebliebene Theil Liefert — namentlid) in der Umgebung 
von Bielefeld — das Arbeiterfontingent für die Spirnereien und in anderen 
Gegenden für die in Spekulation atıf die billige Arbeitskraft zahlreich errichteten 
Eigarrenfabrifen. 

Seitdem in den legten Jahrzehnten der Fabrik, Hütten- und Berg: 
mwerfSbetrieb einen gewaltigen Aufſchwung genommen hat, fuchen die in diefen 
Produftionszweigen bejhäftigten Arbeiter, befonder3 die Berg: und Hüttenleute, 
ein eigenes kleines Grundeigenthum zu erwerben, ein Beftreben, in dem fie von 
den Fabrif-, Bergwerfd- und Hüttenbefigern unterftügt werden, weil diefe in den 
anfäffigen Leuten erfahrungsmäßig die beften, ficherften und zuverläfjigiten 
Arbeiter gewinnen. So entftehen in der Nähe der Fabrikorte, Hütten- und 
Bergwerke oft auf den von den Kolonaten verkauften, bis dahin noch nicht ur: 
bar gemachten Markantheilen oder Hinterländereien theils neue Anfiedelungen, 
theil3 wenigſtens einzelne kleine Tagelöhnergüitchen, die der Induſtrie- und Berg— 
arbeiter in feinen Feierftunden fultivirt. rüber murden diefe Heinen Land— 
ftellen in Erbpacht oder Erbzins ausgethan, feit 1850 aber gehen fie in das 
freie Eigenthum der Arbeiter über. Bon fog. Hoffchlächtereien ift in der legten 
Zeit wenig zu hören gemelen 4). 

Aehnlih wie aus Weftphalen, verlautet auch fonft aus den Ländern mit 
vorwiegend bäuerlichem Grundeigenthum im Südweſten aus der legten Zeit 
nicht viel von Gütermetgern und fünftlicher Güterzerſtückelung. 

In Braunſchweig hat fi feit 1850 eine Abjplitterung fleiner Häuß- 
Teritellen von den größeren Ritter und VBauerngütern und zum Theil aud 
eine vollftändige Auflöfung diefer in Häuslerftellen vollzogen, dod dürfte fie 
größtentheild ohne die Intervention der Gütermetzger erfolgt fein. Da fich diefer 
Prozef hier in völlig fpontaner Weife vollzogen hat, jo muß er durch ein dringende 
Bedürfniß veranlaft worden fein, und in der That hat ein ſolches vorgelegen, indem 
in den letsten Jahrzehnten weder die großen noch die bäuerlichen Grundeigenthümer 
ihren Arbeitern mehr, wie fie doch bis dahin gethan hatten, auf ihren Grundftüden 
Wohnungen und etwas Yand zur Benutzung anmweifen wollten. Es fahen ſich daher 
dieſe genöthigt, ſich felbft anzufaufen und anzubauen. Die namentlich durch Aus- 
breitung der Rübenzuderinduftrie geftiegenen Löhne boten ihnen auch die nöthigen 
Mittel dazu. So ift denn die Zahl der grundbefigenden Häuslinge im Herzog— 
thum Braunfchweig allein zwiichen 1850 und 1865 um 1964 geftiegen 5). 

Auch Mm Hannover ſcheint die gewerbsmäßige Güterichlächterei ſeit Ein- 
führung der Theilbarfeit der Bauerhöfe am 1. Dftober 1873 nur ausnahms: 
weiſe ın den Grafichaften Diepholz; und Hoya und in den Firftenthiimern 


4) Lette, Bertheilung des Grundeigenthums. S. 39. Preußens landwirth- 
fchaftliche Verwaltung 1875—77. ©. 306. Miündlide Erkundigungen. 

5) Schreiben des Bean Braunfhweigifhen Minifteriums an den Braunſchw. 
Landtag vom 11. Dezem 
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Kalenberg und Yüneburg vorgelommen zu fein, ohne daß fie jedoch hier größere 
Dimenfionen angenommen hätte. Auch jolen den großen Gewinnen, welche aus 
dem Berkauf einzelner Theile folder Höfe, deren Beftandtheile zerftreut lagen, 
erzielt worden find, gegenüberftehen die jehr jchlechten Erfahrungen, welche beim 
Theilverfauf von arrondirten Höfen gemacht worden find ®). 

Aus Dldenburg, den beiden Lippe, Walde, dem Bremifchen Stadtgebiet, 
Lauenburg u. f. w. find uns feinerlei Thatfachen über künſtliche Güterzerſtücke— 
lungen befannt geworden. 

Dagegen bringt das Kafjeler Journal neuerdings folgende Notiz: Im 
ehemaligen Kurfürftenthum Heſſen hatte das ſog. Güterausſchlachten vor etwa 
30 Jahren eine jo bedenkliche Höhe erreiht, dak auf dem Wege der Geſetz- 
gebung gegen dafjelbe vorgegangen wurde. Es gejhah dies durd die Verord— 
nung vom 4. März 1858, welche zur Verhütung gemeinfhädlicher Handels- 
fpefulationen mit Grundeigenthum beftimmte (8 1), es fei für jeden, der ein 
oder mehrere zur Landwirthſchaft dienende Grunpftüde (Aderland, Wieſen, 
Gärten), welche zufammen mindeftens zehn kaſſeler Ader Flächeninhalt haben, 
nad Erlaß diefer Verordnung aus Einer Hand durch Kauf- oder Taufchvertrag 
erwerben würde, zur Wiederveräuferung im Einzelnen oder in Parzellen 
die Beibringung einer Beſcheinigung de3 betreffenden Yandrathsamt3 darüber 
nöthig, daß der Erwerb in Berbindung mit der beabjidhtigten Wieder: 
veräußerung nicht als gemeinſchädliche Handelsipefulation ſich darſtelle. Der 
Beicheinigung folle es aber nicht bedürfen, ſobald der zeitige Eigenthümer den 
betreffenden "Grundbefig fünf Jahre hindurch im Befig gehabt habe. Diele 
Berordnung, wiewohl fie. hier und da umgangen wurde, joll der Güterjchlächteret 
doch weſentlichen Einhalt gethan haben. Sie ift aber durd) den 8 3 der Verordnung 
vom 13. Mai 1867 bejeitigt worden, und von dieſem Augenblid an lebte das 
Güterausihladhten al3bald mieder auf und erreichte in den Jahren 1873, 1874 
und 1876 einen zuvor nicht dageweſenen Umfang. In den legten Jahren hat 
dieſes Gejchäft im Vergleich zu früher etwas nachgelaſſen, und zwar deshalb, 
weil, da der Grund und Boden im Werthe erheblich herabgegangen ift, das= 
felbe den früheren Gewinn nicht mehr abzumerfen vermag. Es ift daher 
aud jetzt mod; manches Gut auf Lager. Die BVereinzelung der Güter pflegt 
durch Bffentliches Ausgebot der Grundftüde in der Dorfichenfe vorgenommen 
zu werden, wobei die Luft zum Bieten durd; Auflegen von Branntwein und 
Bier in reichlihen Quantitäten feitens des Gutsichlächter8 angeregt wird. Ge— 
wöhnlih macht der PBarzellentäufer nur eine unbedeutende Anzahlung, für das 
übrige Kaufgeld werden Ratenzahlungen (ſog. Bieler) feftgejegt und für deren 
Nichteinhalten eine Konventionalftrafe oder Rüdgang des Kaufd unter Berluft 
der bis dahin erfolgten Zahlungen ftipulirt. Wird die Zielzahlung nicht ge= 
leiftet — und diefer Fall bildet in einem fchlechten Exrntejahr die Regel —, jo 
ift der Parzellenerwerber dem Güterſchlächter verfallen. Dieſer ift zwar gen 
bereit, Nachſicht zu üben, aber unter Bedingungen, durch welche er den Bauer 
unlöslih an fich fettet. Das nur zu häufige Ende ift dann, daß der Güter: 
ſchlächter nicht blo8 wieder in den Befig der Parzelle „gelangt, jondern daß er 


6) Preußens landwirthſchaftl. V. 1875—77. ©. 305. v. Hammerftein in ber 
Sigung des Hannoverſchen Provinziallandtags v. 3. Juli 1871. Stenogr. Ber. ©. 61. 
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auch den gefammten übrigen Befis, da3 Gütchen de3 nun verarınten Erwerbers, 
dazu erhält. Durd derartige Geſchäfte follen viele Perfonen, die noch vor 
30—40 Fahren al3 armfelige Haufirhändler umberzogen, zu reichen Leuten 
geworden jein. 

Ebenjo früh wie in Weftphalen beginnt der Güterzerftüdelungsprozeß in 
Schleswig-Holſtein. Derjelbe nimmt bier feinen Anfang beveit3 im vorigen 
Jahrhundert, fett jih dann aber im gegenwärtigen Jahrhundert noch bis auf 
unfere Tage fort. 

Unmittelbar nad Aufhebung der Yeibeigenichaft und des Frohnweſens wur— 
den nämlic auf einigen Holfteinifchen und vielen Schleöwigichen adeligen Gütern 
fowie auf fämmtlihen Domänen Scleswig-Holfteind die Gutshöfe parzellirt. 
Große Meierböfe folgten dem Beispiele der Gutshöfe. Aus dem alten Hofe 
wurde in der Regel eine größere Parzelle, welche den Umfang von 2—4 
Bauerhöfen erhielt (Stammparzelle, Stammhof), und außerdem eine Anzahl 
fleinerer Parzellen in verjchiedenen Abftufungen vom Ipannfähigen Grundftüd 
bi3 zum Meinen QTagelöhnergute herab. Bei Beitimmung der Größe der jpann- 
fähigen Nahrungen jcheint mehr die Ausfiht auf die relativ höheren Kaufpreije 
für fleinere Yandftellen, al3 die Rückſicht auf ein angemeſſenes Verhältniß des 
Areal3 zu den Koften der Wirthichaft entjcheidend gewejen zu fein. So trifft 
man darunter Stellen, welche zwar Geſpann halten müjjen, dafjelbe aber doch 
nicht vollftändig bejchäftigen fünnen, jo daß die Pferde, wie man zu jagen pflegt, 
den Ertrag der Stelle aufejjen. 

Die ganz kleinen Parzellen find etwa mit den Inftftellen zu vergleichen: 
fie jollten Tagelöhnern und Handwerkern Gelegenheit geben, etwas Grundeigen- 
thum für landwirthichaftlichen Nebenbetrieb zu erwerben. Bon Uebel war nur, 
daß zu viele folder Parzellen auf einmal gejchaffen worden waren und der 
Markt mit ihnen überführt wurde, wie ſich aus der anfänglichen Unverfäuflichkeit 
mancher Parzellen ergab. 

Ueberhaupt waren zu wenig größere und zu viel Heine Parzellen begründet 
worden und hatte man den größeren Parzellen außerdem ein zu kleines Areal 
zugetheilt. 

Bon der erften Generation der Parzelliften find daher viele zu Grunde ge— 
gangen, in3befondere ſolche, welche in der legten Zeit des vorigen und zu Anfang 
dieſes Jahrhunderts, durch die hohen Produktenpreiſe verleitet, fich zu theuer an= 
getauft hatten. Al3 dann von 1820 an eine Periode niedrigfter Produftenpreife 
eintrat, in welcher nicht einmal die laufenden Wirthſchaftskoſten gedeckt wurden, 
da braden eine Menge Konkurſe aus, und die Berkaufspreife der Parzellen 
ſanken auf ?/,o der urfprünglihen Antaufspreife herab. 

Die gewerb3mäfige Ausichlahtung großer Güter in Schleswig- 
Holftein ift aber erft jüngeren Datums. So wird im Jahre 1872 berichtet, 
daß das Ausſchlachten in einigen Gegenden des Landes, namentlich in Angeln 
von Konfortien ſyſtematiſch betrieben werde. Größere Dimenfionen nahm 
dafjelbe aber erft nadı dem Inkrafitreten de3 für die Provinz Schledwig- 
Holftein erlafjenen Geſetzes über das Grundbuchweſen vom 27. Mai 1873 
— defien $ 29 die Beichräntungen der freien Theilbarkeit fortan für alles 
Grumdeigenthbum aufhob — an, indem von nun an in faft allen Theilen 
des Landes Parzellirungen durch Gütermakler zu Stande gebracht wurden. 
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Im Jahre 1875 hatte die Parzellirung ab-, in den Jahren 1876 umd 
1877 dagegen wieder zugenommen. Jedoch handelte es jih bei den Par— 
zellirungen des Testen Jahrzehntes hauptjählih nur um foldhe Hufen, deren 
Ländereien nicht arrondirt waren, fondern zerftreut in der Feldmark lagen und 
bei der Zerftücdelung einen quten Gewinn verfpracen ?). 

Mit am früheften zeigte fi) die gewerbsmäfige Giterzerträmmerung tn 
Würtemberg, und zwar hier in Folge der freiheitlihen Agrargefeggebung von 
1808—1817 und des liberalen Bürgerrechtsgefeged vom 4. Dezember 1833, 
weiches die Gemeinden zwang, unter leicht zu erfüllenden Bedingungen jeden 
Bürgerrehtsbewerber aufzunehmen. Namentlich in den neuen Würtembergiſchen 
Landestheilen, wo ſich unter dem Schuß des älteren Rechts und der Sitte viele 
große Güter erhalten, ſowie in denjenigen Theilen Alt-Würtembergs, in denen 
ſich ausnahmsweife geichloffene größere Güter bis in diefes Jahrhundert her- 
über gerettet hatten, jo namentlidy in den Gegenden am Bodenfee, im Ober: 
amt Ulm uw. j. w. begann jett der gewerbsmäßige Ankauf derjelben zum Zweck 
des Wiederverfaufs. Diefem Treiben wollte das ausſchließlich gegen jüdiſche 
Hofmetger gerichtete Gefeg vom 25. April 1828 ein Ende mahen. An die 
Stelle dejjelben trat dann Nas „auf die Beleitigung der bei Liegenſchafts-Ver— 
äußerungen und insbefondere bei der Zerftücelung von Bauerngütern vorkom— 
menden Mißbräuche“ gerichtete Geſetz vom 23. Juni 1853, welches u. 2. 
für Berträge über Zertheilung von Grundftüden Schriftliche Errichtung vorfchrieb 
und bei Geldftrafe den Wiederverfauf von mehr als dem vierten Theile einer 
Fläche von 10 Morgen ohne Genehmigung der Kreisregierung vor Ablauf von 
3 Jahren verbot. Aber troß der Geltung dieſes Gefeged wird aus verfcie- 
denen Gegenden Wiürtembergd, namentlid“ aus dem Schwarzwalde und aus 
dem Hohelohe’ihen in den letzten Jahren berichtet, daß die gewerbsmäßige Aus: 
Ihlahtung der Bauerngüter fortdauert, wenngleich nicht mehr in dem früheren 
Umfange, und daß die Gütermetzger das Geſetz dur ihre Praktiken zu um— 
gehen wiſſen. Zu diefen gehört namentlich der Kauf auf fremden Namen, die 
Gründung von Gejellichaften zum Anfauf von Gütern, in denen aber immer 
diefelben Perfonen die Hauptrolle fpielen, Beſtechung der Gemeinderäthe, um 
die Genehmigung zur Güterzerftüdelung zu erlangen u. ſ. w. Wenn gleid- 
wohl das obige Gefeß, trogdem es fo häufig umgangen wird, bisher nicht 
aufgehoben — iſt, ſo war dafür die Erwägung maßgebend, „daß das Geſetz 
den Behörden einen in mannichfachen Beziehungen ſehr wünſchenswerthen Ein— 
blick in das Treiben der Güterhändler gewährt, der es ihnen ermöglicht, den 
Vollzug beſonders ſchädlicher Güterveräußerungen, wenn nicht zu verhindern, ſo 
doch aufzuhalten ®).“ 

Ferner wird aus dem bayerifchen Regierungsbezirt Schwaben, namentlich) 
aus denjenigen Gegenden, welche an Wirtemberg grenzen, berichtet, daß Speku— 
lanten dort in den legten Jahrzehnten Güterhöfe angefauft haben, um fie im 





7) Hanffen, Aufhebung der Leibeigenichaft in Schleswig-Holftein. St. Peters- 
burg 1861. ©. 147 ff. Hanſſen, Agrarhiftoriihe Abhandlungen. Leipzig 1880. 
©. 280. Preußifher Lanbestulturberiht f. 1372. S. 177. Preußens land- 
wirtbihaftl ®B. 1875—77. ©. 304. 

8) Mündliche Erkundigungen. Brieflihde Aeußerung des Regierungs-Ratbs 
Schittenhelm. 
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Parzellen zu hohen Preifen an die benachbarten Grundeigenthlimer zu verkaufen. 
Das leer ftehende Haus mit dem nicht verkauften Neft des Grundftüdes fucht 
der Güterhändler dann womöglich jungen Eheleuten, die einige taufend Gulden 
bejigen umd fi gern ein eigene Heim gründen möchten, an den Hals zu 
hängen. Gemwöhnlih jind diefe Käufer aber nicht in der Lage, daſſelbe zu 
behaupten. Dann fällt es wiederum an den Spekulanten zurüd. Dieſer 
fucht es darauf wieder einem Zweiten und Dritten zu verkaufen und macht 
dabei leicht jede8 Mal ein gutes Geſchäft. Ebenſo wie im bayerifchen 
Schwaben, jind aud in den übrigen Theilen Bayerns in den vierziger und 
fünfziger Jahren häufig gewerbsmäßige „Güterzertrümmerumgen“ vorgefommen. 
Sie führten damals zum Gefeg vom 28. Mat 1852, durch welches man die- 
felben bejchränten zu fünnen meinte. Indeß wurde diefes Geſetz bereit3 durch 
das Polizeiftrafgejegbuc ‚vom 10. Dftober 1861 wieder aufgehoben. Uebrigens 
dauerten die Giterzertrümmerungen vor und nad dem Geſetz, wie während 
defielben fort. Beſonders in den fechziger Jahren und noch am Anfang der 
fiebenziger Jahre, al3 die Preife der landwirthſchaftlichen Güter auf einer früher 
nie dagewejenen Höhe ftanden, wurden namentlich in Alt-Bayern viele größere 
„Oekonomieanweſen“, d. 5. Bauerngüter von ihren Eigenthümern freiwillig 
und zwar größtentheil® an Gitermegger verkauft. Die bisherigen Inhaber 
ließen ſich meift in den Heinen Städten und Märkten ald Rentner nieder, 
Ihre ehemaligen Güter wurden „zertrümmert” und die einzelnen Theilſtücke 
meift an benachbarte Kleingütler gegen Friftzahlungen verkauft. Den erhaltenen 
Kredit pflegten die Käufer. in den jehr hohen Kaufpreifen, die weit über den 
Ertragdwerth hinaus gingen, zu bezahlen. In den ungünftigen Jahren, melde 
darauf für den Landwirth eintraten — ſchlechte Ernten und niedrige Preiſe — 
war e3 den Käufern kaum mehr möglich, die Zinfen für die freditirten Kauf: 
ſchillinge aufzubringen und zugleich ihren öffentlichen Verpflichtungen zu genügen, 
gefchweige denn Kapitalabzahlungen zu leiften. So wurden denn in den legten 
Fahren in einer fehr bedeutenden Anzahl von Fällen durdy die Gutshändler 
wegen folder rüdftändigen Friftzahlungen Zwangsveräußerungen veranlaft ?). 
In Baden ift da3 Gürermeggen namentlih in den Gegenden um den 
Bodenſee herum jchon früh üblich geweſen. Hierher jcheint diefes Gewerbe in 
den dreißiger umd vierziger Jahren aus dem benachbarten Wiürtemberg ver: 
pflanzt worden zu fein. In allgemeinere Uebung fol daſſelbe aber erft feit 
der Emanzipation der Juden durd das Gefeg vom 4. Oktober 1862 ge- 
fommen fein. Namentlich von Offenburg, aber auch von anderen Städten aus, 
treiben dieje ihr Weſen längs dem Rhein, im Kinzigthal und in den Thälern 
anderer ſich in den Rhein ergießender Flüſſe. Den Bauern wird Geld vor— 
geſchoſſen, dann läßt man fi von ihnen an Zahlungsftatt das eine oder andere 
Grundſtück abtreten, diefe werden dann wieder gegen andere ausgetaufcht, bis 
das Netz, in dem der Bauer gefangen werden foll, eng zufammengezogen ift 
und derfelbe jein Erbe mit dem weißen Stabe in der Hand verlajjen muß. 
Der Wald folder Güter wird dann gewöhnlich fchleunigft niedergehauen und 


9) Würtembergifches Wochenblatt für 1879 Nr. 27. Die Zwangsverfteigerung 
Iandwirtbfchaftliher Anmwefen während bes Jahres 1880, im der Zeitfchrift des Königl. 
Bayerifchen ftatiftifhen Bureaus. 12. Jahrg. 1830. ©. 179. 
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der auch fonft für Jahrzehnte in feiner Wirthſchaft zurückgebrachte Hof endlich 
in einzelnen Stüden oder im Ganzen verkauft. 

Den Alten de3 Dffenburger Bezirf3amt3 habe ich folgenden Fall ent: 
nommen, der daS bei folchen Gelegenheiten übliche Berfahren veranjchaulict. 

In der unweit Offenburg gelegenen Gemeinde Durbach kauften im Jahre 
1875 vier in Offenburg anfäjjige Handel3leute ein Hofgut, beftehend aus Hof, 
Hofraite, Hausgärten, Weinberg, Ader, Wiefe, Reutfeld, Wald, im Ganzen 
162 Bad. Morgen, 43 Ruthen — 58 Hektar 35 Ar und 87 Meter, mit der 
Abficht, dafjelbe in Stüden weiter zu verkaufen. Trotz des Widerſpruchs des 
Gemeinderatb3 erhielten fie zur BZerftücdelung die Genehmigung des Bezirks- 
raths, indem diefer ſich bei feiner Entfcheidung von der Erwägung leiten lief, 
daß der dem Amt von den Käufern vorgelegte Parzellirungsplan den Beftim- 
mungen des Geſetzes vom 6. April 1854 nicht widerſprach. Die Käufer zer- 
legten das Hofgut darauf in 23 Theile, die fie an 17 verichiedene Perfonen 
verfauften. Die Erwerber waren theils benachbarte Grundbefiger, theils befig- 
Iofe Tagelöhner. Ueber den Gewinn, welchen die Händler bei diefer Gelegen- 
heit realifirt haben, melden die Akten nichts. Nur foviel vermodten wir an 
Ort und Stelle zu konftatiren, daß die einzelnen Theilftüde ſeitdem ſchon mehr- 
fach ihre Beſitzer gemwechjelt haben. Mit den jüdifhen Händlern fonkurriren 
übrigens neuerdings auch fozial höher geftellte Perſonen chriſtlicher Konfeffion, 
jo im Schwarzwald an der Würtembergifchen Grenze ein in jenen Gegenden 
vielfach, genannter Fabrikant und in dem dem Rhein zugewendeten Theil des 
Schwarzwaldes eine hochgeborene, dem Elfaß angehörige Perſönlichkeit, die das 
Geſchäft des Gütermeßgens im Großen treibt. Sie hat ſich den wenig jchmeichel- 
haften Beinamen eines Kahllegers der Schwarzwaldforften dadurch erworben, 
daß fie den in ungünftigen Zeiten in Bedrängniß gerathenen Eigenthiimern von 
mittleren umd einen Waldgütern ihren Beſitz abkauft, den Wald niederichlägt 
und Die entwaldeten Flächen parzellenweife an einzelne Private oder an die 
Gemeinden verkauft. 

Aehnlihe Erfahrungen wie im deutfchen Süden find in früherer Zeit 
im SKönigreih Sachſen und in jüngfter Zeit im Großherzogthum Sachſen— 
Weimar, fowie in der preußiſchen Provinz Sachſen gemacht worden. 

Für das Königreich Sachſen konftatirt Reuning im Jahre 1875, daß die 
Güterſchlächterei dort in früheren Jahrzehnten eine große Rolle gefpielt habe, 
fo daß das Gejeg über die Theilbarkeit de3 Grundeigenthbums vom 30. Novbr. 
1843 mit fpezieler Rüdficht auf foldhe Vorgänge erlafjen worden ſei. Zugleich 
bedauert Reuning, daß fi über den Umfang, in welchem die Güterſchlächterei 
in Sachſen ftattgefunden habe, fein ftatiftiiches Material beibringen laſſe. Aber 
jo beflagenswerth diefer Mangel auch jei, fo jei er doch nur zu erklären, weil 
fih nur ſchwer eine ftatiftifch erfaßbare Grenze zwifchen dem legitimen Eigen- 
thumswechſel und der Güterfchlächterei ziehen laffe. Aus der neueren Zeit be— 
figen wir feine Nachrichten über den Eigenthumswechſel, doch fcheint e8 dem 
Gejeg von 1843 gelungen zu fein, dem Gewerbe der Gütermetzger ein Ende 
zu machen 1°). 

Dagegen wird aus der preußifchen Provinz Sachſen berichtet, daß die 


10) Reuning, Die Landwirtbihaft im Königreih Sadfen. ©. 72. 
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Neigung der kleinen Leute, bei Dismembrationen Aeder zu kaufen und in jährlichen 
Raten zu bezahlen bis in die Mitte der fiebenziger Jahre ſehr ftark gemeien 
und durch gewerb3mäßige Güterzerftüdelung auch befriedigt worden ſei. In 
diefem Jahre haben dieje Käufe dann plöglic gegen früher bedeutend nach— 
gelafien, weil den Käufern in den ſchlechten Jahren die Erübrigung des Kauf: 
ſchillingsreſts ſehr ſchwer geworden ſei. Im Jahre 1877 hat die Barzellirung 
der Bauerngüter wieder zugenommen, und ed wird namentlid aus den Kreifen 
Bitterfeld, Delisic und Salzwedel hervorgehoben, daß die Parzellen dort weit 
über den wahren Werth bezahlt werden. Auch aus dem Jerichower Kreife 
wird berichtet, daß der geſchloſſene bäuerliche Grundbefig dort in den legten 
15—16 Fahren ftart dismembrirt worden fer !1), 

Große Dimenfionen ſcheint audy die fünftliche Parzellirung des Grund» 
eigenthbums im legten Jahrzehnt im Eifenadher Kreife des Großherzogthums 
Sachſen-Weimar erreiht zu haben. Allgemein anerlannt ift, daß die Dis- 
membration von Gütern dort feit einer Reihe von Jahren gewerbsmäßig betrieben 
wird, daß die Gütermakler bei dieſen Geſchäften bisweilen das Dreifache des 
angelegten Kapital3 verdient haben und daß diefe Art der Barzellenverfäufe, weil 
der ausbedungene Kaufpreis ein zu hoher ift, häufig zu Konfurfen der Käufer 
führt. Nur darüber wurde eine Zeit lang geftritten, ob e3 hauptſächlich Juden find, 
welche dieje jhädliche Güterzerfplitterung betreiben oder ob ſich auch Ehriften — wie 
von den angegriffenen Juden behauptet wurde — in hervorragender Weife an die 
ſem Geſchäft betheiligen 12). Aber wenn auch extra muros et intra gefehlt fein 
mag, jo gebt aus der bei diefer Gelegenheit geführten Kontroverje doch joviel 
hervor, daß der Güterhandel im engften Zufammenhang mit dem BViehhandel 
fteht und daß diejer letztere fid) im Eiſenacher Kreiſe faft ausſchließlich in 
jübiihen Händen befindet, während die Juden in den übrigen Theilen Thü— 
ringen? nur als Inhaber großer Scnittwaarenlager, ſowie al3 Wollfäufer 
und Rofhändler bekannt find. 

Aehnliches wie aus der Provinz Sachſen wird auch aus den übrigen 
preußiichen Provinzen des Oſtens berichtet. - 

So kamen im Jahre 1875 im Bromberger Regierungsbezirk der Provinz 
Poſen Parzellirungen im Wege der Ausfhlahtung größerer und fleinerer 
Bauerngüter in ziemlich großem Umfange vor. Doch nahmen fie bereits im 
Fahre 1876 weſentlich ab und beichränften fi im Jahre 1877 nur noch auf 
einige Fälle. Da e3 den — meift polnifchen — Befigern der angrenzenden 
Bauerngüter, welche von den Parzellen behufs Arrondirung ihrer Güter mit 
Bortheil hätten Gebraud; machen fünnen, aber meift an den zum Ankauf er- 
forderlichen Geldmitteln fehlte, jo gelangten die parzellirten Grundftüde meift 
in die Hände von Arbeitern. Bon den Acquirenten foldher Heinen Grundftüde 
wird dann — aus dem Kreiſe Gnejen — berichtet, daß fie ſich in jchlimmer 


11) Preußens landwirtbichaftliche Berwaltung 1875—77. ©. 304. Protokoll des 
Sächſiſchen Provinziallandtags v. 1880. ©. 143. 

12) Ueber biefen Punkt ift e8 vor einigen Jahren in ber landwirthſchaftlichen 
Prefie Thüringens zu einem lebhaft geführten Streit zwiſchen einem proteftantifchen 
Geiftlihen und einigen jübiihen Händlern gelommen, f. Thüringifhe Blätter für 
Feldbau, Wiefenbau, Viehzucht und landwirthſchaftlichen Betrieb für 1876. Nr. 5 u. 11. 
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Lage befinden. Auch aus dem Obrabruch verlautet, daß die Zahl der wohl— 
habenden Eigenthümer aus dem Bauernſtande von Jahr zu Jahr abnimmt und 
die Klaſſe der armen Leute immer mehr wächſt. Es wird daran die Befürch— 
tung geknüpft, daß die Dörfer in wenigen Jahrzehnten überwiegend von armen 
Arbeiter: und Zagelöhnerfamilien bevölkert fein werden. Endlich wurde auch 
bei Gelegenheit der .Berathumg des von der Staatöregierung dem Poſen'ſchen 
Provinziallandtag vorgelegten Gefegentwurfs betreffend die anderweitige Rege— 
lung des bäuerlichen Erbrechts fonftatirt, „daß in einzelnen Gegenden der Pro— 
ping eine Zerfplitterung des bäuerlichen Grundeigenthums in Hleinere nicht jelbft- 
ftändige Befigungen und demzufolge eine Verringerung der jpannfähigen Be: 
figungen in bedenflihen Maße ftattgefunden habe, fo daß die Leiftungsfähigfeit 
des Bauernftandes dort wirklich beeinträchtigt erſcheine.“ Zu beijeren Reſul— 
taten hat die Güterzerftüdelung nur in einigen wenigen mwohlhabenderen, meift 
deutfchen Gegenden geführt, wo die Bauern Neigung zur Bergrößerung ihrer 
Wirthſchaften oder zur Gründung neuer Eigenthumsjtellen für ihre nicht erbfähtgen 
Kinder zeigen 18), 

Derſelbe Grund, die geringe Widerftandsfähigfeit, namentlich der polnischen 
Bevölkerung, gegenüber dem Treiben der Guterſchlächter, ſowie die maßloſen 
Theilungen des Grundeigenthums im Erbivege haben auch in Oberjchlefien zu 
ähnlichen Refultaten der Grundeigenthumsbewegung geführt wie in Poſen. Es 
waren auf dem platten Lande Oberſchleſiens (Regierungsbezirk Oppeln) Be: 
figungen vorhanden 


im Jahre 1858: 1879: 
von unter 5 Morgen 29 432 — 36,6 °, 57 860 — 43,5 °, 
5—30 * 37919 = 445 „ 54210 = 412 „ 
80-300 „ 16 819 — 19,7 „ 19146 — 145 „ 
300—600 , 238 — 03 „ 238 — 02 „ 
über 600 , 73 — 19 , 738 — 0,86 


Demnach haben die fleinften Befigungen unter 5 Morgen der Zahl nad 
am ftärkften, die fleinen zwilhen 5 und 30 Morgen aber aud ftarf zu- 
genommen. 

Noch deutlicher wie in dem Megierungsbezirt Oppeln zeigt jih das An- 
wachen de3 Kleinen Grundeigenthbums in einigen Kreifen defjelben. So nament: 
ch in dem Kreiſe Plef. Es waren hier Befigungen 


im Jahre 1858: 1879: 
von unter 5 Morgen 1383 — 25,7 90 8491 = 39,3 9, 
s—30 u 2841 = 52,7 „ 4070 — 45,8 „ 
30-300 „ 1077 = 20,0 „ 1252 = 14,0 „ 
300—600 28 — 05 „ 28 — 03 „ 
über 600 „ 59 — 1, 59 — 06 „ 


Ueber die Art, wie die Wucherer in DOberſchleſien über ihre Opfer die 
Subhaſtation herbeiführen, haben wir bereits oben berichtet. Wenn der pol— 
niſche Kleingütler in der Branntweinlaune renommiren will, ſo erklärt er, er 


13) Preußens landwirthſchaftliche Verwaltung 1875—77. ©. 303. Lieb— 
knecht, Grund- und Bodenfrage. ©. 140. Eingabe bes Poſenſchen Provinzialland- 
tags an die k. Staatsregierung vom 16. April 1880. 
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fürchte jich weder vor dem Juden noch vor dem Gensd’armen — unter Erſterem 
verfteht er jeinen Gläubiger, der übrigens nicht felten ein Ehrift if. Der 
Landrath von Selchow bemerkt hinſichtlich dieſes Punktes, daß er einen Unter: 
ſchied zwiſchen chriftlihen und jüdiihen Wucherern höchſtens in der Hinficht 
bemerkt habe, daß die chriftlichen des äußeren Schein wegen vorfichtiger find, 
ſich deshalb mit etwas beicheideneren Prozenten begnügen, dann aber in der 
Regel noch härter auf ihrem Schein beftehen und noch „heuchlerifcher auf den 
Moralifchen ſich ausſpielen“ als der Jude 14). 

In den Jahren 1875 und 1876 wurde auch in der Mark Brandenburg 
und in der Niederlauſitz — und zwar namentlich in den Kreiſen Königsberg, 
Arnswalde, in der Priegnitz und in der Gegend von Soldin beſonders lebhaft 
parzellirt. Dies hatte zur Folge, daß neben der Arrondirung größerer Güter 
eine Anzahl kleiner Beſitzungen entſtand. 


Aehnlich entſtanden während des letzten Jahrzehnts auch in der Provinz 
Weſtpreußen neue Anſiedelungen und Häuslerſtellen auf Parzellen, welche meiſt 
von Bauerhöfen abgetrennt wurden. Die Neigung zum Erwerb ſolcher kleiner 
Parzellen iſt aber nur zeitweiſe epidemiſch aufgetreten — ſo z. B. im Jahre 
1875 in den Kreiſen Danzig und Schwetz, während dieſe Bewegung bereits 
1876 und 1877 bedeutend nachgelaſſen hatte — und hat dann allerdings his— 
weilen zur Eniſtehung wirthſchaftlich nicht haltbarer Kolonieen geführt. Doch 
gehören dieſe verunglückten, nicht ſelten durch die Gewinnſucht der Verkäufer 
provozirten Koloniſalionen nicht zu den häufigen Erſcheinungen. Wo es an Ge— 
legenheit zur Arbeit nicht fehlte und die Bodenbeſchaffenheit nicht zu ungünſtig 
war, da hatten dieſe kleinen Heimſtätten, von denen aus der Arbeiter ſeinem 
Verdienft nachging, günftige Folgen. 

Im Allgemeinen fcheint in diefen oben genannten öftlihen Gegenden und 
bier wieder namentlid) in den Provinzen Oft: und Weftpreußen und Pommern, 
fowie in Medlenburg und im Often Schleswig-Holfteing, wo eine theilweife Zer— 
ſtückelung des großen Grundeigenthums zum Zwed der Etablirung von Bauern und 
anfäffigen Ländlichen Arbeitern ftellenweife jehr erwünjht wäre, die Begründung 
neuer Yandftellen theil3 an dem niedrigen Kulturzuftande jener Gegenden, theils 
an dem Mangel an Kapital und guten Abjagwegen, theil3 an der Unfrucht— 
barkeit de Bodens und der Rauheit des Klimas zu ſcheitern. Namentlich 
die natürliche Ausftattung jener Gegenden läßt größere Wirthſchafts- und Befig- 
einheiten, ſowie ein reihhaltige8 Inventar beſonders erwünſcht erſcheinen: für 
beides fehlt es den ländlichen Arbeitern aber an dem erforderlichen Baarkapital. 
Unter ſolchen Umſtänden iſt das Gewerbe der Güterfchlächter nicht immer 
einträglih und daher nicht überall vertreten. Wo daſſelbe aber betrieben 
wurde, hat es häufiger imdireft zur Wrrondirung und Vergrößerung der 


14) Wir entnehmen die obigen Zahlen den über den oberfchlefifchen Nothitand 
am 12. Sept. 1850 geführten Verhandlungen des land- und forftwirthichaftlihen 
Vereins zu Oppeln ©. 12 u. 13, wo übrigen$ nicht angegeben ift, auf welchem Wege 
re gewonnen worden find. v. Selchow, Die oberichlefiihe Nothſtands— 

age. ©. 33. 
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in der Nachbarſchaft gelegenen Güter, als zur Bildung eigener fleiner Yand- 
ftellen geführt 1°). 

Aus der obigen Darftellung ergiebt ſich, daß der Zerftüdelungsprozeß 
größtentheild auf Koften des bäuerlichen Grundeigenthums erfolgt, indem vor= 
zugsweiſe dieſes es ift, welches im Wege der Ausſchlachtung in Eleinere Güter 
oder Parzellen zerlegt wird. Wenn das große Grundeigenthum zu ſolchen 
Manipulationen viel jeltener verwendet wird, jo Liegt das einerfeit3 daran, daß 
dafjelbe noch vielfach rechtlicd, gebunden ift, dann aber daran, daß die Zerſtücke— 
lung eines großen meift arrondirten Gutes auch faktiſch große Schwierigkeiten 
verurjadht, weil die Theile eines ſolchen weniger begehrt find, al3 die eines 
an bäuerlichen Kleinbefig grenzenden, vielleicht jogar im Gemenge mit dem 
jelben Tiegenden Bauerngut3 und weil beim Beftehen einer Hypothefen- und 
Grundbuchordnung, wie fie größtentheild3 in Norddeutichland gilt, die nothwen— 
dige Regulirung der Hypothekenverhältniſſe ein nur ſchwer überwindliches Hinder- 
niß für die Abtrennung einzelner Theilftide von größeren Gutskomplexen bildet. 
Endlich find wohlfituirte große Örundeigenthümer nur felten geneigt, von ihrem 
Eigenthum kleinere Parzellen abzuzweigen; es iſt daher das Gewerbe des Güter: 
metzgens in folden Gegenden ein jehr risfantes. 

Ebenſo häufig, ja vielleicht nody häufiger als die Verfleinerung des Grund« 
eigenthbums durch Zerftüdelung — befördert namentlih durd das fog. Aus: 
Ihladten von Bauerngütern — zeigt jid) eine Vergrößerung dejjelben durch 
Angliederung von Stüden folder Bauerhöfe und anderer Grundbefigungen, 
welche in der Nachbarſchaft aufgelöft worden find, an große Güter, fowie durch 
Berbindung mehrerer benachbarter Güter zu einem Beſitz- und Wirthichafts- 
tompler — das jog. Einſchlachten — oder doch wenigftens durch Vereinigung der: 
jelben in einer Hand ohne gleichzeitige Verbindung zu einer Wirthſchaftseinheit. 

Ja es dürfte diefer Agglomerationsprozeß in letter Zeit vielleicht noch 
bedeutendere Nefultate aufzuweiſen haben, al3 der Zerftüdelungsprozep. 

Die Vorgänge diefer Art find übrigens zum Theil älteren Datums als 
man vielfah annimmt. 

Das Legen des „Bauernfeldes“ oder der „Bauerhöfe” tritt zuerſt auf 
als die Folge vermehrten Kapitalreihthums und fteigender Grundrente, ſowie 
beginnender Selbftbewirthihaftung der Rittergüter durch ihre Befiger. Die 
Tendenz der Rittergutswirthichaften, ihr Areal auf Koften der Bauerländereien 
zu erweitern, tritt bereit im XIV. Jahrhundert, beſonders ftarf aber erft im 
Reformationgzeitalter hervor. 

Sie fteigert fi bejonders nad) dem dreifigjährigen Kriege, zu welcher 
Zeit viele wüft liegende Hufen von den Rittergutseigenthümern mit dem 
Hoffeld verbunden wurden. Wehnliche Vorgänge nehmen wir dann auch in 
einigen Theilen Preußens nad) dem fiebenjährigen Kriege wahr, und zwar trog 
der auf das Bauernlegen gerichteten Verbote der preußifchen Könige — von 
denen wir nur die ftrengen den “Jahren 1739, 1749 und 1764 entftammenden 
Edikte erwähnen = wenngleich fie hier niemals jo große Dimenjionen wie in 


15) Preuß. Jahresbericht über den Zuftand der Landeskultur f. 1873. S. 160, 
300. Preußens lanbwirtbichaftliche Verwaltung von 1875—77. ©. 298, 300, 301. 
Bericht des a RN e8 iiber bie anderweitige Regelung 
bes bäuerlichen Erbrechts. ©. 
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Medlenburg, Holftein und Schwediih- Pommern angenommen haben. Endlich 
haben die auf die Jahre 1807 und 1811 folgenden Miswahgjahre gleichfalls 
manden zu freiem Eigentbum gewordenen Bauerhof in das benachbarte 
Rittergut aufgehen jehen, indem einige der ſchwächeren Bauern, melde bis da: 
bin ihre ganzen Höfe bewirthichaftet hatten, fi) auf dem reduzirten Bejtande 
derjelben unter ungünftigen äußeren Verhältniſſen (Nachwirkungen der Kriege, 
Durchmarſch der jeindlihen Armeen, Kantonirung großer Heeresmafjen) nicht 
halten fonnten und ſich daher genöthigt fahen, ihre Höfe an die benachbarten 
Großgrundeigenthümer zu verkaufen 1°). 

Alle diefe Vorgänge waren in früheren Zeiten wefentlic auf den deutichen 
Norden und Nordoften beſchränkt und aud in der Gegenwart iſt dieſes ihr 
hauptſächlicher Schauplatz geblieben. So iſt in Preußen von den Rentenbriefen, 
welche in Folge des Ablöſungs- und Rentenbankgeſetzes vom 2. Mai 1850 
den Berechtigten (meiſt Rittergutsbeſitzern) als Abfindung für ihre Berechtigung 
auf bäuerliche Abgaben und Leiſtungen gewährt wurden (von 1850 bis 57 im 
Ganzen 74 266 923 Thlr.), eim nicht geringer Theil zum Einſchlachten von 
bäuerlichen und zur Vergrößerung von Nittergütern verwendet worden 17). 

Wo ausnahmsweile in der legten Zeit auch im deutihen Süden und 
Weſten eine Erweiterung de3 großen Grundeigenthums auf Koſten des kleinen 
ftattgefunden hat, da geſchah es ebenfalls meiſt auf dem Wege, daß die Standes— 
herren und der niedere Adel die von ihren früher pflichtig gemwejenen Bauern 
empfangenen Ablöfungsgelder wieder in Grund und Boden anlegten. Nur an 
einzelnen Orten hat aud) hier, wie unten zu zeigen fein wird, das ſtädtiſche 
Kapital größere Süterfomplexe zulammengefauft. 

Die Gefahren, welche der Grundeigenthumsvertheilung aus dem Anſchwellen 
der großen Güter zu Latifundien erwachſen, dürften in der Gegenwart viel 
bedeutender ſein, als die mit der Güterzerſtückelung verbundenen. Denn das 
große Kapital führt nicht nur leicht zur Angliederung des benachbarten kleinen 
Eigentbums an die vorhandenen großen Güter, ſondern fann jid) aud) ohne 
ſolche Kryſtalliſationspunkte leicht des kleinen und Heinften Grundeigenthums 
bemädhtigen, dafjelbe in Zeiten der Noth auflaufen und auf den Trümmern 
der Klein- und Bwerggüter große Güter entftehen laſſen. Diefe Gefahr ift um 
jo größer, als die Gütermetzger auch ihrerjeit® durch die Verkleinerung des 
Grumdeigenthums bis zu unwirthſchaftlichen Parzellen und deren Veräuße— 
rung an leiftungsunfähige Perjonen das Grundeigenthum für den Auffaugungs- 
prozeß durch das große Kapital vorbereiten. Sind aber erft größere Grund- 
eigenthumsmaſſen in einer Hand vereinigt, jo pflegen fie durch beſondere Rechts— 
einrichtungen, aber auch ſchon durch ihr faktifches Schwergewicht vor der Zer— 
theilung geſchützt zu ſein. 

Wenn gleichwohl der Prozeß der Agglomeration des Grundeigenthums in 
Deutſchland bisher noch keine ähnlich großen Dimenſionen angenommen hat 
wie in England, ſo hat das wohl ſeinen Grund in der Gemengelage, in der 
ſich ein Theil des Grundeigenthums, namentlich im Süden und Südweſten noch 
immer befindet, indem hierdurch das Zuſammenkaufen von Parzellen für den 


16) Lette, Bertheilung des Grunbeigenthbums S. 119. 
17) Lette, Bertheilung des Grundeigenthums ©. 143. 
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Kapitaliften außerordentlich erihwert ift; jodanı in dem Widerftreben der Ge— 
meinden gegen das Eindringen der ſog. Ausmärker , ferner in der Widerftands- 
fähigkeit eines großen Theils unſeres Bauernſtandes und endlid wohl auch in 
dem Umftande, daß das deutiche Groffapital erft verhältnigmäßtg jungen Datums 
ift, vorläufig in Handel und Induſtrie noch genügende Verwendung findet und 
erft in allerjüngfter Zeit nach Inveſtirung im Grundeigenthum ftrebt. 

Aus den angeführten Gründen ift es wohl hauptſächlich zu erklären, daß 
in Würtemberg während der fünfziger Jahre fein Ausfauf der vielfach banke— 
rotten Kleingütler dur) das große Kapital’ oder doch das große Grundeigen— 
ihum, namentlih das ftandesherrliche, ftattgefunden hat. Denn Handel und 
Induftrie, die Haupterwerbäquellen des beweglichen Kapitals, find erſt jeit dem 
Eintritt Würtembergs in den Zollverein zu größerer Bedeutung gelangt und 
waren damal3 noch wenig entwidelt. Auch an großen Örundeigenthümern mit 
beträchtlichen Baarkapitalien fehlte e8 damals und wohl auch nod jest, indem 
die im Beige der ehemaligen Grundherrn befindlihen, über die Ablöjungs- 
fapitalien ausgeftellten Schuldverichreibungen damals nur mit großen Berluften 
verfauft werden fonnten. Zudem war das meift im Gemenge Tiegende 
bäuerlihe Grundeigenthum nod dem Flurzwang unterworfen, was die Er— 
werbung deijelben für den größeren Grundeigenthümer mit arrondirtem Beſitz 
wenig verlodend machte. Ueber diefen Punkt fagte jchon Lift am Anfang der 
vierziger Jahre: „daß es für den Fremden (er meint hier den Nichtgemeinde- 
genofien) feinen Reiz habe, unter Berhältniffen (er meint darunter die Güter: 
gemengeverfaflung) zu leben, die fi nur ertragen laffen, wenn man an jie ge= 
wöhnt iſt.“ Endlich war die Stimmung der in ihren Tiefen aufgeregten und 
. von fozialiftiihen Ideen ſtark beeinflußten Bevölkerung einem ſolchen Verfahren 
nicht günftig, fo da& die größeren Grundeigenthümer für ihren bisherigen Befig 
fürcteten und denſelben nicht noch vergrößern wollten. War doch der Drud 
der öffentlihen Meinung, wie fie fi) damal3 in ländlichen Kreifen geltend 
madıte, jo ſtark, daß -jelbft die Bauern, namentlich in Hleineren Gemeinden, es 
nicht mwagten, in Konkurs gerathene Parzellen ihrer Gemeindegenofjen im öffent: 
lihen Meiftgebot zu kaufen. Sie ließen fie ftatt defjen gewöhnlich den Gläubigern, 
welche den Konkurs provozirt hatten, zufchlagen und fauften fie dann von ihnen. 
Alle diefe Umftände machen es erflärlih, daß damals feine nennenswerthen 
BZufammenfäufe von Grundeigenthum ftattgefunden haben, fo daß es ganze Ge— 
meinden gegeben haben joll, in denen die zum Zwangsverkauf gelangten Parzellen 
auch dann feinen Käufer fanden, wenn die Öläubiger ſich entſchloſſen hatten, fie 
mit beträchtlichen Verluſt zu veräußern 18). 

Aber wenn aub in Würtemberg — dem Lande des Klein- und Zwerg⸗ 
eigenthums par excellence — ein Austauf des fleinen Grundeigenthums durd 
das Kapital nicht ftartgefunden bat, jo fehlt es doch nicht ganz an Beiſpielen 
hierfür aus anderen Theilen Deutichlands. 

So berichteten bei Gelegenheit der Verhandlung der zweiten Kammer des 
Großherzogthums Heſſſen über den Geſetzentwurf betreffend landwirthſchaftliche 
Erbgüter der Miniſterpräſident Freiherr von Dalwigk und der Gießener Profeſſor 


18) Helferich in der Zeitichrift für die gefammte Staatswifjenihaft. Jahrg. 
S. 427. 


1853. ©. 
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Stahl am 2. März 1858, daß im rechtsrheiniſchen Heffen Standesherren 
und fonjtige Fideifommißbefiger und im linksrheiniſchen Heſſen Rapitaliften 
den Bauernftand ausfauften. Bereit gehöre in Rheinheſſen das Grundeigen- 
thum ganzer Gemeinden, jo 3. B. der Gemeinde Bodenheim, reichen Ausmärkern 
an. Als meiterer Beleg wurde die im hefjiichen Odenwald gelegene Gemeinde 
Unterfhönmattenweg angeführt. Site war früher eine der wohlhabendften und 
beſaß mehrere tauſend Morgen Hochwald. Derſelbe wurde dann aber unter 
die Ortsbürger vertheilt und gehört jetzt zum größten Theil dem Freiherrn 
dv, D., zum kleineren dagegen dem Großherzoglichen Fiskus; die Gemeinde 
ſelbſt aber iſt vollſtändig verarmt. Neuerdings hat auch Fieknecht angeführt, 
dag im heſſiſchen Odenwald die Gemarkung eined ganzen Dorfes von einem 
Grafen E. zufammengefauft und die ganze Einwohnerſchaft ausgewandert ift 19). 

Ferner ift bier folgender Val zu verzeichnen. In dem zum badifchen 
Amtsbezirk Weinheim gehörigen, dicht am der heſſiſchen Grenze gelegenen 
Dorf Hemsbach waren viele Kleine Grundeigenthiimer in Folge zu weit ges 
triebener Theilung des Befiges, trog der Fruchtbarkeit des Alluvialbodens, in 
den vierziger und fünfziger Jahren zu Grunde gegangen. Durch ſyſtematiſches 
Zufammenfaufen folder Parzellen hat Baron R. in Frankfurt a. M. bier einen 
Grundeigenthumstompler erworben, der fih an Umfang den größeren Gitern 
Deutſchlands annähert. Zu demfelben gehört dann zugleid; aud ein Antheil 
— den in der benachbarten heſſiſchen Gemeinde Seehof belegenen Wieſen und 

edern 20). 

Auch dieſes heſſiſche Dorf iſt nicht ohne Intereſſe für uns. Daſſelbe 
nährte ſeine Anbauer nur kümmerlich; es wurde dem genannten Baron R. 
in Frankfurt und dem Banquier Sc. in Mannheim daher leicht gemacht, die— 
ſelben auszukaufen. Sie wanderten nach Amerika aus — das frühere Dorf 
iſt jetzt bis auf ein Aufſeherhaus verſchwunden. Die neuen Eigenthümer 
einigten ſich nach längeren Streitigkeiten im Jahre 1860 dahin, die ganze Ge— 
meindemarkung in eine Wafjerwiefe umzuwandeln 2). 

Viel größere Dimenjionen als die eben gejchilderten Vorgänge haben feit 
dem Jahre 1848 die Gütererwerbungen des evangeliſchen Kirchenärars, des 
fatholiihen Oberſtiftungsraths und fonftiger Stiftungen, namentlid) aber des 
Domänen= und Forſtärars, jowie der Fürſtlich Fürſtenbergiſchen Standesherr- 
Ihaft im Großherzogthum Baden überhaupt und hier wieder namentlich im 
Schwarzwalde angenommen. Aber auch in dieſen Fällen find wir leider 
nicht in der Yage, das wünſchenswerthe Zahlenmaterial zur Präzifirung unferer 
Angaben beizubringen, jondern müfjen uns auf einige Andeutungen beichränfen. 

Was zunächſt das badiſche Domänen- und Forſtärar betrifft, ſo befolgt 
es ſeit einiger Zeit die Politik, das zu den Quellgebieten der Donau, 
ſowie der ſich in den Rhein ergießenden Nebenflüſſe gehörige Land anzukaufen 
und daſſelbe im Intereſſe der Landeskultur und namentlich der Regulirung des 


19) Stenograph. Bericht über die ee der zweiten beffifchen Kammer. 
Liebknecht, Zur Grund- und Bodenfrage. ©. 

20) Feſtſchrift für die Mitglieder der XXL — ———— deutſcher Land⸗ und 
Forſtwirthe 1860. 304 u. 376. N der Bremifhen Bürgerfchaft 
v. 8. Dez. 1875. Stenograph. Beridt. S. 425. 

21) Bal. Feſtſchrift. S. 376. 
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Waſſerlaufs der Flüffe mit Wald zu bepflanzen. Dagegen werden wieder 
Heinere im Domänenbefig befindliche Aeder, jowie zerjtreut liegende Waldparzellen 
in der Ebene an Private verkauft. Immerhin fcheint in den legten Jahrzehnten 
mehr Land angefauft als verkauft worden zu fein. So hat das Domänen 
und Forftärar 3. B. in den legten Jahrzehnten eine Anzahl von Hofgütern in 
den Gemeinden Schönah, Schönwald, Rohrhardsberg, Rohrbach, Falkenſteig, 
Gundelfingen, Sanct Wilhelm, Untereibenthal und vielen anderen angefauft ??). 
In derfelben Richtung ift auch die Fürſtlich Fürſtenbergiſche Standesherrſchaft 
thätig, indem die geſchickte Verwaltung des haushälteriſchen Fürſten die nicht 
verbrauchten Revenüen eines bereits urſprünglich ſehr großen Grundeigenthums 
wieder in Grundeigenthum anzulegen ſucht. Durch Ankäufe von ganzen Hof— 
gütern oder doch von Theilen derſelben in den Gemeinden Rohrbach, Kaltbrunn, 
Neuſtadt, Schönach, Hammereiſenbach, Urach, Oberwolfach, Schappach und vielen 
anderen iſt es der Standesherrſchaft gelungen, ihr Grundeigenthum von Donaus 
efhingen über den Schwarzwald bis an den Rhein auszubreiten, fo daß die 
zwifchen den einzelnen Gütern beftehenden Lücken fi) je länger, um fo mehr 
ausfüllen. 

Gleich dem Forftärar leiftet auch die Fürftlihe Standesherricaft für Die 
Bewaldung und Waldwirthichaft des Schwarzwaldes Vorzügliches, jo daß die 
Forftkultur in den ftandesherrlihen Wäldern der in den Domänenmwäldern faum 
nachftehen dürfte. Namentlich für die Bewaldung der Quellengebiete leiſtet dieſe ſich 
gegenfeitig in die Hände arbeitende Politik des Forſtärars und der Standes: 
herrſchaft Ausgezeichnetes. Aber wenn diefe im badiihen Schwarzwalde vor 
fih gehende Konzentrirung de3 Grundeigenthums in den Händen des Staats 
und der Fürftenbergifchen Standesherrihaft im Intereſſe der Waldkultur aud mit 
Freuden begrüßt werden fann, fo ift fie doch vom foztalpolitifhen Standpunkt 
betrachtet nicht ohne die ernfteften Bedenken. Denn bei diefen Eigenthums— 
verfchiebungen tritt und auf dem Gebiet der Land» und Forftwirthichaft derſelbe 
Prozeß entgegen, den wir auf dem indujtriellen Gebiet jo jehr. beflagen: 
der Prozeß der Expropriation des Mittelftandes, welcher fchlieplih dahin 
führen muß, daß einige wenige Grundeigenthümer einer großen Anzahl eigen: 
thumslofer Arbeiter gegenüber ftehen, die in ihrem Wohlergehen ausſchließ— 
lich von dem Belieben der erfteren abhängig find, ähnlih wie ſchon jekt 
im Spejjart die in der Nähe der Domanialforften angeſeſſene Bevölkerung 
Arbeit und Verdienſt hat, wenn die Domänenverwaltung Holz hauen, die Wege 
repariren und Schnee jchaufeln Yäßt, und Hungern muß, wenn diejelbe ihnen 
feine Arbeit giebt. Wenn die bäuerlihe Bevölkerung des badiihen Schwarz: 
waldes einer ſolchen Zukunft wohl auch nicht mit Bewußtfein entgegenfiebt, jo 
ſcheint fie diefelbe doch zu ahnen: denn wie die allgemeine Stimmung der 
Bevölkerung jener Gegenden den Hofgütermetzgern wenig hold ift, fo fteht fie 
auch der Auffaugung des bäuerlihen Grundeigenthums durd) das Grofgrund- 
eigenthum mit Mistrauen und Misgunft gegenüber. Die auf den Grenziteinen 


22) Allein in den Jahren 1855—68 find von dem Forftärar c. 35 ganze Hof- 
güter und eine Anzahl größerer und fleinerer Parzellen angefauft worden, deren 
Kaufpreis 1706 770 Fl. 24 Kr. betrug. Bogelmann, Die Forftpolizeigefetgebung 
im Großberzogtbum Baden. Karlsruhe 1871. ©. 47. 
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de3 der Fürſtlich Fürftenbergifhen Standesherrihaft gehörigen Grundeigenthums 
ftehenden Buchſtaben F. F. pflegt der Volksmund al3 „fort ift fort“ — für 
den Bauernftand nämlich — zu deuten, 

Diefem Auffaugungsprozeß leiften auch im badiihen Schwarzwald die 
Hofmegger feit den fünfziger Jahren die größten Dienfte, indem fie die Hof: 
güter von ihren in Noth gerathenen oder gebrachten Eigenthümern kaufen, den 
Wald abholzen, die Güter auch ſonſt deterioriren und, foweit fie fie nicht parzellen- 
weiſe vortheilhaft verkaufen fünnen, an den Staat, die Kirche oder die Standes- 
berrjchaft bringen. 

Biel ftärker al3 im Süden tritt diefer Auffaugungsprozeß aber tm Norden 
zu Tage und zwar hier wieder namentlih in denjenigen Yändern, die aus— 
gedehntere Fideifommißgüter befigen. Es ſuchen nämlich die Fideifommißeigen« 
thümer, wenn ſich eine günftige Gelegenheit zum Ankauf von Land für fie dar: 
bietet und fie das nöthige Geldfapital befigen, ihr Grundeigenthum zu erweitern, 
ohne dody von demjelben jelbit in den für fie ungünftigen Zeiten etwas an den 
im freien Verkehr befindlichen Boden abzugeben. Aljo aud hier trifft das 
„Sort iſt fort“ der Schwarzwälder Bauern zu. 

Sp haben namentlid im Anfang des Jahrhunderts, al3 die niedrigen 
Preife der Bodenprodufte auf den mittleren Beſitz ſchwer drüdten, die großen 
Grundeigenthümer in einigen Gegenden Weftphalend und namentlid) im reife 
Paderborn ihr Eigenthum durch Ankauf von Bauerhöfen bedeutend ver— 
größert. Und aus jpäterer Zeit berichtet Yette, daß bäuerliche Grundſtücke und 
ganze Kolonate in Weftphalen Hin und wieder mit Fideilommifjen vereinigt 
worden ſeien. Auch in neuerer Zeit ſcheinen ſich Vorgänge diefer Art zu wieder: 
holen. So wurde in der Sitzung de3 weſtphäliſchen Provinziallandtags vom 
24. April 1880 angeführt, daß ein Rittergut, zu dem im Jahre 1865 nur 
6000 Morgen gehörten, gegenwärtig einen Umfang von 14 000 Morgen um: 
faßt, und daß in einer weftphälifchen Gemeinde von 12 Gütern, die in den 
fünfziger Jahren beftanden, jegt nur nod) 5 exiſtiren, indem ein benachbarter 
Nittergutseigenthümer die anderen 7 angefauft hat. Es ſcheinen ſich dieſe letzteren 
Angaben auf die im Kreife Beckum gelegene Gemeinde 3....... zu beziehen, 
wenigſtens beftätigte in der Situng des Abgeordnetenhaufes vom 13. Januar 
1881 der Abgeordnete v. Schorlemer das Vorkommen dieſes Falls, indem er 
zugleich binzufügte, daß jetzt aud) ein achter Hof nahe daran fei, zu Grunde 
zu gehen ?°). 

Auch aus Braunfhmeig — wo die Grundeigenthumsverhältniſſe im Ganzen 
ebenfo gejunde jind wie in Weftphalen — wird berichtet, „daß die großen 
Gut3eigenthümer Land von den fleinen kaufen. Freilich ift diefe Bewegung 
nody im Anfange; doch ift fie da, auch werden die Höfe mit Vorliebe zuſammen— 
gebracht ?*).“ 

Ferner fol in Schleswig: Holften auf einzelnen adligen Gütern im 
legten Jahrzehnt daS Beftreben hervorgetreten fein, die vorhandenen Bauern: 


23) Abg. Löwe im Preuß. Abgeoroneten-Haufe. Sten. Bericht über die Situng 
v. 4. Dezember 1873. ©. 189. Abg. Brüning im Weftphälifhen Provinziallandtage, 
Prototoll der Sigung v. 24. April 1880.+©. 3. Sten. Bericht über die Situng des 
Preuß. Abgeordnneten-Haujes v. 13. Januar 1851. S. 951. 
24) Liebknecht, Zur Grund: und Bodenfrage. ©. 119. 
10 * 
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hufen zu befeitigen und das ohnehin umfangreiche Hoffeld noch mehr zu er 
weitern, um die folchergeftalt vergrößerten Wirthichaften mit Hilfe von In— 
Ipeftoren und Verwaltern ſchwunghaft betreiben zu fünnen. Aud) ſcheinen hier 
die künſtlichen Parzellirungen der Bauerhöfe durch Gütermetzger — wie ſie 
namentlich in Angeln ſtattgefunden — ebenfalls in letzter Inſtanz zur Ver— 
größerung der Güter geführt zu haben. Die Folge dieſer Vorgänge, die 
beſonders deutlich in den öſtlichen Güterdiſtrilten zu Tage getreten ſind, iſt, daß 
der ländliche Mittelſtand auch hier, wie in dem benachbarten Mecklenburg und 
Neuvorpommern immer mehr zu verſchwinden beginnt. 


Aber während im Oſten Schleswig-Holſteins der Bauernſtand durch den 
Großgrundeigenthümer zurückgedrängt wird, hat die freie Theilbarkeit des Grund— 
eigenthums an der Weſtküſte, namentlich in den Dithmarſchen, vielfach zur Ver— 
größerung der Bauerngüter geführt. Im allerjüngſter Zeit freilich hat das 
Entjtehen einer großen Buderfabrit in Vorderdithmarſchen aud ‚hier daS Ver: 
ihwinden vieler größerer und Eleiner Höfe zur Folge gehabt 2°). 


Aehnlich wird aus den Zuckerfabrikdiſtrikten der Provinz Sachſen berichtet, 
daß im Jahre 1875 eine Abnahme der Zahl der kleinen Landwirthe in Folge 
des Uebergangs ihrer Beſitzungen an größere Grundeigenthümer ſtattgefunden 
habe. Ja ein einziger Großinduſtrieller ſoll ein ganzes Dorf mit 17 präſtations— 
fähigen Bauerngütern auf ein Mal zuſammengekauft haben. Als Gegenmittel 
gegen dieſe der Zuckerinduſtrie innewohnende Tendenz nach Zuſammenbringung 
großer Flächen ſuchen ſich die Bauern der Provinz Sachſen neuerdings zu 
genoſſenſchaftlichem Betriebe von Zuckerfabriken zu vereinigen ?6). 


Aus der Provinz Brandenburg wird berichtet, daß die fünftlich herbei— 
geführten Zerftüdelungen des bäuerlihen Grundeigenthums hier mehr zur 
Arrondirung der benadhbarten Güter ald zur Begründung Heiner Beſitzein— 
beiten geführt haben. Ja ſelbſt aus früherer Zeit ftammende Feine Stellen 
ländlicher Tagelöhner werden neuerdings den großen Gütern angegliedert. ALS 
Gründe hierfür pflegt man anzuführen einestheil die Unmöglichkeit für die 
fleinen Eigenthümer, ſich auf ihren mit Laften und Abgaben ſowie namentlich 
mit Hypotheken — für melde jie häufig wucheriſche Zinfen von unglaublicher 
Höhe zu zahlen haben — ftark befchwerten Eigenthumzsftellen zu halten, und 
andererfeit3 die ungenügende Arrondirung mancher Rittergüter, welche die Eigen— 
thiimer zwingt, ihre Güter befjer abzurunden. Denn während die Bauern: 
ländereien in Preußen durch das Separationsverfahren meift wohl abgerundet, 
d. h. in die Nähe des Dorfes gelegt worden find, find die Gutsherrichaften 
bisweilen — ausnahmsweife — auf einen Theil der das Dorf und den Guts— 


25) Preuß. er fir 1872. ©. 177. Preußens landwirthſch. 


Verwaltung 1875— 77. S. 304. Sit.-Protof. des Preuß. Yandes-O ra er er 
v. 1879. ©. 170. Hanſſens Agrarbiftoriihe Abhandlungen. Fe Bericht des 
Schleswig— -Holfteinifchen Provinziallandtags v. 11. Nov. 1880. ©. 4, 5. 

26) Preußens landwirthfch. Verwaltung 1875—77. ©. 307. v. Raud- 


en in der Sitzung des Preußifchen Abgeosdnetenhaufes v. 11. Jan. 1881. ©. 911. 
ud im dem jtenogr. Bericht über die Verhandlungen der Landesvertretung des Her- 
zogthums Braunschweig v. 2. Januar 1864. ©. 6. 
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Hof umgebenden Aecker angewiefen worden und haben im Uebrigen nır Außen- 
ländereien und den Wald erhalten 27), 

In der Provinz Preußen wurde bereit3 in den dreißiger und vierziger 
Jahren über die Zerfplitterung von Bauergrundftüden und den fchlieklichen 
Ankauf derjelben durch die größeren Grundeigenthümer geklagt. Durch dieſe 
fog. Hofſchlächtereien wurden in einzelnen reifen ganze Dorfſchaften bis auf 
das Teste Erbe ausgefauft. Und mieder in den fiebenziger Jahren wurde im 
preußifchen Abgeordnetenhaufe für verſchiedene Theile derfelben Provinz, namentlich) 
für die Kreife Löben und Marienburg fonftatirt, daß die Fleineren und mitt- 
leren Befigungen hier immer mehr verſchwinden und die Bildung von Latifun= 
dien in einer Bedenken erregenden Weife fortichreite 29). 

Aus Schlefien, Poſen, Neuporpommern und Medlenburg lauten die 
Nachrichten ähnlih wie aus Preußen: nur daß in Neuvorpommern und 
Meclenburg der Prozeß der Erpropriation des Bauernftandes viel älteren Da- 
tums ift, al3 in den übrigen Yändern. Aus der Provinz Poſen wird be- 
richtet, daß in den vierziger und funfziger Jahren 790 häuerlihe Güter (mit 
beinahe 60000 pr. Morgen) von den Kittergut3befigern ausgefauft und davon 
620 dergl. bäuerlihe Befigungen zu den Gutsvorwerken geichlagen (ein= 
geſchlachtet), dagegen nur 297 Bauerhöfe (mit etwa 30000 Morgen) par» 
zellirt (ausgeſchlachtet) fein ſollen. Auch in ber Gegenwart foll das Einſchlachten 
in voller Blüthe ftehen?®). 

Wie der Zerftücdelungsprozeß, jo vollzieht ſich demnach aud; der Agglome- 
rationsprozeß innerhalb des Ländlichen Grundeigenthums meift auf Koften des 
mittleren bäuerlihen Beſitzes. 

Daß da3 mittlere bäuerliche Eigenthum ſich nicht in demfelben Maße die 
Heinen Landſtellen einverleibt, wie das große Grundeigenthum das Fleine und 
mittlere, erklärt fid) dadurd, daß erftered namentlih dort, wo es zived- 
mäßig arrondirt ift, in beftimmten Größenverhältniffen vorhanden zu fein pflegt, 
die fich ziemlich genau an eine beftimmte Zahl von Arbeitöfräften und Spann= 
vieh anjchliegen, und daß ſomit bei der fonjervativen Natur des Bauernftandes 
und feines Betriebes meift fein Bedürfnif vorliegt, den vorhandenen Guts— 
umfang zu verändern. 

Dennoch haben Vergrößerungen der Bauerngüter — wo die obigen Vor: 
ausfegungen nicht zutreffen — im Einzelnen ausnahmsweiſe ftattgefunden; auch 
find ganz neue Bauergüter hier und da entftanden. 

Bon der allmählihen Vergrößerung der Bauerngüter an der Ofttüfte 
Schleswig-Holfteins ift bereits oben geſprochen worden. Ebenſo davon, daß 
im Anfang des Jahrhunderts auf einigen Holſteiniſchen und vielen Schleswigſchen 
ee ſowie auf den Schleswig-Holfteinifhen Domänen neben vielen 


27) Preuß. landwirthfch. Verwaltung 1875—77. ©. 300. Lette, Vertheilung 
bes Fl ldeie Ar S. 41. 

28) Preuß. Landeskulturbericht f. 1873. ©. 160, 300. Preußens landiwirth- 
fchaftliche Verwaltung 1875—77. ©. 298, 299, 300. Lette, Bertheilung des Grund- 
eigenthums. ©. 35. 

29) Lette, Bertheilung des —— S. 142. Mündliche Erkundi— 
gungen. 
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Heinen Landſtellen auch jpannfähige Bauerngüter gebildet worden find. Im 
Laufe der Zeit har ſich dann auch der anfangs ziemlich ſtark hervorgetretene 
zwiſchen Hufenbauern und Parzelliſten allmählich ausgeglichen. 

Auch in dem alten Beſtande des Königreichs Preußen hat das bäuerliche 
Grundeigenthum in Folge der Gemeinheitstheilungen, durch welche größere Yand- 
fomplere von den Gemeinheiten an die Bauern herausgegeben wurden, manden 
Zuwachs erhalten. 

Und andererfeit3 jind wohl überal im Norden, aber aud in einigen 
Theilen de Südens — jo namentlih im badifchen Schwarzwalde, in Ober- 
und Niederbayern u. a. DO. — aus den alten für das vorhandene Kapital 
ihres Eigenthümers zu großen Bauernhöfen durch Zertheilung derjelben in zwei 
oder mehrere Theile fleinere aber immer noch jpannfähige Bauernhöfe gebildeı 
worden: ein Verfahren, daS von der Gejeßgebung namentlih am Schluß de3 
vorigen und am Anfang unferes Jahrhunderts vielfach begünftigt wurde. Darauf, 
daß felbft neuerdings in den preußiichen Brovinzen Weſtphalen, Sachſen 
u. ſ. w. durch Zerlegung allzugroßer Bauerhöfe in mehrere kleinere neue noch 
immer ſpannfähige Höfe entſtanden ſind, hat der Abgeordnete Miquel in der 
Sitzung des preuß. Abgeordnetenhauſes vom 4. Dez. 1873 hingewieſen. 

Auch aus Oldenburg wird berichtet, daß ſich dort die Zahl der (ſpann— 
fähigen ?) Beſitzungen um 2326 vermehrt hat, theil3 anläßlich der Begründung 
neuer Yandftellen auf vormals unfultivirten Gründen, theil3 anläßlich der Zer— 
ſchlagung größerer Befigungen 80). 

Aber wenn man die auf die Auflöfung der fpannfähigen Bauerngüter be» 
züglichen Thatſachen mit den auf die Neuentjtehung und Vergrößerung derfelben 
bezüglihen Thatſachen vergleicht, fo wird faum bezweifelt werden fünnen, daß 
die Wagichale ſich auf die Seite der erjteren neigt, zumal da auf die Ver— 
ringerung bes bäuerlichen Grundeigenthums zugleih ſowohl die Güterzerftiide- 
lung wie die Giteragglomeration hinwirkt *9). 

Immerhin find wir uns dejjen wohl bewußt, daß die eben von uns 
beigebrachten Thatſachen ſehr unvollſtändig ſind. Weil dieſelben aber nicht 
par hazard aufgegriffen, ſondern ſyſtematiſch geſammelt worden ſind — ſoweit 
dies einer einzelnen Privatperſon überhaupt möglich iſt —, ſo glauben wir, 
daß ſie typiſche Bedeutung beanſpruchen können. 

Die wenigen mit Anſpruch auf Vollſtändigkeit offiziell geſammelten That- 
fachen dürften — wenn man fie richtig deutet — diefer Annahme nicht wider- 
Iprechen. 

Wir folgen, in Nachſtehendem den Ermittelungen, welde das preufifche 
Minifterium für landwirthichaftliche Angelegenheiten auf Veranlaſſung des 
Herrenhaufes im Jahre 1860 für die jech3 öftlichen Provinzen Preußens (mit 
Ausnahme nur des Regierungsbezirkes Stralfund) und für die Provinz Weſt⸗ 
phalen bezüglih der Ab und Zunahme der jpannfähigen Nahrungen zwiſchen 
den Jahren 1816 und 1859 (für die Provinz Pofen war der Zeitraum von 
1823 bis 1859 maßgebend) angeftellt und in einer im der Zeitfchrift des 
f. preußifchen ftatiftiihen Büreaus veröffentlichten Denkſchrift zufammengeftellt 


30) Kollmann, Das Herzogthum Oldenburg. Oldenburg 1878. ©. 94. 
31) Lette, Vertheilung des Grundeigenthums. S. 41 und passim. 
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hat. Dabei ſchließen wir uns der Deutung an, welche diefe Zahlen neuer» 
ding durch einen jo gründlichen Sachkenner, wie E. Nafje e3 ift, erfahren 
haben 3°). 

Indefjen muß vorausgejchidt werden, daß die obige Zufammenftellung an 
ſich feinen großen Werth beanſpruchen darf, weil der Begriff des fpannfähigen 
Bauerngut3 — der Ausgangspunkt der ganzen Ermittelung — fein allgemein 
feftftehender, überall gleichmäßig maßgebender war, fondern vielmehr von Pro= 
vinz zu Provinz, ja innerhalb derjelben Provinz verfchieden gefaßt wurde. 

Die Ermittelungen ergaben als Rejultat, daß in den jech3 öftlihen Pro— 
vinzen Preußens (mit Ausnahme des Regierungsbezirkes Stralfund) und in 
Weitphalen von 1816 (reijp. 1823) bis 1859 die Zahl der ſpannfähigen 
bäuerlihen Nahrungen von 351 607 auf 344 737, alfo um 6870 = 1,95 °/,, 
ihr Umfang dagegen von 34425731 Morgen auf 33498433 Morgen, alfo 
um 927298 — 2,69 °, zurüdgegangen ift. 

Diefe Abnahme haben Fette, Meigen und Andere als geringfügig bezeichnet, 
indem fie ſich zugleich darauf beriefen, daß die durchſchnittliche Größe der 
Bauerngüter feit 1816 nicht abgenommen hat. Sie betrug 1859 wie 1816 
97 Morgen. Nach Nafje dagegen ift die Abnahme in Wirklichkeit weniger 
geringfügig, al3 fie auf den erften Blick erfcheint. Zu diefem Refultat gelangt 
er durch folgende Betrachtungen. 

In die bezeichnete Periode, fagt Naffe, fallen zahlreihe Gemeinheit3- 
theilungen,, durch welche dem bäuerlichen Eigentum ein bedeutender Flächen- 
zuwahs zu Theil wurde, der ſich fünftig nicht wiederholen wird.  Diefer 
Zuwachs überwog bei Weitem den Berluft, den manche Stellen bei den Eigen- 
thumsregulirungen und Auseinanderjegungen dadurch erlitten, daß fie durch 
Landabtretung da3 freie Eigenihum an dem Reſt ihres Bejiges erwarben. Im 
Ganzen haben durch beide Operationen — Eigenthbumsregulirungen und Ge- 
meinheitstheilungen — die bäuerlichen Befigungen 847 542 Morgen = 2,46 /, 
mehr erhalten al3 verloren, und 3003 fleine Nahrungen, melde vorher ein 
landesübliches Gefpann nicht zu halten vermodhten, haben ſich dadurd und wohl 
auch durch intenfivere Bewirthihaftung zu jpannfähigen Höfen aufgeſchwungen. 


32) Dentfchrift des Minifteriums der Tandwirtbichaftlihen Angelegenheiten, auch 
unter dem Titel: Veränderungen, welche die jpannfähigen bäuerlihen Nahrungen in 
den 6 öftlihen Provinzen der preußifhen Monardie und in der Provinz Weftphalen 
durch die Bodenbewegung während des Zeitraums von 1816 bis 1859 nad Ausweis 
der ım 3. 1860 aufgenommenen Matrifeln erlitten haben, in ber Zeitfchrift des Königl. 
Preuß. ftat. Bureaus 1865 Januar u. Februar. Nr. 1. ©. 1 ff. Die Bewegung des 
Grundeigenthums innerhalb der fpannfähigen bäuerlichen Nahrungen in den 6 öftlichen 
Provinzen der preuß. Monarchie und in der Provinz Weftphalen während des Zeit- 
raums v. 1. Januar 1865 bis Ende 1867, in berfelben Zeitſchrift 1871 Januar bis 
Juni. ©. 121 fi. Lette, DVertheilung des Grundeigenthums. ©. 37—41. Meigen, 
Der Boden J. ©. 488—510. Naſſe, Die wirthfehaftliche Bedeutung von Erbzins- 
und Erbpacdtverhältnifien, in den Yanbmwirthfchaftlihen Jahrbüchern. Bd. 7 (1878). 
©. 68—70. v. d. Goltz, Die Bebentung der Latifundienwirthichaften, insbejonbere 
Deutſchlands, in der Deutſchen Revue Jahrg. 6 (1881). Heft I. S. 14 und 15, 19, 
drückt ſich peffimiftifcher al8 Nafje aus, indem er auf ©. 19 jagt: „Die Möglichkeit 
ſcheint keineswegs ausgefchlofien, daß ber Bauernftand nad Zahl und nah Umfang 
der bewirtbhichafteten fläche fih allmählich verringert, biß er. in den Großgrundbeſitz 
jo gut wie ganz aufgegangen und bamit bie Aera ber Latifundienwirthſchaft in- 
augurirt ift.* 
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Diefes Hinaufrüden der Kleinen Stellen in die Zahl der fpannfähigen Nahrungen 
kann aber nicht ewig dauern, einmal weil die Gemeinheitstheilungen ſich nicht 
wiederholen, dann aber weil die klimatiſchen und Bodenverhältnifje der inten- 
fiveren Bewirthihaftung im Oſten beftimmte fefte Schranken entgegenftellen und 
auch die allgemeinen volkswirthſchaftlichen Verhältniffe dort wohl noch ſehr lange 
eine gewijje Stabilität behalten werden. 

Diefe Vermehrung der fpannfähigen Höfe, welche durch die einmalige 
agrarifche Reform bewirkt wurde, muß zunächſt der obigen Verminderung hinzu— 
gefügt werden, um die ganze Einbuße zu finden, welche das jpannfähige bäuer= 
lihe Eigenthum durch den freien Verkehr erlitten hat. Es erhöht ſich der Ver— 
luft damit auf 9873 Höfe, 2,80 %, der Zahl mit 1761641 (927298 
— 834343) Morgen = 5,11 9, der Flüähe. Die 834343 M. find ge— 
wonnen, indem 13199 M., melde zu Eifenbahn:, Chauſſee-, Deih- und 
Kanalbauten exrproprürt wurden, von den oben angegebenen 847542 M. ab- 
gezogen worden find. 

Am bedeutendften ift die durch den freien Verkehr herbeigeführte Vermin— 
derung der jpannfähigen bäuerlichen Nahrungen gewejen in den Provinzen 


Pommern 7,97 %o 

Sachſen 5,32 „ 

Brandenburg 4,29 „ 
am geringften in den Provinzen 

Schleſien 1,22 ',, 

Pofen 0,43 „ 


Ferner ift zu berüdfichtigen, daß im Jahre 1816 noch 430 kleinere Höfe 
vorhanden waren, auf denen damal3 Gefpann gehalten wurde. In Folge der 
Eigenthumsregulivungen haben diefe Höfe aber jo viel Land abgegeben, daß auf 
den Reftgütern ein landesübliches Geſpann nicht mehr gehalten werden Eonnte. 
Diefe Höfe find nad) der Denkſchrift aus der obigen Berechnung gänzlich weg: 
gelafjen worden. 

Sodann haben in diefer Periode dur Veräußerungen domanialer Grund- 
ftüdfe die bäuerlichen Eigenthümer eine Vergrößerung ihres Areals um 215 851 
Morgen gewonnen. Aud) dies ift ein Gewinn, der ſich nicht fortlaufend wieder- 
holen kann. 

Wird diefer letztere Umftand mit berüdfichtigt, jo fteigt damit die durch 
den freien Verkehr erlittene Einbuße des von den fpannfähigen bäuerlichen 
— eingenommenen Areals auf ca. 2000000 Morgen, faſt 6 der 

äche. 

Was ſodann ſpeziell das Verhältniß des mittleren Eigenthums einerſeits 
zum großen und andererſeits zum kleinen betrifft, ſo hat von den obigen 
1761641 Morgen das ſpannfähige Eigenthum zwar 1292981 Morgen 
— 3,75 '/, im Verkehr mit Heinem Orundeigenthum, aber aud 468 660 
Morgen — 1,36 9, im Verkehr mit großem Grundeigenthun mehr abgegeben 
al3 gewonnen. Diefe letztere Zahl wäre noch größer, wenn man allein ver— 
zeichnen könnte, was die Rittergliter gewonnen haben, nämlich 703 069 Morgen, 
dod muß davon wieder abgezogen werden, was der Fiskus (215851 Morgen) 
und die Stiftungen (18558 Morgen) verloren haben. 
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Für die fpätere Zeit liegen genaue Erhebungen nur noch für die 3 Jahre 
1865—67 vor. 

Auh in diefer Beit erlitten die fpannfähigen bäuerlihen Nahrungen 
wieder eine Einbuße von 224121 Morgen und eine Verminderung um 799 
Stellen. Ä 
Eine Vergleihung der Zählung von 1859 und 1867 ift leider ziemlich 
werthlos, weil, wie in der Denkſchrift hervorgehoben wird, die nad) Ausführung 
der Grundftener-Beranlagung ausgeführten Ermittelungen von 1865—67 die zu: 
verläffigeren und daher al3 eine theilweife Berichtigung der Zahlen von 1859 
anzufehen find. Vergleicht man aber dennoch die Zahlen von 1860 mit denen 
von 1867, jo ergiebt fi, daß fich die Gefammtfläche de3 bäuerlichen Grund- 
eigenthums in diefen 8 Jahren um 597655 Morgen vermindert hat, wogegen 
die Zahl der bäuerlichen Stellen um 6458 gewachſen und ihr durchichnittlicher 
Umfang von 97 auf 94 Morgen zurüdgegangen ift. 

Außerordentlich wahrſcheinlich iſt übrigens, wie mehrere Kenner Ländlicher 
Zuftände behauptet haben, daß die Verſchiebung der Grundeigenthumsverhältniſſe zu 
Ungunften des Bauernftandes bereit? während dieſer Periode, bis 1860 refp. 
1867, in Wirklichkeit eine viel bedeutendere geweſen ift, al3 die obigen Zahlen 
errathen laſſen. Aber bereit3 aus diefen läßt ſich doch mit Sicherheit ſchließen, 

1. daß fih unter der Herrſchaft des freien Güterverkehrs innerhalb 50 
Jahren (von 1816—1867) eine weſentliche Verminderung des pannfähigen 
bäuerlichen Eigentums, um etwa 8 %, feiner Totalfläche ergeben hat. Diefe 
Verminderung würde ſich wahrſcheinlich als noch bedeutender herausgeftellt haben, 
wenn man zugleich die Aheinprovinz und Neuvorpommern mit in Betracht ges 
zogen hätte; 

2. daß von diefem Areal troß des erheblichen Anwachſens der Bevölkerung 
nur ein Theil dem fleinen nicht jpannfähigen Eigenthum zugefchlagen worden 
it, während 

3. der andere Theil mit dem großen Grundeigenthum vereinigt worden ift. 

Daß fodann die Verminderung des fpannfähigen bäuerlichen Eigenthums 
feit 1859 refp. 1867 in noch ftärferem Maße erfolgt ift, wie vor diefen Jahren, 
fheint bereit3 a priori angenommen werden zu fünnen, wenn man erwägt, daß 
die volle Freiheit des Bodenverkehrs in der erften Hälfte des Jahrhunderts 
noch durch mandherlei rechtliche und faktifche Schranken gehemmt war, Schranten, 
weldhe im Lauf der Zeit hinweggeräumt worden find. Es mag bier genügen, 
u. 4. an die zum Theil erft in diefe Zeit fallende Befeitigung der Reallaften, 
an die Aufhebung de3 Lehnsverbands, an die Begründung der Freizligigfeit und 
Gewerbefreiheit, an die Erleichterung der Dismembration u. ſ. w. zu erinnern. 
Beſonders dürfte hier aber aud) nody die Einwirkung der die beftehenden Güter 
fonfervirenden Sitte in Betraht kommen. Unter dem Einfluß einer auf die 
Erhaltung namentlich des bäuerlichen Grundeigenthums gerichteten Rechtsordnung 
entftanden, mußte diefe Sitte in der erften Zeit nad) Freigebung des Verkehrs 
mit Grundftüden noch fehr ftark wirkfam fein; in Folge verfchiedener auf ihre 
Zerfegung einmwirkender Momente nimmt fie aber je länger um jo mehr an 
Einfluß ab. 

Was wir bereit3 a priori annehmen fünnen, da3 wird dann noch durd) 
die oben für die Jahre 1865—67 gewonnenen Zahlen, namentlid; aber durch 
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die aus fpäterer Zeit von den landwirthſchaftlichen Gentralvereinen einiger Pro- 
vinzen erftatteten Berichte ſowie dur die Ausfagen von Männern beftätigt, 
welche durch ihren Beruf als Gut3eigenthümer, Yandräthe u. ſ. w. in die Lage 
verfett waren, die betreffenden Borgänge genau beobadıten zu fünnen, und welde 
zugleich durch ihre Lebensſtellung als Abgeordnete, Beamte u. |. mw. die Ge— 
währ unparteiiſchen Urtheils darbieten. 


Alle diefe Urtheile ftimmen darin überein, daß das bäuerlihe Grundeigen- 
thum je länger je mehr Terrain einestheil3 an die fleinen und anderentheils 
an die großen Güter verliert, und daß diefer Prozeß ſich namentlich mit be 
fonderer Schnelligkeit in dem letzten Jahrzehnt vollzogen hat. 

Soweit diefe Urtheile mit dem Hinweis auf beftimmte Thatfahen verbunden 
waren, haben wir fie bereit3 oben veproduzirt. Hier ſei nur nod erwähnt, 
daß die obige Behauptung ohne näheres Eingehen auf einzelne Thatfachen neuer: 
dings beftätigt worden ift für die Provinz Brandenburg durch das Mitglied 
des brandenburgiſchen Provinziallandtages und jegigen Präfidenten des Deutjchen 
Reichstags v. Yevegom ſowie durch den Abgeordneten v. Wedell-Malhow, für die 
Provinzen Schlefien und Schleswig» Holftein durch die Defonomieräthe Korn 
und Bofelmann, für die Provinz Sachſen durd den Aogeordneten Grafen 
Wartensleben, für die Provinzen Oft: und Weftpreufßen, Poſen und Pommern 
durch den Landtagsabgeordneten Sombart u. ſ. w. und ganz im Allgemeinen 
für den Geſammtumfang der preußiſchen Monarchie durch den fog. Frieden- 
thal'ſchen Bericht ?°). 

An feften zahlenmäßigen Stügpunften für das obige Urtheil, ſoweit 
e3 ſich auf das letzte Jahrzehnt bezieht, fehlt e3 leider jo gut wie ganz. Das 
Wenige, was wir hierüber befigen, ift einmal auf ungleihe Weiſe gewonnen 
und deshalb nicht recht vergleichbar, dann aber beftätigt e8 und nur, was wir 
bereit3 vorher mit Sicherheit annehmen zu können glaubten, daß nämlich, die Ver: 
drängung des Grundeigenthums in verjchiedenen Provinzen und felbft innerhalb 
derfelben Provinz in den verjchiedenen Kreifen in ſehr ungleihem Grade erfolgt iſt. 


So find nad) einer von dem Oberpräfidenten der Provinz Schleſien dem 
dortigen Provinziallandtage zugeftellten tabellariſchen Zufammenftellung, bezüglich 
welcher der Oberpräfident übrigens jelbjt bemerkt, „daß die Zahlenangaben in 
diefen Ueberfihten zwar mit möglichfter Sorgfalt zujammengeftellt (auch ge- 
wonnen?) find, aber Anſpruch auf völlige Richtigkeit nicht machen fünnen, da 
die auf das Jahr 1850 bezüglihen Zahlen durch die Ortshehörden nachträglich, 
ermittelt find“, zmwifchen 1850 und 1880 verſchwunden 

Bauerngüter 
Zahl Umfang in Helt. 
im Reg.Bez. Breslau 1050 69 933,81 
in — Liegnitz 2067 75 349,03 
— Oppeln 1806 49328,00. 


33) Bericht über die —— bes preuß. Landes-⸗Oelonomie⸗Kollegiums 
v. 1879. ©. 164, 170, 173. Berichte über die Sitzungen der Brandenburgiſchen und 
Sächſiſchen Provinziallandtage der lebten Sabre. Preußens Tanbwirtbichaftliche 
Berwaltung 1875—77. ©. 300. 
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Danach wäre der Rückgang des bäuerlichen Grundeigenthums, der nad) den 
oben für den Reg.:Bez. Oppeln (Oberichlefien) mitgetheilten Zahlen bereits 
ein beträchtliher war, für die beiden übrigen Regierungsbezirke der Provinz 
Schlefien wenigftens der Fläche, für den Reg.-Bez. Liegnitz aber auch der Zahl 
der Stellen nach noch viel bedeutender gemejen. . 

Doch werden die obigen Daten mit aller Neferve aufzunehmen fein, da 
ja die Richtigkeit der für 1850 ermittelten Zahlen von offizieller Seite jelbft 
in Zweifel gejtellt ift. Auch drängt ſich und unmwillfürlic die Frage auf, ob in 
den oben mitgetheilten Zahlen über die untergegangenen Bauerngüter auch die 
Zahlen der neuerftandenen mit berüdjichtigt, d. h. in Abzug gebracht worden 
find oder nicht, eine Frage, auf die wir in dem uns vorliegenden Material leider 
feine Antwort finden 3*), 

Anders als in der Provinz Schleſien ift der Vergleich zwiichen dem Bus 
ftand der jpannfähigen bäuerlihen Nahrungen in den Jahren 1860 und 1880 
in der Provinz Weftphalen ausgefallen. 

Bereit3 der zwifchen den Jahren 1816 und 1859 angeftellte Vergleich 
hatte ergeben, daß die Zahl der jpannfähigen bäuerlichen Nahrungen während 
diefe3 Zeitraumes fi nur um 12 vermindert, der Gefammtflächeninhalt da= 
gegen fih um 360877 Morgen, d. h. um 10%, vermehrt hatte, und daf ferner 
der durchichnittliche Flächeninhalt einer jeden jpannfähigen Nahrung im Jahre 
1816 nur 101 Morgen betragen hatte, 1859 aber 111 Morgen betrug. 

Eine Fortjegung diefer Ermittelungen, welche der Oberpräfident der Pro= 
vinz Weftphalen für den Zeitraum von 1860 bis 1879 durch die Bezirks— 
regierungen hat anftellen laſſen, ergab ein noch günftigeres Refultat, indem 
während dieſes Zeitraums die Zahl der ſpannfähigen bäuerlichen Nahrungen 
in der genannten Provinz fih um 695 (im Reg.:Bez. Münfter um 30, im 
Reg.:Bez. Arnsberg um 662, im Reg.:Bez. Minden um 3) mit einem Ge— 
fammtflächeninhalt von 5965 h (im Reg.-Bez. Miünfter — 500, im Reg.— 
Bez. Arnsberg + 6887, im Reg-Bez. Minden — 1422) vermehrt hat ®°). 

Wenn uns diejes Refultat angejicht3 der jehr glüdlichen Grundeigenthums- 
vertheilung in der Provinz Weftphalen auch nicht unerwartet fommt, jo märe 
es doch erwünſcht zu erfahren, ob und in wie weit bei den Aufnahmen der 
Jahre 1816, 1859 und 1880 für den Begriff der jpannfähigen bäuerlichen 
Nahrung das 'gleihe Kriterium entſcheidend geweſen und ob auch fonft die 
Aufnahme in allen drei Fällen in derſelben Weife erfolgt if. E3 drängt 
ih uns diefe Frage um fo lebhafter auf, als e3 von den Ermittelungen, 
welhe über die Veränderungen innerhalb des bäuerlichen jpannfähigen Eigen- 
ums für die Jahre 1865—67 veranftaltet worden find, in der Einleitung 
zu ihrer BVeröffentlihung ausdrücklich heit, daß dies die erfte Statiftif fei, die 


34) Gutachten des Referenten Juftizratb Schneider für den Provinzialausfhuf, 
betreffend die Emanation eines Geſetzes über die Regulirung ber Erbfolge von Bauern- 
gütern in Schlefien. ©. 11 u. 12. Borlage an den Provinzialausfhuß der Provinz 
Schleſien, betreffend eine anderweitige gefetzliche Regelung der Erbfolge in ben Bauern- 
böfen, vom 4. Februar 1881. ©. 2. 

35) Begründung des von dem Minifter für Lanbwirtbihait, Domänen und 
Forften am 24. Januar 1882 dem preuß. Herrenhaufe vorgelegten Entwurfs einer 
Landgüterordnung der Provinz Weftphalen. Drudjaden des preußiſchen Herrenhaufes, 
Sisungsperiode 1882. Nr. 16. ©. 24, 25. 
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auf ficheren und zuverläffigen Angaben berube, und als dieſe allerdings nur für 
drei Jahre aufgenommene Statiftif ein von der Statiftif für 1816— 1859 jo: 
wohl wie von der für 1860 — 80 abweichendes Reſultat ergiebt, indem in der 
dreijährigen Periode von 1865—67 die Zahl der Ipannfähigen Nahrungen in 
der Provinz Weftphalen um 799 zurüdgegangen iſt und ihr Umfang jich um 
224121 Morgen vermindert hat. 

Aber angenommen, daß die durch die oben mitgetheilten Zahlen illuſtrirten 
Berhältniffe in Wirklichkeit jo günftig waren, wie es nad) diefen Zahlen er: 
icheint, jo wird doch nicht vergefjen werden Dürfen, daß die erhebliche Vermeh— 
rung dev Zahl der bäuerlichen Befigungen und gleichzeitig ihrer Geſammtfläche 
hauptſächlich auf Rechnung der fortgejhrittenen Theilung und Kultivirung der 
gemeinheitlichen und markgenofjenihaftlihen Grundftücde kommt, welche vorzugs— 
weife in der Provinz Weftphalen, wo die altgermanifche Agrarverfaffung der 
Markgenofjenihaften ſich lange erhalten hat, eine große Ausdehnung bejafen. 
Diefe Auftheilung iſt nun aber einmal erfolgt und kann ſich nicht wiederholen, 
fo daß die Bewegung des Grundeigenthums in den nächſten Jahrzehnten voraus: 
fihtlich andere Zahlen aufweifen wird 36). 

Aber nicht nur in Preußen, fondern felbft in denjenigen deutſchen Yändern, 
in denen das bäuerlihe Grundeigenthum in feinem Beftande noch gegenwärtig 
durch befondere Rechtsvorſchriften direkt geſchützt iſt (Badiſcher Schwarzwald, 
Fürftenthümer Waldef und Lippe, einige Thüringifhe Staaten, Königreich 
Sachſen) oder es doch wenigftens bis in die jüngfte Zeit hinein war (Hannover, 
Braunfchweig, Oldenburg, Scleswig-Holftein u. ſ. w.), ift der eben gefenn- 
zeichnete Prozeß des Zuſammenſchmelzens des von bäuerlichen Nahrungen ein- 
genommenen Areal3, wenn auch nicht fo ftark wie in andern Gegenden, zu 
Tage er 

o wird namentlich aus Thüringen berichtet, daß dort faum nodh em 
größeres Gut zu finden fein dürfte, das nicht im Kaufe der letzten Jahrzehnte 
feinen Befigftand durd Zulauf bäuerlichen Eigenthums vergrößert hätte ?7). 

Und aud) außerhalb Deutſchlands iſt diefe dem fpannfähigen bäuerlichen 
Grundeigenthum verderbliche Entwidelung beobachtet worden. So konftatiri 
nody neuerdings Naffe auf Grund des Bericht über die große franzöfiiche 
Enquete agricole, daß dort ſowohl das Fleine wie das ganz große Grund- 
eigenthum fein Terrain auf Koften des mittleren erweitere. 

Auf Grund des beigebrachten Materials glauben wir demnad) die Richtig= 
feit des von U. Meigen in feinem ausgezeichneten, allgemein hochgeitellten Wert: 
Der Boden und die landwirthſchaftlichen Verhältniſſe des preußiſchen Staats 
Bd. I (1868) ©. 418 ausgeſprochenen Urtheil3 beftreiten zu müſſen. Der: 
jelbe jagt nämlich) dort, daf , ‚die Gegenwart über die Gefahr, da3 mittlere 
Grundeigenthbum in feinen verfchiedenen Abftufungen aus dem fozialen und 
wirthſchaftlichen Yeben des Volks befeitigt zu fehen, glücklich hinausgefommen ift.“ 
Vielmehr glauben wir, daß dieſe Gefahr vielleicht die größte ift, die die deutſche 
Volkswirthſchaft und die deutſche joziale Entwidelung in der Gegenwart und 
Zukunft bedroht. 


36) 2 Lette, Vertheilung des Grundeigenthums. S. 38, 
37) Nobbe, Die ie er des — Srundbefltet ©. 16. 
Reuning, Königreih Sadjen. . 72. Trümpelmann, Bilder. ©. 8. 
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Im Intereſſe volfter Klarjtellung dieſes ftreitigen Punktes darf es mit 
Freuden begrüßt werden, daß in Zukunft wenigitens für Preußen durch vegel- 
mäßig wiederholte Erhebungen über die Bewegung des Grundeigenthums diefer 
für die Zukunft unſeres Volkes fo wichtige Gegenftand über allen Zweifel er— 
hoben werden foll. Einftweilen werden wir aber auferordentlicd dankbar fein, 
wenn Diejenigen, welche die oben von uns gemachten Angaben im Einzelnen 
zu ergänzen und näher auszuführen oder zu berichtigen-im Stande find, ung 
ihre diesbezüglichen Mittheilungen zugehen laſſen wollen. 

Bevor wir diefen Abjchnitt abſchließen, wollen wir noch einige Andeutungen 
darüber zu geben verjuchen, wie das oben von uns gewonnene Refultat wohl 
zu erklären jein möchte. 

A. Meigen motivirt fein unferes Dafürhaltens zu optimiftifches, übrigens 
bereit3 in den fechziger Jahren niedergeichriebenes (gedrudft worden iſt dafjelbe 
im Jahre 1868) Urtheil über die dauernde Befeftigung des mittleren Grund: 
eigenthums damit, daß „Bauerngüter und Gärtnerftellen einen Preis erreicht 
haben, welcher nur bei wirklich beftehendem Bedürfnig das Bufammenlegen 
derjelben zu Großbeſitz geftattet und ebenjoviel Anreiz enthält, an geeigneter 
Stelle durch Zerſchlagen größerer Güter zu Bauerftellen Erſatz zu ſchaffen. 
E3 wird ji ergeben, daß auch die Heine Parzellartheilung den mittleren Befit 
nicht gefährdet, und durch die Freiheit des Verkehrs nach und nad) ein richtiges 
Gleichgewicht der Intereifen ſich herftellt.* 

Uns ſcheint diefe Argumentation mindeſtens unvollftändig und deshalb 
auch nicht richtig zu fein. 

So find die bis zur Mitte, ja bis zum Schluß der jechziger Jahre für 
Bauerngüter gezahlten unverhältnigmäßig hohen Preife nad) verichiedenen Privat- 
angaben gegenwärtig ſtark ind Weichen gefommen. 

Leider fehlt es uns auf diefem Gebiet an zuverläffigen ftatiftiichen Daten. 
Für Defterreihh wird auf Grund eines Vergleichs von Verkaufspreiſen aus 
dem Anfang der fiebenziger Jahre und aus der Gegenwart angegeben, daß der 
Werth des bäuerlichen Grundeigenthums feit 1870 um 30%, geſunken jei?®). 

Zweifellos ift, daß in Subhaftationsfällen auferordentlic niedrige Preife 
gezahlt werden. 

In der Sitzung der baverifhen Kammer der Abgeordneten vom 17. Ja— 
nuar 1879 theilte der Abgeordnete Schel3 folgende den Regiftern des Bezirks— 
gericht3 Regensburg entnommene Daten mit: 

Ein Anweſen in Oberhub war am Anfang der 70er Jahre auf 36 000 FI. 
geſchätzt, 1877 dann aber zwangsweife für 30000 Mark verkauft und, weil 
der Käufer nicht im Stande war,, den Kauffchilling zu erlegen, im Jahre 1878 
zum zweiten Male fubhaftirt, wobei nur 20000 Mark erzielt wurden. 

Ein Anweſen in Zeitlarn wurde 1874 für 25714 Mark gefauft und 
1877 für 8450 wieder verkauft. 

Ein Anweſen in Wagenbud; wurde im März 1877 für 77200 Mark 
getauft, im Oftober 1877 für 40101 Mark verkauft. 


38) E. Jäger, Die Agrarfrage der Gegenwart. Berlin 1882 ©. 180. 
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Ein Anwefen in Donauftauf im September 1878 für 24000 Marf 
gekauft und im Dftober 1878 für 14848 verkauft ??) u. |. mw. 

Sollten die obigen Zahlen für die Preisbewegung des ländlichen Grund: 
eigenthums in ganz Deutſchland auch nicht typiſch fein, fo ift das Zurückgehen 
der Preife für Bauerngüter in vielen Theilen Deutichlands doch eine motorische 
Thatſache. 

Gegen die Meitzen'ſche Argumentation iſt aber noch anzuführen, daß es 
ſich bei Umwandelung von Geldkapital in Grundeigenthum gar nicht ausſchließ— 
lich um die möglichſt hohe Verzinſung des Kaufſchillings handelt. Die 
gegentheilige Annahme geht von der Vorausſetzung aus, daß der wirthſchaft— 
lihe Egoismus im Sinne der Realiſirung eines möglichſt hohen Geldgeminns 
die einzige Triebfeder alles wirthſchaftlichen Thuns fei. Iſt diefe Voraus: 
jegung nun ſchon überhaupt eine irrige, jo iſt fie es in bejonders hohem Grade 
auf demjenigen Gebiete, das uns hier beichäftigt. - 

Wie die Grundeigenthumsvertheilung eines Landes und immer ein Buch 
mit fieben Siegeln bleiben würde, wenn wir diefelbe allein durch das Wirken 
des individuellen Egoismus erklären wollten, fo kommen aud heute nody von 
dem Belieben des Einzelnen mehr oder minder unabhängige Momente für die 
Grundeigenthbumsvertheilung in Betracht. Aber jelbft joweit die Grundeigen- 
thumsverfchtebungen wirkli auf den freien Verkehr, auf Kauf und Tauſch 
zurüdzuführen find, fommen für den einzelnen Käufer die verſchiedenartigſten 
Motive ins Spiel, wobei wir natürlid weder leugnen fünnen nody leugnen 
wollen, daß der Ertragswerth der Güter der fefte Punkt ift, um den die Kauf: 
preife oSscilliven und daß viele Käufe auf Grund vorhandener Wirthicafts- 
bücher und mit der Rechentafel in der Hand abgeichlofjen werden. Nur beftreiten 
wir: daß es namentlid im Verkehr der Bauern unter einander oder mit an- 
deren Klafjen immer geſchieht und daß, wo es geichieht, daS rehnungsmäßige 
Facıt der Wirthſchaftsbücher, verglihen mit den Binfen, die durch den gezahlten 
Kaufpreis in anderen Unternehmungen erzielt werden könnten, den einzigen oder 
auch nur den hauptjählichiten Beftimmungsgrund für die Höhe defjelben bildet. 
Wir glauben hier an die Hoffnungen des Käufers auf Erzielung einer höheren 
Grundrente, als fie der frühere Beſitzer bezog, an die größere Sicherheit der 
Vermögensanlage in Grundeigenthum, an die höhere foziale Stellung, melde 
das Grundeigenthum verleiht und endlih an die pafjende und vielleicht Lang 
erjehnte Beihäftigung, weldye erſt der eigene Beſitz ermöglicht, al3 an TYauter 
Momente erinnern zu dürfen, welde auf den Entſchluß des Käufers mit be: 
ftimmend einwirken. Und wenn alle diefe Momente oder doch einzelne der: 
jelben vielleicht nur unbewußt dazu dienen, den für die Yöfung des Nechnungs- 
exempel3 erforderlichen Elaren und nüchternen Blick zu umfchleiern, fo giebt es 
ja wohl auch Fälle, und ihre Zahl dürfte fid in dem Grade mehren, wie ſich 
der Kapitaljig in einigen Händen fonzentrirt und vergrößert, in denen feitens 
der Erwerber mit vollem Bemwußtfein auf eine höhere, ja unter Umftänden auf 
jede Verzinſung des im Grundeigenthum angelegten Kapitals — wenigjtens 
fir eine Zeit — verzichtet wird. Sp wenn ein großer Gutsbeſitzer feinen 


39) Stenograph. Beriht über die Verhandlungen der baverifhen Kammer ber 
Abgeordneten, Sıgung vom 17. Januar 1879. 75 ff. 
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fleinen Nachbarn ausfauft, weil deſſen Nachbarſchaft ihm aus irgend einem 
Grunde Täftig ift oder weil er jeinen Bejig zweckmäßig arrondiren will, oder 
wenn eim großer Jagdliebhaber ein Gut wegen feiner günftigen Jagdgründe, 
oder ein ftädtijcher Kapitaliſt ein ſolches kauft, um emen großen Park anzu= 
legen oder ſich einen behaglichen Sommeraufenthalt zu Schaffen oder um feinem 
Sohne zugleid, eine pafjende Beihäftigung und eine höhere foziale Stellung zu 
verfchaffen. Die Fälle der letzteren Art werden in Folge der großen Anz 
fammlung von Geldfapital in den Händen von ftädtifchen Gemwerbtreibenden und 
Kaufleuten, namentlich Banquiers und Börfenfpefulanten in den letzten Jahr: 
zehnten immer häufiger. Wohin ſich unfer Auge auch wendet, überall begegnet 
es derjelben Erjheinung: daß ſich nämlich von den Städten oder fonftigen In— 
duftrieorten aus das bier angeſammelte Kapital ftrahlenförmig auf das Land 
ergießt und die Repräfentanten de3 beweglichen Kapital3 zugleich zu Immo— 
bilienbefigern macht. So fahen wir denjelben Prozeß ſich gleihmäßig voll- 
ziehen im Südweften: von Bafel und Frankfurt aus und im Nordojten von 
Berlin, Pojen und Breslau aus. Und wenn wir deflelben beveit3 an einer 
anderen Stelle in dem Sinne gedacht haben, daß dadurch ſchließlich die Bil: 
dung großer Yandgüter gefördert wird, fo können wir jest hinzufügen, daß 
diefes Ziel durchaus nody nicht überall erreicht ift, fondern daß das ftädtifche 
Kapital fürs Erfte noch vielfach die vorhandenen Güter al3 folche beftehen läßt 
und ſich innerhalb ihrer alten Grenzen möglichft wohnlich einzurichten ſucht. 
Aber nicht nur in der Sphäre des großen Kapital3 und der Nachfrage nadı 
großem und mittlerem Grundeigenthum, aud unter den fleinen Leuten fpielt das 
genaue Rechnen eine geringere und die Grundeigenthums-Paſſion eine größere Rolle, 
al3 man vielfach) meint. Denn einmal verfteht man hier nicht fo gut zu rechnen, 
wie in den Streifen der Gewerbtreibenden und der Kaufleute, und verrechnet 
fich daher häufig. Dann aber ift der Wunſch nad} dem Befit einer eigenen Scholle 
bei allen in der Landwirthſchaft befchäftigten Perfonen, namentlich aber unter 
einigen Volksſtämmen (Alemannen, Franken) jo ftarf und Die Gelegenheit 
Arbeiter und Unternehmer in einer Perjon zu fein, fo verführeriſch, daß in 
den Kreifen der Ländlichen Arbeiter und Kleinbefiter Preife für kleine Boden— 
parzellen gezahlt werden, die häufig in gar feinem richtigen Verhältniß zu dem 
Ertrage derjelben ftehen. Ja bisweilen hat der Kaufpreis eines folchen Fleinen 
Grundftüd3 geradezu den Charakter der Bezahlung für eine feſte Arbeitsgelegen- 
heit, jo daß der Käufer nur den Tagelohn auf demfelben verdient. Es ſinkt 
daher, wie Bernhardi richtig ſagt, der kleine Eigenthümer ſolchenfalls zu einem 
ſchlecht bezahlten Tagelöhner ſeiner ſelbſt herab. Dies wird auch von Helferich 
auf Grund von Würtembergiſchen Beobachtungen aus den dreißiger und vierziger 
Jahren beſtätigt: „Ueberall wo die Mehrzahl der Beſitzungen jo Hein ıft, 
fagt Helferich, daß fie ohne Zagelöhner und Dienftboten bewirthichaftet werben 
fönnen, wird die Grenze der Kaufpreife nicht durch den Fapitalifirten Reinertrag 
beftimmt, jondern durch den Kapitalwertb de3 Rohertrags nach Abzug der 
öffentlichen Abgaben, des Aufwands für die Saat und höchſtens noch des Theils 
der Beſtellungskoſten, der durch das Geſpann verurſacht wird, aber nicht auch 
nach Abzug der Arbeitätoften. “ Und neuerdings ift auch für das Großherzog. 
thum Baden fonftatirt worden, daß der Feine Grundeigenthümer feine Grund: 
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rente mehr bezieht, jondern auf und von feinem Grundjtüd für fih und feine 
Familie nur den Lebensbedarf, den einfachen Tagelohn erwirbt 40). 

Wenn wir im Obigen für eine große Anzahl von Fällen den Einwand 
befeitigt zu haben glauben, daß die jehr hohen Preife des mittleren Grund— 
eigenthums dafjelbe vor einer Aufjaugung oder Berftücdelung bewahren, jo bleibt 
hier nur nod zu erwähnen übrig, daß die Preife des ländlichen Grundeigen- 
thums nur jo lange hoch zu fein pflegen, al3 die betreffenden Befiger in ihren 
Entſchlüſſen, ihre Güter zu verkaufen oder zu behalten, noch vollftändig freie 
Hand haben. Daß diefe freie Wahl in den legten Jahren häufig beeinträchtigt 
worden ift, beweifen die oben angeführten Daten der bayeriſchen Subhaftations- 
ftatiftit und wird wahrſcheinlich die Statiftif auch anderer Länder, wenn fie mit der= 
jelben Ausführlichfeit und Sorgfalt wie die bayerifche gemacht fein wird, zeigen. 

Uebrigens würde man irren, wenn man da8 theilmeife Verſchwinden des 
bäuerlichen Grundeigentbums in der Gegenwart zurüdführen wollte auf Nach— 
theile, welche dem Betrieb eines mittleren bäuerlihen Gut3 als folden im 
Bergleih mit dem Wirthichaftsbetrieb großer und fleiner Güter eigen find. 
Haben wir doch oben eingehend nachzuweiſen gefucht, daß der bäuerliche Guts— 
betrieb auch heute noch ſowohl mit dem Betrieb des großen als auch mit dem 
des Kleinen Befites konkurriren fann. 

Wenn dennoch in letter Zeit, namentlich von fozialiftiicher oder mit dieſer 
verwandter Seite das Gegentheil behauptet worden ift, indem die Auffaugung 
des mittleren und Eleinen Grundeigenthums durch das große al3 eine wirth- 
ſchaftliche Naturnothwendigkeit hingeftellt wurde, wie die Verdrängung des Hand- 
werks durch die Fabrikation es fein fol, fo Liegen diefem Raiſonnement zwei 
Irrthümer zu Grunde Denn 1. ift das Handwerk nicht in dem Grade natur= 
nothwendig dem Untergang verfallen wie behaupter wird, indem ſich nicht un- 
wejentliche Gebiete dejjelben durch eine auf jeine Bedürfniffe und Forderungen 
näher eingehende Gewerbepolitit und Gewerbeorganifation erhalten laſſen. Dann 
aber wird 2. den großen DVerjchiedenheiten, weldye zwiſchen dem Tandwirthichaft- 
lihen und gewerblichen Betriebe beftehen, nicht genügend Rechnung getragen. 

Der befte Beweis dafür, daß es nicht eigentlich die Fehler des bäuerlichen 
Gutsbetriebs find, welche das bäuerlihe Grundeigentum fowohl vor dem 
fleinen wie vor dem großen zurückweichen lafjen, dürfte darin zu finden fein, 
daß, wenn überhaupt, jo doch nur höchſt ſelten — z. B. in den Bezirken der 
Rübenzuderfabrifation — eine Verbindung von bäuerlichen Gütern zu größeren 
Betriebdeinheiten vorzufommen pflegt, während dagegen das Berlegen großer 
Güter in einzelne Theile (ganze Güter oder nur Parzellen) und ihre Ber: 
pachtung an SKapitaliften und fleine Leute in England, Schottland, Italien 
und neuerdings auch in Deutichland immer größere Dimenfionen annimmt. 

Ferner darf hier wohl daran erinnert werden, daß aud in Deutichland in 
den eigentlichen Bauerngutsbezirken des Weftens, in Weftphalen, Braunfchweig, 
Schleswig-Holftein, Dldenburg, Hannover, Lippe u. |. w. von einem Zurück⸗ 
gehen des Bauernftandes im großen Ganzen — abgefehen von einzelnen oben 


40) Freiherr v. Göler in der Situng ber erften Babifchen Kammer vom 
16. März 1882. Stenograph. Beridt. ©. 23. Ueber Würtemberg: Helferich in 
der Tübinger Zeitfchrift für die gefammte Staatäwilfenihaft. Jahrg. 1853. ©. 193. 
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mitgetheilten Fällen, die indefjen den Charakter der Ausnahme haben dürften — 
in der jüngften Bergangenheit wenig verlamete. Vielmehr ift gerade in Be— 
ziehung auf diefe Gegenden in letter Zeit wiederholt anerkannt worden, daß 
der Bauernftand hier weniger unter der Ungunft der VBerhältniffe zu leiden hat, 
al3 die deutjchen Grundbefiger im Allgemeinen. 

Wenn wir aber, abgejehen von den erwähnten Gegenden, das bäuerliche 
Grundeigentum in der jüngften Vergangenheit an vielen Stellen zurückweichen 
fahen, fo liegen diefem bedauernswerthen Vorgange eine ganze Reihe von Um— 
ftänden zu Grunde, von denen nur ein Theil fid) auf den Betrieb bezieht, und 
zwar auf den Betrieb, wie er nicht nothwendig dauernd mit dem bäuerlichen 
Eigenthum verbunden fein muß, fondern nur momentan faktifch verbunden ift. 

Zu diejen Umftänden gehört: 

1. der raſche Uebergang von der Natural» zur Geldwirthihaft, wie er 
fi) in einigen, namentlicd von den Fnduftriecentren und großen Kommunifations- 
wegen entfernten, abgelegenen Theilen Deutſchlands erft in der jüngften Zeit 
vollzogen hat. Denn während in ftädtifchen und fonftigen induftriellen Kreifen 
und wohl aud; in den um die Städte herum liegenden oder mit guten Kom 
munifationsmitteln verjehenen . Gegenden das Geld feit Jahrhunderten in die 
feinften Verkehrsadern eingebrumgen ift, bezog der Bauer noch vor furzem viel» 
fach fein Baus und Brennholz aus dem Gemeindewalde, halfen ihm feine Nach— 
barn jein Strohdach deden und hatte er für den Staat und die Gemeinde nod) 
mancherlei Naturaldienfte zu leiſten. Erſt in der jüngften Vergangenheit ift 
dagegen auch in den bäuerlichen Kreifen das Geld zum hauptfädlichften, wenn 
auch noch immer nicht zum ausfchlieklichen Vermittler aller Verkehrsbeziehungen 
geworden. In diefe Situation weiß der Bauer fih nur ſchwer und jeben- 
fall3 nicht raſch zu finden. 

2. Die Steigerung der Geldlöhne, die der Bauer feinen Knechten zu 
zahlen hat und die Erhöhung der Steuern und fonftigen Abgaben, die er in 
vielen Ländern dem Staat, namentlich aber der Gemeinde zu entrichten hat, 
während doch 

3. in Folge der erft in den letzten 10—20 Jahren aufgetretenen Kon— 
furrenz entfernter Länder und Welttheile mit ihren Produkten die Preife einiger 
landwirthſchaftlichen Produkte gefallen oder doch wenigftens nicht in dem Grade 
geftiegen find, wie die mittlerweile angewachfenen Produftionskoften und Abgaben 
e3 wünſchenswerth gemacht haben. 

Freilich leiden unter den sub 2 und 3 angeführten Verhältniſſen die großen 
Güter noch mehr, die Fleinen Güter aber weniger als die Bauerngüter. 

4. Die bereit3 oben erwähnte Schwerfälligkeit der Bauern, die ſich nament= 
ih beim Uebergang zu neuen, durdy die veränderten Konjunkturen bedingten 
Rulturarten und Betriebfyftemen, ſowie im Kreditverkehr zeigt. 

5. Die nadläffige Führung vieler bäuerlicher Wirthſchaften, wobei nament= 
[ih der Mangel an jeglicher Buchführung eine Meberficht über den Vermögens— 
ftand verhindert. 

6. Das Hängen an alten Konfumtionsgewohnheiten, die noch aus Zeiten 
der Profperität herftammen, in einigen Gegenden, und die Zunahme des Lurus 
und Branntweintrinfend in anderen. 

7. Endlich ift aud die Gejeggebung und Berwaltung nicht ohne Schuld 
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an der traurigen Lage, in der ſich der deutſche Bauernſtand wenn auch nicht 
allgemein, ſo doch in manchen Gegenden befindet. | 

Wir erklären dies dadurd, daß die Vertreter ländlicher Intereſſen auf die 
Geſetzgebung und Verwaltung de3 Staat bi8 zum Schluß der fiebenziger 
Jahre überhaupt nur geringen Einfluß gehabt haben und daß auch feitdem vor= 
zugsweife nur die Vertreter der Interefien de3 großen Grundeigenthums zur 
Geltung gelangt find. Wenn nun, wie wir bereits oben erwähnten, gegenüber 
den Interefjen des beweglichen Kapitals der Eleine, mittlere und große Grund— 
befig gemeinfame Intereſſen zu vertreten haben, jo ſchließt das nicht aus, daß 
innerhalb diefer nad) Außen ſolidariſch auftretenden Gemeinſchaft auch wieder 
divergirende Intereſſen vorhanden find, die ihre bejondere Vertretung verlangen. 
So ift, um nur eines Punktes zu erwähnen, für die Befriedigung der Kredit 
bedürfniffe des großen Grundeigenthbums im Ganzen bejjer gejorgt, als für das 
Kreditbedürfnig des mittleren Beſitzes. Erſt in allerletter Zeit beginnt auch 
auf diefem Gebiet durch die Kreditvermittelung der Bauernvereine, die Aus- 
breitung der Raiffeiſen'ſchen Darlehnskaſſen, das größere Entgegenfommen der 
Landichaften und die Sorge des Staats und der Kommunalverbände fowie der 
Sparkafjen eine Wendung zum Befjeren einzutreten. 

Dienen die oben angeführten Umftände dazu, um die Lage de3 bäuer: 
lihen Grundeigenthums in der Gegenwart zu einer jchwierigen zu maden, fo 
werden dieſe Schwierigkeiten noch durd folgende Momente nicht unerheblich 
gefteigert: 

8. Die Zerftüdelung des bäuerlichen Grundeigenthums pflegt namentlich 
im Norden und Tften des deutfchen Reichs durd die allgemeine Nachfrage nadı 
Hleinem Beſitz begünftigt zu werden, eine Nachfrage, die, wie wir oben zu zeigen 
fuchten, durch den großen Grundbefi nicht befriedigt wird. 

9. Die Abjorption des mittleren Grundeigenthums durch da3 große wird 
theil3 durch wirthichaftliche Bedürfniffe diefes letzteren, theils durch die Ueber- 
macht de3 ftet3 wachjenden Geldkapitals befördert. 

10. Sowohl dem Berftüdelungs- wie dem Abforptionsprozeß des bäuer- 
lihen Grundeigentbums wird endlich durch daS gewerbsmäßige Gütermetgen 
Vorſchub geleiftet. 

Diefes Mefultat begegnet fi) mit dem Ausgangspunkt unferer Dar- 
ie und wir fünnten damit den Kreis unferer Beweisführung al3 geichlofjen 
anfehen. 

Bevor wir dieſes thun, wiederholen wir nochmals, was wir zu beweifen 
oder doch wahrſcheinlich zu machen verfucht haben, daß nämlid das von zwei 
Seiten angegriffene bäuerliche Eigenthum fi in der Gegenwart in fehr jchwieriger 
Lage befindet, daß wir diefe Yage aber nicht für eine verzweifelte halten, fondern 
glauben, daß es einer weitfehenden Gejeggebungspolitit und einer energifchen 
Wahrung der bäuerlichen Intereſſen durch den Bauernftand ſelbſt — ſowie 
durd die mit demfelben verbundenen Stände — gelingen werde, daS bäuerliche 
Eigenthum auch in der Zukunft zu erhalten. 

Aber, fünnte man einwenden — und e3 ift dies vielfach geſchehen — 
wenn auch der mittlere Befig in Zukunft beftehen bleibt, fo wird doc der 
Bauernitand, wie er gegemmwärtig ift, verfchwinden. Die alles nivellirende Zeit 
werde auch dieſes hiſtoriſch gemordene Gebilde nicht unberührt laſſen und die 
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für dafjelbe harakteriftiichen Eden und Kanten abichleifen. Soweit unter diefem 
hiſtoriſch Gewordenen Namen und Tracht, ſowie manche pſychiſche Eigenart und 
Sitte zu verjtehen find, ift diefer Einwand gewiß nicht ohne Berechtigung. 
Aus den Bauern werden dem Namen nad Aderleute und Delonomen werden, 
wie fie ja jchon heute ſtellenweiſe heißen; auch die Kniehofe, die farbige Wefte 
(oder vielmehr die Weften der Immermann'ſchen Bauern) und das altfränkifche 
Leben werden ſich von Zeit zu Zeit gefallen laſſen müſſen, „modernifirt” zu 
werden, und wir wünfchen, daß auch bäuerliche Bejchränttheit und Unbeweglich— 
feit weiterem Blick und größerer Anftelligfeit weichen. Aber mit alle dem wird 
dod nur ein Theil dejjen, was den Bauern harakterifirt, und zwar ein äufer« 
licher, fallen. Für das, was das Weſen des Bauern heute ausmacht und 
immer ausgemacht bat, nämlich die Verbindung von mäßigem Eigenthum mit 
eigener Aufſicht und zum Theil auch eigener harter Arbeit, wird die Volks— 
wirthſchaft ſowie die Geſellſchaft aud in Zukunft noch Raum haben. 


Bevor wir fliegen nur nody ein Wort, daS den Uebergang von dieſem 
zu dem nächiten Abjchnitt bilden fol. 

Konnten wir bereit3 aus der im erften und zweiten Abjchnitt diefer Arbeit 
angeftellten Unterfuhung den Schluß ziehen, daß, da die Bertheilung des Grund: 
eigenthums im deutſchen Reich im Wefentlihen eine normale und gefunde ift, 
die Politik und namentlich die auf das Erbrecht gerichtete Geſetzgebungspolitik 
im Allgemeinen möglichſt auf die Erhaltung dieſes Zuftandes gerichtet fein fol, 
jo wird dieſes Poſtulat noch dringender, nachdem wir in dieſem dritten Ab- 
ſchnitt gezeigt haben, daß in den Veränderungen und Berichiebungen des Grund: 
eigenthums während der letzten Jahrzehnte die Tendenz zur Verdrängung oder 
doch zur Schmälerung grade derjenigen Beſitzeskalegorie — nämlich der Bauern= 
güter — deutlich zu Tage tritt, auf deren Erhaltung wir nad) den Refultaten 
des erften Abſchnitts das größte Gewicht legen müfjen. 

Demnad; werden wir bei der jest vorzunehmenden Analyfe der verſchie— 
denen Formen des Erbrechts alle3 was in denſelben zur Erhaltung des be: 
ftehenden gefunden Zuftands der Orundeigenthumsvertheilung dienlich ift, als 
focialwirthfchaftlic günftig, dagegen alle8 was die Veränderung defjelben in 
der angedeuteten krankhaften Richtung fördert, als ungünftig zu bezeichnen haben. 

Indem wir an diefem bisher gewonnenen Refultat feithalten, wenden wir 
ung jest im Einzelnen einer Prüfung des in Deutihland gegenwärtig geltenden 
Erbredht3 und feiner verfchtedenen Formen zu, wobei wir nur diejenigen Be- 
ftimmungen zu berüdjichtigen haben werden, welde von wirklihem Einfluß auf 
die Vertheilung des ländlichen Grundeigenthums find. 

Hieher gehören die Beſtimmungen: 

1. über die Succeffionsordnung, foweit fie fih namentlich auf die Ver: 
erbung von Immobilien an Defcendenten beziehen. 

Es kommen für unfern Zweck hauptfählic folgende Fragen in Betradt: 
ob nämlich ſämmtliche Defcendenten gleihen Grades zu gleihen Theilen erben 
oder ob einige derfelben, z. B. die männlichen vor den weiblihen, bevorzugt 
find, oder ob gar einer der Erben den Immobiliarnachlaß ausſchließlich erbt 
und die übrigen Geſchwiſter von demfelben vollftändig ausgeſchloſſen jind oder 
doch nur mäßige Abfindungen erhalten. 

11* 
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2. Für den Fall, daß alle Dejcendenten gleichzeitig zur Erbichaft berufen 
werden, find dann weiter von Bedeutung die Beitimmungen, nad) denen die 
Auseinanderfegung hinfichtlid) des Immobiliarnachlaſſes zu erfolgen hat. ‘Dabei 
wird ed für umferen Zwed vorzugsweife darauf ankommen, ob das geliende 
Recht die Naturaltheilung des im Nachlaß befindlichen Grumdeigentbums befür= 
dert oder nicht, Jowie darauf, ob für den Fall der Theilung des Nachlaßwerths 
die zum Nachlaß gehörigen Grundftücde nad dem Verkehrs: oder nad) dem Er- 
tragswerth und im legteren Fall ob fie nad) dem vollen oder einem ermäßigten 
Ertragswerth zu veranfchlagen find. 

3. Bon Wichtigkeit iſt ſodann die Frage, ob der Eigenthümer durch 
Rechtsgeſchäfte unter Lebenden oder auf den Todesfall über jeinen Fünftigen 
Nachlaß frei disponiren kann oder ob er durd) ein abjolutes Notherbenrecht oder 
durch beſchränkte Pflichtheilsrechte eingeengt ift. 

Indem wir das geltende Erbrecht nach den obigen Gefichtspunkten dar— 
ftellen und auf feine ſocialwirthſchaftliche Tragweite prüfen wollen, werden 
wir diejenigen Beſtimmungen des geltenden Erbrechts, die nur von geringerer 
Bedeutung für unferen Gegenftand find, wie 3. B. die Beftimmungen darüber, 
bis zu welchem Grade der Blutsverwandtichaft das Inteftaterbrecht reiht u. ſ. w., 
nur gelegentlich berüdjichtigen. 

Wir beginnen mit einer Darftellung und Analyje der für uns in Be— 
tradht fommenden Beftimmungen des gemeinen Erbrechts und jchließen der— 
felben an die Behandlung der verjchiedenen fingularrehtlihen Inſtitute 
des Erbrechts. 

Wenn wir die Darftellung de3 gegenwärtig geltenden Erbrechts durch eine 
kurze hiftorifche Skizze einleiten, fo geſchieht dies Lediglich zu dem Zweck, [um 
durch die Schilderung des Werdeprocefjes uns jelbft und unſern Leſern die 
Bedeutung des Gewordenen zum vollen Bewußtſein zu bringen. 


IV. 


Zur Gejdichte des deutſchen Erbreditä'). 


Die Entftehung de3 Erbrechts, al3 des ſich bei jedem Volt ſchon früh ein- 
ftellenden Complement3 de3 Eigenthumsreht3, ift durch die Ausbildung dieſes 
legteren bedingt. Jede Geichichte des Erbrechts wird daher an die Gefcichte 
de3 Eigenthums anfnüpfen müffen. 

&e da3 Sondereigen fo findet fid) aud das Erbrecht bereit3 zur Zeit 
der erften deutſchen Recht3aufzeichnungen in den ſog. Volksrechten erwähnt. 

Aber freilich muß jih das Sondereigen damals nur auf einen verhältniß« 
mäßig Fleinen Theil de3 gefammten Grund und Bodens bezogen haben, indem 
der größere Theil defjelben entweder nod garnicht occupirt war oder ſich doch 
nur noch im Geſammteigenthum der Markgenoſſenſchaft befand. 

Und Hinfichtlih des Grads, in dem das Sondereigen ausgebildet war, 
wird wieder unterfchteden werden müſſen zwiſchen den in einer Feldgemeinſchaft 
und zwifchen den in feiner foldhen ftehenden Gütern, indem das Sondereigen an 
den letzteren unferem heutigen Privateigenthum viel ähnlicher fah, als das an 
den erfteren. 

Ganz unbekannt ift das außerhalb der Feldgemeinfhaft ftehende Sonder: 
eigen wahrſcheinlich fhon in den Zeiten vor der Wanderung nicht geweſen. 
Denn bereit3 damals wird e3 einzelne von der Feldgemeinihaft erimirt gewefene 
Grundſtücke gegeben haben. Wenn größere Höfe, zu denen eine Anzahl von 
hörigen Colonen gehörte, ſchon damals exiftirten, was nad) Tacitus fehr wahr: 
ſcheinlich iſt, fo haben fie ſchwerlich mit anderen Höfen in Feldgemeinſchaft ge 
ftanden. Sehr bedeutend mußte die Zahl der feldmarkfreien Höfe ſodann fpäter 
feit der Entftehung und Bermehrung der Grundherrfchaften werden. Diefe 





1) Die Lehre und Handbücher für deutſche Staats- und Nechtögefchichte von 
Eihhorn, Zöpfl und Gierke's Genoſſenſchaftsrecht. 1868 u. 1873 Bd. 1 u. 2. Für 
die ältere Zeit namentlih: Hanffen, Agrarbiftorifche Abhandlungen, insbefondere 
Abhandlung 3: Die Genofienfchaften im Negierungsbezirt Trier. Leipzig 1879, 
v. ISnama-Sternegg, Deutſche Wirthſchaftsgeſchichte. Bd. 1. Leipzig 1879, und 
Gierte, Erbrecht und Vieinenrecht im Edict Chuperichs, in der Zeitfchrift flir deutſche 
Rechtsgeſchichte, Bd. XII. Für die fpätere Zeit befonders: Walters Deutſche Rechts— 
geihichte. 2. Aufl. Bonn 1857. Insbefondere die 88 586, 526, 212, 263, 363, 369, 
471, 595, 596, 600, 606, 607, 608, 521, 597, 598, 599, 255 u. passim, fowie ein- 
zelne an den betreffenden Stellen zu erwähnende Monograpbieen. 
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ftanden mit anderen Höfen entweder von vornherein in gar feinem Gemeinde- 
verbande oder doch nur in dem lofen der Markgenoſſenſchaft, welche ſich auf 
die gemeinſame Benutzung von Wald und Weide beſchränkte. Dieſe Exemtionen 
wurden dann im Laufe der Zeit noch durch allmälige Lockerungen und Löſungen 
der Feldmarkgemeinſchaft vermehrt. 

Aber auch kleinere rein bäuerliche Gutsbeſitzer, die zu keiner Feld— 
markgemeinſchaft gehörten, müſſen früh vorgekommen ſein. So vor allem 
in Folge der Anlegung von Einzelhöfen zuerft auf genoſſenſchaftlich occupirtem 
Boden, dann aud auf Krongütern; wie jene ftanden dieſe ebenfall3 in dem weiteren 
Derbande der Mark: und nicht in dem engeren der Feldgenojjenfchaft. Hierher 
gehören auch die jpäteren Colonifationen de3 urjprünglich von Slaven befegten 
deutfchen Bodens im Oſten und Weften, melde vielfach nad) Fränfifchen oder 
Flämiſchen Hufen ftattfanden. Obgleich diefe Eoloniften fi meift dorfmeije 
anfiedelten,, jo erhielten fie ihre Hufen doc meift in einem Stüd. 

In allen diefen Fällen wird das Sondereigen ſchon früh unferem Privat- 
eigenthum ähnlicher gewefen fein al3 in dem zweiten jet ind Auge zu fafjen« 
den Falle. 

Diejer lag vor, wenn die Anfiedler von Anfang an in eimer Feld— 
gemeinschaft ftanden, was die gewöhnliche Folge der dorfweiſe erfolgten Anz 
jiedelung im Welten und Süden geweſen fein wird. Hier hat ſich das Sonder- 
eigen erjt allmälig aus dem Geſammteigenthum entwidel. Dem Einzelnen 
jtand außer feinem Haufe und der Hofftätte, am denen ſich das Sondereigen am 
früheften entwidelte, anfangs nur ein ideeller Nugungsantheil an der Feldmark 
zu, und aus diefem bildete fi dann erft im Laufe der Zeit ein reeller Eigen- 
thumsantheil an einem beftimmten Theil der Feldmark heraus, Sowohl der 
generelle Nutzungs- al3 der jpezielle Eigenthumsantheil waren außerdem durd) 
das Geſammtrecht der Genofjen ſehr ſtark eingeſchränkt. 

Und wie das Eigenthum ſo hat auch das Erbrecht an dieſen verſchiedenen 
Guterarten eine ungleiche Ausbildung gehabt. 

Während an das Sondereigen in der exften Form ſich wohl glei von 
Anfang an ein Erbrecht zuerft der zu derjelben Markgenoſſenſchaft gehörigen, dann 
aud) der weiteren von Männern abftammenden Yamilienglieder männlichen Ge— 
Ihleht3 angefnüpft haben wird, find die Antheile der Einzelnen an der Yelb- 
mark anfangs ficher unvererblic gewefen. Schon die periodischen Marktheilungen 
der Feldmark jchloffen das Exrbredt aus. Wie der einzelne Antheil Ausflug 
und Zubehör der Gemeindemitgliedihaft war, jo erloſch dies Recht auch mit 
dem Tode, mit dem ja auch die Gemeindemitgliedihaft ihr Ende nahm. — 
Auch bedurften die neu heranwachſenden Mitglieder gar feines Erbrechts, um 
auch ihrerfeit3 zum Bejig eines Anıheil3 an der Feldmark zu gelangen. Denn 
fie waren, ſobald fie felbftändige Volksgenoſſen geworden, ſchon als folche be- 
rechtigt, einen Antheil zu fordern. 

Erft al3 an die Stelle der ibeellen Nugungsantheile allmälig das Sonder- 
eigen an beftimmten Theilen der Feldmark getreten und die urfprünglich rein 
perfönliche Genoſſenſchaft zu einem realen Verband der Beſitzer geworden war, 
bildete ſich auch hier ein Erbrecht an den Hufen aus. Es mag dies im Anſchluß 
an die Uebung der Gemeinde geſchehen fein, den Erben des Mobiliarvermögens 
Idee Genofjen, welhe in der Zeit zwiſchen zwei Vertheilungen verftorben 
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waren, die Tandantheile ihrer Vorgänger zu laſſen. In der Reihenfolge, welche 
man hierbei beobachtete, wird ſich zugleich die Rechtsanſchauung über die Erben- 
ordnung ausgeſprochen haben, und diefe wiederum ftand im engften Zufammen- 
hang mit dem Wejen des germanifchen Haufes und der germaniſchen Familie. 

Das Haus war nad) germanifher Auffaſſung ein dauernder Berband, der 
aus einer Mehrzahl berechtigter Glieder beftand. Das Vermögen hatte die 
Natur des Hausvermögens, aber nicht etwa im dem Sinne, daß den Haus- 
genofjen ein Geſammteigenthum an demjelben zuftand ). Subject de3 Ver— 
mögend war vielmehr der Hausherr, aber nicht als Individuum, fondern 
al3 Haupt und Repräfentant des Haufes. Sein Eigentbum war daher durd) 
jeine hausväterlihe Stellung fittlih und rechtlich bejchränft und gebunden. 
Diefe Auffafiung des Eigentums äuferte ihre Confequenzen auch für das 
Erbrecht. 

Das germaniſche Erbrecht gründete ſich nämlich auf die Idee der Fort— 
dauer des Hausverbandes bei dem Fortfall ſeines Hauptes, in deſſen leer— 
gewordene Stelle von ſelbſt die nunmehr oberſten Glieder des Verbandes ein— 
rüdten. Es entftehen jomit nad) dem Tode des Hausvaterd nicht erjt ganz 
neue Rechte, jondern es fteigern fi) nur die vorhandenen Rechte der Haus: 
genojjen. Ihnen fällt jest das Hausvermögen naturnothwendig von jelbit zu: 
„der Todte erbt den Lebendigen“. 

Als Erben eriheinen aber nicht die ſämmtlichen Hausgenofjen, ſondern 
nur diejenigen, die nach germaniſcher Auffaffung die Familie fortzuführen die Auf- 
gabe haben. Dies find zunäcft die unabgetheilten Söhne und Sohnesjöhne, 
die mit dem Haufe auch den Antheil an der Feldmark, die Hufe erben. Ab— 
gefonderte Kinder werden anfangs ausgefchlofjen geweſen fein, da fie eine eigene 
Hufe bejaßen und auf dieſer ein neues Haus begründet hatten. Ebenjo erbten 
Töchter und Tochterkinder nicht, weil fie jonft die Hufe an ein anderes 
Haus und eine andere Familie gebracht hätten. Aud wird ein Erbrecht der 
Ceitenlinie anfangs nicht beftanden haben, oder vielmehr von dem Heimfallsrecht 
der Markgenoſſenſchaften, die ja urſprünglich aus unter einander verwandten 
Perjonen beitand, abforbirt worden fein. Ye mehr das verwandtichaftliche 
Element in der Feld» und Markgenoſſenſchaft dann .allmälig hinter das rein 
nachbarliche zurüdtrat, defto mehr wird das Heimfallsreht der Markgenoſſenſchaft 
zu Öunften der weiteren Familie, der Sippe des Erblafjerd eingeſchränkt worden 
fein. In den Vieini des Edift3 Chilperihs (573—575) findet fih nad) 
Gierkes Icharfjinniger und zugleih auf einer lebendigen Anfhauung de3 germa- 
nischen Wirthſchafts- und Rechtslebens beruhenden Hypotheſe eine letzte Spur 
jenes Heimfallsrechts des nahbarlihen Verbandes erwähnt. Das Erbredt der 


2) Die Theorie de8 Gefammteigenthbums der Familie, welche im XVII. Jabr- 
hundert8 von ‚einigen Romaniften zur GErflärung des Inteftaterbrechts ——— 
worden war, ohne hier allgemeine Zuſtimmung zu finden, gelangte auf dem Gebiet 
des deutſchen Privatrechts zu großem Anſehen. Sie blieb unangeſochten, bis fie 
von Majer und Runde zurückgewieſen wurde. In unſerem Jahrhundert wurde ſie 
hauptſächlich noch von Warnkönig, Philipps und Unger vertreten. In neueſter Zeit 
hat wieder v. Amira (Erbenfolge und Verwandtſchaftsgliederung nach den altnieder— 
deutſchen Rechten. München 1874) die alte Anſicht aufgenommen, daß eine vermögens— 
rechtliche Gemeinfchaft zwifchen Eltern und Kindern beftanden habe. 
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weiteren Verwandten muß ſich in der Weiſe ausgebildet haben, daß zuerſt 
Brüder oder weitere männliche Verwandte, die ſich in der Geſammtgewere der 
ererbten Hufe befanden, geerbt haben werden. Später erlangten dann wohl 
auch abgejonderte Leibeserben und zuletzt alle von Männern abſtammenden 
männlichen Verwandten ein Erbrecht. 

Um die Tragweite des germaniſchen Erbrechts vollſtändig zu erfaſſen, müſſen 
wir uns die Bedeutung, die das Grundeigenthum für die Familie, ſowie die 
Bedeutung, die die Zugehörigkeit zu einer. grumdbejigenden Familie für den 
Einzelnen hatte, zu vergegenwärtigen fuchen. 

In einer Zeit, in der falt alle8 Vermögen Jmmobiliarvermögen umd 
innerhalb dejjelben wieder der land- und forftwirthichaftlic; benugte Boden der 
weſentlichſte Beftandtheil war, verlieh daS Grundeigenthum faft allein wirth: 
ſchaftliche Macht. Durch diefe aber war damals wie heute die höchſte Stellung 
in Gejellihaft und Staat bedingt. In foldhen Zeiten, fagt Rodbertus, ijt 
Jemandem Brod gewähren, was ja nur der Örundeigenthümer thun konnte, 
und fein Herr fein, faft identifh. Landeigner und Herr, landlofer und ab: 
bängiger Mann waren Begriffe, die ſich dedten. 

War anfangs der Grundbefig die Folge der Bollfreiheit, jo hat die ſpätere 
Entwidelung, mit der wir e3 hier für das Erbrecht hauptfächlic zu thun haben, 
diefes Berhältnif einfach umgefehrt, indem der Belig einer Hufe zur Voraus 
ſetzung der Vollfreiheit und der Theilnahme am politiſchen Verbande wurde. 

Nur wer in der Hundertichaft angefejlen war und über eine Hufe als 
freied Eigen zu verfügen hatte, galt jest al3 vollfrei und durfte an der Ber: 
fanmlung der Hundertfchaft und des Gaues und damit zugleid; an der Gefeg- 
ag € und Ausübung der übrigen ihr zugewiefenen Befugnifje (Berathung 
über Krieg und Frieden, Wahl der Vorfteher, Solennifirung gemwifjer Rechts— 
geichäfte, msn de3 Freien, Ertheilung der Freiheit u. ſ. w.) theil- 
nehmen. Nur der freie Grundeigenthümer war fähig, in der Volksverſammlung 
feine und der Seinigen Freiheit und Rechte zu wahren. 

Bon dem Grundeigenthum hing ferner die volle Ehre des feierlichen Zeug: 
nifjes fowie die Ausübung des Richter: und Scöffenamts ab. 

Sodann galt das Grundeigenthum al3 die Vorausſetzung der Betheiligung 
an den Gemeindeangelegenheiten ſowie der Berechtigung an der gemeinen Marf. 

Endlich konnte ſich nur diejenige Familie, die ſich ihr Grundeigenthum zu 
erhalten wußte, aud die Herrichaft über ihre Angehörigen bewahren, in welcher 
ihre Macht lag. Ohne folches Grundeigenthum Löfte ſich diefer Verband, als 
= urſprünglich rein perfönlihen Verbindungen ſich überall verdinglicht hatten, 
eicht auf. 

Diefe hervorragende Bedeutung behauptete das Grundeigenthum in wirt: 
ſchaftlicher, ſozialer und politifcher Beziehung auch noch bi3 tief in das Mittelalter 
hinein. So beburften die Schöffenbarfreien, weldhe den Stand der alten Boll: 
freien fortſetzten, um wirklich Schöffen fein zu fünnen, eines beftunmten Mafes 
von Örundeigenthum, das nicht unter drei Hufen betragen durfte. (Sadhjenfpiegel 
111.45 $5.) Als dann der Stand der Schöffenbarfreien zum größten Theil in den 
der Nitterbiietigen überging, fette auch diefer al8 feine Grundlage ein bedeutendes 
Vermögen, das ebenfalls größtentheil3 aus Grundeigenthum beftand, voraus, da ohne 
ein ſolches bei der Beichaffenheit des damaligen Kriegsdienftes die vitterliche Lebens» 
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weife garnicht geführt werden fonnte. Ja das ganze Lehenswefen hat im Wefent- 
lichen das Grumdeigenthum zu feiner Grundlage, indem die Rechte und Pflichten 
eines Bafallen und Minifterialen an die demfelben verliehenen Lehen und Bene: 
fizien, welde zum größten Theil in Grundſtücken beftanden, geknüpft waren. 

In einer Zeit, in der die mannigfadhen Anftalten des modernen Staats 
und der modernen Gejellichaft fehlten, mußte die Zugehörigkeit zu einer grund⸗ 
beſitzenden Familie für den Einzelnen eine ähnliche Bedeutung beſitzen, wie das 
Grundeigenthum ſie für die Familie hatte. 

In einer ſolchen Zeit war, wenn wir von dem großen Einfluß der Kirche 
abſehen, die Familie die einzige ſittliche Vereinigung, in der die heranwachſende 
Generation Zucht, Sitte und Lehre und die herangewachſene, neben würdiger 
Geſtaltung der Geſchlechtsbeziehungen, Pflege in Krankheit und Alter, ſowie 
Schutz und Unterſtützung für das ganze Leben fand. 

In letzterer Beziehung äußerte ſich die Zugehörigkeit zum Familienverbande 
im Zuſammenſtehen der Genoſſen in der Schlacht, in der Aufrechterhaltung der 
gemeinſamen Familienehre, in der Mitwirkung bet freudigen und trüben Ereig— 
nifjen, fowie namentlich darin, daß die Familie für ihre einzelnen Mitglieder 
die Bedeutung einer Friedensgenoffenihaft hatte. ALS ſolche übernahm fie die 
Blutrache für das einzelne Familienglied und ftand für die Blutſchuld defjelben 
ein, zahlte und empfing das Wehrgeld und die Buße und gewährte ihren einzelnen 
Genofjen vor Gericht Hilfe und Beiftand. Die Familie entbehrte des gericht: 
lichen Schutes, fobald ihr Oberhaupt aufhörte ein bonus vir, ein angejefjener 
Dann zu fein, und deshalb hatte fie ein großes Intereſſe daran, daß letteres 
nicht eintrat. 

Wenn in der Folge, al3 an die Stelle der gemeinen Freiheit in ihren 
Rechten mannigfad abgeftufte Stände getreten waren und der Staat fid zum 
Drgan der öffentlichen Funktionen gemacht hatte, die foztale und politiihe Be: 
deutung der Familie ſich aud im Allgemeinen abſchwächte, jo behielt doch 
wenigften3 die Zugehörigkeit zu den Familien der höheren Stände — mie weiter 
unten zu zeigen fein wird — nicht nur ihre frühere Bedeutung, fondern fie 
wurde noch um ein Erhebliches gefteigert. 

Aus allen diefen Gründen wird es leicht erflärlich, daß von dem Augen: 
blick an, da die deutſchen Volksſtämme ſeßhaft wurden, die Familie de3 Freien 
und im Mittelalter wenigftens die Familie der höheren Etände einen großen 
Werth auf die Erhaltung des bereit erworbenen und auf die Erwerbung 
neuen Grundeigenthums legte, ja daß die Erhaltung des Grundeigenthums 
in der Familie zum anerkannten rechtspolitiſchen Grundſatz der gejammten 
Rechtsordnung wurde. - 

Die Mittel, deren man fic bediente, um diefen Grundfag durchzuführen, 
beftanden : 

1) in der Ausfchliegung der Frauen von der Succeffion in da3 Grund— 
eigenthum, damit durch fie dafjelbe nicht in andere Familien käme; 

2) in der Hinderung diefes RefultatS, ſoweit dafjelbe Durch Verfügungen 
unter Lebenden, namentlich aber durch letztwillige Verfügungen bewirkt werden 
fonnte. 

3) in der möglichſten Vermeidung von Realtheilungen des Grundeigenthums. 

Bon diefem Grundſatz beherricht leitet da3 Erbrecht das Grundeigenthum, 
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jo lange e3 von Männern abftammende männliche Blut3verwandte des Erblafiers 
giebt, ın einer Kette von Succefjionen von einem zum andern und es benimmt 
ihnen zugleich die Möglichkeit jeder Abweihung von diejer Ordnung. Der 
Ausihlug jeder Verfügung auf den Todesfall durd den Erblaſſer wird als 
eine jelbjtredende Confequenz des Erlöſchens feiner Rechte mit dem Augenblid 
des Todes angefehen. Wenn das ältere deutjche Erbrecht weder Erbesein— 
jegung, noch Enterbung, noch Exbvertrag kennt, jo beruht dies demnach nicht 
etwa darauf, daß einzelne Rechtsſatzungen die Vornahme diefer Dispofitiond« 
afte verboten, jondern darauf, daß Niemand über das, was nicht fein ift, mit 
Erfolg verfügen kann ?). 

Iſt nun Fürforge dafür getroffen, daß das hinterbliebene Grundftüd 
dem nächſten Blutsverwandten nicht entzogen werde, jo geht eine weitere Für— 
jorge des Rechts darauf, daß es auch wirklich hinter bleibe. Denn hätte es in 
der Macht des Eigenthümers gelegen, fein Grundſtück unter Yebenden beliebig 
zu veräußern, fo wäre er im Stande gewejen, das Recht des nächſten Erben 
iluforiic zu machen. Wahrſcheinlich war daher für Veräußerung des Grund» 
eigenthums unter Lebenden urſprünglich der Conſens aller Erben erforderlich, 
bis dann allmälig die übermäßige Erichwerung der Veräußerung zur Anerkennung 
des Satzes führte, daß es nicht mehr der Zuftimmung ſämmtlicher erbberechtigten 
Blutöverwandten, fondern nur der nächſten Erben bedürfe. Auch wird die 
Veräußerung des Eigenthums anfangs, wenn ohne Zuftimmung der Erben 
gejchehen, nichtig gemwejen fein; ſpäter galt fie nur als anfehtbar, doch 
mußte der Erbe fein Reht binnen Jahr und Tag verfolgen. 

Ferner wird in den erften Zeiten deutfcher Rechtsbildung fein Widerſpruch 
zwifchen dem gefchriebenen Recht und der Sitte beftanden haben: erjcheint doch 
die lex scripta nur als ſchriftliche Fixirung der auf dem Gebiet der Gewohnheit 
und Sitte gereiften Satungen. 

Dem Beitreben, das Grundeigentum in der Familie zu erhalten und 
innerhalb derjelben mit Ausſchluß legtwilliger Verfügungen nad) einer beſtimmten 
Drdnung von einer Generation auf die andere zu übertragen, jcheinen ſich aber 
doch bereit3 früh emtgegengeftellt zu haben der durd daS partielle Auf: 
treten der Geldwirthichaft reger gewordene Verkehr, dazu die Gebote einer 
humaneren Cultur, die gegenüber der Familie die Bedeutung des Individuums, 
und zwar ohne zwifchen den verfchiedenen Geſchlechtern zu unterſcheiden, be— 
tont, und endlich die immer tiefer in das germanifche Leben eindringende, 
zuerft durch die Kirche, dann dur die italienischen -und ſpäter auch durch 
* deutſchen Univerſitäten, vermittelte Kenntniß und Anwendung des römiſchen 

echts. 

Die Lehren des Chriſtenthums und die Beſtrebungen einer humanen 
Cultur drängten auf die Gleichſtellung der Töchter mit den Söhnen im Ge— 
biet des Erbrechts; die Anforderungen des freien Verkehrs heiſchten den 
Uebergang zunächſt der Mobilien, dann aber auch der Immobilien aus einer 
Familie in die andere, und das kanoniſche und römiſche Recht ſuchte die An— 
erkennung der Teſtirfreiheit durchzuſetzen. 








3) Dieſer Gedanke findet ſich noch in der Gloſſe zum Sachſenſpiegel I. 52 5 5 
ausgeſprochen. 
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Mit Ausbildung zuerft der Königsgemalt und dann der Landeshoheit trat 
ferner die Bedeutung des Familienverbandes als einer Rechts- und Friedens- 
genofjenjchaft immer mehr in den Hintergrund, womit denn die Stellung der 
Männer in derfelben ſich ebenfalls nothwendig verändern mußte. 


Auc verlor mit der zunehmenden Arbeit3- und Berufstheilung und mit dem 
extenfiv und intenfiv wachſenden Verkehr unter den einzelnen Wirthichaften 
die Familie ihre Bedeutung al3 Produktionseinheit immer mehr. 


Endlich veranlaßte die Verbeſſerung der Technik und das Beweglidher« 
werden des wirthichaftlichen Lebens namentlih) in den von Römern und Ger— 
manen zugleich bewohnten Gegenden die Veränderung des Umfangs der Güter. 


AN diefe Einflüffe haben die ältefte Ordnung an mehreren Stellen durch— 
brodhen: bei dem einen Volksſtamm früher, bei dem andern fpäter. Bereit3 
die älteſten deutſchen Rechtsaufzeihnungen, die Volksrechte, zeigen und Spuren 
dieſes Widerftreit3 gegenjäglicher Elemente. 

Am reinften hat jich der ältefte Zuftand des Erbrecht3 in dem Recht der Thüringer 
erhalten: das Erbe fällt hier ausfchlieglic an die Söhne, die Töchter erhalten nur 
eine Ausſteuer bez. die mütterlihe Gerade. War fein Sohn vorhanden, fo fiel 
der Grundbeſitz mit dem Heergeräthe an den nächſten Blutsfreund vom Manns- 
ftamm, die Töchter bekamen das übrige Vermögen. Nady dem Sächſiſchen, 
Alemannifchen und Bayerifhen Volksrecht gingen die Söhne und Enkel wenigſtens 
den Töchtern unbedingt vor, indem diefe in Konkurrenz mit Brüdern und 
deren Söhnen nur Ausfteuer bez. die mütterliche Gerade erhielten. In Er— 
mangelung von männlichen Defcendenten gingen die Töchter nad diefen Rechten 
jedoch den entfernteren Agnaten vor. Auch nad) dem Recht der Salifchen Franken 
ſuccedirten Frauen anfangs nicht in Orundbefig, jo lange nod; Verwandte männ= 
lichen Gejchleht3 vorhanden waren. Erſt feit ca. 573—575 (Edikt Ehil- 
perichs) gelangten die Töchter in Ermangelung von Söhnen zur Succefjion, 
jo daß erft wenn auch Töchter fehlten, zuerft die Brüder und dann die Schweftern 
des Erblafjerd in den Grundbefig juccedirten. Spätere Redactionen der lex 
Salica ſprechen von einem Vorzugsreht der Söhne nur mit Bezug auf die 
terra Salica, was nad) den Einen den ererbten Grundbefig (die terra aviatica 
des Ripuarifchen Rechts) bedeutet, während nad Anderen durd den Zuſatz 
Salica nur ausgefproden fein foll, daß es fih um Grundbejig Saliſcher 
Franken handele. Nach dem Recht der Ripuarifchen Franken war das Vorredht 
der Söhne auf die terra aviatica beſchränkt. Noch weiter in der Ausgleihung 
der Rechte zwiichen Söhnen und Töchtern geht dann das langobardifche, burgun= 
diſche und weſtgothiſche Red. 

Am längften erhielt fid) im Immobiliarerbredht der Vorzug der Söhne 
vor den Töchtern in den Ländern des ſächſiſchen Rechts: jo nod im Sachſen⸗ 
ipiegel und im Magdeburger Recht. 


Nah dem Sachſenſpiegel vererbte das Heergeräthe an die Söhne bez. den 
nächſten Schwertmagen; die Gerade an die Töchter und zwar zunächſt die unaus= 
geftatteten, mit denen auc der geiftlihe Sohn concurrirte, bez. an die Niftel; 
da8 Erbe aber ging an die Söhne und deren männliche Erben fraft Re— 
präfentationsrecht3, und erft wenn diefe fehlten, an die Züchter bez. deren Kinder 
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über. Der geiftlihe Sohn erbte die Liegenfchaften mit den anderen Söhnen 
und wenn jolhe fehlten, mit den übrigen Töchtern. Nach den Kindern umd 
Enteln fam der Vater, dann die Diutter, hierauf der Bruder, dann die Schwefter. 
Bollbürtige Geſchwiſter ſchloſſen die Halbbürtigen aus, diefe erbten erft mit 
den Geſchwiſterlindern. Hierauf ging das Erbe an die Magen nad) der Nähe 
der Parentel, jedoch ohne Unterſchied des Geſchlechts und ohne Unterſchied, ob 
die Parentel von einem Manne oder von einem Weibe ausging. 

Es beftand demnad) nod) ein gewiſſer, wenn auch nicht unbedingter Vorzug 
de3 männlichen Geſchlechts. 

Im Laufe der nächften Jahrhunderte wurde für das Gebiet des gemeinen 
Rechts der Vorzug de3 männlichen Geſchlechts bei der Succeffion in Immobilien 
immer mehr befeitig. Das geſchah zuerft in den Stadtredhten, dann feit 
dem XVI. Jahrhundert auch in den Landrechten, namentlich des deutfhen Südens 
und Weſtens. 

Der Vorzug des männlichen Geſchlechts erhielt ſich nad) dem Verfall der 
gemeinen Freiheit nur noch bei den freien Herren und Schöffenbarfreien und 
zwar binfichtlih der Sedelhöfe, d. h. der Haupt- und Stammhöfe des Ge- 
ſchlechts. Doch hatte er mittlerweile in den neuen ftändifchen Nechtsbildungen, die 
das allgemeine Recht fortan vielfach überwuchern, allgemein Aufnahme gefunden. 
Auf diefem Boden der ftändifchen Sonderredjte entwidelte ſich auch das bis 
dahin unbekannte Inftitut der Individualfuccefiion, jo daß von mehreren Söhnen 
reſp. in zweiter Linie von mehreren Töchtern nur einer bez. eine zur Succefjion 
in den ländlichen Jmmobiliarbefig berufen wird. 

Den mehreren männlichen Erben, die anfangs allein oder doch vorzugS- 
weife und ebenjo den mehreren weiblichen Erben, die anfangs secundo loco, 
dann aber in Goncurrenz mit den männlichen Erben in den Grundbeſitz fucce- 
dirten, ftanden urfprünglic nad) gemeinem Recht gleiche Erbtheile zu. Wenigjtens 
begegnen wir vor der ſtändiſchen Periode Teinerlei gegentheiligen Beftimmungen. 
Nach einzelnen Partifularrechten erhielten dagegen in Fällen, in denen Männer 
mit Frauen concurrirten, die erfteren nicht felten einen größeren Antheil], ge— 
wöhnlich das Doppelte eines Frauenantheils. 

Waren mehrere Erben vorhanden, jo werden fie anfangs und wohl nod 
bis jpät in das Mittelalter hinein häufig im gemeinfamen Befig, in der Gefammt: 
gewere des ererbten Guts unter Leitung des älteften Erben geblieben fein, bis 
Raum und Ertrag nit mehr für alle ausreichten. In der fpäteren Belehnung 
zur gejammten Hand bat ji dann im Gebiet des Lehnsrehts ein früher 
allgemein übliche Verhältniß unter den Miterben erhalten. 

Fand dann aber eine Auseinanderjegung unter den Erben ftatt, fo wurde 
dabei zwijchen „Theilen” und „Ablegen“ unterfchieden. Theilen bedeutet die Auf: 
hebung der Gemeinſchaft, welche hinſichtlich des „ungedeelten Guts“ nach nord- 
deutfhem Sprachgebrauch beftand, indem eine Zumetfung von Realtheilen oder 
Geldantheilen an alle fid) von einander jondernden Genoſſen ftattfand. „Ablegen“ 
dagegen ift daS Wort, welches die Abfindung einzelner Erben durch den Erb— 
Yafjer oder durd) die im ungetheilten Gute verbleibenden Miterben bezeichnet. 
Beim Grundbefig ſcheint mwenigftens im Norden das Ablegen viel häufiger 
gewejen zu fein, als das Theilen. 

Dasjenige Gut, das der die Ablegung vornehmende Vater fich felbft vor: 
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behielt, gelangte nad) jeinem Tode ausſchließlich an die mit ihm im gemeinfamen 
Haushalt verbliebenen Söhne. 

Daß aber auch das Theilen diefen Gegenden wenigftens in fpäterer Beit 
nicht fremd geweſen ift, zeigt der Sachſenſpiegel. 

Derjelde (Ausgabe von Homeyer III. 29 8 2) enthält über diefen 
Punkt folgende Beftinnmung: Svar so tvene man en erve nemen solen, die 
eldere sal delen unde die jüngere sal kiesen. 

Demnach wurde die Realtheilung vorbereitet, indem das Erbe in Theile 
zerlegt und. darüber Theilzettel ausgefertigt wurden. Unter den zur Theilung 
Berechtigten fällt dem im Lebensalter VBorgerüdtere daS Legen zu, dem Jüngeren. 
das Küren. 

Die Brüder find hier nur beiſpielsweiſe al3 Diejenigen genannt, die am 
erjten in die Lage fommen, ein Erbe zu theilen, aber dieſelbe Regel findet 
Anwendung, aud wenn die Theilenden in entfernterer Verwandtſchaft zu ein- 
ander ftehen. 

Beim Vorhandenfein von mehr als zwei Erben tritt an die Stelle des 
Legens durch den Uelteften gemeinfame Theillegung durch Alle, und an Stelle. 
des Kürrechts das Loos. Was Gott im Looſe dem Einzelnen gegeben, das - 
foll er al3 das Seinige behalten. 

Wenn diefe Stelle des Sachſenſpiegels auch immerhin älteres, lange in 
Gebrauch geweſenes Recht firirt hat, jo werden wir aus derjelben doch nicht 
ſchließen dürfen, daß Nealtheilungen im Gebiete der ſächſiſchen Anftedelung 
namentlic in älterer Zeit ſehr häufig geweſen find. 

In Beiten, in denen nod weite Streden unangebauten meift mit Wald 
und Sumpf bededten Bodend zur inneren Colonifation dur Neurodung ein- 
luden, in denen die Naturalwirthſchaft noch ſtark prävalirte, die landwirthſchaftliche 
Technik eine ftabile war und die abgefundenen Gejhwifter in der Kirche, im 
Kriegs- und Gefolgihaftsdienfte u. f. w. leicht ein Unterfommen fanden, werden 
diefe rechtlich zuläffigen Naturaltheilungen faktiſch nicht häufig vorgefommen fein. 
Schon die ertenfive Wirthichaft, welche große Flächen verlangte, namentlich aber 
der große Werth, den die Gebäude im Vergleich mit dem Grund und Boden 
repräjentirten, werden die Naturaltheilung der ererbten Güter in den meiften 
Fällen ausgejchlofien haben. Auch werden die theilenden Geſchwiſter felbft wohl 
nur ausnahmsweile das nöthige Kapital bejejlen haben, welches zur Neu— 
einrichtung eines foldhen Theilgut3 erforderlich war, und geliehen erhielten fie 
dafjelbe auch nur ſchwer, jo lange der Grundjag galt, daß der Erbe Schulden 
des Erblafjerd nur ſoweit die fahrende Habe reichte, zu bezahlen brauchte 4). 

Häufiger als in den Pändern der ſächſiſchen Anfiedelung, mit ihrer auf eine 
größere Stabilität der wirthſchaftlichen Verhältniſſe hindrängenden Agrarver- 
faffung, dürfte die Naturaltheilung des väterlichen Erbes im Süden und Weften 
gewejen fein. Hier, auf einem Boden, auf dem ftarfe Ueberrefte römifchen 
Lebens, römischen Rechts und römischer Sitte fi erhalten hatten, muß diefer 
Einfluß aud) bei der Auseinanderfegung unter den Miterben zu Tage getreten 


4) Diefer Grundfag findet fih noch anerfannt im Sachjfenfpiegel I. 6, $. 2, 
vol. Carl Schilling, Die Iehn- und erbrechtlichen Satungen des Waldemar- 
Erih’fhen Rechts. Mitau. Steffenhagen. 
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fein. Wenn es von den Burgundern in der lex Burgundionum LXXXIV. 
beißt: quia cognovimus Burgundiones sortes suas nimia facilitate distra- 
here, fo werden wir von ihnen annehmen müfjen, daß fie auch keinen befonderen 
Werth auf die ungetheilte Erhaltung des väterlihen Grundbeſitzes in der Familie 
gelegt haben. Bei ihnen ſowohl wie bei den Weftgothen, bei den Alemannen 
und bei den Franken wird der ererbte Grundbefig daher wahrſcheinlich ſchon 
früh getheilt worden fein. Wir fünnen dies mit um jo größerer Sicherheit 
annehmen, al3 außer den bereit3 früh in diefen Gegenden fich geltend machenden 
Einflüfjen des römiſchen Rechts auch die ganze Agrarverfaffung bier eine viel 
größere Beweglichkeit des Grundbeſitzes ermöglichte als im Norden 5). 

Beltimmungen über die Theilung des Nachlaſſes enthält aud) der Schmwaben- 
fpiegel (Ausgabe von Yafberg 26). 

Das oben kurz ſtizzirte Inteftaterbrecht der einzelnen deutichen Voltsftämme 
hatte urfprünglich den Charakter eines abſoluten Zwangsrechts, indem e3 weder 
durch Verträge unter Lebenden, noch auch durch letztwillige Verfügungen ab: 
geändert werden durfte. Dieſer Zwangscharakter des Inteſtaterbrechts hängt, 
wie wir oben in der Einleitung zu zeigen ſuchten, mit der großen Bedeutung, 
welche das Grundeigenthum für die Familie und die Zugehörigkeit zu einer 
grundbeſitzenden Familie für den Einzelnen hatte, aufs Engſte zuſammen. 

Aber auch in dieſes Gebiet drang der Geiſt der ſpäteren Zeit zerſetzend ein. 
In Folge dieſer Einflüſſe finden wir daher bereits früh wie die Bevorzugung 
der Söhne und Agnaten vor den Töchtern ſo auch die ſtrenge Abgeſchloſſenheit 
des Familienbeſitzes an mehr als einer Stelle durchbrochen. 

Wenn wir als ältere Regel annehmen dürfen, daß das Grundeigenthum 
von dem jeweiligen Eigenthümer nur mit Genehmigung der Familie, als deren 
Repräſentant ſpäter der nächſte Erbe des Eigenthümers angeſehen wurde, an 
Nichtfamilienglieder veräußert werden durfte, ſo erſcheint auch dieſe Regel bereits 
in den Volksrechten durch mannigfache Ausnahmen beſchränkt oder ſogar voll: 
ftändig beſeitigt. 

Geſtattet doch ſelbſt das ſächſiſche Volksrecht dem Eigenthümer, vielleicht 
zufolge eines aus fränkiſcher Zeit ſtammenden Zuſatzes, ſein Grundeigenthum 
zum Nachtheil der nächſten Erben bedingungslos an den König und die Kirche 
zu veräußern, an ſonſtige Perſonen jedoch nur im Fall der Noth; doch muß 
der Eigenthümer in dieſem letzteren Fall das Gut vorher ſeinen nächſten Erben 
zum Verkauf vergeblich angeboten haben. Erfolgt die Veräußerung von Eigen 
ohne den Beiſpruch der nächſten Erben, ſo wird der Eigenthümer als todt und 
der Eigenthumsübergang als auf den Erben erfolgt angeſehen. 

Noch weiter in der Aufhebung der Verkehrsbeſchränkungen gehen das 
Ripuariſche, Burgundiſche und Baperiide Volksrecht. 

Das Ripuariſche Volksrecht geſtattet dem kinderloſen Eigenthümer, ſeine 
Grundftüce vollſtändig frei zu vergeben, demjenigen, der Kinder hatte, jedoch erſt 
nachdem er fi von ihnen gefchteden hat. 

Auch nad) Burgundiſchem Recht durfte der Familienvater über fein Grund: 


5) Belege für bereits früb vorkommende Realtheilungen im Erbwege bringt 
Walter, Deutihe RG. $ 212, Anm. 12, bei. 
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ſtück, namentlic über feine sors frei verfügen, wenn er mit feinen Kindern 
abgetheilt hatte. 

Nah Bayerifhem Recht ſoll derjenige, welcher freien Grundbefit an die 
Kirche verſchenken will, zunächſt mit feinen Söhnen abtheilen oder doch ihren 
Conſens beibringen. Wer keinen Sohn hatte, jollte frei verfügen dürfen. 

Nach neuerem Langobardifhen Recht gilt die Zuziehung der Verwandten 
zu Beräußerungen überhaupt nicht als geboten: aber e3 war dod) ein Grund 
zur Feindſchaft, wenn der Eigenthümer einem anderen als einem Verwandten 
jein Vermögen zumwendete. Hier fehen wir demnad; das Recht bereit3 zur Sitte 
verblaßt, gegen deren Verlegung dann nur nod die Volksſtimme reagirt. 

Endlich ift aud) für das ſalfränkiſche Rechtsgebiet neuerdings von v. Amira 
und für das alemannifhe Rechtsgebiet von Heusler auf Grund von Urkunden 
behauptet und wahrjcheinlic gemacht worden, daß auch hier der Vater über das 
frei verfügen durfte, was ihm nad; Abtheilung mit feinen Söhnen übrig blieb. 

Zwar fommen in den Urkunden aud Zuftimmungen anderer Verwandten, 
namentlic, der Ehefrau und der Brüder, zu VBeräußerungen vor, allein e3 find 
diefe zu ſehr vereinzelt, al? daß man einen allgemeinen Sat daraus ab: 
leiten könnte ®). 

Diefes ſog. Beiſpruchsrecht — wie die Doctrin das Recht dev nächſten 
Berwandten, bei Beräußerungen von Grundeigenthum gehört zu werden, be: 
zeichnet — dürfte demnad) zur Zeit der Volksrechte nicht mehr bei allen Volks— 
ftämmen gegolten haben. Jedenfalls hatte es bei verfchiedenen Volksſtämmen 
eine ungleihe Tragweite und eine ungleiche Etärke. Bei den einen galt es 
noch al3 wirkfames Recht, bei den anderen dagegen hatte e3 jich beveit3 zur 
Sitte verflüchtigt, und felbft wo es noch als Recht galt, ftand e3 wieder 
entweder allen Agnaten zu oder war auf den engeren Kreis der Kinder bez. Söhne 
des Eigenthümers bejchräntt. 

Allmälig verengte fih das Anwendungsgebiet des Beiſpruchsrechts immer 
mehr, indem 3. B. in Ländern, in denen daffelbe al3 landrechtliches Inſtitut 
fefte Wurzeln gefaßt hatte, mande Städte fid) von demfelben frei zu machen 
mußten. Und zugleich ſchwächte ſich dafjelbe mindeftens in einer der folgenden 
Richtungen ab: bald gelangte der alte bayeriſch-burgundiſche Grundjag zur An« 
wendung, daß wenn der Eigenthümer jich mit jeinen nächſten Verwandten ab- 
geiheilt hatte, er über feinen Grundbeſitz frei verfügen durfte; bald wieder 
wurde die Geltung de3 Beiſpruchsrechts auf Diejenigen Grundftücde beſchränkt, 
welche der Eigenthümer im Erbgang erworben hatte, während er über fein 
wohlerworbenes Gut frei verfügen durfte; bald endlich ſchwächte ſich das Bei: 
ſpruchsrecht zu einem Retractrecht (Erbloofung) ab. 

Auch kommen Gombinationen dieſer verjchiedenen Entwidlungsmomente 
unter einander vor, derart 3. B., daß das Beiſpruchsrecht auf das Erbgut bes 
ihränft wird und den Söhnen des Eigenthümers im Falle einer Veräußerung 
de3 Erbgut ein Revecationsreht, den ferneren Agnaten — in Ermangelung 
von Söhnen — dagegen nur ein Retractredht eingeräumt wird. 


6) Heusler, Die Gewere ꝛe. Weimar 1872. ©. 45. v. Amira, Erben- 
folge und Berwandtihaftsglieverung nah den alt-nieberbeutfchen Rechten. München 
1874. ©. 52 ff., 55 ff. 
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Die Erbloofung hat ſich bis auf den heutigen Tag nicht nur in einigen 
Theilen des Deutichen Reich, fondern über dafjelbe hinaus, in zwei die 
entgegengejetsten Pole deutſchen Sprachgebiets bildenden Ländern, die früher 
zum Deutfhen Reich gehörten, erhalten: in Liv», Eſt- und Rurland, wo das 
Näherreht der Verwandten bei Veräußerung von Nittergütern noch allgemein 
befteht, und ebenſo in der Schweiz, wo der jog. Blutzug in vielen Gegenden, fo 
namentlih im Kanton Bern, bis auf unfere Tage fortdauert”). 

Einen befonders jchweren Kampf hatten die Anforderungen des wirthſchaſt— 
lichen Yebend und einer humaneren Eultur fodann noch zu beftehen mit der 
Abneigung der germaniſchen Stämme gegen Beräußerungen des Grundeigenthums 
auf den Todesfall. Solde Dispofitionen mußten der Familie al3 befonders 
gefährlich erjcheinen, weil fie ja erft nad dem Tode des legtwillig verfügenden 
Grundeigenthümers zur Erfüllung gelangten, demſelben aljo nichts koſteten und 
daher zum Schaden der Familie leicht benutt werben konnten. 

Das ftrenge deutichrechtlihe Prinzip, das Tacitus (Germania 20) folgender» 
maßen ausdrüdt: heredes successoresque sui cuique liberi et nullum 
testamentum, mochte in einzelnen Kreijen aber doch ſchon früh als läſtig 
empfunden werden. 

Freilich förmliche Teftamente im ftrengen römiſchrechtlichen Sinn fcheinen 
zuerft nach langobardiſchem und fränkiſchem Volksrecht nur bei den römifchen 
Unterthanen, jodann aud) bei den Geiftlihen in Anwendung gelommen zu jein. 
Im deutjchen Reich übrigens wurde das Recht der Geiftlihen zu legteren erſt 
durch die Gejetggebung von den Jahren 1165 und 1220 anerkannt. Unter Laien 
fanden eigentliche Teſtamente erſt viel ſpäter, allmälig, Eingang. 

Der Weg zu denjelben führte an einer ganzen Reihe von Aushilfe und 
Bwitterbildungen vorbei. 

Zu dieſen gehörte die Affatomie (von affatimire — adoptare in heredi- 
tatem). Die Affatomie beftand in einer fünftlihen Erweiterung der Familie, 
welche lediglich zu dem Zwecke erfolgte, um einer fremden Perfon ein ganzes 
Vermögen übertragen zu können. Die Bergabung geihah unter Lebenden. Der 
Empfänger wurde zum Erben ernannt, heres appellatur. 

Um die prinzipiell ausgefchloffenen letztwilligen Dispofitionen zu umgehen, 
gab es jodann noch ein anderes Mittel. Es wurde das Gut, über das man 
legtwillig verfügen wollte, einem Mittelmann mit dem Auftrage übergeben, daß 
er daſſelbe einer dritten Perfon im Augenblick des Todes zukommen laſſe. 
Dieſer Mittelmann hieß Salmann, manufidelis, Treuhänder. Dieſer Weg 
war hauptſächlich beliebt bei Kriegszügen und Pilgerfahrten. 


7) Im Gegenfag zu den meiften Germaniften leugnet Befeler das Beifpruds- 
recht für die Zeit der Bollsrechte, indem er annimmt, daß bafjelbe erft fpäter durch 
die Sitte allgemein eingeführt fei: Befeler, Erbverträge. I. 1835. ©. 48—63. 
Denjelben Standpuntt nimmt für das Recht der Salfranten ein: Schröder, in ber 
—— für rag ern Bd. XI. ©. 412 ff. Sandhaas, Germaniftifche Ab- 

anblungen. 1852. ©. 163—206, und ebenfo Stobbe, Handbuch bes beutfchen 
Privatrehts. Bd. 2. Abth. 1. 1875. ©. 105 ff., wollen zwifchen den verfchiebenen 
Vollsrechten unterfchieden wiſſen. Vgl. auh Fipper, Das Beifpruchsrecht nach alt= 
ſächſiſchem Recht. Heft 3 der von Gierte herausgegebenen Unterfuhungen zur beutichen 
Staatd- und Rechtsgeichichte. Breslau 1879. 
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Ferner waren wenigftend nad alemannifChem Recht Bergabungen, die 
bereitö bei Yebzeiten de3 Donator3 vollzogen wurden, wobei man ſich die Nutz- 
niegung bis an den Tod gegen Erlegung eines Heinen Zinſes vorbehielt, aud) 
ohne Einwilligung der nächſten Erben ſchon früh zuläffig, namentlich wenn fie 
fi) auf die Kirche bezogen ®). 

Abgejehen von diefem Fall finden ſich in den Traditionenfanmlungen 
vom VI. Jahrhundert ab auch ſchon mafjenhaft die jog. donationes post obitum 
erwähnt. Es find das Schenkungen, welche der Donator auf den Altar der 
Kirhe in dem Sinne tradirte, daß nad) feinem Tode das gefchenkte Gut an die 
Kirhe fallen ſollte. Auf diefem Wege find Kirchen und Klöfter zu großem 
Bermögen gelangt. 

Zwar wußte der Donator fehr wohl, daf feine Gabe unvollfommen war, 
weil jeine Erben nad) geltender Rechtsanſchauung nicht verpflichtet waren, 
Schenkungen ohne Hebertragung des Gut3 auszuführen. Und wenn er fie dennod) 
pornahm, jo that er es in dem Bewußtſein, daß er ihre Ausführung dem 
Gutbefinden feiner Erben überließ. Dieſe ſuchte er dann zugleich zu bewegen, 
daß fie, damit fie in gutem Einvernehmen mit der Kirche blieben, ihre Rechts— 
anfprüche ganz oder zum Theil aufgäben. Zu diefem Zweck mußte er fie für 
die Schenkung zu intereffiren, entweder indem er ihnen die Ausführung der: 
jelben anvertraute, oder indem er an ihr Gewiffen appellirte oder ihnen 
einen Bortheil ausbedang. Auch war die Geiftlichfeit politifch genug, um aud) 
von ſich aus einen foldhen Ausweg anzubieten, wenn es zur Rettung der Gabe 
zweckmäßig erſchien. Durch wiederholte Beftätigungen, renovationes, iterationes, 
wurde ſolchen Dispofitionen dann nod größere Kraft verliehen. 

Adgefehen vom Weftgothifhen, Langobardifchen und Burgundiichen Reich, 
wo das römische Recht ſchon früh Eingang fand, gelangten doch auch im Centrum 
des Frankenlandes unter dem Einfluß des feftgefchloffenen fränkiſchen Klerus 
folche Verfügungen zu gewohnheitsmäßiger Geltung. In den öftlichen Provinzen 
des Frankenreihs, in Bayern, Sadjfen u. |. mw. dagegen, wo der Einfluß des 
Chriſtenthums geringer war, erſchien ein vorfichtigeres Auftreten räthlih. Doc 
aud in diefen Gegenden, namentlich in Bayern, fcheinen die Vergabungen von 
Todeöwegen, donationes post mortem, nicht felten gewejen zu fein ?). 

Privatperfonen gegenüber finden ſich Vergabungen dieſer Art am früheften 
unter Ehegatten ausgebildet, fo zwar, daß die bedachte Ehefrau jchon bei Leb— 
zeiten de3 Ehemanns, ſoweit das eheliche Recht des letzteren es zulieh, am Bes 
fige und Genuß der Liegenſchaft Antheil erhielt, obihon eine ſolche Anordnung 
erft nad) dem Tod des Mannes ihre eigentliche Bedeutung erlangte 1V). 

Eine fernere Neuerung war ed, daß nad) dem aus der Mitte des XIV. Jahr: 
hundert3 ftammenden Magdeburg-Breslauer ſyſtematiſchen Schöffenreht (heraus— 
gegeben von P. Yaband, Berlin 1863, VI, 3) VBergabungen vor Gericht, die 
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jog. gobe uud reichunge gutis in gehegtem dinge, ohne Webertragung ftatt- 
baft waren. Für die Erbgüter blieb freilich daS Beiſpruchsrecht in Geltung; 
doch mußte dafjelbe binnen Jahr und Tag geltend gemacht werden. Die 
übrigen Liegenſchaften und die fahrende Habe dagegen konnten vor Gericht 
frei vergeben werden. Die einfachfte Art der Vergabung war die bedingungs- 
[ofe, ane underscheyt (Syft. Schöff. Recht 4, 1, 15). Im diefem Fall 
war dem Schenfgeber jeder Widerruf abgejchnitten. Der Beſchenkte erhielt 
ein Recht, das er auf feinen Erben übertragen konnte. Im Gegenfat 
dazu ftanden die Gaben mit underscheyt, d. h. mit Vorbehalt der Herrſchaft 
(Syſt. Schöff. Recht 4, 1, 13, 21, 27), fo daß aljo der Donator berechtigt 
war, die Schenkung zu widerrufen. Anfangs hatte es ſich allerdings lediglich 
um die Schenkung einzelner Sahen gehandelt, doch lag aud die Schenkung 
des ganzen Vermögens oder einer Quote nicht mehr fern und war auch ſchon 
nad) Magdeburger Recht möglich, und zwar mit den gleichen Unterfchieden, wie 
die Schenkung einzelner Vermögenzftüde. Aber fie bezog fih im Gegenſatz 
zu wirflichen legtwilligen Verfügungen dody immer nur auf das im Augenblid 
der Schenkung vorhandene Vermögen, jo daß das jpäter Erworbene nicht unter 
die Schenkung fiel. Prinzipielle Klarheit hierüber wurde übrigens nicht erzielt, 
weil ſolche Schenkungen meift für die Frau oder für eine oder mehrere andere 
Perfonen, die ab intestato Erben waren, erfolgten. Für diefe Art der Schen- 
fungen wurde allgemein an dem Sat feftgehalten, daß man bei völliger körper: 
licher Kraft fein müſſe, um jie vornehmen zu fünnen. 

Ein dem obigen ähnliches Inſtitut findet fi im alamannifhen Süden 
in den fog. Gemächten. Es find die8 Schenkungen auf den Todesfall, 
welche dem Beſchenkten ein durch Vertrag begründetes Recht gewährten. Diejes 
Recht beitand entweder bereits bei Lebzeiten des Donator3 oder entftand erſt 
nad) feinem Tode. Im legteren Fall war die Schenkung bis zu diefem Augen- 
blick widerruflih. Die Gemädte fonnten nur mit Genehmigung des Gerichts 
giltig errichtet werden. Der Genehmigung mußte die Vorladung und An« 
börung der Erben vorhergehen; danach erſt entſchied das Gericht nad) feinem 
Ermeljen. Konnte der Donator wegen Krankheit nicht jelbfi an den Ort 
hingehen, wo das Gericht gehalten wurde, fo mußte ein Gericht vor der 
Hausthür des Kranken verjammelt werden. Ausnahmsweife konnten Ber: 
gabungen geringeren Betrags ad pias causas auch ohne Zuftimmung des 
Geriht3 und ohne daß der Teftator die ſonſt erforderliche Körperkraft beſaß, 
vor Zeugen erfolgen. 

Seit dem XVI. Jahrhundert wird die Form der Vergabung freier. Man 
begnügt ſich jegt mit Privaturfunden, welche dem Rath reſp. dem Gericht ein- 
gereicht und von diefem beftätigt werden. Der Vorbehalt einfeitiger Aufhebung 
wird immer häufiger, endlid wird er aud dann, wenn er nicht ausdrücklich 
ausgejprochen wird, al3 jelbftverftändlich angefehen. 

Sp gingen denn die VBergabungen bei gehegtem Ding und ebenjo die Ge: 
mächte im XVII. und XVII. Jahrhundert in das geſetzlich deponirte Tefta: 
ment über 1). 
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Die zulegt gejchilderte Entwidelung der Bergabungen bei gehegtem Ding 
und der Gemädhte ift eine weſentlich ftädtifche, weil damald (mie auch noch jekt) 
letztwillige Verfügungen in der Stadt viel häufiger vorkamen al3 auf dem 
Lande. Indeß ift fie doc aud auf die Praxis des flachen Landes nicht ganz 
ohne Einfluß geblieben. 

Weſentlich gefördert wurde dieſe Entwidelung durch die Neception des 
römischen Redts. 

Im Deutſchen Reid) gelangte nämlich jeit dem XV. Jahrhundert das römiſche 
Recht mit feiner gleichen Behandlung aller Perfonen und Sachen, feinem In— 
teftaterbrecht, daS allen in gleihem Grade mit dem Erblafjer verwandten Per- 
fonen einen gleihen Anjprud an feinen Nachlaß gewährte, feiner Taxation des 
Nachlaſſes nad dem Verkehrswerth und feiner jedem Erben eingeräumten Be: 
fugniß, den Erbtheil entweder in natura oder in Geld zu verlangen, fowie 
feiner nur durd das Pflichttheilsrecht beſchränkten Teftirfreiheit principiell zur 
Annahme. 

Indeß war dod der partifulären Entwidelung des Geſetzes und Gewohn⸗ 
heitsrechts einzelner Zerritorien und Ortſchaften ſowie der fingulären Redts- 
entwidelung einzelner Stände freier Spielraum geftattet. 

Dieſes römifhe Erbrecht mit feiner im Vergleich zum älteren deutſchen 
Recht größeren Dispojitionsfreiheit des Erblaſſers und feiner Durchführung des 
Gleichheitsgedankens für alle Güter und alle Menfhen mußte den Bedürfniffen 
und Wunſchen desjenigen Theils der Bevölkerung bejjer entfprechen, der vor: 
zugSweife als Träger der neuen Zeit erſchien. Dies waren die vom Geld- 
verfehr berührten ftädtifchen Kreife. 

Nicht in gleihem Grade dagegen entſprach daſſelbe den Bedürfnijjen der 
ländlichen Bevölkerung, Durd eine Reihe ſingularrechtlicher Inſtitute — 
welche theil3 bereits früher entftanden waren, theil3 aber erſt jeßt ent: 
ftanden — mußte fi das flache Land der Ausbreitung des römifhen Erb: 
recht3 auch auf das ländliche Grumdeigenthbum zu erwehren. 

Um die Entftehung diefer zu erflären ehren wir für einen Augenblid 
zu der auf die Zeit der Volksrechte folgenden Periode zurüd. Diefe charak— 
terijirt fi) dadurdh, daß über der alten Stammesverfafjung der Ueberbau 
einer Reichsverfaſſung mit einem ftarfen Zerritorialfürftentfum und zugleid 
ein mannigfad gegliederted® Ständeweſen ſich ausgebildet hatte. Der Ent: 
widelung der politiichen und focialen Berfaffung entjprehend wurde das all- 
gemeine Landrecht ummer mehr von ftändifchen Singularredhten überwuchert. Auf 
dem Gebiet de3 Erbrechts insbejondere lebten in diefen ſingularrechtlichen In— 
ftituten altgermanifche Rechtsgedanken, modificirt durch die Bedurfniſſe dieſer 
ſtändiſchen Periode, wieder auf. 

Was dem ſingulären Erbrecht der ſtändiſchen Periode im Unterſchiede von 
dem altgermaniſchen Erbrecht ſeinen ſpezifiſchen Charakter giebt, iſt der in demſelben 
zum Ausdruck gelangte Proceß, der ſich mittlerweile auf dem Gebiete des Eigen— 
thums vollzogen hat. Dieſer beſtand darin, daß ſich das urſprünglich einheitliche, 
wenn auch durch die Rechte der Familie beſchränkte Sondereigen für einen großen 
Theil des Grund und Bodens in ein Ober- und Untereigenthum geſpalten 
hatte. So namentlich im Gebiet des Lehn- und Hofrechts. 

Begünftigt wurden dieſe fingulären Rechtsbildungen durch den Mangel 
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de3 Begriff3 der Univerfalfucceffion im älteren deutſchen Recht. Eine noth- 
wendige Folge dieſes Mangels war e3, daß den Germanen die Grundfäge über 
Bererbung von Liegenſchaften den Grundftücden felbft zu inhäriren ſchienen 
und ſich deshalb für verſchiedene Klaſſen von Grundftüden verichieden geftalten 
fonnten. So entitand ein beſonderes Recht für die Lehngüter, die großen 
Grundherrichaften, die bäuerlihen Güter u. ſ. w. 

Beginnen wir mit der Erbfolge nad Lehnredt. 

Von einer bejonderen lehnrechtlihen Erbfolge konnte erft die Rede fein, nad) 
dem die anfangs nur auf Lebenszeit verliehenen Beneficien erblic, geworden waren. 
Da der Yehndienft in der Hof und Heerfahrt beftand, jo ging das Lehen jener 
hauptſächlichen Beitimmung gemäß auf die Söhne und Enfel und nicht auf die Töchter 
über. In Ermangelung von Leibeerben wurde das Lehen dem Herrn ledig. 
Ausnahmen von diejer Regel kamen zufolge bejonderer Verträge und nad) dem 
Gefetesreht mander Territorien vor. Waren der Erben mehrere, jo brauchte 
der Yehnsherr urjprünglih, aus Rückſicht auf den zu fordernden Dienft, nur 
Einem von ihnen das Gut zu leihen, den die Miterben zu wählen hatten und 
der ſich dann nad Yandreht mit denjelben ausgleihen mußte. Gewöhnlich 
fiel die Wahl auf den Aelteften. Dieſe Uebung wurde dann auch infofern an— 
erfannt, al3 man den Aelteſten al3 den Bertreter der Anderen, bejonder3 der 
Unmündigen, anjah. Bei einigen Arten von Lehen, namentlih Burglehen und 
Bogteilehen erhielt der Aeltefte ausnahmsweife jogar das ausſchließliche Erb- 
recht. Hinterließ der Vafall mehrere Söhne, jo führten Neigung und Intereſſe 
diejelben bisweilen — ähnlich der älteren Landrechtlihen Uebung — zu dem 
Wunſch, auf dem Lehen in naher häuslicher Gemeinfchaft zu bleiben. Um diefem 
zu willfahren, konnte der Lehnherr eine Belehnung zur gefammien Hand an jie 
vornehmen. Dieſe berubte auf dem Gedanken einer auch äußerlih in der Ge— 
meinjhaft des Hausweſens dargeftellten Einheit, wovon die Theilnehmer nur 
die wechjelnden Glieder waren. Beim Tode des einen der durd die geſammte 
Hand Berbundenen traten dejjen Söhne an jeine Stelle, jedenfall lebte die 
Gemeinfhaft mit oder ohne fie unter den Uebrigen fort. Kraft diefer Gemein- 
Ihaft hatten Ale am Gut gleiche Gewere und Nuten, jedod mußte einer von 
ihnen bezeichnet werden, an den jich der Herr des Dienftes wegen halten konnte. 
Uebrigens waren fie berechtigt, das Gut felbft ohne Erlaubniß des Herrn zu 
tbeilen. Da jedod dann beim Tode des Einen die Andern fein Recht an deſſen 
Gut hatten, jo mögen folhe Theilungen wohl felten vorgefommen fein. 

Speziell binfichtlihh der Succeffion im Reichslehen galt urfprünglic das 
Hertommen, daß regelmäßig nur die Söhne und nur ausnahmsweiſe die Töchter 
fuccedirten. Denn wie nur einer der Söhne dad Amt (die Markgrafichaft, 
das Herzogthum, die Pfalzgrafihaft, die Grafichaft) erbte, jo fonnte auch nur 
einer derjelben in daS Lehen, das mit dem Amt verknüpft war, fuccediren. 
Ueber die Perfon des Yehnsnahfolgers entjchted dann entweder die Wahl des 
Kaijer3 oder die Erftgeburt. Ye mehr aber derCharakter des Amts in den 
Hintergrund trat und da3 zu demjelben gehörige Territorium al3 Hausbejig 
angefehen wurde, dejto mehr zeigte ſich das Beftreben, alle Söhne daran Theil 
nehmen zu lafjen. Eine jeit dem XIII. Jahrhundert übliche Belehnung zur 
gefammten Hand bildet den Uebergang zur Bertheilung der Lehen im Erbwege. 
Der ältefte Sohn erhielt dann gemöhnlih die Stammburg, die nachfolgenden 
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Söhne die anderen Burgen. Dieſe fortgeſetzten Theilungen führten die gräf— 
lichen und fürſtlichen Häuſer der Verarmung, die Territorien der Zerſplitterung 
entgegen. 

Einzelne vorausſichtige Fürſten führten daher ſchon in der erſten Hälfte 
des XIV. Jahrhunderts durch Hausgeſetze die Untheilbarkeit ihrer Beſitzungen 
ein. Die goldene Bulle (1356) that daſſelbe für die weltlichen Kurfürſten⸗ 
thümer unter Feftfegung der Primogeniturerbfolge. Andere Fürften ahmten 
dies nad) oder fuchten doch durch indirekte Mittel die Theilungen zu befchränfen. 

In der Zeit vom XVI. Jahrhundert an wurde dann in allen reichs— 
ftändifhen Yamilien die Vererbung nad) der Primogenitur eingeführt. 

Für denjenigen Grundbefig de3 hohen und niedern Adels, welcher Allod 
war, lebte die altdeutiche Erbfolge mit ihrer Zurüdjegung der Frauen und der 
Beſchränkung der Veräußerung durch das Beiſpruchsrecht der nächſten Erben, 
beide3 übrigens meift bejchränft auf die Erbgüter, wieder auf. Seit dem 
XIV. Jahrhundert wird für diefe adligen Stammgüter außerdem die In— 
dividualfucceffion eingeführt. 


Der hohe Adel wußte feine auf dem Gebiete de3 Erbrecht feit dem Ein» 
dringen des römifhen Rechts zu Tage getretenen Bedürfnifje für feine Güter 
außerdem durch Erbverträge und Hausgejege in mannigfachfter Weife zu bes 
friedigen. Und für den niederen Adel jowie für den demfelben gleichgejtellten 
ftädtifchen Patriciat entftand ein neues Redhtöinftitut: das Yamilienfidercommiß, 
deſſen gejchichtlihe Ausbildung und gegenwärtige Rechtsgeſtalt weiter unten in 
einem eigenen Abſchnitt darzuftellen fein wird. 


Und während für die Vererbung des über das alte Sondereigen em 
porgehobenen Grundeigenthums theil3 eine bejondere Lehnserbfolge, theils die 
Erbfolge der hochadeligen Familiengüter fowie der Stammgiüter und des 
Yamilienfidercommiß galt, wurde der mit grundherrlichen Dienften und Natural- 
abgaben belaftete bäuerliche Grundbefig nad Hofrecht vererbt. 

Gleichwie im Erbrecht der Lehn:, Stamm» und Fideicommißgüter finden 
ſich auch in dem hofrechtlichen Erbrecht mande Gedanken des altgermantjchen 
Erbrechts eigenartig ausgeftaltet erhalten. 

Zwar lebten die zum Hofesverband gehörigen Perfonen verfchiedener Stände 
(Freie, Unfreie, Halbfreie — homines fiscalini und ecclesiastici — Zinsleute 
u. ſ. mw.) in ihren perfönlichen Verhältnifjen anfang3 nad) ihrem befonderen 
Standesrecht. Unter diejes fielen auch die durch die Ehe und durd den Tod 
erzeugten vermögensrehtlihen Verhältnifje. So vererbten die Unfreien anfangs 
weder das von ihnen benugte und bemwirthichaftete Grundeigenthum, noch aud) 
felbft ihr Peculium auf ihre Angehörigen, fondern ihr Nachlaß — wenn man 
überhaupt von einem foldhen reden durfte — gehörte dem Herrn, der Hof 
wurde nad) ihrem Tode wieder ausgethan und die bewegliche Habe wenigftens 
zum Theil von dem Herrn an ſich gezogen, bis dann allmählid) die nächſten 
Berwandten zuerft ein prefäres, dann ein geſetzliches Erbredit an dem Hof er- 
hielten. Und amdrerfeit3 wurden die Zins- und Erbzinsgüter anfangs nad) 
Landrecht vererbt. Aber allmählich, mit der weiteren Ausbildung der guts— 
berrlich-bäuerlichen Verhältniffe und der Verwiſchung der urſprünglichen perfön= 
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lichen Standesunterjchiebe der zum Bauernftande zuſammenwachſenden Klafien, 
fand dody eine Ausgleihung unter dieſen verſchiedenen Arten der Vererbung 
ſtatt. Den Blutsfreunden der Unfreien wurde, wie wir ſahen, auch ein Erb— 
recht am Hofe eingeräumt, wie ſie ein ſolches am beweglichen Vermögen bereits 
beſaßen, und die Erben der urſprünglich freien Gutsunterthanen mußten gleich 
denen der Unfreien bei jedem Erbübergang des Hofs eine Abgabe an den 
Herrn zahlen. 

Das Intereſſe des Grund- und ſpäter auch des Landesherrn an der Er— 
haltung leiſtungsfähiger Bauernhöfe führte ſowohl für die im Beſitz von ur— 
ſprünglich leibeigenen Bauern, deren Leibeigenſchaft ſich aber im Lauf der Zeit 
in eine milde Schollenpflichtigfeit ummandelte, wie für die im Beſitz von ur— 
ſprünglich freien, dann aber dinglidy abhängig gewordenen Perfonen befindlichen 
Bauerngüter gleihmäßig dahin, daß die Söhne vor den Töchtern in der Erb- 
folge bevorzugt wurden, daß in Ermangelung von Kindern der Hof an die 
Wittwe des Bauern fm, und daß ſich das Inſtitut der Interimswirthſchaft 
ausbildete. Zugleich ſuccebirte von mehreren erbberechtigten Kindern immer nur 
eines, was in den meiſten Fällen eine Conſequenz der Untheilbarkeit der Bauer— 
höfe war. Die übrigen Geſchwiſter waren entweder auf mäßige Abfindungen 
aus dem Hofe oder auch nur auf die fahrende Habe angewieſen. Die Beſtim— 
mung der Perſon des Hoferben erfolgte entweder durch den Gutsherrn oder 
mit Beſtätigung des Gutsherrn durch den Bauern, oder durch Recht und 
Gewohnheit (Majorat, Minorat). In letzterem Fall ſtand dem Gutsherrn 
aber ein weitgehendes Ausſchließungsrecht zu. Den erſten Anſpruch auf die 
Succeſſion in den Hof hatten die in der Were verbliebenen Leibeserben des 
Bauern. Doch erhielten ſie den Hof nur dann, wenn zugleich die nöthigen 
Garantien für ihre wirthſchaftliche Tüchtigkeit, wie für ihre Gerichts- und Ge— 
meindefähigkeit vorlagen. Daſſelbe galt auch von den Seitenverwandten, ſofern 
ſie überhaupt in Ermangelung von Deſcendenten oder der Ehefrau des Bauern 
in den Hof ſuccedirten. Zum Hofverband nicht gehörige Perſonen waren — 
der Hofesnachfolge entweder vollſtändig ausgeſchloſſen oder wurden doch q 
Hofhörige zurückgeſetzt. Endlich griff aud hier ein hofrechtlich auägeftalteteß 
Heimfalldreht Platz. 

Wie die Befiger freieigener Güter, jo hatten auch ſpäter die Beſitzer hof— 
höriger Güter dad Recht, ihren Grundbefig bei Tebendigem Leibe an einen Sohn 
oder an eine Tochter gegen Vorbehalt der Tebenslänglihen Verpflegung oder 
einer Leibzucht abzutreten. Aber aud in diefem Ball mufte der das Gut 
abtretende Erbe der Herrichaft bei der Behändigung defjelben eine Abgabe 
zahlen. 

So hatte ſich denn für einen großen Theil des bäuerlihen — und zwar 
nicht nur des hofhörigen — Grundbeſitzes in Deutſchland ein eigenes Erb 
recht, da3 fog. Anerbenrecht herausgebildet, über deſſen Entftehung und gegen« 
wärtigen Beftand weiter unten eingehend zu handeln fein wird. 

In Folge der Geltung dieſer ſingularrechtlichen ‚Erbfolgeordnungen war 
die Anwendung des landrechtlichen Erbrechts von einem großen Theil des 
deutfchen Grund und Bodens ausgeſchloſſen. 

Auf dieſe Singularrechte, die ſich zerſtreut in hunderten von Weisthümern 
und Familienſtatuten, Ritter⸗ und Bauerrechten, Vereinbarungen und Landes— 
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ordnungen vorfinden, ift es demnach zurüdzuführen, daß die Vererbung eines 
großen Theil3 des Ländlichen Grundeigenthums im einzelnen Fall entfprechend 
der Individualität der Erben und der jpezifiihen Natur der zum Nachlaß ge⸗ 
hörigen Güter erfolgt iſt. Denn in den verſchiedenen Singularrechten wird 
einerſeits auf die Verſchiedenheit der männlichen und weiblichen, der älteren und 
jüngeren, mündigen und unmündigen, verheiratheten und ledigen, qualificirten 
und nichtqualificirten Erben und andrerſeits auf den Unterſchied zwiſchen bemeg- 
lichen und unbeweglihen Gütern und innerhalb der letteren wieder zwiſchen 
adligem und bäuerlihem Grundeigenthum, zwiſchen Stammgut und Errungen- 
Ihaft u. |. w. Rückſicht genommen. 

Indeß haben ſich diefe jingularen Rechtsbildungen gegenüber dem An— 
drängen des von der Idee der Gleichheit beherrichten, der freien Willens- 
beftimmung des Erblafjers mehr Raum gebenden allgemeinen Landrechts (römifches 
Recht in Juftinianeifher Formulirung und neuere Codificationen, die das römifche 
Recht mehr oder minder rein in fid) aufgenommen haben) auf die Dauer doch 
nicht al3 genügend widerftandsfähig erwiefen. In jede in das Singularredht 
gelegte Breſche dringt dann das gemeine Recht mit feiner Gleichſtellung aller Erben, 
namentlid; der männlichen und weiblichen, der älteren und jüngeren, mit feiner 
Schätzung der zum Nachlaß gehörigen Immobilien nach dem Verkehrswerth und 
mit feiner Begünftigung der Naturaltheilung des Nachlaſſes ein. | 

Bei diefer Gelegenheit zeigt fich recht deutlich, daß die Neception des 
römischen Rechts in Deutichland nur ganz allmählich erfolgte und daß diefer 
Receptionsproceß auch heute noch nicht al3 vollftändig abgejchloffen angejehen 
werden darf. 

Was fpeziell die Anwendung des römischen Erbrechts auf den Ländlichen 
YImmobiliarbefig betrifft, jo hat diefelbe viel früher im deutſchen Süden und 
namentlid im Südweſten ftattgefunden al3 im Norden und theilweiſe auch 
im Südoſten. Hatte doch ein Theil des Südens unter römischer Herrichaft 
geftanden und hatten dort die römiſchen Einflüffe ihre Kontinuität bewahrt. 
Außerdem waren die Beziehungen Süddeutichlands zu Italien und feinen 
Univerfitäten, wo die Lehre und Anwendung des römiſchen Rechts nie völlig 
aufgehört hatte, ältere und engere al3 die von Norddeutichland. Endlich ift 
im Süden da3 Ständeweſen mit feinen Singularrechten früher al3 im Norden 
dem allgemeinen Staatsbürgerthum gewichen. 


Im Norden dagegen erhielten fi) ſowohl im Abel wie namentlich im 
Bauernftande die alten aus dem Mittelalter ftammenden Erbordnungen — fei 
es num als feftes und ſtarres Recht oder als flüffigere Sitte — bis in unfere 
Zeit hinein. Und als die Gegenwart mit ihrem nivellirenden Zuge auch fie 
hinwegzuſchwemmen drohte, da erhob ſich aus den Abelsfigen ſowohl wie aus 
den Zauerhöfen eine lebhafte Oppofition gegen die Gleichftellung des Grund- 
eigenthums mit der fahrenden Habe, eine Oppofition, die lebhaft an das Wider: 
ftreben des hohen und niederen Adels ſowie des Bauernftandes gegen die Ein- 
führung de3 fremden Rechts im XV. und XVI. Jahrhundert erinnert. Wie 
damals jo ift übrigens auch heute die Oppofition nicht beim Negiren ftehen ge— 
blieben, indem fie den Verſuch gewagt hat, die aus deutjchrechtliher Wurzel 
sowie aus den Bedürfniffen des Immobiliarbefiges entjprungenen mannichfachen 
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fingulären Erbredtsformen im Stun der Freiheit und mit einiger Annäherung 
der Erben unter einander — im Sinn größerer Gleichheit in der Behandlung 
derfelben — umzubilden. 

Ueber dieje ſowohl auf dem Gebiete der Familienfideicommifje wie des 
Anerbenreht3 an frühere Rechtsbildungen anfnüpfenden Verſuche der Geſetz- 
gebung, die Bedürfniffe des wirthichaftlichen Lebens mit den Ideen der Gegen- 
wart zu verjühnen, werden wir weiter unten zu handeln haben. 

Bevor dies gefchieht, haben wir und aber nod) mit denjenigen erbrechtlichen 
Beitimmungen des gemeinen Recht3 und ber neueren partichlarrechtlichen Codi⸗ 
ficationen zu beſchäftigen, welde für das wirthfchaftliche Leben im Allgemeinen 
und für die Vertheilung de3 Grundeigenthums im Speziellen von bejonderer 
Wichtigkeit find. 


— — — — 


V. 
Auseinanderſetzung unter den Miterben. Erbſchaftstaxe. 


Indem wir als befannt vorausſetzen dürfen, daß ſowohl das gemeine 
Recht wie das preußiſche Landrecht, das öſterreichiſche und ſächſiſche Givilgefeg- 
buch und der franzöſiſche Code civil hinſichtlich der Vererbung des Nachlaſſes 
zunüchſt an Deſcendenten, dann aber auch innerhalb der weiteren Grade keinerlei 
Unterſchiede des Geſchlechts und Alters gelten laſſen, ſo daß demnach ſämmt⸗ 
liche in gleichem Grade mit dem Erblaſſer verwandte Perſonen gleich berechtigt 
ſind, haben wir hier nur die Art, wie die Auseinanderſetzung unter mehreren 
gleichberechtigten Miterben erfolgt, darzuftellen und vom foziahvirthichaftlichen 
Standpunft zu prüfen. 

Hierbei ift für unferen Zwed von bejonderer Wichtigkeit die Art, wie die 
verfchiedenen Gefeßgebungen fowie die Praxis folgende Fragen zur Entfeheidung 
Bringen: 

1) Ob und wie weit die Naturaltheilung der zum Nachlaß gehörigen 
Grumdftitde begünftigt wird ? 

2) Nach welchen Grundfägen die Zaration der zum Nachlaß gehörigen 
Grundftüde erfolgt ? 

3) Ob * in welchem Grade die Organe der öffentlichen Gewalt fi in 
die Erbſchaftsauseinanderſetzung unter den Miterben einmifchen ? 


1. Geltendes Redt. 
a. Gemeines Recht . 


Die Miterben ſtehen zu einander in dem Verhältniß von Miteigenthümern, 
wobei der Antheil des Einzelnen ſich nach dem Verhältniß ſeines Erbtheils be— 
ſtimmt. Dies gilt nicht nur für den geſammten Nachlaß, ſondern auch für 
die einzelnen Nachlaßgegenſtände, denn auch an den einzelnen zum Nachlaß ge— 
hörigen Grundſtücken findet das Verhältniß des Miteigenthums ſtatt (1. 1 pr. 
Dig. X, 2). 

Seber Miterbe hat das Recht, die Aufhebung der zwiſchen ihm und den 


1) Windſcheid, Lehrbud des Pandektenrechts. 4. Aufl. 1878. ng III $ 608. 
B. dv. Roth, Baperifches Civilrecht. Theil 3. Tübingen 1878. $ 3 
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übrigen Miterben beftehenden Vermögensgemeinſchaft zu verlangen und es fann 
dieſes Recht auch nicht durch Vertrag oder Verbot des Erblaſſers für alle 
Beiten ausgejchlofjen werden (1. 5 Cod. III, 37; 1.14 $ 2 Dig. X, 3). 

Iſt durch Willensübereinftimmung aller Betheiligten eine Vereinbarung über 
die Erbſchaftsauseinanderſetzung zu Stande gekommen, ſo hat es bei dieſer ſein 
Bewenden. 

Handeln die Contrahenten gegen den Vertrag, dem ſie zugeſtimmt haben, 
jo können fie erforderlichen Falls zur Durchführung deſſelben auf dem Zwangs— 
wege angehalten werden. 

Ob in einem Lande oder in einer Gegend das Zuſtandekommen ſolcher Ber: 
träge Die Regel bildet oder nicht, wird von der Stärfe de3 Familienſinns und der 
Standezjitte, von der größeren oder geringeren Abneigung gegen die Ingerenz 
der Behörden, jomie von dem Werth, den die Erben auf die Erhaltung des 
Grundeigenthums in der Familie legen, abhängen: lauter Faktoren, die in den 
einzelnen zum Deutichen Reich gehörigen Ländern, ja bisweilen in dicht neben 
einander liegenden Gemeinweſen jehr verſchieden entwidelt find. 

Können ſich fämmtliche Erben über den Theilungsmodus nicht verftändigen 
d. h. widerſetzt ſich nur einer unter ihnen dem von den übrigen getroffenen 
Uebereinfommen oder verzichten die Erben von vorn herein auf eine freimillige 
Berftändigung ‚ To fällt die Durchführung der Auseinanderjegung dem Richter 
anheim.“ Sie wird durd) die actio familiae erciscundae — und voll⸗ 
zieht ſich in der Form des Prozeſſes vor dem Prozeßrichter (Dig. X, 2. Cod. 
III. 36). 

Bei Durchführung der Auseinanderfegung wird der Richter zunächft die 
Anordnungen de3 Erblaffers, ſodann aber die Wünſche der Intereſſenten — 
fomweit beide nicht dem abjoluten Recht zumiderlaufen — berüdjichtigen müſſen. 

Insbeſondere wird den Anordnungen des Erblaſſers gefolgt werden müſſen, 
wenn derſelbe die Theile jelbft beſtimmt, aljo die einzelnen Erbichaftsftücfe den 
Erben zugewiejen hat. 

Im Uebrigen wird der Richter die Theilung jo vorzunehmen haben, wie 
e3 dem mohlverftandenen Interefje der Parteien und der Natur der Sache am 
meiften entſpricht (1. 4 Dig. X, 2). 

Und zwar fann der Erbſchaftsrichter entweder 1) die Naturaltheilung der 
zum Nachlaß gehörigen Grundftüde verfügen oder jofern mehrere Grunpftüde 
vorhanden jein follten, dem einen Erben das eine, dem anderen das andere zu: 
ſprechen unter gleichzeitiger Ausgleihung etwaiger Werthdifferenzen (1. 4. 1. 22. 
l. 52. $ 2. Dig. X, 2. $ 4. Inst. 4, 17), oder 2) das Nahlakgrundftüd 
einem der Erben ungetheilt gegen die Verpflichtung, die anderen zu entjchäbigen, 
zufprechen (1. 55 Dig. X, 2), oder 3) dafjelbe zur öffentlichen Berfteigerung 
bringen und die Bertheilung des Gelderlöſes bewirken (1. 3 Cod. III, 37. 1. 22. 
8 2. Dig. X, 2). 

Aus den dingerzeigen, welche die römijchen Yuriften umd fpäter die römt- 
{hen Kaifer dem Richter in diefer Beziehung gegeben haben, läßt fich ſchließen, 
daß die Naturaltheilung der zum Nachlafje gehörigen Grundftüde al3 Regel an- 
gefehen und nur ausnahmöweife aus Zweckmäßigkeitsrückſichten ausgejchlofien 
wurde (8 4 Inst. 4, 17. 1. 1 Cod. III, 37. 1. 22. $ 2 Dig. X, 2). 

Grundſtücke wurden weder wie Getreide, Del u. ſ. w. zu den abfolut 


Auseinanderfegung unter ben Miterben. Erbichaftstare. 187 


theilbaren, aber auch nicht wie Sklaven, Pferde u. ſ. w. zu den untheilbaren 
Gegenftänden gerechnet, jondern e3 hatte der Richter im einzelnen Fall zu un— 
terſuchen, ob das nachgelaſſene Grundſtück commode, faculter, sine suo 
periculo dividi potest, bezw. regionibus divisionem recipiat oder nicht 
($ 5 Inst. 4, 17). 

Einen Anhalt dafür, was unter „commode dividi* zu verſtehen ift, 
bietet die Vorſchrift, daß von der Naturaltheilung de3 ager vectigalis abzu- 
jehen jei, „alioquin praestatio vectigalis confundetur“ (7 pr. Dig. X, 3). 

E3 wird hiernach in denjenigen Yändern, in denen heutzutage das gemeine Recht 
gilt, in Fällen der gerichtlichen Theilung des Immobiliarnachlaſſes für die Art, wie 
die Auseinanderjfegung unter den Miterben gejchieht, viel von der Perſönlichkeit des 
Richters abhängen. Namentlich wird von ihm abhängen, ob die Natural- oder die 
Werththeilung des Nachlaßgrundſtücks beliebt wird, ſowie im legteren Fall, nad) 
welchem Wert) — ob Ertrags- oder Verkehrswerth — das Grundftüd, behufs 
Bertheilung feines Werth3 unter die Erben, gefhätt wird. Im diefer Beziehung 
ft aus Würtemberg befannt geworden, daß die Amtleute und Richter bereits 
im XVI. Jahrhundert die Naturaltheilung der Nachlaßgrundſtücke jehr ſtark bes 
günftigt haben ?). 

Und in neuefter Zeit wieder, in der in Folge Ein: und Durhführung der 
neuen Gerichtöverfaflung für das deutſche Reich die erſte Inſtanz in Nachlaß— 
ſachen von den Kollegialgerichten an die Einzelrichter übergegangen ift und die 
Einzelrihter ihren Amtsbezirk häufig zu wechjeln pflegen, wird darüber geklagt, 
daß dieje fi) weniger in die realen Bedürfnifje der Bevölkerung einzuleben und 
diefe bei ihrer Rechtſprechung zu berüdfichtigen willen, als ihre jehafteren 
Amtsvorgänger. 

Bon Wichtigkeit für die Auseinanderfegung unter den Erben find endlich 
noch die Vorfchriften, welche die VBormünder ſowohl wie die Vormundſchaftsbe— 
hörden in Nachlaßſachen, im Intereſſe ihrer Pupillen zu beobachten haben. 


b. Preußiſches Allgemeines Landredt?). 
#) Allgemeine Regeln. 

Das preußische Landrecht ſtimmt Hinfichtlicd der Regelung der Erbſchafts— 
auseinanderjegung unter den Erben im Wefentlihen mit dem gemeinen Recht 
überein. Indeß ift es in der Praxis des preußifchen Rechts fireitig, ob das 
Miteigentum des Inteſtaterben fih nur auf die Erbichaft als Ganzes oder 
auch auf die einzelnen Erbichaftsgegenftände erftrede, jo daß jeder Miterbe im 
(egteren Fall eine Quote an den einzelnen Erbichaftsgegenftänden, im erften Fall 
dagegen nur eine folde an der gefammten Erbſchaft anzufprechen habe. 

Auch nad) dem preufifchen Landrecht fann die Auseinanderjegung unter den 
Miterben auf aufßergerichtlihen Wege — und zwar vor einem Notar oder 


2) Die Landesorbnung von 1567, das Landrecht von 1610 und ein Generalrefcript 
von 1735 unterfagten in Alt-Würtemberg den Amtleuten und Richtern bie Begün- 
ftigung von Naturaltheilungen in Erbfälen, weil fie in biefer Beziehung bis dahin 
‚gar zu — geweſen ſeien. Tübinger Zeitſchrift für die geſammte Staatswiſſenſchaft 

. 24 


1853. i 
3) Dernburg, Lehrbuch des Preußifhen Privatrecht. Bd. 3. Berlin 1880. 
©. 244, 245. 
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unter Privatihrift — erfolgen. Die Beichreitung dieſes Wegs ift ſogar dann 
zuläffig, wenn ji) unter den Erben bevormundete Perjonen befinden, ſofern die 
Bormünder ihn nur einfchlagen wollen. Die unter den Miterben außergericht- 
lich abgeſchloſſ enen Auseinanderſetzungen haben die Kraft und Giltigkeit von 
Vergleichen. Sind an denſelben bevormundete Perſonen betheiligt, ſo bedürfen 
fie der Genehmigung des Vormundſchaftsgerichts *). 

Aber bereit? auf den Antrag Eines Betheiligten muß gerichtliche 
Auseinanderfegung eintreten. Im Gegenfas zum Verfahren nad) römifchen 
Recht hat diefelbe jedod im Wege der freiwilligen Gerichtsbarkeit zu erfolgen. 

Sie führt zur Aufftellung eines Bertheilungsplans, des fog. Receffes, der 
den Betheiligten zur Bollziehung vorgelegt werden muß. Der Receß bat die 
Bedeutung eines rechtskräftigen vollftrefbaren Erkenntniſſes. 

Der Nachlaßrichter hat zunächſt die Anrechte der Theilungsinterefienten zu 
ermitteln, auf deren Grundlage dann bie Auseinanderfegung gefchtebt. 

Auch nah preußischen Recht (U. L. R. I. 17. $$ 1—168) kann die 
Auseinanderfegung, ſoweit fie ſich auf einzelne Nachlaßgrundſtücke bezieht, erfolgen: 
entweder durch Zutheilung derjelben an einen oder einige der Miterben, mit der 
Verpflichtung, den übrigen Miterben ihre Erbichaftsantheile in Geld aus: 
zuzahlen, oder durch Naturalvertheilung des Grundſtüds unter die Miterben, 
wobei für den Fall, daß fi die Erben über die Zuſchlagung der einzelnen 
Theile nicht vereinigen können, das Loos entſcheidet, oder endlich durch Verkauf 
des Grundſtücks an den Meiſtbietenden und Vertheilung des erlöſten Kaufſchil— 
lings unter die Miterben. 

In erſter Linie ſind für die Wahl des einzuſchlagenden Wegs die Vor— 
ſchriften des Erblaſſers maßgebend. Insbeſondere müſſen Pflichttheilsberechtigte 
die Verfügungen des Erblaſſers über einzelne Nachlaßgegenſtände, namentlich 
auch Grundſtücke, anerkennen: behufs Ermittelung des Pflichttheils iſt der ge— 
richtliche Taxwerth derſelben zu Grunde zu legen. Doch hat auch hier das 
Gebot des Erblaſſers, daß ſein Nachlaß niemals getheilt werden ſolle, keine 
rechtliche Wirkung. 

Sind die Betheiligten unter ſich einig und begehren fie dennoch eine gericht: 
liche Theilung, jo ift nad) ihren Anträgen zu verfahren. 

Iſt eine ſolche Einigung nicht zu Stande gefommen, jo hat der Richter 
nad) feinem Ermeſſen einen der oben erwähnten Wege einzufchlagen. Doch iſt 
das betreffende Nachlaßgrundſtück zur Subhaſtation zu bringen, ſobald nur einer 
der Betheiligten es verlangt (A. L. R. I, 17 $ 89). Die Subhaftation kann 
dann wieder entweder eine freiwillige, den Drganen der freiwilligen Gerichtsbar⸗ 
feit anheimfallende oder eine nothiwendige, von dem für Subhaftationsfadhen zu: 
ftändigen Gericht zu vollziehende fein. 

Somit tritt alfo, wenn nur ein einziger Miterbe es verlangt, die Ermitte: 
lung des Werthes für das Nachlaßgrundſtück auf dem Wege ber Licitation ein. 
Die hierdurd für jeden Erben gegebene Möglichkeit feinen Erbantheil, ent: 
Iprechend dem auf diefem Wege zu ermittelnden Berkfaufspreife des Grundftüds 
zu fleigern, muß nothwendigerweiſe indirekt auch auf die Vereinbarungen unter 
den Miterben einen mwefentlihen Einfluß haben. 





4) Preuß. VBormundfchaftsorbnung vom 5. Juli 1875. $ 42, 4. 
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P) Insbejondere Erbihaftstaren. 


Allgemeine Erbidaftstaren. Für die gerichtliche Auseinander- 
jegung unter den Erben fowie für die Berechnung des Pflichttheils find befondere 
Zaren vorgejchrieben. 

Bezüglich der Aufnahme jolher Taren gelten folgende Grundfäge ): 

Diefelde muß im Allgemeinen unter Direktion einer vereidigten Gerichts— 
perfon erfolgen. Die Zuziehung eines bejonderen Protofollführers iſt nicht noth— 
wendig. Dagegen müfjen alle Mal jachverftändige Taratoren hinzugezogen 
werden. 

Was 1) insbejondere die Taren der adligen Güter (Nittergüter) be- 
—* ſo ſollen dieſelben nach dem wahren und wirklichen Ertrage aufgenommen 
werden. 

Da in den meiſten Provinzen Kreditſyſteme (ſog. Landſchaften) beſtehen, 
ſo ſollen die Juſtizbehörden die Taxen adliger Güter entweder durch die 
Kreditdirektionen aufnehmen laſſen, oder doch die Abſchätzungsprincipien derſelben 
ihren Taxationen zu Grunde legen. 

Betreffend 2) die Taxen anderer Landgüter, die zwar nicht adliger 
Qualität, aber doch ein freies Eigenthum ihrer Beſitzer ſind, ſo ſollen dabei im 
Weſentlichen dieſelben Grundſätze angewendet werden, welche bei der Abſchätzung 
adliger Güter in der Provinz zur Richtſchnur dienen. 

3) Bauerngüter, die ihren Beſitzern eigenthümlich gehören und. nad) 
der Yandesart mit beträdhtlihen Realitäten von Aderwerf, Viehzucht u. ſ. w. 
verjehen find, werden ebenfall3 nad) dem Ertrage tarirt. 

4) Ber allen fleinen Ruftifalbefigungen, auf welden fein Ge: 
ſpann gehalten wird, findet jedoch feine eigentlihe Ertragstare ftatt. Dagegen 
muß in diefem Fall eine richtige und vollftändige Beichreibung des Guts auf: 
genommen und aus dieſen Details, mit gehöriger Rüdfiht auf den am Orte 
oder in der Gegend gewöhnlichen Kaufpreis der Grundftüde von diefer Art und 
Beichaffenheit, ein ungefährer Werth nad dem Ermefjen der Zaratoren beftimmt 
werden. 

Wenn nad) dem Grundbuch, den Ermwerbsdofumenten oder aus anderen un= 
verbächtigen Angaben hervorgeht, daß der Werth des Guts nad) dem Gefeg vom 
4. Mai 1857 betreffend die Vereinfachung des Tarverfahrens für Grundftüde von 
geringerem Werthe in den Yandestheilen, in denen die Allgemeine Gerichtsordnung 
gilt (Gej.-Samml. ©. 445) — 5000 Thaler nicht überfteigt, jo können ber 
Schulze oder die Gerichtäleute des Orts, wo das betreffende Grundftüd belegen 
ift, oder in Ermangelung der Gerichtsleute zwei dazu auserjehene Wirthe diejes 
oder eines benachbarten Orts, über die Beichaffenheit, den Ertrag und den 


5) Allgemeine Gericht3orbnung v. 1795. Thl. I, Zit. 6, 8 1, 3, 4, 12, 18, 14. 
Gefeg vom 15. Juni 1840 über bie Abſchätzung der Grundftüde von geringerem Werth 
(8.:©. S. 181). Refcript des Yuftizminifter8 vom 14. April 1841 (I.:M.-Bl. 1841. 
&. 152). Revidirte Inftruftion für die Dorfgerihte vom 11. Mai 1854. 88 83—87 
(J.M.-Bl. ©. 213). Gefet vom 4. Mai 1857 betreffend die Bereinfahung des Tar- 
verfahren für Grundftüde von geringerem Werthe in den Lanbestheilen, in denen bie 
1. G.⸗O. Giltigkeit bat (G.-S. ©. 445). Kircularrefeript des Juſtizminiſters vom 
29. Juni 1857 (J.M.Bl. ©. 246). 
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Werth des von ihnen zu diefem Behuf genau zu befichtigenden Grundftüds eid- 
lid) vernommen werden, welche Vernehmung aladann die Stelle der gerichtlichen 
Tare vertritt. 

Die Abſchätzung ift jedod) ausnahmsweife auch in diefem Fall durch ge: 
prüfte und vereidigte QTaratoren zu bewirken, wenn ſämmtliche Betheiligte darauf 
antragen oder das Gericht feine der oben bezeichneten Perfonen für geeignet hält. 

Als vereidigte Taxatoren find die Dorfgerichte zu erachten. Sie find be- 
fugt, die Taren unter Verſicherung an Eidesftatt ſchriftlich einzureichen. 

Provinzielle Erbihaftstaren‘). Nod das preußiſche Allgemeine 
Landrecht (II, 7. 88 280—285) enthält unter der Ueberfchrift „ Rechte und 
Pflichten der Untertanen in Anſehung ihres Vermögens“ u. A. die Veftimmung, 
daß in allen Fällen, wo ber DBefiger eines Ruſtik al grundſtücks Miterben ab- 
zufinden hat, der Werth des Gut3 und des Wirthſchaftsinventars nach einer 
gemäßigten Taxe angeſchlagen werden ſoll. Bei Feſtſtellung der Taxe ſoll 
nicht nur auf ſämmtliche Laſten und Abgaben, ſondern auch auf den nothwen— 
digen Unterhalt des Befigerd und feiner Familie Rückſicht genommen werden 
Sämmtliche Erben müſſen ſich den nach einer ſolchen Taxe beſtimmten Werth 
ohne Widerrede gefallen laſſen. Auch ſollen zur Auszahlung der den übrigen 
Theilnehmern zukommenden Abfindungen billige, den Vermögensumſtänden des 
Uebernehmers angemeſſene Termine beſtimmt werden. Wo es nicht ausdrücklich 
verabredet iſt, ſind die Abfindungsſummen nicht zu verzinſen, es ſei denn, daß 
die ausgeſetzten Zahlungstermine nicht eingehalten werden. Die nähere Nor— 
mirung der Abſchätzungsgrundſätze wird den verſchiedenen Provinzialrechten vor— 
behalten. 

Mit dem übrigen bäuerlichen Sonderrecht wurde aber auch die ermä— 
Bigte Erbſchaftstaxe durch die Stein-Hardenberg'ſche Ablöſungsgeſetzgebung beſei— 
tigt. Bereits das Reſcript des Juſtizminiſters vom 3. Juli 1813 erkannte 
ausdrücklich an, daß die beſonderen Provinzial- und Ortsobſervanzen, zu Folge 
welchen die Bauerngüter früher nad) einer den wahren Werth nicht erreichenden 
jog. Erb: und Grundtare vererbt worden, durd die Vorſchriften des Edikts 
vom 9, Oftober 1807 und des Sandesfultureditts vom 14. März 1811 auf: 
gehoben feien. Die Deklaration vom 29. Mai 1816 $ 72 beftimmte fodann 
ausdrüdlih, daß die Vererbung der in das Eigenthum ihrer bisherigen Befiger 
übergegangenen bäuerlihen Nahrungen nad) den in jeder Provinz geltenden all: 
gemeinen Succeffionsgefegen erfolgen folle, daß dieſelben theilungshalber ſub— 
haftirt werden fünnen und bei Exbtheilungen niht nad) gemäßigten Zaren, 
fondern nad) vem wirklichen Ertrage abzufhägen find. 


In der Hauptfahe traten diefe Beftimmungen jedoch erft mit der wollzoge- 
nen und ausgeführten Auseinanderjegung der gutsherrlich-bäuerlichen Verhältniſſe 
in Wirkfamteit. 

Auch jollten für diejenigen Auftifalgrundftücde, deren Regulirung nicht in 
Gemäßheit des Edift3 vom 14. September 1811 erfolgt war, zufolge des vom 


6) von nn und Lette, Die — — des preußiſchen 
Staats. Bd. 1. ©. CH. Bd. 2, Hälfte 1. ©. 82-84. Entwurf eines Gefſetzes 
betreffend das Böuerlice Recht in der Provinz Hannover nebft Begründung. Berlin 
1872 (al8 Manufeript gedruckt). ©. 44 ff. 
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Juftizminifter an das Dberlandeögeriht zu Stettin erlafienen Reftript3 vom 
7. Oktober 1833 im Fall von Erbſchaftsauseinanderſetzungen noch die ermäßigten 
Taxen zur Anwendung kommen. Die Prarxis iſt dann dieſem Reſcript vielfach 
gefolgt. Allein die Jurisprudenz hat dieſe Auffaſſung nicht als richtig anerkennen 
können, ſondern vielmehr daran feſt gehalten, daß wie die Vorſchriften des All⸗ 
gemeinen Landrechts wegen der ermäßigten Erbichaftstaren immer nur auf die 
angefefjenen unterthänigen Eigenthümer, niemals aber auf die freien Eigenthümer 
nicht unterthäntger Stellen Anwendung gefunden haben, jo auch nad Erlaß des 
Edift3 vom 14. September 1811 und der Deklaration vom 29. Mat 1816 
feinerlei Veranlaſſung vorliegt, von diefer Praxis abzufehen. 

So unterliegt denn das bei der Taration von Bauerhöfen zum Zweck der 
Auseinanderjegung unter den Miterben einzufchlagende Verfahren in ſämmtlichen 
Landestheilen, in denen das preußiſche Allgemeine Landrecht gilt, den allge: 
meinen von dieſem Geſetzbuch und den fpäteren Gejegen über Erbichaftstaren 
aufgeftellten Normen, während in den übrigen Landestheilen die Beitimmungen 
des gemeinen Rechts über diefen Gegenftand gelten. 


Eine Ausnahme bilden nur die Provinzen Oft- und Weftpreufßen und 
Weftphalen, injofern in denfelben befondere VBorfchriften gelten. Für Weft- 
preußen hat die Regierungs-Inftruftion vom 21. September 1773 8 XIU 
Wr. VII, 6 und für Oftpreußen das Provinzialrecht, Zuſatz 29 und 30 
zum Algen. Landrecht I, 17. 8 89—90, cf. B. vom 22. März 1844 (Gef.- 
Samml. ©. 70), bei der Aufnahme von Ertragstaren für nicht adlige Güter 
und Grundftüde die Kapitalifirung des ermittelten Neinertrags mit ſechs Pro- 
zent angeordnet. 


In der Provinz Weftphalen war bereit3 durch das Geſetz vom 13. Juli 
1836 die Anwendung eines Theil der allgemeinen erbredhtlihen Grundſätze — 
und darunter auch derjenigen über die Taxation des Immobiliarnachlaſſes — 
auf diejenigen nicht heimfallspflichtigen Bauerngüter, deren Sohlſtätten im Jahre 
1806 zu ſolchen bäuerlichen Gütern gehört hatten, welche damals nach einer 
vom gemeinen Recht abweichenden Succeſſionsordnung vererbt wurden, ausges 
chloffen worden. Und als ſich gegen dieſes Geſetz eine lebhafte Oppofition er» 
hob, erging zur einftweiligen Abhilfe eines Theils der durch daffelbe veranlaften 
Beſchwerden die Kabinetsordre vom 5. Januar 1844. Dieſe ermächtigte unter 
Nr. 4 die vormundſchaftlichen Behörden, bei Erbtheilung von bäuerlichen Be— 
ſitzungen einem der Erben das Gut nach Anleitung des Allgemeinen Landrechts 
II, 7. 88 280—285 gegen eine gemäßigte Taxe zu überlaſſen, desgleichen auch 
Auseinanderfegungen zu beftätigen, welde zwar von den Vorjchriften des Ge— 
Ietes vom 13. Juli 1836 abmweidhen, jedoch dem Intereſſe der Familie oder 

dem muthmaßlichen Willen des Erblaſſers entſprechen. 

ALS dann die Staatsregierung dem weiteren Andrängen der Unzufriedenen 
nachgab und mittel8 Verordnung vom 13. Dezember 1848 das Gejeg vom 
13. Juli 1866 aufhob, kam damit auch die Kabinetsordre vom 5. Februar 1844 
in Wegfall uud traten jet wieder die allgemeinen erbrechtlichen Beftimmungen auch 
für die Bauerngüter Weftphalens in Kraft. 


Indeß befriedigte diefe Unterftellung des bäuerlichen Grundbeſitzes unter 
das allgemeine Recht nicht. Zwar mußte man durch Gutsübertragungs- 


192 A. von Miaskowsti. 


verträge und letztwillige Verfügungen die Anwendung des allgemeinen Inteſtat⸗ 
erbrecht3 auf die Ländlichen Immobiliarverlaſſenſchaften vielfach abzuwenden. Aber 
es wollte das doch nicht immer gelingen, namentlid) dann nicht, wenn ſich unter 
den Erben Minderjährige befanden. Und auch jonft ließ das geltende Pflicht: 
theilsrecht nicht jede Dispofition des Erblafjers zur Ausführung gelangen. 

Es richtete daher bereit3 der ım Jahre 1851 verjammelt gewejene Pro: 
vinziallandtag in Veranlaffung mehrfacher Petitionen der Landgemeinden das 
Geſuch an die Staatöregierung: dem Landtag den Entwurf eines Geſetzes vor= 
zulegen, durch welches den Grumdbefigern erleichtert werde, ihren Grundbeſitz 
in der Familie zu erhalten, ohne daß fie doc zugleich in ihrer Dispofitions- 
befugniß al3 Grundeigenthümer bejchränft würden. 

In diefer Veranlafjung wurde dem im Jahre 1852 verfammelt gewejenen 
Provinziallandtag von der Staatöregierung der Entwurf eines Gefeges, welches 
die Erhaltung des ländlichen Grundbefiges in den Familien der gegenwärtigen 
Eigenthiimer erleichtern follte, vorgelegt. Derfelbe beſchränkte fich nicht, wie 
das Gefeg vom 13. Juli 1836, auf die eigentlichen Bauerngüter, fondern um: 
faßte auch den größeren landtagsfähigen Grundbefig. Auch änderte er nicht das 
allgemeine Inteftaterbredht ab, wie das Gejeg von 1836 gethan hatte, Jondern 
befeitigte nur die Schwierigkeiten, welche bei der ungetheilten Zumendung 
von ländlichen Beſitzungen an einen der Erben aus den Vorſchriften des gel: 
tenden Pflichttheilsrechts ſowie bei Erbtheilungen unter Concurrenz von Minder- 
jährigen durch die Intervention der Vormünder und der Bormundihaftsbehörden 
entftehen. Mit einem Worte: es verfolgte die Staatsregierung diejenige Rich— 
tung weiter, welche fie bereit3 in der mittlerweile aufgehobenen Kabinetsordre 
vom 5. Januar 1844 eingefchlagen hatte. Diefe Richtung ging von dem 
Grundfas aus, daß zum Zweck der Erhaltung des bäuerlihen Grundbefiges in 
den Familien das Gelbftbeftimmungsreht der Betheiligten zu erweitern und 
deffen Ausübung zu erleichtern, dabei aber der einmal beftehende Rechtszuftand 
möglichſt unangetaftet zu laſſen ſei. Diefe Vorlage führte nach gefchehener 
Verftändigung ſowohl mit dem MWeftphältichen Provinziallandtage jowie mit 
dem preußiichen Yandtage zum Erlaß des Geſetzes, betreffend die Ab— 
jhägung von Landgütern zum Behuf der Pflichttheilsberehnung in der Provinz 
Weftphalen vom 4. Juni 1856 (Geſ.Samml. ©. 550). Der wejentlihe In- 
halt dieſes Geſetzes ift folgender: 

1) Das Geſetz findet Anwendung auf alle in der Provinz Weftphalen be 
legenen landtagsfähigen Rittergüter und alle fonftigen zum Betrieb der Yandiwirth- 
ſchaft beftimmten Befigungen, welche beim Grundfatafter mit einem Xeinertrag 
von wenigſtens 25 Thalern (= 75 Mark) angejett find (Landgüter im Sinne 
des Geſetzes). 

Ausgenommen von der Anwendung dieſes Geſetzes ſind außer den im All— 
gemeinen das obige Minimum nicht erreichenden Gütern noch die im Bezirke 
einer ſtädtiſchen Feldmark belegenen nicht bäuerlichen Grundſtücke ($ 2). 

2) Durch dieſes Geſetz werden beſondere Taxvorſchriften für die Abſchätzung 
von Gütern feſtgeſtellt, die dann zur Anwendung gelangen ſollen, wenn eine Ver— 
fügung, durch welche ein Landgut einem Deſcendenten oder dem Ehegatten des 
Eigenthümers eigenthümlich zugewendet wird, wegen behaupteter Verletzung im 
Pflichttheil von einem anderen dazu Berechtigten angefochten wird (8 1). 
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Als Tare ſoll nad) den Vorfchriften dieſes Geſetzes in folden Fällen der 
16fache Betrag des beim Grundfteuerkatafter angejetten, nad) Abzug der Ab— 
gaben und fonftigen Xaften verbleibenden Reinertrags de3 Gut3 angenommen 
werben. Bei Gebäuden, weldhe im Grundfteuerfatafter nur nad ihrer Grund— 
fläche abgeſchätzt find, bleibt der bauliche Werth außer Anfag. 

Dem jo ermittelten Gutöwerth ift hinzuzufügen: a) der bejonders abzu— 
ſchätzende Werth der beweglichen Pertinenzftüde, mit Ausnahme jedoch des nicht 
in Anrehnung zu bringenden Zeldinventard an Düngung, Pflugarbeit und Aus- 
faat (Allgemeines Landrecht I, 2. 88 48 ff., 75 ff., 50, 51); 

b) der nad) allgemeinen Regeln abzuſchätzende Werth der auf dem Gut 
etwa vorhandenen Fabriken, Mühlen und anderen gewerblichen Anlagen ſowie 
des nach forjtwirthichaftlichen Principien überftändigen Holzes und 

c) der 16fache Betrag des beſonders auszumittelnden jährlichen Reinertrags 
der zum Gut gehörigen nugbaren Gerechtigfeiten (S 3). 

Auch jollen dem Gutsübernehmer für die Auszahlung der Antheile feiner 
Miterben billige Zahlungsfriften bewilligt werden ($ 1, 5. No. 3, 6). 

E3 muß jedoch auf Verlangen bereit3 eines Interefjenten ftatt des Kataftral- 
reinertrag3 der zu ermittelnde wirkliche Keinertrag der Feftitellung der Taxe zu 
Grunde gelegt werden ($ 3 No. 5). 

3) Eine weitere Abänderung des allgemeinen Erbrecht3 bezieht ſich ſodann 
auf den Fall, daß zu einem Nadlaf, an welchem unter Bormundichaft ftehende 
Perfonen betheiligt find, ein Landgut im Sinne des obigen Geſetzes gehört. 
In diefem Fall ſoll nämlich, jofern über das Landgut von dem Erblaſſer nicht bes 
ſonders verfügt worden, das Vormundſchaftsgericht verpflichtet fein, eine gütliche 
YAuseinanderjegung unter den Erben zu befördern, welche dahın zielt, daß das 
Gut einem Erben ungetheilt unter Bedingungen übertragen werde, welche, 
bei angemefjener Berüdfichtigung des Intereſſes der Pflegebefohlenen, den Gut3- 
übernehmer in den Stand jegen, das Gut auch ferner der Familie zu erhalten. 

Hierbei ſoll al3 Regel gelten, daß die Ueberlaffung des Gut3 gegen eine 
nad) den Grundfägen des 8 3 feftgeftellte Taxe mit billigen Zahlungsfriften 
zu geichehen hat (S 8). 

4) Die im $ 3 des Gefeges für die Auseinanderſetzung aufgeftellten 
Grundfäge jollen aud dann zur Anwendung gelangen, wenn ein Landgut zu 
der Mafje einer ehelihen Gütergemeinfchaft gehört und nad) dem Tode des 
einen Ehegatten die Auseinanderfegung des Weberlebenden mit den Erben des 
Berftorbenen erfolgt ($ 9). 

5) Streitigkeiten, welche aus der Teftftellung des Taxwerths ſowie über: 
haupt aus der Anwendung des obigen Geſetzes entftehen, find der Entſcheidung 
der Gerichte entzogen und einem Schiedsgericht übertragen. 

Daſſelbe wird gebildet aus Perfonen, welhe Güter von gleicher Kategorie 
wie dasjenige ift, um das es fich im Prozeß handelt, befigen. Jede Partei 
hat einen Schiedsrichter zu ernennen. Den Obmann ernennt der Kreisgericht3- 
direftor. Der Schiedsſpruch bildet die Grundlage der Erbauseinanderjegung 
($ 4—7). 

⸗ Die Beſtimmungen des für die Provinz Weſtphalen erlaſſenen Geſetzes 

vom 4. Juni 1856 unterſcheiden ſich von den in der übrigen Monarchie in 

Geltung befindlichen erbrechtlichen Beſtimmungen nicht dadurch, daß ſie direkt 
Schriften XX. — v. Miaskowski, Grundeigenthumsvertheilung. 13 
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eine Aufhebung der Beichränkungen, welche der Zeftator durd; das geltende 
Pflichttheilsrecht erleidet, bewirken, fondern daf fie dem Teftirenden geftatten, bei 
Bemefjung der Pflichttheile das Gut nad) einer niedrigen, den Kaufpreis weit: 
aus nicht erreichenden Tare in Anrechnung zu bringen. 

Daß eine folhe BVergünftigung der ungetrennten Vererbung der Landgüter 
in der Familie außerordentlich zu ftatten kommt, fofern ſich die Gutsbeſitzer 
nur rechtzeitig zur Vornahme letztwilliger Verfügungen entſchließen, iſt Elar. 
Denn je geringer die vom Zeftator zu berüdjichtigenden Anfprüche der übrigen 
Erben bemefjen find, um jo leichter wird e3 fein, die teftamentarifche Ueber: 
tragung des Gut3 auf einen Einzelnen anzuordnen. 

Aber freilich vollftändig hat das Gefeß vom 4. Juni 1856 den Bebürf- 
niffen nicht entſprochen. 

Es find an demfelben namentlich folgende Ausftellungen gemacht worden. 

1. Eine Anzahl der im Jahre 1871 über die Wirkfamfeit dieſes Ge 
fees befragten Kreis= und Appellationsgerichte ſpricht fi gegen die von dem 
Geſetz angeordnete zu niedrige Taxe aus, welche bewirfe, daß das Gejeg nur 
felten zur Anwendung komme. Denn der wirkliche Ertragswerth entiprede 
nicht dem 16 fachen, wie das Gefeg annimmt, jondern dem 20—25 fachen, ja 
bisweilen fogar dem 40—60 fahen Kataftralreinertrag ”). 

Nun darf allerdings die Abſchätzung eines Grundftüd3 nad) dem 16 fachen 
Kataftralreinertrag nur dann gejchehen, wenn ſämmtliche volljährige Erben da: 
mit einverftanden find. Proteſtirt nur einer, fo fol der wirkliche wirthſchaft— 
liche Reinertrag des Guts an die Stelle des 16 fachen Kataftralreinertrage 
treten. 

2. Aber auch diefe, augenjcheinlid zur Korreftur von gar zu großen 
Ungeredtigfeiten, welche ſich aus der erften Regel ergeben fünnten, eingeführte 
Beftimmung wird getadelt, weil durch diefelbe die Bafis des ganzen Geſetzes 
ins Schwanfen gebracht und eine große Unficherheit herbeigeführt werde. 

Entfernt fi) der wirkliche Ertragswerth wirklich zu ſehr von dem 16 fachen 
Rataftralreinertrag, jo follte diefer Fehler, nad) einer in Weftphalen vielfach 
vertretenen Anficht, lieber dadurch befeitigt werden , daß der Kataftralreinertrag 
nicht mit 16, fondern mit einer höheren Ziffer multiplicirt werde. Dadurd 
würde die Ungerechtigfeit beigelegt und die Sicherheit des Rechtszuſtands 
nicht zugleich gefährdet werden. 

3. Ferner wird darauf hingewiefen, daß das Gefeg vom 4. Juni 1856 gegen 
die Beftimmungen de3 allgemeinen Erbredt3 nur für den Fall Abhilfe verjchaffe, 
daß der betreffende Erblafjer fidh zu einer den Intereſſen des Grunderben 
entſprechenden Dispofition entjchloffen hat. 

Iſt eine ſolche Dispofition jedoch nicht erfolgt, jo können die allgemeinen 
Grundfäge der landrechtlichen Auseinanderfegung nur dann durchbrochen werden, 
wenn bei der Erbtheilung minderjährige Perſonen konkurriren. 

Sind dagegen die Erben ſämmtlich großjährig, jo haben fie feine Verpflich— 
tung, fi) dem Gefeß vom 4. Juni 1856 anzubequemen. 3 ift vielmehr jeder 
befugt, de3 Grunditüd zur Subhaftation zu bringen oder doch die Uebernahme 


7) Entwurf eines Gefetses betreffend das bäuerliche Erbrecht in der Provinz 
Hannover nebft Begründung. ©. 69. 





Auseinanderfegung unter den Miterben. Erbſchaftstaxe. 195 


deſſelben ſeitens eines feiner Miterben von der Annahme einer nah den all: 
gemeinen Örundfägen aufgeftellten Tare abhängig zu machen. 

Trotz diefer Mängel des Gefeges vom 4. Juni 1856 lauten die Urtbeile 
über die Wirkfamkeit dejjelben überwiegend günftig, was ſich namentlid) bei 
Gelegenheit der Debatten über die neueren Gejegesentwürfe, welche das Anerben- 
recht in den verjchtedenen preußtfchen Provinzen zu neuem Leben erweden wollen, 
gezeigt hat. Die Gegner des Anerbenrechts erflärten ſich nämlic vielfach bereit, 
den etwaigen Bedürfniffen des Grundeigenthums nad einer Reform des be= 
ftehenden allgemeinen Erbrechts durch Einführung niedriger Erbichaftstaren nad) 
Art der weſtphäliſchen entſprechen zu wollen. 

Ja e8 find fogar weitere Schritte gethan worden, um die Ausdehnung 
des für die Provinz Weftphalen beftimmten Geſetzes auf die übrigen Theile der 
preufifhen Monarchie zu bewirken. 

So hat da3 preußische Landesöfonomie = Collegium am 3. März 1869 mit 
überwiegender Majorität folgende Refolution gefaßt: 

„N. Der Regierung unter Bezugnahme auf das für die Provinz Weit: 

pbalen erlafjene Gefeg vom 4. Juni 1856 zu empfehlen, in Hinſicht auf Rea- 
litäten die den Willen des Erblaſſers jo jehr beſchränkende Bflichttheilsgefeg- 
gebung freier zu geftalten. 

2. In Erwägung, daß die hohe Immobilienverſchuldung wejentlid durch 
Befigveränderungen, inöbefondere in Folge von Erbtheilungen entftanden tft, 
ſpricht fid) das Landesöfonomie-Eollegium im Intereſſe des ländlichen Grund: - 
eigentbums für den Erlaß ſolcher provinzieller fakultativer Gefege, wie das 
für die Provinz Weftphalen geltende vom 4. Juni 1856, aus, welche e3 er: 
möglichen, bei Erbfällen und Auseinanderjegungen Die Zerfpfitterung und 
Berihuldung des Ländlichen Grundeigenthums und damit dejien Berkauf mög: 
lichſt zu verhindern.“ 

&3 blieb diefe Anregung damals jedoh ohne direkten Erfolg, obgleich) fie 
immerhin dazu diente, die in Hannover für die Beibehaltung des Anerbenrechts 
eingeleitete Bewegung moraliſch zu unterſtützen. 

Ein zweites Mal kam das Geſetz von 1856 im preußiſchen Landesökono— 
mie-Collegium bei Gelegenheit eines von dem Grafen Borries eingebrachten Ans 
trags im %. 1873 zur Sprache. 

Der Antrag des Grafen Borries ging auf Einführung des Inſtituts der 
landwirthſchaftlichen Erbgüter für das Königreich Preußen in feinem erwei⸗ 
terten Umfange. Aber weder dieſer Antrag, deſſen wir übrigens weiter unten 
noch in anderem Zuſammenhange zu erwähnen haben werden, noch der Antrag 
des Ausſchußreferenten, Freiherrn v. Schorlemer-Alſt, gelangte im Plenum zur 
Annahme. 

Der Referent hatte nämlich vorgeſchlagen: 

„1. den Herrn Miniſter für die landwirthſchaftlichen Angelegenheiten zu er⸗ 
ſuchen, auf den Erlaß ſolcher fakultativer und provinzieller Geſetze, wo die— 
ſelben Bedürfniß ſind, hinzuwirken, welche es ermöglichen, bei Erbfällen und 
Auseinanderſetzungen die Zerſplitterung und die Verſchuldung und damit den 
Verkauf des bäuerlichen Grundeigenthums zu verhindern; 

und 2. zu erklären, daß das Landesökonomie⸗Collegium in dem für die 
Provinz Weſtphalen geltenden Geſetz vom 4. Juni 1856 einen beachtenswerthen, 

13* 
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wenn auch nicht in allen Theilen ausreichenden Vorgang für diefe Legislation 
erkennt, die Zugrundelegung des Katafterreinertrags als fefte Bafis der Werth 
ermittelung, mit Ausſchluß der No. 5 des $ 3 des betreffenden Gefeges, für 
zutreffend Hält und ſich für die obligatorische Anwendung der Grundjäge 
des Geſetzes auch bei Inteftaterbfällen im Gegenfag zu $ 8 des Geſetzes aus: 
ſprechen muß.” 

Diefer Antrag wurde wohl vom Ausfhuß, nicht aber vom Plenum des 
Landesöfonomie-Collegium3 zum Beſchluß erhoben. 

Das letztere entjchied ſich für den allgemeiner und unbeftimmter lautenden 
Antrag: 
| „der Regierung mit Bezugnahme auf dag für die Provinz Weftphalen er- 
lafiene Gefeg vom 4. Juni 1856 zu empfehlen, in Hinfiht auf Realitäten 
die den Willen des Erblaffer8 jo ſehr beſchränkende Pflichttheilsgejetsgebung 
freier zu geſtalten.“ 

Es war dies nichts anderes, al3 eine allgemein gehaltene Wiederholung 
des bereit3 im Jahr 1869 gefaßten Beſchluſſes. 

Wir werden weiter unten zu zeigen haben, wie die Staatöregierung diejen 
für jämmtlidhe Provinzen der preußiſchen Monarchie gegebenen Anregungen 
erft viel jpäter — im Jahre 1880 — gefolgt ift, nachdem dieſelben mittler- 
weile durch das Gewicht von Beichlüffen des preußischen Abgeordnetenhauſes ver: 
ftärft worden waren. 

Auch ift den Mängeln des Gefeges vom 4. Juni 1856 neuerdings ab: 
geholfen worden durch die Landgüterorbnung für die Provinz Weftphalen und 
die rheinifchen Kreife Rees, Efjen, Duisburg und Mülheim an der Ruhr, vom 
30. April 1880, auf deren Entjtehungsgefhichte und Inhalt weiter unten 
näher einzugehen fein wird. 


ec. Sächſiſches Redt. 


Auch nad) dem Sächſiſchen Bürgerlichen Gefegbuh vom 2. Januar 1863 
fann die Erbſchaftsauseinanderſetzung gerihtlih oder aufßergerichtlih vorge— 
nommen werden. Erſterer Weg muß bejchritten werden, wenn ein Erbe darauf 
anträgt oder bevormundete Perjonen dabei betheiligt find. 

Die Erbichaftsauseinanderfegung geſchieht zunäcdhft gemäß den Anordnungen 
des Erblafierd. Doch bindet ein Verbot des Erblaſſers, die Erbſchaft zu 
teilen, die Erben nur auf 20 Jahre (Sächſ. B. ©.:B. 88 2343. 2353. 
2346. 2349. 2350. 338). 

Da ein großer Theil des Orumdeigenthums (die Rittergüter und die inner 
halb der Ländlichen Gemeindebezirfe gelegenen als geſchloſſen geltenden Grund» 
ftüde) in Folge Gefeges vom 30. November 1843 über die Theilbarfeit des 
Grundeigentfums gebunden ift, jo darf auch im Erbwege nicht eine Naturalthei- 
lung, fondern nur eine Theilung des Werthes diefer Güter erfolgen. Die in 
ftäbtifchen Gemeindebezirken gelegenen und die walzenden Grundftüde find da 


gegen frei theilbar. 
d. Defterreihifhes Redt. 
Das ältere Recht über die Auseinanderfegung der Erben hinfichtlic der 
Verlafienfhaftsliegenihaften war in Deutſch-Oeſterreich ebenſo wie in anderen 
deutfhen Ländern für die verfchiedenen Stände und Güterarten verfchieden. 
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Das Allgemeine Bürgerliche Geſetzbuch von 1811 regelte dann im Sinne 
des römischen Rechts die allgemeine gefegliche Erbfolge nach dem Grundſatz der 
gleichen Theilung des Nachlaſſes unter die Erben, erhielt aber im $ 761 die 
bejondere Erbfolge in Bauerngüter ausdrüdlih aufredt. Und Getbft al3 das 
Patent vom 7. März 1848 und die demfelben nachfolgenden Verordnungen 
über die Grumdentlaftung da3 gutäherrlich = bäuerliche Berhältnig und die aus 
demfelben entfpringenden Laften bereit befeitigt hatten, wurden noch durch den 
Juſtizminiſterialerlaß vom 17. Juli 1850 (R. ©. Bl. No. 277) die in meh— 
reren Kronländern beftehenden Vorſchriften rüdjichtlih der Erbfolge in Bauern— 
güter in Geltung erhalten. 

Erft das Geſetz vom 27. Juni 1368 (R. ©. Bl. No. 79) hat die fingu= 
lären Vorſchriften, melde die Vererbung von Bauerngütern im Allgemeinen 
und die Auseinanderjegung der Vermögensverhältniſſe unter mehreren Miterben 
eine8 Bauern oder zwiſchen dem Erben und dem überlebenden Ehegatten im 
Speztellen betreffen, für alle jene Kronländer aufgehoben, in denen der ſog. Be— 
ſtiftungszwang beftand, d. h. die Theilung der Bauerngüter nicht mehr beichränft 
war. Soweit dies nicht bereits damal3 der Fall war, führten die Yandesgejege 
in den Jahren 1868 und 1869 in allen Ländern, mit Ausnahme nur von 
Tirol, die Freitheilbarfeit ein und befeitigten damit zugleidh die bis dahin in 
Geltung befindlichen vom allgemeinen Bürgerlihen Geſetzbuch abweichenden 
Normen über die Erbfolge in Bauerngütern. 

E3 finden demnad gegenwärtig für das ganze Gebiet des Bürgerlichen 
Geſetzbuchs, mit Ausnahme nur von Tirol, die Beftimmungen defjelben über 
Nachlakregulirungen auf Güter jeder Art Anwendung. 

Der gejfammte Nachlaß fteht ſämmtlichen Erben als gemeinfchaftliches 
Eigenthum zu. 

Diefelben können das in folder Weife’an einem landwirthſchaftlichen Grund- 
ftüd begründete Miteigenthum fortjegen. 

Es fteht aber aud) jedem der Erben frei, die Naturaltheilung des Guts 
zu verlangen. Können die Miterben über die Theilung nicht einig werden, fo 
entfcheidet das Loos oder ein Schiedsmann oder der Richter ($ 841). 

Findet eine Naturaltheilung nicht ftatt, fo kann jeder Theilgenoſſe ben 
Verlauf mittel3 gerichtlicher Feilbietung verlangen ($ 843). Tritt weder 
Naturaltheilung noch Verkauf ein und einigen ſich die Parteien auch fonft nicht 
unter einander, jo hat der Richter die Auseinanderfegung nad) den allgemeinen 
Regeln vorzunehmen. 

Nachlaßauseinanderſetzungen, bei denen bevormundete Perſonen betheiligt 
find, bedürfen der gerichtlihen Einwilligung ($ 233). 


e. Franzöfifhes Recht. Abänderungen deffelben®). 


Das franzöfifche Recht unterfcheidet ſich ſowohl von dem gemeinen Recht 
wie von dem en nachgebildeten Recht der neueren Cobdificationen dadurd), 


8) C. S. Zaharia, Handbuch des feanzöfifgen N herausgegeben 
von Puchelt. —. Aufl. Heibelberg 1875. Bd. 8 623 ff. Gefet, betreffend aufer- 
— Theilungen und gerichtliche Berfänfe, von Siegenfihaften für das Reichsland 

lſaß⸗Lothringen, vom 1. December 1873 nebſt Motiven. 
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daß es finguläre Rechtsinſtitute, welche in Deutichland die Anwendung des 
allgemeinen Rechts von einem großen Theil de8 Grundeigenthums ausjchlieken, 
gar nicht zuläßt und daß es ber Erbidaftsauseinanderjegungen, joweit fie fi 
auf Grundeigenthum beziehen, der freien Entſchließung der Interefjenten weniger 
Raum gewährt. 

Eine Nachlaßregulirung fann nad franzöfiihen Recht um Wege der Güte, 
d. h. durch private Vereinbarung unter den Erben nur dann erfolgen, wenn 
die Miterben alle grokjährig, dispoſitionsfähig und anweſend find (C. c. 
A. 819). 

Eine gerichtliche Auseinanderfegung muß eintreten: 

I, wenn fi) unter den Erben Minderjährige (felbft dann noch, wenn fie 
emancipirt find), Interdicirte, Abmwejende, zu denen auch Vermißte, Verfchollene 
und im Srrenhaufe befindliche gerechnet werden, befinden (C. c. A. 819. 838. 
Code proc. civ. A. 966 ff.); 

2. wenn fid) dritte Perjonen kraft eines ihnen zuftehenden rechtlichen In: 
terefjes der gütlichen Theilung widerjegen (C. c. A. 820); 

3. wenn fi die Erben nicht über die Auseinanderfegung vereinigen fünnen 
(C. c. A. 823). 

Abgeſehen von diejen Fällen, in denen die gerichtliche Auseinanderjetung 
obligatorifh ift, wird in vielen anderen auf gerichtliche Auseinanderjegung 
angetragen. Veranlaſſung zur Bejcreitung dieſes Weges pflegt namentlich 
folgende Beſtimmung des Art. 826 des Code civil zu geben: Chacun 
des coheritiers peut demander sa part en nature des meubles et im- 
meubles de la succession. Weil aus jolden aufergerichtlihen Naturalthei- 
lungen leicht Streitigfeiten entftehen, jo beantragen, um dieje von vornherein 
abzufchneiden, die Erben häufig die gerichtlihe Auseinanderſetzung auch dann, 
wenn fie zu derjelben nicht verpflichtet find 9). | 

Die gerichtliche Auseinanderjegung vollzieht fic) in den Formen des contra: 
dietorifchen Berfahrens und ift jehr foftipielig. 

Sie fteht unter der Leitung des Gerichts der eröffneten Erbſchaft, weldes 
die Auseinanderfegung einem ihrer Mitglieder vder einem Notar übertragen 
fann. Dieſe haben indeß alle diejenigen Punkte, welche unter den Parteıen 
ftreitig find, dem Gericht zur Entjcheidung vorzulegen (C. c. A. 466. 467. 
822—836. Code de proc. civile A. 966 ff.) 

Das Auseinanderfegungsverfahren beginnt mit der Feititellung der Maſſe 
und mit der Schägung der einzelnen Beltandtheile derjelben durch Sachver— 
ftändige. Dieſe werden gewöhnlih von den Parteien gewählt. Befinden ſich 
jedody unter den Miterben Minderjährige, jo müſſen die Sachverftändigen von 
dem Gericht ernannt werden. 

Hierauf erfolgt die Bildung von Erblooſen (C. c. A. 834). 

Von der Bildung von Yoojen darf auf Beranlafjung der Erben nur dann 
abgejehen werden, wenn ſich unter bdenjelben fein Weinderjähriger befindet 
(C. c. A. 838), 


9) Leplay, La reforme sociale I. ©. 275. 
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Die Looſe werden in Gegenwart eines Mitglied des GerichtS oder des 
Notars gezogen. 

Der Bildung von Looſen liegen die im Art. 826 und 832 des Code 
eiv. enthaltenen Beitimmungen ded materiellen Redt3 zu Grunde. Mafgebend 
ift namentlic, folgende Beſtimmung: 

„Il convient de faire entrer dans chaque lot, s’il se peut, la möme 
quantit&E de meubles, d’immeubles, de droits ou de creances de möme 
nature et valeur“ (C. c. A. 832). 

Die Praxis pflegt in einigen Gegenden diefe Beftimmungen fo zu inter- 
pretiren, daß der Erbe ein Recht hat nicht nur auf einen Antheil an jedem 
zum Nachlaß gehörigen Landgut, fondern auch an jeder dieſes Gut ‚bildenden 
einzelnen Parzelle. Dieje Praris collidirt vielfach, mit der Beſtimmung des 
Code civil A. 827 und 832, daß die Grundftüde, welche zufammen bewirth- 
ichaftet werden, ſoviel wie möglich nicht zerſtückelt, und diejenigen Grundftüde, 
die fich commodement nicht theilen laſſen, nicht getheilt werden jollen. 

Die Verfteigerung von Nachlaßgegenftänden ſoll nur ausnahmsweije ftatt- 
finden dürfen: namentlid) dann, wenn Immobilien fid) nit commodement 
theilen laſſen, oder auf Betreiben der Gläubiger mit Rückſicht auf die Schulden - 
der Verlaſſenſchaft (C. c. A. 826. 827. 882). 

Die Verfteigerung ift gewöhnlich eine gerichtlihe und erfolgt vor dem 
Tribunal. 

Ausnahmsweife kann jedoh auf Wunfh der Miterben, fall8 diefe alle 
volljährig find, die Berfteigerung aud) vor dem Notar ftattfinden (C. c. A. 827. 
Code de proc. civ. A. 953 ff.) 

Gegen die erbrechtlihen Theilungsvorjchriften des Code civil und des 
Code de proc&dure civile hat fi in Frankreich von verfchiedenen Seiten 
Dppofition erhoben. An der Spige diejer Oppofition ftand bis zu feinem 
unlängft erfolgten Tode der franzöfiihe Senator Yeplay. Derfelbe war nicht 
nur ein Feind der Zwangstheilung, fondern auch, was weiter unten zu erwähnen 
fein wird, der durch das frangöfifche Pflichttheilsrecht, die reserve, jehr ftark 
eingeſchränkten Zeftirfreiheit. Aber während er in ‚feiner gegen diejen legten 
Puntt gerichteten Agitation nur wenig — fand, iſt ein Theil der 
Vertheidiger der reserve doch darin mit ihm einig, daß die Beſtimmungen des 
Eode über die Art der Theilung des Nachlaſſes, ſoweit fich diefelben auf den 
Immobiliarnachlaß beziehen, unfinnig find. Es wird daher vielfach verlangt, 
daß den Kindern in Zukunft nur ein Anſpruch auf einen gewiſſen Geldbetrag 
der Erbſchaft eingeräumt werden möge. 

Diejes Verlangen ift unter Anderem auch von der durch Napoleon III. ein= 
gefegten Commiſſion für eine agricole Enquete (1867— 1870) in ihrer Sitzung 
vom 5. März 1869 unterftügt worden. Auf Grund eines Referat des Herrn 
Joſſeau wurde von der Commiffion beſchloſſen: eine Abänderung des Art. 832 
und der mit demfelben zufammenhängenden Art. 826. 827 und 830 in dem 
Sinn zu beantragen, daß hinfort die einzelnen Erbloofe nicht mehr aus einem 
gleichen Antheil aller dem Nachlaß angehörigen Mobilien und Immobilien be= 
ftehen müfjen. 

Demnach wurde vorgejchlagen, die eben erwähnten Artikel des Code civil 
folgendermaßen umzuändern : 
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Geltende Faffung. Borgefhlagene neue Faſſung. 
Art. 826. Chacun des coh6ri- Art. 826. S’il y a des creanciers 


Art. 832. 


tierspeutdemandersapart 
en nature de meubles et 
immeublesdelasuccession, 
et neanmoins, sil y a des 
er&anciers saisissants ou Oppo- 
sants, ou si la majorite des coheri- 
tiers juge la vente nöcessaire pour 
l’acquit des dettes et charges de 
la succession, les meubles sont 
vendus publiquement en la forme 
ordinaire. 


Art. 827. Siles immeubles ne 


peuvent pas se partager 
com mod&ment, il doitätre 
proc&ed&eälaventeparlici- 
tation devant le tribunal. 

Cependant les parties si elles 
sont toutes majeures, peuvent con- 
sentir que la lieitation soit faite 
devant un notaire, sur la choix 
duquel elles s’accordent. 


Art. 830. Si le rapport n’est pas 


fait en nature, les cohe6ritiers, à 
qui il est dü prelevent une por- 
tion egale sur la masse de la suc- 
cession. Les prelövements se font, 
autant que possible, en objets 
de möme nature, qualit& et bonte 
que les objets non rapportes en 
nature. 

Dans la formation et 
composition des lots, on doit &viter, 
autant quepossible, de mor- 
celler les heritages et de diviser 
les exploitations; et il con- 
vient de faire entrer dans 
chaque lot, s’il se peut, la 
mömequantite demeubles, 
d’immeubles, die droits ou 
decr&ances de mämenature 
et valeur. 


Art. 827. 


Art. 830. 


Art. 832. 


saisissants ou Opposants, ou si la 
majorit&E des coh£ritiers juge la 
vente necessaire pour l’acquit des 
dettes et charges de la succession, 
les meubles sont vendus publique- 
ment en la forme ordinaire. 


Si la vente des im- 
meubles est jugée avanta- 
geuse aux copartageants, 
il yest procede par lici- 
tation devant le tribunal. 
(Der Schluß wie im Code) 


Si le rapport n'est pas 
fait en nature, les coheritiers à 
qui il est dü prelevent une va- 
leur egale sur la masse de la suc- 
cession, 


(Der Schluß wie im Code) 


Dans la formation et 
composition des lots, on doit 
eviter de morceller les heritages 
et de diviser les exploitations. 
Chaquelot peutätrecom- 
pos& exclusivement ou en 
quantites differentes, de 
meubles ou d’immeubles, 
de droitsou de cr&ancesde 
m&äme nature et valeur. 


Diefer Antrag hat jedoch das gewünfchte Reſultat bisher nicht gehabt. 
Ferner geht da8 Beſtreben in Frankreih nad) einer Verminderung der 
Koften, welche mit dem Verfahren bei gerichtlichen Auseinanderfegungen ver: 
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bunden find. Dieſe Koften jind fo hoch, daß fie, wie die Erfahrung lehrt, 
tleinere Bermögensmafjen regelmäßig vollftändig oder doch zum größten Theil 
aufzuzehren und größere fehr ftark zu belaften pflegen. 

Doch ftoßen auch diefe Beftrebungen auf Widerftand, und zwar auf 
den Widerftand der Anwälte und Notare, für die der betehende Yormalis- 
mus eine Quelle reihen Einkommens bildet und die daher jede ſolche Neuerung 
al3 eine Schmälerung erworbener Bermögensrechte bekämpfen ’°). 

Bon größerem Erfolge in der Befeitigung der oben gerügten Mängel in 
den erbrechtlichen Beftimmungen des Code ift das Vorgehen der Gejeggebung 
in Belgien ſowie in denjenigen deutfchen Staaten begleitet geweſen, in denen 
der Code civil Geltung hat. 

So hat die belgifche Gejeggebung mit dem gefeglichen Zwange der Xoofe- 
bildung (C. c. A. 834) und der qualitativen und quantitativen Gleichheit der 
Looſe (C. c. A. 832) gebrochen und ebenfo hat das für Elfaß-Tothringen erlaffene 
Geſetz, betreffend außergerichtliche Theilungen und gerichtliche Verkäufe von Liegen- 
haften, vom 1. December 1873 in $ 1 beftimmt, daß von der Xoofebildung und 
den hierauf bezüglichen Vorſchriften des Art. 832 des Code civil abgegangen 
werden dürfe. 

Auch kann nad) $ 2 dieſes Geſetzes bei der Auseinanderfegung die Fort— 
fegung der Gemeinfhaft in Beziehung auf einzelne Gegenftände vereinbart wer- 
den; es follen zu diefem Zweck Bergleiche zuläffig fein, welche befonderen For— 
malitäten nicht unterliegen. 

Bei diefen Abänderungen de3 Code ging man von der Erwägung aus, 
daß die den Traditionen der Revolutionszeit entftammenden Borjchriften des 
Code vernünftigerweife doch nur die Bedeutung einer mit Maß und Ziel an- 
zumendenden Regel, nicht aber die ihnen von der franzöſiſchen Geſetzgebung 
beigelegte Macht beanſpruchen follen, berechtigte Familieninterefien der Schablone 
einer antiquirten Rechtsanſicht oder der Furcht vor der Wiederkehr feudaler 
Erbrechte zu opfern. 

In welcher Weife eine Theilung im concreten Fall am zwedmäßigften 
ausgeführt wird, ift eine praktifche Frage, für deren richtige Yöfung die Bevor: 
mundeten in dem Familienſchutze jedenfalls eine beilere Rechtsgewähr finden 
werden, al3 die Zerreifung der Grundftüde und die Zufälligfeiten der Ver— 
loofungen und Unterverloofungen nad; Stämmen und Köpfen zu bieten vermögen. 

Ferner ift das Auseinanderfegungsverfahren bezüglich folder Erbichaften, 
an denen Minderjährige und dieſen gleichgeftellte Perſonen participiven, von 
läftigen Formalitäten und den mit diefen verbundenen Koften befreit worden 
durch folgende Geſetze: 

Für Belgien durd Gefeg vom 12. Yunt 1816, 

für Rheinbayern dur Geſetz vom 11. Septeinber 1825, 

für Rheinhefjen durch Gefeg vom 6. Juni 1849, 

für Rheinpreußen durch Gefeg vom 18. April 1855 

und für Elſaß-Lothringen durch Gefeg vom 1. December 1873. 


10) Turot, L’Enquöte agricole de 1866—70. Paris 1877. ©. 25 f. 
Leplay, La reforme sociale I. S. 236. 272, 275. Peterſen in ben Verhand— 
lungen des 14. beutfchen Juriſtentags. Bd. I. ©. 72. 


202 A. von Miaskowski. 


Das für Elſaß-Lothringen erlaffene Gejeg vom 1. December 1873 
knüpft einerjeit3 an das franzöfifche Gefeg vom 2. Juni 1841 (Bull. des lois 
serie IX Nr. 9321) an, weldes wefentlihe Verbeſſerungen des Theilungs— 
verfahren® gebracht hat, und lehnt fich andererſeits in feinen Grundzügen an 
das preußiſche Gefeg vom 18. April 1855, das ſich im großen Ganzen be 
währt hat. 

Die mwejentlichfte Abänderung, welche das franzöfifche Auseinanderjegungs- 
verfahren durch das Geſetz für Rheinpreußen und Eljaß-Lothringen erlitten hat, 
befteht darin, daß die Theilung einer Vermögensmaſſe, an welcher Minderjährige, 
Entmündigte oder Abweſende participiren, vechtzeitig und mit derjelben Wirkung, 
als wenn alle Betheiligten großjährig und zu veräußern fähig wären, auch auf 
außergerichtlihen Wege geihehen darf, jofern nur eine notarielle Urfunde über 
die Theilung errichtet, diefelbe in Anfehung der Minderjährigen und Entmündigten 
von dem Familienrathe gutgeheißen und die Theilungsurfunde von dem Landgericht 
genehmigt wird. Stehen geringe Intereſſen in Frage, jo joll die Auseinander: 
jegung auch durch einen Privataft oder durch ein von dem Friedensrichter auf: 
genommenes Protofoll verbrieft und die Beftätigung des Theilungsrecefjes durch 
den Friedensrichter erfolgen können. 

Die notarielle, Landgerichtlic genehmigte Theilung bilder ſonach die Regel, 
die Privattheilung vor dem Friedengrichter eine im Intereſſe der Koftenverminde: 
rung ftatuirte Ausnahme. 

Die Abgrenzung binfichtlich der Summe, welde das erleichterte Verfahren 
ermöglicht, ift nicht nach dem Werth der Maſſe, jondern nad) dem Antheil be 
mefjen, welchen der Pflegebefohlene an derfelben hat, da nur diefer Antheil die 
obervormundjchaftlihe Fürforge bedingt. 

Die Gefetsgebung ging bei der eben erwähnten Abänderung des Code von 
der Erwägung aus, daß der vom Staat den Minderjährigen und den ihnen 
gleichgeftellten Perfonen zu gewährende Rechtsſchutz allerdings beftimmte Formen 
erheifcht, die immerhin einen Aufwand von Zeit und Geld bedingen und eine 
Beihränfung der freien Bewegung im Gefolge haben werden; daß andererfeits 
aber die Gejeggebung es auch wieder ald ihre Aufgabe zu betrachten bat, die 
Formen auf das zur Erreihung des Zwecks unbedingt nothiwendige Maß zurüd- 
zuführen und unter den möglichen Formen diejenigen auszuwählen, welche am 
wenigften Zeit und Koften erfordern und am menigften hindernd und ftörend in 
den freien Verkehr eingreifen. 


2, Socialwirthſchaftliche Analyfe des geltenden Redts. 


Sämmtliche oben behandelte Rechtsſyſteme, mit Ausnahme nur des fran= 
zöfifchen, legen die Entfcheidung über die Art, wie die Auseinanderfegung erfolgen 
fol, wejentlih im die Hände der Miterben und erft in zweiter Linie in die 
Hände des Rıdters, 

So lange in einem Volke der Familienfinn noch jehr ftart ausgebildet 
ift, jo daß er das Thun und Lafjen des Einzelnen beherrſcht; folange fich mit 
dem Familienfinn die Liebe zur ererbten Scholle verbindet und das Streben 
aller Familienglieder dahin geht, das Erbgut der Familie zu erhalten; jo 
lange mit bielem Familienfinn auch eine Abneigung gegen die Einmiſchung des 
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Staat3 in die Ordnung von Yamilienangelegenheiten Hand in Hand geht, wird 
es in den meiften oder body in vielen Fällen gelingen, den ererbten Grund» 
befig in der Familie zu erhalten. 

Diefes Ziel kann auf verſchiedene Weiſe erreicht werden. 

1) Zunächſt jo, daß das den ſämmtlichen Erben als gemeinfchaftliches Eigen- 
thum zugefallene Gut in dem Miteigenthum derjelben verbleibt. 

Nun ſtößt zwar der gemeinſchaftliche Befig von ſtädtiſchem Grundeigenthum 
auf feine Schwierigkeit, weil dies meift nicht eine Bewirthihaftung, fondern 
nur eine Verwaltung erheiſcht. Anders dagegen verhält e3 fi) mit dem 
‚ landwirthihaftlih benusten Grundeigentbum. Zwar bei denjenigen großen 

Gittern, die durch Pächter oder beftellte Beamte (Dekonomen, —— ver⸗ 
waltet werden, iſt das Miteigenthum mehrerer Erben noch möglich ohne wirth— 
ſchaftlich bedeutende Nachtheile; dagegen widerſpricht ein ſolches Miteigenthum 
ſchnurſtrals dem Weſen des bäuerlichen und des Kleinbeſitzes und iſt daher 
entjchteden zu verwerfen. Denn die Wirthihaftsführung auf ſolchen Gütern 
erfordert zu ihrem Gedeihen nicht nur viele auf lange Dauer berechnete 
Einrihtungen und Anlagen, nicht blos ein berufsmäßiges Können, fondern haupt- 
ſächlich auch eine durch langjährigen Betrieb erworbene Kenntnig des beftimmten 
Wirthſchaftsobjelts und jeiner Eigenthümlichkeiten, ſowie eine gewiſſe Stetigkeit 
des Beſitzes. Alles diejes find aber Bedingungen, die nur der felbftwirth- 
ihaftende Alleineigenthümer erfüllen kann. 

2) Wo daher ein ftarfer Familienfinn vorhanden tft, da wird, falls nicht 
die Naturaltheilung des Immobiliarnachlaſſes die Regel bildet (vgl. unter R. 3), 
einer der Erben jich bereit erflären, das zur Erbmafje gehörige Gut zu über: 
nehmen, und feine Diiterben werden ſowohl, was die Beftimmung des Ueber— 
nahmepreifes als die Feſtſtellung der üdrigen Bedingungen betrifft, die Erhaltung 
des Gut3 in der Familie auch ihrerjeitS zu begünftigen ſuchen. Sind der 
Miterben nicht viele, ift der das Erbgut übernehmende Erbe ein tüchtiger 
Wirth, ift die Lage der Yandwirthichaft feine gedrüdte, ift das Gut nicht 
verjchuldet und gelingt e8 dem Gut3übernehmer fi) durch eine reihe Heirath 
oder auf anderem Wege in den Befig des zur Auszahlung der Erbtheile feiner 
Geſchwiſter erforderlichen Geldkapitals zu jegen, jo wird er fein Gut fchlieklich 
unverjchuldet feinen Kindern übergeben fünnen, die dann zu ihrer Zeit bei der 
Auseinanderjegung über das väterlihe Erbe ähnlich verfahren werden, wie er. 

Anders dagegen, wenn das Gut bereit3 in der Hand des Erblaſſers ſchwer 
verfchuldet war, wenn zu diefen alten Schulden noch neue durch die Erbantheile 
der vielen Geſchwiſter des Gut3übernehmers hinzukommen, und wenn e8 diefem 
durdy Heirat) oder auf anderem Wege nicht gelingt, fid) das nöthige Kapıtal 
zur Abmwälzung der Schulden zu verichaffen. 

Unter foldhen Umftänden wird der Gutsübernehmer um fo fchneller dem 
Konkurſe zutreiben, eine je höhere Taxation des Grundſtücks die auf ihr 
formell gleiches Recht fich ftügenden Miterben durchzufegen mußten. 

Die preußifche Geſetzgebung legt in denjenigen Fällen, in denen es zu einer 
gerichtlichen Taxation des Nachlaßgrundſtücks kommt, ſolchen Gelüften der Erben 
freilich eine Feljel an, indem fie vorfchreibt, daß die Tare auf Grund des Er— 
tragswerths feitgeftellt werden fol. Aber es gilt doch auch hier die Beftimmung, 
daß jeder Erbe die Werthermittelung des Nachlaßgrundſtücks auf dem Wege 
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der öffentlichen Meiftgebotjtellung verlangen kann. Dem gemeinen, ſächſiſchen, 
öſterreichiſchen und franzöfifchen Recht ift aber nicht einmal die obige, dem 
Egoismus des Einzelnen von dem preufßifchen Recht gezogene Schranfe befannt. 

Da die Fähigkeit und Neigung der Gefchwifter, dem Gutsübernehmer 
Opfer zu bringen, gegenwärtig in den verſchiedenen Theilen eine3 und deſſelben 
Landes fowie bei den verfchiedenen Ständen — wie weiter unten näher zu 
zeigen fein wird — von fehr ungleicher Intenfität tt, jo können Beftimmungen 
wie die eben angeführte, daß nämlic die Werthermittelung des Nachlaßgrund— 
ſtücks auf dem Wege des öffentlichen MeiftgebotS von jedem Einzelnen verlangt 
werden darf, aud ohne daß fie im einzelnen Fall befolgt werden, die Annahme: 
preife in die Höhe jchrauben. 

Aber ſelbſt wo unter den volljährigen Miterben das Streben, durch außer: 
gerichtliche Bereinbarung von niedrigen Erbſchaftstaren den Grundbefit in der 
Familie zu erhalten, vorhanden ift, wie z. B. im einigen heilen der öftlichen 
Provinzen Preußens, in Weftphalen, Hannover und anderen Theilen Deutid: 
Yands, da kann dafjelbe in empfindlicher Weife durchkreuzt werden, wenn ſich 
unter den Miterben bevormundete Perfonen befinden. Je pflichtgetreuer Die 
Bormünder find und je einjeitiger fie das Intereſſe ihrer Pupillen im Auge 
haben, deſto mehr werden fie auf hohe Erbihaftstaren dringen, um für ihre 
Pupillen möglichft große Erbantheile durchzufegen. 

Ya einige Gefetgebungen, jo 3. B. der Code civil, verlangen in ſolchen 
Fällen zum Schuß der Jntereffen der bevormundeten Perſonen — weil fie Diele 
ander8 nicht genügend gewahrt glauben — die amtliche Vornahme der Aus: 
einanderfegung, während die deutichen Gejeggebungen mit Ausnahme der jächlifchen 
fi darauf bejchränfen, die Einfichtnahme und Genehmigung der unter Mitwirkung 
der Vormünder zuftandegefommenen Auseinanderjegungen durch die VBormund- 
BO vorzujchreiben. 

In Gegenden, in denen bie Bevölferung einen großen Werth auf die Er: 
haltung des Grundeigenthums in der Familie legt, pflegten nun freilich ſowohl 
die VBormünder wie die Bormundfchaftsbehörden früher auf diefen Wunſch Rüd: 
fit zu nehmen. 

So ift noch neuerdings aus der Mark Brandenburg von jachverftändiger 
Seite berichtet worden, daß die Vormundſchaftsbehörden bisher niedrige Taren 
für Nachlaßgrundſtücke nicht zu beanftanden pflegten, wenn der Bormund mit 
den übrigen Betheiligten über deren Annahme einig war. 

Ya aus diefer und aus anderen preußijchen Provinzen wird mitgetheilt, 
daß die Kreistaratoren und Dorfgerichte bisher, in dem vollen Bewußtjein, etwas 
Selbftverftändliches oder gar Löbliches zu thun, die Güter bei Erbanfällen nicht 
felten nad) der — mie oben gezeigt wurde — längft außer Kraft gefetten, für 
Ruſtikalgrundſtücke früher in Geltung befindlich gemwejenen ermäßigten Tare 
des Allgemeinen Landrechts, d. h. aljo weit unter dem wahren, ja nicht jelten 
zum halben Ertragswerth, zu tariven pflegten 17). 

Aber neuerdings macht fid theils in Folge des Widerſtrebens ber 
Gefchwifter des Gutsübernehmers gegen fo niedrige Taxen, theils in Folge 


) Dr. Peyſer in ber Situng des a —— Provinziallandtags vom 
16. Sir, 1880. Bol. Landtagsbericht S. 103 
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einer dem Buchſtaben des Geſetzes mehr Rechnung tragenden Praxis der 
Bormünder, der Taratoren und der Richter immer mehr die Tendenz geltend, 
den Immobiliennachlaß entweder nad) dem vollen Ertrag: oder nad) dem 
Berfaufswerth zu taxiren. Es wird daher aus ländlichen Kreifen vielfach 
darüber geflagt, daß die Bedürfniſſe der Familie und der Volkswirthſchaft 
bei ſolchen Auseinanderjegungen heutzutage immer weniger und der Wortlaut 
des Geſetzes immer mehr zur Geltung gelangen !2). 


Und ſelbſt wo ſich der Ujus niedriger Erbidaftstaren noch erhalten hat, 
ift derjelbe ein ebenfo unficheres wie unzuläfjiges Mittel, um die Erhaltung der 
Güter in der Familie ohne Ueberlaftung des Gutsübernehmers zu gemwährleiften. 
Ein unfiheres Mittel: weil es lediglih von dem Belieben der pflichttheils- 
berechtigten Erben jowie namentlid der Vormünder unmündiger Erben abhängt, 
ob fie die niedrige Erbidaftstare anfehten wollen oder nicht; ein unzuläffiges 
Mittel: weil e3 verwirrend auf das Rechtsbewußtſein des Volkes wirken muß, 
wenn die Praris fih mit dem gejchriebenen Recht dauernd im Widerſpruch 
befindet. 

E3 ift daher vollftändig begründet, wenn das oben angeführte für die 
Provinz Weftphalen erlaffene Gejeg vom 4. Juni 1856 diefen Widerjprud zu 
bejeitigen ſucht und wenn in den Provinzen Oft: und Weftpreußen das Geſetz, 
indem e3 das Streben das Grundeigenthum in der Familie zu erhalten, fürdern 
will, ebenfall3 eine niedrige Erbſchaftstaxe eingeführt hat. 

Wo die Prarıs folder geſetzlichen Anhaltspunkte entbehrt, da bewirkt 
der Individualismus unferer Zeit leicht, daß der das väterlihe Gut antretende 
Erbe die Zahlung hoher Erbuntheile übernehmen muß. War das Gut fchon 
vorher verſchuldet, jo kann die durch die Erbantheile noch vermehrte Schuldenlajt 
den Befitzer leicht zu der Rolle eines Verwalterd von fremdem Vermögen herab: 
drüden, wobei er aber zugleih auch das Rififo ungünftiger Konjunfturen zu 
tragen hat. Zu dieſen legteren gehören dann nicht nur die die Yandwirthichaft 
direft betreffenden und den Reinertrag des Gut3 vermindernden Kalamitäten, fon= 
dern aud das Steigen de3 Zinsfußes für das bewegliche Kapital. 


So kann es denn leicht fommen, daß das Grundkapital (wir bezeichnen 
nämlich jo den für den Erwerb des Grundeigenthums bezahlten Kaufpreis fowie 
die Summe, für die das betreffende Gut bei der Erbauseinanderjegung über— 
nommen worden ift) eine geringere Rente abwirft, al8 der Zinsfuß beträgt, 
zu dem die hypothekariſchen Schulden verzinft werden müffen. 


Daß diefer die verjhuldeten Grundeigenthümer ſchließlich nothwendig zum 
Bankferott führende Zuftand bereit3 in einigen Theilen Deutſchlands eingetreten 
ift, beweifen folgende Daten. Aus Oldenburg wird berichtet, daß mährend der 
Zinsfuß für gute Landhypotheken 31/,—4/, %, beträgt, die Yandwirthe bei 
den hohen Antaufs- oder Uebernahmepreifen ihrer Güter dod gewöhnlich nur 
2—3 9, derjelben herausmwirthichaften. Und ebenfo heikt e8 aus Baden, daß 
der Zinzfuß von joliven hypothekariſchen Darlehen ſich auf 5 %, und mehr 


12) v. Meyer in der Situng bes brandenburgifchen Provinziallandtags vom 
18. März 1880, vgl. den Etenographifchen Beriht ©. 113. [ 
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ftelle, während der Reinertrag des Grundeigenthums dermalen 2—3 %/, des 
Kaufſchillings beträgt 18). 

Eine ſolche durch das beſtehende Erbrecht verurſachte Verſchuldung des 
Grundeigenthums führt dann in erſter Linie zum Niedergang der Landwirthſchaft, 
da ein verſchuldeter Landwirth, über der Sorge, rechtzeitig die nöthigen Schuld: 
zinfen und event. aud das aufgefündigte Kapital herbeizufhaffen, meift aufhört 
ſchwungvoll und forgfältig zu wirtbichaften, und da e3 ihm auferdem meiſt an 
dem nöthigen Kapital zur Durchführung von Meltorationen und zur Erneuerung 
des Betrieböfonds fehlen wird und er fich dafjelbe aud; nur fchwer im Wege 
des Kredits wird beichaffen fünnen. Um die dringendften feiner Schulden abzu: 
tragen, fucht der Örumdeigenthümer dann bisweilen einen Theil ſeines Gut3 zu 
verfaufen, was ihm aber nicht immer gelingt, da er den Conſens der Hypothefen- 
gläubiger nur ſchwer erlangen wird. 

Sp erfolgt denn wohl nad oft jahrelang ſich fortipinnender Yeidens- 
geſchichte zuletst der zwangsweife Verkauf de3 Grundeigenthums mit all feinen 
für den jeweiligen Eigenthümer wie für die ganze Volkswirthſchaft nachtheiligen 
Folgen. 

Welch' große Dimenfionen die exekutiviſchen Verkäufe in der legten Zeit 
angenommen haben, beweifen die oben ©. 19 für Oeſterreich mitgetheilten 
Zahlen. Nach denjelben hat in den 5 Jahren von 1875 bis 1879 faft eine 
Berdreifahung der Zahl und des Werths des exekutiviſch verkauften mittleren 
und Fleinen Landgüter ftattgefunden, indem 

im Jahre 1875 4585 Befige mit einem Erlös von 9 451 391 fl., 

im Jahre 1879 dagegen 11 238 Beſitze mit einem Erlös von 22 415 608 fl. 
zum Bwangsverfauf gelangten. | 

Bei diefer Gelegenheit erlitten allein die hypothekariſchen Gläubiger dieſer 
Beſitzerkategorie folgende Verluſte 


1875 — 6342551 fl. 
1876 — 7779 302 fl. 
1877 — 11699 998 fl. 
1878 — 20 366 173 fl. 
1879 — 17624 517 fl. 14) 


Und für den Regierungsbezirk Kaſſel wird angegeben, daß nad) vorläufigen 
Ermittelungen in den legten Jahren ca. 4—500 bäuerlihe Befigungen jährlich 
unter den Hammer gefommen find !5), 

Wie viele von dieſen exefutiviihen Verkäufen ihren legten Grund in dem 
geltenden Erbredt und der durch daſſelbe bewirkten Verſchuldung des Grund: 
eigenthums haben, ift leider nicht zur Ziffer gebracht. Daß aber in der That 
ein nicht geringer Theil ſämmtlicher Zwangsverkäufe ländlicher Grundftüde auf 


13) Hullmann, Die Reform des Grunderbrechts im Herzogthum Oldenburg. 
Didenburg 1870. ©. 47. v. Türckheim im Badifhen landwirthſchaftlichen Wocen- 
blatt 1876. Nr. 20. 

14) Windler, Realitätenverfehr und Realitätenbelaftung, in der Oeſterreichiſchen 
ftatiftifchen Monatsfchrift für 1850. ©. 496—498 ff. 

15) Enneccerus, Ein Höferecht für Heflen. Kaſſel 1882. ©. 27. 
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ungünftige Gutsübernahmen zurüdzuführen ift, zeigt die für 1880 aufgenommene 
bayerifhe Subhaftationgftatiftik. 

Dei den im Jahre 1880 in Bayern vorgefommenen 2684 Zwangs- 
veräußerungen ländliher Anweſen war in 835 Fällen (= 40 %, aller Fälle) 
als Grund die ungünftige Gutsübernahme angegeben. Diefe für das ganze 
Königreid ermittelte Zahl vertheilt ſich aber jehr ungleihmäßig auf die einzelnen 
Kreife. Die größten relativen Zahlen weifen auf: die Oberpfalz mit 48,3 %,, 
Oberfranken mit 46,8 %,, Mittelfranken mit 43,21 %,, während Unterfranken 
mit 40,22, Oberbayern mit 40,28 und Niederbayern mit 39,12 dem Landes- 
durchſchnitt gleichkommen, und Schwaben mit 35,23, ſowie namentlich die Pfalz 
mit 25,78 %, unter dem Landesdurchſchnitt ftehen 16). 

Für Bayern können wir das Schiefal diefer zur Zmangsverfteigerung ge 
langten Güter leider nicht weiter verfolgen. 

Dagegen wird aus dem weftphälifchen Kreiſe Lippſtadt über die Folgen des 
Zwangsverkaufs bäuerlicher Anweſen Folgendes berichtet. 

Ein Theil der zwangsweiſe verkauften Bauerngüter gelangte in den Beſitz 
von jüngeren Söhnen reicher Bauern. Wenngleich dies wohl das günftigfte 
Reſultat fein dürfte, zu dem eine Zmwangsverfteigerung führen kann, fo darf 
doc auc in diefem Fall nicht überfehen werden, daß der Käufer nicht immer 
foviel gewinnt, wie der Verkäufer verliert, weil diefer gewöhnlich da8 Gut um 
einen geringeren Preis fortgeben muß, als es wirklich werth tft, und weil jener, 
mit den Verhältniſſen des neu erworbenen Gut3 nicht vollftändig vertraut, in 
den erjten Jahren der Bewirthichaftung deijelben ein hohes Lehrgeld zu zahlen 

flegt. 

— Ein anderer Theil dieſer Güter ging an andere Hofbeſitzer über, ver— 
größerte aber ihren Beſitz gewöhnlich nur temporär, indem bereits in der 
nächſten Generation die mehreren Höfe an verſchiedene Söhne übergingen. Auch 
in dieſem Fall pflegen die oben erwähnten Nachtheile nicht auszubleiben; aber 
auch hier find die Vortheile noch überwiegend. 

Schon ſchlimmer ift es, wenn der fubhaftirte Hof direft in den Fidei— 
commißverband de3 Adels eintritt oder an die Kirche übergeht. In beiden 
Fällen figt er dann feft nnd gelangt nur höchſt jelten wieder an den Bauern: 
ftand zurüd. Fälle diefer Art fördern den die beftehende gefunde Bertheilung 
unfere8 Bodens gefährdenden Agglomerationsprozeß des Grundeigenthums,. 

Ein letter Theil der fubbaftirten Güter endlich gelangte zuerft in die 
Hände der Güterfhlädhter, um dann durch dieſe der Berftücelung oder gleichfalls 
der Agglomeration zugeführt zu werden. Hinfichtlid der Folgen der Güter: 
Ihlächterei dürfen wir wohl auf das oben ©. 128 ff. Gefagte verweiſen. 

Wenngleich man erft in allerlegter Zeit auf diefe Folgen des gemeinen und 
de3 demjelben nachgebildeten allgemeinen Erbrechts aufmerkſam geworden ift, fo 
bat e3 doch bereit3 früher an Hinweifen hierauf nicht ganz gefehlt. 

Sp wurde in Oefterreih ſchon im Jahre 1852 in der Afademie der 
Wiſſenſchaften durch den Oberlandesgerichtsrath Beidtel 17) darauf hingedeutet, 


16) Die Zwangsverſteigerung ländlicher Anweſen in Bayern. ©. 178. 

17) Borträge des Oberlandesgerichtsrath8 Beidtel: Ueber die Entwidelung ber 
Juftizgefeßgebung unter Kaiſer Joſeph II. in Hinfiht auf die Hypothekargeſetze. 
Situngsberichte der philoſophiſch-hiſtoriſchen Klaſſe. VII Bd. ©. 157 ff. 
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daß die Erbfolgegeſetze, welche allen Kindern ein gleiches geſetzliches Erbrecht 
gewähren, zu einer immer fteigenden Verſchuldung der landwirthſchaftlichen Be: 
figungen führen. In Verbindung mit der Erleichterung des Hypothekarkredits 
für Kaufſchillingsreſte hatten die Erbfolgegefege bewirft, daß die meiften 
Grumdbefigungen jchon damals bis zur Hälfte des Werths mit Schulden 
belaftet waren und eine immer größere Zahl derjelben jchlieglic dem exekutiviſchen 
Verkauf anheimfiel. Ä 

Auch erging ſchon damald der Mahnruf, mit der jo wichtigen Regelung 
der Erbfolge nicht zu ſäumen: das Augenmerk fer darauf zu richten, daß das 
Bauerngut nicht blos ungetheilt, fondern auch möglihft gering belaftet im Erb— 
wege an einen Erben übertragen werde. 

Inder verhallten diefe an der Donau erhobenen warnenden Stimmen damals 
noch ungehört. 

Es bedurfte ſchwererer Zeiten für die Grumdeigenthümer, um fie und 
mit ihnen auch alle diejenigen, welche die Bedeutung des Grundeigenthums für 
die Gefammtheit zu würdigen wiſſen, für diefen Mahnruf empfänglich zu machen. 

Diefe Zeiten waren mittlerweile heveingebrochen, als Rodbertus jeine 
Stimme erhob. 

Es ift das große, gar nicht Hoc) genug zu veranjchlagende Verdienft von 
Rodbertus 18), mit Erfolg darauf aufmerkfam gemacht zu haben, daß ein großer, 
ja der größte Theil jämmtliher auf dem Grundeigentum ruhender hypo= 
thefariihen Schulden aus Befigveränderungen herrühre und auf den fog. Ab— 
findungskredit d. h. auf rüdftändige Kauffchillinge und übernommene Erbantheile 
zurücdzuführen jei. SKapitaliften, welche ihr Geld dem Grundeigenthümer Leihen, 
find nad) Rodbertus im der Regel nicht die urfprünglichen Gläubiger der 
jelben. Sie find faft ſämmtlich jchon Geffionare zweiter und dritter Linie, 
Die urſprünglichen Gläubiger des Grundeigenthümers find zumeift die Miterben 
am Grundeigenthum und die Berfäufer von Grundeigenthum. Die übrigen 
Verſchuldungsurſachen des Grundeigenthums: Unglüdsfälle, ſchlechte Wirthſchaft, 
namentlich übertriebener Aufwand, verunglückte Spekulationen, Meliorationen, 
fommen nad) Rodbertus neben den Beſitzveränderungen, der eigentlichen Quelle, 
aus der die neuen Hypotheken entjpringen, nur in untergeorbneter Weiſe in 
Betracht. 

Zu bedauern iſt nur, daß ſich bisher kein deutſcher Staat der Aufgabe 
unterzogen hat im Einzelnen ziffermäßig feſtzuſtellen, welchen Umfang dieſer ſog. 
Abfindungskredit für die verſchiedenen Kategorien des Grundeigenthums beſitzt. 

Nur für „die im Oeſterreichiſchen Reichsrath vertretenen Königreiche und 
Länder“ beſitzen wir eine ſolche Statiſtik, wie denn überhaupt in Oeſterreich auf 
dem Gebiet der Agrarſtatiſtik rüſtig gearbeitet wird ’®). 





18) Seine Hauptibeen über den Grundkredit hat Robbertus allerdings bereits 
im $. 1847 in feiner Heinen Schrift: Für ben Kredit der Grundbeſitzer. Eine Bitte 
an die Reichsftände. Berlin, Springer 1847, ausgeſprochen. Dod fanden fie erft 
allgemeinere Beachtung, als er fie ın feinem im 3 1869 in erfter und 1876 in 
zweiter Ausgabe erfchienenen größeren Werk weiter entwidelte. 

19) v. Inama-Sternegg, Die Statiftif des Grundeigenthums und die jociale 
a N der Defterreichifchen ftatiftiifhen Monatsichrift. II. Jahrgang (1882) 

. ert. 
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Das Refultat diefer oſterreichiſchen Statiſtik iſt, daß innerhalb des land⸗ 
täflichen großen Grundbeſitzes von der in den Jahren 1868—74 eingetretenen 
Vermehrung der intabulirten Schulden im Betrage von 65 346 416 fl. auf 
Erbtheilungen und Vermächtniſſe nur 3 955 925 fl. — 6,3 %, zurüdzuführen 
find. Diefer fehr geringe Procentfag muß dadurch erflärt werden, daß 
die zu diefer Eigenthumsfategorie gehörigen Güter vielfach durch Fideikommiſſe 
vinkulirt find und daß, wo die aud nicht der Fall ift, das große Brund⸗ 
eigenthum in Folge der Erbſitte doch in den meiſten Fällen für eine jehr 
mäßige Erbſchaftstare vom Bater auf den Sohn überzugehen pflegt. 

Höher dagegen ift der Prozentjaß, welcher innerhalb des bäuerlichen Grund 
eigenthums von der gejammten in den Jahren 1868—74 neu entftandenen 
intabulirten Schuldenlaft auf die Vererbung zurüdzuführen ift. Die gefammte 
Neubelaftung des bäuerlichen Grundeigenthbums während der Jahre 1868—74 
betrug 397 733 135 fl., davon entftammten Erbtheilungen und Vermächtniſſen 
54 802 013 fl. = 13,7 °,, 

Diefe Erhebungen find dann für die ‚Jahre 1878 und 1879 fortgefegt 
worden. 

Nach Ausweis der Grumdbücher entfielen von den in diefen beiden ‚Jahren 
intabulirten Schulden auf das Großgrundeigenthum 95 575 814 fl., auf den 
jonftigen Befig mit Ausſchluß des ftädtifhen und Montanbefiges, alfo mithin 
wefentlid auf das bäuerliche Grundeigentbum 342 282 939 fl. 

Die Reftlaufgelder ergaben für das Großgrundeigenthum bei einem 
Verfaufspreife von 36 228 727 fl. einen NReftlauffchillingsbetrag von nur 
2177274 fl. — 2,27 %, der ſämmtlichen in den beiden Jahren auf 
diefen Beſitz intabulirten Schulden, dagegen für den jonftigen Beſitz bei 
einem Gejammtverfaufspreife von 300 377 415 fl. einen Kauffchillingsreft von 
61 484 759 fl. — 17,96 %/, der ſämmtlichen in den beiden Jahren auf diefen 
Befig intabulirten Schulden, bei dem Großgrundbefige blieben mithin nur 
6,01 %/,, Dagegen bei dem fonftigen ländlichen Grundbefige 20,47 %, unbezahlt. 

Aus diefen Zahlen dürfte hervorgehen, daß das große Kapital ſich vorzugs⸗ 
weiſe dem großen Grundeigenthum zuwendet, und daß das kleine Kapital nicht 
ſtark genug iſt, ſeine Ankäufe in Grund und Boden baar zu bezahlen. 

Aus Erbtheilungen und Vermächtniſſen entſtanden in dieſen beiden Jahren beim 
großen Grundeigenthum nur 963 337 fl. Schulden = 1,04 /, der intabulirten 
Schulden, bei dem jonftigen, wejentlich bäuerlichen Grundeigentum dagegen nicht 
weniger als für 39 562 220 fl. Schulden = 11,55 der intabulirten Schulden. 

Aus diefen und den obigen für 1868— 74 mitgetheilten Zahlen muß ge- 
ichloffen werden, daß das Bauerngut es ift, welches in Ermangelung eines 
anderen zureichenben Nachlaſſes mit Erbtheilungsfcjulden in viel höherem Grade 
belaftet wird, al3 das übrige Grundeigenthum. 

Uebrigens zeigen die obigen Zahlen lange nicht die ganze Belaftung an. 

Es ift vielmehr anzunehmen, daßvon den in den} beiden Jahren 1878 
umd 1879 intabulirten Pfandfchulden aus Hypothekardarlehen, welche beim 
Großgrundeigenthum 79 611.149 fl., beim fonftigen ländlichen Grundeigenthum 
157 767 041 fl. betrugen, ein nicht unbeträchtliher Theil zur Bezahlung von 
Erbtheilungsfhulden fontrahirt wurde, ſowie daß auch von den hypothekariſch 
jihergeftellten Kaufjchillingsreften in Fällen, wo eine Uebergabe des Guts von 

Schriften XX. — v. Miaskowski, Grunbeigenthumsyertheilung. 14 
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Eltern an Kinder ftattfand, ein nicht unbeträchtlicher Theil zu den Erbtheilunge 
ſchulden gerechnet werden kann. 

Endlich ift zu berüdfichtigen, daß ein Theil der Erbtheilungsgelder garnidt 
in das Grundbuch eingetragen wird, indem die großjährigen Miterben eine ſolche 
Sicherftellung nicht immer zu verlangen pflegen 2°). 

3. Die dritte durch das geltende Erbrecht gegebene Möglichkeit der Erb: 
ihaftSauseinanderfegung befteht in der Naturalvertheilung des zur Erbſchaft 
gehörigen Grundeigenthums unter ſämmtliche Erben oder doch unter einen Theil 
derfelben. Die Naturaltheilung findet gewöhnlich in Gegenden ftatt, im denen 
die Liebe zum väterlichen Beſitz fi) mit der Anhänglichkett an die heimathliche 
Scholle untrennbar verbindet. 

Mafgebend für diefe Art der Auseinanderfegung ift die in der betreffenden 
Gegend herrſchende Erbfitte. Denn wenn dem Richter ſowohl nad) gemeinem 
al3 nah preußischen, ſächſiſchem und öſterreichiſchem Recht auch die Befugniß 
gegeben ift, auf Naturaltheilung des Nachlaßguts zu erfennen, jo wird er dies 
in der Regel doch nicht gegen den Wunfch der betreffenden Erben thun. In 
den Wünfchen diefer pflegt aber wieder hauptfählicd die am Ort beftehende 
Erbfitte. zum Ausdruf zu gelangen. Zudem vollzieht fi in den Yändern des 
deutſchen Rechts die größte Zahl der Erbtheilungen ohne Intervention des Gerichts. 

Der Naturaltheilung des Nachlaßgutes wird zunächſt der Vortheil nad: 
gerühmt, daß fie eine geringere Verſchuldung des ererbten Grundeigenthums 
zur Folge hat, als die Uebernahme des väterlichen Grundeigenthums durch eins 
der Kinder gegen die Verpflichtung, den andern Geſchwiſtern ihre Erbtheile aus: 
zuzahlen. 

Ueber die Naturaltheilung laſſen ſich ſodann die Wortführer der abſoluten 
Parzellirungsfreiheit folgendermaßen vernehmen: „Ein großes Bauerngut ernährt 
getheilt vielleicht völlig bequem drei Familien. Und auch bei einem kleinen laſſen 
ſich abgegrenzte Parzellen vielleicht mit ungleich höherem Ertrage zur Anlage 
von Gewerbe oder Fabriken benutzen. Die Theilung vermehrt dann das 
Nationalvermögen, befördert den Wohlſtand. Wie ſich dies zum Vortheil des 
Einzelnen und ſomit auch des Ganzen ausgleichen wird, das überläßt unſere 
Geſetzgebung, auf weiſe Nationalökonomie geſtützt, Gott und den Umſtänden, 
überzeugt, daß der Erwerbstrieb des Menſchen, ihr eigenes Intereſſe hier der 
Regel nach von ſelbſt das Richtige treffen wird“ 2), 

Diefen guten Glauben hat die Wiſſenſchaft und Politik unferer Tage 
nicht mehr. 

Freilich wird gegen eine Verkleinerung der vorhandenen Grundeigenthums: 
einheiten nicht8 einzumenden fein, wenn fie Hand in Hand geht mit der Ber: 
befferung der landwirthichaftlichen Technik, mit dem Intenfiverwerden des land- 
wirtbichaftlihen Betriebs, mit der Einführung neuer Kulturzweige Ja unter 
ſolchen Umftänden kann die Verkleinerung der vorhandenen Güter geradezu eine 
Borausfegung des wirthſchaftlichen FortichrittS fein. Dieſer wird feinen Aus: 





20) Windler, Nealitätenverkehr und Nealitätenbelaftung u. ſ. w., in ber 
DOefterreichifchen ftatiftiichen Monatsfchrift für 1875. ©. 463, 466, und für 1890. 
©. 509, 513, 514. 

21) B. F. Walded, Ueber das bäuerliche Erbfolgerecht für die Provinz Weft 
phalen. Arnsberg 1841. ©. 13. 
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drud dann darin finden, daß die getheilten Grundftüde nad ihrer Theilung 
einen größeren Ertragswerth bejigen werden als daS Ganze vor derſelben. 

Da jolhe günftige Bedingungen aber nicht immer und überall vorliegen, 
jo wird aud die Theilung des Grundeigenthums in jeder Generation nicht 
unmer diefelben günftigen Refultate zur Folge haben. Es giebt vielmehr auf 
jeder Entwidelungzftufe für jede Güterfategorie — großer, mittlerer, kleinerer 
Güter — eine Minimalgrenze, die nicht ohne Nachtheil für den einzelnen Be— 
figer und für die gefammte Volktswirthſchaft überichritten werben darf. Diefe 
Grenze ift weniger elaftifc in Ländern mit ungünftigen, klimatiſchen Boden- und 
Abſatzverhältniſſen ſowie in Zeiten ftabiler Technik und Wirthihaft al3 in 
Ländern mit günftigen Natur: und Kulturverhältniffen fowie in Zeiten fort= 
fchreitender Technik und Wirthſchaft 22). 

Daraus erklärt ſich, daß die fortgefegte Erbtheilung des Grundeigenthums 
weniger verderblihe Folgen aufzuweiſen hat in denjenigen heilen unferes 
Baterlandes, die ſich einer günftigen Ausftattung in natürlicher und volkswirth— 
ſchaftlicher Beziehung zu erfreuen haben, mie das Aheinthal, ein Theil von 
Mittel- und Süddeutichland, al3 in den weniger begünftigten Theilen dejjelben, 
wie das mitteldeutjche Gebirge, die höher gelegenen und rauheren Gegenden des 
Südens, fowie der Nordoften. 

Die gleihe Gütertheilung im Erbwege muß in jedem Wall, jagt 
Rümelin neuerdings, bei mittlerer Fruchtbarkeit von 3—4 Kindern in 100 
Jahren jede Agrarverfaffung fprengen und bet unhaltbaren Zuftänden an- 
langen 2°). 

Wenn gleihwohl diefe Wirkung nicht überall fo jchnell einzutreten pflegt, 
fo hat das jeinen rund in dem Umftande, daß in Yändern mit gleicher Erb— 
theilung die Töchter gleiche Antheile mit den Söhnen zu erhalten pflegen und 
bet ihrer Verheirathung ihrem Mann gewöhnlich einen gleichen Antheil, wie er 
ihn von feinem Vater erhalten hat, in die Ehe bringen. Auch fann das durch 
die Theilung verkleinerte Grundeigenthum des Erblafjers für die einzelnen Erben 
durch fäufliche Uebernahme der Erbtheile der zu ſtädtiſchen Berufszweigen über: 
gehenden oder in andere Gemeinden heirathenden Geſchwiſter ſowie durch Zulauf 
ergänzt werden. Co ftehen denn den Güter-Zerfplitterungen auch wieder Kon— 
jolidationen gegenüber. Allein e3 halten die letzteren mit den Güterzerſplitte— 
rungen nicht Schritt und dienen demnach nur dazu, den oben von Rümelin in 
draftiicher Weiſe harafterifirten Prozeß zu verlangfamen, nicht aber ihn auf: 
zuheben ?*). 

Es ift aljo ein Fehler der obigen freihändlerifchen Argumentation, daß fie 
weder auf die Verſchiedenheit der Zeiten nody auf die der Gegenden Rückſicht 
nimmt. Und diefer Fehler ift wieder in einem anderen tiefer Liegenden Irr— 
thum der ganzen Auffafjung begründet. Derfelbe iſt der ganzen Geiftes- 

22) Als Beleg für das eben Gefagte darf wohl nochmals darauf hingemwiefen werben, 
daß während in der badifchen Pfalz bereit8 3—6 Morgen zur Ernährung einer Familie 
von 5 Köpfen binreichen, in dem zum badifchen Schwarzwald gehörigen Amtsbezirk 
Waldtirch 35 Morgen das Ernäbrungsminimum bilden. Bogelmann, Die Forft: 


= 


polizeiverwaltung im Großberzogtbum Baden. S. 75. 
23) Rümelin, Reden und Aufſätze. Neue Folge. 1881. ©. 591. 
24) Wifmann, Ueber die Zeriplitterung des bäuerliden Grunbbejiges in Thü— 
tingen, im Archiv für Landeskunde der preußifchen Monardie. Bd. 3 (1856). ©. 82. 
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ſtrömung, die ihren Urſprung im Aufflärungszeitalter hat, eigenthümlich und 
beſteht in der Annahme, daß die Einſicht von dem, was dem Einzelnen frommt 
und das auf dieſer Einſicht beruhende Intereſſe genügen werden, um überall 
das Richtige nicht nur für den Einzelnen, ſondern auch für die Geſammtheit, 
indem man ſich dieſe mit der Summe der lebenden Einzelnen zuſammenfallend 
denkt, zu treffen. Dieſe auf einer außerordentlich rohen pſychologiſchen Analyſe 
und geringen Kenntniß der thatſächlichen Zuſtände baſirende Vorausſetzung hat 
ſich je länger um ſo mehr als irrig erwieſen. 

Denn, um uns auf den unmittelbaren Gegenſtand unſerer Unterſuchung 
zu befchränfen, es beruht die von Generation zu Öeneration fortgejegte Theilung 
des Grundeigenthums auf der Liebe zur heimifchen Scholle, auf der nationalen 
Sitte und auf anderen mächtigen pſychiſchen Faktoren, denen gegenüber das 
abftraft aufgefaßte Selbftinterefje nur wenig bedeutet. Ja es liegt nad) der 
franzöfijchen Gefeggebung und nad) der Sitte einiger deutſchen ©egenden ein 
Zwang zur Erbtheilung vor, jo daß die Einficht in die Unzwedmäßigteit eines 
ſolchen Verfahrens, wo jie vorhanden fein jollte, wenig auszurichten vermag. Es 
unterjcheidet fid) jomit die Theilung des Grundeigenthums im Erbwege jehr wefent- 
lic) von der Theilung durch Rechtsgeſchäfte unter Lebenden. Denn mährend bei 
der Güterzerftüdelung durch Rechtsgeſchäfte unter Yebenden (Güterdismembration), 
abgejehen von dem gewerbsmäßigen Gütermetzgen, der frete Entſchluß und die 
Zweckmäßigkeit entſcheiden, findet ein Gleiches nicht auch bei der Zerſtückelung 
im Wege der Erbtheilung ſtatt. Hier iſt die Zerſtückelung rein zufällig, ledig: 
lich die Folge des Ablebens eines Landeigenthümers und der herrſchenden Erb— 
ſitte. Ob ſie zweckmäßig, ob ſie vortheilhaft iſt, kommt gar nicht in Frage. 
Der Vater iſt todt, jedes Kind muß ſeine Scholle haben, ſagt das Geſetz oder 
doch die Sitte. Man kann die Erbtheilung daher im Gegenſatz zur frei— 
willigen Parzellirung als Zwangsparzellirung bezeichnen *°). 

Aus dem Dargelegten ziehen wir aber keineswegs den Schluß, daß die 
Geſetzgebung und Verwaltung wie früher ſo auch in Zukunft die Grundeigen— 
thumsgrößen firiren und ihre Veränderung verbieten ſolle. Das wäre angeficht3 
der ungünftigen Vodenvertheilung einiger Gegenden gar nicht wünſchenswerth, 
da der Staat im Wefentlihen doch nichts anders thun fann, al® den be 
ftehenden Zuftand zu conſerviren. Hier aber wie in jenem großen Theil 
unſeres Vaterlandes, in dem die Bodenvertheilung glücklicherweiſe noch eine 
ſehr geſunde iſt, wäre eine allgemeine rechtliche Bindung des Grundeigenthums 
in einer Zeit außerordentlicher Beweglichkeit des wirthſchaftlichen Lebens auch 
nicht einmal durchführbar. Was heute hauptſächlich zu erſtreben wäre, iſt: 
daß den ungeſunden Tendenzen in der Vertheidigung des Grundeigenthums durch 
den Staat nicht auf direkte oder indirekte Weiſe Vorſchub geleiſtet werde, wie 
dies durch das gemeine, namentlich aber das franzöſiſche Erbrecht geſchieht. 

Nach der obigen allgemeinen Deduction wird nunmehr auf inductivem 
Wege der Beweis zu erbringen fein, daß durch fortgeſetzte Erbtheilung des Grund- 
eigenthums der Volkswirthſchaft in der That ein Schaden zugefügt wird, 

Wir ftelen zu diefem Zweck dem obigen günftigen Ergebniß, zu dem die 


25) Wißmann, Ueber die Zerfplitterung des bäuerlichen Grundbefiges in Thüringen. 
©. 79. 8. v. Stein, Handbuch der Berwaltungslehre. 2. Aufl. 1876. ©. 640. 
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Bertheilung eines allzu großen Bauernhof3 führen kann, folgendes der Wirklichkeit 
entnommene Bild gegenüber, welches zeigen fol, zu welchen ſchlimmen Reſul— 
taten unter den oben hervorgehobenen ungünftigen VBorausfegungen die Theilung 
führen fann. „Die ftattlihe Delonomie de8 Bauernguts,“ jo ſchilderte ein 
Redner auf der Berfammlung deutfcher Land» und Forſtwirthe in Altenburg im 
3. 1843 die Folgen der Oütervertheilung, „tennt Niemand mehr. Wo ehe: 
dem ein tüchtiger Knabe des Vaters Heerde mweidete, wo die Senfe des Schnitters 
durch Korn- und Haferfelder raufchte, zerren jet zerlumpte Kinder eine magere 
Kuh, eine näſchige Ziege an den Feldrändern des Nachbars umher umd ftreifen 
Laub von Büſchen und Weften für das Vieh zur Heimkehr, denn das fleine 
Areal ift volftändig mit Kartoffeln für den Winter beftellt. Zwanzig und 
mehr Düngerhaufen, forgfam aufgefhichtet auf grünem Reiſig und untermiſcht 
mit den Exerementen, welde die Zugthiere auf Landftrafen und Dorfwegen 
fallen laſſen, umgeben die Wohnungen und find zugleich die Gräber vieler 
taufend junger Fichten. Zahlte der Befiger des Bauerngut3 in der Vorzeit 
aus dem Erlös feiner Naturalien die Steuern und fonftigen Gefälle ordnungs- 
mäßig, jo werden ſolche gegemvärtig durdy Erefution von Leuten zufammen- 
getrieben, die auf ihrem Beſitzthum fein Bund Stroh erzeugen“ 2). 

Es führt mithin die ſchrankenlos fortgefegte Theilung des Grundeigenthums 
zu jenem oben gejchilverten Niedergang vom fpannfähigen Bauerngut zum Klein— 
und von diefem zum Zwerggut und erzeugt eine proletarifche Bevölkerung, die 
ſich nicht jelbft helfen kann und in Zeiten der Noth entweder zu Grunde gehen 
oder zum Wanderftab greifen wird. 


In der That finden wir überall, wo das Klein und BZwerggütlerthum 
größere Dimenfionen angenommen hat, daß daſſelbe in Folge früher Einführung 
des gemeinen oder eines demſelben verwandten Erbrechts ſowie Beſeitigung 
der demſelben entgegenſtehenden Schranken der Sitte, durch wiederholte Natural— 
theilungen im Erbwege aus größerem bäuerlichen Eigenthum allmählich ent— 
ſtanden iſt. 

Und noch gegenwärtig läßt ſich dieſer durch das Erbrecht vermittelte ver— 
derbliche Prozeß im Einzelnen genau verfolgen. Mit großer Deutlichkeit tritt 
derſelbe uns zunächſt in Thüringen entgegen. 

Aus Thüringen heißt es, daß hier die Unſitte der gleichen Auftheilung 
aller einzelnen dem Erblaſſer gehörig geweſenen Parzellen unter die ſämmtlichen 
Erben beſteht. Dabei wird jede Parzelle in ebenſo viele Looſe zerlegt wie es 
Erben giebt. Die Theilung der Stücke findet zunächſt der Länge nach und, 
wenn das nicht länger geht, auch der Breite nad) ſtatt. Auch wird feine Rüchkſicht 
darauf genommen, ob der einzelne Erbe feinen Antheil am Boden ſelbſt in Be- 
wirthfhaftung nehmen fann und will, ob er entfernt vom Orte der ‘Theis 
fung wohnt, ob er Fabrikbefiger, Handwerker oder Staatöbeamter iſt. Theilungen 
diefer Art treffen ebenfowohl die ehemaligen Hufengrundftüde wie die in diefen 
Gegenden häufigen Wandeläder. Auch iſt diefe Sitte der Erbtheilung nad) 


26) Bericht über die Verhandlungen der Berfammlung deutfcher Land- und Forfts 
wirthe im 3. 1943 in Altenburg. S. 245. 
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ner Separation und Zufammenlegung der Grundſtücke beftehen ge 
blieben 27 

Noch ungünſtiger ſtellen ſich die Verhältniſſe der Grundeigenthumsverthei⸗ 
lung in Folge der ununterbrochenen Naturaltheilung der ererbten Güter im 
Eichsfeld heraus. So wird von einer Gemeinde berichtet, welche in früherer 
Zeit ein Rittergut mit 18 Hufen Land ankaufte und dies dann unter die Ge— 
meindeglieder derart vertheilte, daß jedes Hufe in einem Stücke erhielt. 
Gegenwärtig dagegen beſitzt jeder ſein kleines Beſitzthum in 16—40 getrennten 
Parzellen. Hand in Hand mit der zunehmenden Zerſtückelung des Grundeigen— 
thums geht die gewerbliche Arbeit der Befiter, die, wie fie einestheils eine Folge 
der weitgetriebenen Parzellivung de8 Bodens und der Unmöglichkeit, ſich auf 
dem Eleinen Grundeigenthum lediglich von der Landwirthſchaft zu ernähren, tit, 
jo andrerſeits ſelbſt wieder zu meiterer Parzellirung führt ?°). 

Aehnlich heißt es aus Unterfranten, wo die Bevölkerung bei Erb: 
ihaft3- und fonftigen VBermögensauseinanderjegungen ebenfalls jedes Grundftüd, 
bet welchem e3 halbwegs angeht, jo viel mal zeripaltet, als es Erben giebt. 
Und zwar findet diefe jog. Drittheilung des bäuerlichen Anwejens, wie man 
die Vertheilung dejjelben unter die Kinder nennt, nicht nur nad) dem Tode des 
Baters, jondern bereit? bei Lebzeiten deſſelben ſtatt. Die Drittheilung bei Yeb- 
zeiten des Vaters tritt hier an die Stelle der in anderen Gegenden üblichen 
Sefammtübergabe de Anwejens an ein Kind. Dieſe in Unterfranken allgemein 
verbreitete Obfervanz findet ſich auch in einigen Theilen Oberfrantens, 
namentlich) im Bayreuthilchen, bei den Kleingütlern vor. An der Grenze Ober: 
frankens jpielt die Drittheilung jodann in die Oberpfalz hinüber. Um 
Waltershof herum erhalten die Söhne ihre Abfindung nicht in Geld, fondern 
in Theilen des Anweſens, in Grundſtücken der verſchiedenen Fluren, und die 
Töchter größtentheils in Getreide, Rindvieh, Pferden u. ſ. w. Untheilbares, 
wie das Haus, erhält der Meiſtbietende wenn die das Anweſen übergebenden 
Eltern ſich daſſelbe nicht ſelbſt vorbehalten. Dieſes Syſtem führt zu außer— 
ordentlicher Parzellirung des Grundeigenthums, die wieder in Unterfranken um 
ſo nachtheiliger wirkt, als die im Ganzen nichts weniger als günſtige Beſchaffen— 
heit des Bodens viel Düngung und Arbeit erfordert, während Material zu erſterer 
und Zeit zu letzterer auf den weiten Wegen von einer Parzelle zur anderen 
maſſenhaft vergeudet werden. So erſcheint die weitgehende Naturaltheilung des 
Grundeigenthums im Erbwege indirekt als Hauptgrund des Darniederliegens 
der Landwirthſchaft in vielen Bezirken Unterfrankens 29). 

Mit Ausſchluß aller die Theilung des Grundeigenthums im Erbwege aus— 
ſchließenden Singularrechte gelangt dann auf dem linken Rheinufer, ſoweit es 
zum deutſchen Reich gehört (Elſaß-Lothringen, Rheinbayern, Rheinheſſen, preu— 
ßiſche Rheinprovinz), das franzöſiſche Recht mit ſeinem Theilungszwang zur An 


— — 


27) Wißmann, Ueber die Zerſplitterung des bäuerlichen Grundbeſitzes in 
— ©. 79-81. 
28) Bed, Das Eichsfeld und feine Bewohner, im Archiv für Landeskunde der 
preußifchen Monarchie. Br. 3. 1856. ©. 170 und sim. 
29) Die Iwan mpnerheigenugen U — Anweſen A Bayern im — 1880. 
©. 180. — . III. 2. ©. 980. IV. 1. ©. 258, 259. 
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wendung. Stirbt das Yamilienhaupt, jo wird hier das Vermögen unter bie 
Erben gewöhnlich naturaliter in gleiche Theile getheilt. Auch dann, wenn 
ſich der Familienvater nad) Ruhe jehnt, wird das väterliche Gut meift unter 
Jämmtlihe Kinder vertheilt, und der Vater bedingt fi, wo fein eigenes 
Borbehaltshäuschen befteht, eine oder mehrere Stuben im Bauernhaufe und 
gewöhnlih 1/; des Feldes aus, von defien Erträgniffen er Iebt und über 
welche er wieder bejonder3 verfügt. Nur ausnahmsweiſe bedient man ſich 
hier des jog. partage d’ascendants ou anticipe, um das elterlihe Gut un= 
getheilt an einen der Erben übergehen zu lafjen. Demjelben Zweck dient 
auch eine möglichft weitgehende Interpretation de „‚commodement“ im Art. 
827 de3 Code eivil jeitend Der deutjchen Richter. Die Regel ift aber die 
Naturaltheilung und die Folge davon ift die Verkleinerung des Grundeigenthums 
und der dajjelbe bildenden Parzellen. Vielleicht nirgends tritt dieſer Ver— 
fleinerungsprozeß To deutlich zu Tage wie in der bayerifhen Rheinpfalz. 
Hier in dem ehemaligen Departement Donnersberg (Land zwifchen Nahe und 
Queich) waren zur Zeit de3 Ausbruchs der franzöfiichen Revolution viele große 
Yandgüter im Beſitz der Geiftlichkeit, de8 Staats und des Adels vorhanden. 
Die franzöfiihe Regierung verkaufte diefelben, nachdem fie vorher zu National- 
gütern erklärt worden waren, zu fehr billigen Preifen, jo daß manchmal die 
Ernte eines einzigen Jahres genügte, um den Kaufpreis zu bezahlen. Das da= 
mal3 von Privatperfonen erworbene, zum Theil jehr umfangreiche Grundeigen- 
thum ift aber, namentlid) in Folge der von dem Code civil angeordneten 
zwangsweiſen Erbtheilung, allmählid in lauter fleine Güter zerlegt worden, 
au3 denen dann wieder zum Theil Zwerggüter geworden find 30). 

Noch deutliher al3 auf dem linken Rheinufer, ſoweit daſſelbe deutich ift, 
treten die Folgen des regime du partage force in Frankreich zu Tage, und 
zwar deshalb, weil hier das im Code civil zum Ausdrudf gelangte Prinzip 
nicht im derjelben Weife durch die neuere Geſetzgebung und Praxis gemildert 
ericheint wie in Deutichland (vgl. oben S. 201 ff.). 

Als Folgen, welche da3 regime du partage force in Frankreich erzeugt, 
werden von Yeplay folgende angeführt: 

1. Für das kleine Grundeigenthum tritt eine unmwirthichaftliche Zerftücelung 
des Bodens ein, die übrigens noch weiter gehen würde, wenn nicht das franzö— 
fifhe Volk und namentlid der franzöiche Bauernftand durch das Zweikinder— 
ſyſtem gegen die Güterzerjplitterung reagirte. Aber wenn dieſes fünftliche 
Mittel, die Benölferungsvermehrung zu hemmen, für die Grundeigenthums- 
vertheilung zum Theil auc feinen Zwed erreicht, jo ift es doch nicht ohne die 
ernfteften fittlihen Bedenken. Näheres über dieſen Punkt wird weiter unten 
bei Gelegenheit der Beſprechung des Anerbenrechts beigebradht werden. 


2. Für das große Grundeigenthum hat das franzöfifche Erbrecht die Folge: 


a) daß das Intereſſe der ihre Güter felbft bewirthichaftenden Eigenthümer 
an ihrem Grundbefig in dem Maße abnimmt, wie fie älter werden, da fie 


30) Bericht über die Berbandblungen der beutfchen Land- und Forftwirthe in 
air ae 377. Liebknecht, Zur Grund- und Bodenfrage. ©. 116. Bavaria 
— 401. 
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nit erwarten fünnen, daß eins ihrer Kinder die Wirthſchaft in der von ihnen 
begonnenen Weiſe fortfegen werde. 

b) Aus demfelben Grunde pflegen die Erben fi) aud) nicht auf die Ueber- 
nahme des väterlihen Gutes einzurichten, was dann wieder dahın führt, daß 
die Eigenthümer ihr Alter häufig in der Einfamteit verbringen müſſen. 

Und damit hängt wieder zujammen: 

c) die Abneigung der größeren Grundeigenthümer auf dem Lande zu Leben 
und fi dort behaglic zu fühlen (Abfenteeismus) ; 

d) endlich verftärkt da3 regime du partage forc& das centrifugale Ele: 
ment in der Familie und trägt dazu bei, diefe zu desorganifiren 31). 

Dieje legte von Leplay für Frankreich geltend gemachte Folge des 
regime du partage force tritt übrigens auch in denjenigen Theilen Deutſch— 
land3 ein, in denen die Naturaltheilungen des bäuerlichen Grundeigenthums zur 
feiten Sitte geworden find, der man ſich auch dann nicht zu widerfegen wagt, 
wenn jie zum baaren Unfinn führt. „Das äußere Band des elterlichen Beſitzes,“ 
jo wird aus Thüringen berichtet, „das in fo vielen Fällen die Familienglieder 
zufammenhält, und ın ihnen das Bewußtſein ihrer Zufammengehörigfeit erhält, 
und oft auch wieder auffriicht, wird dadurch — nämlich durch die Natural: 
theilungen — volljtändig zerrifien. Das fihere Wohl der Familie wird dem 
unbeftändigen und jchwantenden Wohl des einzelnen Familienglieded zum Opfer 
gebracht. Ya es ift bei diefem unumftößlichen Prinzip der Theilung dahin ge- 
fommen, daß das Gefühl der Dankbarkeit gegen die Eltern für das zurücgelafjene 
Gut erheblich gemindert ift. — Man erachtet daS ererbte Grundeigenthum nicht 
al3 ein zurücgelaffenes Geſchenk der Eltern, fondern es wird dafjelbe al3 etwas 
aus eigenem echte Ueberfommenes angefehen, das man von Rechtswegen for: 
dern kann. Dieſe allgemein verbreitete Anficht macht ſich bei der Weberlafjung 
der Grundjtüde bei Lebzeiten der Eltern oft auf eine nicht ſchöne Weife geltend. 
Die Kinder disponiren über den väterlichen Nachlaß, wie fie e3 für richtig halten. 
Sie fordern ihn, der Bater jieht ſchweigend der Theilung zu und unter: 
drückt vielleicht feine liebften Wünjche, um nicht gegen die hergebrachte Gemwohn- 
heit, gegen die unantaftbar erachteten Anjprüche der Kinder, zu verftoßen 32). 

Dod man fünnte vielleicht gegen die Beweiskraft der eben angeführten 
Thatſachen einmwenden, daß diefelben faft ausfchließli dem Gebiet der fränkiſchen 
und thüringifhen Anfiedelung angehören und daß die weitgetriebenen Erb- 
theilungen hier daher nicht auf irgend ein Erbrechtsſyſtem, jondern vielmehr 
eine bejtimmte Volksart zurüdzuführen find, 

Und in der That ift die Erbjitte, die Güter bei ihrer Vererbung 
in natura zu theilen, beſonders ftarf verbreitet in dem fränkischen Theil Bayerns, 
in der badiſchen, heſſiſchen und bayeriſchen Pfalz, in Nafjau, in der Aheinprovinz, 
in Thüringen. 

Diefem Eimvande muß aber doch entgegengehalten werden, daß nicht überall, 
wo Franken und Thüringer angefeilen find, auch die obige Erbfitte herrſcht 
(alfo 3. B. nicht in einem Theil Altenburgs), und umgekehrt, daß auch von 





31) Leplay, La reforme sociale. I. &. 272—271. 
32) Wipmann, Ueber die Zerfplitterung des bäuerlichen Grundbeſitzes in 
Thüringen. S. 83. 
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anderen Boltsftämmen befiedelte Gegenden die Parzellirung im Erbmwege fennen, 
wie 3. B. das von Alemannen bejiedelte Alt-Würtemberg und das von Slaven 
bewohnte Oberfchlefien, 

Denn aud in Alt-Würtemberg pflegen die Kinder darauf zu halten, 
daß ihnen ein Naturalantheil an den in den verfchiedenen Gemarken zerſtreut 
liegenden Parzellen des elterlihen Naclafjes zu Theil werde. Wohnen fie 
außerhalb des Heimathsdorfes, fo pflegen fie ihre Antheile den daheimgebliebenen 
Geſchwiſtern zu verpadhten, bis fie in die Heimath zurückkehren, um ihre „Güter“, 
wie man in Würtemberg die einzelnen Parzellen nennt, felbft zu bewirthichaften ??). 

Und ebenfo werden in einzelnen Theilen Oberſchleſiens die bereits 
ohnehin fehr zerfplitterten bäuerlichen Bejigungen nad) dem Tode des Eigenthiimers 
oder auch fchon bei deſſen Lebzeiten häufig in fo viele Theile zerlegt, als Kinder 
und namentlid; Söhne vorhanden find. Und zwar erfolgt die Theilung hier in der 
Weife, daß die Befigungen, welche von der Dorflage aus in zum Theil weiter 
Ausdehnung ftreifenförmig ausgehen, der Länge nad durchſchnitten werden, fo 
daß die einzelnen Theilftüde in der Baſis kaum noch die Breite einer Ruthe befigen 
und dadurd zu einer ordnungsmäßtgen Bewirthihaftung völlig ungeeignet find. 
Auf diefen Theilftreden wird dann keineswegs intenfiver gewirthichaftet als auf 
dem Ganzen. Berhindert wird die größere Intenfität des Anbaues zum Theil 
durch die Bodenart und das Klima, zum Theil durch die volkswirthſchaftlichen 
Zuftände, zum größten Theil aber wohl durch die unzweckmäßige Configuration 
der Grumdftüde und den forglojen Sinn der Bevölkerung. So erjcheint e3 denn 
erflärlich, daß während der Nahrungsipielraum für den Einzelnen enger geworden 
ift (die früher ganzen Höfe zerfallen gegenwärtig in , oder Yıs Hife), die 
Landwirthſchaft auf diefen Fleinen Befigungen nicht nur nicht fortgefchritten, 
jondern zum Theil fogar, wie wir oben S. 71 gezeigt haben, zurüdgegangen 
m), 

Und wa8 bedeutet e3 denn überhaupt, die Güterzerftüdelung auf die Volksart 
der Franken und Thüringer zurüdzuführen? Iſt diefe Volksart nicht ebenfalls ein 
Produft der Geſchichte und ift die derfelben eigenthümliche Sitte der Erbtheilung 
nicht wieder eine Folge des bereitd früh erfolgten Zufammentreffens der Franken, 
Thüringer u. ſ. w. mit höher kultivirten Völkern, der hierdurch beeinflußten 
Agrarverfaflung, ſowie der hier früher als im anderen deutſchen Ländern ein- 
geführten Berfehrsfreiheit und des gemeinen Erbreht3? Wir glauben diefe 
Fragen bejahen zu follen, weil überall, wo ein beftimmtes Recht eine Zeit lang 
beftanden hat, e8 eine demjelben adäquate Sitte zu erzeugen pflegt, e3 jet denn 
daß jehr ftarfe volfswirthfhaftlihe und natürliche Verhältniffe der Anwendung des 
Rechts entgegenftehen und eine von demfelben divergirende Sitte erzeugen. Eine 
folhe Auflehnung der Sitte gegen das Recht bezeichnet aber immer einen Noth— 
ftand im gejellichaftlichen Leben und wird nur in feltenen Fällen — und dann 
immer nur für furze Zeit — Pla greifen. 

Wenn demnach die Güterzerftüdelung in einigen Theilen Deutſchlands troß 
der gleichen Geltung de3 gemeinen, preußtfchen und franzöfifchen Rechts dennoch 


33) Helferich in ber Tübinger Zeitfchrift für die gefammte Staatswifjenfchaft 
f. 1853. ©. 184, 243 und passim. 
34) v. Bitter, Bericht ꝛc. S. 35. Witte, Im neuen Reid. 1990. Nr. 7. 
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nicht ſoweit gediehen ift, wie in anderen, jo erflärt ſich zunächit aus dem Wider: 
ftand, den die natürlichen und volkswirthſchaftlichen Verhältniſſe hier und da einer 
weiteren Theilung entgegenftellen, dann aber wohl hauptſächlich dadurch, daß die An- 
wendung des die Zerftüdelung begünftigenden Erbredt3 in diefen Gegenden über: 
haupt erjt jüngeren Datums ift und daß diejelbe auch noch heute vielfach aus— 
gefchlofjen zu fein pflegt durch eine dieſem Recht nicht adäquate Vererbungsfitte, 
welche al3 der Nachklang des früheren Rechts nod) gegenwärtig befteht, jedoch durch 
den Einfluß des ſtill aber unaufhaltfam wirkenden gejchriebenen Erbrechts von 
Tag zu Tag an Kraft verliert. 

Diefen Ausführungen wideriprehen auch die Refultate der preußiſchen 
Statiſtit nicht. 

Die oben erwähnten im Miniſterium für landwirthſchaftliche Angelegen— 
heiten ausgearbeiteten Denkſchriften über die Bewegung des jpannfähigen bäuer- 
lichen Grundeigenthums in den 6 öftlihen Provinzen Preußens (mit Ausnahme 
von Neuporpommern) und in Weſtphalen haben auch fpeziell die Verände— 
rungen, welde in dem Beſtande des Grundeigenthums durch Erbtheilungen be: 
wirft worden find, für die beiden Zeiträume von 1816 bis 1859 und von 
1865 bis 1867 ermittelt und zur Ziffer gebradıt. 

Das Reſultat iſt Folgendes. 

Von den zwiſchen 1816 und 1859 durd den freien Verkehr neu ent: 
ftandenen 36 991 Nahrungen find 5040 — 13,62 %, und ebenjo find von 
den im jelben Zeitraum dur Zerſchlagung eingegangenen 26 759 Nahrungen 
2298 — 5,58 auf Erbtheilungen zurüdzuführen. Biel bedeutender ftellt ſich 
der Einfluß der Erbtheilung auf den Beitand der Nahrungen in den Jahren 
1865— 1867 heraus. Da diefe Zahlen, nad) Angabe der Denkichrift zuver- 
läſſiger fein ſollen, als die Zahlen der erjten Periode, jo wird auf diefelben daher 
vorzugdweife Gewicht zu legen fein. Bon den in der Periode von 1865—67 
neu entjtandenen 3815 Nahrungen waren 920 = 24,12 °/, durch Erbtheilung 
entftanden und von den 4177 eingegangenen Nahrungen 577 = 13,81 °/, durch 
Erbtheilung zerſchlagen *°). 

Will man die Tragweite diefer Zahlen richtig würdigen, fo muß man 
berüdjichtigen, a) daß die Daten für 1816—1859 nicht genau find, b) daß die 
genaueren Zahlen für die Periode von 1865—67 den Einfluß des Erbrechts 
auf die Grundeigenthumsvertheilung viel größer erſcheinen laſſen, al3 die Zahlen 
der erften Periode, c) dak die Zahlen für 1865—67 nit nur der Wirklich— 
feit näher fommen dürften, al3 die für 1816—1859, fondern aud da 
die Wirklichkeit jelbft mittlerweile eine andere geworden fein wird, weil die 
zahlreichen Hemmniſſe der: Naturaltheilung je länger um fo mehr zurüd« 
gedrängt werden. Dies dürfte durch die meueften über unferen Gegenftand vor: 
liegenden Nachrichten bejtätigt werden. Freilich nicht durch die für die Provinz 
Weftphalen pro 1860—1879 gejammelten Daten über den Einfluß des Erb— 
rechts auf die Veränderung der Grumbeigenthumsvertheilung. Hier haben in 
Folge von ee unter den Miterben fowie durd Verkauf an Fremde 





35) Dentfeciften des Minifteriums ber landwirthicaftlichen Angelegenheiten im 
der Zeitichrift des k. a Bureauß für 1865. Nr. 1. S. 7, 8 — 
und für 1871. Nr. 1. 
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zum Zweck der Auseinanderfegung unter Miterben 294 bänerlihe Stellen mit 
6413 ha Fläheninhalt ihre Spannfähigfeit verloren, aber es find dafür aus 
demjelben Grunde auch wieder 319 Stellen mit 7102 ha Flächeninhalt neu 
entftanden, jo daß im Ganzen 25 Stellen mit 689 ha Flächeninhalt mehr neu 
entitanden al3 eingegangen find 3%). Doc fünnen diefe Zahlen durchaus nicht 
als im Allgemeinen typiic für den Einfluß des Erbrechts auf die Grundeigen- 
thumsbewegung angejehen werden, weil Weftphalen in Folge feiner zahlreichen 
Fideikommiſſe (ein großer Theil der Nittergüter ift hier rechtlich vinculirt), feiner 
eigenartigen Geſetzgebung — Geſetz betreffend die Abſchätzung von Landgütern 
zum Behuf der Plichttheilsberechnung in der Provinz Weftphalen vom 4. Juni 
1356 — jowie jeiner allgemein verbreiteten, noch ſehr ftarken, auf die Er— 
haltung des Familienbeſitzes gerichteten Sitte eine exceptionelle Stellung unter 
jämmtlichen preußifchen Provinzen einnimmt. Beweiskräftiger find ſchon die 
Vorgänge in der Provinz Sachſen, in der für die Periode von 1867 bis 1880 
Daten über den Einfluß des Erbrechts auf den Beftand des Bauernftands ge- 
jammelt worden find. Freilich fehlen bier aus 9 Kreifen bezügliche Mit— 
theilungen. Aus den übrigen 30 Kreifen wird aber in 15 reifen eine auf> 
fallende und zum Theil jehr bedeutende Abnahme der fpannfähigen Bejigungen 
behauptet, welche wieder meift auf Zerichlagungen, die in Folge von Erbtheilungen 
eingetreten find, zurüdgeführt wird. In den anderen 15 Kreiſen dagegen wird 
jowohl eine Abnahme des mittleren Befitftands als ein nachtheiliger Einfluß 
der erbrechtlichen Beftimmungen auf die Erhaltung defjelben in Abrede geftellt ; 
doc muß zugleich hervorgehoben werden, daß fid) unter den letzteren 5 Kreiſe 
befinden, welche den Grund der thatlächlichen Erhaltung des mittleren Befit- 
jtand® nur in der beftehenden Gewohnheit erbliden, durch Verträge unter Lebenden 
den Beſitz ungetheilt auf einen Nachfolger zu übertragen und dadurch den 
Eintritt der geſetzlichen Inteftaterbfolge zu vermeiden 37). Behufs vollftändiger 
Würdigung der obigen für das Geſammtgebiet der preußiſchen Monarchie ges 
jammelten Daten muß jodann noch in Betracht gezogen werden: d) dafs die 
Entftehung neuer ſpannfähiger Nahrungen durch Zerichlagung größerer Güter — 
wie fie in den Perioden von 1816— 1859 und 1865—67 in fo großer Zahl vor- 
gefommen find — doch feine unbegrenzte ift, fondern einmal aufhören muß, während 
die Zerlegung jpannfähiger Nahrungen in ſolche, die e8 nicht mehr find, viel 
länger anhalten Tann, und endlid e) daß aus den obigen Zahlen gar nicht erficht- 
lich werden die Folgen der Erbtheilungen für das nicht mehr jpannfähige Grund: 
eigenthum, für das fie doch am größten und verderblichften zu fein pflegen. 


In den bisher behandelten Fällen haben wir uns den Familienfinn fo ftarf 
gedacht, daß er regelmäßig einen oder mehrere der Inteſtaterben veranlaßte nad) 
dem Tode des Erblafjer3 da3 von dieſem hinterlaſſene Gut zu übernehmen, ohne 


36) Begründung des dem 25. weftfäliichen Provinziallandtage vorgelegten 
Entwurfs eines Geſetzes betreffend die Uebernahme von Landgütern ın ber Provinz 
Veftphalen bei Schlihtungen, Auseinanderfegungen und Erbtheilungen. Druckſachen 
des preuß. Herrenhaufes. Sit.-Per. 1882. Nr. 16. ©. 16. 

37) Borlage des Brovinzialausichufies, betreffend die andermweite gefetsliche Re— 
gelung der Erbfolge in den Landgütern ber Provinz Sachſen. Seien bes Pro- 
vinziallandtags der Provinz Saden. 1882. Nr. 34. ©. 7. 
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daß dieſer Familienſinn doc zugleich immer ftart genug geweſen wäre, um die 
Miterben zur Annahme einer niedrigen Erbidaftstare zu veranlajien. 

3. In einem weiteren jegt zu behandelnden Falle wird ſämmtlichen Familien: 
mitgliedern aber mehr an der Erzielung möglichft hoher Erbantheile, als an der 
Erhaltung des ererbten Grundeigentbums in der Familie gelegen fein. Unter 
folchen Verhältnifjen wird man vorzugdweife gern von der jedem Erben nad 
gemeinem, preußiſchem, ſächſiſchem und öfterreihifchem Erbrecht zuftehenden Be: 
fugnig Gebrauch machen, das Erbgut behufs Erzielung eine? möglichſt hoben 
Preifes zum öffentlihen Meiſtgebot zu ftellen. Doc genügt ſchon diefe Mög: 
lichkeit, um aud) auf dem Wege des freihändigen Verkaufs hohe Preife zu er- 
reihen. Iſt eim ſolches Vorgehen bereits die Folge eines wenig intenfiven 
Familtengeiftes, jo vermag eine fonftant in diefem Sinn ausgeübte Praris 
der Erbauseinanderjegung auch noch den vorhandenen Reſt von Yamiliengeift 
zu ertübten. Das Refultat der Einbürgerung diefer Praxis wird dann fein, 
daß die Güter ihre Befiger außerordentlich häufig wechleln und regelmäßig in 
die Tapitalfräftigften Hände gelangen werden. Ein folder Zuftand der Ber: 
erbung wird namentlid den volkswirthſchaftlichen Verhältniſſen an unſerer 
Nordjeeküfte entſprechen, wo die fehr hohen Haushaltungs- und Betriebs: 
foften der Ader: und Biehwirthfchaften kapitalkräftige Befiger erheiſchen. 
Die Bodenbeftellung in den WMarjchgegenden verlangt namentlich theures 
Adergeräthe und fräftige Pferde, und zwar 6 bis 8 vor dem Pflug, um die 
Brache 7—I Mal zu pflügen, die pafjende Witterung ängſtlich abzupafjen und 
raſch zu benugen, da der durch Regen erweichte Klai ebenfo ſchwierig zu behandeln 
ift, als wenn er, nachher ausgetrodnet, ziegelartig fid) verhärtet hat. Nament: 
Yih aus dem letzteren Grunde ift viel Gefpann erforderlih, das zu anderen 
Zeiten zu beſchäftigen nicht immer möglich if. Dazu kommt dann noch der 
Hohe Lohn der Knechte und Tagelöhner und die opulente Beköftigung der Leute, 
welche ebenjo jehr in Flimatifchen Verhältniffen wie in eingewurzelten Gemwohn- 
heiten begründet ift. So abforbiren denn die Haushaltungs- und fonftigen 
Berriebskoften einen unverhältnigmäßig großen Theil der Bruttoeinnahmen und 
machen das Wirthihaften hier nur wohlhabenden Befigern (Eigenthümern oder 
Pächtern) möglich. Diefen Verhältniffen entfprehend wird aus Dftfrieslan 
von dem dort jehr alten Brauch berichtet, die zum Theil jehr umfangreichen Höfe 
nach dem Tode des Baterd regelmäßig unter den Hammer fommen zu lafien. 
Und ebenfo verhält es fidy mit einem Theil der Marſchhöfe ın anderen Gegenden 
Hannovers, in Oldenburg, Schleswig-Holftein, im Hamburgifhen und Bremiſchen. 
Hier gelangen ohne irgend welche Rüdjiht auf die Kontinuität des Familien: 
beſitzes nicht blo8 ganze Bauerhöfe, fondern aud viele einzelne Marjchiennen 
häufig in das Eigenthum von auswärtigen Kapitaliften. Namentlich Vieh- und 
Pferdehändler ſowie Schlächter in den Städten der Geeft acquiriren gern Weide: 
Yändereien für ihren gewerblichen Betrieb 33), 

Aber nicht nur in diefen Gegenden — in denen der ungetheilte Uebergang 
der großen Bauerhöfe in die kapitalreichſten Hände gleichſam durch die Natur 


38) Angaben des Graf Borries in dem Berhanblungen der VBerfammlung 
deutſcher Fand- und Forftwirtbe in Münden 1872 und Hanſſens in feinen Agrar: 
biftorifchen Abhandlungen. ©. 248 und 250. 
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der Verhältniffe bedingt ift — fondern aud in Gegenden, für welche ſolche 
natürliche Vorausfegungen fehlen, ift unter dem Einfluß des gemeinen, preußischen 
u. f. w. Erbredt3 das Grundeigentum in hohem Grade zum Spekulationsobjett 
geworden, jo daß die allodialen Rittergüter nad) einer uns mitgetheilten Notiz 
aus dem Oſten Preußens in einigen Gegenden durchichnittlich innerhalb 13 Jahren 
ihren Befiger wechſeln jollen. 

Ein folder raſcher Wechſel widerfpriht — mie wir weiter unten zu 
zeigen haben werden — der Natur des Grumdeigenthbums und hat jelbft dann, 
wenn dieſe Güter wirklid in fapitalfräftige Hände übergehen, fir die Volks— 
wirthichaft mehr Nachtheile als Vortheile. Den größten Nachtheil erbliden wir 
darin, daß die Güter, welde diefem raſchen Beſitzwechſel unterliegen, ſchließlich 
unabweisbar in die Hände des großen Kapitals gelangen und fomit jenen Agglo= 
merationsprozeß des Grundeigenthums befördern helfen, der unferer beftehenden 
Bodenvertheilung am gefährlichften ift. 

Aber auch abgejehen von der Verlegung des ſocialwirthſchaftlichen Gefammt- 
intereſſes widerfpricht e8, wie Bluntjchli bemerkt, dem germanifchen Rechtsbewußt⸗ 
fein, „wenn jeder Erbe feine Geſchwiſter zwingen kann, das väterlihe Wohnhaus, 
den Stammſitz der Familie auf die öffentlihe Gant zu bringen und diefe damit 
mittelbar nöthigen fann, ihren Antheil an einen Fremden, den Meiftbietenden zu 
verfaufen. Die Erinnerung, daß e3 ja den anderen Kindern freiftehe, das 
väterlihe Gut in der Familie zu erhalten, indem fie das höchfte Angebot ftellen, 
vermag nicht zu beruhigen, denn diejes ift doch von dem Angebot eines Dritten, 
Fremden abhängig, deſſen Vermögenskräfte leicht die ihrigen überfteigen können“ 3°). 

So ift denn das Refultat unſerer ſozialwirthſchaftlichen Analyſe des für 
die Erbihaftsauseinanderfegung in der Gegenwart geltenden Rechts, foweit fic) 
dafjelbe auf das Ländliche Grundeigenthum bezieht, diefes: daß es —, wenn wir 
von dem feine wichtige Rolle fpielenden Miteigentfum der Erben abjehen — 
langjam aber ficher entweder zur Ueberlaftung des Grundeigenthums mit rüd- 
ftändigen Erbantheilen der Geſchwiſter und jchlieglih zum zwangsweiſen Berfauf 
defielben oder zur jhädlihen Güterzerfplitterung oder endlich zum rajchen Befig- 
wechſel des durch feinerlei Bande mit der Familie verknüpften Grundeigenthums 
führt. Alle diefe Eventualitäten dienen aber wieder in letzter Inſtanz ent: 
weder dem ummwirthichaftlichen Prozeß der Zerftüdelung des Grundeigenthums in 
leiftungSunfähige Zwerge oder Gewerbegüter oder dem Prozeß der Aufjaugung de3- 
jelben durch daS bewegliche Kapital: zwei Richtungen, die, wie wir oben gezeigt 
haben, für die Veränderung der im Ganzen noch gefunden Bertheilung unferes 
ländlichen Grundeigentbums in der Gegenwart befonders gefährlich find. 


39) Bluntihli, Motive zum $ 565 des Privatrechtlichen Geſetzbuchs für den 
Kanton Zürih. Bd. 4 (Erbredt). 


v1. 
Tejtirfreiheit und Pflichttheilsredit. 


1. Zur Geſchichte der Teftirfreiheit in Rom, Deutfdland, England, 
Vordamerika, der Schweiz und Frankreid) '). 


Das altdeutiche Erbrecht fannte nur Notherben in dem Sinn, daß beftimmte 
durch die Blutsgemeinſchaft mit dem Erblaffer verbundene Perfonen nad) feinem 
Tode eo ipso in den Befit feiner Güter traten und daß ihnen diefer Aniprud 
durch einfeitige Verfügungen unter Xebenden und auf den Todesfall nicht 
verfümmert werden durfte. 

Dagegen ging das römiſche Erbredit umgekehrt von der abfoluten Teſtir— 

freiheit aus, indem es dem Erblafjer geftattete, unter Einhaltung beftimmter 
mehr oder minder folenner Formen denjenigen beliebig zu wählen, ver die 
Beitimmung hatte, die vermögensrechtlihe Perſönlichkeit des Erblafjers nad 
feinem Tode fortzufegen (dad: uti legassit ita jus esto des BZmölftafel- 
eſetzes). 
Indeß fand doch im Laufe dev Zeit eine Annäherung der beiden Erbrechts- 
ſyſteme ftatt. So zwar, dafs das deutjche Inteſtaterbrecht nur auf diejenigen Ber: 
mögengbeftandtheile Anwendung fand, über die der Erblaffer nicht bereits legt: 
willig verfügt hatte, und daß im römischen Recht die freie Teftirbefugnig all 
mählich zuerſt durch daS formelle und dann auch durd) das materielle Worb: 
erbenrecht oder das Pflichttheilsreht eingeſchränkt wurde. 


1) Für die Gefchichte des römischen Notberben- und Pflichttheilsrechts: E. F. 
A. Köppen, Geſchichte des heutigen römiſchen Erbredts. Sena 1562. St. 96—168, 
und €. Hölder, Beiträge zur Gefchichte des deutihen Erbrechts. Erlangen 1881. Für 
die Geſchichte des deutſchen Erbrechts: Walter, Deutiche Rechtögefchichte. 2. Aufl. 
Bonn 1857. passim, Für England und Amerika: Helferih, Studien über 
Würtembergiihe Agrarverhältnifie, in der Tübinger Zeitfhrift für die gefammte 
Staatöwifjenihaft. Jahrg. 1553 und 1854, insbef. Jahrg. 1854. ©. 123—130, 
143—146. 4. v. Miaskowski, Die Gebundenbeit des Grund und Bodens durd 
Familienfideicommijie. SIena 1873 (Imauguralbdifiertation. ©. 41—54. L%. von 
DOmpteda, Landaefete und Sandwirihfehaft in England, in den Preußiſchen Jahr— 
büchern. Bd. XLVI (1880). Heft 4 und 5. Für die Schweiz: F. v. Wyß sen, 
Die Testwilligen Verfügungen nah den jchweizerifchen Rechten der früberen Zeit. 
Separatabdruck aus der Zeitichrift für Schweizerisches Recht. Bd. XIX. Fürffrantreıd: 
9. v. Sybel, Geſchichte der Revolutiongzeit. Bd. IV. Diüffeldorf 1570. S. 14—21. 
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Was ſpeziell die Beſchränkung der abfoluten Teftirfreiheit in Rom betrifft, 
jo wurde fie zur Zeit der Republif durd) Einführung des formellen Notherben- 
erbenrechts begründet. Diefes beftand darin, daß beftimmter mit dem Erblafjer 
verwandter Perfonen von dem Erblaſſer in feinem legten Willen nothwendig 
gedacht werden mußte, ſei e8 auch nur, daß fie wegen Unmwürdigfeit von der 
Erbſchaft ausgeſchloſſen wurden. Wichtiger wurde dann das materielle Notherben- 
oder das Pflichttheilsrecht, deffen Anfänge gleihfal3 in die Zeiten der Republik 
zurückreichen, deſſen weitere Ausbildung aber wejentlid der Kaiſerzeit angehört. 
Seine Entftehung verdantt das römiſche Pflichttheilsreht der Praris eines 
Erbſchaftsgerichtshofs, welcher ohne geſetzlichen Anhalt Lediglich auf Grund einer 
allgemeinen Ueberzeugung, melde fid) im Laufe der Zeit herausgebilvet hatte, 
ZTeftamente wegen Liebloſigkeit al3 ungiltig erflärte, wenn dem Elagenden Erben 
nicht wenigften® ein Biertheil feines Inteſtaterbtheils hinterlafien werden war. 
Der Gerichtshof bediente ſich für die Rechtſprechung der Fiction, daß der 
ZTeftator, indem er ſolch' eine Lieblofigkeit begangen babe, geiftesfranf geweſen 
fein müſſe. Auf diefem Wege gelang e3, inmitten der durch Concubinate und 
häufige Ehefcheidungen verurfachten Zerrüttung des Familtenlebens, die nächſten 
SInteftaterben vor den willfürlichen Yaunen pflichtvergeſſener Eltern, und Kinder 
vor dem Einfluß böfer Stiefmütter fowie vor der Habgier verwerflicher Günft: 
linge und Maitrefjen bis zu einem gewiſſen Grade zu ſchützen. 

Wie diefe erften materiellen Einfchränfungen der Zeftirbefugnig völlig 
jpontan aus einem allgemein empfundenen fittlihen Bedürfniß erwachſen waren, 
fo Tagen aud der jpäteren Erhöhung der Pflichttheile und der fonftigen Ent: 
widelung des Pflichttheilsrecht3 unter den Kaiſern, namentlich unter Juftintan, 
feinerlei andere Motive zu Grunde, al3 der Wunſch, in einer Zeit allgemeiner 
Zerjegung des Familienlebens die Intereſſen der nächſten Inteſtaterben gegen: 
über dem mißleiteten Gefühl des Erblaſſers zu ſchützen. 

Mit dem Corpus juris gelangten diefe Beftimmungen des römiſchen 
Rechts auch in Deutichland zur Anwendung, fofern diefelben nicht durch 
die Geltung von Singularrediten ausgeſchloſſen waren. Wahrſcheinlich auch ent- 
ſprach die nur durd das Pflichttheilsvecht eingefchränfte Teftirbefugnig den zur 
Zeit der Neception vorhandenen wirthihaftlichen Bedürfniffen derjenigen Bevöl— 
ferungsflafien, auf deren Vermögen fie Anwendung fand. Dies waren zunächft 
nur die ftädtifchen Klaffen, die ihre wirthſchaftliche Baſis tm Befig von Mo: 
bilten, fowie im Handel und Gewerbe hatten, dann aber auch die bäuerlichen 
Befiger derjenigen Gegenden, in denen das Grundeigenthum ſchon früh etwas 
von der Beweglichfeit und fonftigen Eigenart des Kapitald angenommen hatte. 

Bereit? vor der Reception hatte das Bedürfniß dieſer Klaſſen all: 
mälig zur Abſchwächung des ftarren altdeutſchen Erbrechts geführt, fo daß die 
Reception des römischen Erbrechts — das ja in diefer Beziehung für Deutſch— 
Yand einen Compromiß zwiſchen dem früher geltenden, aber in Folge veränderter 
Berhältniffe nicht mehr paffenden Inteſtaterbrecht mit abſolut zwingendem Cha— 
rafter und der abjolut freien Teſtirbefugniß, für die die Zeit damals noch nicht 
gekommen war, bedeutete — nur einen Prozeß bejchleunigt hat, der fich aud) 
ohne diefelbe wahrscheinlich über furz oder lang vollzogen haben würde. “Diefe 
Annahme ftügt fi auf die Thatjache, daf die Anwendung des römiſchen Erb: 
reht3 allgemein in den deutfchen Städten, ſowie im deutſchen Süden theilweife 
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auch auf dem Lande, feinen nennenswerthen Widerftand fand, während in den 
Kreifen des Adels und über diefelben hinaus auc in den bäuerlichen Kreifen der 
übrigen Theile Deutſchlands das Widerftreben gegen das römiſche Erbrecht theils 
zur Entftehung eines aus germanifher Wurzel erwachſenen Singularrechts, theils 
zur Befeftigung alter Rechtsbildungen führte. 

Nachdem fich in der Gegenwart die Vorausfegungen des modernen wirth: 
ſchaftlichen Lebens — Vermehrung des Kapitals, geldwirthſchaftlicher Verkehr 
und größere Beweglichkeit de3 gejammten Lebens — allgemein eingeftellt haben, 
tritt jegt auch das Bedürfniß nad) größerer Dispofitionsfreiheit des Erblaſſers zu 
Tage. Und fo verbindet fic denn mit dem Streben nad) einem der Erhaltung des 
Immobiliarbeſitzes angepaften, von dem römischen Recht abweichenden Jnteftaterb- 
recht das Streben nach möglichft uneingefchränkter ZTeftirfreiheit. Im Gegenfag 
zum älteren germanifchen und wohl aud zum jpäteren mittelalterlichen Inteſtat— 
erbrecht gelangt das moderne Inteftaterbredht immer mehr dahin, feinen abfoluten 
Zwangscharakter gegen eine lediglich jubfidiäre Bedeutung zu vertaufchen. 

Es erübrigt jegt noch an die Darftellung und Kritit des gegenwärtig in 
den einzelnen deutichen Ländern geltenden Pflichttheilsrehts zu gehen; bet wel- 
cher Gelegenheit denn auch der verſchiedenen an dieſes Pflichttheilsrecht ans 
fnüpfenden Reformbeftrebungen jpeziell gedacht werden fol. 

Bevor wir dieſes thun, ſei jedoch vergleichsweiſe noch der Entmwidelung 
der ZTeftirfreiheit bei einigen dem deutſchen Volke verwandten Völkern in Kürze 
gedacht. 
Während nämlic in Deutichland die Reception des römischen Pflichttheils- 
rechts in den verfchiedenen Territorien ſucceſſive erfolgt ift und nur thatjächlid 
durch eine Reihe fingularrehtliher Inftitute ausgefchloffen worden tft, hat eine 
ſolche Einwirkung des römiſchen Pflichttheilsrechts einerjeit3 auf England und 
Nordamerifa und andererjeit3 auf die Schweiz nit in dem Grabe ftatt: 
gefunden. 

Aber nur Hinfichtlidh ihres negativen Verhaltens gegenüber römiſchrechtlichen 
Einflüffen jtimmen diefe Länder unter fid überein. Die pofitive Ausbildung des 
Erbrechts ift in denfelben eine jehr verjchiedene. In England und Nord: 
amerifa ift die Teftirbefugniß eine durch feinerlei Pflichttheilsrechte eingefchräntte, 
vollftändig freie?); in manden Kantonen der Schweiz dagegen hat fich der alt- 
germanifhe Zwangscharakter des Inteftaterbrecht3 noch bis auf die meuefte Zeit 
erhalten und erft in den neueren Godificationen tritt eine freiere Auffafjung 
zu Tage ?). 


2) In England entjpricht dem ZTeftamentsreht auch die Teftamentsfitte, indem 
unter den befteuerten Erbichaften das Verhältniß derjenigen mit Teftament zu den- 
jenigen ohne Teftament wie 8:3, ja dem Betrage nach wie 10:1 if. Munzinger, 
Erbredtlie Studien. Bafel 1874. ©. 18. 

3) Am weiteften in ber Beſchränkung Tettwilliger Verfügungen ging die Gefet- 
gebung und Praris in dem alten Lande Schwyz, in Gerfau und Küßnacht. Bemer: 
kenswerth ift auch, daß die Berfüigungsfreiheit vieler Orten im XV. Jahrhundert 
größer war als fpäter. Im XVII. Jahrhundert wurde aus NRüdficht auf den Familien- 
verband die Erridtung von Gemächten ftärker befchräntt als früher. Auch erbielt 
jet der Iinterfchieb von ererbtem und errungenem Gut großes Gewicht, jo fam z. B. 
ın allen Theilen des Kantons Schwyz durch bloßes Gemohnbeitsreht der Sat zur 
Geltung, daß ererbtes Vermögen den geſetzlichen Erben ohne ihre Zuftimmung durd 
letwillige Verfügung niemals entzogen werben dürfe. 
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Wil man nah einer Erklärung fuchen für dieſe verfchiedenartige Ent« 
widelung des Erbrechts zweier Völker, die fi) von dem Einfluß des römiſchen 
Rechts freier gehalten haben als das deutſche Bolt, fo mag hier bie Ver⸗ 
muthung ausgeſprochen werden, daß in England die gegenwärtig allgemein und 
uneingejchränft in Geltung befindliche Teftirfreiheit fid ausgebildet hat im Anſchluß 
an die dort früher als auf dem Continent (mit Ausnahme etwa nur von 
Italien, Belgien und Holland) zur Durdführung gelangte Geldwirthichaft und 
Verfehröfreiheit, mit ihren auf möglichfte Freiheit der Dispofition hindrängenden 
Bedürfniſſen. 

Mit der Coloniſation Nordamerikas haben die Engländer auch ihr Erb— 
recht und ſpeziell ihre abſolute Teſtirfreiheit in die neue Welt verpflanzt. Dieſe 
mochte einem nicht erſt das Studium der Naturalwirthſchaft durchlaufen— 
den, ſondern ſofort mit der Geldwirthſchaft beginnenden Volke, das ſich außer— 
dem durch die Energie ſeines Weſens, durch die große Stärke der väterlichen 
Gewalt und den lebhaften Familienſinn auszeichnet, beſonders zuſagen. 

Der Zwangscharakter des Inteſtaterbrechts und die Einſchränkung der Teſtir— 
befugniß in vielen Kantonen der Schweiz, und hier wieder namentlich in der 
öftlihen Schweiz, mag einerfeit3 durch die außerordentliche Zähigfeit zu erflären 
jein, mit der der deutſche Schweizer an Recht und Sitte fefthäl. Dann aber 
ift hier auf den Rechtszuſtand namentlich der agricolen Gantone von Einfluß 
gewefen, daß diejelben zum Theil erft in jüngfter Zeit von der Welle des geld» 
wirthichaftlichen Verkehr berührt wurden, jo daß die Motive, welde in 
England bereit3 früh zur Zeftirfreiheit führten, hier entweder gar nicht oder 
doch erft in allerlegter Zeit zur Geltung gelangt find. 

Mehr auf dem Standpunkt des altdeutfchen Rechts fteht das franzöfifche 
Net, das feit der Nevolution eine eigenartige Entwidelung. erfahren hat, die 
in dem Code civil vorläufig zum Abſchluß gelangt ift. 

Auf diefe Entwidelung haben wir hier näher einzugehen, weil namentlich 
die Thatſache, daß der Code das Pflichttheil, in Geftalt der r&serve, zum gel= 
tenden Recht erhoben, dafjelbe gleichjam zu einem Beftandtheil des modernen 
Bewußtſeins gemacht hat. In Deutſchland fpeziell ıft diefe Thatſache außerdem 
von unmittelbarer Bedeutung für die linksrheiniſchen Yandestheile, in denen der 
Code noch heute gilt. 

Bereit3 In dem Frankreich des ancien regime war die Freiheit des Ein- 
zelnen, über fein Vermögen auf den Todesfall zu verfügen, in enge Schranfen 
eingefchloffen. Im Norden, dem Lande der coutumes, herrjchte allgemein ein 
aus deutſchen Anſchauungen erwachſenes Recht, welches die Erbfolge im Sinne 
der Familien und ihres Beſitzes, unter Bevorzugung einiger Erben vor den 
andern (der männlichen vor den weiblichen, der älteren vor den jüngeren) der— 
art regulivte, daß letztwillige Verfügungen meift ausgefchloffen waren. m 
Süden dagegen herrſchte das römiſche Recht mit feiner gleichen Theilung des 
gefammten Nachlafjes unter die Verwandten des nächſten Grades, ohne Untere 
ſchied von Alter und Gejchleht, und jeiner größeren Freiheit der Teftamente, 
Vermächtniſſe und Subftitutionen. Doh war die Tendenz auf Erhaltung des 
Familienbeſitzes auch hier durchgedrungen, und e3 wurde die Teftirfreiheit benugt, 
um Subftitutionen (Familienfivercommiffe) zu errichten, durd welche den Nach— 
folgern die Teftirfreiheit vielfach verfümmert wurde. Sp war denn faftijch bei 

Schriften IX. — v. Miastomsfi, Grundeigenthumspertbeilung. 15 
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ungleiher Recht3entwidelung das Ergebniß im Süden ähnlich wie im Norden, 
Daſſelbe beftand in der Erhaltung des gebundenen Familienbeſitzes auf Koften 
der Teftirbefugnig der Erblafjer und der Gleichheit unter den Miterben. 

Dieſe Geftalt des Erbrechts vertrug ſich nicht mit den von der Revolution 
proflamirten Prinzipien der Freiheit und Gleichheit. Da man aber auf diejem 
wie auf anderen Gebieten die beiden Prinzipien nicht in gleicher Weife realifiren 
fonnte, jo mußte man fic für das eine oder das andere derfelben entjcheiden. 
Freilich die konftitutrende Nationalverfammlung machte beim Erbrecht wie aud 
jonft den Verſuch, den Gegenfag auszugleichen. 

Im Sinne der Gleichheit fchaffte fie am 8. April 1791 alle Vorjchriften 
des Inteſtaterbrechts, joweit fie die Töchter und jüngeren Söhne zurüdjegten, 
ab und im Sinne der Freiheit gewährte fie am 20. Auguft 1791 dem Erb: 
lafjer die Befugniß, über den größten Theil feiner Habe beliebig zu verfügen. 
Ein Jahr jpäter — im Oktober 1792 — dekretirte der Nattonalfonvent dann 
no, daß alle Subftitutionen für die Zukunft aufgehoben ſeien. 

Aber jeder neue Steg der Bergpartei fteigerte den Fanatismus für die 
Gleichheit und die Abneigung gegen die Freiheit. Mit der bis dahin ver- 
ſuchten Verbindung der Freiheit mit der Gleichheit war es jegt zu Ende. 
Durch Dekret vom 7. März 1793 verfügte der Convent, daß es fortan keinem 
Bater geftattet jei, einem feiner Kinder ein Geſchenk unter Lebenden oder auf 
den Todesfall zu machen, da alle Kinder ein gleiches Erbrecht an das elterliche 
Bermögen haben. Damit war man denn zu dem alten lehnrechtlichen Grund» 
ja „solus deus heredem facere potest, non homo“ zurücdgefehrt. 

Man geftattete jegt eigenthümlicherweife dem Vater, feine Habe an Fremde 
fortzugeben, nicht dagegen eins der Kinder vor den anderen zu begünftiger. 
Das war zugleich die ftrifte Durchführung der von Mirabeau kurz vor feinem 
Tode ausgejprochenen Forderung: e8 möge, um den väterlichen Despotismus 
zu brechen, der Zwang der gejeglichen Sleihtheilung für die Kinder eingeführt 
werben. Die Defrete vom 26. Oftober 1793 und 6. Januar 1794 (5. Bru⸗ 
maire und 17. Nivofe II) vollendeten dann das am 7. März 1793 begonnene 
Wert, indem fie mit einem Schlage daS geſammte bisherige Erbrecht der Coutumes 
und der Pandeften, de3 ancien regime und der Constituante aufhoben. Fortan 
jollen, wo es Kinder oder Seitenverwandte giebt , die Angehörigen des nächſten 
Grades zu gleichen Theilen erben. Keine ältere Rehtsfagung, fein Vertrag, kein 
Zeftament durfte daran etwas ändern. Dem Inhaber eines Vermögens war 
in theilweifer Abänderung des Dekret? vom 7. Mär; 1793, wenn er Kinder 
hatte, die Verfügung über ein Zehntel, wenn nur Ceitenverwandte, über ein 
Sechſtel des Vermögens geftattet; in beiden Fällen dinften Vermächtniſſe umd 
Schenkungen jedod) nur zu Gunften eines Nichterbberechtigten erfolgen. Endlih 
mochten Ehegatten fid) untereinander jchenfen foviel fie wollten; nur daß, wo 
Kinder vorhanden waren, die Schenkung den Nießbrauch des halben Vermögens 
nicht überfteige. Den äußerften Schritt, in dieſer Richtung that der Convent 
dann noch, als er am 22. Ventoſe II, im Widerfprud mit den erften Grund: 
fügen des Rechts, dem Gefeg vom 6. Januar 1794 rückwirkende Kraft gab. 
Freilich Jah er fich bald gezwungen, diefe Klaufel wieder zu befeitigen. 

Die Bedeutung und Tragweite der Erbredtsgefeggebung der Revolution 
und namentlich des Gejege8 vom 6. Januar 1794 wird von Heinrich v. Sybel 
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in treffender Weiſe folgendermaßen charakterifirt: „Mit Grund bat man das 
Gejeg vom 6. Januar 1794 in Hinfiht feiner Wichtigkeit mit der Nacht des 
4. Auguft 1789 verglihen: mas dieſe für das Feudalweſen, war jenes für 
‚das Privatredht des alten Frankreichs: die plögliche, umfaflende, gründliche Zer- 
ftörung. Aber einander völlig entgegengejegt war allerdings die eigene Tendenz 
der beiden gefeßgeberifchen Acte. Der 4. Auguft ſah eine große Herftellung 
der perlönlichen Freiheit, der 6. Januar ſchränkte die Freiheit des Eigenthümers 
in der empfindlichſten Weiſe ein. Der 4. Auguſt emancipirte das Eigenthum 
von ſeinen feudalen Banden zu Gunſten der individuellen Selbſtbeſtimmung. 
Der 6. Januar ſetzte an die Stelle der alten ariſtotratiſchen eine neue demo 
kratiſche Gebundenheit. Früher ging das Vermögen in ſeiner Hauptmaſſe an 
den älteſten Sohn über; jetzt zerfiel es zu neun Zehntel in gleiche Theile unter 
alle Kinder, mochte der Vater das für ſo unheilvoll oder ungerecht halten wie er 
wollte. Der alte Staat wollte die alten Familiengüter unzerreißbar zuſammen⸗ 
halten, der Convent jeden größeren Beſitz in kleinere Bruchſtücke zerfällen: einig 
waren beide darin, ein jeder zu Gunſten ſeiner Staatsraiſon das Verfügungs— 
recht des Eigenthümers auf den engſten Umfang einzuſchränken. Der Zwang 
zur Ungleichheit in der alten, der Zwang zur Gleichheit für die neue Zeit, die 
Freiheit auf keiner Seite.“ Vor 1789 hatte die künſtlich übertriebene Stabili- 
tät der Familie ſchwer auf der freien Bewegung der Familie gelaftet: den hier 
gejammelten Haß richtete man 1794 nicht gegen die Uebertreibung, fondern 
gegen den natürlichen Beftand der Familie. Man vernichtete nicht nur den 
Zwang, ſondern auch die Möglichkeit, ein Familiengut zu bewahren. So be— 
ſeitigte man aus den Fundamenten der bürgerlichen Geſellſchaft die Stetigkeit; 
man ſtellte fortan der Staatsgewalt nicht feſte Gruppen, ſondern einzelne In— 
dividuen gegenüber und beſchränkte mit dem wichtigſten Ausfluß des freien 
Eigenthumsrechts zugleich die ſtärkſte Gewähr der politiſchen Freiheit.“ 

Napoleon I. hat dann im Code civil das Erbrecht der Revolution, wenns 
gleich mit einigen Milderungen, aufrecht erhalten. Dem Eigenthümer wurde 
das freie Verfügungsredht iiber die fog. quotite disponible eingeräumt, hin- 
fihtlic) der r&serve aber das regime du partage force beibehalten. Dieſes Erb— 
recht hatte den Zwed, die alte Gefellichaft zu vernichten, indem es ihren Befit 
„morcellirte“. Um einen neuen imperaliftifhen Adel zu begründen, führte 
Napoleon, wie weiter unten zu zeigen fein wird, für feine Getreuen die Sub— 
ftttutionen (Majorate) ein. 


2, Geltendes Pflichttheilsrecht nad; gemeinem, preußifdhem, öfter- 
reichiſchem, ſächſiſchem und franzöſiſchem Redt ‘). 


Während das römische und ebenfo das preußiſche, öſterreichiſche 
und ſächſiſche Recht den Pflichttheil al8 eine Quote der Inteftatportion, 


4) Bruns und Meversburg, Gutachten über die Frage: Ob und wieweit 
die Teftirfreiheit mit Rüdficht auf eine Pflichttheilsberechtigung eingefchränft werden 
—— in den Verhandlungen des 14. deutſchen Juriſtentags. Bd. L. Berlin 1878. 

50—112. 
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welche beftimmten Erben, den jog. Notherben (Kinder, Eltern, Ehegatten) 
binterlafjen werden muß, definirten, fat der Code civil’ dagegen die 
reserve al3 Quote des Gefammtnadhlafjes auf, die den Notherben 
nicht entzogen werden darf, im Gegenfaß zur portion disponible, 
über die der Erblafjer frei verfügen darf. 

Aber wenn der Pflichttheil im römifhen u. |. w. und die reserve im 
franzöfifhen Recht auch juriftifch verfchteden conftruirt werden, fo kommt e3 
für die Berechnung des den Notherben zu hinterlafjenden Theils der Erbihaft 
doch auf dafjelde heraus, ob jemand über etwas nicht verfügen darf (franz. 
reserve) oder ob er e3 hinterlafien muß (römiſches Pflichttheil). Denn da die 
referpirte Quote ſich gleichfalls nach der Zahl der Notherben richtet und unter 
fie vertheilt wird wie der Pflichttheil, jo bildet fie auch für jeden eine Quote feiner 
Inteftaterbportion. Es wirkt demnach thatfächlih die franzöfifche reserve wie 
das römische Pflichttheilsreht, nur mit dem Unterfchted, daß fie durch Ent- 
erbung nicht bejeitigt werden darf, während dies bei dem römifchen Pflicht: 
theilareht wohl gejchehen kann. (Preuß. A.R.:R. I. 2, 8 391—398. 
Defterr. ©.:8. $ 762—796. Sächſ. ©.:8. $ 2573. 2574. 2354— 2371. 
Code civil A. 913—919.) 


a. Rechtliche Natur des Pflihttheils. 


Das römische Recht fieht in der Erbeseinfegung in erfter Linie eine 
Ehren: und erft in zweiter Linie eine Vermögensjahe. Es beftimmt daher, 
daß gewiffe Inteftaterben ein formelle Recht auf die Erbeinjegung haben (fog. 
Notherben), und dag, wenn diejes Recht verletzt wird, das Teftament nichtig ift, 
Inteftatfuccejfion eintritt und die Notherben nicht blos ihren Pflichttheil, fondern 
ihre ganze Jnteftatportion erhalten. Sind diefe Erben aber eingefett und 
haben fie nur ihren Pflichttheil nicht volftändig erhalten, fo wird ihnen nur 
eine Klage zur Ergänzung defjelben gegeben. 

Das heutige Erbredht dagegen fieht in dem Notherbenrecht eine veine Ber 
mögenSangelegenheit und gewährt dem Notherben nur ein Recht auf einen 
Pflichttheil, wobei die Form gleichgiltig ift, in der ihm derjelbe zugewendet wird. 

Nach gemeinem Recht wird der Pflichttheil als ein Theil der Erbſchaft, 
d. h. als ein ideeller Antheil an den die Erbichaft bildenden Gütern, For: 
derungen und Schulden angejehen. Doch tft dieſe Auffafjung nicht umbeftritten, 
indem fid) in der Doftrin und Praxis auch die Anficht vertreten findet, daß 
der Pflichttheil mur ein Forderungsreht auf den pekuniären Betrag eines ge 
willen Bruchtheils der Erbſchaft enthalte, 

Das ſächſiſche und franzöſiſche Recht folgen dem gemeinen Recht, 
indem jene3 den Pflichttheil umd diejes die reserve als Erbicaftstheile auf- 
falten. Nach öfterreihifchem Recht begründet der Pflichttheil nur eine Erb: 
Ihaftsihuld und nad preußiſchem Recht ift die Frage bis heute ftreitig. 


b. Indignität und Enterbung. 


Das römische Recht untericheidet die Indignität von der Enterbung. 
In beiden Fällen findet ein Ausſchluß von der Erbſchaft ftatt: in dem erften 
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Val erfolgt fie nad) Beſtimmung des Gefeges, in dem zweiten zufolge Ber: 
fügung des Erblafjerd; ein fernerer Unterfchied befteht dann darin, daß die 
Unmwürbigfeit auch durch Berzeihung des Erblafjers nicht aufgehoben wird, alfo 
auch wider ben Willen des Erblafjers wirkt, während bie Enterbung natürlich 
nicht ohne feinen Willen geſchehen kann. Die geſetzlich fpezialifirten Gründe 
find für beide zum Theil diejelben. 

Im preußifhen, Öfterreihifhen und ſächſiſchen Recht find die 
beiden Arten des Ausſchluſſes einander noch mehr genähert, indem die Auf- 
hebung der Unwürdigkeit durch Verzeihung zugelafien wird, während das fran— 
zöſiſche Recht in diefer Frage einen anderen Standpunkt einnimmt. 

Der Code civil läßt nämlich eine Enterbung von der reserve gar 
nicht zu, weil ja die ganze teftamentarifche Dispofition fi) überhaupt nur auf 
die portion disponible erftredt und die reserve unabhängig davon nur ex lege 
deferirt wird. Dagegen bat das franzöfiiche Recht den Begriff der indignite 
gleichfalls aufgenommen; diefe ift dann aud für die reserve wirkſam. Dieſe 
indignit6 wird wie im römischen Recht durch Verzeihung nicht aufgehoben. 
(Preuß. A. &:R. I. 2, $ 399. 480. 508. 518. IL. 1, $ 636. II. 12, 
8 549—609. Defterr. ©.:B. A. 768—770. 540 —543. Sächſ. G.-B. 1. 
2222. 2575—2582. Code civil A. 725—730.) 


c. Pflichttheilsberechtigte Perſonen. 


Pflichttheilsberechtigt ſind 
nach römiſchem Recht: Deſcendenten, Aſcendenten und gegenüber den 
personae turpes auch vollbürtige Geſchwiſter. Notherbin im weiteren 
Sinn iſt auch die arme Wittwe hinſichtlich ihrer Quart, 
nach preußiſchem Landrecht: Deſcendenten, Aſcendenten und Ehe— 
gatten, 
nach öſterreichiſchem Recht: Deſcendenten und Aſcendenten. Dem 
Ehegatten gebührt bis zur Wiederverheirathung der „etwa mangelnde 
anftändige Unterhalt“, 
nad fähfifhem Recht: Defcendenten, Afcendenten und Ehegatten, 
nad franzöfifhem Nedt dürfen Afcendenten und Defcendenten von 
gewiffen Quoten des Nachlafjes nicht ausgejchlofjen werden. 
(Preuß. A. L.-R. II. 2, 8 391 ff. 489. 501. II. 1, $ 631—646. 
Sächſ. G-B. $ 2564. 2565. 2617. 2057—2060. Defterr. ©.:B. W. 757. 
758. 759. 762. 763. 769. Code civil A. 913—919.) 


d.e Größe des Pflichttheils. 


Nur nad dem öſterreichiſchen Recht ift die Quote des Pflichttheils- 
berechtigten eine für alle Fälle feite. 

Dagegen haben ſich jowohl das römische wie das preußiſche, ſäch— 
ſiſche und franzöſiſche Recht von der Erwägung leiten laſſen, daß je mehr 
Kinder Jemand zeugt, um ſo ſchwerer ihn auch die Pflichten gegen dieſelben 
treffen müſſen, und zwar im Leben ſowohl wie nach dem Tode, was im letzteren 
Fall nichts anderes bedeutet, als daß je mehr Kinder Jemand zeugt, um ſo 
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mehr er ſich auch des Rechtes begiebt frei über fein Vermögen zu teftiren ober 
(was dafjelbe it) daß er feinen Kindern im ihrer Gefammtheit um fo mehr 
zu binterlajjen verpflichtet if. Es wechſelt daher nah römifhem, preu: 
ßiſchem und franzöſiſchem Recht die Größe des Pflichttheild nach der 
Bahl der Erben, wobei es als eine Unvolltommenheit angejehen werden muf, 
wenn nah franzöfifhem und preufifhem Recht die Pflichttheilsquote 
nicht mit jedem Kinde fteigt, ſondern Sprünge macht, was zu Inconſequenzen 
führt, und wenn die Steigerung der Quote nah römifhem und preu— 
ßiſchem Recht bei 5, nad) franzöfifhem Recht aber ſchon bei 3 Kindern 
aufhört. 

Es beträgt der Pflichttheil für jedes einzelne Kind 
nad römiſchem Recht: 


bei 1—4 Kinden.., der Inteſtatportion, 
bei 5 und mehr Kindern . ». » 14, — 
nach preußiſchem Recht: 
bei 1—2 Sindemn -. . 2. 2.2.2. u . 
bei 3—4 Sindem . . 2 2 2. „ = 
bet 5 und mehr Kimern . . 2. 2 dm : 
nad öfterreihifhem Recht: 
ohne Unterfcheidung der Zahl dev Kinder . 1, — 


nach franzöſiſchem Recht: 
ber Eee n 
De 2 en er ae ae Me R 
bei 3 und mehr Kindern . » » 2.2. — 
(Preuß. A. L.⸗-R. IL 2, 8 392. II. 1, $ 623—631. Oeſterr. G.B. 
$ 765. 766. 795. Sächſ. G⸗B. $ 2566. 2569. 2578—2582. 2057. 
Code civil A. 913— 915.) 


e. Erbredte der Ehegatten. 


Das gemeine Recht kennt nur die Quart der armen Wittwe und aufer: 
dem ein in Ermangelung von Blut3verwandten eintretende3 Inteſtaterbrecht der 
Ehegatten. Jedoch ıft nur die arme Wittwe Hinfichtlich ihrer Quart Notherbin. 

Das preußifche Recht gewährt den Ehegatten ein Inteftaterbredht, das 
fid) von dem Anſpruch auf , des Nachlaſſes bis auf den ganzen Nachlaß je 
nad) der verfchtedenen Goncurrenz mit Verwandten de3 Erblaſſers fteigert. 
Neben Defcendenten werden fie zu einem Sopftheil, jedoch niemals mehr als zu 
1/,, neben Afcendenten und vollbürtigen Geſchwiſtern und deren Kindern erften 
Grades zu Y/,, neben anderen Seitenverwandten zur Hälfte und wenn jolde 
Berwandte bis zum jechften Grade nicht vorhanden find, zum gefammten Nach— 
laß berufen. 

Nach der Constitutio Joachimica, welche ungefähr in *,, d. h. in 25 
Kreifen der Markt Brandenburg gilt, ift der Frau ein beſonders ausgedehntes 
Erbrecht eingeräumt worden, indem der Nachlaß auf Verlangen des überlebenden 
Ehegatten jo getheilt wird, al3 wenn Gütergemeinfhaft unter den Ehegatten 
beftanden hätte. Der überlebende Ehegatte vereinigt jein eigenes Vermögen 
mit dem des Berftorbenen und erhält alsdann die Hälfte des beiderfeitigen 
Bermögens als ftatutarifche Portion. Jedoch kann er dem ftatutarifchen Erb: 
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recht entjagen, in weldhem Fall er einen Anſpruch auf die Ausfonderung und 
Ausantwortung feines eigenen Vermögens erlangt. 

Nad) dem ſächſiſchen Recht erhalten Ehegatten, je nachdem fie mit 
Kindern, Afcendenten, Gejhwiftern und deren Abkömmlingen oder mit weiteren 
Berwandten concurriren, bis !/, des Nachlaſſes oder den ganzen Nachlaß. 

Das öſterreichiſche Net gewährt dem Ehegatten den Nießbrauch an 
einem Kindestheil, wenn drei oder mehr Kinder concurriven; find dagegen 
weniger Kinder vorhanden, dann den Nießbrauch an /, des Nachlaffes. Beim 
BZufammentreffen mit anderen Verwandten erhalten fie */,, und wenn folde 
in den erften ſechs Klaffen fehlen, den ganzen Nachlaß. 

Der Code eivil läßt Ehegatten nur in Ermangelung erbfähiger, aljo 
mindeften3 im 12. Grade verwandter Perfonen den Nachlaß erben (vgl. die zu 
dem Abſchnitt: Pflichttheilsberechtigte Perfonen beigebrachten Eitate). 


3. Reformvorſchläge. Ausdehnung des Pflihttheilsrehts und Ve— 
gründung eines das Familienerbredt befeitigenden oder mit dem— 
felben conceurrirenden Erbredhts des Staats und der Gemeinde. 


a. Inhalt der Reformporjdläge. 


Ale Verſuche zur Reform des Erbrechts im Allgemeinen und zur Reform 
des Pflichttheilsreht3 im Speziellen gehen entweder aus von dem echt be- 
ftimmter Perfonen und Körperichaften an die zum Nachlaß gehörigen Güter 
oder von dem Recht des Erblafiers, über jein Vermögen aud über feinen Tod 
hinaus zu verfügen. 

Indem wir diejen letzteren Beftrebungen einen eigenen Abjchnitt, und zwar 
den folgenden widmen wollen, jet hier zunächſt der erſteren gedacht. 

Diefe gehen entweder auf die vollftändige Abſchaffung des gegenwärtig 
allein geltenden Familienerbrechts und auf Erjegung defjelben durch ein neu zu 
begründendes Erbrecht des Staat3 und der Gemeinde oder fie bejchränfen jih — 
entweder nur vorläufig oder definitiv — darauf, mit dem Familienerbrecht ein 
neu zu jchaffendes Erbredt der öffentlichen Körperſchaften in Goncurrenz treten 
zu laſſen. Statt ein ſolches neues Erbredit zu begründen, wollen einige der 
Reformatoren ſich auch mit einer hohen Befteuerung der an die Dejcendenten oder 
Alcendenten und an die näheren Verwandten gelangenden Erbſchaften begnügen 
und verlangen nur die Befeitigung des Familienerbrechts der entfernteren 
Seitenlinien. 

Diefe ganze Reformbewegung ift neuerdings von Baron ®) auf Jeremiah 
Bentham als ihren intellectuellen Urheber zurüdgeführt worden. 

In jeinem im Jahre 1780 gedrudten, aber erft 1789 veröffentlichten 
Essay on the Principles of Morals and Legislation (derjelbe bildete zu- 
jammen mit dem Penal Code und dem Civil Code die Grundlage der von 

5) Baron, Angriffe auf das Erbrecht, in den Deutichen Zeit: und Streitfragen. 
Jahrgang VI (1877). Berlin, Habe. ©. 11, 12. Ueber Bentham vgl. aud 
Robert v. Mohl, Jeremiah Bentham und feine Bedeutung für die Staatöwifjen- 


Ihaften, in Mohls Geichichte und Literatur der Staatswilienihaften. Erlangen 1858. 
8. II. S. 610 u. passim. 
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Dumont bearbeiteten Traites de legislation, welche in einer deutſchen von 
Benede angefertigten Ueberfegung unter dem Titel: Grundjäge der Civil- und 
Criminalgeſetzgebung, Berlin 1830, erjchienen find) erklärt Bentham als einen 
Hauptzwed der Erbreditsgefeßgebung, das Hinarbeiten auf die Gleichmachung 
der VBermögensumftände, eine Aufgabe, die dann fehr bald darauf von dem 
franzöfifchen Nationalconvent durch das Gefeg vom 7. März 1793 durchgeführt 
wurde. Ferner erfennt Benthbam nur das nteftaterbredht der Kinder, Eltern 
und Gefhwifter als begründet an; an die Stelle des Erbrechts der übrigen 
Berwandten will er dagegen das Erbrecht des Fiscus fegen. 

Wie Bentham bereit3 zur Zeit der Revolution von 1789 einen Einfluß 
auf die franzöfiiche Geſetzgebung ausgeübt hat, fo ift er aud noch in unferem 
Jahrhundert in Franfreid viel ftudirt worden. Seit 1329 erſchien in Paris 
eine der Berbreitung feiner Lehren gewidmete Zeitichrift: „L’utilitaire“. Nach 
Baron Annahme ft es daher nicht unwahrſcheinlich, daß die St. Simoniſten 
die erſten Anregungen zu ihren Plänen bezüglich einer Reform des Erbrechts 
von Bentham empfangen haben. 

Und in der That zeigt ſich eine große Uebereinflinmnung in den Anfichten 
Bentham's und der St. Simoniften ®). 

Freilih St. Simon felbft war in feinem Catéchisme des industriels 
über das allgemeine Poftulat, daß in der neuen von ihm erträumten Gefell: 
ſchaftsordnung jedes Recht der Geburt und jedes Privilegium befeitigt werden 
folle, nicht hinausgefommen. Erft feine Jünger Bazard und Enfantin legten 
diefen jehr allgemeinen und dehnbaren Worten einen beſtimmten und concreten 
Sinn unter. 

Bazard geht in feiner „Exposition complete de la foi St. Simonienne*, 
Paris 1831, davon aus, daß, wenn der freie Arbeiter auch beute mod; 
ein Slave feiner Armuth und feines Elends ift, dies jeinen Hauptgrund 
darin hat, daß der Eintritt in den Befig zum größten Theil nicht nad 
dem Grundfag der perfünlihen Würdigkeit geregelt if. Daß dieſes aber nicht 
der Fall, daran trägt die Hauptſchuld das geltende Erbredit. Denn daſſelbe 
enthält ein Privilegium, durch welches der Erbe mühelos zu Vermögen 
und damit zur — gelangt. Der Grundſatz der Erblichkeit hat 
früher allgemein, u. A. auch bei den Aemtern, Gewerben, Ständen u. ſ. w. 
beſtanden, iſt aber gegenwärtig nur noch für die Vermbgensbenehungen der 
einzelnen auf einander folgenden Familienglieder in Kraft. Verwirft man 
num aber das Erbrecht im ſtaatlichen Leben, fo muß man daſſelbe auch hin 
ſichtlich des Vermögenserwerbs aufgeben. Wenn man heutzutage nur durch 
Fähigkeit zu einem öffentlichen Amt gelangt, ſo muß auch im Erwerbsleben 
der Grundſatz: à chacun suivant sa capacité, à chaque capacité suivant ses 
ceuvres Platz greifen. An die Stelle des Erbrechts der Blutsverwandtſchaft will 
Bazard mithin das Erbrecht des Verdienſts fegen. Zu diefem Zweck foll bet dem 
Tode ded Befiger3 ftatt, wie bisher die Familie, in Zukunft die Gefellichaft oder 


6) Ueber Et. Simon und die St. Simoniften: L. Reybaud, Etudes sur 
les Refomateurs ou Socialistes modernes. 7me £dition. Paris 1864. t. 1. 
p. 67—143. L. Brothier, St. Simon et le St. Simonisme. Bruxelles 1859; 
auch Baron, Angriffe auf — Erbrecht. passim und neuerdings Eiſenhart, 
Geſchichte der Nationaldtonomit . 123, 124. 
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beren Stellvertreter, der Staat, unter deſſen Schu und Mitwirfung das Eigen: 
thum erworben und erhalten wurde, erbberechtigt fein. Zur Durchführung diefes 
Plans wird ein Syftem von Staatsbanken vorgefchlagen, welche die Vertheilung 
der freimwerdenden Erbichaften an diejenigen vornehmen follen, die den beten 
Gebrauch von ihnen zu machen geeignet find. Demnach würde — nad) Ab: 
Ihaffung des Familtenerbredts — das Eigentum nur noch der Ausdrud für 
die Fähigfeit und Arbeit feines Nutznießers fein. 

Weniger radikal in feinen Forderungen ift ein anderer Anhänger St. 
Simons, Enfantin. Diefer hat feine Ideen über die Erbrechtsreform in 
feiner Economie politique ausgefprodyen, eine Arbeit, die in der St. Simo— 
niſtiſchen Zeitihrift Le Globe erſchienen if. Enfantin fieht einerfeitS die 
Schwierigkeiten voraus, die der vollftändigen Befeitigung des Erbrechts feiteng 
der befigenden Klafjen entgegengeftellt werden würden umd giebt ſich andrerſeits 
Hinfichtlich de3 von Bazard in Vorſchlag gebrachten Syftems von Banken feinen 
Illuſionen hin. Daher beichränft er fi) darauf, vorläufig nur die Abſchaffung des 
Erbrechts der entfernteren-Collateralen in Vorſchlag zu bringen, indem er an- 
nimmt, daß eine ſolche Maßregel die Geſellſchaft nicht in ihren Tiefen erſchüttern 
werde. An die Stelle de3 von Bazard in Vorſchlag gebrachten ftaatlichen Erbrechts 
fegt er für Erbſchaften in auf- und abfteigender Linie und in der nächften Seiten: 
Linie eine progreffive Erbichaftäfteuer. Diele ſoll im Iegteren Fall höher fein ala 
im erfteren; ja fie ſoll in den entfernteren noch erbberechtigten Verwandticafts- 
graden dem Erbantheil faft gleichlommen dürfen. Diefe Erbſchaftsſteuer ift 
nah Enfantin zugleih vom fteuerpolitifchen Standpunkt ſehr angemefjen, denn 
fie vermindert nur eimen Erwerb, den der Empfänger lediglich dem Glüd ver: 
dankt, in dem Augenblid, wo er ihn macht. Für den Ertrag der Erbichafts- 
fteuer denkt Enfantin ſich dann eine doppelte Verwendung: theils als Erfag 
für die abzufhaffenden indirekten Steuern, theild zur Herftellung productiver 
Anlagen, wie z. B. zum Wegebau, ferner zur Gründung öffentliher Schulen, 
zur Verſchönerung der Städte u. f. w. 

Sowohl Bazard als Enfantin haben in neuerer Zeit reihe Nachfolge erlebt. 

An Bazard knüpft in diefer Hinficht der neuere radikale Socialismus an. 
Der im Jahre 1869 in Baſel abgehaltene internationale Arbeitercongrek 
faßte einen auf die Abſchaffung des Erbrechts gehenden Beſchluß. 

Den Spuren Enfantins folgen auch eine Reihe anderer Schriftfteller, 
namentlih Baron, fofern fie das Familienerbrecht der nächſten Verwandten 
durch Heranziehung dejjelben zur Steuer bejchränfen und nur das der entfern« 
teren ganz aufheben wollen. 

Was diefe Gruppe von Bertretern einer Erbrechtsreform von der folgenden 
im weiteren Verlauf zu behandelnden Gruppe unterfcheidet, ıft, daß fie nicht ein 
mit dem Familienerbrecht concurrirendes Erbredit des Staats zu ſchaffen, 
fondern die Erbantheile der Blutsverwandten nur durch ftarfe Befteuerung zu 
Gunften der Gefammtheit einzufchränten wünfchen. 

Mit dem St. Simoniften Enfantin berührt ſic Baron ”) namentlich in feinen 


7) Baron, Zur Erbichaftsftener (Vortrag), in Hildebrands Jahrbüchern fir 
Nationalökonomie und Statifti. Band XXVL (1876). ©. 284, 290, 291. Baron, 
Angriffe auf das Erbrecht, in den Deutichen Zeit- und Streitfragen. Jahrgang VI 
(1877). passim. 
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Poftulaten, dagegen fchlägt er bei Begründung der Erbjchaftäftener 
eigene Wege ein. Nah ihm müſſen alle Erben in der Erbicaftsiteuer einen 
Tribut an das Princip des Arbeit3eintommens entrichten: die Erbichaftäfteuer 
ift ihm fomtt eine Art Abfindung, die dag Gewiſſen der Erben als Sühne für 
die Verlegung dieſes Princips fordert. Damit fol in der fittlihen, die Arbeit 
als Grundprincip des Erwerbs anerfennenden Perjönlichfeit der Widerſpruch be: 
jeitigt werden, in welden fie ſich durd) die Beerbung d. h. die Annahme eines Er: 
werb3 ohne eigene Arbeit jest. Deshalb muß fie von jedem Erben entrichtet werden, 
aud) von dem nädhftftehenden. Was fodann fpeziell die Berechtigung, die entfern: 
teren Berwandtichaftsgrade zu Gunften ver öffentlichen Körperſchaften zu befteuern, 
betrifft, jo ericheint fie Baron um jo weniger zweifelhaft, ald nad) dem Stande 
der heutigen Gefeggebung und nad) den thatjächlichen Verhältniſſen der Gegen: 
wart über die Geſchwiſter hinweg faft gar keine Pflichten für die Verwandten 
beftehen und ausgeübt werden. a felbft die unter den Gejchmiftern beftehenden 
Pflichten find keineswegs bedeutend genug, als daß ihnen als Entgelt für die 
jelben das Erbrecht zugeſprochen werden müßte. 

Es unterfcheidet fi Baron von den St. Simoniften übrigend nicht nur 
hinfichtlih der Motivirung de3 von ihm aufgeftellten Poſtulats, fondern aud) 
hinfichtlic des langjameren Tempos, in dem er die Reforın des Erbrechts durd- 
geführt zu jehen wünſcht, namentlic aber hinfichtlic des letzten Ziel3 derfelben. 

Das langjame Tempo der Reform begründet Baron durch den Con— 
ſervatismus der Rechtsidee und ſodann dadurch, daß er den Seitenverwandten 
noch eine Friſt gewähren will, innerhalb deren ihnen die Möglichkeit gegeben 
ſein ſoll, die Familienbeziehungen wieder aufzunehmen. Hiernach ſoll die Erb- 
ſchaftsſteuer für die weiteren Verwandten gleihjam den Charakter einer Mahnung 
haben. Sie foll das Familienbewußtfein wieder wach rufen, indem fie zunächſt 
Widerſpruch erregt, dann Erkenntniß und endlich vielleicht die Kräftigung des 
Familtenbandes und damit die Reconftruction der Familie herbeiführt. 

In jeinen legten Zielen aber weicht Baron von den St. Simoniften ab, 
indem ihm die Erbſchaftsſteuer nicht eine Etappe auf dem Wege zur Ab: 
ihaffung des Erbrechts überhaupt, fondern nur eine Durdgangsftufe für 
die allmähliche Abjchaffung des Erbrechts in der Seitenlinie ift, während er 
das Erbrecht in der ab= und auffteigenden Linie wohl befteuern, nicht aber 
auch aufheben will. 

An diefer Stelle könnte auh A. Wagner genannt werden. Da nah W. 
aber bereits die gegenwärtig beftehende Erbſchaftsſteuer ein Glied der Erb- 
rechtsordnung iſt, die er dann nur noch weiter zu entwickeln wünſcht, fo re 
produciren wir jeine Anfichten wohl richtiger im Zufammenhang mit der nächſten 
Gruppe von Schriftftellern. 

Im Unterſchied von Bazard und Baron gehen die folgenden Schriftiteller 
über den Gedanken der Erbichaftöftener hinaus, indem fie es unternehmen ein 
mit dem Familienerbrecht concurrirendes Erbrecht des Staat3 und der Gemeinde 
zu begründen und zu fürdern. Sie alle erbliden — wie ſchon feiner Zeit 
Bentham — in dem zu reformirenden Erbredt ein Mittel, um die vorhandenen 
Bermögensungleihheiten zu nivelliven, namentlich aber jum dem weiteren An- 
wachſen diefer Ungleichheiten zu begegnen. Sie alle find aud in der Ueber: 
zeugung einig, daß das Erbrecht der entfernteren Seitenverwandten in ber 
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Gegenwart feinen Eriftenzgrumd verloren hat und daß an die Stelle der als 
Erben megfallenden entfernteren Verwandten in Zukunft die Gefammtheit, 
repräfentirt durch Staat und Gemeinde, zu treten berufen ift. 

Hierher gehören in erfter Linie Pfizer?) und Hilgard?), ſowie der 
von ihnen angeregte K. Brater. Diefer will die entfernteren Verwandtſchafts— 
grade vom Inteftaterbredht ausjchliegen. Die näheren Verwandten dagegen follen 
nur einer bedeutenden Erbichaftsfteuer unterworfen werden oder wie er fid 
ausdrüdt: es foll ein mit dem Familienerbrecht concurrirendes „Notherbenrecht 
der Noth“ begründet werden. Unter der Noth verfteht er das Proletartat, als 
deſſen Repräfentanten er ſich einen Erbfonds denkt. Die dem Staat zufallenden 
Erbſchaften und ebenjo den Ertrag der Erbicaftsfteuer will er diefem öffent- 
lihen Erbfonds zuweiſen, der die Beftimmung hat, die Auswanderung und Ans 
fiedelung, die Gründung von Kreditfafjen u. ſ. w. zu fördern. 

Nur indirect durch. diefe deutſchen Vorgänger beeinflußt — die Bermittelun 
ging in diefem Fall von dem meiter unten anzuführenden I. C. Bluntjchli 
aus — gelangt der Schweizer Munzinger zu ähnlichen Refultaten. 

Nah Munzinger!) muß ſich das Recht, deſſen Zwed die Vervoll- 
fommnung der menſchlichen Eultur ift, mit der Zeit ebenfo wandeln, wie dieje 
Zwede jelbft. Für das Erbredht erfennt er heutzutage nur noch infofern eine 
Berechtigung zum Weiterbeftehen an, al3 es die Familienzufammengehörigfeit 
fördert. Someit der Nachlaß diefem Zweck nicht mehr dient, foll er der menſch— 
lihen Gejellichaft, die ihm die moderne große Familie ift, zur Berfügung ges 
jtellt werden. Das Familienerbreht und das Teftament find ihm die Bor: 
bedingungen einer gefteigerten individuellen Thätigkeit und Willensfraft, und 
damit zugleich die — für den Fortſchritt des Menſchengeſchlechts. 
Allein von dieſen durch die individuelle Thätigkeit geſchaffenen Werthen ſoll 
immer wieder ein größerer Theil als Samenkörner über die ganze Menſchheit aus— 
geftreut werden. Als Repräjentanten der menſchlichen Geſellſchaft möchte er 
aber nicht den Staat, jondern von demjelben unabhängige Stiftungen hingeftellt 
iehen, deren Aufgabe es u. A. wäre, die ihnen zufallenden Erbſchaften zum 
Zwed der Berfiherung des ganzen Volf3 für den Fall der Krankheit und Hilf: 
loſigkeit (Nefervefonds für BVerfiherungsjwede), ferner zum Bwed der Fort— 
bildung der aus der Schule entlafjenen Jugend (Erziehungsfonds) zu verwenden. 
Dem Erblafjer wäre ein Wahlrecht einzuräumen mit Beziehung auf die Stiftung, 
welche erben fol. Was die unermeßlihen Güter der Kirchen und Klöfter einft 
für das Mittelalter waren, das fol diefer Erziehungserbfonds für unjere 
Zeit fein. 

Bon einer ähnlichen Auffafjung des Recht? wie Munzinger geht eine 
gleichzeitig erjchienene Arbeit von Umpfenbadh!!) aus. Die richtigen Träger 
des Sondereigenthums find ihm jeweilen diejenigen, welche durch ihr Verhalten die 
geeignetjten Bürgſchaften für das wirthſchaftliche Gedeihen und damit aud) für das 





8) P. Pfizer, Gebanten über Recht, Staat und Kirde. Bd. J. ©. 61-66. 

9) Th. Hılgard, Zwölf Paragraphen über Pauperismus und die Mittel 
ihm zu fteuern. Heidelberg 1847. K. Brater, Die Reform des Erbrechts zu Gunften 
der Nothleidenden. Münden 1348. 

10) W. Munzinger, Erbredtliche Studien. Bafel 1874. 

11) Umpfenbad, Des Volkes Erbe. Berlin 1874. 
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Eultur-Emporkommen der Gejammtheit geben. Das mit dem Bejtande der 
Menſchheit unlösbar verflocdhtene Eigenthum fteht nun auch im menfchlichen 
Generationswechſel da, um jeder Zeit feinen richtigen Träger zu ſuchen und zu 
finden. Da es aber unmöglich ift im jedem einzelnen Fall den pafjendften 
Träger für das Eigenthum in individueller Weife zu ermitteln, fo muß eine 
allgemeine Erbordnung diefe Defignation in genereller Weiſe vornehmen. Die 
richtigen neuen Träger de3 Eigenthums eines Berftorbenen jind Diejenigen, 
welche zu ihm in der culturmäßig nächften Verbindung ftanden. Von diejem 
allgemeinen Grundjag aus gelangt Umpfenbad; zu der Forderung, daß jede Erb: 
haft in die beiden großen Bererbungsgruppen des Familienerbe3 und des Volts: 
erbes zerfalle. Ueber den 4. Grad der Eivilcomputation hinaus will er über: 
haupt fein Familienerbrecht mehr anerkennen, weil hier die Culturgemeinſchaft 
unter den heutigen Verhältniffen aufhört. Wo es nur Verwandte 5. Grades 
giebt, da follen die Verlaſſenſchaften, ſoweit nicht mittel Teftament3 über fie 
verfügt ift (mas jedoch nur bezüglich eines Drittel3 oder der Hälfte der Erb: 
haft ftarthaft fein jo), dem Volkserbe zufallen. Aus den auf diefe Weife 
zufammenfliegenden Summen wären dann Bürger: oder Volksſchulen zu errichten, 
die eine Fortjegung der Elementarſchulen zu fein hätten und deren Beſuch auch 
Unbemittelten zu ermöglichen wäre. 

Weſentlich auf demfelben Boden wie die eben erwähnten Vertreter der 
Erbrechtsreform ftehen Bluntſchli, v. Scheel und A. Wagner. 


Bon diefen drei Schriftftellern hat Bluntſchli feine Gedanken über eine 
Erbrechtsreform — nicht unbeeinflußt durch die foctaliftiiche Strömung der vierziger 
und fünfziger Jahre, welche aud auf Pfizer, Hilgard und Brater eingewirft 
bat — bereit3 in den fünfziger und feitdem wiederholt, zulest im Jahre 1879 
ausgeſprochen !?). 

Nah Bluntſchli ift der wahre Grund alles natürlichen Erbrechts die 
Gemeinfchaft, welche das Leben des Erblaſſers mit dem feiner Erben verbindet. 
Diefe Gemeinfchaft fann nun wieder beruhen auf dem Zufammenhang des Bluts 
und der Sitte, der Eultur und der Intereſſen. Zu diefen den Einzelnen mit 
ſeinesgleichen verbindenden Kreifen gehört in erfter Linie die Familie, dann aber 
auch die Gemeinde und der Staatöverband. ft der Einzelne mit feiner Sipp- 
ihaft durch taufend feine Beziehungen feiner leiblichen und geiftigen Anlage, 
feiner Erziehung und feines Lebens verbunden, fo wirken doch aud die Ein- 
richtungen und Einflüffe feiner Heimath, die in der Gemeinde und im Staat 
ihre Repräjentanten finden, auf feine Eriftenz beftimmend ein. Da daS geltende 
Erbredht fi) gegenwärtig nur auf den Familienverband ftütt, jo ift es eime 
Aufgabe der Zukunft, auch für die anderen das Leben des Einzelnen nicht minder 
ſtark beeinfluffenden Kreife ein mahres Inteſtaterbrecht herauszubilden. Diefes 


12) Bluntfhli in der Gegenwart fir 1879. Nr. 33. Auch in feinen ge 
fammelten kleineren Schriften. Bd. 1. 1879, unter dem Titel: Das Erbredt und die Re- 
form des Erbrecht8 ; wieder abgedrudt als Artikel: Privatrechtliches Erbrecht in Bluntſchli— 
Braterd Staatswörterbud. Bd. 3. E. 403 ff.; ſowie namentlih der von Bl. als Re- 
bakteur des Züricher Privatrecht8 in den fünfziger Jahren, freilich ohne Erfolg, gemachte 
Vorſchlag, ber ſich abgebrudt findet in den Motiven zum Privatrechtlichen Geſetzbuch 
für den Kanton Zürich. 4. Bd. Erbredt. ©. 67 fi. 
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für die Gemeinde und den Staat neu zu begründende Erbredt wird nach dem 
Beifpiel des altdeutihen Erbrechts abfoluter Natur fein müffen, weil fonft die 
Wirkſamkeit deſſelben durch letztwillige Verfügungen leicht illuſoriſch gemacht 
werden könnte. Das öffentliche Erbrecht, das Bluntſchli in Zukunft neben das 
Familienerbrecht geſtellt wiſſen will, knüpft er an die kümmerlichen Anfänge an, 
die angeblich bereits in der Vergangenheit und Gegenwart in diefer Richtung 
befteben. 

Zu diefen Anfängen rechnet Bluntſchli zunächſt das fubfidiäre Erbrecht des 
Fiskus, das nah römifhem Recht in Ermangelung von Teftament3erben und 
von Blutöverwandten des Erblaſſers einzutreten hat. Werner findet er in 
dem Edict des Chilperid) und in den Weisthümern ein Erbrecht der Nachbarn 
und endlid in einigen Stadtrechten eventuelle Erbrechte der Stadtgemeinde vor. 
Auh darf man nad Bluntſchli die beftehenden Erbſchaftsſteuern als Vor— 
Läufer eines öffentlihen Erbrechts anjehen. Es gilt nun diejes öffentlihe Erb: 
recht aus der Dunfelheit einzelner jeltener und zufälliger Eventualitäten in die 
regelmäßige Anwendung vorzurüden und gleichzeitig mit dem Erbrecht der 
Familie und in Concurrenz mit diefem wirkſam zu machen. Namentlich muß 
das Erbredt des Staatd und der Gemeinde aus einem blos fiskaliſchen Nutungs- 
vecht zu einem wirklichen Erbredit erhoben werden. 

Das Verhältniß zwiſchen dem Familien⸗ und dem öffentlichen Erbrecht denkt 
ſich Bluntſchli in der Weiſe geregelt, daß je nähere Verwandte Jemand hinterläßt und 
je kleiner ſein Vermögen iſt, um ſo größer derjenige Theil des Nachlaſſes ſein ſoll, 
der nach Familienerbrecht zu vererben iſt. Und umgekehrt: je entfernter die hinter: 
bliebenen Blutsverwandten mit dem Exblaffer verwandt find und je größer das 
hinterlaffene Vermögen ift, um fo größer fol der Antheil fein, der an die 
Gemeinde und den Staat vererbt wird. Auch follen die aus dem Familien— 
verbande entſpringenden Pflichttheile veichlicher bemefjen werden al3 es in den 
meiften neueren Gejegen gejchieht. Dadurdy wird beabfidhtigt, die natürlichen 
Erben gegen launenhafte Teftamente foweit zu ſchützen, al3 die Rückſichten auf 
den Familienverband e8 rechtfertigen. Keinenfall3 aber dürfte nad Bluntſchli 
der Erblaſſer über die volle Hälfte feines Nachlaſſes, ſondern höchſtens nur 
über Y,, 4, oder Y/, deffelben frei teftiren. Dabei ſoll das Pflichttheilsredht 
nicht über die Barentel der Eltern oder höchſtens der Großeltern ausgedehnt 
werden. Auch dem überlebenden Chegatten wäre ein Pflichttheilsrecht ein- 
zuräumen. Hinterläßt der Erblafjer eigene Nachkommen, jo joll das Erb— 
reht der Gemeinde nur dann eintreten, wenn das Erbtheil eines Kindes 
100.000 Mark überfteigt (Erbredit der "Gemeinde — 10 %, vom Mehr: 
betrage), und das Erbrecht des Staat3, wenn das Erbtheil mehr ala 500 000 
Mark beträgt (Exrbredt des Staat? — einem Kindestheil vom Mehrertrage). 
Bei Hinterlaffung von Eltern und Großeltern erhalten die Gemeinde und der 
Staat 5 %,, wenn die Erbportionen 10 bis 50 000 Mark; 10 %,, wenn fie 
51 bi8 100 000 Mark; und 20 %,, wenn fie über 100 000 Mark betragen. 
Das Erbrecht der Gemeinde und des Etaat3 bei Hinterlaffung von Geſchwiſtern 
und Gefchwifterfindern joll in fteigenden Sägen bis zum vollen Anfall beftimmt 
und folgerichtig der letztwilligen Verfügung entzogen werden, jofern dieſelbe nicht 
für wohlthätige obrigkeitlich gebilligte Zwecke ftattfindet. Der an die Gemeinde 
fallende Theil der Erbſchaft ift je nad dem Bebürfnig zur Ausftattung un= 
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bemittelter Familien oder zur Dotirung gemeinnügiger Anftalten, jomit aljo 
ausſchließlich im Intereſſe der vermögenslofen Klaffen zu verwenden. Damit 
wild Bluntſchli die Wohlthaten des Erbrechts wenigſtens auf indirecte Weiſe 
auch den fog. arbeitenden und dienenden Klaffen zukommen lafjen, die ja in 
directer Weife in den meiften Fällen weder etwas zu hinterlaſſen noch zu erben 
haben. Das Erbgut des Staats, das fi) hauptfählid) aus den großen arifto- 
fratifchen Verlaſſenſchaften, die beim Mangel directer Erben dem Staat zuju: 
fallen hätten, bilden foll, ift zu verwenden zur Außftattung theil® von wohl 
thätigen Anftalten, theil3 von Perjonen, die fi um den Staat, um die Wiſſen⸗ 
ſchaft oder Kunſt oder um das Wohl der Menſchheit oder doc) der unteren 
Klafjen große Verdienſte erworben haben. Durch dieſe Vorſchläge beabſichtigt 
Bluntſchli einerſeits der übermäßigen, zuletzt ebenſo unſinnigen als verderblichen 
Anhäufung von unfruchtbaren Erbſchätzen in einigen wenigen Händen vorzu— 
beugen und andererſeits der überhandnehmenden Verarmung der vermögensloſen 
Arbeiterbevölkerung entgegenzuwirken. 


Zu den jüngſten Vertretern einer Erbrechtsreform im obigen Sinn gehören 
v. Scheel und A. Wagner. Von einem ähnlichen Ausgangspunkt ausgehend 
wie Bluntſchli gelangt v. Scheel'?) auch zu ähnlichen Reſultaten wie dieſer, 
indem er daS beftehende Pflichttheildreht nicht nur — in veränderter Geftalt — 
beibehalten, fondern zum Theil auch noch ausdehnen will. Und zwar beibehalten: 
zu Öunften der Frau, der Kinder und Eltern, in den beiden letteren Fällen 
jedod mit der Beichränfung auf die verforgungsbedürftigen Kinder und Eltern. 
Ausdehnen: auf einige weitere Verwandtichaftögrade, wobei die Pflichttheile um 
jo Kleiner werden follen, je entfernter der Pflichttheilsberechtigte mit dem Erb: 
lafjer verwandt iſt, ſowie ausdehnen aud) auf den Staat und die Gemeinde. Was 
zunächſt die Umwandlung de3 bisherigen Pflichttheilsrecht3 der Kinder umd Eltern 
in ein über da3 Leben des Erblafjers hinausreihendes Recht auf Altimentation be: 
trifft, jo wird dieſer Vorſchlag durch die Erwägung geftügt, daß wie jeder Familien- 
vater bei Lebzeiten die Pflicht hat für feine hilfsbedürftigen Kinder und Eltern 
zu forgen, fo aud nad) feinem Tode der Nachlaß im erfter Linie biefem Zweck 
dienen muß. Es darf demnach die Teſtirfreiheit keineswegs ſo weit getrieben 
werden, daß Jemandem das Recht eingeräumt werde, unſelbſtſtändige reſp. er— 
nährungsbedürftige Kinder und Eltern, ſeien ſie nun der Erbſchaft würdig oder 
nicht, zu enterben und der Geſammtheit zur Laſt zu legen. Nur ſoweit die 
wirthichaftliche Grundlage der engeren Familie bereits geſichert oder eine folde 
Familie im engern Sinn nicht vorhanden ift, foll das Erbrecht eine Betheiligung 
anderer an der Hinterlaffenfhaft geftatten. Zu diefen rechnet v. Scheel aud 
die weiteren Verwandten, denen er in Ermangelung von Kindern und Eitern 
ebenfalls ein Pflichttheilsrecht geben will, weil nad der unbeftritten berricen- 
den Meberzeugung die Familie in der Gegenwart der Stärfung und Kräftigung 
durch alle zweckmäßigen Mittel, alſo auch durch das Erbrecht bedarf. Mit den 
näheren und weiteren Verwandten ſollen dann aber zugleid auch der Staat 
und die Gemeinde als Erben concurriren. Und zwar wird dieſes öffentliche 


13) H. von Scheel, Erbihaftsftenern und Erbredtsreform. 2. Ausgabe 
Sena 1877. 9. von Scheel, Boltswirtbichaftliche Bemerkungen zur Reform des 
Erbrechts, in Hirths Annalen des Deutſchen Reichs. 1877. ©. 97 ff. 
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Erbredt folgendermaßen begründet. Eigenthum und Erbrecht verdanken ihren 
praftiichen Beftand den Rechtsanftalten des Staatd. Dies gilt befonder3 von 
dem Erbredt, das von Scheel als eine künftliche Erweiterung des Eigenthumsrechts 
über den Tod de3 Vermögensbeſitzers hinaus aufgefaßt wird. Ferner hat die 
Sefammtheit, al3 deren Nepräfentant der Staat gelten darf, ihren von dem 
Einzelnen kaum gewußten und noch weniger klar erkannten Antheil an dem 
Bermögenserwerb deffelben. Auf Diefe Aktion der Gefammtheit, von v. Scheel 
al3 Konjunktur bezeichnet, ift namentlich derjenige Theil des Einfommens zurück— 
zuführen, den man im Gegenfag zum Arbeit3einfommen Nenteneintommen nennen 
kann. Es ſchuldet demnach der Einzelne einen rechneriſch freilich nicht genau 
feftftellbaren Theil feiner wirthſchaftlichen Erfolge der Gefammtheit. Da bei 
der heutigen Geftaltung der Gefellihaft der Staat vielfady in die Funktionen 
eintritt, die früher der weiteren Familie zugewiefen waren, jo müſſen ihm 
auch mit dem Zuwachs der Pflichten neue Rechte eingeräumt werden. Er kann 
alfo ſehr gut als Erbe an die Stelle der entfernten Familienglieder eintreten. 
Durch dieſes öffentliche Erbrecht follen der Gemeinwirthſchaft nur Mittel ges 
wonnen werden, auf melde die näher Berechtigten feinen legitimen Anſprüch 
haben. Das Verbältnig zwiſchem dem öffentlichen und dem Familtenerbrecht 
denkt von Scheel ſich in ähnlicher Weiſe geregelt wie Bluntſchli. 

Unmittelbar an v. Scheel fnüpft ſowohl feine Betrachtung wie feine Vor- 
ihläge Ad. Wagner’*) an, fo jedod daß das, was v. Scheel erft al3 etwas zu 
Realifirendes hinftellt, von Wagner zum Theil als bereits realijirt angefehen wird. 
Es erjcheint ihm die Erbſchaftsſteuer bereits in der Gegenwart nicht nur als eine 
Steuer, fondern „nad) einer Seite betradhtet al8 ein nothwendiges Glied der ganzen 
Erbordnung.“ Ihr Ertrag ftellt fih ſchon jest dar „als der Antheil am Volks— 
vermögen, den der Staat al3 Vertreter des Volks (oder delegirt vom Staat 
etwaige beantheiligte Zelbftverwaltungsförper) kraft jeines Erbrechts aus dem 
im Erbübergang begriffenen Einzelvermögen bezieht.“ 

Eine weitere Beſchränkung des Familienerbrechts durch die Erbſchaftsſteuer 
(oder richtiger „durch die öffentliche Erbbetheiligung neben der privaten der 
Familie“) erſcheint ihm ſodann grundſätzlich und praktiſch gerechtfertigt: 

1) weil das private Erbrecht fein nothwendiger Beſtandtheil des Privat— 
eigenthums wie das Gebrauchs-, Vertrags und Schenkungsrecht, ſondern ein 
felbftftändiges Privatrehtsinftitut neben dem Eigenthum ift, da3 noch offenbarer 
und Ddirefter wie das Privateigenthum ſelbſt als Produft des Staatswillens 
ericheint und daher auch von diefem entjprechend den Bedürfniffen des Volkslebens 
geftaltet werden fann 1°); 


ae Wagner, Finanzwifjenihaft. TH. 2. 2. Auflage. Heidelberg 1880. 
©. 416 fi. 

15) Noch in feiner im I. 1879 erjchienenen Grundlegung (A. Wagner, fehr- 
buch der politiihen Delonomie. Bd. 1. Allgemeine oder theoretiiche Vollswirthſchafts⸗ 
lehre. Erfter Theil: Grumblegung. Leipzig und Heidelberg 1979. $ 286) hatte 
Wagner das Erbrebt zu den Kategorien des Eigenthumsörechts gerechnet. 
bemerkte er jhon damals, daß das Erbredht von den Rechtsphiloſophen und ben 
Vertretern ber pofitiven Rechtswiſſenſchaft nicht allgemein als Beitandtheil des 
Eigenthums, fondern von einigen derfelben als felbftändiges Privatrechtsinftitut angeſehen 
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2) weil diefe Bedürfniſſe fih in der neueren Zeit weſentlich geändert haben, 
indem die Familie und das Gefchledht aufgehört haben für den Einzelnen diejenige 
Bedeutung zu befigen, die fie früher für ihn hatten, und indem das Eigenthum 
fowie das Erbrecht fid) gegenwärtig von der ftrengen Familien= und Gefehledhter 
ordnung immer mehr ablöjen; 

3) ſpeziell vom fieuerpolitiſchen Standpunkt ſucht Wagner die Erbſchafts⸗ 
fteuer jodann zu rechtfertigen, indem er davon ausgeht, daß wir und im einem 
Beitalter des Individualismus befinden. Nach der heutigen Auffafjung ift der 
Anfall einer Erbſchaft für den Erben refp. eines Legats für ben Yegatar nichts 
anderes al3 ein Erwerb ohne Gegenleiftung , der die wirthſchaftliche Yeiftungs- 
fähigfeit des neuen Beſitzers ſteigert. Weil das Individuum in Folge des 
beſtehenden Erbrechts, das ja nur ein Produkt des Staatswillens ft, erwirbt, 
jo hat es für diefen Erwerb in der Erbſchaftsſteuer dem Staat einen Antheil 
abzugeben. 

Am meiteften in der Negation des beftehenden Erbredhts gehen, wenn von 
Bazard und Laſſalle abgefehen wird, Friedr. A. Lange!) md}. St. Mill’). 
Lange würde die Geſellſchaft für berechtigt halten den Gemerb durch Erbichaft zu ver: 
bieten, wie fie den Erwerb durch Raub, Lotteriegewinn u. |. w. verbietet, jofern 
fi) nämlich allgemein die Rechtsüberzeugung verbreiten follte, daß der Erwerb von 
Gütern auf anderem Wege als auf dem der Arbeit unmoraliſch und gefährlich ift. 
Eine ruhigere Betrachtung der Menſchen und Dinge, wie ſie wirklich ſind, läßt ihn 
dann aber von dieſem weitgehenden Poſtulat abſehen und ſeine Forderungen weniger 
hoch ſtellen. „Fallen muß auf Seite des teſtamentariſchen Erbrechts jedenfalls die 
Vermachung unter beliebig fortwirkenden, vom Erblaſſer für alle Zukunft vorzu⸗ 
ichreibenden Bedingungen und auf Seite des Inteſtaterbrechts die Erbberechtigung 
des gefammten Stamms bis auf die Seitenlinien hinaus.“ Daß diefe Reform: 
gedanfen über lang oder furz ihren Ausdrud in der Geſetzgebung finden werben, 
davon ift Lange feft überzeugt, weil ſchon in der Gegenwart meder der germanifh- 
mittelalterliche noch der römiſch⸗ juftintaneifche Begriff des Erbrechts dem modernen 
Geift mehr entipridt. Dagegen meint er, daß das Recht der Schenkung auf 
den Todesfall und das der Uebertragung des Beſitzes von den Eltern auf die 
Kinder fih muthmaßlich auch im ftärkften Sturm behaupten werde; nur hält 
er es nit für unwahrſcheinlich daß den letztwilligen Verfügungen über ſehr 
große Vermögen in Zukunft eine Schranke gezogen werde. 

Für dieſen letzteren Gedanken war ſchon früher J. St. Mill, der im Uebrigen 
ein Anhänger der freien Teſtirbefugniß iſt, lebhaft eingetreten. „Sollte ich ein Geſetz⸗ 
buch entwerfen, fagt Mill, in Gemäßheit deffen, was mir an und für ſich al3 das Beſte 
ericheint, ohne Rüdficht auf beftehende Meinungen und Gefühle, jo würde ich feine 
Beichränfung dafür aufftellen, worüber einer durd) Teftament verfügen dürfe, ſondern 
nur darüber, was einer durch Vermächtniß oder Erbſchaft ſolle erwerben dürfen. 
„Sch ſehe nichts Berwerflices darin, daß man eine Grenze feftftellt, bis zu 


werde. Aber während er felbft damals noch geſchwankt zu haben fcheint, bat er in 
feinem Yebrbuh ber Finanzwifjenihaft, 2. Aufl. 1880, ſich nunmehr entſchieden 
dieſen letzteren beigeſellt. 
Lange, Die Arbeiterfrage. 3. Aufl. Winterthur 1875. ©. 278 fi. 
17) 3. St. Mill, Grundfäge der Nationalötonomie. Deutſch von Soetkeer. 
Bd. 1. Leipzig 1869. Buch 2. Cap. 2. 8 3—4. 
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der jemand lediglih durch die Gunft anderer ohne irgend welche Anftrengung 
feiner eigenen Fähigkeiten ſoll erwerben dürfen.” „Ein folches Gefeg würde 
übrigens ohne Kraft fein, wofern nicht die Gefinnung des Volks ihm energifch 
zur Seite ſtände.“ 

Das Inteftaterbredit der Blut3verwandten ıft Mill feine Conſequenz des 
Privateigenthums, fondern nur ein Inftitut, das aus Zweckmäßigkeitsrückſichten 
eingeführt if. Ein Notherben- und Pflichttheilsreht läßt er nur in ganz be— 
ſchränktem Maße zu. Kinder follen au dem Nachlaß ihrer Eltern allenfall3 
beanspruchen fünnen, was ein Vater anerfanntermaßen feinem unehelichen Rinde 
ihuldig ift: alſo die Alimentation im Fall der Hilfsbedürftigkeit. 

Alles Uebrige fünnte — jofern darüber nicht letwillig verfügt worden ift, 
was jedem Eigenthümer freiftehen fol — „mit Fug und Recht den gemein- 
nügigen Sweden des Gemeinweſens zugemwiefen werben.“ 


b. Kritik der Reformvorfhläge. 


Indem wir und hiermit zur Beſprechung der auf die Ausdehnung des 
Pflichttheilsrechts ſowie auf die Begründung eines öffentlichen Erbredits mit 
abjolutem Zwangscharakter gerichteten Vorſchläge wenden, Haben wir zunädft 
vorauszuſchicken, daß die Frage der Erbichaftsbefteuerung nur infofern in den 
Kreis unferer Betrachtung fällt, als die Erbihaftzftener von einigen der oben 
genannten Schriftfteller al3 „ein nothwendiges Glied der gefammten Erbordnung” 
und nicht nur als eine befondere Form der Berkehräfteuer aufgefakt wird, oder 
doch injofern, als die Erbichaftsfteuer, was übrigen® mit der obigen Auffaffung 
im Weſen zujammenfällt, den Uebergang zu einem öffentlichen Erbrecht bilden fol. 

Bevor wir im Einzelnen auf die für die obigen Vorſchläge beigebracdhten 
Gründe näher eingehen, jet noch in Kürze zweier Grundauffaffungen gedacht, von 
denen die Argumentation der meiften Vertreter einer Erbrechtsreform allgemein 
beherricht wird. 

Zunächſt gehen Ddiefelben davon aus, und einige wie 3. B. A. Wagner 
ſprechen e3 ausdrüdlic aus, daß wir in einem Zeitalter des Individualismus 
(eben. Demnad) iſt auch ihre ganze Argumentation eine rein individualiftifche. 

Unter dem Yndividualismus verftehen wir einestheild die fih im Leben 
geltend machende Tendenz, den Einzelnen möglihft auf fih zu ftellen und 
ihn von den Einflüffen derjenigen Kreife, in die er durch Geburt und Beruf 
hineingeftellt ift, zu emancipiren; dann aber bezeichnen wir mit diefem Stich— 
wort auch diejenige Auffafjung, welche in den wirthſchaftlichen, fozialen 
und politiſchen Verbänden nur ein Aggregat einzelner Individuen erblidt und 
der Bedeutung diefer Berbände für die Eriftenz des Einzelnen nicht genügend 
Rechnung trägt. 

In diefem gegenwärtig herrſchenden Individualismus erbliden wir einen 
Krebsjchaden des Lebens und zugleich einen Irrthum der Wiſſenſchaft. 

Bon diefem Irrthum fucht übrigens die Wiſſenſchaft unferer Tage ſich zu 
emancipiren, obgleich fie nur zu leicht immer wieder in den alten Fehler zurück— 
fällt. Der Wilfenihaft ſucht dann auch das Leben, wenn aud fürs Erfte nur 
unentjchloffen und ungelchidt, zu folgen. 

Schriften XX. —'v. Miastomsti, Grundeigenthumsvertheilung. 16 
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Wenn dem fo tft, fo vermögen wir in dem Umftande, daß wir in einem 
Zeitalter des Individualismus Leben, fein Argument für eine Mafregel zu ent- 
nehmen, die den Individualismus noch weiter befördert, indem fie auf die 
weitere Zerſetzung eines der ftärkften Verbände — der Familie — gerichtet if. 
Daß diefe Befürdtung in Beziehung auf die vorgeſchlagene Erbrechtsreform in 
der That begründet ift, werden wir weiter unten zu zeigen haben. 

Iſt die menſchliche Gejellihaft, wie wir doch heute allgemein annehmen, 
fein von unabänderlichen Naturgefegen, fondern ein von veränderlichen Kultur: 
gejegen und namentlid) von dem Sitten und Rechtsgeſetz beherrichtes Gebilde, 
jo werden wir einer in derfelben zu Tage tretenden, nad unjerer Ueberzeugung 
ſchädlichen Tendenz nicht fataliftifch gegenüberftehen oder gar dieſe Tendenz 
unſererſeits durch neue in derſelben Richtung wirkende Maßregeln fördern dürfen, 
ſondern wir werden ſie mit allen zuläſſigen Mitteln bekämpfen müſſen. 

Ein zweiter Punkt, den wir hier vorläufig erledigen wollen, betrifft die 
Stellung des Staats und ſpeziell der Geſetzgebung zum Privateigenthum und 
Erbrecht. 

Das Eigenthum und in noch höherem Grade das Erbrecht, ſo ſagen die 
meiſten Vertreter der Erbrechtsreform, ſind eine Schöpfung des Staats und weil 
ſie das ſind, ſo dürfen ſie auch von dem Staat beliebig abgeändert werden. 

Iſt das richtig oder in welchem Sinn vielmehr iſt es richtig? 

Wir meinen die eben erwähnte Anſicht dadurch am beſten zu tritifiren, 
daß wir ihr unſere eigene Anſicht über die Stellung des Staats zum Eigen— 
thum und zum Erbrecht gegenüber ſtellen. Und zwar wird dies am zwed⸗ 
mäßigſten geſchehen in Anknüpfung an eine analoge Erſcheinung auf dem Gebiet 
des Verkehrsweſens. 

Wie das Geld — wozu jeweilen die kurrenteſte und aufbewahrungsfähigſte 
Waare dient, indem fie als Werthmaßſtab, Zahlungs: und Werthaufbewahrungs⸗ 
mittel benugt wird — ſich zuerft ohne Intervention des Staat3 aus einem 
innern Verkehrsbedürfniß bei jedem Volk auf einer beftimmten Entwidelungs: 
ftufe veinzuftellen pflegt, dann aber die volle Sicherheit und Präzifion feines 
Gebrauchs erſt dadurd erhält, daß ihm der Charakter eines gejeglichen Zahlungs: 
mitteld, der Zwangskurs durd den Staat beigelegt wird, ähnlich aud das 
Eigenthum und das Erbredt. 

Auf einer gewiffen Kulturftufe ftellen ſich diefe Rechtsinſtitute won jelbit 
ein umd werden dann wieder ihrerſeits zur Vorausjegung und Bedingung 
weiterer Kulturentwidelung. Indem der Staat ihnen dann ausdrüdlic die 
Sanction ertheilt und feinen Schug verleiht, ſchafft er fie nicht erſt, fondern 
giebt ihrer Anwendung nur die nöthige Feſtigkeit. Doch bleibt im Zeiten 
höherer Kultur diefer Einfluß des Staats nicht auf die Garantie und An- 
erfennung des Eigenthums und Erbrechts bejchränft, jondern er pflegt bei aller 
Anerkennung ihrer Prinzipien ihre Form entfprechend den Bedürfniſſen des fitt- 
lihen und wirthichaftlichen Yebens auch umzubilden. Und wo der Staat dies 
rechtzeitig zu thun unterläßt, da bahnt fid) das etwaige Bedürfniß nad einer 
Veränderung der Rechtsform von Innen heraus durch das Gewohnheitsrecht 
Bahn, falls das Geſetzesrecht nur einer ſolchen Entwickelung Raum läßt. 

Daß die Geſtaltungen des Eigenthumsrechts bei verſchiedenen Völkern auf gleicher 
Kulturftufe fich viel ähnlicher zu fehen pflegen, als die des Erbrechts, iſt darauf 
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zurüdzuführen, daß im Erbredt das perfünlic:individuelle Element viel ftärker 
bervortritt al3 im Eigentbum. Im dem Erbrecht eines Volks fpiegelt ſich die 
Volksſeele, ſpiegeln ſich die Schickſale des Volks viel deutlicher ab al3 im Eigenthum. 
Aus dieſem zwiſchen dem innerften Yeben eines Volt3 und dem Erbrecht be: 
ftehenden Zufammenhang folgt dann, daß der Staat bei etwaigen Reformen des— 
felben möglichjt jchonend zu verfahren bat, ja daß er bei Erbredhtäreformen 
no viel behutjamer vorzugehen hat, al3 bei einer Reform des Eigenthums im 
engeren Sinne. 

In feinem Fall aber wird er die Eigenthums- und Erbrechtsgeſetzgebung 
benugen dürfen, um im Gegenſatz zu den vorhandenen wirthſchaftlichen Bedürf— 
nilfen ſowie zu den Ueberzeugungen des Volks über das, was gut und geredt ift, 
beftimmte außerhalb dieſes Gebtet3 Liegende Zwecke zu verfolgen. 


Ein ſolches Experiment hat die franzöfifche Aevolution unternommen, in= 
dent fie zuerft die Teftirbefugnig ganz aufhob und dann wenigftend unnatürlich 
bejchränfte. Und eines ſolchen Erperiment3 würde fid) der Staat heute wieder 
ſchuldig maden, wenn er das geltende Familienerbrecht, ſoweit dafjelbe von 
dein Zufammengehörigfeitsgefühl der Familienglieder getragen wird, zu Gunften 
des Staat beſchränken oder gar befeitigen wollte. Das Ziel wäre in letzterem 
Tall ſehr ähnlich demjenigen, das die franzöfiiche Revolution bei Durchführung 
ihrer Erbrechtsreform ins Auge gefaßt hat: nämlich ein nicht auf dem eigent- 
lihen Gebiet des Eigenthums und Erbrechts Liegendes, indem dieſes letztere 
Inſtitut nur bemugt werden würde, um eine Umbildung der Gefellfchaft zu 
bewirken d. h. vorhandene VBermögensungleihheiten zu nivelliren und zukünftige 
Bermögensungleichheiten nicht auffommen zu lajjen, was ja der Ausgangspunft 
für die Reform bet fait allen Vertretern derjelben ift. 

Wir begreifen es, wenn man fi diefe® Ziel ftedt und es durch Maß— 
regeln der Volkswirthſchaftspolitik zu erreihen jucht; wir fünnen e8 aber nicht 
billigen, wenn das Eigenthums- und Erbrecht, welches nur der Ausdrud vor- 
bandener wirthſchaftlicher Zuftände und Rechtsüberzeugungen fein fol, zu einem 
politijchen Hebel gemacht wird. 

Indem wir jetzt auf die einzelnen Vorſchläge und ihre Begründung näher 
einzugehen fuchen, beginnen wir mit den Vorjchlägen der St. Sumoniften. 

Wer, wie der St. Simonift Bazard, als das Haupthinderniß einer gerechteren 
und deshalb befieren Ordnung der Geſellſchaft, als die gegenwärtige es ift, in 
der die Erwerbömittel nah dem Maßſtabe der Fähigkeiten zu Tebenslänglicher 
Nutzung vertheilt fein follen, das Privateigenthfum und das Erbrecht ſowie die 
Familie anfieht, der wird nur confequent handeln, wenn er zunächſt das Erbrecht 
und dann das Privateigenthum zu befeitigen oder doc) wenigftens zu jchmälern 
fucht. Denn das Erbredt ſchließt fi) naturnothwendig an das Privateigenthum 
an und macht nad) Bazards Auffaffung die Erwerbömittel zu einem Geburtzprivi- 
legium. Das Erbrecht in feiner gegenwärtigen Geftalt fteht und fällt aber wieder mit 
der Familie, einer Anftitution, die nach Bazard die Hälfte des Menſchengeſchlechts 
jubalternifirt fowie die freie ungebietbare Liebe in tyranniſche Feſſeln ſchlägt und des« 
halb in ihrer heutigen Geftalt ebenfalls verfchwinden muß. Wie Bazard fo 
befümpft auch Enfantin die Familie, indem er an ihre Stelle das unbeſchränkte 
Berufsrecht der Weiber jowie die freie Ehe unter Bindung und Löſung des 
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Staat3 je nad der längeren oder fürzeren Dauer der ſympathiſchen Neigung 
jegen und die Jugend ausſchließlich in öffentlichen Erztehungshäufern erziehen 
laſſen möchte. Wer alſo ein Gegner des Privateigenthums und der Familie 
in ihrer heutigen Bedeutung und Geſtalt, dieſer Grundpfeiler unſerer fit: 
lichen und wirthſchaftlichen Ordnung, ift, der handelt nur conjequent, wenn 
er mit der Befettigung des Erbrechts beginnt. it erjt diejes gefallen, ſo folgen 
die Familie und das Privateigenthum, denen damit ihr Yebensnerv durd- 
jchnitten worden iſt, von jelbft nad). Auch läßt fich leicht begreifen, daß Enfantin 
im Hinblick auf die augenblidlihe Undurhführbarfeit feiner legten Gedanken 
darauf verzichtet, da8 Erbrecht auf einmal abzuſchaffen und ſich vorläufig damit 
begnügt, einen Theil der Erbſchaft für die Gefammtheit zu beanfpruchen, indem 
er zu diefem Zwed das der beftehenden Rechtsauffaſſung am wenigften zuwider— 
laufende Mittel, das der Erbſchaftsbeſteuerung, wählt. 

Dagegen finden wir e3 weniger confequent, wenn Diejenigen, melde auf 
dem Boden de3 Privateigenthums und der heutigen Familie ſtehen, ſich dennoch 
von der Ideenrichtung der St. Simoniſten theils direkt theils indirekt ſo weit 
beeinfluſſen laſſen, daß ſie der Einführung eines mit dem Familienerbrecht, das 
fie wenigſtens für die nächſten Blutsverwandten des Erblaſſers beibehalten wiſſen 
wollen, concurrirenden öffentlichen Erbrechts das Wort reden. Vollends unbalt- 
bar aber erſcheint uns, wenn ſie in der bisherigen Erbſchaftsſteuer ſowie in 
einigen erbrechtlichen Beſtimmungen der Gegenwart und der Vergangenheit bereits 
die nöthigen Anſãtze zu beſitzen wähnen, welche conſequent weiter entwickelt noth⸗ 
wendig zu einem öffentlichen Erbrecht führen müßten. 

Was zunächſt die Stellung der Vertreter dieſer neueſten Reformvorſchläge 
zum Familienerbrecht betrifft, ſo wollen die meiſten das Erbrecht nur der ent— 
fernteren Blutsverwandten beſeitigt, ja einige wenige es ſogar nur durch eine hohe 
Erbſchaftsſteuer oder ein concurrirendes öffentliches Erbrecht ſtark eingeſchränkt 
wiſſen. 

Sp jagt Baron über das Erbrecht der De und Aſcendenten ſowie ber 
Ehegatten in treffender Weife: „Auf der Hand Tiegen die Gründe für das 
Erbrecht der Kinder gegenitber den Eltern. Kinder find Geſchöpfe ihrer Eltern, 
fie empfangen von ihnen ihr Dafein nad) allen Richtungen: ihren Körper, 
ihre geiftige Anlage, ihre Erziehung, ihre Neigungen; Kinder fegen die Perſön— 
lichkeit ihrer Eltern fort; Kinder empfangen ſchon bei Lebzeiten, was dieſe ent- 
behren fünnen, aljo nad deren Tode, was durch den Tod frei geworden ift: 
das ift eben daS Vermögen, der Nachlaß.“ 

„Eltern und Kinder itellen zwei Generationen dar; die Menjchheit ent: 
widelt fi in Generationen; die frühere zeugt die fpätere und übergiebt ihr 
den Fonds, den jie an geiftigen und materiellen Gütern angejammelt hat; Sitte 
und Unfitte, Kenntnifje und Unwiſſenheit, Körperkraft und Berftandesichärfe 
gehen von der älteren Generation auf die jüngere über; wie dürfen da die 
Srechtöverbältnife hinter all’ diefem zurücd bleiben ? Das empfinden wir auf 
das Iebhaftefte; denn in des Menfchen Bruft lebt das Gefühl, daf die Eltern für 
ihre Rinder arbeiten und ſammeln.“ — „Nicht minder leicht ift das Erbredt 
der Eltern gegenüber den Kindern zu erflären. Es beruht auf dem Grundjag 
der Gegenfeitigfeit. Wenn Kinder fterben und ſelbſt feine Rinder hinterlafien, 
jo iſt e8 recht und billig, daß ihr Nachlaß an ihre Eltern falle; häufig nehmen 
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dieſe nur wieder zurück, was, nachdem es von ihnen ausgegangen war, ſich eine 
Zeit lang ſelbſtändig entwickelt hatte; andererſeits iſt das Erbrecht der Eltern 
ein Lohn für die unzähligen Leiſtungen, welche die Kinder von ihnen empfangen 
und welche oft genug bis zur Selbſtaufopferung gehen; ſie brauchen nicht mit 
Worten geſchildert zu werden; wir alle empfinden ihre Nothwendigkeit.“ | 

Baron ſchließt fi) bei diefer feiner Begründung des Erbrechts an die 
deutſchen Rechtsphiloſophen ſeit Hegel und an Proudhon an, welder lettere 
ji) über das Eigenthum und Erbrecht folgendermaßen vernehmen läßt: Die 
Generationen der Menſchen find nicht iſolirt wie die Bäume einer Allee, ein 
geiftige8 Band umſchließt jie und macht fie jolidartfh; blos das Individuum 
ftirbt ; derjenige, welcher an der Eivilifation arbeitet, ift ewig; er empfängt von 
feinen Vorfahren ein Kapital von Arbeiten und Ideen, das er vermehren muß; 
die Kehrfeite davon tft das Erbrecht. Wenn die Aufgaben des Vaters auf den 
Sohn übergehen, warum nicht aud fein Vermögen? Das Erbrecht ift eine 
ältere Inſtitution al3 der Staat und feine Bejeitigung wäre der gouverne— 
mentale Communismus, die Auflöfung der Geſellſchaft und der Familie 18), 

Und aud) 5. A. Yange, dem das Erbrecht nur eine Schöpfung des pojitiven 
Rechts iſt und der feine Beſeitigung für möglich hält, ohne das Eigenthum 
zu verlegen, anerfennt doch, zum Theil im Widerfpruh mit diefer Annahme, 
„daß das Prinzip der Vererbung vielleicht zu tief in der menſchlichen Natur 
begründet ift, um jemal3 jene Geltung verlieren zu können“, fo „daß das 
Recht der reinen Schenkung auf den Todesfall und die Mebertragung des Be— 
fite8 von den Eltern auf die Kinder muthmaßlich auch im ſtärkſten Sturm be- 
ftehen bleiben werde“ 19), 

Noch weiter in der Anerkennung des Familienerbrechts geht dann ein 
Theil der übrigen oben angeführten Schriftfteller, wenn fie daſſelbe auch 
für eimen weiteren Kreis al3 den der De und Afcendenten anerkennen. 

Trotzdem wünjchen fie alle ein mit dem Familienerbrecht der nähern Ver— 
wandten concurrivendes öffentliches Erbredt zu begründen und das Familien- 
erbrecht der weiteren Berwandtjchaftsgrade zu befeitigen oder doch bis zur Ab— 
jorption zu befteueren. 

Ein ſolches Poftulat zu motiviren ift freilich nur möglid,, wenn man dem 
Erbredht eine ganz neue Baſis giebt. 

Nicht aus der Blutsgemeinſchaft und der ſich aus diefer ergebenden Ver: 
bindung unter den Blut3verwandten, aud nicht aus dem allgemein giltigen 
Prinzip der Vererbung, das im Erbrecht nur feinen rechtlichen Ausdrud für 
die Güterwelt der Familie gewinnt, ſuchen die meiften der oben angeführten 
Reformvorſchläge das Erbrecht abzuleiten. Sie fallen dafjelbe vielmehr meift 
al3 eine mirthichaftlihe Gegenleiftung des Erblaſſers für die von ihm 
feiteng eines beftimmten Kreiſes von Perſonen (Blut3verwandte) oder feitens 
beftimmter Inſtitute (Gemeinde und Staat) empfangenen Dienfte fittlicher, 
geiftiger, namentlich aber mwirthichaftliher Natur auf. Da nun aber 








18) Baron, Angriffe u. ſ. w. ©. 3,4, 20, 21. Proudhon, Theorie de 
limpöt. Paris 1569. ©. 149, 150. 
19) Friedr. U. Yange, Die Arbeiterfrage.. 3. Aufl. Winterthur 1875. 
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heutigen Tags die entfernteren Verwandten keinerlei Leiſtungen für den Erblaſſer 
aufzuweiſen haben, Staat wie Gemeinde dagegen in ebenſo mannigfaltiger wie 
tiefeingreifender Weiſe das Leben und vor Allem auch die Wirthſchaft jedes 
ihrer Bürger fördern, ſo müſſe an Stelle des Erbrechts der Blutsverwandten 
ganz oder theilweiſe das Erbrecht der öffentlichen Verbände treten. 

Es liegt hier mit einem Wort das Beſtreben vor, das Recht der Geburt 
— wofür das Erbrecht bisher gilt — in ein Recht des Verdienſtes umzuwandeln. 

Wollten die betreffenden Vertreter der Erbrechtsreform conſequent ſein, 
ſo müßten ſie, ſoweit ſie das Erbrecht als Gegenleiſtung des Erblaſſers für 
eine Leiſtung des Erben auffallen, auch das Erbrecht der meiſten Bluis— 
verwandten beſeitigen. Denn von dieſem Standpunkt läßt ſich heutigen Tags 
allenfalls das Erbrecht der Aſcendenten rechtfertigen, weil in der That dieſe 
ihren Kindern in der Regel mehr oder minder große wirthſchaftliche Opfer ge 
bradıt haben werden. Dagegen ift dem Erbrecht der meiften übrigen Perſonen 
durch obige Begründung die Baſis entzogen worden. Denn wo find heutzutage 
— wenn man vom Bauernftande abfieht — die Söhne und Töchter oder gar 
die entfernteren Verwandten zu finden, die gleich dem Staat und der Commune 
zur Entftehung und Erhaltung des den Nachlaß bildenden Vermögens beigetragen 
haben? Und foweit die8 ausnahmsweiſe wirklich gefchehen fein follte, wie 
eben im WBauernftande, jo haben die in der Wirthichaft des Familienvaters 
beihäftigten Kinder und weiteren Verwandten ihren vollen Lohn für ihre 
Leiftungen gewöhnlich ſchon bei Lebzeiten erhalten. 

Sodann leidet die obige Begründung nod an dem Mangel, daß das Erb: 
recht überhaupt al3 ein wirthichaftlicher Entgelt aufgefaßt wird, während «8 
doch nicht? anderes ift ald die freie Uebertragung von VBermögenstheilen de3 
Erblaffer nad) feinem Tode an die nächjtftehenden Perſonen, denen er aud 
bet Lebzeiten freithätig und freigtebig Zumendungen machen fann, nicht um eines 
wirthichaftlihen Vortheils willen, ſondern weil er fie gezeugt hat oder weil ſie 
von einem gemeinfamen Stammpater abftammen oder weil fie ihm fonft durd 
Bande der Zuneigung verbunden find. 

Und was das angeblich durch die Leitungen des Staats begründete An- 
recht defjelben auf eine Gegenleiftung aus dem Bermögen de3 Einzelnen betrifft, 
jo wird diefes ja bereit3 auf dem Wege der Befteuerung befriedigt, ohne daß es 
hierzu noch der Einführung eines bejonderen öffentlichen Erbrechts bebürfte. 

Endlich leidet der Vorſchlag eines öffentlichen Erbrechts an dem Fehler, 
daß er die Sphäre der Familie auf Koften der des Staat3 einſchränkt. Man 
wende und nicht ein, daß die Gejeggebung, wenn fie den obigen Borfchlag 
acceptirte, nur einen faktiichen Zuftand zum rechtlichen Ausdrud bringen würde. 
Dem ift nicht fo. Mag man auch immer zugeben, daß der meitefte Familien 
verband, die Sippe, gegenwärtig größtentheils ihre Bedeutung verloren hat, To 
beftehen doch die Beziehungen innerhalb des engeren oder eigentlichen Familien 
verbands noch heute vielfach in alter Inmigkeit fort. Und zwar gilt dies feines: 
wegs nur für das Berhältnig von Eltern und Kindern. Kinderlofen Perſonen 
füllen die Eltern, Geſchwiſter und deren Kinder häufig die Lücke aus, die durd 
das Fehlen eigener Kinder in ihrem Leben entfteht. 

Während das Berhältnig zwiſchen Eltern und Kindern, Großeltern und 
Enteln, zwiſchen Gejchwiftern ſowie zwiſchen Baterr und Mutter Brüdern 
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und -Schweſtern und ihren Nichten und Neffen, ja bisweilen auch unter den 
weiteren Verwandten, noch heute fortbefteht, haben ſich nur die Formen, in 
denen dieſes Gemeinſchaftsgefühl fi äußert, jowie die Stellung der Familie 
zum Staat geändert. 

Aus diefer veränderten Stellung der Familie zum Staat, die fi) daraus 
ergiebt, daß der lettere eine ganze Reihe von Funktionen, die früher der Familie 
oblagen, an fich gezogen hat, ift jedoch unferes Dafürhaltens für das Erbrecht 
gar nichts zu folgern; fofern man nur nicht diefes, wie feitens faft ſämmtlicher 
Vertreter der Erbrechtsreform gefchieht, auf eine falſche Bafis ftellt. 

Und foweit der engere Familienverband Heute wirklich geſchwächt ift, iſt 
dies eine jo wenig erfreuliche Erjcheinung, daß der Staat diefen Prozeß durch 
feine Gefeggebung nicht noch begünftigen jollte. 

Er würde dies aber thun, wenn er die Sphäre der Familie auch auf dem 
Gebiet des Erbredht3 fünftlic zu Gunſten der des Staat3 einengen wollte. Dies 
hieße, um eine Ad. Wagner'ſche Terminologie zu gebrauchen, einem falſchen 
oder wie wir mit Guftav Cohn zu jagen vorziehen möchten, dem Socialismus 
Vorſchub leiften. 

Die Erhaltung unferer heutigen in ihrem Beftande ſchwer bedrohten Ge— 
jelichaft hängt nit nur ab davon, ob ſich das Individualitätsprinzip zum 
Gemeinſchaftsprinzip, jondern aud) davon, ob ſich die verfchiedenen Organe 
des Gemeinſchaftsprinzips zu einander in ein richtiges Verhältniß zu jegen im 
Stande fein werden. Das Ueberjehen dieſes letzteren Punkts hat unſeres Er— 
achtens zu mandem Irrthum in der focialen und politifchen Theorie des leiten 
Jahrhunderts Anlaß gegeben. . 

ALS die den Einzelnen in feiner Rechtsſphäre am wenigften beeinträchtigenden, 
ihm am nädften ftehenden und zugleich wirffamften Träger des Gemeinjchafts- 
princip3 erjcheinen uns die auf der Blutsgemeinſchaft, der Berufsgenoſſenſchaft 
und dem nachbarlichen Zufammenleben beruhenden Verbände. Erſt ſoweit dieje 
die aus dem Gemeinfchaftsprincip abzuleitenden Aufgaben nicht erfüllen können, 
jollte der Staat reſp. die Staatenverbindung eintreten. 

Die franzöfifche Revolution und die von ihr zur Herrſchaft über die Völker 
entbundene Ideenwelt hat, indem fie das Individuum auf den Schild erhob, 
die Berufsgenofjenichaft und die Corporation der Nachbarn aufgelöft oder doch 
beide zur Bedeutungslofigfeit herabgedrüdt und zugleich der Familie durch den 
Berfud ihrer Atomifirung die Art an die Wurzel gelegt. 

Die folhergeftalt fi) in ein Aggregat von Individuen auflöfende Gejell- 
ihaft kann aber des Gemeinſchaftsprincips gleichwohl nicht entrathen und zum 
alleinigen Träger deſſelben wird, da die dem Einzelnen am nädjften ftehenden 
Organe theild vernichtet, theild geſchwächt worden find, der Staat, al3 da3 mäch— 
tigfte unter den übrig gebliebenen Organen. Naturam furca expellas, tamen 
usque recurret. So tft der einfeitige Individualismus, ein Kind des Aufflärungs- 
zeitafters, feinerfeitS wieder zum Vater des ebenfo einfeitigen, mechanischen und frei 
heitsfeindlichen Staatsſocialismus geworden. Mandeftertfum und Staat3focialis» 
mus reihen fich infofern die Hände, als der Ausgangspunt — das Indi— 
viduum, feine höchſte Luft und fein gleiches Recht — und das legte Biel — 
die Zertrümmerung der fleineren dem Einzelnen zunächſt ftehenden Verbände 
— bei beiden diejelben find. 
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So geftaltet fi) denn der große Kampf der Gegenwart zu einem Kampf 
zwifchen diefen fleineren Verbänden und dem Staat. Erſt wenn die erjteren 
vollftändig am Boden Liegen jolten, wird der Kampf zwiſchen dem Einzelnen 
und dem omnipotenten Staat begimmen, ein Kampf, deſſen Ausgang uns nicht 
zweifelhaft iſt. 

Die vorgefchlagenen Reformen bewegen fih nun alle in der Richtung , die 
Familie auf Koften des Staats zu ſchwächen. Mag v. Scheel aud) immer der 
Ueberzeugung fein, daß die Erweiterung des Pflichttheilsrecht3 der Familie den 
Familienverband ſtärken werde: wir leben nicht mehr ın einer Zeit, in der, wie einft ın 
der Periode der Volksrechte, die mit mannigfachen öffentlichen Elementen durchſetzte 
Familie das Zwangserbrecht vertragen und die Macht der wirthſchaftlichen Ber: 
hältnifje und der Sitte daſſelbe faktijch überwinden und illuſoriſch machen könnte. 
Und wenn ferner Baron das mit dem Erbrecht der Seitenverwandten concurrirende 
Öffentliche Erbrecht oder die Erbſchaftsſteuer des Staats al3 eine Mahnung 
für diefe weiteren Verwandten auffaßt, die Familienbeziehungen wieder aufzu= 
nehmen, jo fürchten wir tm Gegentheil, daß dieſes neuefte Experiment die 
weitere Zerfegung der Familie nicht aufhalten, fondern vielmehr begünftigen werde. 

Schaffe man das Erbrecht für die entfernten Verwandtichaftsgrade ab, 
wenn zwifchen folhen Erben und dem Erblaffer fein Gefühl der Gemeinfamteit 
mehr befteht; aber man thue dieſes nur nad) genauefter Prüfung der betreffen: 
den Verhältniſſe, jonft wirde der Nachtheil, der durch die Schwächung des nad 
vorhandenen Familtenfinns für das fittlihe Volksleben entftehen könnte, leicht 
größer fein, al3 der materielle Vortheil, der dem Staat aus dem Anfall folder 
herrenlos gewordener Verlaſſenſchaften erwächſt. In dubio entjcheide man ſich 
aljo für das Weiterbeftehen des geltenden Familienerbrechts oder doch für eine 
möglichft geringe Veränderung defjelben. 

Bor allen Dingen aber hüte man ſich vor der Einengung der Teftirbefug: 
niß des Familienhaupts und damit vor einer Schwächung feiner Autorität, wıe 
die nothwendig die Folge einer weiteren Ausdehnung der Pflichttheilsrechte und 
der Begründung eines öffentlichen Zwangserbrechts fein würde. Denn die Stärte 
und Gejundheit der Familie beruht ebenfo fehr auf der Autorität des Familien- 
haupt3 wie auf der Innigkeit der unter den einzelnen Familiengliedern beftehen: 
den Beziehungen. Speziell darüber, wie in Frankreich durch Einengung der 
Teftirbefugnig und durch ſonſtige Ingerenz de3 Staat3 in die Familienangelegen: 
heiten die Autorität des Familtenvaters geſchwächt und das Familienleben ge: 
Ihädigt worden ift, haben wir bereit im vorigen Abfchnitt einige Zeugniſſe 
beigebracht und werden diefelben noch im weiteren Verlauf dieſes Abjchnitts zu 
ergänzen haben. Das dort Gefagte würde noch in viel höherem Grade für 
Deutihland zutreffen, wenn man bier an die Geite der pflichttheilsberechtigten 
Familienglieder noch den Staat und die Gemeinde al3 Zwangserben ftellen würde. 
Denn diefe Öffentlichen Organe ftehen nad) dem Stande des heutigen politifchen 
Bewußtjeind bei und dem Gefühl des Erblafjers in der Regel viel ferner, als 
feine Blutöverwandten und Freunde. 

Je weiter der zwangsweiſe zu. Gunften der öffentlichen Körperfchaften beliebte 
Eingriff der Gefeggebung uud Berwaltung in die Vermögensiphäre des Erblaſſers 
gehen würde, um jo Eleiner müßte derjenige Theil des Nadjlafjes werden, über 
den zu verfügen dem Erblaſſer zuſtände. Damit würde aber nicht nur der 
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Autorität des Familienhauptes ein wichtiges Mittel feiner Aeuferung genommen, 
fondern es würden auch indireft die Wurzeln des Privateigenthums lädirt werden. 

Was diefes legtere betrifft, jo wird die Rechtfertigung defjelben neuerdings 
immer mehr in dem Dienft erblidt, den es der Geſammtheit leiftet, indem es 
die wirthichaftliche Energie ftärft, die Sparſamkeit entwidelt und damit die 
Uebertragung von Werthen aus der Vergangenheit in die Zukunft befördert. 
Durch alle diefe Funktionen wird das Privateigenthum zum wichtigen Hebel für 
eine vollfommenere befjere Berforgung der Gefellichaft mit wirthichaftlidyen Gütern. 

Diefe Wirkungen werden aber um fo ficherer erreicht, je mehr «8 
dem Einzelnen durch die bejtehende Rechtsordnung ermöglicht wird, feine 
eigenften Gedanfen, Gefühle, Wünſche und Beftrebungen nit nur während 
ſeines Yebens, jondern aud über den Tod hinaus in dem von ihm erworbenen 
Vermögen fortleben zu lafjen ?%). e leichter dieſes nad) der heutigen Rechts— 
ordnung dem Einzelnen gemacht wird, um fo höher fteht diefes heutige echt 
über dem Recht früherer Entwidelungsftufen. 

Zu dem heutigen ‘Privateigenthum als jein nothwendiges Correlat gehört 
demnach das Erbredt. „Das Eigenthum einer Sache kann, jagt 3. St. Mil, 
ohne die Macht, darüber beim Todesfall oder zu Lebzeiten nad eigenem Gut: 
dünfen zu verfügen, nicht al3 vollftändig angefehen werden. Alle Gründe, welche 
das Beftehen von Privateigentbum empfehlen, jprechen für eine ſolche Aus— 
dehnung“. Ja mehr als das. Es fteht das Erbrecht nad) ſittlichem und wirth: 
ihaftlihem Maßſtabe gemefjen, um fo viel höher über dem Eigenthum felbft, 
ald die Sorge ded Einzelnen für Andere über dem rein perjünlicen Egoismus 
und al3 die Durdführung eined auf Jahrzehnte berechneten wirtbichaftlichen 
Plans über der ausjchlieplihen Berüdfichtigung des Augenblids fteht. Sehr 
ihön hat diefe Bedeutung des Erbrechtes Bluntihli in folgenden Worten cha— 
rafterifirt: „Nehmt dem Menjchen die beruhigende Ausficht des Erbrechts hin— 
weg und ihr zerflört in demjelben einen der ftärfften Antriebe zur Thätigfeit, 
zum Fleiß, zu guter Wirthichaft, zur Sparſamkeit. Ihr macht die Elternliebe 
größtentheil® unfruchtbar und greift der Familie and Leben. Ihr zerreißt die 
Verbindung der lebenden Geſchlechter mit den fünftigen Gefchlechtern. Ihr fteigert 
die wilde Selbft- und Genußſucht der Individuen aufs höchſte“ 21). 

Angefihts folder Erwägungen das Eigentum al3 im Naturrecht bes 
gründet anzufehen, das Erbreht aber nur als ein Werk des pofitiven Rechts 
aufzufaffen, daS man von dem Eigenthum trennen und befeitigen fünne, wie eine 
Anzahl der obigen Schriftfteller thun 22), bedeutet in unferen Augen nichts anderes, 





20) 3. St. Mill, Grundſätze der Nationalöfonomie. Bd. 1. Bud 2. Cap. 2. 
$ 2. (Deutfche Ueberjegung von Soetbeer. Yeipzig 1849.) 

21) Ob das Erbredt einen Beftandtheil des Eigenthums bildet oder ein felbft- 
ſtändiges Privatrechtsinftitut neben diefem ift, fcheint uns eine Doctorfrage zu fein, 
fofern man nur das Erbredt für untrennbar verbunden mit dem Privateigenthum 
bält und dem Staat gegenüber dem Erbrecht eine ähnliche Stellung zumeift, wie gegen- 
über dem Privateigentbum. Das untrennbare Verbundenſein diefer Nechtsinftitute 
ergiebt fih ums nicht nur auf empirischen Wege durch die biftorifche Erfahrung, fondern 
auch aus inneren Gründen. Ueber die Stellung des Staats zu Eigentbum und Erb- 
recht vgl. die Ausführungen oben ©. 242 im Xert. 

22) Bluntihli im der Gegenwart f. 1879. Nr. 33. Aehnlich auh Geffden 
in Schmollers Jahrbuch. Jahrgang V. Heft 1. ©. 19. | 
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als erflären, daß man das Eigenthum feiner edeljten und beiten und zugleich 
feiner für das wirthichaftliche und fittlihe Leben wirkſamſten Triebfedern be: 
rauben fünne. Und das Familienerbrecht ſowie die freie Teftirbefugnig zu Gumiten 
eines öffentlichen Zwangserbrecht3 einfchränfen, heißt wenigftens das Gebiet, auf 
dem dieje Triebfedern am meiften wirffam merden, einengen und damit die 
Wirkſamkeit derjelben ſelbſt beſchränken. Wenigftend gilt daS für folange, 
als das Gefühl der Familienzufammengehörigkeit und die jonftigen rein perſön— 
lichen Beziehungen der Freundſchaft, Danfbarkeite u. ſ. mw. ftärfer find, als der 
Staatzfinn. Daß diefer legtere aber gegen den Familienfinn auch in der Gegen- 
wart noch bedeutend zurüdfteht und wohl auch in einer abjehbaren Zukunft 
zurüdftehen wird, wird aud dann nicht zu beftreiten fein, wenn man zugeben 
muß, daß der Staatsfinn oder jagen wir lieber das Staatsbewußtſein und da3 
Staat3gefühl bei den verſchiedenen Eulturvölfern der Gegenwart von ungleider 
Intenfität ift. Wir verftehen nämlich unter dem Staatsfinn eine derartige 
Beherrihung unfere8 Denkens, Wollen? und Handelns durd den Staat und 
jeine Intereſſen, daß wir bereit find, dem Staatswefen nicht nur im Zeiten 
aufergewöhnlicher Gefahr und Noth, fondern jelbft im gewöhnlichen Verlauf 
der Dinge große Opfer zu bringen, Opfer, die wir gleihwohl nicht als 
folhe, jondern al3 eine naturgemäße, uns obliegende Hingebung empfinden. 
In diefer Beziehung befteht nun zwar ein großer Unterſchied einerjeit3 
zwifchen den Engländern, Franzoſen, Nordamertlanern und Schweizern und 
andererfeit3 einem großen Theil der Deutſchen. Während in der erfteren Gruppe 
der Völker jeder einzelne Volksgenoſſe das l’etat c’est moi in gewiſſem Sinn 
auf fich ammendet, oder doc) wentgftens die Gemeinde und Familie aufs engite 
verwachlen find und in einander übergehen, ftehen fich in Deutſchland der Staat 
und die Gemeinde auf der einen und das Individuum oder vielmehr die Familie 
auf der anderen Seite im Allgemeinen viel jchroffer gegenüber. 

Sp widmet — um diefen Unterſchied an einigen Beifpielen zu demon 
ftriren — in England das einzelne der nobility oder gentry angehörige Mit: 
glied dem Gemeinwejen einen großen Theil feiner Arbeit, feiner Zeit und ſeines 
Geldes, jo daß dort erft durch diefe politifche Verwendung der große Reichthum 
und die höhere jociale Stellung ihre wahre Nobilitirung erhalten. Wogegen 
derjenige, welcher nahe Verwandte am Leben hat und dennod) namhafte Summen 
für öffentliche und wohlthätige Zwecke beftimmen wollte, fi der Gefahr ausiett, 
nad) jeinem Tode von einer Jury für verrüdt erklärt zu werden. Dagegen 
pflegt der Einzelne in den Pereinigten Staaten Nordamerifas jowie in der 
Schweiz — abgejehen von der Theilnahme an der Geſetzgebung, Rechtſprechung 
und Verwaltung des Staats, die ja in diefen republifantjhen Gemeinweſen um 
eigentlichen Sinne des Worts eine Selbftverwaltung ift — bei wichtigen Ab 
jchnitten feines Lebens der Gemeinde oder der ihm fonft nahe ftehenden öffent: 
lichen Anftalten zu gedenken, indem er ihnen mehr oder minder große, im Ber: 
gleich mit dem, was in diefer Beziehung in andern Pändern gefchieht, aber jeden- 
fall8 großartige Vermächtniſſe zufommen läßt 2°), In Deutjchland Dagegen 
finden wir zu alledem nur einzelne Anfäge: indem im Südweſten und auch 


23) 3. St. Mill, Grundfüge der Nationaldtonomie. Band 1. Bud 2. 
Cap. 2.8 4. 
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über diefen hinaus in den älteren Städten Vergabungen an die Communen und 
Stiftungen vorfommen und indem in den Städten und im Nordoften auch auf 
dem Lande Anfäge zu einer lokalen Gelbftverwaltung, welde den höheren 
Ständen größere Opfer an Zeit und Geld auferlegt, vorhanden find. Im All 
gemeinen werden bei uns aber noch immer Dotationen zu öffentlichen Zwecken 
auf Koften der nächſten Verwandten al3 ein Unrecht an diefen begangen, angefehen 
und ift die Fähigfeit und Dereitiwilligfeit zur unentgeltlichen Uebernahme öffent- 
licher Funktionen wenig verbreitet. 

Diefe Unterfchiede in der Entwidelung des Staat3- und Gemeindefinnd 
in dem oben von uns definirten Sinn dürften übrigens weniger auf ethno⸗ 
logiſchen Verſchiedenheiten als auf dem verſchiedenen Alter der politiſchen Cultur, 
namentlich aber auf dem verſchiedenen Grade, in dem der Einzelne an der 
Leitung der Staatsgeſchäfte betheiligt iſt, beruhen. 

Wenn ſomit der Staatsſinn gegenwärtig bei verſchiedenen Völkern und 
ebenſo bei den verfchtedenen Beftandtheilen ein und defjelben Volks fehr ungleich 
entwidelt ift, und wenn namentlich das Verhältniß des Staatsſinns zum Fa— 
miliengefühl büben und drüben ein ſehr verjchiedenes ift, jo darf daraus wohl 
gefolgert werden, daß der Staatsſinn aud bei denjenigen Völkern, bei denen 
derjelbe noch wenig entwidelt ift, einer größeren Steigerung fähig ıft, nicht aber 
daß dieſer Staatsſinn das Familiengefühl jemals vollftändig verdrängen könnte. 

Am ungezwungenften und zugleih am deutlichiten werden das Familien— 
und Staatswußtſein in ihrem jeweiligen Verhältniß zu einander jedenfalls 
dort zum Ausdruck gelangen, wo man den Staatöbürgern unter Xebenden 
fowie auf den Todesfall die freiefte Dispofition über ihr Vermögen gewährt 
und das Privaterbredht als dasjenige beläßt, was es heute in einigen Staaten 
ift, nämlich als ein wahres Familienerbrecht mit Lediglich oder doch weſent⸗ 
lich ſubſidiärer Bedeutung. In dem Maße, in dem der Staatsſinn dann im 
Laufe der Culturentwickelung erſtarkt, in demſelben Maße wird er auch in 
letztwilligen Dispoſitionen und in Rechtsgeſchäften unter Lebenden, durch welche 
dem Staat Zuwendungen gemacht werden, zum Ausdruck gelangen. 

Wollte man diefer inneren Entwidelung durch Einführung eine3 öffentlichen 
Zwangserbrechts vorgreifen, ſo würde das durchaus nicht der Geſinnung der 
Bevölkerung ſelbſt in demjenigen Ländern entſprechen, in denen das öffentliche 
Bewußtſein, wie wir oben zeigten, verhältnigmäßig ſtark entwidelt ıft. Wie 
groß die Abneigung gegen ein dem Staat einzuräumende® Zwangserbrecht jelbft 
ın der Schweiz ift, zeigt folgende Aeuferung des erft vor einigen Jahren ver: 
ftorbenen, durchaus nicht engherzigen, privatwirthichaftlichen und privatrechtlihen An⸗ 
jichten huldigenden Berner Profeſſors W. Munzinger. Derjelbe jagt in feinen 
bereit8 oben erwähnten erbrechtlihen Studien auf ©. 39 u. A.: „Den Militärftaat 
will ic) nicht zum Erben haben. Aber auch in unferen friedlichen und freien Re— 
publifen ift es gewiß nicht ‚gerade der Staat, den der Bürger zu feinem Erben 
wünfchte. Der Staat vertritt in erfter Linie die politiſchen Intereffen und erft in 
zweiter inte die humanen, und es iſt auch das Regiment der Mehrheit von der 
Minderheit ftet mit Mißtrauen angejehen. Wie jollte e8 da den Bürger, der zur 
Minderheit gehört, nicht ärgern, daß fein von ihm erworbene Vermögen nad) 
jeinem Tode den Zweden der verhaßten Majorität geopfert werden joll.“ Dieſe 
Aeußerung fteht übrigens keineswegs — wie man auf den erften Blid vielleicht 
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annehmen fünnte — im Widerjprud) mit den in der Schweiz häufig vor: 
vorfommenden Bergabungen zu Gunjten von Gemeinden, öffentlihen und ger 
meinnügigen Inſtituten. Denn dieſe beruhen auf freier Entſchließung und 
nicht auf Gejegeszwang nnd die Gemeinde iſt nach ſchweizeriſcher Auffaſſung 
„nicht ein Organ des Staats, ſondern ein erweiterter Familienkreis“. 

Alles gegen das Zwangserbrecht des Staats Vorgebradite gilt m. m. 
auch von einem Stiftungen, öffentlihen Körperfchaften u. ſ. w. einzuräumenden 
Erbrecht an Privatverlajienfchaften, jofern nämlich diefes gleichfall3 auf Zwang 
beruht d. h. ein wahres Notherbenrecht ift. 

Wenn jomit das öffentliche Zwangserbredht ſich überhaupt nicht vechtfertigen 
läßt, jo würde die Einführung deſſelben noch beſonders inopportun fein in einer 
Zeit, in der — wenn wir ihre Zeichen richtig deuten — Die allgemeine Sehn— 
jucht dahin geht, die zwilchen dem Einzelnen und dem Staat gähnende Kluft 
dur Kräftigung der Familie ſowie durch Schaffung neuer gefelichaftlicher Ge— 
bilde auszufüllen, für die der Staat dann nur das ſchützende Dach abzugeben 
hat, während er dem in der Bereinzelung machtloſen Individuum gegenüber 
immer mehr zum alles verjchlingenden Yeviathan werden muß. 

In einer ſolchen Zeit müfjen unſeres Erachtens die wenigen organiſchen 
Geſellſchaftsgebilde, Die allein im Stande find der droßenden Staatdomnipotenz 
zu wehren, geſchützt und gepflegt, nicht aber geſchwächt oder gar zertrümmert werden. 

Wenn wir bei Gelegenheit einer ſocialwirtſchaftlichen Analyſe der auf die 
Neform des geltenden Erbrechts gerichteten Beftrebungen die Bedeutung diejer 
Vorſchläge für das Familienleben jo eingehend beſprochen haben, jo geſchah e3, 
weil wir der Anficht jind, daß die Familie auch von der weittragendften foctal- 
wirthichaftlichen Bedeutung ift. Indem wir auf den Nachweis dieſes Zuſammen— 
hangs an diefer Stelle verzichten müſſen, ſei hier nur auf die Bedeutung der 
Familie und des Familienerbrechts fir die Erhaltung der Vermögens⸗ und 
Wirthſchaftseinheiten kurz hingewieſen. 

Wer die zahlreichen Opfer und Enttäuſchungen kennt, die mit der Ver— 
bindung der einzelnen Productionsfactoren zu einer wirthſchaftlichen Unterneb: 
mung jowie mit der Anpafjung derjelben an die vorhandenen volf3- und welt: 
wirtbichaftlichen Bedürfniffe und endlih mir der Bildung eine den dauernden 
Beſtand jolcher Unternehmungen verbürgenden Vermögens verbunden find, der 
wird wünjchen müſſen, daß das beftehende Erbrecht die Erhaltung folder Vermögen 
und Unternehmungen begünftige. Die in Rede ftehenden Vorſchläge würden aber, 
wenn einmal durchgeführt, indem fie auf die Zerlegung der Erbſchaft im ihre 
einzelnen Beftandtheile hinwirfen, die Zerftörung der vorhandenen Vermögens: 
und Betriebseinheiten nad dem Abſterben ihres jedesmaligen Begründers nod 
ftärker begünftigen, als das geltende Pflichttheilsrecht e3 bereitd gegenwärtig thut. 
Beſonders ſchädlich dürften ſich diefelben auf dem Gebiet des landwirthſchaftlichen 
Betriebs und des Befiges von geſchloſſenen Landgütern zeigen. 

Endlich ſei noch erwähnt, daß jo ergiebig anſcheinend ein mit dem Familien— 
erbrecht in Concurrenz tretende3 öffentliches Erbrecht für den Staat auch zu fein 
ſcheint, jo wenig nachhaltig dieje ftaatlihe Einnahmequelle wahrſcheinlich fließen 
dürfte: weil durch eine ſolche Mafregel nicht blos das Princip des Erbrechts jebr 
weſentlich angetaftet, fondern aud das Streben, durch Sparſamkeit und Fleiß 
ein Vermögen zu erwerben, bejchränft würde. Denn wie jede Steuerüberbürdung 
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die Steuerfraft der Pflihtigen Shädigt, weil Niemand fih abmühen will, 
wenn der Staat ihm einen großen Theil feines Cinfommens nimmt, fo 
würde ein gleiches ftattfinden, wenn man durd ein ftaatliches Miterbrecht 
die Vererbung de8 Vermögen? an die dem Erblafjer Zunädjtitehenden und 
zugleich die Freiheit der letztwilligen nn in der angegebenen Weije ein= 
ſchränken wollte 4). 

Nicht minder als die bisher kritiſirte Art der Motivirung der Erbredts- 
reform muß aud die von Baron verfuchte Begründung einer Einſchränkung 
des Familienerbrech t3 durch eine Erbſchaftsſteuer zurücdgewiejen werden. Baron 
fat, wie wir oben zeigten, das öffentliche Erbrecht oder wie er fagt die Erb- 
ſchafts ſteuer als einen Tribut auf, den der Erbe zu zahlen hat, weil er durch 
die Erwerbung der Erbidaft das Princtp des Arbeitseigenthums verlegt. 

Außerhalb der vom Socialismus beeinflußten Kreife wird der Ueber— 
gang des dem Erblaſſer gehörigen Vermögens nach ſeinem Tode an ſeine 
Kinder, ſeine Frau, ſeine Eltern, Geſchwiſter, Geſchwiſterlinder u. ſ. w. 
keineswegs als eine Ungerechtigkeit empfunden die durch Aufopferung eines 
Theils dieſes Nachlaſſes geſühnt werden müſſe. „Vielmehr ſind nach den 
Grundverhältniſſen unſerer heutigen Geſellſchaftsordnung,“ wie ſich noch neuer— 
dings Schäffle in Uebereinſtimmung mit dem Rechtsbewußtſein unſeres Volks 
ausgeſprochen hat, „die Deſcendenten lediglich die Fortſetzer der Perſön— 
lichkeit und der Geſchäfte der Eltern und Großeltern. Ihre Erbtheile ſind 
daher nicht Vermögenszugänge, ſondern Splitter eines ſchon gebildet ge— 
weſenen, dem Familienzweck durch alle Generationen gewidmeten Vermögens“ ?°). 
Freilich wird diefe Auffaffung heutzutage namentlih in Yändern mit unbe: 
ihränfter Teftirfreiheit mehr auf dem Gebiet des fittlichen Lebens und der 
Sitte als auf dem des Rechts praktiſch. Auf diefem letzteren tritt fie haupt— 
fählich nod im Inteftaterbreht der Vlutsverwandten zu Tage. 

Und wenn uns endlich gefagt wird, daß daS gegenwärtig geltende Erb- 
recht eine ariftofratijche Inftitution ift, die nur einem Theil des Volf3 zu Gute 
fommt und daher einer gründlichen Reform im Sinn der Einführung eines mit 
dem Familienerbredht concurrirenden öffentlichen Erbrechts bedarf, um die als die 
Enterbten der Gejellfchaft bezeichnete Klaſſe der Befitlofen zu befeitigen, jo muß aud) 
diefer Verſuch einer Begründung des öffentlichen Erbrechts zurückgewieſen werden. 
Denn, wie wir bereit3 oben angeführt haben, fennen wir fein anderes Erbredt 
al3 das auf der Familienverbindung ſowie auf fonftigen engen perjünlichen Be— 
ziehungen zwifchen Erblaffer und Erben beruhende. Diefe namentlich ſeit Hegel 
üblich gewordene Auffaflung, die demnach das Inteſtaterbrecht als das normale 
Erbrecht anfieht, geht übrigens unferer Anficht nach zu weit, wenn fie fid) in einen 
abjoluten Gegenfag zu der von H. Grotius bis auf Hegel allgemein ver⸗ 
tretenen Anſicht ſetzt, nach welcher das Erbrecht auf einer Erweiterung der 
Dispoſitionsbefugniß des Eigenthümers beruht und das teſtamentariſche Erbrecht 
das normale iſt. Unſerer Anſicht nach ſollen dieſe beiden Auffaſſungen einander 
nicht ausſchließen, ſondern vielmehr ergänzen. Denn beiden Auffaſſungen liegt 
eine Erweiterung des Eigenthumsbegriffs zu Grunde, ſo daß die zum Vermögen 


24) Geffcken in Schmollers Jahrbuch. Jahrg. V. Heft 1. ©. 194. 
25) Schäffle, Grundſätze der Steuerpolitif. Tübingen 1880. ©. 510, 511. 
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gehörigen Eigenthumsobjefte mit dem Tode des Eigenthümers an die ihm zu: 
nächſt ftehenden Perfonen übergehen. Wer diefe Perfonen find, darüber follte in 
eriter Linie der Erblaſſer und erft in zweiter das Geſetz zu entjcheiden haben. 
Das Inteftaterbrecht hat ſonach nur die Bedeutung einer fubjidiären Nomintrung 
der Erben, die nur in dem Fall wirkſam werden fol, wenn der Erblaſſer ſich nicht 
ſelbſt hierüber erklärt hat. Diefem liegt ed alfo in erfter Linte ob, auszu: 
fprechen, wer die ihm am nächſten ftehenden Perſonen find, und erft wenn dieſes 
nicht gejhehen ift, ftellt daS Geſetz eine Präfumtion dafür auf, wen wohl der 
Erblafjer zum Erben eingejegt haben würde, wenn er die Ernennung des 
Erben vorgenommen hätte. Diefe Präfumtion geht von einem Gedanken aus, 
der ſich kurz und fchlagend in der Rechtsparömie: „Der Nächſte am Blut, der 
Erfte zum Gut” ausgedrüdt findet. Je bejler das nteftaterbredht es ver 
ftanden hat, diefe praesumta voluntas des Erblafjer3 zu treffen, defto weniger 
Beranlafjung wird der Erblafjer haben, in feinen legtwilligen Verfügungen von 
dem Inteftaterbrecht abzuweichen. Wo er fich aber dennoch gedrängt fühlt, voh 
demfelben abweichende Beitimmungen zu treffen, da Liegt mithin der Beweis 
vor, daf Die praesumta voluntas im gegebenen Fall dem wirklichen Willen 
nicht entjpridht. 

Inden das neu befürwortete öffentliche Erbrecht die Teſtirbefugniß weient: 
lich einſchränkt, und zwar, wie wir oben auszuführen fuchten, gegen den prä: 
fumtiven Willen des Erblafjers, verftößt es gegen das beftehende Familienerbredt. 

Und wird denn wirklich durch die Expropriation eines Theil des Nachlaſſes 
Seitens de3 Staat3 fowie durch Zuwendung defjelben an die „Enterbten der 
Geſellſchaft“ für diefe ein Erbrecht geihaffen? Suchen wir diefer Frage näher 
zu treten, indem wir die Tragweite und den Sinn eines folchen für diele 
Klafje neu zu begründenden Erbrechts feftftellen. 

Was zunächſt die Tragweite eines foldhen neuen Erbredht3 betrifft, jo liegen 
zwei Möglichkeiten vor: daß nämlich entweder ſämmtliche befiglofe Familien oder 
nur eine Anzahl derfelben aus dem Erlös des öffentlichen Erbrechts dotirt 
werden. In dem legteren Fall wäre es ſicherlich jehr Ichwierig, eine Auswahl 
zu treffen, und in dem erfteren würde in Folge der verhältmigmäßig geringen 
Zahl der Verlaſſenſchaften und der großen Zahl der ſog. Enterbten der auf die 
einzelne Familie entfallende Antheil nur ein Minimum betragen. 

Und, fragen wir weiter, würde dur diefe Nachlaßtransfuſion in den 
Kindern der befitlojen Klaſſen wirklich auch nur für einen Augenblid das 
Bewußtfein derfelben, zu den Enterbten zu gehören — wo e3 vorhanden ift 
— ertödtet werden? Wir glauben nein. Schon deshalb nicht, weil diefe Zu: 
wendungen de3 Staat3 materiell und formell mit wirklich erbrechtlichen Zuwen— 
dungen nichtd gemeinfam haben. Ste werden vielmehr denjenigen, denen fie 
zu Theil werden, nur als eine Leiftung des Staats, wie jede andere aud, er: 
ſcheinen. 

Und was die angeblich bereits vorhandenen Anſätze zu einem ſolchen 
öffentlichen Erbrecht betrifft, fo erweiſen ſich dieſelben bei näherer Betrach— 
tung entweder als Produkte einer früheren Zeit, von der keine Brücke mehr 
zur Gegenwart führt, oder als etwas von einem öffentlichen Erbrecht völlig 
Verſchiedenes. 

Was zunächſt die Spuren eines Vicinenerbrechts in dem Edikt Chilperichs 
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(von 573—575) betrifft, jo ift e8 ja bekanntlich noch bis zur Stunde ftreitig, was 
unter diefen Vicinen zu verftehen ift. Aber geſetzt auch, es feien die Mitglieder 
des nachbarlichen Verbands, die nicht zugleich im Verhältniß der Blut3verwandt- 
ſchaft zu einander geftanden haben, jo ſehen wir in dieſem Heimfallsrecht doch 
nur ein Ueberbleibjel de8 Gefammteigenthums des Nahbarverbands am Grund 
und Boden: eine Form des Eigenthums, mit der da3 heutige Privateigenthum 
nichts mehr gemein hat. 

Ferner ıft das Recht des Staats auf die bona vacantia ebenjowenig ein Erb- 
recht, wie überhaupt das Recht dejjelben auf herrenlofes Gut, aefundene Sachen 
u. j. wm. Wo fein Eigenthümer mehr zu ermitteln ift, da tritt naturgemäß 
ſchon aus Gründen der Ordnung die Gefammtheit ein. 

Und ebenfo gehören nicht hierher: das Heimfallsrecht des Lehnsheren, das mit 
dem Lehnrecht fein Ende erreiht hat, und das jus albinagii, das der Staat 
gegen auswärts lebende Erben ım Inlande deferirter Verlaſſenſchaften ausübte, 
und das als Ausflug der barbariſchen Auffafjung von der Rechtloſigkeit der 
Fremden in der Gegenwart ebenfall3 feine Wurzeln mehr hat ?®). 

Wir refumiren unſere Ausführungen jchließlih dahin, daß wir es nicht 
ungerechtfertigt finden, wenn die Gefeggebung der Gegenwart die Verwandten 
der entfernteften Grade nicht mehr zur Erbſchaft beruft. Denn es läßt ſich 
nicht mehr vernünftig begründen, daß der Code Napoleon die Blutsverwandten 
bi3 zum 12. Grad und das Defterreihiiche Bürgerliche Geſetzbuch bis zur 5. 
Parentel, oder gar daß das gemeine Recht und ebenſo das ſächſiſche Civilgefet: 
buch ſowie das preußiſche Allgemeine Yandrecht diefelben ohne jede Schranke zur 
Erbichaft berufen. Ya wir können e3 nur billigen, wenn der Abſchluß des Juteftat- 
erbrecht3 bereit3 bei demjenigen Grade eintritt, bei dem der Regel nach fein Be— 
wußtjein und fein Gefühl der Familiengemeinfhaft mehr vorhanden if. Ob 
ein ſolcher Abſchluß heutigen Tages ſchon mit dem vierten Grade einzutreten 
hätte, wie v. Scheel vorjchlägt, laſſen wir dahin geftellt fein. Es ift dies eine 
Frage, die der genaueften Unterfuhungen und Erwägungen zu ihrer Beant- 
wortung bedarf. 

Mas wir fonady an den obigen Vorjchlägen bekämpfen, tft der zu frühe 
Abſchluß des Familienerbrechts, namentlich aber die Steigerung der Erbſchafts— 
ftener — über die wir und an diejer Stelle nicht auszusprechen haben — zu 
einem mit dem Familienerbrecht concurrirenden öffentlihen Erbredit. 


4. Reformvorſchläge. Befeitigung oder Einengung des Pflidt- 
theilsredyts und Erweiterung der Teftirfreiheit. 


a. Inhalt der Reformvorjhläge Botum des 14. deutſchen 
Suriftentag®. 


Während die Beitrebungen zur Erweiterung de3 geltenden Pflichttheilsrechts 
von dem Rechte beftimmter phyſiſcher Perfonen und öffentlicher Korporationen 
an dem Nachlaß ausgehen, Inüpft die Bewegung für Abjhaffung des Pflicht: 








26) Geffden, in Schmollerd Jahrbuch für Gefetgebung u. f. w. Jahrg. V. 
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256 A. von Miaskowski. 


theilsreht3 an das Recht des Erblafjerd an, über fein Eigenthum auch über den 
Tod hinaus Verfügung zu treffen. 

Ehe wir der in diefer letteren Richtung auf deutſchem Boden zu Tage ge: 
tretenen Beftrebungen gedenken, fer hier nur furz erwähnt, daß aud in Frant: 
reich und Belgien eine umfangreiche Literatur über diefen Gegenftand eriftirt ?7). 

Inden wir auf die Einzelheiten der in diefen Werfen pro und contra 
die reserve vorgebraditen Argumente an diefer Stelle nicht näher eingeben 
fünnen — uns aber vorbehalten, es an einer anderen Stelle zu thun —, fa 
hier nur der Ausführungen Yeplays gedacht, weil ihre Bedeutung über Frank— 
reich hinausreicht. 

Für eine Reform des geltenden Pflichttheilsrehts iſt in Frankreich jeit 
mehr als einem Menſchenalter der erjt fürzlich verftorbene Leplay unabläffig 
thätig gewefen. In feinem Gefolge hat in Frankreich ſowohl wie in Belgien 
hauptſächlich die klerikale Partei — obgleich nicht fie allein — fich zur Ver— 
fechterin der unbedingten Teftirfreiheit gemacht. 

Leplay hat diefem Gegenftande eine Reihe von Schriften gewidmet, deren 
letste und tiefſte die bereits oben angeführte, im J. 1874 in fünfter Auflage 
erfchtenene Reforme sociale (4 Bände) ift. 

Indem wir bei Gelegenheit der Prüfung der für die Teftirfreiheit ſprechen— 
den Gründe auf das von Leplay Vorgebrachte näher eingehen wollen, fet bier 
nur kurz des RefultatS feiner Unterfuhung gedacht. 

Yeplay war ein überzeugter energifher Gegner der reserve und de 
regime du partage force, weil dieje beiden nftitute feines Dafürhaltens 
naturnothwendig zur Untergrabung der Familien und zur Abſchwächung ja zur 
Bernihtung des Sinns für perfönlice Initiative führen müffen. Und wenn dieſe 
Uebelftände gegenwärtig, nachdem der Code ungefähr °/, Jahrhundert gegolten 
hat, noch nidyt im befürchteten Umfange eingetreten find, jo iſt dies — nad) 
Leplay — hauptjählih auf zwei Umftände zurüdzuführen: einmal auf den 
ftarken Familienſinn und den Geift der Initiative ?3), der dem franzöfifchen Bolt 
während zehn Jahrhunderten anerzogen worden ift und fich in einigen Decennien 
nicht wieder ganz wegwiſchen läßt; dann aber auf die „manoeuvres occultes“, 
durch welche e3 energiſchen und weitfichtigen Familienvätern gelingt, ſich und ihre 
Familien dem verderblichen Einfluß des Code zu entziehen. 

Bu diefen manoeuvres occultes gehört u. X. der partage d’ascendants ou 
anticipe, namentlich aber das ſog. „Zweikinderſyſtem“, durch welches viele Grund- 
eigenthümer in Frankreich gegen das Syſtem des partage forc& reagiren. „Bor 


27) Hierher gehören Courcelle-Seneuil im Journal des Economistes 
Juni 1865. ©. 46 fe. Brocher, Etude sur la legitime et les r&serves. 1868. 
Comte de Boussies, La libert& testamentaire. 1872. DeMoreaud’'Andry, 
Le testament selon la pratique des familles stables et prosperes. 1873. Bois- 
sonade, Histoire de la reserve hereditaire. 1873. Baudrillart, La famille 
et la loi de succession en France, in der Revue des deux mondes, 15 avril 
1872. ©. 827. Cu&not, Les droits de l&gitime et de reserve. 1877. Leplay, 
La reforme sociale en France deduite de l’observation comparde des peuples 
europeens. 1874. t.1. 

28) Gleichwohl hatten nad Charles Dunoyer in den 8730 Succeffionsfällen, welche 
im J. 1825 in Paris befannt wurden, die Erblafier nur in 59 Fällen von der Teftir- 
befugniß Gebrauh gemadt. W. Munzinger, Erbredtlihe Studien. ©. 18. 
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hundert Jahren”, jagt ein hervorragender deutjcher Statiftifer ?9), „waren die Ehen 
in Frankreich jo fruchtbar wie die deutichen. — Als die Revolution aber die Domänen, 
Kirchen: und Adelsgüter zerichlug und den Grund und Boden des Landes mit un: 
beichränfter Mobilifirung und gleicher Erbtheilung in die Hände kleiner jelbftwirth- 
ihaftender Eigenthümer brachte, ald man daraus bereit3 eine mit Nothmwendigkeit in 
den Abgrund der Zwergwirthſchaft führende Zerſplitterung beſorgte und das war— 
nende Wort: ‚la France tombera en poussière‘ erſcholl, da erkannte der 
franzöſiſche Bauernſiand, daß es für den auskömmlichen und nachhaltigen Beftand 
einer ländlichen Familie eine Grenze der Gütergrößen gebe, unter welche herab= 
zugehen nicht mehr zuläffig jet und daß das einzige und unerläßliche Mittel 
hierfür in einer kleinen Kinderzahl beftehe.” Die — wurde auch hier 
die Mutter der That. 

Neben den Klerikalen ſind es hauptſächlich die ERBEN welche in Franf- 
reich eine Erweiterung der Teſtirfreiheit herbeiwünſchen. Dieſer Gegenftand 
bildet ein auf landwirthſchaftlichen Verfammlungen häufig beiprochenes Thema. 
Und aud) in der von Napoleon III. berufenen, am Schluß der jechziger Sahre 
niedergefegten Kommiffion für eine agrariſche Enquöte ift Die Erweiterung der quo- 
tite disponible zur Sprache gefommen. Hier führte namentlic der Baron v. Beauce 
aus, daß durd Einführung der Teftirfreiheit die zahlreichen unter den Miterben 
gegenwärtig — mo berjenige Theil des Vermögens, über den der Erblafjer frei 
verfügen darf, ein geringer ift — aus der Bevorzugung des einen unter ihnen 
ſeitens des Erblafjers entjtehenden Prozeſſe vermindert werden würden ſowie 
da der Erblafjer dadurd) zugleich die Möglichkeit erhalte, bei der Vertheilung 
feiner Erbſchaft die auferordentlihen Koften in Rechnung zu bringen, die ihm 
die Erziehung oder Ausftattung des einen oder anderen "Findes verurfacht habe. 
Da diefer Antrag aber von mehreren Rednern befämpft werde, jo zog ihn 
Baron v. V. zurüd.. Dagegen waren aud) bei dieſer Gelegenheit wie iiberhaupt 
in Frankreich die Vertheidiger der reserve darüber einig, daß die Beftimmung 
de3 Code fowie die Prari3 über die Naturaltheilung der Nachlaßgrundſtücke 
unfinnig jeien 3°). 

Aber nicht nur gegen die franzöfiihe reserve und namentlich gegen das 
regime du partage force, fondern aud gegen das Pflichttheilsrecht nad) ge 
meinem, preußifhem u. ſ. w. Redt bat fid in den letten Jahrzehnten eine 
Oppoſition erhoben, die um fo ſtärker wurde, je mehr die das Grundeigenthum 
vor der Ueberſchuldung ſchützenden Singularrechte vor dem allgemeinen Recht 
zurückwichen und je ſchwieriger die Lage der Landwirthſchaft wurde. 

Dieſe gegen das geltende Pflichttheilsrecht gerichtete Bewegung iſt in zwei— 
facher Form aufgetreten, entweder als unbedingte Negation deſſelben, welche 
nach engliſch⸗ amerikaniſchem Vorgange mit dem Pflichttheilsrecht vollſtändig auf— 
räumen möchte, oder in weniger ſchroffer Weiſe, indem ſie das Pflichttheilsrecht 
in ein Recht der unverſorgten Kinder und der hilfsbedürftigen Eltern auf 
Alimentation aus dem Nachlaß umzugeſtalten wünſcht. 


29) Rümelin, Zur TE aa in feinen Reden und Auffägen. Neue 
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Die bebeutendften wiſſenſchaftlichen Kundgebungen für eine Reform des 
Pflichttheilsreht3 in Deutſchland dürften der bereitS oben erwähnte in der 
Tübinger Zeitfhrift für 1853 und 1854 abgedrudte Aufſatz des Profefior 
Helferih: „Studien über Würtembergifhe Agrarverhältniffe“ — und das 
für den 14. deutfchen Juriftentag abgegebene Gutachten des Appellationsgerichts 
anwalt3 Meyersburg in Celle fein. 

Helferih 3!) war bei Gelegenheit der Unterfuhung der würtembergiſchen 
Agrarverhältnifje zu dem Reſultat gelangt, daß an der übergroßen Zerftüdelung 
des Grundeigenthums in vielen Gegenden das geltende gemeine Erbrecht einen 
wejentlihen Antheil habe. Dieſer Umftand Tegte ihm die Frage nahe, 
ob und wie weit durd eine Reform des beftehenden Erbrechts das Uebel an 
der Wurzel geheilt werden fünne. Zur Behandlung diefer Frage wurde er 
damal3 audy praktiſch durch das Belanntwerden des Entwurfs eines Gejege 
über die landwirthichaftlihen Erbgüter, welchen die bayerische Regierung den 
Ständen vorgelegt hatte, veranlaßt. Bet diefer Gelegenheit wandte fich Helferihs 
Neigung dem nteftaterbreht und der abſoluten Zeftirfreiheit des engliſch— 
amerikaniſchen Rechts zu. 

Das engliſch-amerikaniſche Erbrecht, das feine Pflichttheilsrechte kennt, 
ſondern dem Erblaſſer die freieſte Teſtirbefugniß giebt, und das zugleich den 
Grundſatz aufſtellt, daß ab intestato alles unbewegliche Eigenthum an einen 
Erben zu gelangen hat, bietet nach Helferich im Vergleich mit dem deutſchen auf 
römiſch-rechtlicher Grundlage erwachſenen Erbrecht mit feiner durch Pflichttheils— 
rechte eingeengten Teſtirbefugniß und ſeinem gleichen Inteſtaterbrecht aller in dem— 
ſelben Grade mit dem Erblaſſer verwandten Perſonen folgende Vortheile dar. 

Es legt jedem, ſo zu ſagen, den Zwang auf, durch ein Teſtament die 
ökonomiſche Lage ſeiner Familie vollſtändig zu ordnen. Zugleich ſteigert es 
aufs Höchſte das Gefühl der Verantwortlichkeit eines jeden für das Wohlergehen 
ſeiner Nachkommen und erfüllt jeden Mann vom erſten Augenblick feiner felbit: 
ftändigen Niederlaffung an mit der ernfteften Sorge für die Zufunft feiner Au— 
gehörigen. 

Damit hängt unmittelbar die zweite Wirkung zufanmen, die in der Kräftigung 
der väterlihen Autorität in der Familie befteht. 

Eine dritte Wirkung des engliſch-amerikaniſchen Erbrechts erblidt Helferich 
jodann in der Steigerung des Erwerbstriebs und der Sparfamfeit im den 
Familien. Denn legt das Geſetz es jedem Familienvater nahe, jein Grund 
eigenthum auf eins feiner Kinder zu übertragen und unterftügt die Sitte diejed 
Geſetz, jo kann er nur durd die größte Anftrengung und die äußerte Spar: 
ſamkeit erreichen, daß auch den anderen Kindern einiges hinterlafjen werde oder 
doch wenigſtens daß fie bei Tebzeiten gehörig ausgeftattet werden. Es trägt denn 
auch das Erbrecht mit dazu bei, daß diefe beiden wirthichaftlihen Tugenden in 
England in außerordentlichem Umfange zu Haufe jind. 


Ferner ftärft das engliſch-amerikaniſche Erbrecht das Gefühl für die Familie 
als ein die Aufeinanderfolge mehrerer Geſchlechter zuſammenfaſſendes Organ ım 
Gegenjag zu der einzelnen Generation und dem einzelnen Gliede derjelben, 


31) Tübinger Zeitjchrift für die gefammte Staatswiſſenſchaft. Jahrg. 1953 u. 
1854, insbejondere 1851, ©. 147 fi. 
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und endlich befördert es im hervorragender Weiſe das Zufammenhalten land— 
wirthfchaftlicher Bejigungen. 

Das oben erwähnte Meyersburg' ſche Gutachten 32) ftellt ſich auf den 
Standpunkt des älteren römischen Rechts und beruft ſich für feine Forderung 
nad) Aufhebung der Pflichttheilsrechte in ihrer gegenwärtigen Rechtsgeſtalt haupt— 
fählih auf den Nachtheil der durch diefelben häufig herbeigeführten Ueber: 
fhuldung oder Realtheilung von Nachlaßgrundſtücken. Werner beftreitet e8 die 
Eriftenz einer der Aufhebung der Pflichttheilsrechte entgegenftehenden Volks— 
überzeugung. 

Statt des Pflichttheilsreht3 will Meyersburg den bedürftigen Abkömm— 
Iingen, nad) dem Vorgange J. St. Mills 3?), und außerdem aud den Afcendenten 
und Ehegatten ein Recht auf Alimente gewähren. 

Im Wefentliben auf dem Standpunft Meyersburgs ftand auch der 
hamburger Advofat Heinfen in feinem auf dem 14. Juriftentag 34) ab: 
gegebenen Botum. Zunächſt machte er geltend, daß dem Familienvater, dem 
bet Lebzeiten doch nur die Pflicht obliegt, für feine Frau und feine Kinder 
zu forgen, der aber fonft die volle Freiheit hat, nad) Erfüllung dieſer 
Pflicht über fein Vermögen frei zu verfügen, diefe Freiheit für den Fall des 
Todes nicht genommen werben dürfe. Er verlangt alſo für den Erblaſſer hin: 
fichtlich feiner Dispofitionen auf den Todesfall diefelbe Freiheit wie fie der Eigen- 
thümer für Geſchäfte unter Lebenden befitt. 

Während aber Meyeröburg diefe Dispofitionsfreiheit auf den Todesfall 
nur durch die Anfprüche der De: und Afcendenten ſowie der Frau auf Alimen= 
tation eingeſchränkt wiffen will (indem er ſich die denjelben entfprechende Pflicht 
ges Erblaſſers aud; über feinen Tod hinaus beftehend und auf feinen Nachlaß 
übertragen denkt), möchte Heinſen dieſe Pflicht — die ihm ebenſo wie Meyersburg 
nicht nur eine ſittliche, ſondern eine Rechtspflicht iſt — nicht auf die Alimentation 
beſchränkt ſehen, ſondern ſie auf den ſtandesmäßigen Unterhalt der Frau und 
Eltern ſowie auf die ſtandesmäßige Erziehung der Kinder, die Etablirung der 
Söhne und die Ausſtattung der Töchter erweitert willen. 

Diefer weitere Umfang der Verforgungspfliht über den Tod hinaus wird von 
Heinfen dadurch motivirt, daß wenn Jemand feine Kinder in beftimmten Verhält- 
niffen erzogen und fie an gewiſſe Bebürfntfje und eine beftimmte ftandesmäßige 
Lebenshaltung gewöhnt habe, er auch verpflichtet fer, dafiir zu jorgen, daß 
fie durch feinen Tod nicht auf einmal in eine ganz Gubere Tage verſetzt 


, 32) Meyersburg, Gutadten für dem 14. deutſchen guriftentog über bie frage: 
ob und wie weit bie Tefirfreibeit mit Rüdjiht auf eine Pflichttheilsberechtigung ein» 
— werden ſoll? In den Verhandlungen des Juriſtentags. Berlin 1878. 
Bd. L. S. 50-71. 

33) J. St. Mill in ſeinen Grundſätzen der Nationalökonomie, Bd. J. Buch 2. 
Cap. 2. 8 3 (Ueberiegung von Soetbeer. Leipzig 1569), jagt: „Ich balte dafür, 
daß fein Kind, als foldhes genommen, mehr beanfpruchen kann, als was ein Vater 
anerfauntermafen jeinem unehelichen Kinde ſchuldig ift. Ich möchte indeß nicht dahin 
mißverftanden werden, als empföhle ih, daß Eltern für ihre Kinder niemals mehr 
thun follten, als worauf diefe in ihrer Eigenschaft als Kinder ein moralijches (und 
wohl auch ſtaatlich fancttonirtes) Anrecht haben. In einigen Fällen iſt es gebieteriſche 
Pflicht, in vielen lobenswerth, in allen zuläſſig, viel mehr zu thun.“ 

34) Verhandlungen des 14. Juriftentags. Berlin 1978. Bd. I. ©. 75 u. passim. 
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werden, al3 die ift, in der fie fich bisher befanden und auf deren Fortbeftehen 
fie rechnen zu dürfen glaubten. 

Zu anderen Refultaten als Meyersburg gelangt in feinem gleichfalls für 
den 14. deutjchen Juriſtentag ausgearbeiteten Gutachten der unlängft verftorbene 
Berliner Profeffor Bruns), 

Das bloße Dafein einer fo alten, allgemeinen und feften Rechtsanficht und 
Gewohnheit des Volks, wie die über das Pflichttheilsrecht, ſcheint ihm ein fchwer: 
wiegender Grund gegen feine Befeitigung zu fein, weil eine jolche tief in das 
unmittelbare Rechtsbewußtſein des Volks einfchneiden würde und je nach Ums 
ftänden eine große Mißſtimmung hervorrufen fünnte. 


Diefer Grund dürfte indeffen nad) Bruns für die Beibehaltung des Pflicht: 
theil3 nicht allein entfcheiden, ſofern nämlich demjelben überwiegende Gründe von 
anderer Seite entgegenftänden. Jedenfalls aber ift eine fehr jorgfältige Prüfung 
der Zweckmäßigkeitsgründe, die für die Teftirfreiheit ſprechen, erforderlih. Diele 
ergtebt dann nad) Bruns’ Anfiht, daß vom CEtandpunft der realen Berhält: 
niffe — ſoll heißen: vom ſozialwirthſchaftlichen Standpunkt — eine Ausdehnung 
der ZTeftirfreiheit mit Aufhebung oder Beſchränkung der Pflichttheilsrechte der 
Kinder überwiegend zweckmäßig fei. 

Dagegen jeien die für die Teftirfreiheit angeführten ſog. idealen Gründe 
(Beurtheilung vom Standpunft der Sittlichfeit und der Rechtsidee) ſämmtlich 
von ſehr zweifelhaften Werth. Zwar würde die Teftirfreiheit auch von diejem 
Standpunkt gewiſſe Vortheile gewähren, aber dieje ferien doch immer unfider 
und ihnen ftänden aud große Gefahren gegenüber. Das von Bruns aus 
jeiner Unterfuhung gewonnene Refultat für die legislative Behandlung der Frage 
ift folgendes: 

1) Die Teftirfreiheit bietet vom Standpunkt der beiprochenen ideellen 
Gründe aus nicht fo überwiegende Vortheile, daß von diefem Standpunkt aus 
ihre Einführung da wo fie nicht befteht, im Widerfprud mit der Anſchauung 
und Gewohnheit des Volks zu empfehlen wäre; indeß 

2) auch die Nachteile find von diefem Standpunft nicht der Art, daß 
wenn die Annahme der Teftirfreiheit aus den oben erwähnten realen Gründen 
wünjchenswerth erfcheinen jollte, fie jener idealen Gründe wegen verworfen 
werden müßte. 

Um zu einem pofitiven Refultat zu gelangen, unterfcheidet Bruns zwiſchen 
abjoluter und relativer Teftirfreiheit. 

Die abjolute Teftirfreiheit, die darin befteht, daf Jemand feine Kinder ohne 
Weitere und ohne allen Grund von feinem Nachlaß vollftändig ausſchließen 
und beliebige fremde Perfonen zu feinen Erben einfegen darf, mwiderfpricht nad 
Bruns allen hergebradhten Anſchauungen, fie ift daher in Deutichland eine Un: 
möglichteit. | 

Dagegen entjcheidet ſich Bruns aus den oben angegebenen Gründen fir 
die relative Teftirfreiheit d. h. für das Recht des Erblaſſers, die Vertheilung 
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35) Bruns, Gutachten über diefelbe Frage, in den Verhandlungen Bd. 1. 
©. 72—112. Wieder abgebrudt in der Zeitfchrift für vergleichende Rechtswiſſenſchaft. 
Br. 2. Heft 2. ©. 161—232. 
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feines Nachlaſſes zwiſchen feinem Ehegatten und feinen Kindern nad) freier 
Wahl vornehmen zu dürfen 86). 

Auf Grundlage diefer beiden Gutachten trat der 14. deutjche Juriftentag 
in die Verhandlung der Frage ein: ob und in wie weit die Teftirfreiheit 
mit Rüdfiht auf eine Pflichttheilsberechtigung eingeſchränkt werden ſoll? 

Der Schwerpunft der Beſprechung und Beſchlußfaſſung fiel jedoch nicht 
in die Generalverfammlung fondern in die Sektion für Civilrecht, indem die 
Beſchlüſſe diefer Abtheilung definitiv gefaßt und der Plenarverfammlung des 
Juriſtentags nur zur Kenntnißnahme mitgetheilt wurden. 

Präfident der Sektion für Privatrecht war der Kammerpräfident Peterfen, 
welcher zugleich die Debatte dur einen eingehenden Bericht über die abgegebenen 
Gutachten einleitete. 

Nah Prüfung der Vorſchläge der beiden Gutachten gelangt Peterjen, 
im ©egenfag zu Meyeröburg und auch zu Bruns, zu dem Schluß, „daß 
es den bei und herrichenden Rechtögrundfägen und dem Rechtsbewußtſein 
unferes Volks nicht entipreden würde, wenn man einem Vater geftatten 
wollte, einem Kinde das ganze Vermögen zuzumenden und allen anderen 
den Anjprucd auf das Vermögen zu entziehen.“ Dagegen befürwortet Peterfen, 
daß dem Vater die Befugnig gewährt werden folle, zu Gunften eines der Kinder 
über eine größere Quote zu verfügen, al3 zu Gunften dritter PBerfonen. 

Die Debatte in der Abtheilung fowohl wie im Plenum wurde faft aus- 
ſchließlich von Rechtsanwälten aus verſchiedenen Theilen des Deutfchen Reichs 
(Hamburg, Nürnberg, Berlin, Darmftadt, Leipzig) geführt. 

Unter denfelben war nur der Vertreter des Nordens (Hamburgs) für die 
Einführung der Teftirfreiheit, wobei er jedoch die Alimentationspflicht des Erb: 
laſſers gegen Eltern, Ehegatten und Kinder in dem oben erwähnten weiten 
Umfang auf den Nachlaß übertragen wiſſen wollte. Umgekehrt wünſchten die 
Bertreter von Süd- und Mitteldeutichland noch größere Beſchränkung der 
Teftirfreiheit (Nürnberg, Yeipzig). Dagegen befürmworteten die Vertreter des 
Weftend und Dftens (Darmftadt und Berlin), daß Alles beim Alten bleibe. 

Die Mehrzahl der Theilnehmer an der Abtheilungsverfammlung ſchloß 
ſich den im Wejentlihen auf die Erhaltung des beftehenden Rechtszuſtands ge- 
richteten Anträgen ihres Präfidenten an, indem fie diefelben mit einigen gering: 
fügigen Mopdificationen zum Beſchluß erhob. 

Diefe Anträge lauteten: 

1) Unbefchränfte Teftirfreiheit ift in Deutſchland nicht einzuführen, fondern 
die Beibehaltung von Pflichttheilgrechten geboten. 

2) Ein Pflichttheilsrecht ift den Defcendenten und dem Ehegatten des Erb— 
lafjer8 einzuräumen. 

(Dagegen kommt den Afcendenten des Erblaſſers Lediglih im Wall ber 
Bedürftigkeit ein Anfprudy auf Gewährung von Unterhalt aus dem Nachlaß zu. 

Der Juriftentag lehnte jedoch dieſes letztere Alinea ab und beſchloß auch 
den Afcendenten ein Pflichttheilsredt zu gewähren.) 

3) Bezüglich der Höhe des Pflichttheils find folgende Säte zu empfehlen : 


36) Berbandlungen des 14. deutſchen Zuriftentage. Bd. II. ©. 75, 78, 80, 82. 
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a) Sind Defcendenten vorhanden, fo fol der Erblafjer zu Gunften eines 
oder mehrerer derjelben über die Hälfte des Vermögens frei verfügen können ?7), 

Dagegen fol er anderen Perſonen, ſoweit nicht der Pflichttheil des Ehe— 
gatten in Frage fteht, nur einen Kindestheil zuwenden dürfen. 

b) Den Ehegatten ift, je nachdem Defcendenten vorhanden find oder nicht, 
die Nutznießung an einer größeren oder geringeren Quote de3 Vermögens zu: 
zumenden. | 

4) Der Anfprud auf den Pflichttheil ſoll fein unbedingter fein; es find 
bejtimmte Enterbungsgründe aufzuftellen, welche die Einziehung des Pflichttheild 
rechtfertigen. 

5) Das Pflichttheilsreht joll nur Anfprud auf Zuwendung einer be 
jtimmten Geldſumme bezw. eines beftunmten Geldwerths, nicht aber ein Recht 
auf die zur Erbmafje gehörigen Gegenftände gewähren. 

Dem Brunsihen Vorſchlag und der Refolution des Juriſtentags ift 
gemeinfam, daß abweichend vom gemeinen Recht in denjenigen Vererbung 
fällen, in denen Dejcendenten vorhanden find, zwiſchen der Zeftirbefugnig 
zu Gunſten eine8 oder mehrerer Dejcendenten und zu unften fremder 
Perjonen unterjcieden wird. Damit ift dem Pflichttheilsrecht aber zugleich 
eine ganz andere Bedeutung gegeben worden, als es im römischen Recht beſaß. 
Während nämlih im römiſchen Recht ausſchließlich der Standpunkt der 
Pietät gegen die nächſten Angehörigen obwaltet und die Benachtheiligung des 
Einzelnen unter ihmen ebenjo fehr zu Gunften von Fremden wie zu Gunften 
der Geſchwiſter ausgeſchloſſen ift, haben die Nefolutionen des Yuriftentags den 
Weg diefer falſchen Generalifirung verlafjen, indem fie eine größere Benad- 
theiligung eines Theil3 der Defcendenten zu Gunften ihrer Gejchwifter als zu 
Gunſten fremder Perjonen geftatten. 

Aber während Bruns in dem Fall, daß e3 ſich um die Zumendung des 
Nachlaſſes an einen Defcendenten handelt, die Teftirfreiheit von allen Schranten 
des Pflichttheil3 befreien wollte und diefe nur für den Fall beftehen zu laſſen 
wünjchte, daß dritte Perfonen zu Erben eingejegt würden (jog. relative Teftir: 
freiheit im Gegenſatz zur abjoluten Teftirfreiheit Englands und Nordamerikas), 
bat der auf Antrag des Kammerpräfidenten Peterjen gefafte Beſchluß der Ab— 
teilung für Givilveht, den das Plenum des Juriftentags dann zugleich zu dem 
jeinigen gemacht hat, die Schranfen des Pflichttheilsrehts überhaupt beftehen 
lafien, diejelben jedoch für den Fall der Bevorzugung eines Defcendenten vor den 
übrigen ander gezogen al3 für den Fall einer Vermögenszuwendung an eine 
dritte Perion. 

Diejem letsteren Standpunkte ift dann freilich nachträglich auch Bruns beigetreten, 
indem er in einer nach der Beſchlußfaſſung des Juriftentags publizixten Arbeit 9°) 


37) Nah dem Wortlaut des Beichlufjes ift e8 nicht Har, ob dieje Hälfte des 
Nachlaſſes das Marimum fein fol, was ein Kind überhaupt befommen kann oder ob 
man jie ihm noch neben feinem Pflichttheil zuwenden fann. Die Refolution des 
Juriftentags wäre daher nad Bruns’ Borfchlag befier jo zu faflen geweien: Wenn 
Defcendenten vorhanden find, muß der Teftirer zwar die eine Hälfte des Nachlafies 


ihnen zu gleichen Theilen binterlafien, dagegen fann er über die andere Hälfte zu _ 


Gunſten eines oder mehrerer von ihmen frei verfügen. 
38) In der Zeitihrift für vergleichende Rechtswiſſenſchaft. Bd. 2. ©. 163 fi. 
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(e3 ift dieje im Weſentlichen fein für den Juriftentag abgefaßte oben erwähntes 
Gutachten, daS er, mit einigen Erläuterungen ſowie mit einer Einleitung ver⸗ 
ſehen, nochmals zum Abdruck gebracht hat) erklärt, daß er den in feinem Gut- 
achten enthaltenen Vorſchlag „mehr als eine Art Fühler für die öffentliche 
Meinung und eine Provokation zur Prüfung und Bekämpfung hingeftellt habe, 
als daß er ſich immerlid von der römiſchen Pflichttheilsidee emanciptrt und von 
der überwiegenden Zwedmäßigfeit der relativen Teftirfreiheit (nad) feiner Formu— 
lirung) jo recht überzeugt habe.“ 

Die vom Juriftentag acceptirte — und früher in noch ſchärferer Weife 
von Bruns in feinem Gutachten vertretene — Unterfcheidung zwiſchen der legte 
willigen Zuwendung des Vermögens an einen der Dejcendenten und an eine 
dritte Perſon geht von einem Standpunkt aus, der dem feiner Zeit von 
Mirabeau dem Jüngeren geltend gemachten diametral entgegengefett ift. 

Mirabeau wollte, im Gefühl des Unrechts, das er durd feinen Bater 
erlitten hatte, in der Assemblöe nationale gegen die ZTeftirfreiheit auftreten. 
Doch ftarb er, bevor er dieſe feine Abficht ausführen konnte. Cein von ihm 
für dieſen Zweck aufgefchriebener discours wurde von Talleyrand in der 
Sitzung vom 2. April 1791 verlefen. Derſelbe enthielt nad) dem Moniteur 
vom 7. April 1791 ©. 396 — 397 folgenden Paſſus: „Je conclus de tout 
ce que je viens de dire, que l’egalit& des successions ne peut &tre derang6e 
par la disposition de l’homme, mais je n’en conclus pas, que la facilite 
de tester doive être entierement andantie. Je crois que le citoyen peut 
&tre le maitre de disposer d’une partie de sa fortune, pourvu qu'il ne 
derange pas le principe d’&egalit& envers ses h6ritiers. Mon 
avis est donc, qu’on ne puisse favoriser aucun de ses heritiers au prejudice 
de l’autre, soit en ligne directe, soit en ligne collaterale.‘“ 

Weldye Kluft zwiſchen deutfcher und franzöfifcher Rechtsanſchauung! 

Was nun das Verhältniß des von dem Juriſtentag gefaßten Befchluffes 
zu dem beftehenden Recht betrifft, fo ift, wie bereits oben hervorgehoben wurde, 
nah dem Wortlaut dieſes Beſchluſſes nit ganz klar, ob die Hälfte, 
über welche der Erblafjer zu Gunften eines Dejcendenten legtwillig verfügen 
darf, das Marimum fein fol, was ein Kind überhaupt befommen fann, oder 
ob man fie ihm noch neben feinem Kindesthetl zumenden darf. In 
legterem Fall würde bei 5 und mehr Kindern einfah der Standpunkt des 
römischen Rechts beftätigt jein. Denn bet der Pflichttheildquote von 15 
hat der Teftirer nah römiſchem Recht über die Hälfte feines Nachlaſſes 
freie Verfügung, fann fie aljo auch noch einem Kinde aufer feinem Pflichttheil 
zuwenden. Bei 1—4 Kindern wäre dagegen ein Rückſchritt in der Teftirfreiheit 
gegeben, weil ja bier der Pflihttheil mur ."/, beträgt, folglih der Erblafier 
gegenwärtig über * frei verfügen fann. Dagegen wäre in dem Beſchluß ein 
Fortſchritt im Sinne der Teftirfreiheit gegen das preußische und franzöſiſche 
Recht enthalten, infofern das erftere den Pflichttheil bei 5 und mehr Kindern 
auf 2/, und das letztere jchon bei 2 Kindern auf 2%, und bei 3 und mehr 
Kindern auf °/, feftitellt, fo daß alfo dem Teftator !/, bezw. */, frei bleibt. 
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b. Kritit der Reformvorſchläge: 


Indem wir uns jet zu einer Beſprechung der verfchiedenen oben repro: 
ducirten Reformvorjchläge wenden, ſei hier nochmals daran erinnert, daß wir 
hierbei nur einen ſolchen Nachlaß im Sinne haben, der aus landwirthſchaftlich 
benugten Grundftüden beſteht. Die Frage, ob es zuläffig ıft, für das länd— 
lihe Grundeigenthum ein von den übrigen Bermögensbeftandtheilen ver: 
ſchiedenes Erbredt einzuführen, wird erft in den nächſten Abjchnitten behandelt 
werden. 

Prüfen wir nun im Einzelnen einerjeit3 die für das Weiterbeftehen ver 
Pflichttheilsrechte, andererſeits die für die Teftamentsfreiheit angeführten Gründe, 

Dabei jtellen wir zunächft den beftehenden Rechtszuſtand der Forderung 
nah abjoluter Teftamentsfreiheit gegenüber und mollen erft hierauf den Vor: 
ſchlag der Begründung eines Alimentationsanfpruhs an den Nachlaß des Erb: 
laſſers jomwie den von Prof. Brund gemadten und von dem Juriſtentag modi— 
ficirten Vorſchlag der Einführung einer relativen Teftirfreiheit in Erwägung ziehen. 

Zu dieſem Zweck mird zwifchen dem Pflichttheilgreht der Defcendenten 
einerfeit3 und dem der Afcendenten und Ghegatten andrerfeitS unterjchieden 
werden müſſen. Und zwar aus einem doppelten Grunde. Einmal meil für 
die PVertheilung des Grundeigenthums das Pflichttheilsrecht der Defcendenten 
von ungleich größerer Wichtigkeit iſt, als das aller anderen Perſonen, inden 
die Vermögensvererbung in der weitaus größten Zahl aller Fälle in abfteigen 
der Linie erfolgt; dann aber auch weil eine Prüfung der für und gegen das 
Pflichttheilsrecht ſprechenden Gründe bei den Defcendenten leicht zu einem anderen 
Refultat führen kann, al3 bei den Afcendenten und Ehegatten. 


Halten wir zunächſt unter den Rechtsphilofophen Umfchau. 


Was die Begründung des Erbrechts durch diefelben betrifft, fo iſt ſie 
— wie bereit3 oben erwähnt wurde — auf zwiefach verichiedene Weife verſucht 
worden. 
Die älteren Rechtsphiloſophen ſeit Hugo Grotius ſehen in dem Erbrecht nur 
eine Erweiterung des Eigenthumsrechts. Sie gehen daher von der teſtamen— 
tariſchen Erbfolge als der normalen aus und faſſen die Inteſtaterbfolge als ein 
Aushilfemittel auf, das die praesumta voluntas des Erblaſſers ausſpricht und 
nur wirkſam werden ſoll, wenn der Erblaſſer keine letztwillige Dispoſition ge— 
troffen bat 3°). 

Seit Hegel und Stahl gelangte dann die entgegengefegte Anficht zur Gel: 

39) Diefe Art der Begründung des Erbrechts ift noch heutzutage im England 
fehr verbreitet, und bier war namentlih 3. St. Mill ein Hauptvertreter der Teſta⸗ 
mentsfreibeit. Ohne das Recht, unter Lebenden und auf den Todesfall über die zum 
Eigenthum gehörigen Güter zu verfügen, ift ihm das Eigenthum nicht voll; wogegen ihm 
das Inteſtaterbrecht des Blutsverwandten nicht als eine natürliche Folge des Prin- 
cip8 des Privateigenthums erſcheint. I. St. Mill, Grundfäge der Nationalötonomıe. 
Ueberfetst von Soetbeer. Leipzig 1869. Bd. 1. Bub 2. Gap. 2. S 3, 4 Um 
neuerdings gefteht auch Baron zu, daß gute Gründe alle civilifirten Nationen dazu 
beftimmt haben, fi) zu diefer ungemein ftarfen Erweiterung bed individuellen Eigen» 
thums — indem der Wille des Einzelnen im Teftament gleihfam Unfterblichteit ge 
winnt — zu befennen. Baron, Erbfchaftsfteuer ꝛc. S. 292. 
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tung: daß nämlich das auf dem Yamilienverbande ruhende Anteftaterbrecht das 
normale und das Teftament nur aus Zweckmäßigkeitsrückſichten zugelaſſen ſei. 

Beide Richtungen in der Rechtsphiloſophie haben ſich aber nur mit der 
Begründung des Erbredit3, nicht aber fpeziell mit einer Begründung des 
Zwangscharakters des Inteſtaterbrechts, wonach daſſelbe durch letztwillige Ver— 
fügungen nicht ausgeſchloſſen werden darf, ſowie namentlich nicht mit dem Noth— 
erben- und Pflichttheilsrecht bejchäftigt. 

Geht man auf diefe Begründungen des Erbreditd näher ein, jo wird aus 
der erfteren Anficht, daß das nteftaterbredht den präfumtiven Willen des Erb- 
lafjer8 zur Geltung bringt, mit Nothwendigkeit gefolgert werden müſſen: daß 
wo diefer Wille ein anderer iſt, als das Geſetz präfumirt, der wirkliche 
Wille dem blos präfumirten voranzugehen hat, es fer denn, daß eine Handlung 
vorliegt, die man als unfittlih oder für die Gefammtheit ſchädlich verbieten zu 
müffen meint. Als eine ſolche wird aber doch nur die Verlegung der Alimen— 
tationspflicht gegenüber Kindern und Eltern ſowie der Ehefrau angefehen werden 
dürfen, da es — mie noch neuerdings I. St. Mill jehr richtig hervorgehoben 
bat — über diefe hinaus weder eine fittliche noch eine rechtliche Pflicht für 
die Eltern giebt, ſämmtlichen Kindern etwas oder gar gleich viel zu hinterlaſſen. 

Auch braucht man zu feinem wefentlic anderen Nefultat zu gelangen, 
wenn man dad Erbredht als Conjequenz des Familienverbands auffaßt. Denn 
ein Familieneigenthum in dem Sinn, daß die Angehörigen der Familie bei Leb— 
zeiten des Familienhaupts ein beftimmtes Anrecht an dem Vermögen des— 
jelben erworben hätten, giebt es heute nicht. Die Beziehungen der Familie 
zu diefem Bermögen — vgl. ©. 253 — follten den Vater, der heute 
da8 vornehmfte Organ und zugleih der epräfentant der Familie iſt, 
nicht hindern, feinen Nachlaß entipredyend den Bedürfniffen der Familie und 
ihrer einzelnen Mitglieder unter diefe zu vertheilen. Nur fofern diefes nicht 
geichehen ift, hat als ſehr unvollſtändiges Surrogat der Vertheilung durch den 
Vater die PVertheilung nach rein rechneriſchem Mafftabe zu gleichen heilen 
unter die Kinder zu erfolgen. 

Neuerdings hat man — wie bereit3 oben bei Gelegenheit der Darjtellung 
der Reformvorſchläge Bluntſchli's, v. Scheeld und Anderer ausgeführt wurde — 
verfucht, das Pflichttheilsrecht durch ſocialwirthſchaftliche Erwägungen zu ftügen. 
Das Vermögen einer Familie rührt, jo wurde u. A. aud von dem Kammer: 
präfidenten Peterſen #9) argumentirt, nicht allein von der Thätigkeit des Familien— 
baupt3 ber, indem aud Frau und Kinder an der Erwerbung defjelben redlich 
mitgearbeitet haben. Aus diefer gemeinfhaftlihen Arbeit, diefem gemeinfchaft- 
lihen Erwerb wird dann nach dem Ableben des Familienvaters ein Anſpruch 
der einzelnen binterbliebenen Glieder der früheren Gemeinfhaft an das Refultat 
der gemeinfamen Arbeit abgeleitet. Diefem Anſpruch der Kinder fol die Pflicht 
der Eltern, ihnen von ihrem Vermögen etwas zuzumenden entjprehen, eine 
Pflicht, die, obgleich fie auf derjelben Grundlage ruht, wie die Verpflichtung zur 
Altmentation, doch mit diefer nicht identisch) ift. 

Diefe Begründung ift theils unvollftändig, theil3 unrichtig, und wir haben 


40) Verhandlungen des 14. deutfchen Zuriftentags. Bd. IL. ©. 68. 
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zu ihrer Widerlegung nur zu wiederholen, was wir bereit3 oben gegen den in 
ähnlicher Weiſe gemachten Verſuch, das öffentlihe Erbredt zu begründen, an- 
geführt haben, 

Unvolftändig ift die Begründung, weil fie das Pflichttheilsrecht allen: 
falls für diejenigen Familienglieder rechtfertigt, die mit dem Yamilienhaupt in 
einer Erwerbsgemeinſchaft gejtanden haben, nicht aber auch für alle diejenigen 
Kinder, die von ihren Eltern wirthichaftliche Leiftungen wohl empfangen haben, 
ohne jedoch jemals in der Yage gewejen zu fein, nun auch ihrerjeitS dem Erb: 
lafjer auf wirthſchaftlichem Gebiet hilfreich *zur Seite zu ftehen. 

Auch müßte diefe Art der Begründung des Pflichttheilsrehts, wenn man 
fie al3 richtig amerfennen wollte, confequenterweie dahın führen, daß allen 
denjenigen, die in dem Haushalt des Erblaſſers dauernd mitgearbeitet haben, 
nad) dem Tode dejjelben Antheile von dejien Nachlaß zuzufallen hätten. Denn 
die obige Beweisführung trifft auch für fie zu, da auch fie durch ihre Arbeit 
mitgeholfen haben, daS Bermögen, da3 den Gegenſtand des Nachlaſſes bildet, 
zu erwerben. Damit wäre jede hauswirthichaftlic betriebene Unternehmung in 
eine Art von Productivafjociattion umgewandelt, in der die Mitglieder der 
Haushaltung ihren Yohn in doppelter Form erhielten, einmal in Form des ger 
mwöhnlichen Yohns und dann außerdem nad) dem Tode des Yamilienhaupts in 
Form eines Pflichttheilsrehts. Das Naturwidrige einer ſolchen Erbrechts— 
geftaltung tritt Schon darin hervor, daß der Familienvater ſich wahrſcheinlich 
mit allen zuläffigen und unzuläffigen Mitteln gegen eine ſolche Belohnung feiner 
Mitarbeiter nad) dem Tode fträuben würde. Unrichtig ift diefe Begründung — 
d. h. im Widerſpruch ftehend mit unferer gegenwärtigen Wirthichaft3- und 
Rechtsordnung — weil der in einem beftimmten Unternehmen Mitarbeitende, 
mag er num ein Fremder oder ein Yamilienglied fein, für diefe Mithilfe feinen 
Lohn erhält und eine Ergänzung dejjelben im Erbwege nad) heutiger Rechte— 
auffafiung weder erwartet wird noch auch geboten ift. 

Und wo ein einzelnes Familtenglied ausnahmsweiſe bei Lebzeiten des Fa— 
miltenvater8 feine genügende Entſchädigung für feine Beihilfe im hauswirth— 
ſchaftlichen Betriebe erhalten haben ſollte, da liegt nur der Fall einer An- 
wendung des Gemeinſchaftsprincips vor, da3 der Familienwirthichaft überhaupt 
zu Grunde liegt. 

Nicht beſſer als mit der eben erwähnten Begründung des Pflichttheilsrechts 
fteht e3 mit dem Verſuch Ungers?t), daſſelbe durch die Erwägung zu recht— 
fertigen, daß das Familienglied fein Vermögen, wenn auch zunächſt für fic, 
jo doch zugleich auc für feine Familie erwirbt und befitt, auf welche es nad) 
feinem Tode naturgemäß übergeht. 

Denn aus dem von Unger ausgeführten Gedanfen — den wir im Uebrigen 
als richtig anerfennen — dürfte doch nur folgen, daß der Nachlaß des Erb- 
lafjers, wenn er über denfelben nicht anders verfügt hat, an feine Kinder ge: 
langen muß, nicht aber auch, daß er denſelben „als ihnen verfangen, fraft 
Rechtens zu verbleiben hätte”. Vielmehr wird wohl auch noch heute jene 
Geltung haben, was einft Montesquieu ausſprach: „La loi naturelle ordonne 
aux peres de nourrir leurs enfants, mais elle n’oblige pas de les faire 


41)3. Unger, Spftem ꝛc. Bd. VI. Das öfterreichifche Erbrecht. Leipzig 1864. 8 78. 
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heritiers“ #?). — Ueber das Berhältniß der Alimentationspfliht zum Pflicht: 
theil3recht wird weiter unten näher. zu handeln fein. 

Dafjelbe für das Pflichttheilsreht angeführte Argument kehrt dann in 
anderer Faſſung wieder, wenn darauf hingewiefen wird, daß das Verfügungs- 
recht des Eigenthümers für eine Zeit, in welcher er zu handeln unfähig ift, 
ſich keineswegs von felbft verfteht und daß die Vertreter der abjoluten Teſtir— 
freiheit den Teſtator al3 einen Menjchen auffallen, der ganz allein in der Welt 
fteht, ohne Pflichten gegen diejenigen Lebensgemeinſchaften, denen er felbft doch 
von feiner Geburt an angehört 13). 

Dagegen ift zu erinnern, was bereit3 oben näher ausgeführt wurde, daß 
nad) heutiger Rechtsauffafjung die Zeftirbefugnig mit den Befugnifien des 
Eigenthümers als ihr nothwendiges Gomplement gegeben it, jo daß das 
Snteftaterbrecht nur die praesumta voluntas des Erblafjers für den Fall aus— 
Iprechen joll, daß er feinen Willen jelbft nicht ausſprechen kann oder nicht ausfprechen 
will. Auch ericheint der Erblafjer, dem in England und Nordamerika die ab— 
jolute Zeftirfreiheit eingeräumt wird, keineswegs als Losgelöft von dem Ver— 
bande, in ten er bineingeboren ijt und den feine Kinder fortzufegen nun 
ihrerfeit3 die Aufgabe haben. Nur werden die aus der Zugehörigkeit zu 
diefen Berbänden entipringenden Pflichten hier im Gegenfag zum europäifchen 
Continent al3 fittlihe und nicht als Rechtöpflichten aufgefaßt. Eine Rechtspflicht 
des Erblaſſers, feinen Kindern etwas zu hinterlaffen, läßt fid) aber, wie ſchon 
oben ausgeführt wurde, nur ſoweit e3 fid) um die Alimentation derjelben handelt 
begründen. 

Sodann wird weiter geltend gemacht, daß man aus dem Beifpiel Eng— 
lands und Nordamerifas nicht ohne weiteres Schlüſſe aud auf Deutichland 
ziehen dürfe. 

Denn in England und Amerika, jo wird argumentirt, befteht die Teſtir— 
freiheit nur deshalb ohne Nactheil für das Familienleben, weil dort die Sitte 
die durch da3 fehlende Pflichttheilgrecht leer gelaffene Stelle ausgefüllt hat und 
Mißbräuche zu verhüten weiß. Wollte man dagegen die Teftirfreiheit jet aud) in 
Deutjchland einführen, jo würde das gefchehen in einer Zeit, wo der herrſchende 
Individualismus die Bildung einer ſolchen Sitte außerordentlich erſchwert und 
eine große Anzahl von Berfuhungen zu ungerechten Berfügungen vorhanden find. 
Db hier die vorhandene Sitte aber ftarf genug fein werde, um Mißbräuche 
zu verhüten, dürfe mit Recht bezweifelt werden. Ja e3 fünne in der Aufhebung 
des Pflichttheilsrechts leicht die Erflärung erblidt werden, daß die Zuwendung 
des Vermögens an die nächſten Verwandten überhaupt eine veraltete Einrich— 
tung jei; damit wäre aber dem Mißbrauch Thür und Thor geöffnet. 

Hiergegen ift zu erinnern, daß der Individualismus in einigen Theilen 
Deutichlands allerdings ſehr ftarfe Wurzeln in den Gemüthern geichlagen bat, 
daß das Gleiche aber aud für andere Länder, England und Nordamerika nicht 
ausgenommen, gilt. Aber hier wie dort ift die Herrihaft des Individualismus 
doch weſentlich auf die gewerblihen und. handeltreibenden ſowie überhaupt 


42) Montesquieu, De l’esprit des lois. Amsterdam MDCCXLIX tome II. 
Livre 26 ch. 6. p. 372. Aehnlich J. St. Mill, ef. oben auf ©. 259 Anm. 33. 
43) Bluntſchli in der Gegenwart. 1879. Nr. 36. 
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wird derjelbe dagegen nod vielfach durch einen Familienſinn eingedämmt, der 
bei und unter Anderem in einer weit verbreiteten Erkfitte zu Tage tritt. 
Diefe, die auf die ungetheilte Erhaltung des ländlichen Grundbefiges im der 
Familie gerichtet ift und den Gutsübernehmer vor den übrigen Erben begünftigt, 
muß aber, um ihr Ziel zu erreichen, um fo fräftiger fein, je weniger fie fid 
wie die englifhe Sitte der Entailderrihtung auf ein ihr adäquates nteftat- 
erbrecht ſtützen kann. Bielmehr findet fie fi zum Theil im Gegenjag zu 
dem geltenden Jntejtaterbredht, mit dem fie über jede Spanne Landes — bie 
dieſes zu zerftüdeln oder doch aus der Familie herauszubringen und jene unge: 
theilt in der Familie zu erhalten ſucht — einen ernten und hartnädigen Kampf 
zu führen hat. Aber felbft in Gegenden, in denen diefe Sitte nicht befteht, wäre 
e3 doc; unrichtig anzunehmen, daß die Zeftirfreiheit im Allgemeinen mifbraudt 
werden würde. Denn die Väter und Gatten find in Deutſchland nicht Lieblofer 
gegen ihre Familien als in England. Vielmehr ift — wie felbft ein Gegner der 
abjoluten Zeftirfreiheit**) zugefteht — auch bei und das Band zwifchen Eltern 
und Kindern ein jo enges und inniges, daß man unrecht thun würde, wenn man 
ihm fein Vertrauen jchenfen wollte; auch würde ſicher gerade die mit der 
Teftirfreiheit gegebene größere Verantwortlichkeit eine Steigerung des Gefühls 
für die fittlihe Familienpflicht zur Folge haben. 

Es ift daher von der Einführung der ZTeftirfreiheit im Allgemeinen wohl 
nit zu befürdten, daß den Familienvätern nunmehr die Zumendung ihres 
Vermögen? an ihre Kinder al3 eine veraltete Einrichtung erfcheinen würde, 
jondern im Gegentheil: von der Gefundhett und Innigkeit des deutjchen Fa— 
milienlebens dürfen wir mit Recht erwarten, daß die Einficht der Familienväter, 
verbunden mit dem gejteigerten Bewußtſein ihrer VBerantwortlichkeit, fie jehr bald 
allgemein dahin führen wird, diejenigen ihrer Kinder, denen fie ihren Grund: 
befig nicht übertragen wollen und die aud, nur geringe Erbantheile zu erwarten 
baben, jchon bet Lebzeiten auszuftatten und jelbftftändig zu ftellen, wie das ja 
zum Theil bereit3 gegenwärtig gefchieht. 

Daß es im Einzelnen auch bei ung pflichtvergeffene und Lieblofe Familien: 
väter giebt und immer geben wird, ift freilich nicht zu beftreiten. Aber nicht 
nady ſolchen Ausnahmen, ſondern nad) der großen Mehrzahl der Fälle bat ſich 
die Gefeggebung zu richten. 

Aber auch fonft ift das gegen die Uebertragung der Teftirfreiheit, wie je 
in England und Nordamerika bejteht, auf Deutjchland geltend gemachte Argu— 
ment, daß das Familienleben und die Familienfitte in Deutſchland anders ge 
artet find al3 in England und Nordaınerifa, völlig verfehlt. Denn das Beftehen 
eine3 ſolchen Unterſchieds zugegeben, jo ift die Differenz zwiſchen den fittlicen 
Familienverhältniffen Deutihlands in der Gegenwart und Roms während der 
Kaiſerzeit doc; unftreitig nod) viel tiefer gehend. Und wenn trotz diefer größeren 
Differenz die Reception de3 aus ſpezifiſch römischen Vorausſetzungen erwachſenen 
Notherben= und Pflichttheilsrecht in Deutjchland dennod möglich war, fo würde 
der Einführung der engliſch-amerikaniſchen Teftirfreiheit aus dem eben ange 
führten Grunde um fo weniger etwas im Wege ftehen. 

Endlich wird gegenüber dem für Deutjchland gemachten Vorſchlag, das 


44) Grung, Gutachten x. ©. 94. 
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geltende Pflichttheilsrecht zu bejeitigen und die Teftirfreiheit einzuführen, geltend 
gemadt, daß ein ſolches Vorgehen ſich mit dem Rechtsgefühl des deutſchen Volks 
in Widerfprud jegen würde. Das Pflichttheilsreht, jagt Bruns 4°), bildet 
einen Beftandtheil des Familienreht3 im weiteren Sinn, ein Rechtsgebiet, das 
aus nahe Fiegenden Gründen auch dem Bewußtſein des Laien nicht fern Liegt. 
Sei e8 durd Erwägungen der eigenen fubjectiven Berechtigung oder Verpflichtung, 
jet es durch Erfahrung an anderen, genug, die in einem Yande geltenden Be— 
fiimmungen über das Pflichttheilsreht find jedem im Volk in höherem Maße 
befannt, al3 die meiften anderen Rectsbeftimmungen. Eine Aufhebung des 
Pflichttheilsrecht3 würde fi) daher jedenfall fofort in allen Kreifen des Volks 
lebhaft fühlbar mahen und je nad Umftänden aud eine große Mißſtimmung 
heroprrufen. 

Gegenüber diefer Betonung des Volksbewußtſeins, welches das Pflichttheils- 
recht angeblich als einen weſentlichen Beftandtheil in fi aufgenommen haben 
joll, ift dann aber mit Recht die Frage aufgeworfen worden, ob angefichtS der 
großen Berjchtedenheit in der Regelung des Pflichttheilsrechts nad) den ver— 
ſchiedenen im Deutjchen Reich geltenden Rechten — die nur darin unter einander 
übereinftimmen, daß über den Kreis der Defcendenten, Ascendenten, Ehe— 
gatten und vollbürtigen Geſchwiſter hinaus ein geſetzlicher Schuß der Inteſtat— 
erben gegen die letztwillige Verfügungsfreiheit nicht gewährt wird — überhaupt 
von einer einheitlichen Volksüberzeugung geſprochen werden fünne. 

Ya es muß das Vorhandenfein einer auf das Pflichttheilsrecht gerichteten 
allgemeinen Bolf3überzeugung, angeſichts der von hervorragenden praftifchen 
Juriften conftatirten Thatjache, daß das Volk im Ganzen eine fehr mangelhafte 
Kenntniß des Civilrechts befitt und fic häufig darüber wundert, "wenn es mit 
den für die freie Verfügung über den Nachlaß beftehenden geſetzlichen Schranten 
befannt gemacht wird, geradezu beftritten werden. 

Dazu fommt dann nod, daß das allgemeine landrechtliche Pflichttheilsrecht 
in einer großen Anzahl von Yändern durch particulare und finguläre Rechts— 
normen: Ortäftatuten, Gemwohnheitärechte und Privatdispofitionen von der An— 
wendung auf einen großen Theil des deutſchen Grund und Bodens aus- 
geſchloſſen ift. 

Und zwar zeigt ſich das Beftreben, die Anwendung des Pflichttheilsrechts 
auf die Vererbung von ländlichen Immobilien auszujchließen, nicht nur in Län— 
dern mit ariftofvatifcher Grundbefigvertheilung, in denen noch da8 Anerbenrecht 
und die Succeffion nah dem Recht der Stammgüter und Fideicommiſſe in 
Kraft befteht, jondern zum Theil auch — wenngleich nicht mit derjelben Stärke 
— in foldyen Gegenden, in denen die franzöfiiche Revolution oder dody die in 
ihrer Folge vorgenommenen Recht3veränderungen alles fog. Feudalrecht hinmweg- 
geräumt haben und die BVertheilung de3 Grundeigenthums eine fehr gleich— 
mäßige if. 

Angefiht3 diefer Thatſachen wird man unferer Ueberzeugung nad) wohl 
Abftand nehmen müſſen von einer gemeinfamen, auf das Pflichttheilsrecht ge— 
richteten Meberzeugung des beutjchen Volks zu reden. 

Wohl aber muß zugeftanden werden, 1) daß eine folche Rechtsüberzeugung, 
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wie fie von Bruns behauptet wird, in ftädtifhen reifen fowie in den länd— 
lichen Kreifen eines Theil3 von Süd- und Mitteldeutichland zu finden ift, und 
2) daß aud unter den Juriften eine communis doctorum opinio über dieſen 
Gegenftand befteht, wie fie fich zu voller Evidenz bei der Abjtimmung des 14. 
deutichen Juriftentages über die Beibehaltung des Pflichttheilsrechts geäußert bat. 

Freilich möchten wir auf diejes Votum fein jo großes Gewicht legen, wie 
e3 der damalige Fräfident des Yuriftentags, Prof. Gneiſt, ſowie der verjtorbene 
Prof. Bruns getban haben. Der erftere erklärte nämlich in feiner Schlufrede: 
„Die von der großen Mehrzahl der Verfammlung ausgefprochene Ueberzeugung, 
daß die Befeitigung gegen das Volksbewußtſein verftopen würde, ſei für ihn 
genügend gewefen, um für die Ablehnung des auf Einführung der Teftirfreibeit 
gehenden Antrags zu ftimmen“, und diefem Urtheil ſchloß ſich ſpäter auch Prof, 
Bruns an, indem er ausſprach, daß durch das Votum des Yuriftentags die 
abfolute Teftirfreiheit praftifch al3 befeitigt angefehen werden müſſe. 

Denn Yuriften werden, wenn fie als Berufsklaffe auftreten, vermöge der 
Natur ihres Beruf der Regel nad) zur Eonfervirung bejtehender Rechtsinſtitute 
hinneigen. Und wenn jie ſich zu einer Abänderung derjelben entjchliehen, jo 
werden fie dazu gewöhnlich nur durch Fpezifiich jurtftiiche Motive veranlaßt werben. 
Im gegebenen Fall aber handelt es fich gerade wefentlih um Erwägungen, die 
einem den meiften Juriften fernliegenden Gebiet, dem der Soctalwirtbicaft, 
angehören. 

Eine unbefangene Prüfung der gegen die Teftirfreiheit angeführten Gründe 
ſcheint uns vielmehr zu dem Reſultat zu führen, daß der Gefetsgeber bet Rege— 
lung diefes Gegenftands freie Hand hat. In welcher Richtung die Entſcheidung 
zu treffen fet, darüber wird das Gewicht der für die Teftirfreiheit fprechenden 
Gründe entjcheiden müſſen. 

Diefe Gründe find folgende: 

Der heutige Zuftand des wirthſchaftlichen Lebens mit feinem Eingreifen der 
Weltwirthſchaft in die einzelne VBoltswirtbihaft und beider — der Welt: und 
Volkswirthſchaft — in die einzelne Privatwirthſchaft, mit feinen raſch wechſelnden 
Conjuncturen und feinen rapiden technifchen Fortichritten verlangt von dem Bor: 
ftand einer Privatwirthichaft die freiefte Dispofition über fich felbft, feine Kräfte, 
ſeine Kenntniſſe und fein Vermögen. Für einen ſolchen Zuftand des wirtbs 
Ichaftlichen Yebens hat fid) die Neception des römischen Rechts mit feinem abſolut 
ausgebildeten Privateigenthum und feinem freien Verkehrsrecht ſowie die Nad— 
bildung defjelben in den verſchiedenen einheimifchen Codificationen je länger um 
fo mehr als zwedmäßtg, ja ald nothwendig erwiefen. Wäre diefe Neception 
nicht bereits im XV. und XVI. Jahrhundert erfolgt, fie hätte im XIX. Jahr: 
hundert erfolgen müflen. Diefelben wirthſchaftlichen Motive nun, melde in der 
Gegenwart nad einem individuell und abfolut ausgeftalteten Privateigenthum 
und nad größter Verkehrsfreiheit hindrängen, verlangen aber auch eine ent: 
Iprehende Geftaltung des Erbrechts. Und zwar bildet die Teftirfreiheit das 
nothwendige Eorrelat ded heutigen auf römifch= rechtlicher Grundlage ruhenden 
Privateigentbums. War feiner Zeit bei Aeception des römischen Rechts die 
Erjegung des altdeutichen Inteſtaterbrechts mit feinem abjoluten Charatter, jo 
daß jeder zur Erbſchaft berufene gleichſam ein Notherbe war, durch die mur 
von dem Pflichttheildrecht begrenzte Teftirfreiheit ein Fortſchritt in der Richtung 
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der freien Dispofition des Erblaffers, fo drängt jett alles dahin, auch diefe, 
weſentlich durch und fremde Verhältniſſe des römischen Familienlebens bedingte 
Schranke der Teftirfreiheit zu befeitigen oder doc, mwenigftens weiter hinauszu—⸗ 
ſchieben. 

Als beſonders dringend erweiſt ſich die Einführung der Teſtirfreiheit für 
die Erhaltung des ländlichen Grundeigenthums in der Familie. Wie wichtig 
dieſe Erhaltung aber iſt, geht daraus hervor, daß in Gegenden, in denen das 
Grundeigenthum als Familiengut behandelt wird, der Eigenthümer ſich als 
Träger der Ehre und des Wohlſtands der Familie anſieht und ſich zugleich 
abmüht, den Beſitz ſeinen Nachkommen zu hinterlaſſen, wie er ihn von ſeinen 
Vorfahren empfangen hat. „Dan glaube nicht,“ ſagt Helferich, „daß dieſe 
Anſchauungsweiſe nur eine Eigenthümlichkeit de3 eigentlich ariftofratifchen Theils 
des Volkes fein könne. Ste iſt ebenfo bei dem Eleinen und mittleren Bauern zu 
finden, jo lange er ji) nicht daran gewöhnt hat, den Grund und Boden gerade 
jo zu behandeln wie irgend ein Stück Handelswaare.“ Diefe Anſchauungsweiſe 
zeritören heißt die Landwirthſchaft, und nicht nur dieſe, eines wichtigen im— 
materiellen Factors berauben. Wo die Inteftaterbfolge durch das gemeine oder 
ein demjelben nachgebildetes Recht allen und nicht etiwa durch eine diefem echt 
entgegenftehende Standesfitte beftimmt wird, da ift die Begünftigung de&jenigen 
Erben, der das väterlihe Gut übernimmt, durch lettwillige Verfügung unter 
Umftänden — namentlidy wenn ein foldhes Gut verfchuldet ift, der Erblaffer 
eine größere Anzahl von Defcendenten hinterläßt und die Yage der Yandwirth- 
Ihaft, wie 3. B. gegemvärtig in Europa, eine ſchwierige ift —, abgefehen von 
der Gutsübertragung unter Yebenden, das einzige Mittel, um zu verhüten, daß 
das Grundeigenthum zuerit ftark verfchuldet und dann ſchließlich nach mehr oder 
minder langer Leidensgeſchichte dem Zerftüdelungs- oder Agglomerationsprocek 
zugeführt werde #6), 

Darüber, in melde Bedrängnig Familienväter, welche ihre mühfam er: 
worbenen und ftet3 al3 Einheit behandelten Ländlichen Befigungen als folche 
aud) nad ihrem Tode in ihrer Familie erhalten wiſſen wollen, durch das geltende 
Pflichttheilsrecht verjetst werden, willen die das Publitum berathenden und feine 
Wünſche und Beftrebungen am beften fennenden Juriften zu berichten. Einer der- 
jelben, der Appellationsgerichtsanmwalt Meyersburg, erzählt uns aus feiner viel- 
jährigen Praxis, wie häufig die Fälle find, in welhen Väter Jahre ihres Lebens 
hindurch von dem Gedanken gepeinigt werden, daß nad ihrem Ableben ihr Befig 
verfauft werden und in fremde Hände übergehen muß, weil es nad) dem geltenden 
landrechtlichen Erbrecht nicht durchführbar erjcheint, einem Finde das väterliche 


46) Die Schwierigkeit, ja die Unmöglichkeit unter der Herrichaft des gemeinen und 
landrechtlichen Pflichttheilsrechts da8 Grundeigentbum in der Familie zu erhalten, ift 
ſchon früh erfannt worden. Bereitd das fir die Provinz Weſtphalen erlaffene Gefet 
vom 4. Juni 1856 ſuchte diefelbe zu befeitigen. An dieſes Geſetz Schloß fich dann Die 
Agitation an in der Abficht, daſſelbe auch auf die übrigen Provinzen der preußifchen 

onarhie auszudehnen. Und neuerdings wieder ift bei Gelegenheit der Berathun 
über ein neu zu begründende® Anerbenreht nebft ermäßigter Erbichaftstare dieſe 
Schwierigkeit von mehreren Provinziallandtagen namentlich für das bänerliche Grund— 
eigentbum ausdrüdlih anerfannt worden. Vgl. das oben ©. 192 ff. über das meft- 
phäliſche Gefeß vom 4. Juni‘ 1856 Gefagte und das weiter unten über die Beftre- 
bungen zur Begründung eines neuen Anerbenrechts Anzuführenbde. 
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Gut mit der Verpflichtung zu übertragen, den übrigen Kindern ihre Antheile 
unter ſolchen Bedingungen augzuzahlen, die die Erhaltung des väterlichen Ber: 
mögend und Unternehmens in der Familie ermöglichen. Ueber die jonftigen 
Schwierigkeiten, welche das geltende Pflichtheilsredht der Erhaltung des Grund: 
beſitzes in der Familie bereitet, berichtet auf Grund füddeuticher Erfahrungen 
auch Helferih, indem er noch bejonder3 betont, daß diefe Echwierigfeiten in 
demjelben Grade zunehmen, je größer die Verſchuldung und Leberwerthung 
eines Guts ift +62), 

Die vom joctalwirthichaftlihen Standpunkt wohl begründete ZTeftirfreihett 
widerfpricht nun auch nicht — wie vielfad behauptet wird — dem Princip des 
Familienerbrechts und der Gerechtiakeit. 

Denn der dem Familienerbredht zu Grunde liegende Gedanfe verlangt doch 
nur, daß das in die Familie gelangte Vermögen auch möglihft in derfelben er: 
halten werde. Die Art, wie dieſes Vermögen unter die einzelnen Glieder der 
Familie vertheilt wird, ift für dieſen Zwed nur infofern von Bedeutung, al 
diejenige Art der Bertheilung, die dem obigen Zwed am beften dient, zugleich 
die erwünfchtefte ift. Nun ift aber nicht zu bezweifeln, daß die von dem Erb: 
laffer unbeſchränkt getroffene Dispofition, bei der da8 Motiv möglihft unge 
theilter Erhaltung des Gut3 in der Familie ohne irgend welche Beeinträchtigung 
zur Geltung gelangen kann, dem obigen Zwed beſſer dienen wird, al3 eine durd 
Pflihttheilgrechte gegen den Wunſch und Willen des Erblaſſers und das Intereſſe 
der Familie erzwungene. 

Dabei muß allerdingd davon ausgegangen werden, daß der teftirende Fa— 
milienvater nicht rein individualiſtiſch als durch feinerlet Rüdfichten gebundener 
Privateigenthümer, jondern ald Organ und Repräfentant der Familie verfahre. 
Denn der Gefetgeber räumt ihm das Recht, ſein Vermögen für den Fall des 
Todes unter feine Defcendenten beliebig zu vertheilen, nur ein, weil er über- 
zeugt ift, daß dadurch dem Intereſſe der Volkswirthſchaft ſowohl wie der Familie 
befier entjprodhen werde, als wenn das Gejeg eine ſolche Bertheilung in abſo— 
Iuter Weife entweder mit vollftändigem (altdeutjches Erbrecht) oder theilweiſem 
(römiſches und modernes Pflichttheilsrecht) Ausichluß des Erblafjerd vornimmt. 

Aber auch die Gerechtigkeit braucht eine ungleiche Vertheilung des Nachlaß— 
Vermögens unter die Defcendenten, wie fie von dem Erblaffer bei voller Teſtir— 
freiheit leicht vorgenommen werden fann und wahrjcheinlid häufig vorgenommen 
werden wird, nicht zu verlegen. 

Denn es ift denkbar, daß der Erblafjer beim Vorhandenſein einer größeren 
Anzahl von Defcendenten einen oder einige derjelben aus ſittlich völlig zuläffigen 
Gründen und ohne Verlegung der Gerechtigkeit vor den übrigen bevorzugt, 3. B. 
wenn eines der Kinder den Bater Jahre lang gepflegt und dabet mande 
günftige Chance, die daS Leben ihm geboten, nicht benutzt hat, oder wenn eins 
der Kinder im Haufe des Vater geblieben ift und mit ihm die Sorgen der 
Wirthſchaft getheilt hat, oder wenn die anderen wegen Kränklichkeit oder höherer 
Bildungskoften oder wegen Begründung eigenen Geſchäftes u. ſ. w. bereitS bei 


46a) Helferih in der Tübinger Zeitfchrift für die gefammte Staatswiflenfchaft 
f. 1853. ©. 195 ff. 
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Lebzeiten des Erblaſſers von diefem mehr erhalten haben, als derjenige, dem 
das väterlihe Gut zugemendet wird. 

Auch laſſen ſich die Motive der ſocialwirthſchaftlichen Zweckmäßigkeit und 
der Gerechtigkeit bei der Entſchließung im einzelnen Fall ſehr wohl derart 
combiniren, daß das aus Gründen wirthichaftliher Zweckmäßigkeit ungetheilt 
bleibende Gut zugleich letztwillig demjenigen unter mehreren Defcendenten zu 
einem mäßigen Anſchlag überwiefen wird, der aus anderen Erwägungen 
eine Bevorzugung vor feinen Geſchwiſtern verdient. | 

Und felbft wenn das Prinzip der Gleichheit durch eine im obigen Sinn ge 
troffene letztwillige Verfügung verlegt fein ſollte, jo iſt doch zu berüdfichtigen, daß 
dieg im Dienft einer nicht minder berechtigten Idee gefchieht: der dee, daß ſich 
das individuelle Recht und Wohl des einzelnen Bamilienglieds im Collifionsfall 
dem höheren Recht und Wohl der gefammten Familie unterzuordnen hat. 

Wie wenig nad) der Gefinnung rehtöliebender und zärtliher Eltern übrigens 
die rein formale Gleichheit ‚bei der Vertheilung des Nachlaſſes immer mit der 
Gerechtigkeit zufammenfällt, bezeugt ebenfall3 der Appellationsgerichtdanwalt 
Meyersburg 2”), wenn er und mittheilt, wie ſchwierig, ja wie unmöglich es 
häufig ift, deutfchen Vätern klar zu machen, daß das Geſetz fie verhindert, 
zu beftimmen, wie ihr Vermögen nad) ihrem Tode vertheilt werden joll, ja fie 
jogar verhindert in der Weiſe für ihre Kinder zu forgen, daß die Exrbtheile 
nicht alsbald nad dem Tode, jondern im Intereſſe des den Familienbefig über: 
nehmenden Erben erft in einiger Zeit fällig werben, 

Bon der Bmwangsvertheilung des Nachlaſſes unter ſämmtliche Kinder zu 
gleichen Theilen, wie fie nad) franzöſiſchem Recht befteht, jagt J. Ct. Mill daher 
mit Recht, daß fie zwar nicht fo direct gegen da8 Gerechtigkeitsgefühl verftößt, wie 
ein Fideicommiß zu Gunften eines einzelnen Kindes, aber fich fonft als eine 
Art von Fideicommiß zu Gunften der Gefammtheit der Kinder darftellt und 
als ſolches principiell nicht vertheidigt werden kann. 

Zu beachten ift auch, was über den fittlihen Einfluß der Teftirfreiheit 
auf das Familienleben und den Charakter des Volks neuerdingd namentlid) von 
Leplay, Helferih und J. St. Mill 4°) ausgefagt worden ift. Die Teftirfrei- 
heit fräftigt die väterlihe Autorität und gewöhnt die Familienglieder an Unter: 
ordnung unter diefelbe, an Zucht und Gehorfam. Sie dient alfo dazu, um 
den im Schmwinden begriffenen Autorität3begriff wieder neu zu ftärken und da— 
oe. zugleih dem Yamilienverband mehr Zuſammenhang und Feftigfeit zu 
geben 4°). 

Ferner erhöht die Teftirfreiheit zugleich die Verantwortlichkeit des Familien— 
vaters, indem fie feine Macht verftärkt und das Wohl und Wehe feiner Fa- 
milie, ſoweit e8 fih um die wirthſchaftlichen Vorausfegungen für dieſelbe 


47) Meyersburg, Gutadten x. ©. 60, 61. 
R 48) Ay St Mill, Grundfäte der Nationaldfonomie. Bd. 1. Buch 2. 
ap. 2. 8 4. 
43) Leplay, La reforme sociale. t.I. ©. 257, 287,295. Helferid in ver 
Zübinger Zeitfchrift für die gefammte Staatswiſſenſchaft. Jahrg. 1854. ©. 148. 
3. St. Mill, Grundfäge der Nationalöfonomie. Bd. 1. Buch 2. Cap. 2. 838. 
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handelt, in feine Hand legt. Damit kann fie aber erheblich zur Entmwidelung 
des Erwerbsſinns und der Sparfamkeit ſowie überhaupt zur Ausbildung der 
wirthihaftlichen Energie beitragen — lauter Eigenfchaften, ohme die die Blüthe 
der Volkswirthſchaft ſowie die Ausbildung freier politifher Inſtitutionen nicht 
denkbar ift. Zum Beweis dafür, daß die Zeftirfreiheit in der That eine der 
Borausfegungen einer gefunden Volkswirthſchaft ſowie der politifchen Selbft: 
verwaltung tft, wird auf das Beifpiel Englands und Nordamerikas hin- 
gewtejen 0). 

Endlih werden durch das Beftehen der Teftirfreiheit auch Procefje ver: 
mieden, welche in Yändern, in denen das gleiche Erbredit und das Pflichttheils- 
vecht gilt, jehr häufig vorzufommen pflegen. Diefelben werden hier gewöhnlich 
ſeitens derjenigen, die ſich für benachtheiligt halten, durch die actio ad supplen- 
dam legitimam eingeleitet, gegen den Wunjd der Eltern, welche, um ben 
Grundbefig in der Familie zu erhalten, einem der Kinder einen größeren An: 
teil zugemwendet haben. 

Hatten wir als Refultat unferer früheren Unterfuhung feſtſtellen können, 
daß die deutjche Gefetgebung bei Regelung der Teftirfreiheit freie Hand hat, je 
glauben wir jegt nad; Abwägung der für und gegen die Teftirfreiheit ſprechenden 
Gründe und, wenigſtens ſoweit landwirthichaftlih benutzte Grundſtücke den 
Nachlaß bilden, für diefelbe ausſprechen zu follen. 

Es bleibt und jett noch die Frage zu prüfen übrig, ob nad Verwerfung 
des gegenwärtig geltenden Pflichttheilsrechts es nicht doc gewichtige Gründe giebt 
für die Anerkennung der Berechtigung der Hilfsbedürftigen Defcendenten Aliment: 
aus dem Nachlaß zu beziehen, oder gar für die relative Beſchränkung der Tefttr: 
freiheit zu Gunſten der Dejcendenten, fofern diefe mit dritten Perfonen als 
teftamentarifchen Erben oder Legataren comcurriren, im Sinn des Bruns'ſchen 
Vorſchlags. 

Was ferner die Gründe betrifft, welche für die Anerkennung einer über 
den Tod des Erblaſſers hinaus dauernden, gleichſam auf ſeinen Nachlaß über— 
gehenden Alimentationsverpflichtung im engeren oder weiteren Sinn, d. h. in 
der Beſchränkung auf den nothdürftigen oder in der Ausdehnung auf den 
herfümmlichen Lebensunterhalt ſprechen, jo find fie bereit3 oben angeführt wor: 
den. Und in der That wird nicht geleugnet werden können, daß Verpflichtungen, 
welche der Erblafjer bei Yebzeiten aus feinem Vermögen erfüllen mußte, nach feinem 
Tode aus feinem Nachlaß — ſoweit derfelde ausreiht — zu beftreiten find. 
Zu diefen Verpflihtungen gehört aber unzweifelhaft die des Unterhalts Hilfs: 
bedürftiger Dejcendenten. 

Endlich wird auch zuzugeben fein, daß der vorgefchlagenen Mafregel dod 
wenigſtens ein beftimmter vattoneller Gedanfe zu Grunde liegt, während ſich ei 
folder bei dem Pflichttheilgrecht in feiner dem gemeinen u. f. w. Recht an 
gehörigen Geftalt nur ſchwer ausfindig machen läßt. 

Und wenn in Folge der Subftituirung von Alimentationsanfprücen der 
Defcendenten an den Nachlaß für das gegenwärtig in Kraft beftehenden Pflicht: 
theilsrecht der Spielraum für die legtwilligen Dispofitionen des Erblaſſers in 





50) Leplay, La reforme sociale. t. I. ©. 283, 254, 239—291. Helferid 
.c. S. 147—149. 
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Zukunft in einigen Fällen auch ein engerer jein würde ald gegenwärtig, fo 
würde er dafür wieder in anderen Fällen ein weiterer werden. 

Ja wenn der vorhandene Nachlaß häufig aucd nicht ausreichen folte, um 
die von dem Erblafier auf feinen Nachlaß übergehende Pflicht zu erfüllen, fo 
würde in jolden Fällen dem Erblaſſer doch wenigftens die ihm nad) gemeinem 
Recht zuftehende Freiheit abgejchnitten fein, feiner Frau und feinen Kindern noch 
einen Theil feines ohnehin zu der obigen Pflichterfülung nicht Hinreihenden 
Vermögens zu entziehen. 

Was endlih die Schwierigkeit der gefetgeberiichen Formulirung und 
Durchführung de3 obigen Gedankens betrifit, fo läßt ſich auf die Schwierigfeit 
auch anderer Materien hinweifen, wie 3. B. auf die gefegliche Formulirung der 
Haftpflicht des Arbeitgebers für die aus dem Betrieb entjpringenden Verlegungen 
und Tödtungen feiner Arbeiter, die zu überwinden aber ſchließlich doch ge= 
lungen ift. 

Bielleiht Tiefen fid) diefe Schwierigkeiten am beſten befeitigen, wenn 
man das Pflichttheilsredht in Zukunft nur für den Fall beibehielte, daß fich 
unverforgte Defcendenten des Erblaſſers nad) jeinem Tode vorfänden und 
wenn ſolchen Falls der jeweilige Umfang des Pflichttheils nicht ausſchließlich 
nad) der Größe der Erbihaft und der Zahl der Erben beftimmt würde, fondern 
in erfter Linie die Bedürfnifje der unverforgten Defcendenten und das Bermögen 
des Erblafjer3 in Betracht kämen. 

Weniger ſchwierig in der Durchführung wäre allerdings der von Bruns 
urſprünglich in feinem Gutachten gemachte Vorſchlag: die abfolute Teitirfreiheit 
durch die relative zu erfegen — der Art, daß der Erblafjer, wenn er über 
feinen Nachlaß zu Gunften dritter Perſonen verfügt, an beftunmte feinen 
Dejcendenten zu hinterlafjende Pflichttheile gebunden fein fol, daß ihm dagegen 
die freiefte Dispofition in der Bertheilung feines Nachlaſſes unter ſeinen Deſcen⸗ 
denten zuſtehen ſoll. 

Glaubt man ſich auf die Kraft des Familienſinns, wie er in England und 
Nordamerika hinreicht, um die Familie vor Benachtheiligungen durch liebloſe 
Eltern zu ſchützen, bei uns nicht verlaſſen zu können, ſo beſchreite man den von 
Bruns angegebenen Weg. Vom ſocialwirthſchaftlichen Standpunkt iſt gegen 
denſelben nichts einzuwenden, da er zur Erhaltung der Güter in der Familie 
nur förderlich ſein kann. 

Was endlich die vom Juriſtentag gefaßten Beſchlüſſe betrifft, ſo enthalten 
ſie nur gegenüber dem geltenden franzöſiſchen und preußiſchen Recht und auch 
hier nur ſoweit einer der Deſcendenten vor den anderen von dem Teſtator be— 
vorzugt ſein ſollte, eine kleine Erweiterung der Teſtirbefugniß; in allen übrigen 
Fällen dagegen iſt der Standpunkt des beſtehenden Rechts beibehalten oder Die 
Zeftirfreiheit ſogar noch mehr eingeſchränkt. Die oben gegen das bejtehende 
Pflichttheilsrecht geltend gemachten Gründe find daher auch gegen — Beſchlüſſe 
gerichtet. 

Will man aber den Deſcendenten ein abſolutes oder —— Pflicht⸗ 
theilsrecht oder auch nur einen Alimentationsanſpruch zugeſtehen, ſo darf 
ein ſolcher nach deutſchrechtlicher Auffaſſung den Ehegatten nicht wohl ver— 
weigert werden. Die Innigkeit der Liebe, das vollſtändige Sichinein— 
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anderleben und fühlen macht, nah den Worten von Brunsd?), daß in der 
deutfchen Ehe dem Gefühl nad) der Ehegatte den Kindern umd nicht, wie in 
Rom, die Kinder dem Ehegatten vorgehen. Darum wird jeder, jo fährt Bruns 
fort, der in wahrer Liebe lebt, beim Gedanken an die Trennung durch den Tod 
den Wunſch haben, daß der andere Theil das Leben, wie fie e8 gemeinjam ge: 
rührt haben, auch allein nad) Möglichkeit möge fortführen fünnen, daß ihm 
Sorgen und Beſchränkungen womöglich fern bleiben und daß teinenfaus die 
Kinder ihm die Mittel für die Exiſtenz entziehen dürfen. Dieſe Auffaſſung 
zeigt ſchon das bekannte Teſtament Luthers, in dem dieſer ſeiner Frau ſein 
ganzes Vermögen und ſeinen Kindern gar nichts hinterließ, und zwar wie er 
ausdrücklich ſagt, „weil ich will, ſie müſſe nicht den Kindern, ſondern die Kinder 
ſollen ihr in die Hände ſehen. “ Ein Beweis von der Xnnigfeit der deutſchen 
Auffaffung von der Ehe ift es auch, wenn die neueren deutjchen Geſetzbücher 
ausnahmslos auch dem Ehegatten ein Pflichttheilsrecht eingeräumt haben. 
Dafielbe müßte jedenfalls beftehen bleiben, wenn und ſoweit das Pflichttheils- 
recht der Kinder beftehen bleibt. In jedem Fall aber ift der Pflichttheil des 
Ehegatten beſſer im Nießbrauch eines Theils des Vermögens als in Kapital 
auszudrüden. 

In diefem Sinn hat ſich denn auch der deutſche Juriftentag in feiner oben 
mitgeteilten Rejolution ausgeſprochen. 

Biel ſchwieriger iſt dagegen das Pflichttheilsrecht der Eltern zu begründen. 
Man bat dies zu thun verjucht mit Rückſicht auf die Pietätspflicht der Kinder, 
mit Rückſicht auf das Princip der Gegenfeitigfeit der Rechte und durd eine 
Solgerung aus dem nteftaterbredht der Eltern. Allein die Pietätspflicht kann 
allenfall3 zur juriftiichen Begründung der Alimentationgpflicht und nur ſoweit 
dieſe gegenüber dem Nachlaß undurchführbar ſein ſollte, zu einem bedingten, d.h. 
im Fall der Bedürftigkeit eintretenden Pflichttheilsrecht führen, während das 
gegenwärtig geltende ° Blichttheilsredt der Eltern von der Hilfsbedürftigkeit der: 
jelben vollftändig abfieht und erft eventuell, in Ermangelung von Dejcendenten 
eintritt. Die Anwendung des Princips der Gegenfeitigfeit jegt gleichartige Ver: 
hältnifje voraus, die, abgejehen vom Inteftaterbredht, doch hier nicht vorliegen. 
Endlich trifft auch die Folgerung aus dem Inteſtaterbrecht nicht zu, weil die: 
jelbe ja dazu führen müßte, allen Inteftaterben zugleih ein Pflichttheilsrect 
einzuräumen 52). 

Dazu fommt dann noch, daß ein nicht unwichtiger ſocialwirthſchaftlicher 
Grund gegen das Pflichttheilsrecht der Aſcendenten ſpricht, im vorliegenden 
Falle nämlich der, daß dieſe wegen ihres hohen Alters in der Regel nicht in 
der Lage ſein werden, die Bewirthſchaftung des Landguts ihrer Kinder fortzu— 
führen. 

Die eben angeführten Gründe ſchienen dem Berichterſtatter des 14. deutſchen 
Juriſtentags jo ſehr gegen das Pflichttheilsrecht der Aſcendenten zu fpreden, daß 
er feine Beſeitigung oder vielmehr die Erſetzung deffelben durch ein den Aſcen— 
denten für den Fall ihrer Hilfsbedürftigkeit einzuräumendes Recht auf Altmente 


51) Bruns, Gutadten ꝛe. S. 86 v5, 102. 
52) Bruns, Gutachten ꝛc. ©. 171. 
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aus dem Nachlaß ihrer Kinder beantragte. Defien ungeachtet hat der Juriften= 
tag fich für die Beibehaltung des Pflichttheilsrecht3 der Afcendenten ausgeſprochen. 

Dagegen können wir und aus den oben angegebenen Gründen nur für die 
Eimräumung eines Alimentationsanfprud® der Afcendenten an den Nachlaß des 
Erblafjers reſp. für ein demfelben anzunäherndes Pflichttheilsrecht, das aber nur 
im Fall ihrer Hilfsbedürftigkeit begründet wäre, erflären: dieſes hätte dann 
freilih nicht nur eventuell, d. h. beim Nichtvorhandenfein von Deſcendenten ein⸗ 
zutreten, ſondern müßte ein mit dem gleichen Recht der Deſcendenten und des 
Ehegatten concurrirendes fein. 


Wir gelangen fomit zu folgendem Refultat: daß uns die Einführung der 
abjoluten Zeftirfreiheit mit Befeitigung aller Pflichttheilsrechte für den aus 
landwirthſchaftlich benugten Grundſtücken beftehenden Nachlaß vom focialwirth- 
Ihaftlihen Standpunft al3 die erwünfchtefte Löſung der ſchwebenden Gefeg: 
gebungsfrage erfcheint, wobei wir von der Innigkeit des zwiſchen Defcendenten 
und Aſcendenten und Ehegatten beftehenden Verhältniſſes erwarten, daß 
dieſes Recht nicht zum Schaden der Familie und fihrer Intereſſen mißbraudt 
werben werde. Sollte unjere Zuverſicht hinſichtlich des Tegteren Punkts jedoch 
nicht getheilt werden, fo behalte man entweder nur das Pflichttheilsrecht in feiner 
nad) den obigen Geſichtspunkten modificirten Geftalt für die hilfsbedürftigen 
Defcendenten und. Afcendenten ſowie den überlebenden hilfsbedürftigen Ehegatten bei 
oder combinire dafjelbe eventuell auch mit dem relativen Pflichttheilsrecht nach dem 
Bruns’ihen Vorſchlage in der Art, daß die hilfsbedürftigen Deſcendenten und Aſcen⸗ 
denten ſowie Ehegatten in jedem Fall und mit gleichem Recht ein dem Alimen- 
tationsanſpruch angenähertes Pflihttheil zu beanſpruchen haben und daß bei 
Zumendung des Nachlaſſes oder doch eines Theils deffelben an dritte Perfonen 
auch den nicht hilfsbedürftigen Defcendenten und dem Ehegatten ein Recht auf 
einen Theil des Nachlafjes eingeräumt werde. Für den Fall, daß die Befeitigung 
des Pflichttheilsrecht3 im feiner gegenwärtigen Geftalt aber an der beftehenden 
Rechtsüberzeugung ein unüberwindliches Hinderniß finden follte, fo fchränte 
man bdafjelbe wenigſtens auf einen Betrag ein, der dem Erblafjer durch freie 
Berfügung über den Neft die Erhaltung des Grundbeſitzes in der Familie all- 
gemein ermöglicht. 

Aber wie auch die Entſcheidung des Geſetzgebers ausfallen mag — ob im 
Sinn der Erhaltung des beftehenden Rechts, im Sinn der Beichlüffe des 
Juriftentags, des Bruns'ſchen oder Meyeröburg’ ſchen Vorſchlags — die that= 
ſächliche Bedeutung des Pflichttheilsrechts wird eine weſentlich verſchiedene ſein, 
je nachdem der Nachlaß ab intestato zu gleichen Theilen unter ſämmtliche in 
gleichem Grade mit dem Erblaſſer verwandte Deſcendenten oder nach Anerben— 
recht vererbt werden wird. Denn bleibt das gemeine und das demſelben nach— 
gebildete preußiſche, ſächſiſche und franzöſiſche Inteſtaterbrecht auch in Zukunft 
in Geltung, jo wird die Errichtung von Teſtamenten, in denen einem der Erben 
der ganze von dem Pflichttheilßrecht freie Theil der Erbſchaft zugewendet wird, 
immer für etwas Abnormes gelten und nur ausnahmsweiſe zur Geltung ges 
langen. Ueber diefen Punkt bemerkt Leplay ſehr richtig: „Lors m&öme 
que le legislateur a laisse intacte la libert& des testaments, le legis- 
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lateur a toujours eu le pouvoir de propager avec le temps le regime 
de transmission qu’il prefere . . . Les prescriptions de la loi — nämlich 
die Vorichriften des Inteſtaterbrechts — s’imposent par une vraie contrainte 
morale comme le criterium du bien et du mal. Quel que soit le contraste 
existant d’abord entre la coutume et une loi nouvelle, l’opinion se 
persuadera & la longue que celle-ci est l’expression de l’interöt public“ 53), 
Es liegt demnad der Schwerpunft der Reform des Erbrechts, joweit wenigſtens 
die Interefien des Grundbefiges in Frage fommen, weniger in der Reform des 
geltenden Pflichttheilsrechts — obgleich auch diefe nit ohne Bedeutung ift — 
als in der Reform des Inteſtaterbrechts, auf die wir in den nächſten Abfchnitten 
näher einzugehen haben werden. 


53) Leplay, La reforme sociale. t. I. ©. 315. 
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Beilage zum Abjchnitt I. über die deutſche Grund— 
eigenthumspvertheilung der Gegenwart. 


Die Mängel der über diefen Gegenftand vorhandenen Statiftil, namentlich) 
die Unvergleichbarkeit der für die einzelnen deutſchen Staaten vorhandenen Zahlen 
find bereits im Text auf S. 3—5 hervorgehoben worden. Ergänzungsweiſe 
ſoll hier nur noch folgender, die Vergleichbarkeit der Zahlen weiter erſchwerender 
Mängel gedacht werden. Sie beftehen darin, daß die Aufnahmen in den ein= 
zelnen Staaten aus verfchiedenen Zeiten flammen und daß der Beſitz des Staats, 
der Gemeinden und Korporationen nicht überall von dem der Privatperſonen 
ausgejchieden worden: ift. 


Bufammenftellungen und Bergleihungen der für die einzelnen Staaten 


über die Bertheilung des Grundeigenthums vorhandenen Zahlen find bisher 
vorgenommen worden von 


v. Biebahn, in feiner Statiftif des zollvereinten und nördlichen Deutfch- 
lands Th. 2, Berlin 1862, und v. Scheel, in einer Arbeit betitelt: Statiſtiſche 
Leiſtungen über die Bertheilung des Grundeigenthums in Deutſchland in Hilde 
brands Jahrbüchern für N-De. u. St. Bd. 4 und 5 (1865). 


Da die einzelnen Daten diefer Zufammenftellungen für eine Reihe von 
Staaten dur neuere Aufnahmen erjegt worden find, jo haben wir dieſe beiden 
verdienftvollen Arbeiten nur‘ zum Theil benugen können. 


Beilage A zu 2. Gegenden mit vorwiegendem großen Grund= 
eigenthum. ©. S—35. 


Die unten abgedrudte Tabelle veranfchaulicht die Vertheilung des Grund» 
eigenthums in den altpreußiſchen Provinzen. Wir theilen in derjelben, wie aud) 
in den Tabellen für die übrigen deutſchen Staaten, nur die relativen Zahlen 
mit, da es an diefer Stelle nur darauf anfommt, das Verhältni der verſchie⸗ 
denen Größenklaſſen des Grundeigenthums zu einander feftzuftellen. 


282 A. von Miaskewstki. 


In Preußen erfolgt feit dem Jahre 1849 die Aufnahme der Zahl der 
Grumdbefiger nah 5 Größenklaſſen. Das in verjchiedenen Gemeinden zerftreut 
liegende Grundeigenthum einer Perjon erjcheint dabei in einer der Zahl der 
Gemeinden entjprehenden Zahl von Befigungen. Seit 1852 wird aud die 
Flächenausdehnung der Befizungen, und zwar jowohl das land- wie da3 forft- 
wirthichaftlich benugte Areal derjelben, ermittelt. Die von uns benutten ab- 
foluten Zahlen entftammen der Aufnahme des Jahres 1858. In den abfoluten 
Zahlen find aud die öffentlichen Befigungen unausgefchieden von den Privat: 
befigungen enthalten. 

Zu bedauern ift, daß über unferen Gegenftand für Preußen feine neueren 
Zahlen vorliegen, da jeit dem Jahre 1858 einerjeit3 der Agglomerationd- und 
andrerjeit3 der Zerftüdelungs- Proceß nicht unerheblihe Fortichritte gemacht 
haben dürfte. 

In der nachfolgenden Tabelle theilen wir die Zahlen über die Grund: 
eigenthumsvertheilung in ſämmtlichen alten Provinzen Preußens mit, um biefelben 
in einer Tabelle überfichtlih beifammen zu haben. 


Tabelle A. 
Acht alte Provinzen Preußens und Hohenzollern. 
(Nah den abfoluten Zahlen in der Preußifchen Statiftif Heft V. ©. 21.) 


Bertheilung des land» und forfiwirtbihaftlid benugten Grund- 
eigentbums nad der Größe der Befigungen. 1858. 


I preuß. Morgen = 0,255 ha. 
Bon je 100 Befigungen und je 100 Morgen Fläche fommen auf die Größenklaflen: 


unter 5 Morgen| 5—30 Morgen |30— 300 Morgen\300-600 Morgen ber 600Morgen 
(c. 1,25 ha) (c. 1,25—7,50 ba)| (c. 7,50—75 ha) | (c. i5—150 ha) |(c. 150ha u. bar.) 











Provinzen a var — EEE FEG — 

| Bert dlache | Befit | Fläche | Befig | dlache Befig dige Befig | Arie 

Preufen . - 26,57 0,58!24,07| 3,24|44,78|43,95| 2,35 | 8,30 | 2,23143,93 
Pommern . . . 35,48) 0,77| 31,62) 3,82| 28,52! 27,31| 1,56 | 5,45 | 2,82162,65 
Bolen - - » .123,16| 0,581 30,85) 5,16142,48|32,54| 1,01 | 4,39) 2,5057,33 
Brandenburg. . 40,08 1,04) 27,14) 4,62|29,65|38,09| 1,41 | 6,42) 1,42/49,83 
Schlefien . . . |42,61| 2,17] 38,61| 11,77 17.30 30,75| 0,42 | 4,09 1,06151,22 
Sadleen . . . 49,06 3,12|30,77|11,30 18,86|47,89| 0,74! 7,56 | 0,5730,23 
Weftphalen . . |49,59| 3,651 30,75| 15,20 18,80) 56,37| 0,57 | 8,13 | 0,20 16,65 
Rheinprovinz.. 6863 10,26) 24,97| 26,64 6,02 33,70| 0,20 | 6,77 | 0,18 122,68 
Hohenzollern . . 54,99 7,54| 36,04| 25,39 8,34, 30,32) 0,18 | 3,88. 0,45)23,87 
Staat - - - . 151,33] 2,38| 28,83) 8,99 18,29 3832| 0,70| 6,45. 0,85143,86 





Um feftzuftellen, wie viel von dem gefammten Srundeigenthum dem freien 
Verkehr überlafien iſt, druden wir die nachfolgende Tabelle ab, in der der An 
theil des in todter Hand befindlichen Grundeigentfums zur Ziffer gebradt iſt. 
Aus derſelben ergiebt ſich zugleich der Antheil, den im Einzelnen der Staat, 
die Gemeinden und Korporationen ſowie die Lehn- und Fideikommißgüter an dem 
geſammten Grund und Boden haben. 
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Tabelle B. 


Preußen. 
(A. Meiten, Der Boden u. f. w. I. (1882) ©. 530.) 


Das Grundeigenthbum der Krone, des Staats, ber Korporationen. 
Die Lehen und Fideicommißgiter. 1865. 


Bon je 100 Morgen land- und forftwirtfchaftlich benutzter Fläche fommen auf die: 












































s|)8I „2.8 s|8|3 —F 
Eigenthumskategorien: E a3 5|%$ = 5 5* 
— 88—— 
* ce | ı8|*°» 
1. Eigenthum der Krone, ber | 
Mitglieder des kgl. Haufes | | | 
und der beiden bobenzollern- | | | | 
chen Fürftenhäufer . . . 0,42 0,51] 0,05| 1,43] 1,02] 0,25 — | 0,06) 0,55 
2. Eigenthbum bes Staats: | | 
a) Domänen -. » - -». ı 1,49) 3,09) 1,16| 1,76) 0,76, 2,49) 0,19] 0,83) 1,42 
b) Forften . 12,20 6,54) 5,49|10,60| 4,29| 7,35) 2,56) 5,66 7,70 
c) fonftiges Eigenthum des. | 
jelben . 1,60 0,09) 0,08) 0,30 0,06 0,11 0,06) 0,08| 0,46 
3. Städtiſches Kommunal-Ber- | 
mögen es . , 1,00) 3,18) 0,50| 28,9] 2,63| 1,56| 1,57] 1,21| 1,83 
4. Ländl. Kommunalvermögen . | 0,24| 0,25) 0,34| 0,45) 0,36| 1,70) 3,52116,47| 2,24 
5. Eigentbum der Kirchen und | 
Pfarren . . 1,18) 1,93} 1,72) 1,66) 1,20| 2,70) 1,32] 1,53] 1,58 
6. Eigenthum der Univerfitäten | 
und höhern Lehranftalten . 0,01) 0,51] 0,01| 0,08) 0,02 0,26 0,19 0,08) 0,12 
7. Eigenthum anderer Schulen 0,21 0,20 0,20 0,16 0,11 0,30 017 0,06 0,17 
$. Eigentbum der milden und | 
frommen Stiftungen . . 0,21 0,79 0,21 0,72 0,36 242 0,25 0,48 0,41 
9. Lehn- und m 1,70 15,10 1,68! 8,41:11,00| 7,93| 6,80: 1,50 6,45 
Zufammen — 20,2132, 24 11,53 28, 46 21,81 25,07 16,63 27, 16 22,93 
Bleibt Antheil der ig freien | | 
Verkehr befindl. Liegeffchaften 79,79 67,78 88,47 71,54 78,19 74,93 83,27 72,84177,07 











Wenn wir zu den großen Gütern im Sinne der Darſtellung im Tert 
alle diejenigen rechnen, die einen Umfang von 600 Morgen und mehr haben, 
jo nehmen dieſe Güter von der Geſammifläche ein: 


in ſämmtlichen alten Provinnen . . . 43,86 %,, 
= der Provinz Preußen . . . . . 43,93 9%, 
= = * Sclefien . 0», 51,22%, 
= = s Brandenburg . . . 49,83%, 
= = = Dom :: . .. 5% DE. %: 
.. z Pommern . . . 62,65 9/,. 


In einzelnen Bezirken und Kreiſen diejer Bee tritt dag große Grund⸗ 
eigenthum noch viel ſtärker hervor, als es nach den vorigen Durchſchnittszahlen 
erſcheint. 

So fallen im Regierungsbezirk Stralſund von den ertragsfähigen Liegen— 


ſchaften 
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auf die Stätte . . 2 . 70289 Morgen = 5 %, 
= = Landgemeinden . . 22008 : —=14 : 
⸗ Gutsbezirke238338 = Sl - 


1530690 Morgen = 100 %,. 

Da die Gutsbezirle im großen Ganzen mit den großen Gütern zuſammen- 
fallen, fo fommen demnach auf das große Grumdeigenthum 81 °%, der er: 
tragsfähigen Liegenfhaften, während von dem Reſt des Areald etwas über ein 
Biertel den Städten und faft drei Viertel dem fleinen und mittleren Grund: 
eigenthum angehören. (Nach diefen Angaben, welche dem Jahrbuch für die amt- 
liche Statiftit des preußifhen Staats, III. Jahrgang, Berlin 1869, ©. 20, 
24 und 26 entnommen find, find zugleich die im Tert S. 10 gegebenen Procent- 
zahlen zuredhtzuftellen.) 

Unter den neueren feit 1866 der preußifchen Monarchie angegliederten 
Landestheilen findet das große Grundeigenthum fi noch ftart vertreten in 
einigen Theilen Schleswig: Holfteins und in Yauenburg. 

In Schleswig-Holftein nehmen die Rittergüter, auf die Gefammt: 
fläche diefer Provinz ausgefchlagen, freilich nur einen geringen Procentjag ein; 
in einzelnen Gegenden dagegen find fie für die Grumdeigenthumsvertheilung und 
den Charakter der Landwirthſchaft beftummend. Während fie auf der Weftküfte 
nur vereinzelt vorlommen und auch auf dem die Mitte des Landes einnehmenden 
Haiderücden nur zerftreut Liegen, find fie in großer Anzahl an der fruchtbaren 
und anmuthigen Oftfeite beider Herzogthümer anzutreffen. Hier bilden die 
Nittergüter theil3 ganze zufammenhängende Diftrikte, theils finden fie ſich unter: 
mischt mit landesherrlichen Aemtern oder einzelnen Amtsdörfern, aber auch hier 
find fie noch immer dicht gefäet. Sie find nicht von fo bedeutendem Umfange wie 
mandye Güter in Sclefien, Neuvorpommern und Medlenburg, haben aber doch 
einen Umfang von 400 bis zu mehreren 1000 Morgen. Yım Allgemeinen find 
die Güter nördlih von der Schlei geringeren Umfanges ala in Südſchleswig 
und Holftein. So gilt in Angeln noch al3 Gutshof, was im öftlichen Holftein 
nur al3 Meierhof angefehen wird. Neben diefen, einzelnen Privatperjonen ge 
hörigen Rittergütern kommen noch in Betracht die der Ritterfchaft, d. h. ben 
adligen Eigenthümern der Nittergüter al3 Corporation gehörigen, zur Ber: 
forgung ihrer unverheiratheten Töchter beftimmten 4 Klöfter (zu Itzehoe, Preeg, 
Ueterſen und Schleswig) mit ihrem anfehnlichen, den Rittergütern gleichgeftellten 
Grundbefiß. Befondere Complexe bilden ſodann die Großherzoglid; Oldenburgiſchen 
Fideicommißgüter in Holftein und die Herzoglich Auguftenburgijchen Güter auf 
Alfen. Außerdem giebt es no fog. Kanzleigüiter, die die Stellung von Ritter: 
gütern haben. 

Die Domantalgüter find im Verhältniß zu den Rittergütern nicht erheblich 
(v. Biebahn, Statiftit des zollvereinten und nördlichen Deutfchland, 2. Theil. 
©. 572. Hanffen, Aufhebung der Leibeigenfhaft, S. 1—3, 148). 

Im Großherzogthum Medlenburg: Schwerin vertheilt ſich die Ge— 
fammtfläche des Landes unter da3 Domantum mit 43,3%, 

die Ritterſchaft » 42,3 
die Städte = 10,8 
den Roftoder Diftrit = 0,3 
die Klöfter : 933 


u 


» “ u 
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Auch hier überwiegen die großen Güter und zwar find die Gründe für 
diefe Erſcheinung diejelben wie in Neuborpommern umd im öftlichen Theil 
Schleswig = Holfteins: in allen diefen Ländern hat der Adel feine Macht gegen- 
über den Landesherrn dazu benutt, um namentlich feit dem 30 jährigen Kriege 
die Bauerhufen zu den Höfen einzuziehen, und jo ben großen Grundbeſitz auf 
Koften des bäuerlichen Beſitzes zu erweitern. Wiggers (Die Reform der bäuer— 
fihen Berhältniffe im Domanium des Großherzogthums Mecklenburg⸗Schwerin, 
Roſtock 1869, ©. 59) berichtet, daß es in den zwanziger Jahren des 17. Jahr- 
hundert3 nod) 12 000 vitterfchaftliche Bauern gegeben habe, daß ſich im %. 1755 
dagegen nur noch 5000 und im der neueften Zeit jogar nur nod 1400 vorges 
funden haben. Indeß find diefe Angaben nicht unbeftritten geblieben. Aber jelbit 
Bald, der Gegner von Wiggers, giebt (in feinem gleichfalls im Jahre 1869 
erfchienenen Werk: Zur Geſchichte und Vererbpachtung der Domanial-Bauern in 
Medlenburg- Schwerin, Schwerin 1869, ©. 59) doch jelbft für das Domanium, 
auf dem daS Legen der Bauern niemals ſolche Dimenfionen angenommen hat, wie 
in dem ritterjchaftlichen Theil des Yandes, zu, daß die Zahl der Hufner auf den= 
jelben vor dem Zujährigen Kriege wenigftens doppelt jo groß geweſen jet, als jett, 
wenn er auch die Bedeutung diefer Thatſache durch den Zuſatz abſchwächt, daß 
die wüflen Hufen vielfach den Aedern der gegenwärtigen Bauern zugelegt worden 
find. Jedenfalls ıft Medlenburg - Schwerin heutzutage das Yand vorzugsweiſe 
der großen Güter. Es werden dort nad Biebahn gezählt: 46 landesherrliche 
Domänenämter, 86 Kloftergüter, 1008 NRittergüter im Befig von 656 Eigen: 
thümern, 1002 Erbpacht- und Erbzinsgüter, 6133 Bauern und Koſſäten, 
6596 Büdner und Koloniften. Eine Ritterhufe hat nicht unter 600 Scheffel 
Einjaat und die Güter, die nur eine ſolche Hufe befigen, find felten: man findet 
deren von 2, 4, 8, 10 Hufen und darüber. Eine Bauernhufe variirt zwiſchen 
200 und 300 Scheffel Einfaat. (v. Biebahn, Statiftit des zollvereinten und 
nördlichen Deutſchland. Berlin 1862. I. ©. 409. II. 572.) 

Neuerdings hat fi die Zahl der bäuerlihen Erbpachtſtellen ſowie ber 
tleinen Häuslerftellen im Domanium, nad einer anderen Nachricht, deren Daten 
übrigend mit den obigen Zahlen nicht vollftändig übereinftimmen, im Groß— 
berzoglichen Domanium weſentlich vermehrt. 

Es waren im Domanıum des Großherzogthum Medlenburg - Schwerin 
vorhanden in den Jahren 


1832 1872 

Erbpadtftelen . . » . 437 3633 
Hauswirtftellen. . . - east — rs an 

Koffäten . » . 2... 54 — 

Büdner 33342 7453 

Zeitpachtſtellen. . . 290 240 

Häuslerftelen . - . » 0 4219 

Zufammen 11089 17472 


Die Erbpachtgehöfte find auf 371/,—350 Scheffel bonitirt. Büdnereien 
find kleine Stellen mit einem Areal von 500— 2000, Doppelbübnereien bis zu 
4000 und 5000 TRuthen. Die Häuslerftellen beftehen aus einer dofftelle 
von 25 und einem Garten von 60 MRuthen. 
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Die zwifchen 1832 und 1872 erfolgte Vermehrung diefer von Bauern und 
Kleinftellenbefigern eingenommenen Befigungen beträgt 6383. Der größte Theil 
dieſes Plus entfällt indeß auf die neugegründeten Häusler- und Büdnerſtellen, 
während bei den eigentlichen Bauernftellen nur ein geringer Zuwachs von 157 
zu verzeichnen ift. Der Vortheil der im Jahre 1868 von der Domänenverwal- 
tung allgemein eingeführten Erbpadyt befteht für den Bauernftand darin, daß das 
prefäre Nechtsverhältnif, in dem die fog. Hauswirthe bis dahin ftanden, in ein 
fejtes, dem Eigenthum ähnliches Verhältnig umgewandelt worden ift. 

Im ritterſchaftlichen Theil des Großherzogthums ift die Vertheilung des 
Grundeigenthums und -Beſitzes wohl im Ganzen noch Heute ähnlich, wie fie oben 
von v. Viebahn dargeftellt worden ift, nur daß aud hier daS prefäre Rechts— 
verhältnig der Bauern an ihrer Hufe für die Hälfte derſelben in Erbpacht 
umgewandelt worden ift. (v. Viebahn 1. c. II. ©. 512, v. Scheel in Hilde: 
brands Jahrbüchern Bd. 5 ©. 201.) 

Aehnlich wie in Medlenburg Schwerin find die Grundeigenthumsverhältnifie 
in Medlenburg-Strelig. Nach v. Viebahn zählt Medlenburg- Strelig 
25 adlige Eigenthümer mit 52 Gütern und einem Areal von 23 602561 TR. 
und 19 bürgerliche Rittergutöbefiger mit 24 Gütern und einem real von 
5794512 DRuthen (v. Biebahn, 1. c. I. ©. 572). 

Ale dieje Länder mit vorwiegendem Großgrundbefiz gehören dem Norden 
und namentli dem Nordoften an. Im Nordweften, beſonders aber im ganzen 
Süden, kommen große Güter nur ausnahmsweiſe vor: fo z.B. in Oberbayern 
Güter von 800—2000 und in Niederbayern wenigſtens foldhe von 600—1800 
bayrifchen Tagw. Das bayrifche Tagwerk ift — 1,33 preuß. Morgen. (Ba: 
varia I, 1. ©. 475 um I, 2. ©. 1035.) 


Beilage B. zu 3: Gegenden mit vorwiegendem kleinen Grund— 
eigenthum. Yu ©. 35—66. 


In Verbindung mit der im deutſchen Reich am 10. Januar 1873 durch— 
geführten allgemeinen Viehzählung find von einer Kleinen Anzahl deutſcher Staaten 
die Zahl der landwirthſchaftlichen Haushaltungen jowie der Umfang deö von 
denjelben bewirthfchafteten Geländes ermittelt worden. Zu diefen Staaten ge: 
hörten namentlid; Baden und Würtemberg. 

Durch diefe Aufnahmen wurden jedody nur die Wirthichaftseinheiten (und 
nicht die Eigenthumseinheiten) und ebenfo nur das landwirthſchaftlich (und nicht 
auch das forftwirthichaftlich) benugte Gelände getroffen. Bei der geringen Verbreitung 
der Berpahtung namentlidy im deutſchen Süden dürfen wir aber wohl, ohne 
ung eined großen Fehlers ſchuldig zu machen, die Vertheilung der Wirthicaftd: 
— als maßgebend auch für die Vertheilung der Grundeigenthumseinheiten 
anſehen 

In Baden ſind die landwirthſchaftlichen Haushaltungen nach der Größe 
des von ihnen bewirthſchafteten Geländes in 9 bez. 11 Klaſſen zuſammengeſtellt 
worden. Das Rejultat diefer Zufammenftellung tft, daß in einigen Gegenden 
das mittlere bäuerlihe Grundeigentfum und in anderen die Heinen Stellen vor: 
‚ wiegen. Mit den legteren haben wir es an diefer Stelle allein zu thun. In— 
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deß theilen wir doch ſchon bier die Refultate der Aufnahme für das ganze 
Land in folgender Tabelle mit. 


Tabelle €. | 
Großberzogthbum Baden. 


(Beiträge zur Statiftit der inneren Verwaltung des ln Baden. 
Heft XXXVII. Carlsruhe 1876. S. XXVL) 


Vertheilung des landwirthſchaftlichen Geländes nach der Größe des 
von den Haushaltungen bewirthſchafteten Landes. 1873. 


1 badiſcher Morgen = 0,360 ha. 
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Nur in den beften Gegenden des Landes — in der Pfalz, längs der Berg: 
ftraße, im Breisgau — reicht ein Befig von 5 bad. Morgen ſchon zur Ernährung 
einer Familie hin und bei intenfiver Bewirthſchaftung genügt derſelbe auch für 
deren Beſchäftigung. Dieſe untere Grenze für die Größe eines landwirthſchaft⸗ 
lichen Beſitzthums, deſſen Bewirthſchaftung die einzige oder doch hauptſächliche 
Nahrungsquelle bildet, ſteigt in anderen Gegenden auf 10— 15 und in den 
ärmeren namentlich höher gelegenen Gegenden auf mehr Morgen, ſo z. B. im 
Kreiſe Waldshut auf 35 Morgen. Im Durchſchnitt des ganzen Großherzog— 
thums wird man den Befig bis zu 10 badischen Morgen zur Klaffe des kleinen 
Beſitzes rechnen können: dieſer ſchließt dann aber nicht nur. die Eleinen, ſondern 
auch die Zwerg:, Gewerbe: und Zagelöhnergüter in ich 

Bon der Gejammtzahl der landwirthichaftlihen Haushaltungen, 222746 
mit einer Gejammtflähe von 2215557 badifhen Morgen, gehören zu dieſen 
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fleinen Befigungen bi3 zu 10 Morgen 160581 — 72,1°/, ſämmtlicher Haus: 
haltungen mit 631 426 Morgen — 28,5 %, des gefammten landwirthſchaftlich 
benugten Areals. 

Auf die einzelnen Theile des Großherzogthums vertheilt ſich dieſer kleine 
Grundbefig nad) Ausweis der obigen Tabelle folgendermaßen: er herrſcht vor 
im oberen Rheinthal und in der Aheinebene, jewie im nördlichen Schwarzwalt, 
während er im übrigen Schwarzwald und im Odenwald faſt ganz zurüd- 
gedrängt iſt und im Kraichgau ſich gegenüber dem großen und mittleren Beſitz 
— wenn aud in nicht ganz ebenbürtiger Stellung — zu behaupten weiß. 

Wenn man von dieſen fleinen Befitungen in den befjeren Gegenden die 
Befigungen von weniger als 3 Morgen zu den Zwerg-, Gewerbe: und Tage: 
löhnergütern rechnet, jo gehören von der obigen Zahl der Haushaltungen da: 
hin: 34 992 — 15,7%, ſämmtlicher Haushaltungen mit 89632 Morgen = 
4 9/, des landwirthſchaftlich benutten Geländes, 

Indeß dürften diefe letzteren Angaben doc hinter der Wirklichkeit zurüd: 
bleiben und zwar aus folgenden Gründen. In Fällen, in denen von einer 
Haushaltung die Wirthichaft auf einer ſehr Kleinen landwirthichaftlichen Fläche 
meift neben einem anderen Nahrungszweig betrieben wird, entbehren die fleinen 
Yandwirthe fehr häufig jeder Ausftattung mit Iandwirthicaftlihen Bauten und 
größerem Geräthe; es liegt daher die Gefahr nahe, daß fie ungeachtet befonderer 
Aufmerkſamkeit der Beobachtung und Ermittelung entgehen. (Beiträge zur Sta- 
tiftie der immeren Verwaltung des Großherzogthums Baden. Heft XXXVI. 
Carlsruhe 1876. ©. VIII. XIX. XX. XXVII u. passim.) 

Im Königreich Würtemberg fand eine allgemeine Erhebung über die 
Bertheilung des Grundbeſitzes bereits im Jahre 1857 ftatt. 

Die Aufnahme dieſes Jahrs beftand in der gemeindeweifen Ermittelung 
der fteuerzahlenden Grundeigenthümer und des von ihnen beſeſſenen Areal3 aus 
den Grundbüchern und ihrer Zufammenftellung nad) 7 Kategorien. Es haftete diejer 
Aufnahme der Fehler an, daß alle jog. Ausmärker mehrere Mal als Grund: 
eigenthüimer gezählt waren. So murden 3. B. der Staat 1200—-1500 Mal, die 
Hoffammer und die Standesherren wohl 10—50 Mal gezählt. Ein anderer 
Mangel der Aufnahme beftand ſodann darin, daß innerhalb der einzelnen Kate: 
gorien wohl die Zahl der Eigenthümer, nicht aber auch die von ihnen zufammen 
bejeifene Fläche zu erfehen war. Diefe beiden Mängel der Aufnahme hat Rümelin 
jpäter zu corrigiren gejucht und wir haben die foldhergeftalt corrigirten Zahlen 
im ZTert wiederholt angezogen. 

Genauer find die durch die zweite im Jahre 1873 ftattgehabte Aufnahme 
ermittelten Zahlen; diefelben beftätigen übrigens im großen Ganzen das 1857 
gewonnene Refultat. Diefe Aufnahme erfolgte unter Mitwirkung der Yand- 
wirthſchaft treibenden Haushaltungsvorftände durch Aufftellung von Haushaltungs: 
zetteln bezüglich der von ihnen bewirthichafteten Grundftüde. Die verfchtedenen 
Wirthfchaftseinheiten wurden der Größe nad) in 8 Kategorien zufammengeftellt. 
Es ift demnach durch diefe Aufnahme ebenjo wie in Baden die VBertheilung der 
landwirthſchaftlich (und nicht auch der forftwirthfchaftlich) benutzten Flächen nad 
Wirthihafts: und nicht nah Eigenthums:Kompleren ermittelt worden. Aud 
fehlt hier wie bei der erften Aufnahme eine genaue Liquidation der Tandwirtb: 
ſchaftlich angebauten Flächen der einzelnen Gemeindemarkungen. 


Beilage zum Abfchnitt I. 289 


Das Rejultat diefer Aufnahme findet ſich in der folgenden Tabelle zu⸗ 
ſammengeſtellt; zu den würtembergiſchen Zahlen ſind zugleich vergleichsweiſe die 
für Baden gewonnenen Zahlen hinzugefügt worden, Oöͤgleich die vom fünigl. 
würtembergijchen ſtatiſtiſch⸗ topographiſchen Bureau für Baden berechneten rela= 
tiven Zahlen nicht ganz mit den in der obigen Tabelle C. enthaltenen über— 
einftimmen, jo haben wir diefelben doc, weil die Differenzen nur Hein find, 
nicht beanftandet. 


Tabelle D. 
Königreih Württemberg und Großherzogthum Baden. 
(Würternbergifche Jahrbücher. Jahrg. 1881. Theil 1. Heft il. S . 204, 96.) 


Bertheilung des landwirthſchaftlichen Geländes nad der Größe des 
von den Hausbaltungen bewirthſchafteten Landes. 1873. 


1 bad. Morgen = 0,360 ha. — 1 würtemb. Morgen — 0,315 ha. 
en 0.0. 1873. 





In der Klafje von 
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Baden. 1873. 
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42,2 44,7 3,80 
(1,80—7,20 ha) 


20—200 10,3 41,5 14,34 
(7,20—72 ha) 10,4 > 44,6 | 1527 


200— 115,00 
(über 72 ha) 
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Würtemberg... 1873. 
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| Wirthſchaften Hettaren | Wirthſchaften en | Heltaren 
— En — — 
U ha und weniger 35,43 3,19 | 52,61 13,76 
1%a—10 ha 46.33 33,98 44,59 64.07 
mehr al8 10 ha 18,24 288 280 23217 





Behufs Vergleichung der Stärke, in welcher ſich die Beſitzer von kleinen, 
mittleren und großen Wirthſchaften gegenüber ſtehen, iſt von der Eintheilung 
Schriften XX. — v. Miaskowski, Grundeigenthumsvertheilung. 19 
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der Wirthichaften in folde von 1!/, ha und weniger, von 11/,—10 ha um 
von mehr als 10 ha ausgegangen worden. 

Da in den fämmtlihen im Jahre 1873 gezählten 145 085 Wirthſchaften 
von 1%, und weniger ha blos 64 261 viehhaltende begriffen find, während mit 
der Mehrzahl derfelben von 80824 fein Viehbefig verbunden ift, jo muß an: 
genommen werden, daß die vorherrſchend Iandbautreibende Klaſſe der Bevölkerung 
eigentlich erft bei einem Befig von 1Y, ha anfängt und daß der Befit von 
weniger al3 1/, ha mehr zur Ergänzung eined aus anderen Erwerbszweigen 
dienenden Einkommens dient. Es gehören zu dieſer letzteren Kategorie hauptſächlich 
die Güter der landwirthſchaftlichen Lohnarbeiter, die Gewerbegüter, ſowie über— 
haupt der Beſitz der in kleineren Städten anſäſſigen Bevölkerung. Aber wohl 
aud ein Theil der Zwerggüter. Unter den 41809 Wirthihaften mit einem 
Areal zwiſchen 11, und 10 ha werden fi alle Kleinen und ein geringer Theil 
der mittleren fog. Bauerngüter befinden, während die Wirthſchaften von 10 bi 
100 ha da3 Gros der mittleren und einen Theil der großen und die über 
100 ha nur die großen Wirthihaften (deren Zahl zufammen 26 625 beträgt) 
in ſich ſchließen. 

Da die kleinen landwirthſchaftlichen Nebenbetriebe zuſammen ein Areal 
von 89142 ha (= 7,53 %,), die eigentlichen fleinen Landwirthſchaften dagegen 
von 548296 ha (= 46, 35%,) und die mittleren incl. greßen von 545581 ha 
(= 46,12 %,) einnehmen, jo folgt daraus, daß das Areal der Tandwirthichaft: 
Iihen Nebenbetriebe gegenüber den eigentlichen Landwirthſchaften ebenfo jehr zu— 
rückſteht als umgekehrt die Anzahl der mittleren und großen Wirthichaften 
(= 8,49 ®/,) gegenüber der Anzahl der fleinen (45,23 /,) und leinften (46,28 9%, ). 

Sodann ift hinfichtlich der. öftlihen und weftlihen Yandeshälfte hervorzu: 
heben, daß zwar bezüglich des Anzahlprocents der Kleinen Wirthichaften von 
11/,—10 ha in den beiden Yandeshälften wenig Unterſchied befteht; daß dieſen 
Eleinen Wirthſchaften aber in der öftlihen Landeshälfte nur etwa die Hälfte des 
Arealprocent3 und den landwirthichaftlichen Nebenbetrieben jogar nur etwa ber 
20. Theil des Arealprocent3 der Wirthichaften von mehr al3 10 ha zufällt, während 
in der weltlichen Landeshälfte dagegen das auf die kleinen Wirthichaften kommende 
Arealprocent faſt 3 Mal fo groß tft, al das der mittleren und großen und das 
Arealprocent der landwirthichaftlichen Nebenbetriebe etwa ?/, der letzteren aus: 
macht. (Wirtembergifche Jahrbücher für 1881. Bd. 1. Hälfte 1. ©. 95, 96.) 

An Würtemberg ſchließt ſich im Often das rehtsrheinifhe Bayern 
an, deſſen fränfifche Theile ebenfo wie die Aheinpfalz ebenfall3 eine große Zer— 
jplitterung und Parzellirung des Grundbeſitzes aufweifen. 

Ueber die Grundeigenthumsvertheilung Bayerns befigen wir aufer den 
weiter unten mitgeteilten, nad) der Publikation des 8. Bayriſchen ftatiftijchen 
Bureaus berechneten Zahlen feinerlei Daten. Dieje aber geben und nur Aufihluf 
über die durchſchnittlichen Größen der land- und forſtwirthſchaftlichen Beſitzungen. 

So find wir denn darauf angewiefen, aus anderen bekannten Thatſachen 
auf die Grundeigenthumsverhältniffe zurüdzufchließen. 

Das Berhältnif, das innerhalb der landwirthſchaftlichen Bevöllerung zwi⸗ 
ſchen Beſitzenden und Dienenden beſteht, dürfte eine ſolche Thatſache ſein, von 
der auf die Größenverhältniſſe des ländlichen und zwar ſpeciell des Landwirtb- 
Ihaftlih benusten Grundeigenthums zurüd geſchloſſen werden kann. 
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In Procenten der Bevölkerung von 1871, unter Abwerfung der Decimal- 
ftellen, waren in 
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Danach ift in Nieder- und Oberbayern die Zahl der jelbftftändigen Land⸗ 
wirthe im Berhältnig zur Ländlichen Bevölkerung am geringften, die Zahl der 
ZTagelöhner und Dienftboten dagegen am größten, woraus gejchlofjen werden muß, 
daß dieſe beiden Provinzen die meiften größeren Güter befigen, was aud mit 
den weiter unten beizubringenden Daten übereinftummt. 

In allen diefen Ländern ift, abgefehen von einzelnen Gegenden, die wir 
unter D. beſonders hervorheben werden, die Zahl der grundbefiglojen Familien 
auf dem Lande gering. Ueberwiegend ift die Zahl derjenigen Grundbefiger, 
welche im Wefentlihen nur foviel Land befigen, um ihre Familien von der 
Landwirthichaft zu ernähren, ſowie die Zahl derjenigen, melde daneben eine 
fonftige lohnende Beichäftigung treiben. Die Eleinen Güter gehen hier nicht felten 
in Bwerggüter über. Neben dem zerftüdelten Privateigenthum befteht vielfach 
ein mehr oder minder ausgedehnter Grundbefig des Staats, der regierenden 
Häufer, der Gemeinden und Corporationen. 

Daß die Befigenden und ihre Angehörigen noch 50%, der gefammten länd- 
lichen Bevölferung ausmadyen, läßt auf eine ftarfe Vertretung des Bauern- 
ftandes ſchließen. 

Die verhältnigmäßig größte Zahl der Befigenden und zugleih die kleinſte 
der Dienftboten zeigen Unterfranken und die Pfalz, woraus gefchloffen werden 
fann, daß in dieſen beiden Provinzen die Bodenzerftüdelung am Weiteften ge: 
diehen iſt. In Unterfranfen geht übrigens die geringe Procentziffer der Dienft- 
boten Hand in Hand mit der höchſten Ziffer‘ der Ländlichen Tagelöhner. Die 
Dienftboten werden dort aljo theilmeife durch Zagelöhner erfegt, während in 
der Pfalz die der legteren ebenſo wie die der erjteren die allergeringite ift, 
woraus folgt, daß der Pfälzer jein Land jelbft bebaut und nur feine Familie 
zur Hilfe nimmt. In Niederfranfen und in der Pfalz findet fich übrigens 
neben einem ausgedehnten Klein- und Zwergbefig noch jtellenweife großer Grund- 
befig, der dem Staat, den Stiftungen, Corporationen und dem Adel gehört 
und nur ausnahmaweife auch noch größerer bäuerlicher Befig. 

Die übrigen 4 Kreife ftehen hinſichtlich der Bodenzerftücdelung in der Mitte 
zwifchen Ober: und Niederbayern einer- und der Pfalz und Unterfranten andrer- 
ſeits. In Mittelfranken bat namentlih in den letten Jahren die Güter: 
zertrlimmerung große Fortfchritte gemacht. Auch in Oberfranten ift, abgejehen 
von einigen Gegenden, in denen fic größere gejchlofiene Bauernhöfe erhalten 

19* 


292 A. von Miastowsti. 


haben, die Güterzertrümmerung ſehr weit vorgefchritten. Es gilt das nament- 
lich vom Franfenwald und vom Hodland des Jura, mo es viele Kleingüter 
giebt. Aber auch in den Diftriften, in denen die Induſtrie auf dem platten 
Yande eine mehr als gewöhnliche Ausdehnung gefunden hat, wie in den Weber: 
diftriften des Boigtlandes, in den Gegenden am Main, wo die Korbfledter: 
induftrie fi) ausgebreitet hat u. f. w., hat die Güterzerftüdelung eine große Höhe 
erreicht. In ſolchen Gegenden ift die Zahl der ſog. Tropfhäusler und der ganz 
gering Begüterten vorwaltend. In der Oberpfalz iſt namentlid) der den Bürgern 
in den Städten und Marktorten gehörige Grundbefig jehr zerftüdelt. Auch 
in Ober- und Niederbayern findet ſich ftellenweife ein ſehr zerftüdelter und 
zugleich parcellivter Grundbefig vor. In Oberbayern tft der zerjplitterte Grunds 
beſitz befonder8 in der Gegend der Vorberge, in Miederbayern gegen die 
Donau hin, namentlich im Baflaufchen verbreitet. (Geyer, Unterjuchungen 
über Quellen und Umfang des allgemeinen Wohlftands in Deutſchland, in Holgen- 
dorff-Brentano, Jahrbuch für Geſetzgebung u. ſ. w. Heft 2. ©. 12, 13. Bavaria 
L, 1. ©. 475. I, 2. ©. 1035. II, 1. ©. 343. II, 1. ©. 412. III, 2. 
©. 1027. IV, 1. ©. 217.) 

In der preußiichen Aheinprovinz bilden diejenigen Grundbefiger, welde 
Güter bi8 zu 5 Morgen befigen, 68,63%, ſämmtlicher landwirthſchaftlichen 
Grundbefiger und die von ihnen bejefjene Fläche nimmt 10,26 %/, des gefammten 
Areals ein. Rechnet man zu denjelben nod die Befiger von 5—30 Morgen 
(24,97 %/, des Befites und 26,64 %/, der Fläche) hinzu, jo gelangt man zu 
dem Refultat, daß die Güter von 30 Morgen und darunter 36,90 9%, des ges 
jammten Areals einnehmen und daf ihre Beſitzer 93,60 %, ſämmtlicher Befiger 
ausmachen. (cf. die für Preußen mitgetheilte Tabelle A.) 

Ein jehr zerftücelter Klein- und Zmwergbefig findet fich ferner in einem 
großen Theil des Kurfürftentyums und des Großherzogthums Heflen, im ehe 
maligen Herzogthum Naffau, in einigen Theilen Thüringens, im Eichsfeld, im 
hannoverfchen Harzbezirt u. |. m. 


Beilage O zu 4. Gegenden zugleih mit großem und kleinem Grund- 
eigenthum. (S. 66—78,) 


Zu den Ländern, in denen «neben jehr großem Grundeigenthum, das zur 
Fatifundienbildung binneigt, die fleinen Güter, die vielfach) in Zwerggüter über: 
gehen, ftark verbreitet find, gehört Oberfchlefien (Regierungsbezirk Oppeln). 


Hier befigen von den ertragsfähigen Liegenſchaften in runden Zahlen 


die Städte . . . 154033 Morgen = 3°, 
die Auftifalbefiger . 2158950 = —= 449, 
die Dominien . . 265860 - —= 52%, 

497153 => = 10%. 


MWährend demnach der Procentjag der Geſammtfläche, den die Dominten 
einnehmen, hier nicht jo ftark ift, wie in einigen anderen Provinzen oder doch 
Bezirken und Kreiſen der preufiihen Monarchie, ift für Oberichlefien bejonders 
harakteriftifch, daß die Dominten einen jehr großen Umfang haben und daß ſich 
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außerdem eine große Anzahl derfelben in einigen menigen Ländern befindet. 
So waren von den im Regierungsbezirt Oppeln (Dberichlefien) belegenen 812 
Gütern mit über 600 Morgen eingefhägt mit einem Neinertrag von 


1— 2000 Thle. 362 Güter, 
2— 3000 „ 163 , 
3— 5000 „ 09 , 
5—1000 „ 32 „ 
über 10000 „ 3 


über 1000 Thlr. = 659 Güter (Meiten, der Boden xc. 
1 [1868] ©. 515). 


Ferner gehören von den in den 19 Kreifen gezählten 1193 felbftftändigen 
Gut3bezirten 528 —49 Perjonen. Allein im Kreife Neuftadt befinden ſich in 
4 Händen nahezu 60 %, ſämmtlicher felbftftändiger Gutsbezirke, die in nahem 
territorialem Zufammenhange unter einander ftehen. 

"Am wenigften ungünftig ift die Vertheilung des Grumdeigenthums in den 
Kreifen Neiffe, Yeobihüg, Grottkau und Kreuzburg, weil die felbftftändigen Guts— 
bezirfe hier nur ausnahmsweiſe in einer Hand vereinigt find und weil ſich aud) 
innerhalb der Land- und Stadtgemeindebezirfe größere Güter mit einem Grund- 
fteuerreinertrag von mindeftens 1500 Marf vorfinden. So find im Sreife 
Neiffe 28 folder Güter neben 76 jelbftftändigen Gutsbezirken, im reife Leob- 
ſchütz 74 folder Güter neben 36 felbftftändigen Gutsbezirken, im Kreiſe Grottkau 
19 folcher neben 96 jelbfttändigen Gutöbezirfen vorhanden. (Nady dem Schle— 
fiihen Güter-Adreßbuch von 1876 unter Benutzung von amtliden Quellen 
herausgegeben von dem K. Steuerrath Paftorff. Breslau 1876.) 


Im Allgemeinen ift der Ruſtikalbeſitz aber außerordentlich zerjplittert. 


Bejonderd unvermittelt fteht das große Grundeigenthum dem fleinen gegen= 
über in denjenigen Kreifen, die durch den letzten Nothitand zu trauriger Berühmt: 
beit gelangt find. 

Im Kreiſe Pleß nehmen von den 20 TIMeilen deſſelben allein die 
großen dem Fürften Pleß gehörigen Wälder über 7 Meilen ein. Dem Eleinen 
Grundbefig gehört die fleinere Hälfte der Gejammtfläche de3 Kreiſes an: von 
20—9 Meilen. Der Boden diefer Eleineren Hälfte ift dann wieder in einer 
folhen Weife unter die einzelnen Eigenthümer vertheilt, daß der Hauptantheil 
auf kleinere Parzellenbefiger fällt, deren Grundeigenthum für die Erhaltung 
einer eigenen Familie größtentheil3 zu flein iſt. Ein lebensfähiger Ländlicher 
Mittelftand ift nur nod in geringem Umfange vorhanden. Bäuerliche Güter 
mit einem Umfang über 60 Morgen find überhaupt nur 557 in 107 Gemeinden 
vorhanden; ebenjo ift die Zahl der Güter von 30—60 Morgen (= 1033) 
nur gering, dagegen machen die Befigungen unter 30 Morgen und unter 
diefen wiederum diejenigen unter 10 Morgen die erdrüdende Mehrzahl ſämmt— 
licher Befigungen aus. Dazu kommt, daß in Folge der häufig gegebenen Ge: 
legenheit einzelne Theilftüde größerer Dominien oder Bauerngüter gegen Geld 
oder, gegen Naturaldienfte zu pachten, fich neben überaus zahlreihen Eigenthümern 
noch Schaaren von ſog. Einliegern vorfinden, die durhjchnittlih 1—4 Morgen 
Land und Pacht haben und zum großen Theil hiervon leben. Zu diefen Ein- 
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liegern kommen dann noch die ohne Aderbefig befindlichen Häusler Hinzu, jo daß 
die Zahl der Einlieger und Häusler zufammen nahezu 5000 beträgt, in welder 
Zahl indejien weder die in den Gutsbezirken vorhandenen Hofsleute nod die 
Bewohner der Colonie Emanuel inbegriffen find. 

Nächſt dem Kreife Pleß ift die Güterzerfplitterung am weiteſten gediehen 
im Kreife Rybnik, in dem fich neben den fleinen gleichfalls jehr große Güter 
befinden. Diefer Kreis umfaßt 15,5 Meilen. Davon nehmen die dem 
Staat bezw. dem Herzogthum Ratibor gehörigen Forften allein eine Fläche von 
ca. 6 Meilen ein. Im Befig der Auftifalen befinden fih 140509 Morgen: 
davon entfällt ein nur geringer Bruchtheil auf die 262 Befigungen mit einer 
Flähe von mehr als 60 Morgen und aud die Befigungen zwijchen 20 und 
60 Morgen erreichen nur die verhältnigmäßig niedrige Zahl von 1508. Dielen 
zufammen 1770 Befigungen mit einem Umfang von über 20 Morgen ftehen 
gegenüber 5249 Befigungen unter 20 Morgen. Die Parzellenverpachtung ift 
hier ebenfo verbreitet wie im reife Pleß: von 4105 in den Landgemeinden 
ermittelten Einliegern find 2975 im Beſitz von Pachtländereien. 

In dem an Ruſſiſch-Polen angrenzenden Kreife Lublinitz, defjen Umfang 
18,51 Meilen beträgt, find allein über 10 DMeilen Wald vorhanden. Bon 
dem Aderlande, meldyes wenig mehr al3 6 [Meilen einnimmt, befinden fid 
ca. 3 Meilen in den Händen bäuerlicher Befiger. Trotzdem die Zerftüdelung 
ftellenweife ebenfalls ſchon weit vorgefchritten ift, hat fich der bäuerliche Beſitz 
bier im Ganzen aber doch befier erhalten al3 in den Kreiſen Ple und Ryhnik. 
Auch die Zahl der Einlieger ift hier geringer und beläuft fi nur auf 1447. 

Der Kreid Toft-Gleiwig mit einem Fläceninhalt von 16 DMeilen 
weift ebenfalls einerfeits eine große Anzahl in fefter Hand befindliher Dominien 
und andrerfeits eine auf einem bedenklichen Punkte angefommene Parzellirung 
auf. Nur in einigen größeren Gemeinden hat ſich ein leidlicher bäuerlicher 
Befitftand erhalten. Die beiden Kreife Kojel und Ratibor gehören hierher 
nur binfichtlich der Ortſchaften, die auf den längs dem rechten Oderufer fich hin— 
ztehenden Höhen liegen (v. Bitter, Bericht über die wirthichaftlihen Verhältniſſe 
in den oberſchleſiſchen Nothftandsbezirken, ©. 34. 36. 41. 42. 44. 46. Jahr- 
buch für die amtliche Statiftit des preußifchen Staats, III. Jahrg. Berlin 
1869. ©. 20. 24. 26). 


Beilage D zu 5. Gegenden mit vorwiegendem mittlerem (bäuerlichen) 
Grundeigenthbum fowie Gegenden mit Grundeigenthum von ver- 
ſchiedenem (großem, en > kleinerem) Umfang. 

. 78— 109. 


Zu den Gegenden mit vorwiegendem bäuerlihem Grundeigenthum ift zu 
nächſt eine im deutſchen Nordweſten belegene Gruppe von Ländern zu rechnen. 
Bu derjelben gehört zunächſt der größere Theil der Provinz Schleswig: 
Holftein, während nur ein Bructheil dem Großgüterbezirk beizuzählen ift, 
Der bäuerliche Grumdbefig herrſcht ſowohl auf dem öden Höhenzuge, der den 
Dften von den fruchtbaren Marjchländereien im Weften ſcheidet als namentlich auf 
dem ganzen weftlichen Küftengebiet. Diefes letztere vornehmlich ift der Sit eines 
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kräftigen vielfach Viehwirthſchaft treibenden Bauernftandes. Die Größe der 
Bauernhöfe variirt hier zwifchen 40 und 500 Morgen. (v. Viebahn, Statiftit 
des zollvereinten und nördlichen Deutfchland II, ©. 572.) 

Sehr günftig ift die Vertheilung des Ländlichen Grundeigenthums in der 
Provinz Hannover, woher ebenfall3 das bäuerliche Grundeigenthum prävalirt. 
Die im Jahre 1830 ftattgehabte Aufnahme gefhah in der Weife, daß die in 
der Mutterrolle der einzelnen Ortſchaften aufgeführten Grundfteuerpflichtigen 
jummirt wurde, fowie der Umfang ihres Beſitzes an Ader und Wiefe. Dabei 
wurde bdiejelbe Perfon, wenn fie in mehreren Ortſchaften verzeichnet ftand, 
mehrfad zur Ziffer gebracht. Der Domänenbefig wurde nicht mit erhoben. 


Tab. E. 
Königreih (jegt Provinz) Hannover. 
(v. Viebahn 1. c. I &. 570.) 


Berthbeilung der Aeder und Wieſen unter die privaten Grundb- 
eigentbümer. 1830. 


1 bannöv. Morgen = 1,03 preuß. Morgen. 


| Bäuerlihe gle | 
Größere | vr. Kleinftellen, | Zuf. 
—— — ——— Häuslinge, kon u. 
. Grunde) Hof» Feuer⸗ aller Art | Auswärtige iefen 
Landdroſtei befiher befitser | Ttellen 30 M. od. m. 8 | j 


































Aeder u. Aeder u. Aecker u. 
Wieſ. in; Yo Wieſen in Yo Wieſ. im) %o | Morgen 
Morgen | | Morgen | Morgen | 
| ! 
Hannover | 49217 32646 37005 76017! 9| 607197|70| 185276 21| 868440 
Hildesheim | 80 357 41 051, 44922148606 18) 432 771|51| 259729131) 841106 
Harz 4412 498 2956 Angaben fehlen 
Lüneburg 41 178 26 947) 33 4941161 181 er 116 907]80 | 117627) 811394 715 
Stade 44 183) 29102) 32 768 74 730 8| 680 9761 73| 175487) 19| 931193 
Dsnabrüd 37 045| 22180 35 028 56313 | 8 | 469 196| 70 143365) 22 | 668874 
i 271524) 13918] 22423| 96638 15 | 415354 62 151982|23| 663 974 


Königreid * 916166 din ne 1213 722 auf 69 | 032466 19 5 368 352 
| | 


| | 


Demnad entfallen von dem gefammten al3 Ader und Wiefe benusten 
Areal allein 69 %, auf die bäuerlichen (und ftädtifchen, d. h. wohl in ftädtiichen 
Bezirken belegenen) Höfe mit einem Umfang über 30 Morgen. a diejer 
Procentfag fteigert fi) im Landdrofteibezirt Stade auf 73 und im Landdroſtei— 
bezirt Lüneburg gar auf 80 %. Dazu fommen dann nod die fleinen Stellen, 
welche 19 %/, des Ader- und Wiefen-Areal3 einnehmen, fo daß für die großen 
Güter nur 12%, der Ader: und Wiefenfläche übrig bleiben. Zu diefen großen 
Gütern gehören u. A. die landtags- und ſtimmfähigen Rittergüiter, welche im Staat3- 
falender verzeichnet ftehen. Sie befigen aufer 382263 Morgen Ader- und 
Wiefenland (welche in den obigen 613485 Morgen enthalten find) nod) 
142162 Morgen Forften, 6356 Morgen Kuhmeiden und ausgedehnte Torf- 
moore, welde in der obigen Tabelle nicht enthalten find. Im die obige Tabelle 
find auch die Zahlen für den Domanialbefig nicht aufgenommen. Derjelbe um— 
faßte nach einer Aufnahme von 1850: 
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an Ader= und Gartenland?. 137929 Morgen, 


an Wiefen 69320 , 
an Weiden 103276 
an Zorfmooren 155 126 
Forftgründen 783.079 


Zufammen 1248 730 Morgen. 

Rechnet man das zu den Domänen gehörige Ader- und Wiefenland zu ven 
in der Tabelle gegebenen Zahlen hinzu, jo werden dadurch die obigen Verhält— 
niffe einigermaßen, wenn auch grade nicht beträchtlich modificirt. (v. Viebahn, 
l. c. I. ©. 570—572.) 

Auch im Herzogtum Braunſchweig findet fi auf fruchtbarem umd 
zum Öetreidebau geeigneten Boden eine glüdflihe Miſchung von großen und mitt: 
leren und fleinen Gütern, wobei das bäuerliche Grundeigenthum ebenfalls ftart 
überwiegt. Während diefes in allmäliger und ununterbrochener Stufenleiter von 
den Höfen der Aderleute bis zu den Hofftellen der Kleinen Kothfaffen und Brink— 
figer berabfteigt, ſchließt ſich an daſſelbe nach oben eine nicht ftarfe, aber doch 
binreichende Anzahl von großen Gütern an. 

Ueber die Bertheilung des fruchttragenden Grundeigenthums liegen ein— 
gehende Ermittelungen vor. Das Material zu denjelben Tieferten die Grund: 
fteuer-fagerbücher und Katafter, welche nach Vorſchrift des Gefeges vom 24. No: 
vember 1849 über die Erhebung der allgemeinen Grundfteuer angelegt worden 
find. Die Ertrahirung wurde aus Anlaß des Gefeges vom 28. März 1874 
vorgenommen und 1875 zu Ende geführt. Bei der großen Stetigkeit der 
Grundeigenthumsverhältniffe im Herzogthum Braunſchweig darf angenommen 
werden, daß das durch die Aufnahme gewonnene Bild der Örundeigenthums- 
vertheilung dem gegenwärtigen Zuftande derfelben im großen Ganzen entſpricht. 

Nach diefen Ermittelungen entfallen von der Grundflädhe des zur Grund: 
fteuer eingeſchätzten fruchttragenden Grundbeſitzes — 345 633 Hektar, auf dae 
landwirthſchaftlich benutzte Grundeigenthum 235 637,8 Hektar — 68,18 ° 
auf das forſtwirthſchaftlich benutzte Grundeigenthum 109 966,1 Heltar = = 
31,82 

Betbeiligt find an dem land- und re lan — Eigenthum 


der Staat mit 2,14 9%, 
die Stiftungen mit : = = "0.32 : 
die politiihen Gemeinden mit 1,71 — 71%, 
die Gemeinheiten mit 241 . 15.21 „ 
die Privateigenthümer mit 81,69 „ 10,61. 


Von dem Gefammtareal befigen der Staat, die Stiftungen und Gemeinden 
41%, und die Privateigenthiimer 59 9%. 

Was das Privateigenthum betrifft, fo haben die Ermittelungen hinſichtlich 
deffelben derart ftattgefunden, daß alle auch außerhalb des Landes belegenen 
Bubehörungen braunfehtveigifcher Stellen berüdfichtigt worden find, die zu nicht» 
braunſchweigiſchen Stellen gehörigen, im braunſchweigiſchen Territorium belegenen 
Flächen und ebenjo die Vefigungen im Gebiete der Stadt Braunſchweig aber 
außer Rechnung geblieben find. Danach vertheilte ſich das private Grundeigen- 
thum in folgender Weife: 


Beilage zum Abfchnitt I. 297 
Tabelle F. J 
Herzogthum Braunſchweig. 

(Beiträge zur Statiſtik des Herzogthums Braunſchweig. Heft 3. 1876. ©. 78—81.) 


BERNER des gefammten frudttragenden BES E BEUIUmE nad 
der Größe der Befitungen in Stadt und Land. 











j 5 in ben —— 

Beſitzeomplexe | in den Städten. Randgemeinben. | Äberhaupt 
mit Areal. | Fläche in Fläche in Fläche in 
"Zahl Heltar | Zahl Hektar | Zahl Heltar 
unter 0,25 ha.j1422 165,9 | 2 660 271,9 4 082 431,3 
von 0,25 bis 1, 1280 654,3 | 3588 1 974,6, 4868 2 628,9 
= 1. 5,1946 2074,3 | 5480 14 067,2) 6426 16 141,5 
ri 5 „ 10,188 1299,8 | 3 092 22425,6 3 280 23 735,4 
* 10 „ 15, | 76 914,4 | 1728 20 991,1! 1804 21 905,5 
R 15 „ 20,, 48 822,1 | 956 16 542,1 1004 17 364,2 
— 20, 23,| 33 734,2 | 668 14 979,7) 701 15 713,9 
” 25 „ 50 32 1003,3 : 1380 47 407,2) 1412 48 410,0 
= 50, 3, 2 118,8 | 237 13 935,1: 239 14 053,9 
| Si \ ie | 7 9244 | 86 107080 93 11 627,4 
„250 „ 50, | 1 261,9 15 50869 16 5 348,8 
„ 500 „ 750, | _ — 1 567,3 1 567,3 
über 750, | — 1 8 801,5 1 801,5 
Summa 4035 8973,4119 892 169 763,2123 927 178 736,6 


Bon diefen 23927 Yändlihen Privateigenthumseinheiten find überhaupt 
nur 76 nicht bäuerlihe. An der Gefammtfläbe von 178736,6 Hektar par: 
tictpiren die nicht bäuerlihen Güter mit nur 15100 Hektar. Bleiben die 
Städte ausgefchloffen, fo find von 19 892 Ländlichen Eigenthumseinheiten als nicht 
bäuerliche abzufegen 71!) mit einer Fläche von 14311 Hektar und ftellt ſich 
die Zahl der bäuerlichen Befigungen einfchlieglic der mit fruchttragenden Grund: 
ftüden botirten Anbauerweien, der wüſten Stellen und ver Nichthausbefigern 
gehörigen Grundftüde auf 19 821 mit einer Gefammtfläche von 155425 Hektar. 

Bon diefer Zahl entfielen auf Befigungen bis zu 1 Hektar (Anz 


bauerwefen, deren Beſitzer weſentlich Tagelöhner find) 6248. 
Bon 1—5 Heltar (Höfe, die von der Familie des Stellenbefigerd 
allein bewirtbichaftet werden) 5480. 


Bon 5—10 Hektar (Höfe, die für eine mit Gefinde oder Arbeitern 
geführte Bauernwirthichaft im Durchſchnitt ungenügend dotirt find) 3092. 
Ueber 10 Hektar (zu einer regelrechten Bauernwirthſchaft genügend 
dotirte Höfe) 5001. 
19 821. 
Die Bauerngüter find zum Theil von einer ſolchen Größe, daß ſich unter 
denfelben 5 mit einem ©rundfteuercapital von 9000 Mark und darüber 


— 

1) In dieſen TI nichtbäuerlichen Gütern find aber offenbar die nicht unter das 

Bauernreht fallenden Schrift- und freifafien Güter nicht inbegriffen. Sie wären im 

einer Anzahl von ca. 30 den 71 noch binzuzufchlagen und von den Bauerngütern 
gleichfall® abzufegen. 
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befinden und daß ca. 100 Befiger bäuerliher Güter in den legten 10 Jahren 
dem zur Wahl von 5 Landtagsabgeordneten berechtigten Wahlcollegium der Klafie 
der hödhftbefteuerten Grundbejiger angehört haben, mithin das Grundeigenthum 
dDiefer 100 Befiger in den Kreifen Braunſchweig und Wolfenbüttel und im Amt 
Schöningen zu einem Grundfteuerfapital von mindeftens 4500 Mark, in den 
übrigen Yandestheilen von mindeftens 3000 Mark abgeſchätzt gewejen fein muß. 
(Beiträge zur Statiftif des Herzogthums Braunfchweig, herausgegeben vom 
ftatiftiichen Bureau des Herzogthums Braunfchweig. Heft 3. Braunfchweig 1876, 
©. 4, 78—81. Lüderſſen, Die Befreiung und Mobilifirung des Grund» 
beſitzes im Herzogthum Braunfhweig. Braunſchweig 1881. ©. 83, 84.) 

Mit Hannover und Braunſchweig hat hinfichtlid der Bertheilung des 
Grundeigenthums große Aehnlichteit da8 Herzogthum DIdenburg, nur daß hier 
der bäuerliche Beſitz noch ftärfer vorwiegt als in jenen beiden Yändern. Der 
bauptfählihe Erwerbszweig in Oldenburg ift die Landwirthſchaft und zwar 
mittelft bäuerlichen Betriebs; Handel und Gewerbe, nur in den wenigen Städten 
und Fleden vertreten, fangen erjt in neuefter Zeit an, einen kräftigeren Auf: 
ſchwung zu nehmen. Der ländliche Boden zerfällt zum größten Theil in ſpann— 
fähige bäuerliche Befigungen von ſehr verjchiedenem, wenngleich meift erheblichem 
Umfange. Die beiden Extreme de3 bäuerlichen Beſitzes werden einestheils ge- 
bildet durch die Vollhufe, auf der ca. 12 Pferde und über 40 Kühe gehalten 
werden und amderentheil3 durch die Viertelhufe mit nur 2—4 Pferden umd 
4—8 Kühen. Den eigentlihen Bauerngütern find vielfach, Feine Stellen unter- 
mifcht; indeß nehmen diefelden überall, mit Ausnahme der 3 Heinen Gemeinden 
des Sagterlande3 und einiger neuer Anbauercolonieen, nur einen verhältnigmäßig 
fleinen Theil des Landes ein. Auch ift das von den größeren Landgütern, die 
al3 adlige oder Rittergüter bezeichnet werden, eingenommene Areal ein jehr 
geringes, ja es dürfte die Zahl diefer Güter im ganzen Herzogthum faum 
mehr als 6 betragen. 

Die näheren Belege für das eben Gefagte finden fi in den officiellen 
Ermittelungen, welche auf Grund de3 Grundfteuerfafterd im Jahre 1869 über 
die Versheilung der Grundbefigungen von verjhiedener Größe angeftellt worden 
find. AS Befigungen werden die von ihren Befigern zu einem wirthichaftlihen 
Ganzen vereinigten und al3 ein bejonderer Grundfteuerartifel verzeichneten 
Grundſtücke aufgefaßt. Dieſe fog. Grundfteuerartifel, welche der Ermittelung 
zu Grunde gelegt find, deden ſich nicht mit der Zahl der Beſitzer, weil es von 
jedem Befiger abhängt, zu wievielen Befigungen er feine Grundftüce zufanmen- 
fafien Yafjen will; fie deden fid) aber auch nicht mit der Zahl der Landwirthe, 
indem die Grundftenerartifel nur die eigenthumsweiſe bejefjenen, nicht auch die 
fremden aber thatjächlih zum Zweck der Bewirthihaftung zu einem Ganzen 
verbundenen Liegenſchaften umfaffen. 

Das Gefammtergebniß ift, daß das Herzogthum Oldenburg aus 114 Ge 
meinden beiteht und nah dem Katafterabichluß ‚pro 1871 ca. 43600 Artikel 
und 430 000 Parzellen enthält. Es kommen alſo durchſchnittlich auf jede 
Gemeinde ca. 383 Artikel und 3772 Parzellen. Auf jeden Artikel kommen 
9,58 Hektar, auf jede ‘Parzelle 0,97 Hektar. 

Hinfihtlih der Vertheilung der Befigungen von verfchiedener Größe ergab 
die Aufnahme folgendes Refultat: 
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Tabelle 6. 
Herzogthbum Oldenburg. 


(PB. Kollmann, Das Herzogtum Oldenburg in — wirthſchaftlichen Entwickelung. 
Oldenburg 1878. 93.) 
Bertbeilung der — ee nach der Größe der 
| Befigungen. 1869. 








Anzahl Das Areal 
ie he ber ſämmtlichen vorhandenen Beligungen 
unter 1 Hektar 13 005=31,0 Proc. 3 718,9 0,7 Proc. 

5 „ 12107=288 „ 32 255,1— 62 „ 
5-10 „ 6549-15, „* 46 793,2— 9,0 „ 
10— 2 , 4212—=10,0 „, 59 2381114 „ 
20— 40 „ 3525— 84 „ | 1011912194 „ 
0— 75 „ | 182 44 „ 96 202,4=18,4 „ 
TS—100 „ | 314 08 „ 26 843,8 51 „ 
100—20 „ | 260—= 0,6 „ 34420,7= 6,6 „ 
über 200 „ | 168= 04 , | 120815,0-=232 _ 


Der Anzahl nach prävaliren natürlid die Kleinen Befigungen bis zu 
10 Heltar; der Gelammtfläche nad dagegen beanſpruchen den größten Antheil 
afıı gefammten Grund und Boden die Befigungen von 10—20 Hektar (11,4 %/,), 
von 20—40 Hektar (19,4 %,) und von 40—75 Heltar (18,4 %,), jo daß 
diefe 3 Kategorien allein ca. 50 °/, des gefammten Bodens einnehmen. Rechnet 
man zu dieſen 50 9, nod das Areal der Kleinen Güter von 5—10 Heltar 
binzu, jo fommt man auf ca. 60 %/, de3 gefammten Bodens. Diefem leinen 
und mittleren Bauernftande ftehen gegenüber einestheils die Tagelöhnerftellen 
und Gemwerbegüter, jowie die fleinen Güter bis zu 5 Hektar mit 0,7 und 6,2, 
zufammen alfo mit ca. 7 %, und anderentheil® die größeren Complexe von über 
75 Hektar, melde ca. 33 %, der Gefammtfläche einnehmen. Die größeren 
Befiscomplere gehören indeß nur zum kleinſten Theil PBrivatperfonen; zum 
größeren Theil dagegen der Krone, dem Staat, der Kirche, den Gemeinden und 
Gorporationen, wie die folgende Tabelle zeigt: 


Tabelle H. 
DE DaF Didenburg. 
(Kolmann l. c. ©. 99.) 


Bertheilung des Grumdeigentbums unter die —— Körper— 
ſchaften und Privatperſonen. 186 























are Or. 
Eigentbum Anzahl der | Fläche in — — — 
8 Befigung. | Heltar ber Be- der Befsung. 
| ſitzungen Fläche in Hettar. 
Pe ENGEN — 

der Krone 62 4622 05 I 0,809 74,5 
des Staates 656 | 43108 1,56 | 8,27 65,7 
der polit. Gem. u. Corporat. 582 | 86530 1,39 | 16,58 148,6 
der Kirche und Schule | 94 | 6512 2,30 ' 1,25 6,8 
der übrigen Corporationen | 228 2105 0,54 0,40 9,2 
der Privaten | 39475 378609 | 94,06 | 72,61 9,6 


300 A. von Miaskomsti. 


Bieht man von dem Gefammtareal, das dem Staat u. ſ. w. gehörige 
Land ab, fo nehmen von dem ausjchlieklic in Privathänden verbleibenden Reſt 
des Bodens (= 8/, der gefammten abgefhätten Fläche) die Befigungen von 

5—75 Heltar über 75 %/, ein. 

Ueber die verfchiedenen Theile des Yandes find dieſe Befitfategorieen in 
ſehr ungleiher Weife vertheilt. Zu unterfcheiden ift hier namentlich die Marie 
und die Geeft. In der Maric find die Befigungen bis zu 10 Hektar ver: 
hältnißmäßig viel ftärker, die größeren dagegen viel weniger ftarf vertreten als 
auf der Geeft. Auch das ftaatliche und Landesherrliche Grundeigentum ift auf 
der oldenburger Geeft doppelt jo ftarf vertreten (14 %/,) al3 auf der Marſch 
(nur 7 %,), dagegen auf der münſterſchen Geeft wieder nur halb jo ftarf wie 
auf der Mari (3 %,). Das Grundeigenthbum der politiichen Gemeinden umd 
Gorporationen nimmt von dem Boden der Mari nur Y/,, von dem der olden= 
burger Geeſt faum 5, von dem der münfterfchen Geeft dagegen 37 %, ein. 

In der Periode von 1866— 76, weldhe zum größten Theil in die Zeit nad 
der ftatiftifchen Ermittelung fällt, deren Refultate wir oben mitgetheilt haben, 
bat ſich die Zahl der Beſitzungen um 2326 vermehrt, theils anläßlich der Be 
gründung neuer Landftellen auf vormals uncultivirten Gründen, theil3 anläßlich 
der Zerichlagung von größeren Beſitzungen. So ift namentlih der Grund: 
befis der politiihen Corporationen auf der Geeft, weldyer von den ungetheilten 
Marten herrührt, vielfady in reines Privateigenthum verwandelt worden. Da— 
durch ift der mittlere Umfang der Beſitzungen auf der Geeft gefunfen. In der 
Marſch dagegen haben vielfach die ftüchweifen Abtrennungen von der einen Bes 
figung zu Vergrößerung der anderen geführt. (v. Viebahn 1. c. II. 572. Hull: 
mann, Die Reform des Grunderbreht3 im Herzogtbum Oldenburg. Olden— 
burg 1870. ©. 6. Bor Allem aber Kollmann, Das Herzogthum Olden— 
burg. Dldenburg 1878. S. 92—94. 99. 102.) 

Ein gejunder Bauernftand findet ſich aud im Gebiet der Stadt a 
vor: wo man nad) v. Biebahn 334 Voll-, 19 Dreiviertel-, 1 Zweidrittel-, 
halbe und 6 Drittelbauern, ferner 328 Groftöthner, 30 Kleinköthner, u 
Brinffiger und 63 Neubauern zählte. Auf eine Stelle entfielen ca. 49 Morgen 
nutbares Land. Indeß haben in legterer Zeit in Folge des von der Stadt 
ausgehenden Einfluffes, namentlich in der nächſten Umgebung derſelben/ weiter⸗ 
gehende Zerſtückelungen des Grundbeſitzes ſtattgefunden. (v. Viebahn 1. c. ©. 573.) 

Viel weiter als in dem Landgebiet der Stadt Bremen iſt die Zerſtückelung 
im Landgebiet der Stadt Hamburg vorgeſchritten. Hier beſteht die landwirth— 
ſchaftlich benutzte Fläche nach einer älteren Mittheilung aus 20 Pochthöfen, 
283 ganzen und 22 halben Höfen, 1136 Kathen, 273 Häuſern, zuſammen aus 
1734 Beſitzungen, die allerdings durchweg klein ſind, indem durchſchnittlich auf 
eine Beſitzung noch nicht 15 Morgen Land fallen. (v. Viebahn 1.c. ©. 573.) 

Kräftige Bauernhöfe haben ſich fodann noch erhalten in Lippe=- Detmold, 
wo man neben 572 großen, 1646 mittlere und 9884 Heine Befigungen, und 
in Walded»-Pyrmont, wo man neben 47 Nittergütern, 558 Stellen mit 
einem Areal von mehr al3 80, 2394 Stellen mit einem Areal von 4050 
Diorgen und 10 937 Kleinftellen unter 20 Morgen zählte. Die Durchſchnitts- 
größe einer Bejigung in Walde betrug 20 Morgen. 

Stellenweife jcheint die Zerſtückelung des Grundeigenthums bier wie in 


Beilage zum Abſchnitt I. 301 


den beiden — übrigens ſehr weit vorgeſchritten zu ſein. (v. Viebahn J. c. 
571. 573. 

Zu der nordweſtlichen Ländergruppe mit vorwiegendem bäuerlichen Grund» 
eigenthum gehört auch die preußiſche Provinz Weſtphalen. Aehnlich wie in 
Hannover iſt auch hier die Grundeigenthumsvertheilung eine außerordentlich 
günſtige. Die großen Güter mit einem Areal über 600 Morgen nehmen nach 
der oben auf ©. 2 mitgetheilten Tabelle nur 16,5%, der Geſammifläche ein. 
Und felbft in diefe Klafje ragen noch eine Anzahl größerer Bauerngüter- hinein. 
An Nittergütern werden überhaupt nur 430 gezählt und von diefen find wieder 
ca. 290 durd) Fideicommifje gebunden. Der größte Theil des Bodens befindet 
ſich in bäuerlihen Händen. Denn nicht nur daß zu den Bauerngütern * 
Beſitzungen von 30—300 Morgen zu rechnen find, welche allein 56,3 9, 
der gefammten Fläche einnehmen, jondern e3 gehört zu denfelben auch noch eu 
großer Theil der Befigungen von 300—600 und wohl nod ein fleiner der 
Befigungen über 600 Morgen. Rechnet man alle Befitungen von 30 bis 
600 Morgen und von den Befitzungen über 600 Morgen keine zu den bäuer- 
lichen, was den thatſächlichen Zuftänden ziemlid) genau entjprechen dürfte, jo 
entfallen auf den bäuerlichen Grundbefig ca. 65 %/, der Gefammtfläce. 

Der bäuerliche Grundbeſitz iſt übrigens ſehr mannigfach abgeftuft. Die 
großen Bauerngüter umfaſſen mit Inbegriff des Waldes bis zu 900 Morgen: 
ſie befinden ſich im Beſitz von Bauern, die ſich ihre Freiheit auch während des 
Mittelalters erhalten haben, die nur unter ſich heirathen und die der Volkswitz 
als Staroſten bezeichnet. Ahnen am nächſten ſtehen die Colonen, meiſt wohl: 
habende Bauern, die 2—5 Pferde beſitzen und deren Grundeigenthum 30 bis 
600 Morgen umfaßt. An den eigentlihen Bauernjtand ſchließen ſich endlich 
die Befiger von 5—30 Morgen an, deren Bejig noch immer 15,2 %/, der 
Gefammtflähe einnimmt. Es find das die fog. Kötter und Brinkfiger, die 
einen Kotten befigen und ihr Yand mit Kühen bewirthſchaften. Hierauf folgen 
die Befiger von 5 und weniger Morgen, welche 3,65 %/, der Fläche einnehmen: 
ländliche Tagelöhner, melde ein eigene® Haus und ein Stüd Yand befiten, 
ſowie — namentlich) im weftlihen und füdlichen Theil des Negierungsbezirts 
Arnsberg — grundbefigende induftrielle Arbeiter. (Geyer, Unterfuhungen in 
Holgendorff-Brentanos Jahrbuch I. ©. 49, 51. Trümpelmann, Bilder aus den 
Berhältmifjen der ländlichen Arbeiterbevölferung. Gotha 1874. ©. 60. Preußens 
Landwirthſchaft in den Jahren 1875/77. ©. 306. Freiherr v. Schorlemer: 
Alft in der Sigung des Preuß. Abgeordnetenhaufes vom 26. November 1879. 
Sten. Ber. ©. 260. Die oben ©. 2 mitgeteilten offiziellen Daten der preufi= 
ſchen amtlichen Statifiif.) 

Für das Königreih Sachſen, deſſen Grundbefigvertheilung in mehr al3 
einer Beziehung von dem größten Intereſſe ift, eriftiren aus älterer Zeit die 
von v. Flotow auf Grundlage der Grundſteuervertheilung von 1844 in ſeinen 
Beiträgen zur volkswirthſchaftlichen Statiſtik des Königreichs Sachſen in Raus 
Hanſſens Archiv 1846, I. publicirten Daten. Engels Jahrbuch für die Statiftit 
des Königreich Sadjien: Das Königreih Sachſen in ftatiftifcher und ftaat3- 
wifjenschaftlicher Beziehung. I. Dresden 1853 reproducirt die von Flotow mitge- 
theilten Zahlen mit einigen Correcturen. Doch fehlte es ſeitdem an neueren 
Aufnahmen. Um diefen Mangel zu befeitigen, hat das ftatiftiihe Bureau 
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gelegentlich der Biehzählung im Jahre 1853 zugleih die Größe der im Eigen 
thum oder in Pachtung der Biehbefiger befindlihen Grundflähen ermitteln 
lafien. Allein abgefehen davon, daß eine ſolche Aufnahme an ſich nur eine 
geringe Zuverläffigfeit darbietet, weil fie nicht auf genauer Unterlage berußt, 
fo zergen die Zahlen aud ein im ſich unvolllommenes Bild, indem von 272 
Meilen, welde das Land umfaßt, nur 210 im denfelben fid) wieder finden, 
Wenn man aud) 35 Meilen im Befit der todten Hand befindliche Wälder 
hiervon abzieht, jo bleibt doch noch eine fo große Differenz, daß das Rejultat 
al3 wenig werthvoll erfcheint. Diefer Mangel ift zum Theil darauf zurüdzu: 
führen, daß in der Aufnahme diejenigen Grundeigenthümer, die fein Bieh be 
faßen, nicht verzeichnet worden find. Immerhin theilen wir die auf diefem Wege 
gewonnenen Zahlen in folgender Tabelle mit, weil fie die jüngften find, die uns 
über die Vertheilung des ländlichen Grundeigenthums zu Gebote ftehen. 


Tabelle I. 


Königreih Sadjen. 


(Nah der Zeitfchrift des ftatiftiihen Bureaus des Königreichs Sachſen. Jahrg. 1856, 
Heft 2. ©. 28. Jahrg. 1857. Heft . : S.21. v. Scheel in Hildebrands Jahrbüchern 
.5. ©. 203.) 


Bertheilung der bewirthichafteten Flächen unter die Viehbeſitzer. 1853. 
(1 ſächſ. Ader — 2,16 preuf. Morg. — 0,553 ha.) 


Größenfate- 


Die Zahl der viehbefigenden Grundeigenthümer | Die durch⸗ | Die 
ee in ben 
gorien i. ſächſ. 


Flãchen 
ſchnittl. Größe der einz. Kate⸗ 
einer Beſitzung gorien in Pro- 














Adern _ Städten | Dörfern | Rittergütern | ganz Sachſen in fähfifhen centen des gel. 
beträgt Procente der Gefammtzahl der Befitzer| Atem | Areals 
unter 0,25 | 1336 | 56 | — 15,07 0,10 0,10 
0,25—0,50 | 428 | 5,96 _ 570 | 037 0,13 
0,50—0,75 313 380 _ 3,70 1060 | 0,14 
5-1 | 301 | 3,00 0,09 298 088 | 0,47 
1—2 10,08 | 8,92 0,28 9,00 146 | 0,87 
2—3 6,95 6,28 | _ 1632 | 243 | 10 
3-5 | 927 1849 | 0,09 8,52 3,90 2,19 
5-10 | 1098 1036 0,09 0,36 7,06 4,87 
10—15 | 5 | — 5,45 13,69 4,44 
15-20 | 02397040 0,09 436 | 19,12 4,99 
20-30 214 | 754 | 019 6,799 | 24,91 11,17 
30—410 131 | 642 055 5,72: 34,69 13,59 
05 | 05 487 073 5 44,60 11,85 
0-75 | 0,70 4,54 | 294 | 403 59,46 15,90 
5-10 ı 015 | 108 | 359 ı 0,98 85,24 5,41 
100—150 | 015 00 9,29 04 119,10 3,55 
150—200 | 0,03 | 0,09 1,41 | 017 172,05 1,96 
200-300 002 0064 20,98 | 0,20 248,02 3,31 
30-500 | — 0 2622021 385,20 5,42 
5-50 | 001 — 15,09 | 0,12 588,63 4,64 
750—1000 | _ — | 451 0,04 814,14 1,99 
über 1000 | — 3,77 0,03 | 1384,67 2,71 

ohne Grund: | | 
i 





Summa | 100 
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Zu diefen Zahlen bemerkt Reuning, daß 44%, aller in — Dörfern und 
auf Rittergütern angeſeſſenen Grundbeſitzer 3 und weniger ſächſiſche Acker 
(etwa 6 Morgen preußiſche) beſitzen: was wir angeſichts der ſehr verbreiteten 
Induſtrie al3 ſehr natürlich finden. Auch ift diefer hohe Procentſatz der Kleinen 
Grundeigenthümer keineswegs beforgnißerregend, wenn man zugleid) in Betracht 
zieht, daß diefe ca. 44 %/, ſämmtlicher Ländlichen Befiger nur 2,43 %/, der ge 
fammten Fläche befigen. Der Schwerpunft liegt nad) ber obigen Tabele in 
denjenigen Eigenthümern, deren Güter einen Umfang von 20—100 ſächſ. Ader, 
alfo 43—230 preuß. Morgen haben, indem diefe zufammen faft 58%, 
des gefammten Bodens einnehmen. 


Ueber das Verhältniß des Staatseigenthums zum übrigen Eigenthum, mit 
Unterſcheidung des land» und forftwirthichaftlich benugten Areals, giebt folgende 
auf Grund der Grundfteuervertheilung von 1844 zufanmengeftellte Tabelle K. 
Aufſchluß. 


Tabelle K. 
Königreich Sachſen. 


Vertheilung des Staats- und des übrigen Eigenthums ſowie der land- und forſt— 
wirthſchaftlich benutzten Fläche. 1844. (v. Scheel J. c. ©. 204.) 


ö———————— ⏑⏑ 977700 
das Geſammtareal in Procenten Min — — 
landwirthſch. | forſtwirthſch. unprod. — —— der anf Be 
Staatseigentfum . . . | 637 | 92,66 0,97 TE 
Uebriges Eigenthum . . 7345 | 23,99 2,56 88,94 
Bufammen . . .. . 66,66 30,95 2,39 100,00 


Aus dieſer Tabelle folgt, daß nur ein geringer des geſammten Areals 
(11,06 %,) ſich im Eigenthum des Staats befindet. Der größte Theil dieſes 
Staat3eigenthums (92,6 %,) wird forſtwirthſchaftlich benugt. (Reuning, Das 
— Sachſen. 1865. S. 22, 23. v. Scheel in Hildebrands Jahrbüchern. 
Br. V. ©. 201 ff.) 


Die a zwifchen der nordweftlichen und füdöftlichen Yändergruppe 
mit vorwiegendem Bauerngutäbefig bilden die Thüringifhen Länder. 
In denſelben iſt zwar der im Privateigenthum befindliche Grund und Boden 
im Allgemeinen ſehr zerſtückelt; doch giebt es noch Gegenden, in denen ſich das 
große ſpannfähige bäuerliche Srundeigenthum in großer Anzahl und weiten 
Umfang erhalten hat. Hierher gehört namentlih da8 Herzogtfum Alten- 
burg. Doch muß innerhalb defjelben zwifchen dem Oſt- und Weſtkreiſe unter: 
ſchieden werden. Schon die Natur hat diefe beiden Landestheile ſehr ungleich 
ausgeftattet. Denn während der Oſtkreis fehr fruchtbaren Boden bat, und 
fich durch reiche Getreideernten, Biehzudt und Gemüſebau auszeichnet, befigt der 
auf der thüringiſchen Hochfläche gelegene Weſtkreis meift mageren Boden. 

Im Oſtkreis wiegt der Privatbefiz, welcher meift gejchlofien ift, vor; im 
Weſtkreis umjchliegen die umfänglichen Domänenforften den größtentheild wal— 
zenden und ftarf zerftüdelten Privatbefig. Aber auch im Oſtkreiſe fehlt es nicht 
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an walzenden Grundftüden, doch wiegt hier der behäbige Bauernftand in feinen 
mannigfachen Abftufungen vom Bier: und Sechsſpänner bis zum befcheidenen 
Kuhbauern vor. 

Aus Älterer Zeit giebt es ftatiftiiche Daten über die Vertheilung des 
Grundeigenthums nur für den Bezirk des Kreisamt3 Altenburg (Oſtkreis). 
Sie find von Geutebrüd unter dem Titel: „Einige Nachrichten über den Bezirk 
den Kreisamts Altenburg” für die 7. Berfammlung deutfcher Land» und Forft- 
wirthe, welche im Jahre 1843 in Altenburg tagte, zufammengeftellt worden, 

Sichere Grundlagen über die Bodenvertheilung gab e8 nur für 30 Fluren. 
Auf das übrige Territorium find diefe Daten dann in analoger Weife ausgedehnt 
worden. - 

Das Reſultat diefer Ermittelung ift folgendes: 


Gejammtareal Proc. des Kreif 
in Alt. Adern amtsbezirts 


913 Kammer: und Rittergüter, ſowie die großen 
Bauerngüter von mehr als 24 Ader Landes 
(1 Alt. Ader — 2,51 preuf. Morgen). . 53513 c. 62,96 9, 
1463 mittlere Bauerngüter ſowie die Fleinen und 
Bärtnergüter - > > 2 02 een. 13399 c. 16,76 % 
4186 Tagelöhner-, Gewerbe u. |. w. Güter . 2155 c. 39,4% 
Der nicht zu den Kammer» und Rittergütern gehörige Boden zerfiel in: 


896 Anjpanngüter, 
1395 Hand- und Gärtnergüter, 
122 Mühlen und | mit ländlichem 
4101 Häufer Grundbeſitz, 
zuſammen 6514 Beſitzungen. 


Nimmt man ſtatt deſſen in runder Summe 6500 Beſitzungen an, jo ver- 
theilt ſich das denſelben gehörige Land folgendermaßen unter die einzelnen Größen- 
klaſſen: 

96 Beſitzungen mit zuſ. c. 8443 Alt. Acker oder mit durchſch. je 87,9 Acker, 
6124 


88 = = = = s ⸗ = = - 69,6 5 
177 z s = 10030 = = s = = 56,7 
Pe Er \ 77 EEE ES 
265 = = = = 8455 = = = = = 31,9 5 
Pe a 6 
402 = = = = 3664 = = = E = 9,1 = 
683 = = : = 3098 - = 5 = = 4,5 = 
972 = = = = 1835 = = = = 2 1:9 = 
3214 2 = = = 920 = = 3 = = 0,29 = 


Die folgenden Zahlen beziehen fi auf das ganze Herzogthum. Sie find 
neueren Datums al8 die oben für den Bezirk des Kreisamts Altenburg aufgeführten, 
indem fie theils einer im Jahre 1853 für die einzelnen Steuerbezirte des Landes zu= 
jammengeftellten Ueberficht über den Flächeninhalt der öffentlichen Strafen umd 
Gewäſſer, jowie der Befigungen des Fiskus, der Kirchen, Schulen, Stiftungen, 
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Gemeinden, der Nittergüter und des übrigen Privatbefiges, theils den für die 
Grundfteuervertheilung ermittelten Ertragseinheiten entnommen wurden. 
Nach diefen Duellen nimmt im Herzogthum Altenburg 
das öffentlihe Eigenthtum . . . . . 14,80 9%, 
da3 Eigenthum der Stiftungen . -» . 2,05 9, 
das Eigenthum der Gemeinden . . . 2,50 % 
das Eigenthbum der Privaten . . . 80,65 9, 
der Fläche ein. 
Bon dem im Privateigenthum befindlichen Grund und Boden gehören 
zu den Rittrglten . . . .:. . 1217 % 
zu den fonftigen Gütern . . . .» . 87,83 9%. 
Man zählte im Jahre 1855 96 landtagsfähige Rittergüter, welche einen 
durchſchnittlichen Flächeninhalt von 135,27 ha befafen. 
Der öffentliche Grundbefig, größtentheil3 aus Staatöforften beftehend, nimmt 
im Weftkreife 19,93, im DOftkreife dagegen nur 9,62 %/, des Bodens ein. 
Folgende Tabelle giebt nähere Auskunft darüber, wie ſich der bäuerliche Grund- 
befig, welcher 87,83 %/, der gefammten im Privateigenthume befindlichen Fläche 
umfaßt, in den beiden Yandestheilen auf die einzelnen Beſitzesgrößen verteilt. 


Tabelle J. 
Herzogthum Sahfen- Altenburg, 
(Hildebrand, Agraritatiftit Thüringens 1. Hälfte, S.174— 175. 1 Altenb. Ader — 2,51 ha.) 
Verhältniß der einzelnen Klafjen der bäuerlihen Befisungen zur Gefammtheit ber 
bäuerlichen Beſitzungen und Verhältniß der Größenklaſſen ihrer Beſitzflächen zur Ge- 
ſammtheit der Flächen, ſowie der ee Umfang diefer Beligungen in jeder 
rößenklafie. 





E8 betragen %o ber 


22 = 2 6: > u | = 5 
= 3 = © ⸗ u - [= = 
lese: .2slB22 38 21832513 2.188228 
S = = * — — —— a? Da See a 4 je an = 
0 u) so nu Da om m an = ao an u 
oa mom „mn mo m ana Bon „em > 5 
Dee BDEiVESE 2 DE BEE 32E S5E 32€ 
u | >94 Dim - a |. > 
2232.5312232 5312331, 2 5775 
| SD| 3% on ID wm I zen 
22* 25* mn en u Se =. = N „Die 
„mei gar ne u% ri. Ze nt lm Erin > 
>» Ze |: * 2 3 nn Tr Rn 258 > en 
SER ZEN ISERTIEEN SEN ZEER SEN SEN 
er = Be Am u ze 2 a A ED u ——— 
Kreis ——⏑ 59212088 | ED. EI2 | E92 23.2 
530 EA 520 526 5260 E-Q ZEN EUQ 
2098 2* a 138 2 —— — 
——— — Be} — — —— a. 5 
2 — De 5 9:5 22) —2 — 
| von | von von von | von von vom von 
Kr über60 — 72 Ader über 77 S0AdEr „7; 
bi8 zu 60 Acker ftenb. — ie 6 | über 50 Ader 
altenb. — HERRN, altenh. — 


a ua 38,494 380 bis 46,198 256 bis „, 493 8 
38,444 380 ha. | 16,193256 ha. 51325810 ha. 51,325 840 ha. 
— — — — — — ———— — —— — —— — — — — — —— —— 


1. 2. 3. 4. 5. 6. 7, 8. 9. 
Oft . . . | 98,79. 83,48 0,53 6,20 032 42 0,36 6,09 
Weftkrei® -. - - | 99,75 95,81 | 0,13 1,95 0,06 1,01 0,06 1,23 
Herzogtbum . - | 99,29 84,17 0,32 4,24 0,19 ı 2,4 0,20 3,85 

22 


) 


Säriften XX. — d. Miaskowski, Grundeigenthumdbertheilung. 20 


306 A. von Miastomsti. 





E8 umfaßt durchſchnittlich 1 bäuerliche Befitung. 








E 8 © 4 Pr r 
| 53 |2,23|3,.24| 8,.4| „ 
Sso 1324 —1320 355 = 
| 853 23333 3333 s53 | & 
, De 
ee. a53 |v832 35233 2ER | & 
| 3 |S8IT | SETR | 39R 5 
| ha ha | ha ha ha 
| 10. 11. 12. 13. 14. 
Ofttrid > 2 022.029 41,72 47,41 59,15 3,54 
Welke. -. - -» » .| 23,71 42,09 48,66 59,41 2,82 
3,17 


Serzogthum . . 2... 2,84 41,80 47,62 59,19 


Aus diefer Tabelle ergiebt ſich, daß der Grundbejig Bis zu 60 Alt. Morgen 
im Weſtkreiſe ftärker vertreten ift al3 im Dftkreife (99,75 %/, der Befiger und 
95,81 9%, der gejammten vom bäuerlichen Beſitz —— Fläche gegen 
98, 79 °/, und 83,48 %,). Dagegen wiegt im Dftfreife wieder der größere über 
60 Alt. Morgen betragende Befig ftärker vor als im Weften. (Im Often nimmt der— 
jelbe 1,21 %, der Befiger und 16,52 °/, der Fläche des bäuerlichen Befiges, im 
Beten dagegen nur 0,25 der Befiger und 4,19 der Fläche ein.) Mit diejer ver- 
ſchiedenen Bertheilung des Grundeigenthumg in MUebereinftimmung befindet ſich 
das Verhältniß der grundbefigenden zu der nicht grumdbefigenden Bevölkerung. 
Während dieſes Verhältniß für das ganze Herzogthum gleich 59,29: 40,70 %%/, iſt, 
beträgt die Zahl der Grundbeſitzer und deren Angehörigen im Sfltreiſe nur 51,59, 
im Weſtkreiſe dagegen 74,26 80 der geſammten Bevölkerung. Woangemann in 
der Verſammlung deutſcher Sande und Forftwirthe von 1843, ©. 57 und Hilde 
brand, Statiftit Thüringens, Bd. 2, Agrarftatiftif. Erſte Hälfte. Jena 1871, 
©. 167—174.) 

An Thüringen ſchließt fi im Südoften das Königreih Bayern an, 
über deſſen Örundeigentfumsvertheilung wir nur jehr unvollfommene Daten 
befigen. An offiziellen Publikationen liegt und nur eine im Sahre 1853 
zufammengeftellte und vom ftatiftifchen Bureau publicirte Tabelle vor. Leider 
find derjelben feine Nachrichten über den bei ber Ermittelung eingejchlagenen 
Weg beigegeben. Wir theilen in der nachfolgenden Zufammenftellung (cf. Tabelle M) 
nur die Procentzahlen mit. 

Aus diefer Tabelle geht hervor, daß der durchſchnittliche Umfang des land— 
wirthſchaftlich benutzten Grundbeſitzes am größten in Oberbayern (24,8 bayer. 
Tagw.) und in Niederbayern (22,1 bayer. Tagw.), am kleinſten dagegen in 
der Pfalz (8,4) und in Unterfranfen (7,6) iſt. ine mittlere Stellung nehmen 
einerfeitö die Oberpfalz (18,6) und Schwaben (16,5) und andererſeits Oberfranten 
(12,4) und Mittelfranken (12,2) ein. Diefe Rangordnung, in der die verſchie— 
denen Regierungsbezirke hinfichtlidh des durchſchnittlichen Umfanges der Privat: 
befigungen ftehen, wird nad) Ausweis der obigen Tabelle nicht weſentlich verändert, 
wenn man zu dem landwirthſchaftlichen auch das forſtwirthſchaftliche Areal hinzu— 
rechnet. Mit dieſem Reſultat ſtimmen auch die ſonſtigen Notizen übereim, die auf 
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privatem Wege über die Bertheilung des Ländlichen Grundeigenthums beichafft werden 
konnten. Nach denjelben wiegt der größere bäuerlihe Grundbefit vor in Ober: 
und Unterbayern, derjelbe tritt hinter dem Kleinbeſitz ſchon mehr zurüd in 
Schwaben und der Oberpfalz, namentlich aber in Ober: und Mittelfranten, während 
in Unterfranfen und der Pfalz der kleine Beſitz prävalirt und bier theilweife in 
den BZwergbefig übergeht. Im den einzelnen Theilen diefer Kreife felbft ift das 
bäuerliche Eigenthum ſehr ungleich vertheilt. In Oberbayern findet es fich über 
den. ganzen Kreis zerjtreut, bejonder3 ſtark vertreten aber im Gebirge (Ein: 
ödewirthſchaft) und in den an Niederbayern angrenzenden Diftricten, in Nieder: 
bayern vorzugsweife im füdlichen Theil, namentlidy an der Rot. In Schwaben 
tritt der ſpannfähige bäuerliche Beſitz befonders hervor in dem durch feine Frucht: 
barkeit bekannten Ries bei Nördlingen, auf dem fruchtbaren Lehmboden zwifchen 
Gundelfingen und Höchftädt, ſowie auf dem Kiesboden des rechten Donauufers. 
In Oberfranten finden ſich Bauernhöfe in größerer Anzahl auf der Hochebene 
der fränfifhen Schweiz und in Mittelfranken im fruchtbaren Gauland ſüdlich 
der Altmühl, in dem nicht minder fruchtbaren Brünftertbal, im fog. ſchwarzen 
Gau an der oberen Aiſch und im Tauberthal. 


Tabelle M. ER 
Köntgreih Bayern 1853. 


(Nah v. Scheel in Hilvebrands Jahrbüchern Bd. IV, ©. 474 und den Beiträgen zur 
Statiftit des Königreih8 Bayern VII, ©. 54—55.) 


1 bayr. Tagwerk — 1,33 preuß. Morgen. 


Bei jeder Beſitzkategorie vom Größe einer Beſitzung 
Geſammtareal %o benutzt beim 









Beſitzkategorieen in No des land⸗ | forft- | weder land» | forft- 
gefammten Areals wirth⸗ | wirth- land⸗ noch a Make Sefammt- 
| Ihaft- | faait- |forftwirth-| Yiden | lichen | 








lich lich —— Areal in Tagwerten 














Todte Hand. . . | 9 I 1008 | — ee | we 
Privatbefit . sı I 78 22 ? | 14,4 | 115 18,6 
Summe . . . .! 100. 60 33 | 7 | — — ans 
Regierungsbe;. | | | 
Oberbayern | | 

(Alpen) | N N | | 
Todte Hand. . . 19 | 17 | 83 | — — = | Zu 
Brivatbefit - - | Sl TI 23 — 248 14,0 32,5 
Summe . - -» -! 100 | 57 | 32 | 11 J —— — 
Regierungsbez. | | | 

Pialz | | | 
Todte Hand . . . | | 
Privatbeſitz | 
Summe ’ | | 
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Durchſ chnittliche Größe eines Privat⸗ 
| befiges in Tagwerf 
Regierungsbezir u en 
landwirth- | forftwirth- — 
em de a ——— ſchaftliche ſchaftliche 
Niederbayern | 22,1 17,6 31,5 
Oberpfalz und Regensburg. 18,0 15,8 25,4 
DOberfranten . . . 1234 ı 104 16,2 
Mittelfranten ä Il 12,2 10,8 15,5 
Unterfranfen u. Aſchaffenb. | 7,6 4,9 8,9 
Schwaben u. — a 16,5 8,5 19,4 
Oberbavem © > 2 22.1248 14,0 32,5 
BOB 0 ee Bi 4,9 9,2 





Auch find die einzelnen Fpannfübigen Bauerngüter in den verjchiedenen 
Kreifen von ſehr ungleihem Umfange: in Oberbayern umfafjen diefelben 
2—800, in Niederbayern 2—600, ja biöweilen bis 800, in der Ober: 
pfalz aud) noch 2—300, in Schwaben, Ober: und Unterfranfen aber ge- 
wöhnli nur 80—200 Tagwerke. Außer diefen Grofbegüterten unter den 
Bauern, welche neben einer ftattlihen Zahl Rindvieh auch noch eine Anzahl 
Pferde beſitzen, giebt es noch Mittelbegüterte mit einem Stall voll Rindvieh 
und höchſtens 1—2 Pferden. Auch dieſe mittleren Bauerngüter haben in den 
verfchtedenen Kreiſen einen jehr ungleihen Umfang: fie umfaſſen in Oberbayern 
20—200, in Niederbayern 18—200, in der Oberpfalz 12—80; in den 
3 fränfifchen Kreifen ıft ihr Umfang viel geringer. An die mittleren Bauern 
Schließen ſich die Kleinbegüterten an, die nur eine Kuh oder einige Kühe und 
außerdem Schweine und Biegen befigen. Der Umfang eined kleinen Gutes 
beträgt in der Oberpfalz noch 10—12 Zagwerf, in den 3 fränkiſchen Kreiſen 
(Ober-, Mittel- und Unterfranken) iſt er viel kleiner. Auf dieſe Kleinbegüterten 
folgen die Söldner, die außer der Landwirthſchaft ein Handwerk betreiben oder 
im Tagelohn arbeiten rar I, 1 ©. 475; 1. 26.1035; II. 1 ©. 343; 
IE. 1, 4125.1,.2 1027; IV. 1 ©. 977), 


Abgejehen” von vieſa — He ENG Yändergruppen mit vor= 
wiegend bäuerlichen Grundeigenthum im Nordweften und Südoften findet fih 
ein Fräftiger Bauernftand auch noch in vielen Gegenden des Nordoftend und in 
einigen de3 Südweſtens. 


Zu diejen bäuerlichen Befigungen können wir in den öftlihen Provinzen 
der preußiichen Monarchie die Befigesklafjen von 30—300 Morgen rechnen, 
obwohl dieje Klaffe wohl auch noch einen Theil der Rittergüter in fi ſchließt. 
Doch gehört wiederum tm Weften ein Theil der Befigungen von 3—30 und 
im Often ein Theil der Befigungen von 300—600 Morgen nod) zu den Bauern- 
gütern, jo daß wir den ganzen Arealbeftand der Klafje von 30—600 Morgen 
wenn aud nicht zum bäuerlichen, jo dody zum mittleren Beſitz rechnen dürfen. 

Auf diefe beiden Klaſſen entfallen vom gefammten Grundbefig in den 

Provinzen Weftphalen — 64,50 9, 
alſo zwiſchen 60 u. 70%, 
Sachſen — 55,45%, 
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Preußen — 52,25 %, 
alſo zwifchen 50 u. 60%, 
dagegen in den Provinzen Brandenburg — 44,51%, 
Rheinprovinz — 40,47 %/, 
aljo zwiſchen 40 u. 50%, 


Bofen — 34,93 9%, 
Schleſien — 34,82%, 
Hohenzollern — 34,25 %, 
Pommern — 32,76%, 
aljo nur noch zwiſchen 30 u. 40 % 
Im Ganzen — wenn man nämlid; von einigen Theilen Pommerns, 


Polend und Solefieng einerfeit3 und der Aheinprovinz und Hohenzollerns 
andererjeit3 abfieht — kann die Vertheilung des Grundeigenthums in der preu= 
Bifhen Monarchie nad) ihrem alten vor 1866er Beftande al3 geſund angeſehen 
werden. Dieſelbe ergiebt 30 — 60 %/, an großem, 60— 30 an mittlerem 
und c. 10%, an kleinem Grundbefis. Doch fteht zu befürdten, daß ſich 
diefe im 3. 1858 gewonnenen Zahlen jeitvem zu Ungunften des bäuerlichen 
Grundeigenthums nicht unweſentlich verſchoben haben. 

Aber auch im Südweſten prävalirt in einigen Gegenden noch das mittlere 
Grundeigenthum. Rechnet man nach der neueſten im Jahre 1873 ſtattgehabten 
Aufnahme der landwirthſchaftlichen Haushaltungen im Großherzogthum Baden 
(ef. Tabelle C.), diejenigen, welche ein Areal von 5—100 Morgen bewirth— 
ſchaften, zu den mittleren Wirthſchaften, ſo erhält man innerhalb dieſer Kategorie 
115 935 Landwirthe mit 1721 034 Morgen, was mehr als die Hälfte ſämmt- 
licher Landwirthe (52,1 %,) und mehr al3 3/, des gefammten landwirthſchaftlichen 
Areal3 (77,7 /,) ausmadht. Wollte man gegen diefe von dem großh. badijchen 
ſtatiſtiſchen Bureau vorgenommene und mit der unfrigen nicht übereinftunmende 
Klaſſificirung einwenden, daß einerfeit3 bei ungünftiger Yage 5 Morgen für eine 
bäuerliche Wirthſchaft nicht ausreichen und daß andererfeit3 ein Theil der Güter 
mit einem Umfang von weniger als 100 Morgen nad) ſüddeutſchem Maßſtabe 
ihon zu den großen Wirthſchaften gerechnet werden müſſen, jo könnte dagegen 
allerdings geltend gemacht werden, dag dieſer Fehler einigermaßen dadurch com- 
penfirt wird, daß es wiederum Wirthihaften von über 100 Morgen giebt, die 
noch zu den bäuerlichen gehören. Wir können letzteres ſchon aus dem großen 
Umfang des Weidelandes und Reutfeldes annehmen, welcher innerhalb der Be— 
figungen von 100—200 Morgen vorfommt und den Bauerngütern des Schwarz= 
waldes angehört, und finden diefe Annahme dann aud, durch die Angabe be— 
ftätigt, daß zu den 1195 der Klaſſe mit einem Befis von über 100 Morgen ange: 
hörenden Haushaltungen 491 Bauernhöfe des Schwarzwaldes gehören. 

Doch halten wir e8 für richtiger, wie wir bereit3 oben gethan haben, die 
ganze Gruppe der Wirthichaften von 5—10 Morgen noch zu den kleinen 
Gütern zu rechnen, weil gerade innerhalb diefer Gruppe und der Gruppe von 
5 und weniger Morgen die meiften Pachtungen vorzufommen pflegen, jo daß 
hier der Umfang des bewirthichafteten Areal3 entjchieden größer fein dürfte als 
der de3 eigenthumsweife beſeſſenen. Es würde diefer Annahme nad) der mittlere 
Beſitz demnad auf die Wirtbihaftsflächen von 10—100 Morgen beſchränkt fein. 
Innerhalb derjelben zählen wir 60 967 Landwirthe mit einem Areal von 1 327 812 
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Morgen, was 27,4%, jämmtliher Landwirte und 59,9%, des gefammten 
landwirthſchaftlich benutzten Areals ausmacht. Es bleibt mithin den mittleren 
Wirthſchaften auch nach dieſer Klaſſifikation noch” immer eine überwiegende Be: 
deutung gegenüber den Wirthſchaften von 10 und weniger Morgen, auf die 
zwar 72,1%, ſämmtlicher Haushaltungen, aber nur 28,5%, des geſammten 
Areal3 und gegenüber den über 100 Morgen großen Wirthihaften, auf die 
0,5 0/, ſämmtlicher Haushaltungen und 9%, des gefammten Areals entfallen. 

Wie der Heine, fo vertheilt fih auch diefer mittlere Befig in fehr un- 
gleicher Weife auf die einzelnen Theile des Großherzogthums. Derjelbe über: 
wiegt jehr ftark in der Bodenfeegegend und im größten Theil des Schwarz- 
waldes: hier ift neben demfelben nur noch der größere Belig von einigem Be— 
lang, wogegen der fleinere unerheblih if. Im oberen Rheinthal und in der 
Rheinebene dagegen ift der mittlere und große Grundbeſitz faft ganz zurüd: 
gedrängt. Im Hügellande des Kraichgaus gewinnt wieder der mittlere umd 
größere Beſitz erheblichere Bedeutung und in einem Theil des Ddenmwaldes 
berrfchen ähnliche Verhältniffe wie im Schwarzwalde (Beilage zur Statiftif der 
inneren Verwaltung des Großherzogtfums Baden. Heft XXXVII. Karlsruhe 
1876. ©. XVI. XXI. XXVII.). 

Menn ſich abgejehen von den Bauergüterbezirten zar’ ESoyrv im deutſchen 
Nordweften und Südoften aud im Südweften und Nordoften noch Tpannfähige 
Bauerngüter in anfehnliher Zahl vorfinden, jo wird man doch ftet3 im Auge 
behalten müſſen, daß die Bauerngüter hier und dort nicht nur einen fehr ver— 
jchtedenen Umfang, fondern auch eine verſchiedene Bedeutung innerhalb der ge- 
fammten Grundbefigvertheilung haben. Ein Bergleid der verjchtedenen Güter: 
größen und ihres Berhältniffes zu einander in den 8 alten Provinzen Preußens 
einer= und in Baden und Würtemberg andererfeit3 mag diejen Unterſchied nod 
ſchließlich verdeutlichen. 

In den 8 alten Provinzen kommen auf den mittleren und größeren Grund- 
befig von 30 Morgen (ca. 7,5 ha) und mehr in runden Zahlen 89%, des Ge- 
fammtareal®, während auf die entipredhenden Klaffen in Württemberg und 
Baden blos 46 bezw. 45/, entfallen. Freilih muß berüdfichtigt werden, daß 
in diefen 89%, des preußtfchen Bodens zugleih der bei weiten größte Theil 
des Waldareal3 von 24913335 Morgen eingefchloffen ift, während die für 
Baden und Würtemberg ermittelten Zahlen ſich nur auf den landwirthſchaftlich 
benugten Boden beziehen. 

Der preußischen Klaffe der Yandgüter von 71,,—75 ha fünnen die würtem— 
bergifchen Klafjen der Wirthfbaften von 10—100 ha und die badijchen Klafjen 
der landwirtbichaftlihen Haushaltungen von 7,20—72 ha (20—200 Morgen) 
zur Seite geftellt werden, denn der durchſchnittliche Umfang einer ſolchen Wirth- 
ſchaft berechnet fi) in Preußen auf 23, in Würtemberg auf 19, in Baden auf 
14 ha. Bom Gefammtareal diefer Klaffen entfallen in Preußen 38, in Wür— 
temberg 43, in Baden 41,5 %,,. 

Die Klaffe der preußischen Yandgüter von 75—150 ha kann mit der 
würtembergiſchen Klaſſe der Wirtbichaften von über 100 ha und mit der 
badifhen Klafje der landwirthſchaftlichen Haushaltungen von 72 ha (200 Morgen) 
und mehr verglichen werden, denn der durchſchnittliche Umfang einer derartigen 
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Beſitzung berechnet ſich in Preußen auf 100,38 in Würtemberg auf 159 und 
in Baden auf 115 ha. Auf dieſe Klaſſe entfallen in Preußen 6,45, in Wür- 
temberg 2,86 und in Baden 3,10%, des Gefammtareal3. 

Der Gegenfag der Grundbefigvertheilung zwifchen Preußen und Würtem— 
berg mit Baden tritt aber weniger bei diefen nad norddeutichen Begriffen 
mittelgroßen Yandgütern von 71/,— 150 ha (30—600 Morgen), als bei ven 
Yandgütern größten Umfanges hervor. In Preußen ift ihrer eine Anzahl von 
18302 mit einem Areal von über 10000000 ha gezählt worden, welches 
allein 44°, de3 Gejammtareald incl. Wald ausmacht, während foldhe Güter 
in den beiden anderen Ländern im Ganzen jo felten find, daß für fie bet der 
Aufnahme eine eigene Klafje garnicht gebildet worden ift. Ihr Areal vermehrt 
aljo daS der Befigungen von über 100 bezw. 72 ha, deren durchſchnittlicher 
Umfang ſich daher höher berechnet, als in Preufen das durchſchnittliche Areal 
einer Befigung von 75—150 ha. 

Wie ſchwach der große Grundbefig, jelbft wenn man an denfelben auch nur den 
ſüddeutſchen Maßſtab anlegt, im Süden vertreten tft, zeigt die neuefte badische Statiftif. 
Danad) beträgt unter den 222 746 ländlichen Befigungen des Großherzogth. Baden, 
welche zujammen eine Gejammtflähe von 2215557 bad. Morgen umfafien, 
die Zahl derjenigen Güter, welde nad) Größe und fonftiger Beſchaffenheit die 
Leitung eines wiſſenſchaftlich gebildeten Landwirths erfordern bezw. deſſen Zeit 
einigermaßen ausfüllen, höchſtens 600—700. Sie machen nur 0,3%, aller 
landwirthſchaftlichen Haushaltungen aus und ihr Grundbefit beträgt nur 5,5 %, 
des gefammten Iandwirthichaftlihen Geländes. 

Weil in Preußen auf die großen Yandgüter ein jo hohes Procent des Ge- 
ſammtareals entfällt, ift natürlic das den kleineren Befigungen von 1,25 — 7,50 ha 
und von 1,25 ha und weniger zufommende Areal um jo mehr eingejchräntt; 
das umgekehrte Verhältniß befteht bezüglich der Befitklaffen von 1,5—10 und 
von 1,5 ha und weniger in Würtemberg und von 1,80—7,20 ha und von 
1,80 ha und weniger in Baden. Denn auf die erfte Klaffe kommen in Preußen 
8,99, in Würtemberg 46,35 und in Baden 44,70 °%,; auf die zweite in 
Preußen 2,38, in Würtemberg 7,53, in Baden 10,70 %/, (Würtembergifcye Jahr: 
bücher 1881, Bd. I, Hälfte I, S. 210— 211. Beiträge zur Statiftit der inneren 
Verwaltung des Großherzogthums Baden, Heft XXXVII ©. XXVIII. XXIX.). 
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Verhandlungen von 1882. 





Leipzig, 
Verlag von Duncker K Humblot. 
1882. 


Berhandlungen 


der 


am 9. und 10. October 1882 in Frankfurt a. M. 


abgehaltenen Generalverfammlung 


Dereins für Socialpolitik 


Grundeigenthumsvertheilung und Erbrecdhtäreform ; Internationale 
Tabrifgejehgebung ; VBerficherungszwang und Armenverbände. 


Auf Grund der jtenographiichen Niederichrift 


herausgegeben 


bom 


Ständigen Ausſchuß. 





Leipzig, 
Verlag von Duncker & Humblot, 
1882. 


Alle Rechte für das Ganze wie für die einzelnen Theile find vorbehalten. 


Die Berlagähandlung. 


% 


Erſte Sikung. 


Montag, den 9. Oktober. 
(Die Sigung wird um 94a Uhr eröffnet.) 


— — — 


Geheimrath Profeſſor Dr. Naſſe (Bonn): Meine Herren! Im Auftrage 
des Vereins-Ausſchuſſes habe ich die Ehre, die heutige Verſammlung zu eröffnen 
und Sie willfommen zu heißen. 

Es find gerade 10 Jahre, daß die Eifenaher Berfammlung zur Erörterung 
der jocialen Frage zufammentrat und der Verein für Socialpolitit gegründet 
wurde. Die Gründung war ein Proteft gegen die volf3wirthichaftlichen Rich— 
tungen, welche in den legten 10 bis 15 Jahren in der Preſſe und in allen 
öffentlichen Verhandlungen entichieden vorgeherricht hatten. Der Proteft war 
gerichtet gegen den eimjeitigen Individualismus, welcher mit Herftellung möglichft 
großer individueller Freiheit die wichtigften Fragen der wirthichaftlihen Gejeg- 
gebung gelöft glaubte und welcher die fittlich erziehende Aufgabe des Staats auf 
wirtbichaftlihen Gebiet verlannte. Er war gerichtet gegen den Optimismus, 
welcher dem Ernft und der Dringlichkeit der fogenannten focialen Frage die 
Augen verſchloß. Der Proteft war feine politiihe Parteiſache. Er ging aus 
von Männern aller nationalen Parteien in Deutſchland. Es überwogen unter 
den Gründern wohl die Yiberalen über die Confervativen und noch mehr die 
mittleren Parteien über die extremen, aber e3 fehlte ebenfo wenig an hervor: 
ragenden Männern der ftreng conjervativen Richtung, wie der Fortichritt3partei. 
Er war ein Mahnruf, der aus dem Staatögefühl und dem focialen Gewifjen 
des ganzen gebildeten Deutſchlands hervorging und der in raſch wachſendem 
Maße im ganzen Bolfe Anklang gefunden hat. Denn darüber fann ja wohl 
fein Zweifel fein, daß in den Fragen, um welche e3 ſich bei dem Zufammentritt 
jener Eifenadher Berfammlung handelte, die öffentlihe Meinung in Deutichland 
eine gründliche Umwandlung erfahren hat. So groß tft die Umwandlung, daß 
Mancher, der damal3 den Lehren von der alle Schäden heilenden Kraft der 
Concurrenz in vollfter Ueberzeugung entgegentrat, jett ebenfo jehr die Verpflichtung 
fühlt, den in weiten Kreifen verbreiteten Glauben an die Allmadıt des Staats— 
gejeges und der Staatöverwaltung zu befämpfen. 

Daher würde die Aufgabe des Vereins für Socialpolitit raſch erfüllt ge= 
wejen fein, wenn fie nur in der Negation des übertriebenen Individualismus 
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der älteren Nationalöfonomie beftanden hätte. Aber der Verein hat weiter ger 
glaubt, auch eine pofitive Aufgabe zu haben. Er hat ed unternommen, eine 
vom Kampf der Parteien und der nterefien möglichſt unabhängige, ſachgemäße 
und gründliche Erörterung foctalpolitifher Fragen in Schrift und Wort zu vers 
anftalten und fo die Gefeggebung auf diefem Gebiet anzuregen und vorzubereiten. 
Ich glaube, es hat fich gezeigt, daß auch diefe Thätigkeit einem öffentlichen 
Bedürfniffe entjpricht. Unſere parlamentariihen Berfammlungen find viel zu 
jehr mit Arbeiten überhäuft und der Parteifampf abforbirt in ihnen einen viel 
zu großen Theil der vorhandenen Kraft und Zeit, als daß fie felbft am eine 
gründliche Vorbereitung der Gefetgebung denken fünnten. Dieſelbe geſchieht 
daher in den Minifterien, welche fich zu diefem Zweck der Unterbehörden als ihrer 
Drgane bedienen. Nun bin id; weit entfernt, den Werth diefer amtlichen Bor: 
bereitung zu unterfchägen. Ich bin fogar mit einem unferer größten Staat: 
männer und Hiftorifer, mit B. ©. Niebuhr, der Meinung, daß der Verwaltungs: 
beamte in der Regel der beſte Gefetsgeber ift. Aber wer die Ueberhäufung gerade 
der tüchtigften Kräfte in unfern Oberbehörden mit Arbeiten fennt und wer vor 
Allem erwägt, daß das Reſultat diefer Vorbereitung ausjchlieglih auf dem Ur- 
theil eines Mannes, des Minifterd, beruht, der wird mit uns der Anficht fein, 
daß daneben noch andere Wege offen fein müfjen, um die Grundgedanken der 
Gefetgebung anzuregen, zu prüfen und zu erörtern, in dem öffentlichen Yeben 
zu verbreiten. An allen Orten jehen wir ja nun aud) Vereine und Berjamm- 
lungen entftehen, welche weſentlich auch die Einwirkung auf die Gefeggebung zum 
Ziele haben und wohl ift unter uns in den letzten Jahren die Frage aufgetaucht 
und erörtert worden, ob es zwedmäßtg ſei, neben allen den andern Tagen aud 
unfere Berfammlung noch feftzuhalten. Aber die große Mehrzahl diefer andern 
Bereine und Congreſſe find Vereinigungen, welche durch ein gemeinſames wirth: 
Ichaftliches nterefie zufammengeführt werden und feinen andern Zweck haben, 
als dies ihr Sonderintereffe mit aller Energie zu vertreten und in der Geſetz 
gebung zur Geltung zu bringen. So wenig eine foldhe Beeinflufjung der Gefet- 
gebung zu vermeiden ift, und fo wenig die Berechtigung derfelben innerhalb ge: 
wiſſer Grenzen geleugnet werden kann, jo große Gefahren jchließt fie im ſich. 
Bei dem Kampf der Intereſſen pflegt das mädhtigfte Intereffe, das mit den 
größten Mitteln und mit der rüdjichtölofeften Energie feine Ziele verfolgt, zu 
fiegen, die Schwächeren, deren Schutz gerade die Aufgabe de3 Staats, zu unterliegen 
und das Gemeinwohl, die harmonische Entwidlung des Ganzen tritt zurüd. 
Deshalb, meine Herren, dürften Vereinigungen, wie die unjern und ıpte die, 
welche in der Nachbarſtadt joeben getagt hat, welche jich frei erhalten vom 
Dienft der Interefjen und der Parteien, doch noch eine große Bedeutung haben. 

Zu diefer praftifchen Thätigkeit des Vereins kommt endlih noch der Bor: 
teil, welchen die perjünliche Begegnung von Fachgenofjen denfelben gewährt. In 
faft allen Zweigen des menſchlichen Erfennens fehen wir diejenigen, die darin 
arbeiten, von Zeit zu Zeit zufammentreten, um in mündlichen Gedanfenaustaufd 
zu fommen, um perjünliche Beziehungen anzufnüpfen. 

In einem Punkt aber haben wir in den Ietten Jahren erkannt, daß unfer 
Bereinzitatut einer Modificattion bedarf, wenn der Berein diefen Charalter, 
nicht beſtimmten wirthfchaftlihen und politifchen Parteien zu dienen, fich be 
wahren wollte, wenn er überhaupt fortbefteben. ſollte. Wir haben, wie Ihnen 
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Helannt ift, unfere Statuten dahin geändert, daß über die zur Diskufjion ge- 
fellten Fragen eine Abftunmung nicht ftattfindet, und wir hoffen, daß heute zum 
erftien Male diefe neue Statutenbeftimmung, nad) der wir heute verhandeln, 
fich bewähren wird. 

Somit, meine Herren, bitte ih Sie nun ſich zu conftituiren und zumdchft 
einen Bräfidenten zu wählen. ch bitte den Herrn Sekretär des Ausſchuſſes, 
die Wahl vorbereiten zu wollen, 


Minifter Freiherr dv. Roggenbad (Bonn): Meine Herren! Eine zehn- 
jährige Erfahrung hat und gezeigt, wie wohl e3 um unfern Verein beftellt war 
durch die umfichtige, unermüdliche und aufopfernde Leitung unjeres bisherigen 
verehrten Präfidenten. Ich glaube in Ihrer aller Sinn zu handeln, wenn id) 
mit dem Dank für vie Vergangenheit Sie auffordere, die Bitte zu verbinden, 
Herr Profefior Naſſe möge auch diesmal unfere Verhandlungen leiten. Ich 
fchlage Ihnen vor, Herrn Profefjor Naffe zum Präjidenten zu wählen. (Xeb- 
haftes Bravo.) 


Geheimrath Profeffor Dr. Naffe (Bonn): Wenn diefer Vorſchlag Ihre 
Zuftimmung findet, jo bin ich bereit, die Wahl anzunehmen. Ich hoffe, daß 
die Herren Mitglieder midy mit derſelben Freundlichkeit unterftügen und mit 
derjelben Nachſicht beurteilen werden, wie das in früheren Berfammlungen der 
Fall geweſen ift. 

Nach den Statuten Liegt e8 mir ob, die Vice-Präfidenten und das Bureau 
zu ernennen. ch erfuche die Herren Freiherr v. Roggenbady und Dr. Brüning 
das Amt der Stellvertreter des Präfidenten übernehmen zu wollen; das Amt 
des Schriftführers bitte ich zu übernehmen die Herren Stadtrath Dr. VBarrentrapp, 
Dr. Strud, Prof. Thun und Geibel jun. 

Bor der Tagesordnung ertheile ich Herrn Oberbürgermeifter Dr. Miquel 
da3 Wort. 


Dberbürgermeifter Dr. Miquel (Frankfurt): Meine hodhverehrten Herren! 
Geftatten Sie mir, vor dem Eintritt in Ihre Berathungen Sie Namens des 
Magiftrat3 diefer Stadt in unfern Mauern freundlichſt zu begrüßen. 

Ihr hochverehrter Herr Präfident hat ſchon darauf hingewiefen, daß hr 
Berein zurücdhlidt auf eine zehnjährige Periode erfolgreicher Thätigkeit. Während 
diefer Periode find die in Deutihland in der Disfuffion befindlichen focialen 
Fragen an Bedeutung und Umfang fortwährend gewachſen. Bon dem Augenblid 
an, wo die bi3 dahın in den fleinen ftaatlihen Kämpfen und in dem Ringen 
um die Wiederaufrihtung des deutjchen Reiches gebundenen Kräfte der Nation 
frei wurden, haben diejelben ſich den inneren ſocial— politifchen Fragen zugewendet, 
und ſeit der Zeit iſt die Aufmerkſamkeit der Nation weit mehr und ſteigend von 
den politiſchen Formfragen übergegangen zur Discuffion der ſocialen Fragen. 
Damit ift auch die ‚Aufgabe Ihres Vereins fortwährend gewachſen an Bedeutung 
und Erfolg. In einer Zeit der Intereſſenkämpfe und der vielfachen gegenjäglichen 
Behandlung der wirthſchaftlichen und focialen Fragen begrüßen wir auch hier 
m Frankfurt die Berathungen eines Vereins, der, zufammengejegt aus den 
Männern der Wiſſenſchaft und des praktiſchen Lebens aller Klaſſen, die ſocialen 
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Fragen Vediglic mißt nad) dem Maß der allgemeinen Wohlfahrt, fie gründlid 
ftudirt, für die Geſetzgebung vorbereitet, unbefangen und unbehindert durch Doc- 
trinen der Vergangenheit, der Frage näher tritt, ob und inwieweit fociale Uebel- 
- ftände und Schäden durch das Einjchreiten der Geſetzgebung und der Verwaltung, 
durch die Ausdehnung und Veränderung der Befugniffe und der Aufgaben des 
Staates und der öffentlichen Corporationen gebefjert werden fünnen, einer Ber: 
einigung, die fi vor allem zum Ziele jegt, den durch die neuere Entwidlung 
bedrohten Klafjen, den weniger begünftigten Theilen unſeres Volkes ftügend, 
helfend und rathend zur Seite zu ftehen, mit voller Sympathie. Wir hoffen, 
daß Ihre diesmaligen Berathungen von gleihem Erfolge gekrönt fein werden 
wie die früheren. Wir erhoffen jelbft von der Berathung der wichtigen Gegen- 
ftände Ihrer Tagesordnung für ung Belehrung und neue Anregung und wir 
hoffen, daß Sie demnächſt auf das Refultat Ihrer diesjährigen Verhandlungen 
mit Befriedigung zurüdjehen werden. Vor allem aber wünſchen wir, daß e3 
Ihnen in unfern Mauern gut gefallen und daß Sie jcheidend uns eine freund: 
lihe Erinnerung bewahren mögen. (Bravo!) 


Präfident Profeffor Dr. Naſſe: Ich erlaube mir, im Namen des Vereins 
dem Herrn Oberbürgermeifter Miquel für die freundlichen Worte, die er an 
uns gerichtet hat, herzlich zu danfen. Wir erjehen daraus, wie er fo ganz auf 
die Beftrebungen unfere3 Verein! einzugehen und fie zu würdigen im Stande 
iſt. Ich kann zugleich verfihern, daß wir gern nadı Frankfurt gefommen find. 
Die wiederholten Sigungen an diefem Ort legen, glaube ich, Beweis dafür ab, 
wie angenehm es uns ift, gerade in diefer Stadt zu tagen. 

Bor der Tagesordnung hat noch das Wort Herr Senator v. Dven. 


Senator dv. Dven (Frankfurt): Geehrte Herren! Geftatten Ste mir, daß 
ih Sie im Namen der Gejellihaft zur Beförderung nüglicher Künfte, Namens 
der polytechniſchen Gejellichaft in diefem Saale willlommen heiße. Sie befinden 
fid) in den Räumen diefer Gefellihaft und die Gefellichaft rechnet es fich zur 
Ehre und zur Freude an, Sie hier verfammelt zu ſehen. Die Beftrebungen, 
welche die Geſellſchaft feit einer langen Reihe von Jahren verfolgt hat, berühren 
ebenfall8 das jociale Gebiet. Dies hat fie gerade auf dem Boden der 
Bereinsthätigfett und auf dem praftiihen Wege zu verfolgen gefudht und 
‚glaubt, mande Refultate al3 freudige und erfolgreihe begrüßen zu können. 
Bon hohem Intereſſe ift es daher diefer Gejellichaft, Ste hier in ihren 
Räumen vereinigt zu fehen und Sie begrüßen zu dürfen. Mögen Sie fi hier 
heimisch fühlen und mögen Sie aus diefen Räumen wieder ſcheiden in dem 
Bewußtjein, daß Sie aud für die Beftrebungen unferer Geſellſchaft erfolgreich 
gewirft haben. (Bravo!) 


Präfident Profefior Dr. Naffe: Ich danfe dem Herrn Präfidenten der 
polytechnifchen Geſellſchaft ſowohl für die freundliche Begrüßung wie vor Allem 
dafür, daß die Gefellihaft die große Freundlichkeit gehabt hat, in ihren Räumen 
uns eim unjern Zmweden überaus fürderlices und paſſendes Obdach zu gewähren. 
Es ift und eine große Freude, zu gleicher Zeit zu wiffen, daß die Ziele einer 
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Geſellſchaft, die hier in der Stadt ſo vieles Gute geleiſtet hat, mit den unſern 
ſich nahe berühren. (Es folgen einige geſchäftliche Mittheilungen.) 

Meine Herren, die Kaſſe bes Ausſchuſſes iſt geſtern revidirt worden. Es 
iſt Rechnung gelegt bis zum 1. September 1882, die Rechnung iſt geprüft, mit 
den Belägen verglichen und iſt richtig befunden worden. Der Kaſſenbeſtand 
weift den erfreulichen Betrag von 4324 Mark 74 Pfennig auf, fo daß wir in 
ven Stand gejett find, unjere Beftrebungen durch Schriften, die wir an die 
Mitglieder vertheilen, in ausgiebiger Weife weiter zu verfolgen. (E3 folgt eine 
Mittheilung bezüglich des ausſcheidenden Drittel der Mitglieder des Ausſchuſſes. 
Diefe ausjcheidenden Mitglieder find: von Bojanowski, Kalle, Dr. Knapp, 
Dr. Lömwe-Calbe, Ludwig-Wolf, Dr. Naſſe, Dr. Neumann, Dr. Roſcher. — 
Bon den cooptirten Mitgliedern fcheiden aus die Herren: Dr. Binding, Bueck, 
Dr. Conrad, Dr. v. Miastowsfi, Dr. Miquel, Freiherr v. Reitzenſtein, 
Dr. Wagner.) 


E3 werden gewählt die Herren: 


von Bojanowski (Weimar), 

Dr. Knapp (Straßburg), 

Dr. Löwe-Calbe (Berlin), 
Ludwig-Wolf (Leipzig), 

Dr. von Miastowsti (Breslau), 
Dr. Waffe (Bonn), 

Dr. Neumann (Tübingen), 

Dr. Rofcher (Leipzig). 


Wir treten nun in die Tagesordnung ein. Zum erften Gegenftand 
ertheile id das Wort dem Herrn Referenten Profeffor Dr. von Miaskowski 
(Breslau). 


Referat 


von Profefior Dr. v. Miaskowski (Breslau) 
über 


SGrundeigenthumspertheilung und Erbredtsreform 
in Deutichland. 


Berehrte Anweſende! 


Wenn der Ausſchuß unſeres Vereins mir zur Wiedereröffnung der all 
gemeinen DVerfammlingen nad faſt zweijähriger Pauſe das Wort ertheilt hat, 
jo empfinde ic) daS als eine bejondere Ehre. Darf ich dod hoffen, damit unfere 
fortan wieder regelmäßig ftattfindenden Zufammenfünfte einzuleiten. 

Und daß wir uns regelmäßig verfammeln, dafür fehlt e3 uns wahrlich 
weder an Berathungsgegenftänden, noch an ſonſtigem Anlaß. 

Denn wir befinden uns in einer Uebergangszeit, ſowohl hinfichtlich des 
wirtbichaftlichen Lebens felbft, als auch hinfichtlich der Yehre von demfelben. In 
einer ſolchen Zeit aber thut e8 Noth, die alten Formen des wirtbichaftlichen Lebens 
wie die alten Lehrfäge in der Wiljenihaft auf ihre Widerftandsfähigkeit und 
Haltbarkeit und die neuen auf ihre Durdführbarfeit und innere Begründung 
zu prüfen. 

Wo vermöcte ſolches aber beijer zu gejchehen, als in einem Kreife von 
Perfonen, die lediglich durch das Intereſſe an derjelben Sache zufammengeführt 
werden ? 

Und während uns dafjelbe objective Intereſſe zufammenführt, hält ung, 
trog aller Differenzen im Einzelnen, diefelbe Ueberzeugung, diefelbe Gefinnung 
zufammen. 

Wenn ich diefe Gefinnung, foweit fie das focialpolitifche Gebiet betrifft, in 
eine furze Formel zufammenzufafien verfuche, jo möchte diefe jo lauten, daß wir 
alle an den Errungenſchaften unferer Eultur, ſowie an dem wirthſchaftlichen Ed: 
ftein derfelben, dem Privateigenthum und der perfönlichen Freiheit, fefthalten, 
diefe Errungenfchaften aber einem immer größeren Kreife von Perſonen zugänglich 
maden und damit die Kluft zwifchen den befigenden und nichtbefigenden Klaſſen 
ichließen oder doch wenigftend verengen möchten. 
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Innerhalb diefes weiten Programms, auf dejjen Durdführung unfere ganze 
Zeit hindrängt, ift aber im Einzelnen für die größten individuellen Meinungs— 
verjchiedenheiten Raum. 

Zu uns gehören diejenigen, die ernjt und ehrlicd, von dem freien Zufammen- 
wirfen, ſei e8 der unteren Klaſſen allein, jei e8 der höheren mit ihnen und für fie, 
eine Hebung des vierten Standes erwarten. Zu uns gehören aber gleichermaßen 
auch diejenigen, die von dem voluntarism allein den gewünjchten Erfolg nicht 
erhoffen und deshalb die Gefeggebung mit ihrem Zwang herbeirufen. Zu ung 
endlich gehören aud) diejenigen, denen eine arbeiterfreundliche Geſetzgebung nicht 
genügt, jondern die allein von einer Ausdehnung des Gebiet? der öffentlichen 
Wirthſchaft die Ausfülung der mannigfahen Yüden und die Auflöfung der 
mancherlet Disharmonieen des privatwirthſchaftlichen Syſtems erwarten. 

VBielleiht, daß die Meinungsdifferenzen, die in diejem Augenblid die ganze 
Nation durchziehen und in unferm Verein wie in einem Mitrotosmus ebenfalls 
zum Ausdrud gelangen, ſich bis zu einen gewiſſen Grade vereinigen laſſen, wenn 
man jeder diefer Anſichten ihre relative Berechtigung für ein beftimmtes Land 
und eine beftimmte Culturftufe zuerfennt. Und wahrſcheinlich auch, daß ihre 
Bertreter, indem jie jid) ihre Anfichten bildeten, von den Eindrüden, die fie in 
verſchiedenen Ländern empfingen, und von den Erfahrungen, die fie an verjchiedenen 
Orten machten, weſentlich bejtimmt wurden, Um uns die Verfchiedenheit der 
Eulturftufen und der ſich aus denjelben ergebenden Forderungen flar zu machen, 
brauden wir aber nit einmal in fremde Yänder zu wandern. Bereit das 
deutſche Reich zeigt ung innerhalb feiner Grenzen fehr ftarfe Contrafte. Hier 
an den gejegneten Ufern des Diaind und Rheins hat eine ein Yahrtaufend alte 
Gultur, hat eine weſentlich homogene Nationalität eine gewiſſe Ausgleihung 
unter den verfchiedenen Klaſſen, ihren Anſchauungen, Sitten, ihrer Yebenshaltung 
geſchaffen. Hier wird man daher vielleicht vertrauen dürfen, daß der regelmäßige 
Berlauf der Gultur von jelbft den im Intereſſe des Ganzen erforderlichen 
Ausgleihungsprozeß auch ohne tief eingreifende Intervention des Staates weiter 
führen werde. a felbft wo es momentan größere Schwierigkeiten und Hemm— 
nifje zu überwinden gilt, da wird die freie Selbfthülfe der Arbeiter und der 
humane Sinn der Arbeitgeber aus eigener Initiative auch diefe größtentheils — 
wenn auc nicht allein — zu überwinden wiſſen. Anders im Nordoften, wo 
den Maffen die erft unlängit befeitigten Verhältnifje der Grundherrſchaft noch 
immer im Blut und in den Eitten fteden. Dort ift zu den aus alter Zeit 
ftammenden Klafjenunterfchteden der ländlichen Bevölkerung der erit aus den 
legten Jahrzehnten herrührende fociale Gegenfag in der Grofinduftrie 
binzugetreten und die urfprüngliche Kluft dadurch nur noch erweitert worden. 
Und hierzu fommt nody in einigen Theilen de3 Oſtens der Unterſchied der 
Gonfeifionen und Nationalitäten, und endlich eine Arbeiterbevölferung, die weder 
die Fähigkeit noch die Uebumg beſitzt, fich ſelbſt jchrittweife das im gegebenen 
Augenblid Mögliche und Erreihbare zu erfäümpfen. 

Und doc) gehören diefe verfchiedenen Culturzuftände ein und demjelben Reiche 
an, und doch drängt der erleichterte Austaufh der Gedanken und der Verkehr 
der Menſchen, wie in den oberen und mittleren, fo aud in den unteren Klaſſen 
nad) einem Ausgleich der Yebensanfprüde und Lebenshaltung. 

Was Wunder, daß das Vorhandenſein diefer Gegenjäge und das Gefühl 
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des Unvermögens, diejelben aus eigener Kraft auszugleihen, bald zu dumpfer 
Refignation, bald zur größten Empfänglichkeit für die ausfchweifendften Zufunfts- 
phantafieen führt. Dort im Nordoſten, wo einerjeit3 die unteren Klafien 
ſich nicht felbft zu helfen wiffen und die oberen zu dünn gejäet find, um fie 
wirkſam unterftügen zu können, und wo andererjeit3 ein Ausgleihungsprozek, 
an dem im Süden und Südweften Jahrhunderte gearbeitet haben, in Jahr- 
zehnten erfolgen muß, follen nicht die Errungenfchaften unferer ganzen Eultur 
in Frage geftellt werden, kann und muß der Staat viel tiefer eingreifen, als 
im Süden und Weſten. Dabet hat er aber zugleid; das propter vitam vitae 
perdere causas zu vermeiden, oder, zu deutſch, die Eckſteine der Cultur, 
Eigenthum und Freiheit, möglichft zu ſchonen, indem er die Cultur vertheidigt 
und ausbreitet. 

Für diefe verfchiedene foctalpolitifche Aufgabe, die dem Staat im Süd— 
weiten und Nordoften unferes Baterlandes erwächſt, giebt e3 ein nicht unintereffantes 
Präcedenz in der neuen Agrargefeggebung. Im Weften und Süden Deutfchlands 
hatte fid) die Agrarverfaffung des Mittelalterd im Laufe der Jahrhunderte gleich: 
ſam von felbft zu größerer Freiheit entwidelt. Es bedurfte daher, um fie 
volftändig zu befeitigen, in unferm Jahrhundert nicht fo radicaler Eingriffe wie 
im Nordoften. Hier dagegen mußte unvermittelt mit einem Schlage ein ganz 
neuer Zuftand gejchaffen werden, für den e8 Vorbereitungen nur auf den fönig- 
lihen Domänen gab. Es mußte der Staat fomit hier erft felbft eine Saat 
ausftreuen, deren Früchte er dereinft pflüden wollte, während im Weften und 
Süden demfelben die leichtere Aufgabe zufiel, den Baum mehr oder minder ftart 
zu jchütteln, von dem die Frucht der modernen Agrarverfaflung, langſam gereift 
im Lauf der Jahrhunderte, gleichſam von felbft herabfallen follte. 

Das eben gebrauchte Bild führt mid unwillkürlich zu meinem eigentlichen 
Thema: den Beziehungen des Erbredht3 zu der Bertheilung des Grundeigenthums 
im deutſchen Reiche. 

Ehe ich in die Behandlung deſſelben eintrete, bedarf es aber wohl einer 
kurzen Erklärung dafür, wie der Verein für Socialpolitik zur Wahl dieſes 
dem Gebiet der Agrar- und Juftizpolitif angehörenden Themas gekommen 
fl. Diefe Erklärung dürfte in der eminent foctalpolitifchen Bedeutung dieſes 
Gegenftandes liegen. Denn das Wohl und Wehe des Ländlichen Arbeiterftandes 
wird faum durch ein andere8 Moment fo jehr beftimmt. wie durd die Grund: 
eigenthumsvertheilung, und dieſe wieder hängt wefentlid von der Geftaltung des 
Erbrechts ab. 

Ich beginne mit einer Skizzirung der Art, wie der deutiche Boden nad) 
Eigenthumseinheiten vertheilt if. An den nöthigen Zahlen hierfür, welche, wenn 
fie ihren Zweck volftändig erfüllen follen, aus ein und derjelben Zeit ſtammen 
und nad) denjelben Gefichtspunften aufgenommen und verarbeitet fein müßten, 
fehlt e8 freilich jo gut wie vollſtändig. Doch genügt das vorhandene Material 
immerhin, um die Entwerfung eines im Allgemeinen zutreffenden Bildes zu 
ermöglichen. 

Diefes nun zeigt im Nordweften und Südoſten unfere8 Baterlandes ge: 
wife gemeinfame Züge, mährend der Südweſten und der Nordoften ım 
vollftändigen Gegenfat zu einander ftehen. 
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Im Nordweiten und Sübdoften wiegt der bäuerliche Grundbefig vor und 
findet ſich neben demfelben einerjeit3 eine verhältnigmäßig kleine Zahl großer. 
Güter, deren Gefammtareal jedoch nicht über 25 %/, des Bodens einnimmt, und 
eine große Anzahl Hemer Güter, deren Gefammtareal dem der großen Güter 
nicht einmal gleihtommt. Wenigftend die Hälfte, bisweilen aber aud ein viel 
größerer Prozentſatz allen Bodens wird vom bäuerlichen Befig eingenommen. 
Es gehören zur nordweſtlichen Yändergruppe einmal die deutſchen Küften- 
ftrihe an der Nordfee und ihre Fortjegungen im Binnenlande, alfo namentlich 
der weftlihe und mittlere Theil von Scleswig-Holftein, das bremiſche Yand- 
. gebiet, Oldenburg, Hannover, Weftfalen, Braunfchweig, die heſſiſche Grafſchaft 
Schaumburg, die beiden Lippe, Waldef, und zur füdöftlihen Gruppe der 
größte Theil von Ober- und Niederbaiern, Theile der baterifchen Kreife Oberpfalz 
und Schwaben, ſowie jenſeits des deutfchen Reich die deutfchen Kronländer 
Defterreihd. Die Verbindung zmwifchen beiden compacten Ländermaſſen bilden 
Theile der thüringifhen Staaten, und bier wieder namentlich der Oſtkreis des 
Herzogthums Altenburg, und Theile des Königreichs Sachſen. &3 find das vorzug$- 
weiſe vom ſächſiſchen und frieſiſchen ſowie vom baterifchen Volksſtamm bewohnte 
Länder, in denen die hofweiſe Anfiedelung namentlid) am Meer und tm Gebirge 
häufig vorfommt und die Wirthichaften größtentheil3 — wenn man von der 
ſich neuerdings in Braunfchweig, Hannover und anderwärts ausbreitenden Rüben— 
cultur abfieht — auf Getreidebau und Viehzucht bafirt find. Die Eigenthümer 
diefer Bauerngüter bewirthichaften diefelben mit ihren Familien und einem 
fremden Dienftperjonal jelbft. Sie find Eigenthümer, Dirigenten, Aufjeher und 
Arbeiter in einer Perſon. Und hierin, ſowie in der fid) an die natürliche 
Gliederung der Familie anfchmiegenden Arbeitstheilung beftehen die Hauptvorzüge 
der bäuerlihen Wirthichaften. 

Ein gefunder Bauernftand findet ſich zerftreut auch noh in vielen Theilen 
des deutjchen Norboften® und in einigen des Südweſtens. Doc wird er 
dort im Allgemeinen durd den großen, und hier durch den fleinen Grundbeſitz 
in den Hintergrund gedrängt. 

Die Küftenftrihe um die Oftfee und ihre Fortfegungen bis tief in das 
Binnenland hinein: der Often Scleswig-Holfteins, die beiden Medlenburg und 
die öſtlichen Provinzen Preußens find vorzugsweiſe die Sitze des großen 
Grundbeſitzes, welcher hier zum mindeſten 50, hie und da wohl aber 60 und 70, 
ja in Neu-Vorpommern über 80 %, des gefammten Bodens einnimmt. Diele 
öftlih von der Elbe gelegenen, urfprünglidh von Slaven bewohnten Länder find 
für die deutfhe Cultur verhältnigmäßig ſpät gewonnen worden und dürfen den 
Oermanifirungsprozeß auch heute noch nicht als völlig abgeſchloſſen anfehen. 
Auf den großen Nittergütern und den umfangreichen Domänen haben der Ge» 
treide⸗, Kartoffel- und Rübenbau, die Viehzucht, die Waldwirthſchaft und die 
Yandwirthichaftlichen Nebengewerbe: Branntweinbrennerei, Bierbrauerei, Zuder: 
fabrifation, ihre naturgemäße Stätte. 

Den größten Gegenfag zum Nordoften bildet in jeder Beziehung das 
mittlere und ſüdweſtliche Deutſchland. Zunächſt hinfichtlich der Vertheilung 
des Grundeigenthums. Wie im Nordoften die großen, jo herrichen hier die 
feinen Güter vor, melde gewöhnlich nur gerade hinreihen, um die den 
Landbau jelbit treibende Familie zu ernähren und zu bejhäftigen. Nimmt in 
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Großgüterbezirken der fpannfähige Bauernhof die unterfte oder doc) eine mittlere 
Sprojje auf der Leiter der verjchtedenen Güter ein, und find demſelben nur 
hier und da ausnahmsweiſe kleinere Lanpftellen beigemijcht, jo iſt in Mittel- 
jowie in Süd-Deutſchland das größere Bauerngut auf der Scala der Grund— 
eigenthumsvertheilung zur höchſten Stufe avancirt und theilt gun Stellung hier 
nur noch mit dem ftandeöherrlihen Beſitz und dem Befig der todten Hand. 
Die Rolle, die außerhalb des Privateigentyums im Nordoften faft ausſchließlich 
das Domänengut fpielt, muß dafjelbe im Süden mit dem noch umfangreichen 
©emeindebefit theilen. Wie im Nordoften der Staat die mittelalterliche Agrar- 
verfafjung bis in ihre legten Conjequenzen auflöfte, jo hat er aud) die Gemeinde⸗ 
gründe allgemein der Theilung unterworfen, während man im Süden aud in 
diefer Beziehung weniger ſchroff vorgegangen ift, jo daß fi hier bis auf 
den heutigen Tag noch jehr umfangreiche Allmenden erhalten haben. Nach 
unten läuft die breite Schicht der Heinen Güter in zahlreiche Zwerg-Gewerbe— 
und ZTagelöhnergüter aus, jo daß hier der größte Theil des Bodens (zwiſchen 
60 und 80 %,) von dem Klein und Zwergbeſitz eingenommen wird. Hierher 
gehört der größte Theil der thüringifhen Staaten, der beiden Helfen, der frän- 
fiichen Theile Baterns, Naſſaus, der Rheinprovinz und des größten Theils von 
Württemberg, Baden und Eljah-Lothringen. Dieje Länder finden ſich faft aus- 
ihlieglih von Franken, Allemannen, Helfen und Thüringern beſiedelt: lauter 
Stämmen, die jidh bereits jeit den Anfängen deuticher Gejchichte auf dem von 
ihnen jegt eigenommenen Boden dorfweile niedergelafien haben und bereit3 Damals 
mit der römiſchen Cultur in mehr oder minder nahe Berührung gefommen find. 
Der fleine Umfang der Güter, das Zerfallen diefer in viele fleine ‘Parcellen, 
die Gemengelage und der theilweije noch gegenwärtig beftehende Ylurzwang find 
. zugleich ebenfoviele Hindernifje für einen rationellen Aderbau im großen Styl 
der norddeutihen Wirthichaften. Diefelbe Rolle, die auf dem Ritter- und 
Domänengut das Capital umd die intelligente Leitung ſpielen, übernimmt bier 
das hochgradige Interefje und die unermüdliche Sorgfalt des feine Scholle mit 
den Seinigen felbft bebauenden Kleingütlerd. Der fleine Umfang des Grund— 
befiges, verbunden mit einer jehr dichten Bevölkerung, führt daher zu grofer 
Arbeitsintenjität de3 Betriebs, zur Erjegung des Pferds durch die Kuh, des 
Pflugs. durch den Spaten, des Wagens durch den Tragforb. Namentlich in den 
frudtbaren Flußthälern und Ebenen mit mildem Klima treten der Aderbau und 
die Viehzucht hinter den Gemüfe-, Wein- und Handelsgewähsbau, ſowie die 
Obſtzucht zurüd. Größere ſpannfähige Bauerngüter finden fih hier im All— 
gemeinen nur felten, verjprengt unter den kleinen Gütern vor, und nur ausnahms= 
weiſe drüden fie der Bodenveriheilung einer Gegend ihren Stempel auf, je 
z. 8. im badifhen Schwarzwalde, im württembergiſchen Oberjchwaben, im 
Hohenloheichen u. j. w. 

Sollen wir mit den meiften Agrarpolitifern der Gegenwart diejenige Ber: 
theilung des Ländlichen Grundeigenthums als die günftigfte bezeichnen, in der 
ſich der große, mittlere und fleine Beſitz entſprechend der natürlichen Ausſtattung 
und der wirthſchaftlichen Culturſtufe eines Landes in zweckmäßiger Weiſe gemiſcht 
findet und der bäuerliche Grundbeſitz überwiegt, ſo wird dieſer Typus der 
Grundeigenthumsvertheilung dem heutzutage an jedes wirthſchaftliche Gebilde 
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anzulegenden ſocialpolitiſchen Maßſtabe beſſer entſprechen müſſen, als jeder 
andere Typus. 

Und in der That befindet ſich die breite Maſſe der Bevölkerung bei einem 
ſolchen Gemiſch der verſchiedenen Gütergrößen am beſten, vorausgeſetzt nur, daß 
die großen Güter keinen zu weiten Raum einnehmen, daß es an kleinem und 
kleinſtem Beſitz für den ſtrebſamen und tüchtigen Arbeiterſtand nicht fehlt und 
daß die ſpannfähigen Bauerngüter vorwiegen. 

Ich will verſuchen, dieſes Urtheil näher zu begründen. 

In den Bezirken des einſeitig vorwiegenden großen Grundbeſitzes kann das 
Einkommen der ländlichen Arbeiter unter Umſtänden ein hohes fein. Dieſe 
Eventualität trifft in den Ländern mit fruchtbarem Boden und günftiger Abſatz- 
gelegenheit wie 5. B. an der Oftfüfte Holfteins, in Neu-Vorpommern, in einem 
Theil Mecklenburgs u. ſ. w. ein. Schreitet die Bevölkerung nicht zu früh zur 
Ehe, jo pflegt die Lebenshaltung derſelben — ausſchließlich gemefjen an dem, 
was jie ißt nnd trinft und wie fie fich kleidet — daher hier eine befriedigende zu 
ſein. Aber die ftarfe überfeetihe Auswanderung aus diejen Gegenden, ſowie 
die große Empfänglichkeit, welche die ſocialdemokratiſche Agitation hier unter den 
ländlichen Arbeitern findet, zeigen denn dody, daß es derjelben an dem rechten 
Behagen jowie namentlich an derjenigen Anhänglichkeit an die heimathlihe Scholle 
fehlt, welde wir an der Bevölkerung anderer Gegenden unſeres Vaterlandes, 
jelbft bei niedrigerer Yebenshaltung, finden. Den Grund hiervon erblide ich in 
der großen Echmwierigfeit für die Arbeiter, ſich einen kleinen Befig zu erwerben 
und jo allmählich durd Fleiß. Sparjamteit und Glüd innerhalb des von ihnen 
erwählten Berufs und auf der heimischen Scholle vorwärts zu fommen. Denn 
aud die Anſäſſigmachung als Inſtleute auf den großen Gütern ift fein Surrogat 
für die Erwerbung eines eigenen Beſitzes. Indem die Anſäſſigmachung auf der 
Inftitelle zu frühem Heirathen führt, fchließt fie mit dem meift darauf folgenden 
reichen Kinderfegen zugleich; jede Ausfiht auf eine befjere Zufunft aus. Der 
Inſtmann wird faftifch zu einem glebae adscriptus, der das Gefühl tes freien 
Grundbefiters nicht kennt und nicht kennen fann. Dazu kommt dann nod) die 
weite Kluft, die in den Großgüterbezirfen die ländlichen Arbeiter, mögen fie num 
zum Gefinde, zu den freien Tagelöhnern oder den Jnftleuten gehören, von der 
Gutsherrſchaft und den gutsherrlichen Beamten trennt und bier ähnliche fociale 
Berhältniffe ſchafft, wie in den Bezirfen der Großinduftrie, wo zwifchen dem 
Unternehmer und dem Arbeiter eine nur felten überbrüdbare Kluft gähnt. 

Das entgegengejegte Bild von dem Obigen zeigen die foctalen Berhältniffe 
der Ktleingüterbezirte. Hier ift faft Jedermann auf dem Lande Grundeigenthümer 
oder kann e8 doch mit einigem Aufwande von Arbeit und Sparfamteit werden. 
Aber bei der dichten Bevölkerung liegt die Gefahr nahe, daß die fleinen Güter 
durch wiederholte Theilung zu Zwerggütern werden, Zwerggütern, die zu klein 
zur vollftändigen Ernährung einer Familie und zur Ausnugung ihrer Arbeit3- 
fräfte find. Die Kleine und Bwerggüter pflegen bereits in gewöhnlichen 
Zeiten, bei Durdjcnitt3ernten den äufßerften and des Nahrungsiptelraums zu 
erreihen. Mißräth dann gar die Ernte während eimer Reihe von Jahren, 
bricht eine Viehſeuche aus, zerftören Krieg oder Revolution die Frucht des 
Feldes, jo gelangt der Kleingütler in die äußerſte Bedrängniß. Denn an Er: 
jparniffen au® guten Jahren fehlt e8 entweder ganz oder, wo fie vorhanden find, 


12 Referat von Dr. von Miaskowski. 


find fie doch fehr bald verzehrt, und eine weitere Reduction der Yebenshaltung 
it Kaum möglich. In foldhen Zeiten kommen dem kleinen Befig auch 
feine foctalpolitifhen Borzüge abhanden. Beftehen diefe in normalen Zeiten 
hauptſächlich darin, daß der Kleingütler trog angeftrengter Arbeit und vielfachen 
Entbehrungen dennoh mit feinem Schickſal zufrieden ift, mit Zähigkeit und 
Liebe an der heimiſchen Scholle hängt und den Berlodungen jocialer und politifcher 
Utopiften den Widerftand des confervativen Beſitzers entgegenftellt, jo ändert 
fih das Bild jest, wo der Beliger zum Proletarier herabfinft, auf einmal. 
Noth und Verzweiflung drängen die Bewohner ganzer Dörfer zur Auswanderung 
und es bemächtigt jich ihrer eine bis dahın völlig unbekannte Empfänglichkeit für 
foctale und politifche Umfturzpläne Meitbin ftellt fih unter den Kleingütlern in 
foldyer Zeit der Noth ausnahmsweile ein Gemüthszuftand ein, wie er bei der 
beſitzloſen Bevölkerung der Grofgüterbezirte die Regel bildet, und gerade dort 
am ſtärkſten hervortritt, wo die Lebenshaltung am höchſten if. Als Beleg 
hierfür erinnere ih nur an das Berhalten der ländlichen Arbeiterbevölferung 
einestheild des deutjchen Norden während des Testen Jahrzehnts und namentlich 
während der erften Hälfte der 70er Jahre, und an das Verhalten der füd- 
deutſchen Bevölkerung am Ende der 40er und am Anfang der 50er Jahre. 

Die Mängel der eben erwähnten Extreme der Bodenvertheilung auf ſocialem 
Gebiet finden ſich am beften vermieden dort, wo bei einer zwedmäßigen Miſchung 
bon Gütern verfchtedener Größe der fpannfähige bäuerliche Befig den Grundftod 
bildet. Was den Bauer vor allem auszeichnet, ıft, daß er eine Reihe von 
ſchlechten Jahren leichter zu überwinden vermag, als der Kleingütler und, unter 
Umftänden auch al3 der Großgrundbefiger. Denn in der Fähigkeit, fih krumm 
zu legen, macht feiner es ihm gleih. Der Bauer ift ferner ein nothwendiges 
Mittelglied zwijchen dem Großgrundbefiger und dem Ländlichen Arbeiter. Wo 
um Nordoften der Bauernftand fehlt, da will auch die Anfegung fleiner Yand- 
ftellen nicht gelingen: bedürfen doch die Bejiger diefer zu ihrem Gedeihen eines 
mannigfad abgeftuften Bauernftandes, an den fie fich anlehnen, und freier Ge— 
meindeverhältnifie, in denen fie fich wohl fühlen können. Wo beides fehlt, fehlen 
auch die VBorausfegungen für eine anſäſſige und zufriedene Arbeiterbevölferung. 
Mer dieſe Ichaffen will, jchaffe daher zuerft einen Fräftigen Bauernftand. 

Aber worin befteht denn die bejjere Page der Ländlichen Arbeiter bei vor: 
herrſchend bäuerlihem Grundbefig? Etwa in einem hohen Einfommen? Das 
Eintommen der Tagelöhner, des Geſindes und der Inſtleute des Großgrund— 
befites ift nicht felten höher. Oder in der großen Yeichtigfeit, mit der fie zu 
eigenem Grundbeſitz gelangen fönnen? In dieſem Punkt find ihnen wieder die 
Arbeiter der Kleingüterbezirfe überlegen. Alfo wohl darin, daß, weil die Ge— 
legenheit zur Ermwerbung des Grundbefiges nicht jo allgemein verbreitet ift, wie 
in den Klein: und Zwerggüterbezirfen, die Ländliche Bevölkerung im Durchſchnitt 
fi) nicht jo früh miederläßt und beirathet, auch nicht fo fehr an der Scholle 
flebt, fondern leichter in andere Berufe abftrömt. Und fodann darin, daß 
denjenigen, die fid) der Landwirtbichaft dauernd widmen, die Bahn zum Fort: 
jchreiten innerhalb ihres Beruf und zur Erwerbung eines Befige8 doch wieder 
ungleich mehr geebnet ift, als in den Grofgüterbezirfen. 

Wir wiſſen namentlih aus Weftfalen, daß bier die ländlichen Arbeiter als 
Knete oder Heuerlinge auf den Bauer- oder Nittergütern beginnen und aus 
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diefer Stellung ſich nicht felten in die Klaffe der kleinen Kötter und Brinffiger 
emporarbeiten, und daß es dann ihnen ſelbſt oder ihren Kindern wieder gelingt, 
fid) zuerft in den Befi eines fleinen und dann vielleicht auch in den eines 
größeren Colonengut3 zu ſetzen. Wenn der Uebergang in die Klaſſe der Grund: 
befiger hier im allgemeinen langfamer vor ſich geht und fchwieriger ift als in 
den Kleingüterbezirken, jo ift daS erreichbare Ziel dafür auch wieder höher geftedt. 
Auch beeinflußt die höhere Yebenshaltung des Banernftandes die Lebenshaltung 
der unter ihm ftehenden Klaſſen. Dieje höhere Yebenshaltung macht die Bes 
völferung der Bauerngutöbezirfe ländlichen Nothftänden gegenüber viel widerftands- 
fähiger als die Bevölferung der Kleingüterbezirfe. So ift denn bei vorherr- 
ſchendem Banernqutöbefig die Erhaltung der auf die beftehenden Zuftände 
gerichteten Gefinnung eine viel allgemeinere, al8 in den Grofgüterbezirken und 
zugleich eine viel conftantere als in den Kleingüterbezirken. 

Prüfe ich die Bertheilung des deutſchen Grundbefiges nach diefem eben 
gewonnenen Mafftabe, jo gelange ich zu dem Schluß, daß fie den obigen An— 
forderungen im ganzen Nordweften und Südoften, aber auch noch immer auf 
großen Streden des Nordoftens und Südweſtens entſpricht. 

Eine Ausnahme bildet nur ein Theil des Nordoftend und Südweſtens. 
Wenn in Medlenburg der Bauernftand im ritterfchaftlihen Gebiet auf ein 
Minimum reducirt ift, oder wenn in Neu-Borpommern mehr al3 80 °/, de3 
nugbaren Bodens von jelbftändigen Gutsbezirfen eingenommen werden, oder 
wenn in Ober-Schlefien von 1193 felbftändigen Gutsbezirken fih 528 im der 
Hand von nur 49 Perjonen befinden, jo wird man nicht leugnen fünnen, daß 
hier Anſätze zu Yatifundienbildungen vorliegen, die, weiter entwidelt, uns zu 
englifhen Zuftänden führen müfjen. Und andererjeit3 iſt die Zerfplitterung der 
Güter in Theilen von Mittel- und Süd-Deutſchland wieder jo weit gediehen, 
daß eine rationelle Bodencultur hier ausgeſchloſſen ift und die fleinen Befiter 
leicht zu Proletartern herabfinfen. 

Damit gelange ic) zu dem Reſultat, daf dort, wo ein gejunder Bauernftand 
prävalirt, die VBertheilung des Grumdbejiges ihren Schwerpunft gleihjfam in 
diefem bat und damit die Garantie längerer Dauer darbietet, während Länder 
mit einfeittig vorwiegendem Großgrundbefig zur Yatifundienbildung, und Länder 
mit einfeitig vormwiegendem Kleinbefig zur Zwerggiüteret hinneigen, aljo über fi) 
» jelbft hinaus auf Franfhafte Zuftände hinmweifen. 

Wenn nicht alle Anzeichen trügen, jo tritt innerhalb unferer im Ganzen 
gefunden Grundeigenthumsvertheilungsdiefe letztere Erſcheinung, nämlich die Zu— 
nahme einerfeit8 der jehr großen und andererfeit3 der ganz kleinen Güter, beides 
auf Koften des mittleren Befiges, in den legten Jahrzehnten immer ftärter 
u Tage. 

Dat wir bier nur von Vermuthungen ſprechen fünnen, wo wir abjolute 
Sicherheit haben follten, gereicht unferer Statiftif nicht zur Ehre. Denn aufer 
den beiden befannten Dentihriften des preußischen Minifteriums für landwirth« 
ichaftliche Angelegenheiten befigen wir feinerlei zuverläſſiges Material über diejen 
Gegenftand. Die preußtihen Zahlen reihen aber nur bis zum Jahre 1865, 
auch leiden fie an mehr al3 einem Mangel. So ift die ganze Aufnahme 
auf den Begriff der Spannfähigfeit bafirt, ohne daß diefer jelbft genau und 
gleich verbindlich für alle Gegenden feftgeftellt worden wäre. Und in dem Grau 
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der allgemeinen Durchſchnittszahlen vermögen wir dad Schwarz und Weiß, aus 
deren Gemiſch daſſelbe entftanden ift, nicht mehr zu unterſcheiden. Sollen der: 
gleichen Durchſchnittszahlen daher von Werth fein — und fie können es fein — 
jo müſſen jie durch einzelne Unterfuchungen, welche die typiſchen Vorgänge inner- 
halb engerer Grenzen feittellen, ergänzt werden. 

Ehe ich durch bündige beweiskräſtige Zahlen widerlegt werde, halte ich 
daran feft, daß unfere im Ganzen gefunde Bodenvertheilung fid) auf dem Wege 
befindet, auszuarten und franthaft zu werden. 

Diefe Anficht füge ich auf eine Reihe von Notizen, die ich ſowohl officiellen 
wie Privatquellen entnehme. 

Auf die eben behauptete Thatjahe läßt fich, abgejehen von den einzelnen 
Daten, welche fie zu verbürgen ſcheinen, aud ſchon aus allgemeinen Gründen 
ſchließen. Dieſe Gründe find in dem Anwachſen der ländlichen Bevölterung 
und in der auferordentlichen Zunahme des beweglichen Kapitals zu finden. 

So ift der Prozeß des Kleinerwerdens der Güter eine Folge gefteigerter 
Arbeitsintenfität und das Größerwerden eine Folge bejjer durchgeführter Arbeits- 
theilung, vermehrter Benugung von Mafchinen und überhaupt größerer Kapitals- 
intenfität der Wirthſchaft. In den beiden eben erwähnten Fällen gehen vie 
Beränderungen zuerft in dem Umfang der Wirtbichaften vor ſich und an diefe 
ſchließen fid) bei und mehr oder minder fchnell die Veränderungen in den Güter: 
größen an. Es ift aljo die Veränderung in den Wirthichaftseinheiten, welche 
zugleich zur Veränderung der Befigeinheiten führt. Und wir fünnen es nur 
mit Freuden begrüßen, daß in Deutjchland beide Prozeffe im Allgemeinen — 
wenn wir von einigen Ausnahmen abſehen — miteinander Hand in Hand gehen 
oder doc) der eine dem andern ummittelbar zu folgen pflegt, während z. B. ın 
England und Jrland und neuerdings aud in einigen Theilen Frankreichs die 
wirthſchaftliche Correctur der vorhandenen Eigenthumgeinheiten durch Zerlegung 
der großen Güter in einzelne Theile und deren Verpachtung erfolgt, was meiſt 
zum Abfenteeismus der Grundeigenthümer führt. 

Was wir an den neueften Veränderungen in der Vertheilung des deutfchen 
Grundbeſitzes tadeln, ift aber nicht dieſes, daß fich die Güter vergrößern umd 
verkleinern, entjprechend den vorhandenen Bedürfniſſen der Volkswirthſchaft ſowie 
des landwirthſchaftlichen Betriebs, fondern daß e3 häufig geſchieht unabhängig 
von diejem innerlich begründeten und deshalb unaufhaltbaren Proceß, Tediglich ‘ 
in Folge von Tendenzen, melde dem beweglichen Kapital als ſolchem inne 
wohnen, . 
Diefe Tendenzen treten hauptſächlich in folgenden beiden Vorgängen deutlich 
und prägnant zu Tage. 

Wie im Speculationshandel mit Effecten auf der Börfe, fucht ein Theil 
des Geldfapital3 im Grundbeſitz feine Anlage, ledigli um durch wohlfeilen 
Einkauf und theueren Berfauf einen möglihft großen Handelsgewinn zu erzielen. 
Am billigften laſſen ſich ſolche Güter antaufen bet Leuten, die fi in finanzieller 
Klemme befinden, und wo diefe nicht von felbft eintritt, da verſucht man fie 
fünftlich zu erzeugen, um fie dann beliebig ausnußen zu fünnen. Und am beiten 
laffen fich joldye Güter dann wieder verwerthen, wenn man fie in Theile zerlegt 
und diefe Theile entweder an einen benadybarten Befiger oder an befigloje Ar- 
beiter verfauft. Je umficherer die rechtzeitige Bezahlung des Kaufichillings 
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erſcheint, um fo höher wird dieſer felbft normirt. Man begnügt ſich wohl 
aud) mit der Anzahlung, treibt den Käufer gelegentlih zum Zwangsvertauf 
und kauft dag Grumdftüd dann für einen Spottpreis zurüd, um es alsbald 
wieder einem Dritten an den Hal3 zu hängen. So bringt denm der Güter: 
megger das, was innerlich zu einander gehört, bisweilen zufammen; noch häufiger 
aber reift er e3 fünftlih auseinander. In jedem Fall aber fördert er den 
Agglomerations: wie den Zerftücdelungsproceß des Grundeigenthums. 

AN diefe Manipulationen vollzieht da8 Kapital aber gewöhnlih nur in 
demjenigen Stadium, in dem es in der Hand des Gütermeggerd aus taufend 
Heinen Kanälen zu einem großen Strom zufammenflieft. 

Ein zweites Mal ergießt fi) dann das Geldfapital auf das Land, nachdem 
e3 im Handel und in der Induftrie, im Bank- und Börfenverkehr fih in großen 
Mailen in einzelnen Händen angejammelt hat, um feinen Befitern größere 
Sicherheit der Anlage und eine angejehenere perfünlihe Stellung zu verſchaffen. 
Auf einen entjprechenden Gewinn, beftehe diefer aud nur in der Verzinfung 
nad) landesüblichem Zinsfuße, wird nicht immer, wohl aber häufig verzichtet. 
Dafür bietet diefe Kapitalanlage die Annehmlichkeit des Sommeraufenthalts, die 
Möglichkeit noblen Paffionen — der Yagd, Fiſcherei u. f. w. — nachzugehen 
und den Söhnen eine gefunde Beihäftigung ſowie zugleih das Anſehen der 
land-gentry zu verfchaffen. Motive diefer und ähnlicher Art find ed, die das 
große Kapital aus den Städten auf da3 Land hinausdrängen, wo es Jnveftirung 
un Grundbeſitz ſucht und findet. 

Derfelben Tendenz dienen aud die großen, in feſtem Befis befindlichen 
Herrſchaften der depofjedirten Fürften, Standesherren u. f. w., deren große 
Revenüen, nicht ganz aufgezehrt, immer wieder von Neuem in Grundbefig an— 
gelegt werden. 

Gegen diefe Transjubftantiation des Geldfapital3 in Grundbefig wäre nun 
an ſich nicht3 einzuwenden, wenn fie nur nicht unfere an ſich gefunde Grundbefig- 
vertheilung verjchlechterte und wenn fie nicht zugleich durch das Elend fo vieler 
grumdbefigenden Familien erfauft wäre. Und zwar häufig ohne deren Ver— 
ſchulden, nur weil dem Grundbefig bei dem Zufammenftoß mit dem beweglichen 
Kapital die Rolle des irdenen Topfes zugewieſen ift, der durch den eifernen in 
Scherben zerſchlagen wird. 

Denn das bewegliche Kapital, wo e3 in Berührung mit dem Grundbefit 
tritt, befruchtet zwar dieſes und fteigert feine Productivität in auferordentlicher 
Weiſe, ſucht aber zugleih den Grumdbefig von ſich abhängig zu machen und 
feinen Gefegen zu unterwerfen. 

Indem der Grundbejig ſich dann wieder diefem Einfluß zu entziehen ſucht, 
fommt e8 zu Neibungen und Kämpfen, ähnlicd wie zwifchen dem Kapital und 
der Arbeit. Diefer Antagonismus zwifchen den monied und land-interest 
beginnt, wenn wir von der antiten Welt abjehen, mit der modernen Städte 
gründung, mit der erften Anfammlung von beweglichem Kapital im Handel und 
in der Induſtrie, fett fi) dann mit der Anhäufung der Geldinafjen feit der 
Entdefung Amerikas fort und culminirt in unferer Zeit der unermeßlichen Ver: 
mehrung des beweglichen Kapitals. 

Die mittelalterliche Agrarverfaffung mit ihrer Gebundenheit des Grund» 
beſitzes und der Grundbefiger erichwerte zwar die Befruchtung des Grund und 
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Bodens durch das bewegliche Kapital, fette damit aber auch zugleich dein Ein- 
dringen und der Herrihaft dejjelben auf dem Lande Schranten, 

Die freie Agrarverfallung, weld;e jeit der franzöfifchen Revolution von 1789 
überall an die Stelle der deudalordnung tritt, räumt dieſe Schranfen hinweg 
und ermöglicht dadurch im Bunde mit der Anwendung der Naturwiſſeuſchaft 
auf die Landwirthſchaft eine bis dahın nicht geahnte Steigerung der landwirth⸗ 
ihaftlihen Production. Sie hat aber, wo fie rein negativer Natur war, 
zugleihh den Grundbeſitz dem beweglichen Kapital auf Gnade und Ungnade 
übergeben. Glüdlicherweife ift die Irrlehre des dem Aufflärungszeitalter ent- 
ftammenden laissez-faire hier niemal3 jo entidhieden zur Anwendung gelangt, 
wie auf anderen Gebieten. Selbft in den Zeiten des größten Freiheitstaumels 
hat man denn doch nicht ganz vergejien, daß der Grund und Boden, wie er 
für den Staat von anderer Bedeutung ift wie das bewegliche Kapital, jo auch 
deſſen pofitive Förderung viel weniger entbehren fann. Es enthält daher die 
moderne freiheitliche Agrargejetgebung neben ihren rein negativen Beftandtheilen, 
welche mit der Vergangenheit tabula rasa machten, aud nicht ummefentliche 
pofitive Cchöpfungen für die Zufunft: ſei eg, daß fie die aus früheren Zeiten 
ſtammenden umbilvet, ſei es, daß jie diejelben neu ins Leben ruft. Wir rechnen zu 
den erfteren in Deutichland namentlich das Inſtitut der preußtichen Landſchaften und 
zu den letteren die Arrondirungs-, Deich, Waller, Meliorations-, Bereins- 
und Unterrichtsgefetgebung und die diefen Gebieten angehörigen ftaatlichen An⸗ 
ſtalten. Aber immerhin ſind das erſt nur Anfänge zu neuen poſitiven Schöpfungen, 
Anfänge, deren Fortbildung die Sorge der Gegenwart und die Aufgabe der 
Zukunft iſt. 

Mit dieſer negativen Richtung der neueren Agrargeſetzgebung hängt auch 
die Unterſtellung des geſammten Grundbeſitzes unter ein weſentlich der Natur 
des beweglichen Kapitals angepaßtes Erbrecht zuſammen. Ja, in der Aus— 
dehnung des römiſchen Erbrechts auf den Grundbeſitz iſt, nächſt einer unge— 
nügenden Organiſation des landwirthſchaftlichen Creditweſens, das Hauptmittel 
gegeben, durch welches das bewegliche Kapital ſeine Herrſchaft über den Grund 
und Boden ausübt. 

Um die ganze Tragweite dieſes Schrittes klar zu legen, geſtatten Sie 
mir wohl, für einen Augenblick auf die Geſchichte des deutſchen Erbrechts ein— 
zugehen. 

Dieſes war in den erſten Jahrhunderten der deutſchen Geſchichte ein wahres 
Familienerbrecht. Feſte, unabänderliche Regeln leiteten den Grundbeſitz von 
einer Generation auf die andere über, ohne daß eine Abweichung von denſelben 
ſtatthaft geweſen wäre. Damit der Grundbeſitz in der Familie blieb, waren 
Frauen von der Succeſſion in denſelben ausgeſchloſſen oder doch den Männern 
nachgeſtellt. Auch durfte über denſelben ohne Einwilligung der Blutsverwandten 
weder unter den Lebenden noch auf den Todesfall verfügt werden. Die von 
Männern abſtammenden männlichen Nachkommen des Erblaſſers gleichen Grades 
beſaßen gleiche Erbrechte; doch wird die Naturaltheilung des Immobiliarnachlaſſes 
Anfangs factiſch nicht häufig vorgekommen fein und, wo fie ausnahmsweiſe vor- 
fam, den vorhandenen Bedürfniſſen der Boltewirthfchaft entſprochen haben. 
Diefeg, dem Zuftand der reinen Naturalwirthichaft entſprechende Erbrecht erlitt 
aber bereit3 früh einige Modificationen. 
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Mit dem Eindringen der erften Anfänge des Geldverkehrs ſowie jonftiger 
römiſcher Einflüffe namentlid) auf demjenigen Boden, auf dem Römer und 
Germanen zufammentrafen, mit dem Beweglicherwerden des Lebens und der 
Berbreitung hriftliher Elemente in Anſchauung und Sitte, jowie mit dem Er— 
ftarfen des Staates mußte fi auch das Erbrecht ändern. 

Neben den Männern erhielten jest auch Frauen ein Erbredyt; das ſo— 
genannte Beiſpruchsrecht verlor fid) zum Theil ganz, zum Theil wurde es nur 
abgeſchwächt; Lettwillige Verfügungen fanden in immer weiteren Kreifen Eingang 
und der Immobiliarnachlaß wurde num häufiger der Naturaltheilung unterworfen. 
In Folge diefer Entwidelung wäre das aus germanifcher Wurzel erwachſene 
Erbrecht, namentlih in den Städten, der im 15. und 16. Jahrhundert erfolgten 
Reception des römiſchen Erbrechts immer mehr entgegen gereift, wenn nicht die 
ftändifche Periode für die Vererbung des Grundbefiges einen Rückſchlag gebracht 
hätte. In dem engen Kreife des Lehn- und Hofrechtes, ſowie fonjtiger ftändijcher 
Sonderrechte lebten die altgermaniſchen Ideen des Erbredhtes, modificirt durch 
die ſpecifiſchen Bedürfniſſe des mittelalterlichen Lebens, wieder auf. Dieſe 
Modificationen ſind namentlich darauf zurückzuführen, daß alles Eigenthum ſich 
mittlerweile in ein Ober⸗ und Untereigenthum geſpalten hat und daß jetzt nicht 
mehr die Bedürfniſſe des ganzen Volks, ſondern einzelner Stände maßgebend 
waren. In den Kreiſen des Adels gelangte die Rückſicht „auf die Erhaltung des 
Anſehens und Glanzes der Familie“ zur Geltung, und innerhalb des hofhörigen 
Verbands richtete ſich das Bemühen auf die Erhaltung der Präſtationsfähigkeit 
der bäuerlichen Höfe. 

In der Erbfolge des Lehn- und Hofrechts, der Stammgüter, der Güter 
der hochadligen Häuſer und der Familienfideicommiſſe treten die Frauen wieder 
hinter die Männer zurück oder werden von dieſen auch ganz ausgeſchloſſen; die 
Veräußerung der Familiengüter wird theils wieder mehr erſchwert, theils voll— 
ſtändig verboten; die Teſtirfreiheit wird zurückgedrängt; die urſprünglich factiſch 
nur ſelten vorgekommene Verſchuldung und Theilung des Grundbeſitzes wird 
jetzt auch rechtlich ausgeſchloſſen. Eine Conſequenz der Untheilbarkeit des Grund— 
beſitzes ift die Individual-Succeſſion in denſelben, derart, daß immer nur einer 
unter mehreren nad) gemeinem Recht gleichberechtigten Erben das väterliche Gut 
erhält und daß den übrigen Geſchwiſtern nur mäßige Abfindungen u. |. mw. zu 
Theil werden, oder daß jie auch allein auf den mobilen Nachlaß angewieſen find. 

Durch diefe ftändifch-fingulären Erbrechte hat ſich der größte Theil des 
deutfchen Grundbefiged vor der Zerftüdelung, vor dem Eindringen des beweg— 
lichen Kapital3, vor der Verfchuldung und vor der Erpropriatton zu ſchützen 
gefuht und zu fügen gewußt. Die auf eine Erhaltung des Gleichgewichts 
der produftiven Kräfte gerichtete Agrarverfaflung bewahrte den Grundbefig dann 
weiter vor der Anſammlung in einigen wenigen Händen. Auch gegen die An— 
wendung des mittlerweile recipirten römischen Rechts war das oben jfizzirte 
ftändifhe Erbrecht gerichtet. Und fo ftehen wir denn vor der merkwürdigen 
Erjcheinung, daß, während das römische Hecht principiell für das ganze Gebiet 
des Privatrechts recipirt wird, feine Anwendung auf die Vererbung von länd— 
lichen Immobilien gleihwohl von dem größten Theil des deutſchen Bodens jahr- 
hundertelang ausgeſchloſſen bleibt. 

Erft feitdem die mittelalterliche Agrarverfafjung bejeitigt und die ſtändiſche 
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Gejellfchaft vor dem allgemeinen Staatöbürgertfum zurüd gewichen ift, drängt 
aud) das gemeine Erbreht — umd ich verftehe unter demfelben aud daS dem 
römischen Recht nachgebildete Recht der modernen Codificationen — in feiner An— 
wendung auf den ländlichen Grundbefig vor. 

In diefer Beziehung zeigt ſich ein hodhintereffanter Unterfchied unter den 
Haupteulturvölfern des weftlihen Europa. 

Wie England feine Feudal-Berfaffung, ohne die Continuität zu unterbrechen, 
in eine modern:repräfentative umgewandelt hat, jo bildet es aud aus lehnrecht- 
licher Wurzel fein der Natur des Grundbeſitzes angepaßtes Inteſtat-Erbrecht 
aus, nad) welchem das Grundeigenthum nad) dem Tode feines Befigerd immer 
nur an eine3 feiner Kinder übergeht. Nicht dieſes aber trägt, wie vielfach be— 
hauptet wird, die Hauptihuld an der ercentriichen Grundeigenthumsvertheilung 
in England, fondern der Mangel an Fürforge für die Erhaltung des mittleren 
Befiges ſeitens des engliihen Staatd. Zur Zeit, ald der Bauernftand in Eng— 
land am meiften bedroht war, zeigte fich der engliſche Staat, der denjelben 
gegenüber dem Andrängen de3 beweglichen" Kapitald und des großen Grund- 
beſitzes energiſch hätte ſchützen follen, ebenfo unfähig diefe Aufgabe zu erfüllen, 
wie bei und nur die Iandesherrlihe Gewalt in Medlenburg und Neu-Vor— 
pommern, 

Ein von diefem jehr verfchiedenes Bild zeigt uns Frankreich. Wie Frank— 
reich die Zeit zu einer organiſchen Reform feiner ſtändiſchen Körperſchaften und 
feiner Social-Gefeggebung verpaßt hatte, jo auch auf dem Gebiet des Erbredhts. 
Mit dem ancien regime befeitigte die franzöfifche Revolution aud) diefes mit 
einem Schlage. Bon dem feudalen Erbrecht, das den Grundbefig unlöslih an 
beftimmte privilegirte Familien gefettet hatte, ging man bier unvermittelt 
zum Erbredit des Jahres 1793 und des Code über. Bon der Rückſicht auf 
die Natur des Grundbeſitzes und auf die Möglichkeit feiner Erhaltung in ver 
Familie, findet ſich namentlid in dem erfteren Gefet feine Spur vor: die 
freie Teftirbefugniß wird der Gleichheitsidee und dem Theilungszwang geopfert. 
Mit einem Wort, die franzöfifche Revolution ſanctionirt den befannten Gedanken 
Mirabeau's „que l’Egalit6 des successions ne peüt ätre dérangée par les 
dispositions de l’homme et qu’on ne puisse favoriser aucun de ses 
heritiers au préjudice de l’autre.*“ Auf dieſe ſprungweiſe Entwidelung in 
Frankreich paßt daher in vorzüglicher Weiſe der Ausſpruch Sir Henry Maine’s: 
„The history of property — and succession dürfen wir hinzufügen — on 
the European continent is the history of the subversion of feudalized 
law of land by the Romanized law of movables.“ 

Eine mittlere Stellung zwiſchen Franfreib und England nimmt Deutſch— 
land ein. Zwar das römische Erbrecht gilt auch hier im “Prinzip für einen 
großen Theil des deutjchen Reichs. Daſſelbe behandelt die zum Nachlaß ges 
börigen Immobilien volftändig wie die Mobilien, indem e3 den in demfelben 
Grad mit dem Erblafjer verwandten Perſonen völlig gleihe Rechte einräumt 
und die Taration des Nachlaſſes nad) dem Verkehrswerth ſowie die Natural: 
theilung begünftigt. Im preußiſchen Yandredit wird der Taxation nad dem 
Verkehrswerth nach beſonders Vorſchub geleiftet durd die Beitimmung, daß jeder 
Erbe das Recht habe den meijtbietlihen Verkauf des Nachlaß-Grundſtücks zu 
verlangen, während das auf dem linken Rheinufer geltende franzöfifhe Erbrect 
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wieder mehr auf die Natural-Theilung deſſelben hindrängt. In der Ein- 
ſchränkung der Teſtirbefugniß endlich gehen das franzöfiiche wie das preußtjche 
— — an altdeutſche Rechtsideen anknüpfend — noch über das römiſche Recht 
inaus. 

Auf die Dauer müſſen dieſe erbrechtlichen Beſtimmungen zu folgenden 
Reſultaten führen: ſofern nämlich einer der Erben das Gut ungetheilt über— 
nimmt, zur Ueberlaſtung deſſelben mit Nachlaß— Schulden, zum Zwangsverkauf 
und auf diefem Ummege oder direct zum Uebergang in fremde Hände; fofern 
das Nachlaß-Grundſtück aber in natura getheilt wird, zu einer unwirthſchaft— 
lichen Berftüdelung des Grundbeſitzes und jchlieglicd zur Sprengung der Agrar: 
verfaflung. 

Diefe Wirkungen werden um fo ficherer und jchneller eintreten, je ftärfer 
der Grundbefig überhaupt verſchuldet iſt, je mehr Erben, unter die das Nachlaß⸗ 
Grundſtück getheilt werden muß, im einzelnen Fall vorhanden ſind, in je un— 
günſtigerer Lage ſich die Landwirthſchaft befindet, je weniger Kapital der das 
elterliche Gut antretende Erbe oder ſeine Frau beſitzt und je weniger zweckmäßig 
die Verfaſſung des Hypothekenweſens und die Organiſation des ländlichen Credits 
eingerichtet ſind. 

Wenn dieſe Wirkungen bisher noch nicht überall in voller Schroffheit her— 
vorgetreten find, jo iſt das in Frankreich zurüdzuführen auf das Zwei-Kinder— 
Spitem, durch welches die Ländliche Bevölterung dem morcellement des Bodens 
vorzubeugen weiß, in Deutjchland dagegen dur) das Gewohnheitsrecht und die 
zahlreihen Singular-Rechte, melde das gemeine Erbrecht bisher von der An: 
wendung auf einen großen’ Theil des Bodens auögejchloffen haben. Und dort, 
wo das lebhafte Familiengefühl einen adäquaten rechtlichen Ausdruck nicht findet, 
pflegen die Erblafjer zu mannigfahen Hülfsmitteln zu greifen und die Erben 
nicht geringe Opfer zu bringen, um den Grumdbefig in der Familie zu erhalten. 
Mit dem Erblaffer und den Erben im Bunde ftanden bis vor furzem in 
Deutſchland die Richter, indem fie nicht felten contra legem Gutsübertragung3- 
verträge, niedrige Erbihaftstaren, Erbihaftsauseinanterfegungen, an denen 
unter Vormundſchaft oder Curatel ftehende Perfonen betheiligt waren, jelbft 
wenn fie dem Intereſſe diefer nicht ganz entſprachen, beftätigten oder doch an= 
erfannten. | 

Indeß täufhe man ſich nicht, eine ſolche allgemeine Verſchwörung gegen 
das geſchriebene Recht iſt auf die Dauer nicht möglich. Sie dauert nur ſo 
lange, als der frühere Rechtszuſtand in der Sitte noch ein mehr oder minder 
ſtarkes Echo findet; auf dieſe wird das geſchriebene Recht der Gegenwart aber 
nothwendig zerfegend und auflöfend wirken. Denn jeder mit einer folchen 
contra legem getroffenen Dispofition Unzufriedene fann diefelbe umftoßen, und 
an ſolchen wird es in unferer Zeit, in der die einzelnen Familienglieder durch Beruf 
und Neigung von dem Yamilienfig weit weg veriprengt werden und der Befig 
eines möglichft großen Kapital3 die Vorausſetzung für jede jelbftändige Unter— 
nehmung ift, nicht fehlen. 

Und auch die einzelnen Singular:Rechte in der Form, in der wir fie aus 
der Vergangenheit überfommen haben, befinden ſich in precärer Yage. Seit der 
Bejeitigung der Stände, denen fie auf den Yeib geſchnitten waren, ſchweben fie 
gleihjam in der Luft. Denn was bedeutet ein bäuerliches Anerbenrech nachdem 
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der rechtliche Begriff de3 Bauernftandes und Bauerngutes verſchwunden ift? 
Was das adlige Familien: Fideiommiß zu einer Zeit in der der Adel durd) 
die Ariftocratie abgelöft wird? Auch ftehen weſentliche Beſtimmungen diejer 
ſingularrechtlichen Jnftitute mit den Grundprincipieen unjerer heutigen Wirth: 
Ihaftsordnung, mit unjern Rechtsideen und fittlihen Idealen in Widerjprud. 
Denn e3 widerjtrebt unferm Recdtsbewußtjein, wenn ein Kind den Grumdbefig 
allein erbt und die andern vollftändig leer ausgehen, wie das ältere Anerben- 
und Fideicommißrecht bejtimmen. Es liegt ferner weder im Intereſſe der 
Familie noch in dem der Volkswirthſchaft, wenn die Perſon des Anerben oder 
Fideicommißbeſitzers, gleihgültig, ob fie tüchtig ift oder nicht, von dem Geſetz 
unabänderlic beftimmt wird, und ebenfo wenn das Geſetz die Aufnahme hypo— 
thefarischer Schulden und den Verkauf einzelner Etüde des Fideicommißguts 
verbietet. Es widerjpricht endlich unfern Gerechtigkeitäidealen, wenn wir Das 
tieffinnige Wort ded Dichters: „Was du ererbt von deinen Vätern haft, erwirb 
es, um es zu bejigen” von der Anwendung auf ein beftimmtes Yechtsgebiet 
völlig ausgejchlofien jehen, indem der durch Familien: Fıdercommige vinculirte 
Befig gegen die Umtüchtigfeit, den Yeichtjinn und die Verſchwendungsſucht ihrer 
einzelnen Mitglieder gefeit erjcheint, während ringsum jede wirthichaftlihe Schuld 
ſich auf Erden rädt. 

Aber bleibt denn, will man für das Grundeigentum die Scylla des alt- 
jtändifhen Anerbenreht3 und des Familien: Fidetcommifjes in feiner ftarren 
gemeinrechtlihen Form vermeiden, wirklich nichts andres übrig, als dajjelbe an 
der Charybdis des allgemeinen Erbredhts zerſchellen zu lajjen ? 

Wie befremdend es nad) dein Vorhergejagten auch flingen mag, ıd) glaube 
diefe Frage für Deutjchland entſchieden verneinen zu jollen. 

Wie auf dem Gebiet der Agrarverfafjung die Aufgabe der Gegenwart 
nicht darin bejteht, bei der Negation der mittelalterlihen Ordnung der Dinge 
ftehen zu bleiben, fondern die gejunden Gedanten früherer Zeiten mit den Ideen 
der Gegenwart zu lebensträftigen Inſtitutionen zu verbinden — ich erinnere 
hier nur an den fruchtbaren Keim, der in den altpreußiſchen Landſchaften für 
die Ausgeſtaltung des bäuerlichen Credits und in den Erbpachtverhältniſſen 
früherer Zeiten für die Schaffung eines Bauernſtandes enthalten iſt —, ſo auch 
auf dem Gebiete des Erbrechtes. 

Wir brauchen auch hier nur die bisherige Rechtsentwickelung zu befragen — 
freilich nicht die in unſern Geſetzbüchern paragraphirte allein, ſondern auch 
diejenige, die in der Sitte unſerer Dörfer, Bauerhöfe und Rittergüter zu 
Tage tritt, und nicht nur diejenige unſeres Rechtes, ſondern auch die ver— 
wandter Bölter —, um auf den richtigen Weg gewieſen zu werden. 

Zunächſt brauchen wir eine Erweiterung der Teſtirfreiheit, ſoweit es ſich 
wenigſtens um Verlaſſenſchaften handelt, die aus ländlichen Grundſtücken beſtehen. 
Wie die Reception des römiſchen Rechtes mit ſeiner nur durch Pflichttheilsrechte 
eingeſchränkten Teſtirfreiheit ſeiner Zeit einen weſentlichen Fortſchritt bedeutete 
gegenüber dem ſtarren Zwang des altdeutſchen Inteſtaterbrechtes, welches letzt— 
willige Verfügungen und Veräußerungen von Immobilien ausſchloß oder doch 
ſehr bedeutend einſchränkte, ſo muß jetzt über das römiſche Recht hinausgegangen 
werten. Die große Bemweglichfeit de8 modernen Lebens und die volkswirtſchaft— 
liche Nothwendigfeit, die einmal gebildeten Unternehmungen und Vermögen in 
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der Flucht der Generationen zufammenzubalten, verlangen diefes gebieterifch. 
Die hochentwidelte Volkswirthſchaft der Engländer und Amerikaner fcheint auch 
unferer Recht3entwidelung hier den richtigen Weg vorzuzeigen. Und wollte man 
biergegen einwenden, daß das aus urſprünglich fpecififch römischer Wurzel erwachfene 
Pflichttheilsreht derart in unfer Rechtsbewußtſein hineingewachjen ift, daß e3 ohne 
ſchmerzliche Operation nicht entfernt werden kann, jo lajie man e8 im Princip 
noch eine Weile beftehen, jchränfe e8 aber derart ein, daß es dem Erblafier 
jelbft unter ungünftigen Verhältniſſen — ftarfe Berfchuldung des Gutes, viele 
Rinder, ungünftige landwirthfchaftlihe Conjuncturen u. f. w. — nod) möglic) 
wird, Dispofitionen zu treffen, durch welche der Familie das Gut erhalten wird. 
Im ucbrigen baue man aber auf die elterliche Liebe, welche es in freien An— 
ordnungen unter Lebenden und auf den Todesfall beſſer als das ſtarre Geſetz ver— 
ſtehen wird, die nöthige Ausgleichung des Vermögens unter den Kindern, wenn 
auch nicht nach dem Princip der formalen Gleichheit, ſo doch nach dem der 
materiellen Gerechtigkeit zu treffen. 

Aber die Erweiterung der Teſtirfreiheit allein genügt nicht, fie genügt 
namentlid; nicht für ein Volt wie das unfrige, das im großen Ganzen nicht 
gewöhnt ift, feine Nachlafverhältniffe durch letztwillige Verfügungen zu ordnen. 
Wenigſtens trifft dies für den größten Theil der ländlichen Bevölkerung und 
bier fpeciell für den Bauernſtand zu. 

Hier gilt es nun, ein neues, den Bedürfniffen des Grundbefites angepaßtes 
Inteſtat-⸗Erbrecht zu ſchaffen, oder viemehr nur die vorhandenen Keime zu einem 
ſolchen weiter zu entwideln. Denn es braudt nur diejenige Uebung und Sitte 
zum gejchriebenen Recht erhoben zu werden, welche theil3 innerhalb des Rahmens 
des geltenden Rechts theild auf Ummegen außerhalb defjelben und gegen dafjelbe 
fih Geltung zu verſchaffen ſucht. 

Wenn wir große Gebiete Süd-Weſt- und Mittel-Deutſchlands und ferner 
Heinere auch fonft verfprengte Gebiete ausnehmen, fo findet ſich das Beftreben, 
den ländlichen Grundbefig durch Uebertragung defielben zu einem mäßigen 
Anfchlag an einen der Erben, in der Familie zu erhalten, allgemein verbreitet. 
Indem man zu einem der vielen Mittel greift, welche die Erreihung dieſes 
Ziele verfprehen, glaubt man durchaus nichts Unvechtes zu thun, felbft wenn 
man weiß, daß es dem Sinn und Wortlaut des Geſetzes widerſpricht. Hier 
Liegt ein Stüd wichtigen Rechtsbewußtſeins vor, deſſen Berückſichtigung der 
Sorial:Deconom dem Gejetgeber der Zukunft dringend and Herzen legen muß. 

Und glücklicher Weiſe dürfen wir conftatiren, daß die Gefeggebung, wenn 
auch fürs Erfte nur ſchüchtern und zagbaft, diefen Weg bereitS betreten hat, 
den Weg zur Formulirung eines den Bedürfniſſen der gegemmärtigen Volks— 
und Landwirthſchaft angepakten Anerbenredhtes. 

In diefer Beziehung unterjcheidet fich die deutſche Erbrechtsgeſetzgebung ſehr 
weſentlich von der franzöfiichen. Mit einem Radicalismus, der dem got ex- 
cessif de logique et d'équité entfpricht, welchen ein neuerer franzöfifher Schrift: 
fteller für die apanage de tout citoyen francais erklärt, hat: die franzöſiſche 
Revolution aus Furdt vor der alten Gefelichaft und in dem Beftreben. das 
Vermögen derjelben zu zerftüdeln, die Bildung eines Gewohnheitsrechts auf diefem 
Gebiet im Keim erftidt. Auch blieb jelbft für die gefunden Gedanfen der 
früheren fingulären Rectsbildungen fein Raum mehr übrig. 
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In Deutſchland wurde nun freilich das römische Recht recipirt und im 
einigen Yändern ein demſelben Durch die neuere Geſetzgebung nachgebildetes Erb- 
recht geſchaffen, aber nebenber ließ man — mie ſchon erwähnt wurde — noch 
die mannigfahen finguläven Erbrechts-Inſtitute und das Gewohnheitsrecht 
beftehen. | 

Nur in Preußen ging man in allen diefen Beziehungen radicaler zu Werk. 
Das allgemeine Landrecht behielt das Fideicommiß zwar bei, bildete dafjelbe aber 
dody den Anforderungen des modernen Lebens entiprehend um und die |pätere 
preußifche Geſetzgebung hat die ftarre Unveräußerlichkeit, Untheilbarkeit, Unver- 
ſchuldbarkeit der Güter noch weiter gemildert. Der preußiſchen Gefeggebung ift 
dann auch die Gefegebung einiger anderer deutichen Yänder in diefer Beziehung 
gefolgt. 

Das allgemeine Landrecht behielt freilih auch noch das ſpecifiſch bäuerliche 
Erbrecht mit feiner gemäßigten Erbichaftstare bei, aber die Stein-Hardenbergiſche 
Agrargefeggebung bejeitigte auch dieſes vollftändig. 

Hier wo man den Bogen der Freihandelsdoctrin auf dem Gebiet ver 
Agrargefeggebung am ftärkften gejpannt hatte, jollte die Reaction gegen ihre 
Ausſchreitungen au am früheften eintreten. 

Bereit3 feit den 2Ver Jahren und dann wieder in den Jahren 1841 und 
1847 hat die preußiiche Regierung — wie e3 jceint, auf die perſönliche Ini— 
tlative Friedrih Wilhelm III. und IV. hin — zuerft bei den Brovinztalftänden 
dann auch beim Vereinigten Yandtage Schritte zur Wiedereinführung eines 
bäuerlichen Anerbenrechtes oder wenigftens einer ermäßigten Erbidaftstare gethan. 

Aber fie begegnete damals entweder leidenſchaftlichem Wivderftreben oder 
doch fühler Ablehnung. 

Wie die Miehrheit der Franzofen auch gegenwärtig die Gejeggebung der 
Revolution von 1789 in jeder Beziehung für ein unübertreffliches Ideal hält, 
an der auch im Einzelnen nicht gemäfelt werden darf, fo trieb man bis in 
unfere Tage eine Art politifchen Cultus mit der Stein-Hardenbergiſchen Agrar: 
geſetzgebung. 

Dieſe war nun freilich im großen Ganzen eine hiſtoriſche Nothwendigkeit 
und darin dürfte zugleich ihr höchſtes Lob enthalten ſein. Auch wird man es 
wohl erklärlich finden, daß gegenüber ven zahlreichen Widerſtänden, die ſie zu 
überwinden hatte, ihre Durchführung ſich von einer gewiljen doctrinären Ein— 
feitigfeit nicht immer fern gehalten hat. . 

Aber und, die wir über den Parteifämpfen jener Tage ftehen und die 
Fundamental-Principien jener Geſetzgebung als gefichert anfehen dürfen, gebührt 
denn doch eim freiered Urtheil über diejelbe, als diejenigen es haben fonnten, 
die in der VBertheidigung derjelben gegen die maßlojen Angriffe einer kurzfichtigen 
Reaction felbft zur Partei wurden. 

Und da wird denn doch nicht geleugnet werden fünnen, daß fie es in mehr 
al3 in einem Punkte verjehen hat: zunächſt indem fie die Gemeinheitstheilungen 
mit einem übel angebrachten Fanatismus durhführte, fodann intem fie den 
Maldbefig einer ummirthfchaftlichen Zerftüdelung Preis gab, ferner indem fie 
die Verkehröfreiheit für den Grundbeſitz begründete, ohne doch den Güterſchacher 
auszufchließen oder Doch zu erjchweren, und endlid — um von andern Bunften 
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zu ſchweigen — indem ſie den bäuerlichen Grundbefig dem allgemeinen Erb: 
recht unterwarf. 

In all diefen Punkten jteht die Gejeggebung manches andern deutſchen 
Staatd höher als die preußijche. 

Doch e3 bedurfte erjt ter Erfahrungen mehrerer Jahrzehnte, es bedurfte 
namentlih der für die Landwirthſchaft ſchwierigen Zeiten, wie wir fie feit dem 
Schluß der 60er Jahre durchleben, um diefe Mängel zum allgemeinen Bewußt- 
jein zu bringen. 

Uber wenn aud) um theueren Preis, jo haben wir endlid) doch erfannt, daß 
nicht alles, wofür die früberen Generationen ſich bedingungslos begeifterten, die 
Probe der Erfahrung zu beftehen vermag. Diefer Einjicht ift e8 dann zu= 
gleih — wenn aud nit ihr allein — zu verdanfen, daß die Reform des 
bäuerlichen Erbrechts in der Gegenwart ungleich weniger Widerftand findet als 
in den 20er und 40er Fahren. 

Die Bewegung für dieſe Reform ging zunähft am Sclufje der 60er 
Jahre von jener neuen preußtjhen Provinz aus, der der preußiſche Staat 
manchen trefflihen Mann und mande bewährte Einrichtung verdankt. Den ver- 
einten Bemühungen ſich jonft im politifchen Yeben nicht felten befehdender 
Männer gelang es endlih 1874 das jogenannte Hannoverſche Höfegefeg zu 
Stande zu bringen, freilidy nicht, ohne daß daſſelbe vorher von der Scheere eines 
dem Yeben abgewendeten Doctrinarismus im preußiſchen Abgeordnetenhaufe und 
im Minijterialbureau gründlid) bejchnitten worden wäre. Dem Hannoverſchen 
Höferedht hatte in mehrfacher Beziehung ein aus dem Jahre 1870 ftammendes 
Lippe⸗Schaumburgiſches Geſetz zum Vorbild gedient. Um dieſelbe Zeit wie in 
Hannover wurden auch in Bremen, Oldenburg und Braunſchweig ähnliche, ja 
zum Theil weitergehende Geſetze erlaſſen. Aber es bedurfte doch noch 
einiger Zeit, um das Vorurtheil gegen dieſe Geſetzgebung ſoweit zu über— 
winden, daß an eine Ausdehnung derſelben auf die altpreußiſchen Provinzen ge— 
dacht werden konnte. Mittlerweile war das öffentliche Urtheil auch jo weit ge— 
reift, daß durch eine Novelle zum Hannoverſchen Höfegeſetz vom Jahr 1880 die 
weſentlichſten Verſtümmelungen, welche der urſprüngliche Entwurf des Han— 
noverſchen Provinzial-Yandtags vom Jahre 1874 erfahren hatte, wieder beſeitigt 
werden fonnten. 

Ber Gelegenheit der Einbringung eined für die Provinz Weitfalen be- 
ftimmten Gejegentwurfes faßte das preußiſche Abgeordnetenhaus im Jahre 1879 
den Beſchluß, die Staatsregierung zu erjuhen, daß fie die in diefem Gejeg- 
entwurfe enthaltenen Grundjäge auch für die übrigen Provinzen zur Anwen— 
bung bringe. Yon der Staatsregierung um ihre Anficht befragt, haben nun 
freilich eine Reihe von Provinztallandtagen — die Provinztallandtage von Dft- 
und Weftpreufßen, Pommern und Poſen — jowie der Communallandtag des Re: 
gierungsbezirls Wiesbaden die Frage nah dem Bedürfniß „einer anderweiten 
Regelung des Erbrechts“, wie der techniſche Ausdrud lautet, negirt, während 
die Provinziallandtage von Lauenburg, Schleswig-Holſtein, Schleſien, Weitfalen, 
Brandenburg und Sachſen und zum Theil aud) der Communallandtag des Regierungss 
bezirt3 Kaſſel ſich für die provinzielle Regelung des Grund-Erbrechts erklärt haben. 
In Yauenburg und Weftfalen haben die Verhandlungen bereits zum Erlaß von 
Geſetzen geführt, welche fi an das Hannoverſche Höfegeleg in feiner verbeilerten 
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Faſſung anſchließen, ja die weſtfäliſche Landgüterordnung von 1882 kommt 
den Bedürfniffen des Grundbefiges noch weiter entgegen. In den übrigen vier 
Provinzen, fowie im Regierungsbezirk Kafjel befinden ſich die Gejege noh im 
Stadium der Berathung. 

AU diefen Erbrechtsgeſetzen ift gemeinfam, daß fie den Kern des altftän- 
diſchen Anerbenreht3 mit der modernen Wirthſchafts- und Rechtsordnung ver: 
ſöhnen wollen. 

Zu diefem Zwed wird von der freieften Dispofitionsbefugnig des Grund- 
eigenthümers ausgegangen und diejelbe für legtwillige Verfügungen noch über die 
Schranfen des gemeinen Pflichttheilsreht3 hinaus erweitert. 

Für den Fall, daß feine legtwillige Verfügung getroffen worden tft, wird 
für den landwirthichaftlihen Grundbeſitz die Individual-Succeſſion eines der 
Kinder eingeführt; dieſe fchlieht jedoch die Bererbung des Nachlaſſes nad 
gemeinem Recht nicht aus. Der Anerbe erhält neben dem Eigentum am 
Grundbefig ein fogenanntes Voraus, eine Bortheilsberehtigung an dem Werth 
deſſelben (/; des Ertragswerths nad dem Hannoverfhen Recht, '/; nah dem 
Bremifchen Recht), während an dem übrigen’ Werth ſämmtliche Erben zu gleichen 
Theilen participiren, jo in Hannover, Bremen, Lauenburg, Schleswig-Holſtein. 
Bismeilen liegt die Begünftigung des Anerben auch nur ın der niedrigen Erb— 
ſchaftstaxe, für die er das Gut antritt, fo z. B. in Weſtfalen und nad dem Geſetz— 
Entwurf von Brandenburg und Schleſien. Wie viel Güter der Erblaffer hinter: 
läßt, jo viel Anerben werden berufen. Die Höhe des Voraus umd die niedrige 
Erbihaftstare wird lediglich durch die Rüdficht auf die Erhaltung des Gutes in 
der Familie beftimmt. Nur in Braunfhweig und Schaumburg=tippe erhalten 
die Miterben des Anerben Lediglih Abfindungen und feine Erbantheile. Der 
MWerthermittelung wird der Ertragdwerth zu Grunde gelegt. Diejelbe erfolgt 
entweder in jedem einzelnen Fall durch eine Tarationscommilfion, oder ein für alle 
Mal nad) Maßſtab des Grundſteuer-Kataſters. Den erfteren Weg jchlagen das 
Hannoverſche Höfereht und die demfelben folgenden Höfegejege ein, den legteren 
die weftfäliiche Yandgitterordnung. Die Gefegentwürfe für Brandenburg und 
Schleſien combiniren beide Modalitäten, fodaß nur für den Fall, daß ein Erbe 
e3 verlangt, eine individuelle Ermittelung des Ertragswerths eintritt, während 
jonft der fapitalifirte Kataftral-Reinertrag enticheidend ift. 

Meitere Punkte, in denen diefe Gefege unter einander differiren, find fol- 
gende. Während das Schaumburg-Lippefche, Braunfchweigifche, Bremiſche, Yauen= 
burgifche und Hannoverfche Geſetz das Anerbenreht auf den bäuerlihen Grund- 
befig bejchränten, geben das Dlvenburgifche und weftfälifche Geſetz, ſowie die 
neueren Gejegentwürfe für Schleswig = Holften, Brandenburg, Schlefien und 
Sachſen deinfelben eine weitere Ausdehnung auf das gejammte land- und forft= 
wirthichaftlich benutste, behaufte oder nicht behaufte Grundeigenthum. Es war 
für diefe weitere Ausdehnung des Anerdenreht3 die Erwägung maßgebend, daß 
daffelbe in feiner neueſten Geftalt vollftändig losgelöſt erſcheint von feinem 
bäuerlihen Urjprung, und dak alle Gründe, welche für die Erjegung des ge: 
meinen Rechts durch dad Anerbenrecht ſprechen, gleihmäßig für alles land- und 
forſtwirthſchaftlich benutzte Grundeigenthum zutreffen. Speciell für den mitt= 
leren Grundbefig iſt das Anerbenrecht eine Nothwendigkeit, weil derfelbe durch 
das Erbrecht weniger geſchützt ift, al3 der große Grundbefit, welchen Lehnrecht, 
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Stammgutsfyftem und Familien-Fidercommifje in den Familien erhalten helfen. 
Aber auch für den großen Grundbefig kann das Anerbenredht dereinft die Bedeu- 
tung eines Schutzdachs gewinnen, unter das derjelbe treten wird, wenn das 
Tamilien:Fideicommiß befeitigt werden follte. Und ferner, je beſſer das allge 
meine nteftaterbrecht den Bedürfniffen des ländlichen Grundbeſitzes und der 
grundbefigenden Yamilten entjpricht, defto geringerem Widerſtande wird die Auf- 
hebung des Familien-Fideicommiſſes oder doch eine weitere Annäherung defjelben 
an das allgemeine Erbrecht feiner Zeit begegnen. Dazu fommt dann die wei— 
tere Erwägung, daß es das allgemeine Urtheil weniger choquirt, wenn eine be: 
ftimmte Kategorie von Gütern oder eine beftimmte Art von Rechtsgeſchäften 
einem eigenen fingulären Recht unterftellt wird, al3 wenn dies mit Rüdficht auf 
eine beſtimmte Klaſſe von Perfonen gejchieht. Zudem fehlt e8 nicht an Prä— 
cedenzfällen für einen folhen Vorgang. Hat ſich doch für die fih auf den 
Handel beziehenden Rechtsgeſchäfte und Inſtitute ein eigenes Handelsrecht und 
jpeciell für den Handelöverfehr zur See ein eigenes Seereht troß der im All— 
gemeinen nivellirenden Tendenz de8 modernen Rechts erhalten. Und auch für 
den ber Land- und Forftwirthichaft fowie dem Bergbau dienenden Grundbefig 
hat ſich ein eigened Agrar-, Forft: und Bergbaurecht ausgebildet. Warum 
follte nicht audy das Erbrecht, fofern ſich daſſelbe auf den land- und forftwirth- 
ſchaftlich benugten Boden bezieht, eigenartig geftaltet werden fünnen ? 

Endlich ein letzter, aber der wichtigfte Punkt, in dem die neueren Gefeg- 
gebungen untereinander differiren, ift folgender. Die Bremiſche und Olden— 
burgiſche, ſowie die neuere Preußiſche Gefeggebung für Hannover, Yauenburg 
und Weftfalen laſſen daS gemeine und Preufifche allgemeine Erbredit für den 
gefammten Grundbefis in Kraft. Durd einen ausdrüdlichen Willensact des 
Eigenthümers, der fid in der Eintragung eines Gutes in die Höfe: oder Pand- 
güterrolfe manifeftirt, Joll dasfelbe jedoch für den Fall der Vererbung dem An- 
erbenrecht unterworfen werden können. Indem diefe Eintragung im Vergleich zur 
Errichtung einer legtwilligen Verfügung außerordentlich erleichtert wird, und 
indem ferner für den all der Eintragung die Regeln, nad denen die Ber: 
erbung erfolgt. nicht erft ausdrüdlih von dem Einzelnen beftimmt zu werden 
brauchen, fondern im Geſetz firirt find, Ieiftet die Gefetgebung der Anwendung 
des Anerbenrechtes Vorſchub. Die Präfumtion fpriht alfo hier für die 
Geltung des allgemeinen Rechtes; das Anerbenreht, um für das einzelne Gut 
zur Anwendung zu gelangen, muß von dem Eigenthümer deſſelben ausdrüdlich 
gewollt fein. Dafjelbe bleibt aber dann, wenn diefer Wille durch Eintragung 
in die Höferolle zu Tage getreten :ft, fo lange in Geltung, als die Löſchung 
des betrefjenden Grundftüd3 aus der Höferolle nicht erfolgt ift. 

Ein anderes Syſtem als das der Höferolle hat die Schaumburg-Lippeſche 
und die Braunſchweigiſche Gefegebung und hat der Entwurf des Branden- 
burgifchen Provinziallandtags acceptirt. Dafjelbe lag auch dem Schorlemerjchen 
Entwurf für Weftfalen und dem urfprünglihen Entwurf des Provinzial: Aus- 
ſchuſſes der Provinz Schlefien zu Grunde: in den beiden Testen Provinzen it 
e3 aber angeſichts des Wunſches der Staatsregierung, die Anerbenrechtsgeſetz- 
gebung in allen preußifhen Provinzen über den Leiften der Hannoverfchen Höfe: 
rolle zu fchlagen, wie ich glaube, fehr contre coeur aufgegeben worden. Es 
unterjheidet fih vom Spftem der Höferolle dadurch, daß die Vererbung nad 
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Anerbenreht zum Inteſtaterbrecht für den gefammten bäuerliden Grundbeſitz 
gemacht iſt. Dadurd tft die Vererbung nad) gemeinem Recht für daS einzelne 
Grundſtück übrigens keineswegs ausgeſchloſſen, nur muß jie in jedem jpeciellen Fall 
ausdrücklich gewollt und dieſer Wille in einer legtwilligen Dispofition ausge 
iprochen fein. Die Yippe-Braunfchweigiiche Geſetzgebung fteht jomit in dieſer Be: 
ztehung in divectem Gegenjag zur Preußiſch-Hannoverſchen. In Hannover ſpricht 
die Präfumtion für das gemeine Erbrecht, und das Anerbenrect fann auf das ein- 
zelne Grundftüd nur dann Anwendung finden, wenn diefes in die Höferolle ein— 
getragen ift; im Lippe-Braunfchweig dagegen bildet das Anerbenredyt die Regel, die, 
um für das einzelne Grundſtück durd) das gemeine Erbrecht eriegt zu werden, 
ausdrüdlic ausgeſchloſſen werden muß. 

In denjenigen Yändern, in denen das Anerbenrecht virtuell oder potentiell 
für den gefammten land- und forſtwirthſchaftlich benutzten Grundbefig eingeführt 
it, ift von demſelben doch meift der ganz Kleine Bejig, der zur Erhaltung einer 
Familie nicht ausreicht, ausgeſchloſſen: jo nad) den Gejegen von Bremen und 
Weſtfalen und nad) den Gejegentwürfen für die Provinzen Schleſien Brandenburg 
und Sachſen, während die übrigen Gefege eine folhe Mintmalgrenze nicht 
fennen. 

Zieht man in Betradt, daß die Sitte, legtwillige Verfügungen zu treffen, 
bet uns auf dem Lande, namentlich unter dem mittleren Stande, wenig verbreitet 
ift, jo wird man daraus den Schluß ziehen müſſen, daß das geltende Inteſtat— 
erbreht auf die Dauer für die Art der Vererbung entſcheidend werden 
muß. Wenigftend dürfte dies die Negel fein. Denn wenn in Hannover umd 
Oldenburg die Benugung der Höferolle im meiteften Umfange erfolgt ıft, fo ift 
das eine Ausnahme, die auf durchaus finguläre Zuftände zurüdzuführen if. Im 
Hannover war der Einführung des Höfegeſetzes eine hochgradige Erregung der 
gefammten Bevölkerung vorausgegangen. Hier, wo eine im beiten Sinne 
ariftofratifche Gejinnung die weitefte Verbreitung findet, wurde die Erhaltung 
des Anerbenreht3 al3 eine ſpecifiſch hannoverſche Angelegenheit angejehen, für 
die ſich in gleicher Weife Herr von Bennigfen und Herr Windthorft und mit 
ihnen die ganze Bevölkerung intereffirte.e So gelang e3 denn gleih im den 
erften Jahren, die Eigenthümer von über 60%, aller damals eintragungsfähigen 
Höfe zur Unterftellung derfelben unter das Höferedht zu bemegen. Und in 
Oldenburg wiederum hatte das alte Grunderbredht bis zur neuen Geſetzgebung 
ununterbrochen fortbeftanden und entwidelten die VBerwaltungsbehörden eine jo 
energijche Ihätigfeit, um daſſelbe der Bevölkerung auch in der neuen Form zu 
erhalten, daß gleih in den erften Jahren ebenfalls ein großer Theil aller Grund- 
befigungen dem neuformulirten Grunderbredyt unterftellt wurde. 

Ich bezweifle auch nidt, daß es dem Einfluß des meftfälifchen Bauern: 
vereind und feinen allmächtigen Yeitern gelingen werde, in diefer Provinz eın 
ähnlich günftiges Reſultat zu erzielen. 

Dagegen bin ich der Ueberzeugung, daß in den übrigen preußifchen Pro- 
pinzen, ſowie in anderen deutjchen Yändern das Anerbenredht erft dann von wirt 
lid) maßgebender Bedeutung werden wird, wenn es gelingt, dafjelbe nad dem 
Borbilde Yippe-Schaumburgs und Braunſchweigs und zugleid; ohne die in diejen 
Ländern beliebte Beſchränkung deſſelben auf den bäuerlihen Grundbejig zum 
Inteftaterbrecht für den gefammten ländlichen Grundbefig zu erheben. 
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Nun wird aber gegen eime folde Ausdehnung des Anerbenrechts 
auf das ganze Gebiet des deutſchen Reichs mit Recht geltend gemacht, 
daß in manchen Gegenden das Rechtsbewußtſein und die Sitte der länd- 
lichen Bevölferung einer ſolchen Maßregel entſchieden widerſtreben würde. Es 
iſt das namentlich der Fall i in Gegenden mit ſehr zerſtückeltem und zugleich ſehr 
parcellirtem Grundbeſitz, in denen derſelbe etwas von der Beweglichkeit des 
Kapitals angenommen hat und in denen das Rechtsbewußtſein zugleich zäh an 
der Sitte der gleichen Erbtheilung feſthält. 

Darf nun die Geſetzgebung auf dem Gebiet des Erbrechts den vorhandenen 
Rechtsüberzeugungen überhaupt keinen Zwang anthun, ſo würde ſich ſolches 
namentlich dort, wo die Güterzerſtückelung und =Parcellirung eine krankhafte 
geworden ift, auch nicht einmal aus Rückſichten auf die Erhaltung der vorhan= 
denen Grundbefitwertheilung empfehlen. Erſt nad Maßgabe, wie hier gefundere 
Berhältniffe eintreten, — und dieje zu ſchaffen oder zu begünftigen, ift ‘eine der 
wichtigften Aufgaben der Agrarpolitit —, follte den Beligern der beffer arron- 
dirten Güter ven mittlerem und größerem Umfange Gelegenheit gegeben werden, 
diejelben den Anerbenredht zu unterfiellen. 

Eine ſolche Möglichkeit ift aber bei dem bisher eingejchlagenen Wege einer 
einheitlichen Regelung dieſer Frage für ein ganzes Yand oder eine ganze Provinz 
nicht vorhanden. Denn diefe erfolgt nur, wenn ſich der überwiegende Theil der 
Bevölkerung für das Anerbenrecht entſcheidet. Dabet kommen aber weder die 
Heinen Unterabtheilungen eines Yande3 und einer Provinz, noch die einzelnen 
Güter zu ihrem Rechte. Dies hat ſich ſchon früher in Oldenburg und noch 
neuerdings in Weftfalen und Heſſen gezeigt, indem ſich weder für das ganze 
Großherzogthum Dlvenburg, nody au für die ganze Provinz Weitfalen nod) 
endlih für den ganzen Kegierungsbezirt Kafjel ein einheitliches Anerbenrecht 
einführen ließ und daher hier ſchon in den einzelnen Landestheilen unterjchteden 
werden mußte. Auch wurden durch die provinzielle Regelung des Anerbenrechts 
Anomalien, wie 3. B. die folgende veranlaft: daß nämlich zur Provinz Weftfalen 
vier Kreife der Rheinprovinz binzugefchlagen werden mußten, um ihnen ein 
Anerbenrecht zu gewähren, das der übrige Theil der Rheinprovinz perhorrescirte. 

Ich gelange daher zu folgendem Vorſchlag: Die Commiſſion für die 
Ausarbeitung eines deutſchen Civil-Geſetzbuches möge neben dem allgemeinen 
Erbreht, mweldes für das ſämmtliche Mobiliarvermögen und ebenjo für das 
ftädtifche Immobiliarvermögen in Anwendung zu fommen hätte, für das land- 
und forftwirthichaftlib benugte Grundeigenthyum das Anerbenreht in doppelter 
Geftalt einführen: nämlich eimmal in der Geftalt eine8 von Geſetzeswegen 
geltenden Inteſtaterbrechts und ſodann eines erft durd Eintragung in Die 
Höferolle zur Anwendung gelangenden Höferechtes. Den einzelnen Ländern 
und Yandestheilen (Provinzen, Kreifen, Bezirken) wäre dann anheimzugeben, 
fich für das eine oder andere der beiden Erbſchaftsſyſteme zu entfcheiden. 

In den Yandestheilen mit arrondirtem Beſitz und ftarfem Familienbewußtjein 
würde wahrjcheinlicy daS Anerbenreht als Inteſtaterbrecht recipirt werden, fo daß 
dafjelbe für das einzelne Grundftüd im aegebenen Bererbungsfall nur durch aus« 
drücliche Willenserklärung ausgefchloffen werden fünnte; in den Yändern mit zerftüdel= 
tem und parcellirtem Grundbefig, ftarf hervortretendem Jndividualismus und Gleich— 
heitögefühl dagegen würde das allgemeine Mobiliarerbrecht Anwendung auf den 
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ländlichen wie auf den ſtädtiſchen Grundbefig finden, jedoch fo, daß feine Wirf- 
ſamkeit für einzelne Güter dur ausdrüdliche Eintragung derfelben in die Höfe- 
rolle ausgejchlofjen werden fünnte. Von der Belehrung und dem Beifpiel 
erwarte id dann, daß man ſich mit der Zeit in ganz Norddeutichland, in einem 
großen Theil Baierns, im württembergifchen Ober-Schwaben, im Hohenlohejchen, 
im badischen Schwarzwalde für das Anerbenreht als Inteſtaterbrecht erflären 
werde, während in Mittel- und Südweſt-Deutſchland mit Ausnahme nur der 
eben bezeichneten Bezirke das jegige Syftem der Höferolle neben dem allgemeinen 
Erbrecht Anwendung finden werde. 

Daß ſich gegen diefen Plan mandyerlei Bedenken vorbringen lafjen, weit 
ih wohl, und habe ich diejelben neben einer detaillirten Ausführung meines 
Vorſchlags in der zweiten Abtheilung meines für unfern Verein ausgearbeiteten 
Gutachten eingehend berüdfichtigt. An diefer Stelle verbietet mir die leider 
bereit3 zu weit vorgefchrittene Zeit, näher auf diejelben einzugehen. 

Ich eile daher zum Schluß, indem ich, nodhmal3 zu dem Anfange meines 
Vortrages zurüctehrend, nur noch die Frage zu beantworten ſuche, was denn 
eigentlich durd; eine ſolche Reform des Erbrechts erzielt werden fol? Diele 
Antwort lautet in Kürze: es foll die im großen Ganzen geſunde Bertheilung 
des ländlicher Grundeigenthums in der Zukunft befjer confervirt werden, als 
das gemeine Erbrecht dies zu thun geftattet, und e8 follen die grundbeſitzenden 
Familien gegenüber dem Andrängen de3 beweglichen Kapital3 in ihrem Beſitz 
beifer gejhütt werden, als dies gegenwärtig möglich ift. 

An der Erhaltung der vorhandenen Grundbefigvertheilung und der alt: 
angeſeſſenen grundbefigenden Familien hat der Staat ein eminentes Intereſſe. 
Denn eine gefunde Grundbefittheilung bildet die erfte Gewähr für eine gefunde 
Bermögend- und Einfommensvertheilung überhaupt. Sie allein ſchützt auch 
davor, wie felbft von focialdemocratifcher Seite wiederholt zugeftanden worden 
ift, daß die fociale Frage auf dem Yande nicht eine ebenſo brennende werde, wie 
fie e8 bereit3 in den Städten if. Sodann find die Familien, in deren Beſitz 
fi ein großer Theil der größeren und mittleren Güter befindet, namentlich in 
unferm Nordoften, aufs Engfte mit den Schickſalen unſeres Staated und unferer 
Dynaſtie verwachſen, für die fie im Kriege ihr Blut vergofien und im {Frieden 
ihre beften Kräfte bingegeben haben. In unferm Bauernftande endlich bejigen 
wir ein ſociales Element, um das und mancher andere Staat beneiden dürfte, 
mancher Staat, der troß größeren Reichthums und höherer materieller Cultur 
dennoch auf thönernen Füßen ruht, weil ihm ein gelunder Bauernftand fehlt. 
Wie diefer Mittelftand eins der Eoftbarften Vermächtniſſe unferer Geſchichte ift, 
fo ruht in ihm auch eine der fräftigiten Bürgfchaften für unfere Zukunft. Denn 
nod immer gilt das Wort des Dichters: 


Es ſproßt der Stamm der Riefen 
Aus Bauernmarkt empor! 


(Lebhafter Beifall !) 


(Die Diskufjion wird eröffnet.) 


Staatsrath Dr. Geffden (Straßburg): Meine Herren, ich ftimme den 
Schlüſſen des Herrn Referenten volftändig bei, und möchte mir nur noch erlauben, 
einiges zur Unterftägung und Ergänzung derfelben auf einem Gebiet hervor: 
zuheben, das mir durd längeren Aufenthalt beſonders befannt geworden ift: ich 
meine nämlich die engliihen Grundeigentum: und Erbrechtsverhältniſſe. 

Ih glaube, daß diefelben beweifen, daß bei der Freiheit der Verfügung 
durch letztwillige Beftimmung feine nachtheiligen Folgen fid) ergeben. Es könnte 
dad auf den erften Blid auffallend erjcheinen, denn an und für fich ift es ja 
fein wünſchenswerther Zuſtand, daß nur 180 000 Perſonen über 10 Acres 
Land und die 600 Familien der Pairie allein Y/, des ganzen Bodens befiten. 
Es ıft aber dabei in Betracht zu ziehen, daß die Pächter als Miteigenthümer 
des landwirthſchaftlichen Eigenthums im Allgemeinen angeſehen werden müſſen, 
inſofern ſie einen ſehr großen Beſtand an lebendem und todtem Inventar be— 
ſitzen. Dazu ſind die großen Güter durchweg in Farms von etwa 168 Acres 
zerlegt, ſo daß die Farmer, die in der Zahl von 1160 000 vorhanden find, für 
die Sultur daſſelbe leisten wie mittelgroße Bauern und aljo der Mangel fleinerer 
Örundbefiger ſich nicht fühlbar macht. Die Concentration des engliſchen Grund⸗ 
engliſchen Erbrechtes, welches ab intestato die Präſumtion für den älteſten 
Sohn ſtatuirt, ein Pflichttheilsrecht nicht kennt und, obwohl eigentliche Fidei⸗ 
commiſſe äußerſt ſelten ſind, doch dem Beſitzer das Recht giebt, eine Subſtitution 
für zwei Generationen vorzunehmen. Dieſe ſingulären Beſtimmungen fünnen 
offenbar fallen, und ſie werden von den meiſten Kennern der engliſchen Verhältniſſe 
verurtheilt. Indeſſen die teſtamentariſche Freiheit und die Abweſenheit des 
Pflichttheilsrechtes, die damit zuſammenhängt, wird ſicherlich in England niemals 
angetaſtet werden. So lange aber dieſe Freiheit beſteht, werden gerade die 
erben Grundeigenthümer ihren Beſitz zuſammenhalten, ein Verkauf von Grund— 
eſitz wird nur dann vorkommen, wenn ausnahmsweiſe der Eigenthümer ver— 
ſchuldet iſt und gerade bei ſolchen Verkäufen hat der kleine Kapitaliſt am aller— 
wenigſten Ausſicht, erfolgreich zu concurriren. Der Herr Referent hat wenigſtens 
im Vorbeigehen dieſe Fragen geſtreift und hat den engliſchen Staat getadelt, daß 
er dem Verſchwinden, der Aufſaugung des bäuerlichen Grundbeſitzes nicht entgegen 
getreten iſt. Indeſſen es iſt außerordentlich ſchwer zu ſagen, wie das hätte 
geſchehen ſollen. Die Aufſaugung des engliſchen Bauernſtandes fällt vornehmlich 
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in das vorige Jahrhundert, wo die reich gewordenen Indier, die fogenanten 
Nabobs zurückkehrten und die Bauern ausfauften. Es ließ ſich das faum ver— 
hindern; denn wenn zwei Theile da jind, von denen der eine faufen und der 
andere verfaufen will, fo ift es immer fchon ein exorbitantes Eingreifen des 
Staates, die3 zu verbieten. In England ift eben der Grundbefig das Moment, 
das für die fociale Geltung entjcheidet. Jeder reih gewordene Dann wünſcht 
und ftrebt danach, ein Grundbefiger zu werden und diefen Grundbefig auf den 
älteften Sohn zu vererben, damit eine Yamilie zu begründen: „to make an 
eldest son* — wie der Ausdrud lautet. Es wäre aud den Farmern ſehr 
ſchwer, Eigenthümer zu werden, weil fie unter feinen Umftänden die Preife für 
das Land zahlen könnten, welche der reihe Anduftrielle und Kaufmann dafür zu 
bieten bereit ift, der fich mit einer ganz geringen Verzinſung begnügen will, die 
jegt faum nody 2 %/, beträgt. Noch weniger aber würden die arbeitenden Klaſſen 
dazu im Stande fein, da bei den dDurchjchnittlich hohen Yöhnen die precäre Yage 
der kleinen Grundbefiger aud) keineswegs etwas ift, wofür fie ihre jegige Stellung 
eintaufchen möchten. 

Stein in feinen drei Fragen des Grundbefiges behauptet eine Ausfaugung 
der Pächter; eine folche befteht aber ſchon aus dem einfachen Grunde nicht, weil, 
wenn jie ftattfände, der Grundbefiger nad) dem Ablauf der Padıt keinen Pächter 
wiederfinden würde. Im Gegentheil jehen wir, daß bei allen nachtheiligen 
Eonjuncturen, jo z. B. bei Aufhebung der Kornzöle und jegt wieder bei den 
Mißernten und der amerifanifchen Concurrenz, die großen Grundbeſitzer ftet3 ſich 
bereit finden laſſen, Nachläſſe der Pacht zu bewilligen, weil es nur in ihrem 
eigenen Interefje ift, einen fähigen Pächterftand zu erhalten. Die Einbuße an 
der Grundrente fällt alſo in legter Inſtanz auf die Schultern, die fie am beften 
tragen fünnen, Wären die Pächter in jchlehter Yage, jo würde die Concurrenz 
der Farmer nicht jo groß fein. Auch die Page der ländlichen Arbeiter ift nicht 
jo übel. Seit Elijabeth ift der Preis des Brotes auf das Doppelte, der Yöhne 
auf das Sechsfache geftiegen. Nach Caird war der letztere I sh. 2 d., ber 
Preis des Weizend 46 sh. per Quarter; jet foftet der Iegtere 50—52, und 
der Lohn ift um 70%, geftiegen. Die Zahl der Arbeiter hat fi) vermindert 
durd die Majchinen, aber die Arbeiter felbft find beſſer geftellt. Ich glaube 
demnach, daß man fagen kann, daß das engliſche Erbrecht, wenn es audy Lediglich 
auf jpectell engliſchen Zuftänden beruht, doch ein ſolches iſt, welches für England 
ganz gewiß vertheidigt werden fann. Unter dem englifchen Syftem bat die 
Landwirthſchaft die höchſte Ausbildung erreiht. Der Durchſchnittswerth des 
Acre iſt in England etwas über 50 Pfund Sterling, in Franfreih nach den 
neueften Ermittelungen von A. de Foville 32 Pfund Sterling. Letzteres erzeugt 
wenig mehr al3 die Hälfte der Weizenmenge, die der Boden von England hervor: 
bringt, weil eben bet der Getheiltheit des Befiges die Eultur von Gras und 
Grünfrücten nicht möglich ift, welche dem Boden Ruhe und der Viehzucht aus: 
reihenden Dünger giebt. England producirt nab Gaird 28 Buſhel Weizen 
per Acre, Frankreich und Deutjchland 16, Indien 14, die Vereinigten Staaten 13, 
Stalien 12,3, Rußland 5,5. Dazu hat e8 mehr Pferde, Schafe u. ſ. w. im 
Verhältniß zu feinem Boden al3 irgend ein anderes Yand, und zwar von aus- 
gezeichneter Beſchaffenheit. Die Lage Großbritanniens als eines induftriellen 
Yandes, weldyes längft nicht mehr das für feine Bevölkerung nothwendige Korn 
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bervorbringt, macht es ſehr wichtig, jo viel wie möglih aus dem Boden zu 
ziehen, und die Erfahrung beweift, daß das engliſche Syſtem der reichen Grund: 
herren, der wohlhabenden Farmer und Arbeiter dies in höherem Maße zu 
Stande bringt, als irgend ein anderes. Die Entwidelung ftrebt in England 
unftreitig mehr und mehr dahin, daß der Getreidebau immer mehr zurüdtritt 
und Weiden und Gartenfrüchte an deifen Stelle treten. Während im Jahre 1853 
England nur den Verbrauch von Weizen für 18 Tage einführte, ift diefe Einfuhr 
jest ſchon auf die Hälfte des Bedarfs geftiegen. Alle Nahrungsmittel, welche 
den Transport ertragen, werden/ in fteigenden Mengen vom Auslande bezogen. 
England wird immer mehr Weide, Garten und Park. Ich fehe aber darin 
eine Gefahr nur für -den Fall eines ſolchen Krieges, der Englands Zufuhr 
gänzlich abjchnitte; im Uebrigen iſt dies einfach die Entwidelung des fapital- 
reichſten Yandes, das den bejten Preis zahlen fann. Vor allem aber hat dieſes 
Syſtem des englifchen Grundeigenthums dafjelbe bewahrt vor der größten Geifel, 
unter der das feftlämdifche ſeufzt, nämlich vor der ungeheueren Berfchuldung. 
Es ift ja das ein Punkt, auf den hier einzugehen zu weit führen würde; ich 
will nur conftatiren, daß die Lage des englischen Grundeigenthums vor allem 
beruht auf der engliſchen ZTeftirfreiheit, daß die Gebundenheit des Bodens, wie 
fie durch die praesumtio juris beim Inteftaterbrecht entjteht, einen verhältnif- 
mäßig geringen Einfluß hat und daß nad meiner Erfahrung diefe abfolute 
Freiheit, über den Nachlaß zu verfügen, in England durchaus feine nachtheiligen 
Folgen gezeigt bat. Daß ein Vater feine Kinder vollſtändig enterbt zu Gunften 
dritter Perjonen, daß ein Vater für feine jüngeren Kinder abfolut nicht ſorgt 
und alles auf den älteiten Sohn concentrirt, das fommt fo gut wie gar nicht 
vor, und ich glaube, daß auch wir, wenn wir diefe abfolute ZTeftirfreiheit al3 
erftes Princip für das Grumdeigentbum einführen, wenn wir den Pflichttheil, 
allerdings nur für da3 Grundeigenthum, bejeitigen, davon feinerlei nachtheilige 
Folgen zu gewärtigen haben, vielmehr eine Stärkung der Autorität des Familien— 
hauptes und die Zufammenhaltung des Grundbefiged in dem Sinne, wie ihn 
aud die Borjchläge des Herm Referenten begründen. (Bravo!) 


Sombart (Berlin): Ich habe die Abjiht, meine Herren, nach dem 
glanzvollen Bortrage unſeres Herrn Referenten mih nicht über ein neues 
Inteſtaterbrecht auszufpreden, bevor er uns nicht den zweiten Band unferer 
Bereinsihrift geliefert hat. Dagegen fann ich ſchon in diefem Augenblid aud) 
für deutiche Verhältniffe mich für eine Abänderung unferer Geſetzgebung dahin 
ausſprechen, daß ich für die Teftirfreiheit bin und daß ich da, wo es angezeigt 
ift, aud) die in verſchiedenen preußifhen Provinzen eingeführte Höfeordnung oder 
Höferolle eingeführt jehen möchte. Hierdurch find wir in die Yage gefegt, es 
nad) den verjchiedenen Verhältniffen unferes deutfchen Baterlandes in das Belieben 
des Erblafjers zu ftellen, diefe oder jene Form zu wählen, denn, meine Herren, 
die Macht der Gewohnheit und die Sitte einer Landſchaft ift größer als das 
geichriebene Gefeg und ich möchte diefe in unſerm deutſchen Vaterlande aud) 
beibehalten jehen. Es würde dann aber ein Gorrectiv eintreten fünnen da, wo 
wir franfhafte Zuftände jehen, wie fie in dem Vortrage des Herrn Referenten 
vorgeführt find, namentlih im Züden und Südweſten, einerjeit3 in der Richtung 
des Pulverifirfvftems, andererjeits, im Often, nad) der Richtung der Yatifundien. 
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Sollte aber, meine Herren, durd die Einführung der Teftirfreiheit, wie ich jie 
acceptire, aus Deutſchland ein Park- und ein Jagdrevier werden, wie der ver= 
ehrte Herr Vorredner es bezeichnet hat, dann würde id) mid auch gegen dieſe 
Maßregel ausſprechen, denn, meine Herren, engliihe Zuftände — fie mögen ja 
für jenes Land pafjen — möchte ic) am wenigſten auf Deuiſchland ausgedehnt 
jehen. Unſer deutſcher Mittelftand, unfer Bauernftand muß die Kraft und die 
Bafis der Zukunft jein, und wenn die englifchen Landlords, deren 977 jeder 
50 000 Magdeburger Wiorgen Areal bejigt, jomit bereitS °/, des ganzen 
Landes inne haben, und wenn wir andererfeit3 unfere öftlichen Yatifundien bejeitigen 
wollen, dann würden wir ja nad) den Ausführungen des Herrn Borredners 
Gefahr laufen, den Yatifundienbefig bei uns zu vermehren und die 16 000 
Nittergüter, die wir jchon haben, noch zu vergrößern. Meine Herren, wie aber 
gejagt, ich glaube nicht, daß nad der Sitte und der Macht ver Gewohnheit 
diefe englifhen Zuftände in Deutichland eintreten können. Sollte allerdings 
das Capital, dem eine gewaltige Macht zu Gebote fteht, in dem Maße, wie 
es bereit3 angefangen bat, in den Dftprovinzen ſich niederzulajien und 
Grundbefig zu erwerben, immer mächtiger werden und jogar den fleinen und 
den Meittelgrundbefig auffaugen, dann würde ich in der ZTeftirfreiheit ein Mittel 
dazu jehen, jo daß der Erblaffer in den Stand geſetzt wird, feinen Grundbejig 
möglihft einem oder mehreren feiner Kinder zu überweifen. Deine Herren, 
bei und in Deutjchland, ſowohl nach der politifhen als auch nad jeiner 
wirthichaftlichen Gejtaltung, müſſen wir die verfchiedenen Yändergruppen, wie fie 
uns vorgeführt find, ins Auge fajlen, und ic würde ed als etwas unmögliches 
bezeichnen, daß beifpiel3weife in der Aheinprovinz oder in Süddeutſchland ein 
Gejeg eingeführt werden fünnte, welches die jegigen Verhältnifje, wenn ich mich 
jo ausdrüden darf, auf den Kopf ftellt. Deshalb facultativ, jo daß, wenn es 
nüglich ift, im Laufe der Zeit — wir müſſen ja in der Yandwirthichaft mit 
Jahrhunderten rechnen — es eingeführt werden fann, und dazu dient jowohl 
die ZTeftirfreiheit wie die Einführung von Höferollen und dergleichen. Wenn 
man jpeciell auf Braunfchweig eremplificirt, wo umgefehrt das Inteftaterbrecht die 
Baſis bildet, jo jind dort die wirthichaftlichen Verhältnifje der Bauernhöfe jo 
eingerichtet, daß e3 möglich iſt. Auc in Oldenburg wäre e3 vielleicht möglich, 
aber was dem einen vecht wäre, wäre dem andern billig, und wenn wir Die 
Abficht haben, einen Bauernftand da, wo er abhanden gefommen iſt, aljo in den 
Dftjeepropinzen wieder zu etabliven, fo würde diejes erjchwert durch ein Intejtat- 
erbredht, erleichtert aber dadurd), daß, wie id) mid) vor drei Jahren ſchon im 
Frankfurt ausgedrüdt habe, die Staatsregierung vermodht würde, Mittel und 
Wege zu ſchaffen, durch welde die Bevölferung aus den didhteften Theilen des 
Baterlandes, wo 15 000 Menjchen anf der Duadratmeile wohnen, nad) denjenigen 
Gegenden übergeführt werde, wo mur 2—3000 Menſchen wohnen und ſehr 
frudtbarer Boden vorhanden ift. Ich bevauere, daß Herr Oberbürgermeifter 
Miquöl durd Gefundheit3rücdjichten verhindert ift, uns den durch die Tages 
ordnung in Ausficht geftellten Vortrag zu erftatten; vielleicht wird er doch im 
Laufe der Debatte Gelegenheit nehmen, auf diefen Gegenftand zu jprechen zu 
fommen. 

Wenn id alfo von meinem Standpunft aus für Befeftigung des mittleren 
und fleinen Grundbefiges eintrete, jo will ic) eine Erleichterung, den großen 
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Grundbefig, vor allem den Staatsdomänenbefig in fleineren Beſitz zu zerlegen, 
einmal wegen Zunahme der Bevölferung, die fich bereit3 in diefem Jahrhundert 
verdoppelt hat, dann aber auch, weil wir durch die intenfive und rationelle 
Wirthſchaft der letzten Decennien in den Stand gejett find, auf Hleinerem Areal 
mehr zu produciren, und vorzugsweife aus joctalen Geſichtspunlten, um die 
ſpannfähigen Wirthſchaften zu vermehren. Wir beſitzen beiſpielsweiſe in Preußen 
noch über 8 Millionen Hektare in den Händen der ſelbſtändigen Gutsbezirke 
und Domänen. Wenn dieſe in kleinere Wirthſchaften aufgelöft würden, ſo 
würden wir die Anzahl unſerer ländlichen Grundbeſitzer, die glücklicherweiſe in 
Preußen noch über 2 Millionen beträgt, noch mehr vermehren. Wir würden 
Erſcheinungen des wirthſchaftlichen Lebens beſeitigen, namentlich daß die Leute 
nicht mehr als Tagelöhner und Geſinde dienen, ſondern ſich einen eigenen Herd 
begründen können. Deshalb trete ich auch dem Verkleinern der größeren Güter 
durchaus nicht entgegen. Friedrich der Große hatte ſchon die Abſicht, dies zu 
thun, wie wir aus den in jüngſter Zeit publicirten Urkunden erſehen, und wir 
müſſen es namentlich da thun, wo der Bauernſtand ruinirt iſt, wo er im 
vorigen Jahrhundert abhanden gekommen iſt, in Mecklenburg und Neuvorpommern 
und anderen Landestheilen, und hierbei muß meiner Anſicht nad) die Staats— 
regierung vorangehen, fie muß die Domänen zu diefem Behufe zur Verfügung 
ftellen. Nennen wir das immerhin erperimentiren, aber wenn eine Bevölferung 
fid) jo vermehrt und namentlich aus denjenigen Theilen, wo der Yatifundienbefig 
vorherrjcht, bei der dünnen Bevölferung die große Auswanderung nad Amerifa 
ftattfindet, dann müſſen wir doc, annehmen, daß das ein frankhafter Zuftand 
ift. Nicht wie der Fürft Bismard meinte, der Erecutor treibt die Leute über 
den Dcean, oder, wie Herr Windthorft fi) ausgedrüdt hat, ein Mangel an 
Glaubens- und Gewiffensfreiheit, nein, aus den proteftantiichen Yandestheilen, 
aus Pommern wandern die meiften Leute aus. Im Jahre 1881 jind 25 000 
Pommern über den Dcean gegangen und zwar aus dem Regierungsbezirt Stralfund 
allein über 3%, der Bevölkerung, während die Zunahme faum 1 °/, beträgt, 
in einem Yandestheile, wo jährlid; die Steuerkraft abnimmt, — und dort, 
meine Herren, giebt e3 gar feine Katholiken. Aljo der Krebsichaden Tiegt darin, 
daß es an einem Mittelftande fehlt, und den zu jchaffen, ihn zu befeftigen, muß 
unfere Aufgabe fein, und dazu müfjen wir durch die Gejeggebung nach Kräften 
mitwirken. (Bravo!) 


Oberbürgermeifter Dr. Miquel (Frankfurt a. M.): Meine Herren, 
ih muß mid, durch meinen Gejundheitszuftand gezwungen, leider darauf be- 
Ichränfen, einige wenige Bemerkungen zu dem Vortrage, den wir die freude 
hatten zu hören, zu maden, und darauf verzichten, die Frage, wie wir e8 be- 
abfihtigten, eingehend zu erörtern, ob umd unter welchen Bedingungen nicht 
blos der Mitteljtand im Grundbefig erhalten, fondern auch vermehrt und auf 
Gebiete ausgedehnt werden kann, in denen er fich zeitweilig nicht befindet. ch 
kann von vorn herein bemerken, daß ich mich mit einer vielleicht auch nicht ein= 
mal nothwendigen Modification, wenn ich den Herrn Referenten recht verjtanden 
habe, feinen Conclufionen in Beziehung auf die demnächſtige deutſche Civilgefeg- 
gebung vollftändig anſchließen fann. Ich bin nämlich nicht, daS will id) voraus— 
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ſchicken, für eine gänzlihe Aufhebung des Pflichttheilsrechts, und zwar nach meiner 
ganzen Auffafjung deswegen nicht, weil ich die Aufhebung des Pflichttheilsrechts 
für den Zwed, den wir hier verfolgen, nicht für nothwendig eradite (Sehr 
rihtig!), dann aber aud) nicht geneigt bin, gegenüber der geſammten Ent: 
widelung und einer tief im Bolfe vorhandenen Rechtsanſchauung eine folhe Maf- 
regel zu treffen. Meine Herren, die Teftirfreiheit, von der man geiprochen hat, 
die volle, freie Dispofitton, unbeſchränkt durch Geſetze unter Yebenden und von 
Todeswegen zu verfügen über feinen Beſitz, fest einen hohen Grad der Ent- 
widelung oder des VBorhandenjeind der Familieneinheit und des Familienbewußt— 
jeins in Beziehung auf den Befig der Familie voraus. 

Ich will mich näher erklären. Wenn der weftfälifhe Bauer einem feiner 
Söhne fein Gut überträgt, und die übrigen Kinder nur mit ſehr geringen Ab- 
findungen abgefunden werden, jo tft dies nur möglich und zu erhalten, wenn 
auch die abgefundenen Kinder nady wie vor al3 Familienglieder angefehen werden, 
auf den Hof zurüdfehren dürfen, vom Hofe aud nad) der Abfindung unterftügt 
werden, ſtets al3 Familienglieder betrachtet werden jowohl von dem überlebenden 
Anerben, al3 von dem abtretenden Gut3erblajier. Wo das nicht der Fall ift, 
da würde eine völlige Aufhebung des Pflichttheilsrehts in feinen Folgen oft als 
eine ganz criante Rechtöverlegung, als eine Willkür gerade da erjcheinen, wo 
überhaupt noch der Beſitz nicht al3 der zufällige perſönliche Befiz des Familien— 
oberhauptes, jondern al3 mehr oder weniger der Familie zuftehend angejehen 
wird. Nun, meine Herren, ift der große Irrthum — und id; glaube dadurd) 
gerade die Conclufionen des Herrn Referenten zu unterftügen —, den man im 
Bezug auf die Bemeſſung der Abfindung, aljo des Pflichttheilsrechts in den 
bäuerlichen Berhältniffen gemadıt hat, der, dak man ohne Weiteres die in dem 
ſtädtiſch- römischen Recht entwidelten Anfhauungen von der Schätung des 
Beſitzes nah Kapitalwerth angewendet hat auf die ganz verjchtedenartigen 
bäuerlihen Berhältniffe, wo allein die Schägung nad) dem Ertrag swerth ver- 
nünftig und richtig ift. Darin liegt der Schwerpunft der ganzen Sache. Meine 
Herren, wir wollen ja nicht durch unfere Gefege dazu zwingen, daß das ver- 
erbte Gut verkauft wird, darin find doch alle einig, daß ein geieglicher 
Zwang zum Berfaufe nicht geiibt werden fol, man will wenigſtens geftatten, 
daß das Gut in der Familie bleibt; aber ic) behaupte, in dem Augenblide, 
wo die Gefetgebung die Abfindung erzwingt und bemißt, unter der Boraus- 
feßung eined gar nicht jtattfindenden Berfaufs gegen Baargeld an einen 
Dritten, in demfelben Augenblide üben Sie diefen fünftlihen Zwang. Ich bin 
jelbft jehr vielfach in meiner practifhen Erfahrung ganz nahe betheiligt gewefen 
bei der Bemefjung von Abfindungen und der Aufitellung von Taren. Wenn 
wir den Berfaufswerth zu Grunde legten, dann waren die Abfindungen viel zu 
niedrig; wenn wir aber eine ganz richtige Bemeſſung, jelbft ohne Präcipual— 
vergütung für den Gutsannehmer, des Ertragswerthes zu Grunde legten, dann 
waren bdiejelben Abfindungen oft völlig den Grundjägen des römiſchen Rechts 
über Pflichttheile entſprechend. Darin liegt auch der Schwerpunft unferer Höfe- 
gefetgebung, nicht in einer fünftlichen und willfürlichen Reduction des Pflicht- 
theilsrechts, ſondern nur in einer richtigen Bemeſſung deffelben. Auch auf diefem 
Gebiet, wie auf jo vielen anderen, müſſen die für unfere deutſchen VBerhältnifie 
abjolut nicht paſſenden und in einem fteten Kampfe jeit drei Jahrhunderten mit 
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denjelben befindlichen Principien des römiſchen Rechts geändert werden. Schreiben 
Sie vor, daß Sahfundige den dauernden, nahhaltigen, immer vor- 
bandenen Reinertrag unter richtiger Berüdfichtigung aller der Riſiken und 
Gefahren des Gutsübernehmers fejtftelen follen, dann werden Sie faum eine 
erhebliche Aenderung der römischen Grundfäge über Pflichttheilsreht brauchen. 
Alfo in diefem Punkte bin ich vielleicht nicht ganz einverftanden, und ich lege 
da3 Gewicht auf die andere Art der Abſchätzung, welde allein unferen Ber: 
hältniſſen entipridht. 

Im übrigen theile ich vollftändig die Auffaflung, daß man für diejenigen 
Länder Deutjchlands, welde noch wirklich Höferedht haben nad) Sachſenrecht — 
und dazu rechne ich Hannover, einen großen Theil der Provinz Sachſen, Welt: 
falen, einen Theil der Aheinprovinz, Braunschweig, Anhalt, Oldenburg, Detmold 
und Bückeburg, fowie den größten Theil von Holjten —, daß es da ganz 
unbedenklich ift, gegenüber der noch beftehenden lebendigen Sitte, gegenüber der 
Rechtsentwickelung, wie fie dort ftattgefunden hat, den Grundſatz aufzuftellen, 
daß alle näher zu bezeicdhnenden Güter, namentlich die bäuerlichen Güter, die 
bisher nad) Höferecht vererbt wurden, präfumtiv nad) Anerbenrecdht zu 
vererben find, vorbehaltlih der Rechte der freien Dispofition unter Pebenden 
und vorbehaltlid; des Rechtes der Abänderung dieſes inteftatmäßigen Anerben- 
rechts in beftimmte Grenzen durd den Gutsbeſitzer. Sch habe bei Gelegenheit der 
Berathung des weitfäliichen Höfegefeges mich entſchieden dagegen ausgejprochen, 
das Hannoverfhe Syſtem der Höferolle anzunehmen. Zwar muß ich zugeben, 
daß die Höferolle fehr ſtark benutt ift in Hannover, daß über 60 %/, der Höfe, 
jest nahezu 70%, eingetragen find; dennoch weiß; id) aus eigener Erfahrung, 
in welcher Mafje von Fällen Durch Liederlichkeit oder Einfichtslofigkeit des Be— 
ſitzers, durch zufällige perfönliche Umftände die Eintragung zum großen Schaden 
der ganzen Familie verfäumt wird, ohne daß dazu irgendwelche innere Gründe 
vorhanden jind. Die Eintragung in die Höferolle ıft ja weiter nichts, als die 
Conſtituirung eines den Verhältniffen angemeljenen gemeinen Rechts, welches 
abgeändert werden kann durch Verfügung inter vivos und mortis causa und 
daher garnicht unbedingt bindend ift, durchaus feine übermäßige Schranfe dem 
betreffenden Hofbefizer auferlegt. Ich würde alfo für diefe Yandestheile ganz 
unbedenklich das Syftem von Braunschweig acceptiren, 

Dann haben wir eine zweite Gruppe in Deutichland, — man fann über- 
haupt, wenn man im großen Ganzen die unendliche Berjchtedenheit unferer 
bäuerlichen PVerhältnifje betrachtet, drei Hauptgruppen unterfcheiden. Ich nannte 
zuerft die foeben berührte weftliche Gruppe des kleinen und Mittelbefiges nad) 
ſächſiſchem Höferecht, welches ausgeht von der Untheilbarfeit des Hofes, wo die 
Laften auf dem gefammten Hofe ruhten, wo jedes von dem Hof veräußerte 
Grundſtück von der Laft frei wurde Nun gehen wir über die Elbe hinüber. 
Je weiter wir da nad) Oſten vordringen, defto ftärfer werden die Gegenfäge 
gegen diefe Art der Bodenvertheilung. Während in den altdeutihen Ländern, 
in Süddeutichland und Weftdeutichland, jeder Grundbefig hervorgegangen iſt aus 
der Gefammtheit, aus dem Geſammteigenthum bei urſprünglich gleiher Auf: 
theilung für alle Genofjen nah dem Höfeſyſtem, infolgedeſſen aud der Befig 
aller Feldinarfgenofjen zerftreut liegt in den gefammten Gewinnen der Feldmark, 
finden Sie durchgängig jenfeit3 der Elbe den geraden Gegenfag. Dort ift 
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der Befig in der Regel nicht entftanden aus der urſprünglich gleichen Auf— 
theilung, aus dem gleihen Nugungsreht an dein Gefammteigenthum, vielmehr 
ift hier Occupation und Eroberung die Regel. Daher der große Gegenfag nicht 
blo8 in der Vertheilung des Bodens und in der Größe der Güter, die über- 
ftarfe Entwidelung des großen Grundbefiges gegenüber dem fleinen Grundbefig, 
jondern auch das durdaus verjchiedene Gemarfungsredht. Ich kann das hier 
nicht näher ausführen, aber Sie brauchen nur ein Dorf in den öftlichen Pro— 
vinzen fi) anzujehen, jo werden Sie gleidy finden, daß dad Gut das urjprüng- 
liche, das der adelige Eroberer occupirte, ſich Darauf niederließ, fich die Wege baute, 
die Hinterfaflen aus den colonifirenden deutfchen Ländern hinter ſich her zog 
und ihnen das gab, was er abgeben wollte; Wiefe, Feld, Waller, Weide ge— 
hörten ihm — Alles gemeines Eigenthum in den übrigen deutſchen Landes— 
theilen. Dort kann es alſo nur darauf anfommen, diejenigen doch noch immer 
bin jehr ſtark entwidelten fleinen Befigungen, welche ſich auch dort finden, in 
den Niederungen 3. B. der Flüſſe faft ausjchlieglih, in der Markt Brandenburg 
jehr bedeutend, in einem großen Theile von Niederfchlefien, dort freilich nicht 
nah ſächſiſchem, jondern nach thüringifchem Recht, in einem Theile Pommern's 
vorhanden find — die zu erhalten, doppelt zu ſchützen in der viel größeren Gefahr 
der Nachbarſchaft eines größeren Gutes, al3 in denjenigen Diftricten, wo aus— 
ſchließlich bäuerliher Befig it. Das große Gut für untheilbar erflären 
durch Fideifommiffe, durch Lehnsrecht, durch Belaftung mit Geſammthypothek 
und den kleinen Bauernhof neben dem großen Gut frei theilbar machen — 
dabei kann der kleine Bauer nicht beſtehen bleiben, er muß dem großen Guts— 
inhaber weichen. Dort wäre aljo ein doppelter Schu nöthig, welchen der 
preußifhe Staat in der individualiftifchen Agrargeleggebung des Jahres 1850 
verfäumt bat. Im diefer Beziehung ift die ruſſiſche Agrarverfaffung vorfichtiger 
gewejen jelbft al3 die preußische. 

Dann fomme ih auf die dritte Gruppe in Deutjchland, und ich rechne, 
wie ich beiläufig bemerfe, zu der erften Gruppe der Gefammthöfe, wenn 
ih den Ausdruck gebrauden darf auch einen großen Theil von Süddeutſch— 
land, namentlid) von Bayern, Schwäbiſchen und Allemanntjchen Diftricten, während 
der Kern der abjoluten Theilbarteit und der Sitte der vollen Naturaltheilung 
in den fränfifchen und thüringifchen Yandestheilen ftedt. Nach meiner Ueber: 
zeugung iſt das entftanden durch römiſche Einflüffe, nicht aus der Natur der 
Sade; denn wenn ich mic hier im Franfenlande mit den Grundbefigern unter— 
halte und an fie gewiſſe Fragen ftelle, die ich nur entnehme aus der mir genau 
befannten rechtshiſtoriſchen Entwidelung der ſächſiſchen Yandestheile, dann verftehe 
ih mid) mit den Bauern jehr gut, und es ift mir palfirt, daß man mir gejagt 
hat: Sie kennen ja unfere Berhältniffe beifer al3 wir. Hier haben wir diejelbe 
Entwidelung aus der gleihen Bodenauftbeilung und der gleichen Duotenantheils- 
nugung am Gejammteigenthum; aber unter dem Einfluß des römischen Rechts 
ift hier der Begriff der Familieneinheit und des Familienbeſitzes durchbrochen, 
und wir find hier zu einer abjoluten Theilbarfeit gefommen. In einem folchen 
Landestheile fünftlichh und zwangsweife die aus ganz anderen Verhältniffen hervor: 
gehenden neuen Höfegeſetze anwenden zu wollen, halte id für völlig illuſoriſch, 
und die Bevölferung würde auch entjchteden dagegen proteftiven und das mit 
vollem Rechte, wenn man die jest entwidelten Verhältniſſe fieht. Hier bleibt 
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nad) meiner Meinung nur das übrig, was der Herr Referent vorgefchlagen hat, 
nämlich die Möglichkeit der Eintragung in Höferollen, die Vererbung nad) An: 
erbenrecht, unter der Borausfegung des Borhandenfeins eines einheitlichen Beſitzes 
beftimmter Größe, den einzelnen Grundeigenthümern zu gewähren. Wir würden 
bier nad; meiner Meinung mit aller Kraft dahin arbeiten müffen für Naffau, 
für das Rheinland, für die nächte Umgebung von Frankfurt a. / M., für den 
größten Theil von Darmftadt und Baden, daß die Separation erft einmal radical 
durchgeführt wird, daß das Durcheinanderliegen der Grundftüde, welches hier 
einen für die hocheultivirte Gegend oft traurigen Zuftand unjerer Landwirthſchaft 
geihaffen hat. — ich nehme die Gartenwirthichaft aus — gegenüber der Ent- 
wickelung in Norddeutichland endlih aufhört; man ſoll erft arrondirte Beſitz- 
thümer jhaffen, dann wird man auch die Neigung erhöhen, diefelben zu erhalten, 
dann werden nad und nad Einzelne diejenigen Maßregeln treffen, die dazu 
erforderlich find, und jo werden wir vielleicht allmählich zu einer Befjerung der 
BVerhältnifje gelangen. Da wird man aber jedenfalls nicht viel zu hoffen haben 
und nur mit der größten Borficht verfahren müfjen. Darüber fann jedenfalls 
fein Zweifel obwalten, daß die Regelung des Erbrechts das Fundament aller 
Deapnahmen tft zur Erhaltung des Mittelbeſitzes. Darüber kann gar kein 
Zweifel obwalten, wenn wir das einfache römische Recht dauernd anwenden auf 
die Vererbung bäuerlicher Güter, fo können nur zwei Dinge eintreten: in einzelnen 
Landestheilen fommen wir zu Yatifundien und in anderen zu einer übermäßigen 
Pulverifirung und Zerjplitterung des Beſitzes. Ich theile die in der Schrift 
des Herrn Profefjor v. Miaskowski ausgefprochene Anſicht, daß die neuere 
Entwidelung ſchon eine Tendenz gegen den Mittelbefis zeige. In manden 
Landestheilen ift der kleine Beſitz beredtigt; in der Nähe von Städten und 
in Gegenden mit jehr ftarfer Bevölkerung: da ift der Heine Beſitz, die Spaten- 
cultur culturgemäßer als der Mittelbefig, der feinen großen Mafchinenbetrieb 
in Anwendung bringen fann oder doch nicht diefe intenfive Cultur, wie der 
Spatenbetrieb ihn ermöglicht, zuläßt; aber in vielen Gegenden Deutjchlands ift 
der Mittelbefis doc immer noch der rentabelfte. Das ift ein Satz, den id) 
heute nicht beweifen kann, den ich jedoch ſchon mit meinem Freunde und Lehrer, 
dem Herrn Geheimrath Hanjen vor 30 Jahren erörtert habe, von dem ich 
mich noch heute feft überzeugt halte, umd ich freue mich, aud der fachtundigen 
Autorität meine® Freundes Sombart in diefer Beziehung folgen zu können. 
- Der Mittelbefis ift in einem Theile Deutfchlands noch rentabler als der Groß— 
grundbefig, ja ic) bin der Anficht, daß der Mittelbefiz in die Gegenden mit vor— 
berrichendem Großgrundbeſitz hinein nod Propaganda machen kann, wenn ftaatliche 
Gejeggebung und Verwaltung ihm dabei angemefjen zu Hilfe fommen und wenn 
nicht umgefehrt durch Staatögefege und Staat3einrihtungen nur die Erhaltung 
de3 Großgrundbeſitzes befördert oder durch das Hypothefenwefen erzwungen wird, 
der Mittelbefig aber dem freien Spiel der Goncurrenz und den Anfäufen der 
fapitalreihen Großgrundbefiger preisgegeben wird. Das aber ift mir gewiß 
daß, wenn die Gejetgebung ſich des mittleren Befiges annimmt, ftatt ihn künft- 
Ti) zu zertrümmern, derjelbe dauernd erhalten werden kann. Will der Staat 
ihn aber auch noch vermehren in die Gegenden hinein namentlich, wo der Grof- 
grumdbefig übermäßig entwidelt ift, fo muß er die Politif wieder aufnehmen, 
“ welche die preußifchen Könige bi3 zum Jahre 1815 verfolgt haben, und es ift 
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dann fogar nicht ganz hoffnungslos, Mittelbefig entjtehen und erhalten zu laſſ en, 
wenigſtens bis zu einer gewiſſen Grenze, in denjenigen Landestheilen, in den 
thüringiſchen und fränkiſchen Diftricten, wo die freie Theilbarkeit und der kleine 
Beſitz ſchon ganz überhand genommen haben. „jedenfalls ift Dies eine hohe 
Aufgabe unferer ganzen Socialpolitik in der Zukunft, und daß wir außerordent— 
liche Fortſchritte gemacht haben in Bezug auf die Unbefangenheit der Auffaſſung 
dieſer Dinge, daß eine Menge von hergebrachten Doctrinen, namentlich juriſtiſchen 
Vorurtheilen des römiſchen Rechts, abgeſtreift ſind, das iſt gewiß, und daß auch 
der heutige Vortrag unſeres Herrn Referenten hierzu höchſt nützlich beitragen 
wird, daran zweifle ich keinen Augenblick. (Lebhafter Beifall.) 


* 


Vorſitzender Profeſſor Dr. Naſſe: Der Ausſchuß hat beſchloſſen, eine 
Umſtellung in der Tagesordnung vorzunehmen, ſo, daß der dritte Gegenſtand an 
die zweite Stelle rückt. 


Ich ertheile nunmehr in der Discuſſion weiter das Wort Herrn Bueck. 


Generalſecretär Bued (Düfjeldorf): Meine Herren! cd habe nur für 
wenige Worte um Ihr Gehör zu Bitten. Ich wollte doch nicht unerwähnt 
lafien, daß das Bild, welches ich mir in neuerer Zeit von den Zuftänden in 
England bezüglid) der Landwirthſchaft gemacht habe, doch etwas abweicht von 
den Angaben des verehrten Herrn Prof. Geffcken. Ich habe die Zahlen Leider 
augenblicklich nicht gegenwärtig, aber ich habe dody mit Zahlen belegte Mit- 
thetlungen gefunden, daß nicht nur nicht ein Andrang der Pächter zu den vorhan- 
denen Pachtſtellen ftattfindet, fondern daß bei der landwirtbichaftlihen Krifig, 
die ja aud in England herrſcht, fie jehr geneigt find, ihre Pachtungen aufzu= 
geben, ja daß jelbit ein nicht unerheblicher Procentfag der Pachtungen, nament= 
lid} in denjenigen Gegenden, melde ſehr jchweren Boden haben, frei ıjt und 
feine Pächter mehr finden fan, Die Pächter find aljo dort jehr geneigt, ihre 
Nahrungsftelle aufzugeben. Diefer Vorgang vollzieht ſich aber, glaube ih, ganz 
ander3 wie in Deutjchland. Auc hier find unter den Einflüffen der land- 
wirtbichaftlichen Krifis Nahrungsftellen aufgegeben worden, aber nur nachdem 
der Inhaber derjelben bis aufs Aeuferfte mit der Noth ver Zeit gerungen und 
gefämpft hatte, bis er endlich gezwungen war, es aufzugeben, weil er ruinirt 
war und nicht weiter Eonnte. In England dagegen zieht ſich der Pächter, ohne 
dem Ruin entgegengegangen zu fein, zurüd und möglicherweife — wie die Er— 
fahrung in neuerer Zeit gelehrt hat — bleiben die Wirthichaften unbebaut und 
werden dann vielleicht, wie angeführt wurde, in größerem Umfange als Jagd: 
gründe benugt. Aber, meine Herren, volfswirthichaftlid, glaube ich, iſt der 
Borgang, wie er fih in Deutichland vollzieht, vorzuziehen, daß der Inhaber 
ver Nahrungsftelle bi3 aufs Aeußerſte kämpft; denn während der Zeit fünnen auch 
günftigere Verhältniſſe eintreten, und er wird ſich wieder erholen und auf jeiner 
Stelle bleiben, und diejes energiiche Kämpfen ift ja die Folge des Bewußtſeins 
des Befiges. Diefes Bewußtſein geht dem englifchen Farmer ab, und ich er= 
blide gerade darin mit dem Herrn Referenten und auch mit Herrn Sombart 
den großen Nachtheil des Fehlens der Eleineren Grundbefiger in England. 
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Herr Prof. Geffden hat erwähnt, daß die Yandwirthichaft in feinem Yande der 
Welt ſich zu folder Höhe aufgeſchwungen hat, wie in England. Ich jehe ın 
dieſem Auffhwunge nur eine Folge der ungeheueren Kapitalfräftigfeit im ganzen 
Yande, die ſich dann natürlich auch in ihren Wirkungen auf den Grundbejig und 
den Betrieb der Landwirthſchaft äußern muß; keineswegs aber iſt dieſe Inten— 
fität der Bewirthſchaftung eine Folge der Bertheilung des Grundbeſitzes. Daß 
im Kampfe mit der concurrirenden Induſtrie und bei den theueren Preifen, die 
für alle Betriebömittel gezahlt werden müſſen, in England die Viehzucht und 
Weidewirthſchaft mehr und mehr zunimmt, daß der Kürnerbau zurüdgedrängt 
wird, ift eine ganz natürliche Folge der Entwidelung, die wir aud) bei uns zu 
beobachten Gelegenheit haben. Aber wenn eine Nation darauf angewieſen ift, 
in jo auferordentlihem Maße Nahrung von außen her zu beziehen, wie die 
englifche, in einem folhen Grade, dat England im Jahre 1879 auf den 
Kopf feiner Bevölferung für 60 Schilling bat Nahrungsmittel importiren 
müjjen, jo jcheint mir das nicht blos gefährlich für den Fall, daß durd einen 
Krieg die Zufuhr abgeſchnitten wird, ſondern es erfcheint mir das auch für die 
ganze wirthjchaftliche Entwidelung bedenklich, denn dieſe ungeheueren Bezüge 
müfjen ja auch bezahlt werden. England ift dazu in auferordentlihem Maße 
befähigt geweſen; ob dieſe Befähigung andauern wird, iſt mir zweifelhaft, denn 
dieſes Land wird durch die in immer höherem Maße auftretende Concurrenz 
der übrigen Cultur- und Induſtrieſtaaten ganz naturnothwendig in ſeinem Ab— 
ſatzgebiet beſchränkt werden, und es wird vielleicht im Laufe einer längeren Ent— 
wickelung nicht mehr in demſelben Grade befähigt ſein, mit ſeinen Induſtrie— 
erzeugniſſen und mit den Producten ſeiner ſonſtigen wirthſchaftlichen Thätigkeit 
dieſe ungeheueren Bezüge zu bezahlen. Ich halte es daher für gut, wenn auch 
entgegen einer intenfiveren Wirthſchaftsweiſe in einem Yande dem Körnerbau 
eine gewiſſe bedeutende Quote des Areals zugetheilt bleibt, und dak das bei 
uns beftehen bleibt, dafür wird auch wieder unfer mittlerer Grundbeſitz ſorgen. 
Denn, meine Herren, — ich kehre auf meinen Eingang zurück — in dieſer un— 
geheueren Zähigkeit und Widerftandsfraft unſeres Bauernſtandes, die ja in dem 
Buche des Herrn Referenten jo ausgezeichnet geſchildert iſt, liegt eben die Mög— 
lichkeit für den mittleren Grundbeſitz, auf eine, ich möchte jagen, induſtrielle 
Bewirthihaftung des Grundbefiges nad) Mafigabe der wechjelnden Conjunctur 
zu verzichten umd einen gewiſſen Grad des Körnerbaues aud) mit einer inten= 
fiveren Form der Yandwirthichaft zu verbinden. Aus diefem Grunde muß ich 
mid; daher aud allen Maßregeln zuneigen, die von dem Herrn Referenten und 
den folgenden Rednern vorgefchlagen worden find, um in Deutjchland den 
mittleren Grundbefig zu erhalten al3 eine der hauptſächlichſten Stügen unferer 
focialen Berhältniffe. (Bravo!) 


Profefjor Dr. Degentolb (Tübingen): Meine Herren! Ich möchte zu: 
nächſt eine technische Frage ftreifen, zu welcher der Umſtand Veranlaſſung giebt, 
daß anjcheinend als felbftveritändlich vorausgefegt wird, es haben ſolche materielle 
Fragen, wie fie und heute beihäftigen, ihren Austrag zu finden durch eine 
Normirung von Seiten des bürgerlichen Geſetzbuchs für Deutichland. Ich habe 
über diefen Punft großen Zweifel, gerade wenn ich mid, den Conclufionen des 
Herrn Referenten anſchließe; denn wenn ich fie richtig verftehe, jo fommt ja 
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der Herr Referent felbit zu ſolchen Individualiſirungen je nad) den einzelnen 
deutfchen Landſchaften, daß das eigentliche Sclußergebnig mehr oder weniger 
darauf hinauslaufen dürfte, die Geſetzbuchscommiſſion habe ſich zu befcheiden, eine 
einheitliche Regulirung diefer Frage ſei nicht in unfer deutiches Gejegbuc auf: 
zunehmen, und ic halte das auch feineswegs für ein Ergebniß, welches man 
von vornherein abzulehnen oder zu beflagen hätte. Jedenfalls wird man, was 
die Negulivung des Erbrechts betrifft, eines ſich immer vor Augen balten 
müfjen: nur dann wird das bürgerliche Gejegbuc die ganze Erbrechtsfrage 
löſen fünnen, wenn wir ein einheitliche8 eheliches Güterreht befommen. Man 
kann unmöglich ein einheitliches Erbrecht aufftellen und das ehelihe Güterrecht 
dem Particularrecht überlaffen. Gerade aber die Frage, inwieweit das eheliche 
Güterrecht codificrt werden fol, ift, ſoweit man hört, noch nicht ficher zu 
Gunften einer einheitlichen odification entſchieden. Man mag es indejien 
damit halten, wie man will, man wird jedenfalls — das tft ein ſehr werth— 
volle3 Ergebniß in den Gonclufionen des Herrn Referenten — die Sache nicht 
ganz gleichmäßig für alle deutichen Territorien ordnen fünnen. Auf alle Fälle 
jedoch wird die Gefetgebung, wenn fie ſich auch immer anzulehnen hat an be 
ftehende Rechtsanſchauungen, die Aufgabe haben, dem etwa mangelhaften Redht3: 
bewußtjein oder der mangelnden Einfiht der Bevölkerung nachzuhelfen, und das 
bezwedt ja auch der Herr Referent für foldhe Gegenden, wo der Einn für die 
Zufammenhaltung des Grumdbefiges verloren gegangen ift. Hier will er jo 
helfen, daß man zwar nicht das nteftaterbreht im Sinne jeiner Vorſchläge 
geftaltet, wohl aber dem Einzelnen die Möglichkeit einer Eintragung offen läft, 
alfo auf viefem Wege die Gelegenheit giebt, zu einem Höferecht zu gelangen. 
Ich möchte zweifeln, ob man auf diefem Wege gerade in den betreffenden 
Landichaften zum Ziele fommen wird? Denn e8 ıjt doc offenbar eine große 
Zumuthung an die Energie des Einzelnen, bei nicht verändertem Inteſtaterb— 
recht als Einzelner der bis dahin beftandenen Sitte durch feine individuelle 
Berfügung in den Weg zu treten. Aendern Ste das nteftaterbreht, dann 
braudyt der Einzelne, dem diefes Inteftaterbrecht nad dem Sinn tft, nicht zu 
teftiren, und e3 ift viel weniger verlegend für die Familie, wenn er es bei dem 
Inteftaterbreht läßt, als. wenn er durch feine Beftimmung pofitiv in das bi: 
berige Recht der Familie eingreift. Ich will mid) damit nicht gegen die vor: 
geichlagene Methode erklären, ſondern nur einen Punkt des Zweifels hervor: 
gehoben haben. 

In materieller Beziehung möchte ich gerade al3 romaniftifcher Jurift Werth 
auf die Erklärung legen, daß ich den Fehdehandſchuh, den man dem römiſchen 
Recht hingeworfen hat, meinerfeits nicht aufzuheben gedenfe, vielmehr im weſent⸗ 
lihen mit allen Tendenzen übereinftimme, die der Herr Referent in feinem Bor- 
trage entwidelt. 

Was das römische Recht felbft anbetrifft, jo widerftehe ich der Verſuchung, 
eine Erklärung darüber zu geben, warum fid) das römische Pflichttheilsrecht in 
der vorliegenden Weife gebildet hat. Nur einen einzigen Punkt laſſen Sie 
mic kurz ftreifen. Herr Oberbürgermeifter Miquel jcheint die Entwidelung 
des römischen Rechts auf deſſen Natur al3 Stadtredht zurüdzuführen. Daraus 
allein wird fich die römiſch-rechtliche Entwidelung nicht erklären laſſen; aus der 
Natur des Stadtrecht ließe es ſich erklären, daß das römische Recht nicht zwiſchen 
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Mobiliar» und Immobiliarbeſitz unterjcheidet, vielmehr Beides im Wefentlichen 
nivellivend behandelt. Allein die Entwidelung des Pflichttheilsrechts bei den 
Römern wird ſich dadurch nicht erklären laſſen, und ich möchte in dieſer Be— 
ziehung, auf die Chronologie der Entwidelung des Pflichttheilsrechts und damit 
auf eimen Umftand hinmweifen, der, wie ich fehe, noch nirgends beachtet ift. Das 
Pflichttheilsrecht ift ja nichts Urfprüngliches bei den Römern geweſen; feft 
geftaltet hat es fich in einer Zeit, wo die Bürgerfriege Italien entvölkert 
hatten, unter Berhältniffen alfo, welche die Neigung hervorrufen mußten, die 
Ehe, da3 Kinderhaben zu prämitren; prämiirt man uber das Stinderbefommen, 
dann muß man aud für die Kinder forgen, und es iſt vielleicht ein biftorifcher 
Zufammenhang zwiſchen den beiden Jnftituten, der Auguftiichen Ehegefeggebung 
und der feiten Ausgeftaltung des Pflichttheilsrechts, zu ftatutren. 

Was das Maß der zu erftrebenden Abſchaffung des Pflichttheilsredht3 an— 
langt, jo möchte ich zurücgreifen auf die befchräntenden Bemerkungen des Herrn 
Dberbürgermeifter8 Miquel, mit denen ich durchaus eimverftanden bin. Dan 
fann niht, wenn man nur für den Grundbeſitz etwas erreihen will, ohne 
Weiteres ganz unabhängig vom Grundbefig tabula rasa machen; aber auch felbft 
innerhalb der Regulirung de3 Grundbefigreht3 fann man unmöglich) den Pflicht- 
theil abichaffen, ohme etwas Ergänzendes gleichzeitig einzuführen, nämlich ein Recht 
auf Ausftattung der hinterbliebenen Kinder. Denken Sie doch, mohin Sie 
kämen, wenn das Pflicytiheilsrecht einfach abgeſchafft würde: der Vater ftirbt, 
er hat teftirt, hat Alles einem einzigen Kinde hinterlafjen und den anderen gar 
nichts; dabei kann e3 nicht bleiben. Aus dem Nachlaß ift den unausgeftatteten 
Kindern Ausftattung zu gewähren. Sie fünnen nicht die unverforgten Kinder 
einfah auf die Straße werfen und der öffentlihen Unterftügung anheimgeben. 
So zeigt es ſich alfo, daß, wenn wir zur Requlirung der Angelegenheit fommen, 
auch unter Zugrundelegung der materiellen Gedanken des Herrn Referenten, die 
Sache im einzelnen noch manderlei Schwierigkeiten darbieten dürfte. 


Geh. Regierungsratd Dr. Thiel (Berlin): Meine Herren! geftatten 
Sie mir nur einige kurze Bemerkungen. Der Herr Referent hat es bedauert, 
daf über die Bewegung des Grundeigenthums in Deutfchland nad) den Seiten 
bin, ob es ſich mehr zur Latifundienbildung hinneigt oder zur Pulveriſirung, aus 
neuerer Zeit feine genaue Statiſtik eriftirt. Das ift richtig; aber es ift wenigſtens 
in Preußen jest ein Anfang gemacht worden und e3 wird gelingen, eine fehr 
gründliche Statiftif auf diefem Gebiete zu erlangen, nämlich durd eine Auf- 
“ arbeitung der Refultate der Gebäudeftenerveranlagung. Bet derjelben ift nämlich 
bet der Aufnahme für jedes Gebäude feitgeftellt worden, wieviel Yand in einer 
gefchloffenen Wirthichaft von dem betreffenden Gebäude aus bemwirthichaftet wird, 
und diefe Reſultate jollen aufgearbeitet und danach Zufammenftellungen gemacht 
werben, wieviel Wirtbichaften von beftimmten Größe-Kategorien eriftiren. Wenn 
diefe Zufammenftellung aufgearbeitet ift, dann wird allerdings eine Vergleichung 
mit den früheren Aufnahmen nicht möglich fein, weil die ja auf einer ganz 
anderen Bafi3 beruhen, nämlid auf dem Begriff der fpannfähigen Nahrung, 
aber e8 wird für die Zukunft — da ja, wenn feine Aenderung in der Gefet- 
gebung eintritt, die Gebäudefteuer alle 15 Jahre revidirt wird — durch 
gleihe Aufarbeitung der fünftigen Erhebungen ein Bergleihungsmaterial ge 
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wonnen werden, und man wird dann genau erjehen können, melden Weg der 
ländliche Beſitz einfchlägt. 

Dann möchte ih in Bezug auf die letzten Worte des Herrn Redners noch 
bemerken, daß, jo viel mir befannt geworden ift, die betreffende Redactiond 
commiffion, die mit der Ausarbeitung dieſes Theils eines deutſchen Givilgejeg- 
buches beſchäftigt ift, zu der Entſcheidung gefommen tft, daS bäuerliche Anerben- 
vecht der Particulargefeggebung noch wie vor zu überlaffen. 

Sodann möchte ich auf einige Bemerkungen des Herrn Oberbürgermeifterd 
Miquel zurückkommen, welder den mittleren Grundbefig für den productivften 
hält. Das ift ja eine Frage, über die in verfchiedenen Gegenden auch fehr ver: 
ſchiedene Urtheile beftehen. Im Allgemeinen möchte ic; meine Meinung dahin 
präcifiren vom technifch= landwirthichaftlihen Standpunkt aus, daß die früher 
gang und gäbe Anficht, die wir in den Schriften vieler älterer englijcher, fran- 
zöfifcher und deutſcher National-Deconomen und Yandwirthe finden, daß der 
fleine Grundbefig im Berhältnig productiwer ſei, als der große —, daß dies 
nur für gewiſſe Perioden und Betriebsverhältniffe richtig ift, wo auch der Groß—⸗ 
grundbeſitz nicht anders bewirthichaftet wird, als der bäuerliche Befit und wo 
dann für den letteren die Bortheile in die Wagſchale fallen, welche aus ver 
beſſeren Controle der kleineren Wirthſchaft und der forgjameren Arbeit durch 
den Wirthichaftsbefiger und feine Familie hervorgehen. Von den Moment aber, 
wo bei einer intenfiveren Eultur der Gropgrundbefig, zumal in Verbindung mit 
dem Fabrifbetrieb landwirthſchaftlicher Nebengewerbe ſich alle Bortheile größerer 
Rapitalaufwendung und beſſerer Fachbildung unter Benugung der Reſultate 
der Wiffenfchaft und der Anwendung technijch gebildeter Hilfskräfte zu Nuge 
gemadt hat, von dem Moment an hat der Grofbetrieb ein eminentes Leber: 
gewicht über die Bauernwirthſchaft gewonnen, gegen welche Bortheile die aus 
mangelndem Intereſſe der Arbeiter hervorgehenden Bergeudungen im Großbetrieb 
und die entgegengefetten Erjparnijje im kleineren Betrieb nit in Betracht 
fommen. Es würde ja hierin eine große Gefahr für den mittleren Befit Liegen, 
wenn wir nicht hoffen fünnten, daß auch der Betrieb desfelben vervollkommens— 
fähig fet, und zum Glüd hat in den Provinzen, wo wir in Deutjchland unfere 
beſte Landwirthſchaft jest haben, z. B. in der Provinz Sachſen, der mittlere 
Beſitz, der zuerjt in Gefahr ftand, einfach von dem Großbetrieb auf dem Wege 
des Ausfaufes und des Auspachtens verſchlungen zu werden, es verftanden, von 
dem Grofbefig zu lernen, und jo werden Sie in den Beichreibungen, die der 
Verein herausgeben wird, über die Yandwirthichaft einzelner deutjcher Gegenden 
finden, daß jest grade in den beftcultivirten Gegenden der Provinz Sachen nicht 
nur der mittlere Bejig, ſondern jogar der fleinere Bejig, der Kuhbauer dem 
Rittergutsbefiger eine ganz gefährliche Concurrenz zu machen anfängt aud in 
Bezug auf Gutöpachtungen und Gutsfäufe oder einzelne Grundſtückskäufe und 
zwar zunächit deswegen, weil er von dem Ritterqut3befiger und Domänenpädter 
gelernt hat. Er hat die befleren Eultur-Methoden, die ftärfere Düngung u. |. w. 
von ihm adoptirt und er jucht durch Genoſſenſchaftsbildung und gemeinfchaftlice 
Benugung das auch in Bezug auf die Beſchaffung von Mafchinen zu leiften, 
was der Großgrundbeſitzer für ſich allein leicht thun fann. Auf diefer wirth— 
Ihaftlihen Stufe hat er aber dann den großen Vortheil der Goncentration der 
Wirthſchaft, des Intereſſes an der Wirthichaft in der Perfon des Beſitzers und 
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des Bewirthichafters jelbjt und die Abwejenheit von allen Ehrenausgaben und 
ehrenamtlichen Verpflichtungen, die in umferer Zeit der Selbftverwaltung ganz 
colofjal auf dem Großgrundbefig laften und ihm nicht nur Geld, fondern vor 
Allem aud Zeit foften und ihn der Wirthichaft entziehen, was auf das financtelle 
Rejultat der Wirthihaft mandmal von einem ganz bedentlichen Einfluß ift. 
(Sehr richtig!) 

Ich möchte übrigen® zu diefer Seite der Frage, die dev Herr Oberbürger⸗ 
meiſter Miquel berührt hat, noch bemerken, daß wir ſchließlich auch nicht die 
höchſte Production als den allein entfcheidenden Geſichtspunkt für unſere Be— 
mühungen zur Geſtaltung der landwirthſchaftlichen Verhältniſſe maßgebend ſein 
laſſen dürfen. Wenn wir finden, daß wir einen geſunden Bauernſtand nur 
behalten können, wenn wir auf die höchſtmögliche Production verzichten, ſo würde 
ich wegen der großen Bedeutung des Bauernſtandes für unſer ganzes Bolf3- 
thum mehr Werth darauf legen, daß wir einen tüchtigen Bauernftand haben, 
als daß pro Morgen ein Schefjel mehr gewonnen wird. (Bravo!) Natürlich, 
wenn e8 und gleichzeitig gelingt, die Bauernwirthſchaft auch fo productiv zu 
geftalten wie den Großbetrieb, jo ift ja für die Sicherheit der Erhaltung des 
Bauernftande3 dadurd ein ganz großes Moment gewonnen. 

Sodann möchte ich nod ganz kurz auch vom landwirthſchaftlich- techniſchen 
Standpunkt aus ein Wort darüber Jagen — und der Bunft fcheint mir in der 
Debatte und aud in dem Bortrage des Herrn Referenten noch nicht berührt 
worden zu jein —, warum denn eigentlich die Gefellichaft und die Staatöverwaltung 
ein Intereſſe daran haben müſſen, auf die Erhaltung gefunder Beſitzverhältniſſe 
auch durch das Geſetz einzuwirken. Wir wiſſen ja alle, daß eine weit verbreitete 
Meinung dahin geht, daß geſunde Verhältniſſe auch in Bezug auf den land— 
wirthſchaftlichen Betrieb und Befis fi am zweckmäßigſten ſchon von jelbit da= 
durch herausbilden würden, das der fchlechtere Wirthichafter von dem bejieren 
itberflügelt und ausgefauft und der Verfchuldete von dem Kapitalfräftigeren abs 
gelöft werde u. ſ. w. Man fann über die Allgemeingiltigfeit dieſes Grundſatzes 
ſchon für die induſtriellen Gewerbe zweifelhaft ſein. In der Großinduſtrie frei— 
lich vollziehen ſich ſolche Ausgleichungsvorgänge meiſt ziemlich raſch, das Stadium 
ſchlechten Betriebs in Folge Unfähigkeit und Kapitalmangels Seitens des Be— 
ſitzers iſt gewöhnlich ein kurzes, und manche banferotte Fabrik kommt in der zweiten 
Hand ſchnell zu ſolcher Blüthe, daß die Schädigung der Production vor dem 
Bankerott und der mit dem Bankerott verbundene Kapitals- und Arbeitsverluſt 
bald erſetzt iſt; aber ſchon für unſeren Handwerksbetrieb gilt das nicht mehr 
ganz. Wir haben ja in demſelben eine Menge von krüppelhaften Exiſtenzen, 
die nicht leben und nicht ſterben können und natürlich auch nichts tüchtiges in 
ihrem Fach leiſten und die doch nicht ſo ſchnell von beſſeren und thatkräftigeren 
Elementen verdrängt werden, daß der allgemeine gewerbliche Zuftand hierunter 
nicht ſehr ſtark litte. Im der Yandwirthichaft dauert aber ein joldher Aus: 
wechjelungsproceß der wirthichaftlich ſchlechtern gegen befjere Elemente, wenn er 
itberhaupt vor fich geht, ich will nicht fagen, Jahrhunderte, aber jedenfall3 jehr 
lange Zeit, und ein ſolches Uebergangsftadinm tft dann regelmäßig verbunden 
mit einer foldhen Verfümmerung der Productivität des Betriebes ſowohl, wie 
aller wirthichaftlihen Verhältniſſe in den betreffenden Gegenden, daß died nur 
als die größte Calamität nicht nur für die einzelnen dem langjamen Untergange 
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verfallenen Jndividuen, fondern für die ganze Voltswirthichaft bezeichnet werden 
kann. Man darf deshalb nicht auf folche natürlichen Heilprocefje warten, jondern 
e3 müſſen fräftigere Mafregeln ergriffen werden, um im nationalen Intereſſe 
foviel der Staat dazu thun kann, einen präftationsfähigen Bauernftand zu erhalten, 
welcher noch Yebensfraft und materielle Mittel genug bejigt, um in feinem Betriebe 
mit der modernen Entwidelung der Technik fortzufchreiten und der nicht ſchon jo 
weit verfümmert ift, daß er ohne jegliche Elaſticität ftumpfjinnig alles über ſich 
ergehen läßt. Nichts führt aber zu diefer Berfümmerung jchneller wie die un: 
wirtbichaftliche Zerfplitterung und die übermäßige Verſchuldung des Befiges, melde 
beide ganz wejentlich von der herrfchenden Erbordnung abhängen. Wenn wir daher 
nicht Notbftandsgegenden, wie wir fie jegt nur vereinzelt haben, wo jede ſchlechte 
Ernte die Eriftenz der Mehrzahl der Bevölkerung bedroht, in den allermeiteften 
Kreifen ſich heranbilden laſſen wollen, indem wir mit den Händen im Schooß 
der Entwidelung unferer ländlichen Zuftände ruhig zufehen, dann müſſen wir 
geſetzgeberiſch eingreifen, denn nichts kann in jegiger Zeit die land- und volß- 
wirthichaftliche Entwidelung mehr ſchädigen, al3 wenn der landwirthſchaftliche 
Betrieb in den Händen von Leuten ruht, die in ihrer wirthicaftlichen Noth— 
lage verfümmert find und die daher weder die Fähigkeit haben, eine beſſere 
Wirthſchaft mit Verwendung von reichlichem Capital und den modernen techniſchen 
Hülfsmitteln durchzuführen, noch genügende geiftige Clafticıtät fi) bewahren 
fonnten, um zu anderen lohnenderen Beihäftigungen überzugehen. (Bravo!) 


(E3 folgt eine Paufe von 3, Stunden.) 


Geheimrath Dr. 9. Schulze (Heidelberg): Meine Herren! ch habe 
jelten den Bericht eines Neferenten mit ſolchem Intereſſe gehört, wie den unſeres 
heutigen Herrn Berichterftatterd. Noch reihere Belehrung habe ich aus feinem 
gediegenen gedrucdten Referat geſchöpft; dafielbe ift in vieler Beziehung jo er: 
Ihöpfend, daß ich eigentlicd nicht die Abficht hatte, das Wort zu ergreifen, ob: 
gleich ih mic mit diefem Gegenftande feit Jahren theoretiih und practiih 
befhäftigt habe. ES find jedoh im Yauf der Debatte einige Bemerkungen 
gefallen, an die ic anknüpfen möchte, um durch einige Ergänzungen aus meiner 
eigenen Beobachtung etwas beizutragen zur Klarlegung eines Gegenftandes, der 
von je eminenter Wichtigkeit iſt für die wirthichaftlice und foctale Gegenwart 
und Zukunft unferes deutſchen Volkslebens. Beſonders werthvoll find die 
Gruppirungen, welche der Herr Referent in Bezug auf die Gütervertheilung in 
den verfchtedenen Theilen Deutſchlands gemacht hat. Ich möchte jedoch, nicht 
etwa zur Berichtigung, wohl aber zur Ergänzung des Bildes, welches er 
von der Provinz Schlefien gegeben hat, einiges näher ausführen. Dadurch daß 
er in feinem Berichte wejentlih nur auf Oberſchleſien Rüdficht genommen 
hat, fommt gewiſſermaßen nur die Schattenfeite des Bildes zur Geltung. Die 
von ihm dort gekennzeichneten Webelitände, Yatifundien uud daneben Boden: 
zeriplitterung, jlavifcher Yeichtfinn und orientalifher Wucher, Trunkſucht und 
Indolenz find dort in der That vorhanden; es ift dort vielleicht der dunfelfte 
Punkt des ganzen preufifchen Staatögebiet3; darüber ift aber das übrige 
Schlefien bei der Darftellung eimas fchleht weggefommen. Schlefien iſt eine 
Provinz von der Größe des Königreichs Bayern mit mehr al3 vier Millionen 
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Einwohnern, wo die Grumdbefigverhältniffe himmelweit verfchieden find. In 
einzelnen Theilen Schlefiens giebt es einen rein deutſchen Bauernftand, der 
fi) meſſen fann mit dem ſächſiſchen und ſelbſt dem heute fo hodhgefeierten 
Hannoverjchen Bauernftande; er ift zu finden in der Grafichaft Glatz, den Kreijen 
Schweidnig, Yiegnig, Jauer, Brieg u. f. wm. Da jind Bauern mit faft ritter- 
gutsartigem Beſitz, die ihre Güter jeit Jahrhunderten in ihren Familien vererbt 
haben. Diefer Bauernftand ift nicht nur wohlhabend, fondern aud fo ftrebfam 
und intelligent, daß die landwirthichaftlichen Mittelſchulen und Winteraderbau: 
Ihulen faum irgendwo mehr floriven, als gerade dort. Freunde von mir find 
Vorſteher folder Schulen und haben mir gejagt, fie fünnten faum Platz jchaffen 
für die Bauernjöhne, die von ihren Vätern in die Stadt geſchickt werden, um 
fi weiter zu bilden. Diefer Bauernftand in Schlefien hat ſich tro& der Geſetz— 
gebung bis jett lediglich durdy fein Familienbewußtſein erhalten; durd 
diefes hat ſich die altväterliche Sitte gegen eine nivellirende Geſetzgebung, befonders 
gegen die romaniftiichen Principien des Pflichttheilsrechtes, wie fie ins Allgemeine 
Yandredht übergegangen find, behauptet. Das Gut geht regelmäßig nur auf eines 
der Kinder über. Wenn die anderen Pinder einen Proceß anfangen wollten, jo 
würden fie jedesmal ihren vollen Erbtheil zugeſprochen erhalten, da8 Gut müßte 
getheilt oder verfauft werden; jie thun dies aber nicht, ſondern laflen ſich das 
ruhig gefallen, aus wenn auch nur injtinctivem Familienbewußtſein. Wo fich dieje 
Sitte erhalten hat, befteht in Schlefien überall ein wohlhabender, Fräftiger Bauern» 
ftand; wo die3 nicht der Fall ift, ein ſchwerverſchuldetes ländliches Proletariat. 
Nahe zufammenliegende Dörfer bieten bier die ftärfften Kontrafte. ch befige 
ein fleines Rittergut, das einen jelbftftändigen Gutsbezirk in einem fehr be= 
völferten Dorfe von etwa 1000 Einwohnern bildet. Hier tft etwa feit einem 
Menjchenalter die alte Familienſitte vollſtändig aufgelöft, indem einige Güter: 
ihlächter zu dismembriren begonnen haben. Damit ift das Syſtem der alten 
bäuerlichen Güterordnung verloren gegangen. Es giebt dort nod) Bauern, Halb- 
bauern, Stellenbefiger, Gärtner, aber das find jegt nur nody Namen ohne Realität ; 
in der That giebt e8 nur noch Yeute, die einige Jchwerverjchuldete Morgen be= 
figen, ohne jeden wirthichaftlichen Zufammenhang, die man weiter theilt in in- 
finitum, wenn der Gläubiger fie nicht lieber fubhaftiren läßt. Ich kannte einen 
alten Bauer, den letzten Veteranen aus den reiheitäfriegen; der beſaß nad 
dortigen Berhältnifjen ein ſchönes Bauerngut von 120 Morgen mit Wald, Wieſe 
und Feld. Da unfere ſchleſiſchen Bauern, Gott ſei Dant, das Zweikinderſyſtem 
nicht fennen, jo hatte der Mann 9 Söhne und mehrere Töchter. Bet dem im 
Drte erftorbenen alten bäuerlihen Familienbewußtſein konnte aud er dem 
Strome nicht widerftehen und theilte fein Gut bei Lebzeiten unter feine Kinder. 
Diefe find nun ſämmtlich Tagelöhner mit einem Zwergbefige von 10 Morgen 
und das letzte gejchlofjene Bauerngut ift verſchwunden. Neben dem von mir 
fo haracterifirten jchlefifchen Gebirgsdorfe Liegen andere Dörfer in der Ent- 
fernung weniger Meilen, fowohl im Preußischen, wie auch drüben in Defterreich, 
wo e3 ganz ander ausfieht. Da liegen Bauernhöfe mit fteinernen Häufern und 
ftattlihen Thoren im Schatten ihrer uralten Linden wie die Edelhöfe. Woher 
dieſes andere Bild? Lediglich weil ſich hier die alte Familienfitte der Untheils 
barkeit und der Individualfucceffion erhalten hat, weil hier das gute Herfommen 
mehr gegolten hat, als ein auf fremdartigen Anſchauungen beruhender Geſetzes— 
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paragraph. Aber es läßt fich nicht verfennen, daß die alte Familienſitte mehr 
und mehr überall ind Schwanken geräth. Die nicht zur Succeſſion gelangenden 
Söhne wollen nicht mehr, wie bisher oft geſchah, bei dem Anerben dienen, fie 
wollen ji nicht mehr mit der billigen Bruder- und Schweitertare begnügen, 
fie fordern ihr ganzes volles Erbtheil nad) den Grundjägen des Allgemeinen 
Landrechts und der ſ. g. natürlichen Billigfeit. Da tft gewiß der YZeitpunft 
gefommen, wo die Gejeßgebung das vorhandene, aber ins Wanken gerathene 
Familienbewußtſein ftügen muß. Hier darf der preußiſche Staat feine große 
Aufgabe, die Erhaltung eines träftigen, wohlhabenden Bauernftandes, nicht aus 
den Augen verlieren. Das Borbild Hannoverd und Weftfalens leuchtet hier 
voran, aber ich glaube, man muß gerade den öftliben Provinzen jo jchnell wie 
möglih zu Hülfe kommen, wo die Yage des Bauernftandes, neben den großen 
Latifundien und unter ungünftigen Elimatifchen Berhältnifien eine noch gefähr— 
detere tft. Es ift hier periculum in mora, wenn der fefte Boden eines zeit- 
gemäßen Geſetzes nicht der alten guten Familienſitte unferes Bauernftandes 
recht bald zur Hülfe kommt. 

Wenn jo vielleicht in dem trefflichen Bericht das Borhandenfein eines wohl: 
habenden und intelligenten Bauernftandes im Often, bejonders in Schlefien, nicht 
genug hervorgehoben it, fo iſt vielleicht die Lichtjeite der füddeutichen Agrar: 
verhältnifje etwas zu jehr in den Bordergrund getreten. Das füdliche Deutſch— 
land, bejonder3 der ſchöne Südweſten, leidet jegt unter den ſchlimmſten agrariichen 
Uebelftänden, woran weſentlich ebenfal3 die Bodenzerjplitterung Schuld ift. 
Wenn man in Baden mit Grumdbefitern näher zufammen kommt, wenn man 
tie ich in der erften Kammer die Klagen des Grundbefiges vernimmt und ftatiftiich 
belegen fieht, wenn man befonders die entjetzlihe Verſchuldung des Bauern 
ftande3 näher kennen lernt, jo wird man im Ganzen diefen Zuftänden vor denen 
des öftlihen Deuticlands faum noch den Vorzug geben fünnen. Die Ber 
ſchuldung des bäuerlichen Grundbeſitzes ift zum Theil eine fo große, daß der 
wucherifche Gläubiger nur nody die Schlinge zujuziehen braudt, um ganze 
Dörfer und deren Beſitz in die Tafche zu ſtecken. Er thut es vielleicht deshalb 
nur nicht, weil er Furcht hat, todtgefchlagen zu werden, oder weil er es 
vortheilhafter findet, die Befiger, als Schuldfnedhte, im Schweiße ihres Angefichtes 
für ſich weiter arbeiten zu laffen. An diefen zum Theil entjeglichen Zuftänden 
find viele Urſachen ſchuld, die nur zum Theil ſtaatlicher und rechtlicher Natur 
ſind. Ein Blick in die Verhandlungen der ſüddeutſchen Kammern zeigt uns den 
drohenden Abgrund. Einer unter vielen andern Gründen iſt aber gewiß der, 
daß es unter der Herrſchaft des franzöſiſchen Rechtes, alſo auch in Baden, ſeit 
Menſchenaltern an einem gefunden bäuerlichen Erbrechte fehlt. Die franzöſiſche 
Gefetsgebung ift gerade diejenige, die dem Bauernftand, ja dem Stand der Gut% 
befiger am meiften erjchwert, den Grundbeſitz in der Familie zu erhalten; fie 
hat nicht nur wie das römiſche Recht den Pflichttyeil auch auf das Immobiliar— 
erbreht angewandt, jie geftattet den Eltern überhaupt, über einen verhältnif- 
mäßig Eleinen Theil ihres Vermögens, portion disponible, frei zu verfügen; 
alles übrige muß unter die Kinder gleich getheilt werden. Dieje auf den 
den der franzöſiſchen Revolution beruhende Gefeggebung hat die ausgejprocene 
Tendenz, jede3 confervative Element, wie es im Grundbefit liegt, zu vernichten, 
jede Continuität der Familie, jedes ariftofratifche Element — und ein foldes 
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iſt auch ein kräftiger Bauernſtand — von Grund aus zu zerſtören. Unter 
dieſen Paragraphen des code civil hatten auch die Grundbeſitzer der preußiſchen 
Rheinprovinz jo gelitten, daß der dortige Adel in den dreißiger Jahren dringend 
um Abhilfe auf gefeglihem Wege bat. König Friedrich Wilhelm III. erließ 
darauf im Jahre 1837 eine Verordnung, wodurch er einer Anzahl von Familien, 
den jog. ritterbürtigen Autonomen des Rheins, das Recht gab, über ihre Grund- 
befigungen frei zu tejtiren ohne Rückſicht auf den Pflichttheil mit befonderen Be- 
ftummungen über die Berforgung der von der Succeſſion ausgeſchloſſenen Ge- 
Ihwifter. Diefe Verordnung wurde damal3 in liberalen Streifen ſehr hart 
beurtheilt, die ſog. ritterbürtigen Autonomen galten ald ein Gegeuftand des 
Hafies und des Spottes. Es geſchah dies deshalb, weil man es als ein der 
Gleichheitsidee widerjprechendes Standesprivilegtum anfah; aber es war dod) 
ein richtiger Grundgedanke, der diefer Verordnung zu Grunde lag. Nur durd) 
das Recht einer freien teftamentarischen Verfügung und durd eine vernünftige 
Beſchränkung des Pflichttheilsrechtes kann der Grundbejig der Familie erhalten 
werden. Was damals nur gewiſſen adlichen Familien al3 Privilegtum ver— 
willigt wurde, muß immer mehr zum Princip des allgemeinen Immobiliarerb— 
rechtes werden. 

Noch ein Wort in Bezug auf das in Vorbereitung begriffene deutfche 
Givilgefegbud. Es iſt ausgejprochen worden, diefes müfje hier Abhilfe fchafjen. 
Es iſt das bäuerlihe Erbredit aber meiner Anficht nad) fein Thema, das in 
das allgemeine Givilgejegbud, gehört. Dasſelbe wird zwar das Erbrecht über- 
haupt behandeln, ebenfo wie das ehelihe Güterrecht, aber e8 wird fich nicht auf 
das bäuerliche Anerbenrecht erftreden dürfen. ch halte dies für einen Punkt, 
wo troß alles Einheitsdranges auf dem Gebiete des Rechtes der Barticularis- 
mus vollftändig beredtigt iſt. Dieſem hat hier das Givilgefegbuh nur 
Kaum zu gewähren, indem e3 nicht nur die beftehenden bäuerlichen Erbrechte 
ſowie da3 Stammgutsiyften anerkennt, jondern aud jedem Staate überläft, 
das bäuerliche Erbrecht feinen jpeciellen Verhältniffen gemäß geſetzgeberiſch fort— 
zubilden. Größere Staaten werden dafjelbe nicht einmal für ihr ganzes Gebiet 
reguliren dürfen, fondern die Gefetgebung wird auch hier oft in nod) Eleinere 
Kreife hinabſteigen müfjen, um fi) den fo unendlich verichiedenen Yebensver- 
bältnifjen anzufchmiegen. Bor allem gilt e3 hier nicht etwas Neues zu impro= 
vifiren, jondern „das alte gute Recht” aud für die Zukunft rechtſchaffen zu 
erhalten! (Bravo!) 


Landrath Freiherr v. Broich (Hersfeld): Meine Herren! Ich glaube e3 
als den rothen Faden in dem Gedankengange ſämmtlicher Herren Borredner 
bezeichnen zu dürfen, daß die Erhaltung eines Fräftigen Mittelftandes nicht blos 
in den Städten, fondern aud) auf dem Lande als eine Säule des Staates, als 
eine Grundlage der gefunden ftaatlichen, foctalen und volkswirthſchaftlichen Ent- 
widelung zu betrachten if. Der Herr Referent hat das Hauptmittel dafür in 
der Regelung der Erbfolge erblidt, der Herr Vorredner hat das ebenfall3 und 
zwar fpeciell dahin gethan, daß er glaubt, die Erbfolge müſſe particulariftifch, 
wie fie fich gewiſſermaßen landestheilweife entwidelt habe, geregelt werden. Daß 
die Frage, die Erbfolge zu regeln, eine fehr fchwierige ift, davon werden wir 
uns namentlid durch das Referat alle überzeugt haben. Ich fpreche z. B. nur 
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von den Verhältniſſen des Regierungsbezirks Kaffe. Ich bin Yandrath des 
Kreifes Hersfeld. Die Frage, das weſtfäliſche Höfereht im Regierungsbezirk 
Kaſſel einzuführen, habe ich auf einer Bürgermeifterverfammlung — id) habe 
84 Bürgermeilter im Kreife Hersfeld — auch ventiliren lafjen, und man jprad) 
fich ganz entſchieden dagegen aus, reſp. unbedingt dafür, daß das bisherige Rechts— 
verhältnig erhalten bleiben joll. R 

Meine Herren! Ye fchwieriger aber diefe Frage ift, deſto weniger 
dürfen wir damit warten, die Calamitäten, die auch von fämmtlihen Herren 
Rednern in Bezug auf die bäuerlichen Verhältniffe conftatirt worden find, zu 
befämpfen. Der Herr Referent hat befonder8 hervorgehoben, daß die Haupt- 
urfache jener Calamitäten in dem Kampfe de3 mobilen mit dem immobilen 
Kapital zu finden if. Meine Herren! Es entiteht alfo für und die Frage, 
wie kann diefer Grundurfahe entgegengewirft werden, bevor die jo äußerſt 
ſchwierige Erbfolge allgemein geregelt ift, und da fehe ich einzig und allein das 
Mittel in der Vereinigung der zu ſchwachen Kräfte zu einer genügend ſtarken 
Gefammtkraft im Wege der Selbfthilfe dur die Bildung von Genofjenfchaften. 
(Sehr richtig!) 

Meine Herren! Ich bin 11 Jahre lang Landrath des Kreijes Malmedy im 
Regierungsbezirt Aachen geweſen. Ich bin Aheinländer und habe es mir 
angelegen jein laſſen, in dieſem Eifeltreife die Raiffeiſen'ſchen Darlehnstajjen= 
Bereine ind Leben zu rufen, weil ich e3 nicht blos al3 ein Bedürfniß für die 
dortigen Verhältnifje erachtete, die Ereditverhältniffe, die jehr untergraben waren, 
auf diefe Weife befjer zu regeln, ſondern weil ich von der Anſicht ausgehe, daß 
es die Pflicht eines Verwaltungsbeamten und fpectell eine Staat3verwaltungs- 
beamten, ganz bejonders eines Yandrathes, ift, das materielle und geiftige Wohl 
der ihm anvertrauten Verwalteten möglichft zu fürdern. Warum? Weil auf 
diefer Förderung hauptjählic die Leiftungsfähigkeit der einzelnen Corporationen 
beruht, aus denen der Staat befteht, und es beruht das Staatdwohl infofern 
darauf, als diefe Leiftungsfähigfeit eine abfolute VBorbedingung für jede wirklich fort= 
ichreitende ftaatlihe Entwidelung ift. Demgemäß habe ich es mir auch angelegen 
fein laffen, in dem mir 1876 amvertrauten Kreife Hersfeld der Untergrabung 
der Greditwerhältnifie entgegenzumwirken. . Die Güterfhlächterei war bis dahin im 
Regierungsbezirke Kaffel, wie aus den veröffentlichten Berichten der betreffenden 
Landräthe hervorgeht, in einer Weife ausgebildet, von der man andermwärts 
faum einen Begriff hat. Num habe ich die große Genugthuung, daß im Kreiſe 
Hersfeld, wo ich bereit3 faft ſämmtliche Kirchſpiele mit diefen Vereinen verjehen 
habe, die BVerhältniffe anfangen ſich zu beſſern, daß nicht blos der Güter: 
ſchlächterei thunlichſt Einhalt gethan wird, fondern daß auch gejunde wirth- 
ichaftliche Verhältnifje ſich zu entwideln anfangen. Der Güterfchlächterei wird 
direct Einhalt gethan dadurch, daß z. B. diefe Genofjenichaften jagen: Da 
fol der Grundbeſitz eines unverſchuldet ins Unglüd gerathenen und nod zu 
rettenden Bauern fubhaftirt werden; gut, wir faufen ihn, um den Betrefjenden 
zu erhalten. Die creditwürdigen Männer einer foldhen Genoſſenſchaft — und nur 
creditwürdige müſſen eine ſolche bilden, — erachten e3 ja auch in ihrem eigenen 
Intereſſe, einen ſolchen Mann zu erhalten, der ihnen fonft als Armer zur Yaft 
fallen würde. Sehen Sie, meine Herren, das ift ein fehr wichtiger Hebel zur 
Sicherung eines fräftigen Bauernftandes. E3 hat nun einer der Herren Redner 
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darauf hingewiefen, man müfje auch den Staat für diefen Eingangs hervor- 
gehobenen Hauptzwed in Anſpruch nehmen. Ich wüßte nun nicht, warum man 
den Staat nicht in jo fern dafür in Anfpruc nehmen könnte, als, wenn 3. B. 
derartige Bereine nicht ins Leben treten könnten oder fich nicht als genügend 
wirkſam erwiefen, weil es ihnen an Betriebsfapital fehlte, aus Staatsmitteln 
folhes Kapital gewährt würde. Im Kreife Hersfeld hat es erftaunlicher Weife 
nicht nur nicht an Betriebsfapital gefehlt, jondern die betreffenden Borfitenden 
der Bereine haben mir erklärt, wir haben gar nicht geglaubt, daß in unferm 
Kirchſpiel jo viel Kapital fe — «8 kriecht eben das Kapital hervor und es Liegt 
darin ein ſchönes Zeugniß für das Vertrauen, welches diefe Vereine fich erwarben. 
Alfo ich jage, die Mitglieder diefer Vereine helfen ſich auf dieſe Weiſe felbft, 
und das ift auch, meine Herren, die Hauptſache, daß man die Yeute ehrt, ſich 
jelbft zu helfen, und daß dann eventuell der Staat eintritt, wo die Selbthilfe 
nicht genügt. Dann werden wir nicht blos durch die Negelung der Erbfolge 
im Wege der Gefetgebung einen gefunden mittleren Bauernftand ins Leben 
rufen, jondern wir fihern auch, daß er fortkommt. Mean kann ja jagen, wir 
wollen das allein im Wege der Erbrechtsregelung erreichen, der Grundbeſitz foll 
bei der Erbfolge in der und der Weife vertheilt werden. Aber, meine Herren, 
wer fichert denn den Einzelnen dagegen, daß er durch Unglüd in eine Lage 
fommt, daß er feinen Grundbefig doch verfaufen muß und dadurch vollftändig 
verarmt und verkommt? Das von mir hervorgehobene Hauptmittel gegen der— 
artige Galamitäten wollte id) Ihnen nun heute ganz befonders and Herz legen, 
weil ich infofern, wie angeführt, aus eigener Erfahrung ſprechen kann, und id) 
glaube, mit großer Genugthung davon ſprechen zu dürfen. Ich will nun zum 
Schluß zwar nit Seine Majeftät in die Discuffion ziehen, aber Allerhöchſter— 
ſeits iſt Fürzlich die Thätigkeit des Herrn Raiffeifen, welcher der Vater diejer 
Vereine ift, auf Grund der Berichte des Herrn Finanzminifterd und des Herrn 
Minifterd für die Landwirthichaft in einer Weiſe anerkannt worden, aus ber 
fi ergiebt, daß der Werth und die Bedeutung jener Vereine über allen Zweifel 
erhaben find. 


Profeffor Dr. v. Miaskowski. Meine Herren! Herr Geheimrath Schulze 
hat mir vorgeworfen, daß id) die Provinz Schlefien hinſichtlich der Vertheilung 
ihres Grundbefiged in etwas zu ungünftigem Lichte habe erjcheinen laſſen. Ich 
glaube, das beruht auf einem Mifverftändnig; denn ich habe nur von Ober: 
ihlefien geſprochen und Oberfchlefien angeführt als ein Beiſpiel dafür, daß in 
einzelnen Theilen des Deutſchen Reiches die Grundbefigvertheilung auszuarten 
droht. Ich habe dann im Uebrigen- von den öftlichen Provinzen gejagt, daß in 
denfelben fich zum großen Theil ein guter gejunder Bauernftand erhalten findet. 
Unter diefer Regel habe ich denn auch die übrigen Theile der Provinz Schlefien 
zufammengefaßt. 

Sodann möchte id) noch ein Wort zu dem fagen, was Herr Profefjor 
Degenfolb angeführt hat. Er hat gewiß mit Recht geltend gemadt, daß 
man die gefetliche Negelung des Erbrechts nicht trennen dürfe von der gejet- 
lichen Regelung des ehelihen Güterrechts. Aber gerade weil auc ic das im 
Auge hatte, bin ich zu meinem Borjchlage gelangt. 

Schriften XXI. — Verhandlungen 1882. 4 
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Ich erlaube mir, hier furz folgendes mitzutheilen. Es ift mir zufällig Kenntniß 
darüber geworden, daß die Commiffion für die Ausarbeitung des deutſchen Eivilgefeg: 
buches folgendes in Ausficht genommen hat. Sie will das eheliche Güterrecht regeln, 
aber nicht einheitlich für das ganze Reich, jondern fie will die vorhandenen ehe 
lichen Güterrechtsſyſteme codificiren, damit gleichſam verfchtedene Typen aufitellen 
und e3 dann den einzelnen Perfonen überlaffen, den einen oder andern Typus 
für fi) in Anwendung zu bringen. Mein Vorſchlag ſchließt ſich nun ziemlich 
eng an diefen Vorſchlag an. Ich wünſche nämlih, daß das Weich im diefer 
wichtigen Frage der Erbrechtsgeſetzgebung die Zügel nicht aus der Hand fallen 
laſſe, daß es die Leitung dieſer Angelegenheit in der Hand behalte, und ic 
wünſche damit die Rüdjihtnahme auf die große Manntgfaltigfeit der beftehenden 
Berhältniffe zu verbinden. Mir jcheint, daß diefe beiden Gefichtspunfte am 
beiten zum Ausdrud gelangen, wenn das Eivilgefegbud auf dem Gebiete des 
Erbredht3 ähnlich verfahren würde, wie auf dem des ehelichen Güterrechts, indem 
es verſchiedene Typen des Erbrechts aufſtellt und es dann der Landesgeſetz 
gebung überläßt, ſich für dieſen oder jenen Typus zu entſcheiden. 

Endlich möchte ich meine ganz beſondere Genugthuung darüber ausſprechen, 
daß ich im Großen und Ganzen die Zuſtimmung eines ſo bewährten Kenners 
der Agrarverhältniſſe, wie des Herrn Oberbürgermeiſters Miquel gefunden 
habe und ich möchte hier ausdrücklich auch meinerſeits betonen, daß in Bezug 
auf die Stellung zum Pflichttheilsrecht keine weſentliche Differenz zwifchen uns 
befteht. Ich bin in meinem ganzen Gutachten einigermaßen einfeitig verfahren, 
id) habe die ganze Frage auf dieſen einen Punkt hin unterfucht: wie weit jchadet 
und nügt das Ebrecht der Grundeigenthumsvertheilung und was muß gejchehen, 
um eine gejunde Bertheilung zu erhalten. Ich glaube aber, daß eine folde 
Einfeitigfeit auch ihre Berechtigung hat. Ich habe alfo, foweit ich von ber 
Beſeitigung des Pflichttheilsrechts und von einer Einengung deſſelben geſprochen 
habe, nur im Auge gehabt, daß fie geboten fein könne durch die Rüchſicht auf 
die Erhaltung des Grundbeſitzes in der Familie. Nun will ich aber zugeben, 
daß eine abjolute Befeitigung zu diefem Zweck nicht nothwendig ift, Jondern daß 
bereit3 eine Einengung genügt. Auch habe ich diefe Befeitigung niemals in dem 
Sinne gemeint, wie Herr Profeſſor Degentolb es hier hervorgehoben hat, 
als ob tabula rasa gemacht werden follte. Schaffen wir das Pflichttheilsrecht 
ab, ſo müſſen wir — das iſt meine feſte Ueberzeugung und ich habe ſie in 
einem Capitel meines Gutachtens dargelegt — einen Anſpruch der hilfsbedürf— 
tigen Eltern, Kinder, Frauen u. ſ. w. anerkennen, was auch John Stuart Mill 
vorgeichlagen hat und Andere nad) ihm. 

Ich jhließe, indem ich meine ganz bejondere Freude darüber ausfprede, 
daß es heute möglich geweſen ift, eine Frage von fo mweittragender Bedeutung, 
wie die der Grundbefigvertheilung und der Erbrechtsreform, fo fachlich zu big: 
cutiren, wie e3 bisher gefchehen ift, ohne daß man fich hinüber und herüber 
Vorwürfe über Rückſchritt und Fortichritt gemacht hat. Bor 10 Jahren, glaube 
ich, wäre eine ſolche Discuffion nicht möglich gewejen. (Bravo!) 


Dberbürgermeifter Dr. Miquel (Frankfurt /M.): Ich wollte mir nur 
noch gewiffermaßen eine perfönliche Bemerkung geftatten zur Berichtigung einiger 
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Auslaffungen ded Herrn Vorrednerd. Ich habe, indem ic das Römiſche Recht 
als ein mehr ftädtifches Recht bezeichnete, welches für unfere deutfchen land» 
wirthſchaftlichen Verhältniſſe nicht berechnet fer und nicht paffe, die Frage des 
Pflichttheild nicht im Auge gehabt, fondern ich habe das in unmittelbaren Zus 
fammenhang gebracht mit der Frage der Erbtare, d. h. der Schätzung des 
Dbject3, welches zur Theilung fommt. Im diefer Beziehung kennen die Römer 
nur einen Kapitalwerth, in Geld ausgedrüdt, während unfere gefammten länd— 
lichen Verhältniffe auf den dauernden Ertragsmwerth hinzielen und das 
Erzwingen einer Berehnung nad) Kapitalswerth gleichbedeutend ift mit der 
Erzwingung eines fictiven Verkaufs, den man gerade vermeiden will. Das ift 
ein Beilpiel, wie das römische Recht nad der Nichtung der fog. Freiheit in 
MWahrheit unfere Verhältniſſe vergewaltigt hat, und ein Beleg dafür, wie be— 
gründet der Kampf in vieler Beziehung war, den zuerſt die Städte, aber ſeit 
300 Jahren und bis auf den heutigen Tag unfere ländlichen Berhältniffe gegen 
das octroyirte römiſche Recht geführt haben. 

Tann wollte ih mir eine Bemerkung gegen Herm Thiel erlauben, daß 
es mir durchaus nicht eingefallen ift zu behaupten, daß überall der Mittel- 
befig der ertragreichite je. Ich habe nur gefagt, daß der Mittelbefig in vielen 
Zandestheilen rentabel und fo rentabel ift, daß er in der Goncurrenz gegen den 
Großgrundbefig beftehen kann, indem ich damit einen Einwand, den ich oft gehört 
habe gegen alle unfere Tegislatorifhen Verſuche, hier widerlegen wollte, indem 
man jagt, daß es doch alles nicht3 nützen fünne; wie der kleine Handwerker zu 
Grunde gehen müſſe gegenüber der Großinduftrie, fo fet aud der Mittelbefit 
zum Tode verurtheilt gegenüber dem Großgrundbeſitz, der mit Mafchinerfraft und 
mit Anwendung aller wiſſenſchaftlichen Hilfsmittel ihn zu Tode concurriren werde. 
Diefem Gedanken habe ich nur entgegentreten wollen. Man kann ja bei dem 
ungeheueren Umfang diefer Frage nur ganz andeutungsweiſe hiervon ſprechen. 

Wenn ich mir nun geſtatte, dieſen Punkt mit zwei Worten noch weiter 
zu berühren, denn er iſt ja ſchließlich der entſcheidende für das, was wir 
überhaupt wollen, jo können Ste das Concurrenzverhältniß eines Schub: 
acer, der mit der Hand arbeitet, im Gegenſatz zur Schuhfabrif, die mit 
Maſchinen arbeitet, in gar feine Beziehung bringen zu dem Verhältniß des 
Grofgrundbefiges zu dem Meittelgrundbejig. (Sehr richtig!) Eine derartige 
Eoncentration, eine derartige Durhführung der Wrbeitstheilung und alle 
die daraus refultirenden Vorzüge in Bezug auf die Erfparung von Productiong- 
£often, wie in der Induſtrie, iſt in der Landwirthſchaft überhaupt nicht 
möglich. Zunächſt iſt örtliche Concentration nicht möglich, aber auch nicht 
die zeitige, denn die Arbeiten folgen aufeinander und können nicht gleich— 
zeitig gemacht werden und die örtliche Concentration iſt ja bei der Natur des 
landwirthſchaftlichen Betriebes oft ganz unausführbar. Andererſeits, meine 
Herren, wenn der Großgrundbeſitz allerdings die Anwendung der Maſchinen in 
viel größerem Maße und vortheilhafter vornehmen kann, jo vermag der Mittel- 
befig — und dazu ift er ftarf und intelligent genug — durch Affoctation genau 
diefelben Bortheile zu erreichen, und das ift nicht Theorie, jondern lebendige 
Praris. Wir fommen, Gott fei Dank, nachdem durch die Theilung der Gemein- 
heiten, durch die Auflöfung der Gebundenheit der Gemarkung alle Gemeinfchaft 
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der ländlichen Gemarküngsgenoſſen verſchwunden ift, durch eine natürliche Ent- 
wicklung wieder darauf zurüd, daß da, wo Gemeinden entwidelt beftehen aus 
Mitteldefit, fie fi al3 Gemeinden diefe Maſchinen anſchaffen, Drefhmafchinen, 
Mähmafchinen u. ſ. w. Wir haben in Weftfalen ſchon die intereifante Ent: 
widelung, daß beijpielsweife Mähmaſchinen angeſchafft werden von einer Ge— 
fammtheit oder einer Gemeinde; die Maſchine fängt zu mähen an bei A. nad) 
dem Loos, bei B., C., D. u. ſ. w., die Bauern leihen fich gegenfeitig die 
Arbeiter für die Mähmafchine, weil fie mehr mähen kann, als die Perſonen 
auf den einzelnen Höfen zu binden vermögen, und fo kommen wir wieder zu 
einem genofjenjchaftlichen Betriebe, deijen Zufunft man noch nicht abjehen kann. 
Ebenſo ift e8 auch mit der Verwerthung der Producte. Ich gebe allerdings zu, 
daß ein Großgrundbefiger aus jeiner Milch etwas ganz anderes machen kann 
als der Kleine Bauer. Wenn aber ein großer Unternehmer fommt und jagt den 
Bauern, ih kaufe Euch die Milh ab und mache die Butter für Euch — Ahr 
producirt die Milch und ich verwerthe jie —, fo ift die Yage des Mittelbefites 
in diefer Beziehung der des Großgrundbeſitzes im Wefentlichen gleichgeftellt. Ich 
war vor einiger Zeit im Vogelsberg und habe bei dem Fürften Iſenburg— 
Birftein diefe Einrichtung zu meiner Freude gefehen. Die fleinen Bauern in 
Bogelsberg haben bis dahin aus ihrer Milch wenig machen können, fie waren 
nicht im Stande, reinlihe, gute Butter zu erzielen, nody weniger, ſolche Butter 
in die Stadt zu bringen. Jetzt bringen fie ihre Milch dem Fürften von Iſen— 
burg-Birftein, er fauft fie ihnen baar ab, und fie verwerthen ihre Mild 
num gerade fo, wie der Fürft die feinige, indem er fie in Butter verwandelt. 
Ich fage alfo, eine Reihe von VBortheilen des Grofgrundbefiges kann der Mittel 
beſitz ſich auch aneignen und er thut es bereits, und Diejenigen, die es gut mit 
ihm meinen, die Männer, die fi) um die Zukunft des bäuerlichen Beſitzes 
fümmern, müſſen den Bauer dahin drängen. Er muß die Intelligenz und die 
Initiative gewinnen, ſich in diefer großen Krifis ſelbſt zu helfen. 

Auf der anderen Seite aber hat der Mittelbefig große Vorzüge vor dem 
Grofgrundbefig. Ich glaube, man wird jagen fünnen, da, wo die unmittelbare 
Mitarbeit des intereffirten Chefs und Eigenthümers möglich ift, ift jie auch am 
vortheilhafteften. Das iſt jedenfalld beim Mittelbefig in ganz anderer Weife 
möglich als bei großen Gütern, wo der Eigenthümer durch bezahlte Beamten 
und weniger interefjirte Perjonen die Arbeiten verrichten laſſen muß. 

Aber, meine Herren, der Mittelbefig kann allerdings nur dann beftehen, 
wenn er nicht zugleich Gutsbefig fein will. Der Bauer muß felber mitarbeiten. 
Er verdient ſich feinen Lohn jelber und, fobald er aufhört, das zu thun und 
auf die Jagd zu gehen anfängt und vornehm zu werden, ift er allerdings ver: 
loren. Endlich erfpart der Bauer auch jonft noch bedeutend an Auslagen gegen 
den Grofgrundbefis, und da will ich einen Sat aufftellen, der vielleicht augen: 
bliklich feine Zuftimmung finden wird. 

Was belaftet unfere Landwirthſchaft am meiften? Die Gebäudelaften! 
(Sehr richtig !) 

Meine Herren, ich habe einmal bei Gelegenheit der politifhen Kämpfe in 
Hannover, bei der Ausſcheidung des fürftlihen Domänenbefiges genau Rechnung 
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aufgeftellt über die Frage von dem Reinertrage der Domänen, wobei fi) her— 
ausftellte, daß bei richtiger Rechnung Domänen, welche zwifchen 3—4000 Thaler 
Pacht eintrugen, bei Berechnung des Gebäudefapital3, der Unterhaltung, der 
Neubauten u. ſ. w. einen Minusertrag hatten. Sie fehen daraus, melche 
colofjale Frage die Gebäudefrage für die Landwirthſchaft ift. Vor einiger Zeit 
find wir hier genöthigt gewefen, einer Stiftung zu geftatten, einen Kleinen Hof, 
den fie verpachtet, der ıhr 5000 Mark einbringt, mit einer neuen Gebäude— 
verwendung von 80000 Mark zu belaften. Alfo wir verwenden mehr Gebäude: 
fapital darauf, al3 vielleicht jemal3 das betreffende Gut wieder einbringen kann. 
Es war aber fein anderer Weg möglich. Jetzt fage ich, da, wo der Mittelbefig 
feine wirthſchaftlichen Gebäude felbft bemohnt und benutzt, ift die Gebäudelaft 
am geringften. Gehen Sie einmal in ein foldjes weftfälifches Bauernhaus, wie 
fie Tacitus befchreibt, faft genau fo find fie noch heute, fo werden fie finden, 
daß die Familie allerdings, obwohl fie wohlhabend genug ift, fehr beicheiden 
wohnt in demfelben Haufe, wo die Pferde, die Kühe ftehen, wo oben die 
Fourage Liegt, Heu, Stroh u. f. wm. Wenn Sie da3 Gebäudefapital — ich 
habe die Rechnung angeftellt — auf den Morgen redueiren, jo fommen fie auf 
ein Minimum gegenüber unferen großen Gütern. Darin liegt ein eminenter 
Borzug. In den rein bäuerlichen Diftrieten herrſcht die Noth des Grundbeſitzers 
nicht entfernt in dem Maße, wie in den Diftricten des Großgrundbeſitzes. Man 
hört auc wohl flagen über die Concurrenz von Amerika, über die hohen Tage: 
Yöhne, aber befieht man einmal die Sache bei Licht und vergleicht man den Zuftand 
unferer Bauern von vor 30 Jahren mit dem heutigen, fo findet man, daß die Leute 
eminente Fortſchritte gemacht haben, und Diejenigen, die ganz aufrichtig find 
und Buch geführt haben, geftehen einem auch ſchließlich zu, daß fie nody immer 
fchöne Renten machen. Ich kenne wenigſtens eine Reihe von intelligenten Mittel- 
befigern, Bauern, die eine doppelte Buchführung haben, und die mir verfichern, 
fo lange fie leben, hätte jede Melioration ihnen nod 5°, gebracht. Nun, meine 
Herren, jo lange unfere Landwirtbfchaft noch in der Lage ift, durch Aufwendung 
von Kapital eine 5% ige Berzinfung zu erreichen bei Bodenmeliorationen, fo 
lange ift die Lage unferer Landwirthichaft noch keineswegs eine verzweifelte, und 
ich behaupte, zu allen Zeiten von Kriſen und Nothftänden hat der Mittelftand 
fich befjer erhalten al3 der Grofgrundbefig. 


Profeffor Dr. Neumann (Tübingen): Meine Herren! Wenn aud etwas 
gewagt, ift e8 doc) vielleicht nicht ganz unangebracht, den legten, in vielen Be— 
ziehungen überaus treffenden und in hohem Maße belehrenden, aber wohl zu 
fehr von optimiftiihen Borftellungen getragenen Ausführungen gegenüber zweierlei 
hervorzuheben, erftend nämlih, daß thatſächlich in Deutſchland im Allgemeinen 
der Mittelbefis im Nüdgange begriffen ift, worüber die Gtatiftif uns faft 
zweifelloje Belege bietet — und zweitens, daß das Anerbenrecht durchaus nicht 
geeignet ift, im diefer Beziehung da nachhaltige Hilfe zu gewähren, wo foldhe 
am dringendften zu wünſchen ift. Was Erfteres betrifft, fo möchte ich noch ein= 
mal darauf aufmerffam maden, daß die eingehendfte und befte Statiftif, die 
wir in diefer Beziehung haben, diejenige ift, welche im Jahre 1859 in Preußen 
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eingeleitet wurde, urjprünglid; zu dem Zwed feftzuftellen, ob Gefahr fei, daß 
der Grundbejig in Preußen einer übermäßigen Zerfplitterung entgegenginge. 
Dieje Gefahr erwies fi) uad den Ergebniſſe jener Feitftellungen nicht ala 
jehr erheblih. Wer aber die damals gewonnenen Zahlen zu lejen verfteht und 
ſich nicht damit begnügt, nur die Gefammtjummen ins Auge zu fallen, fondern 
nad) Provinzen und innerhalb diefer nicht nur nad) Negierungsbezirfen, jondern 
namentlih aud nad Yandjhaften mit mehr oder weniger überwiegenden 
Großbeſitz fcheidet, der vermag ſchon aus diefen Zahlen jehr deutlich heraus— 
zulefen, daß in denjenigen Gegenden, in denen — wie namentlich) in vielen 
Pommerſchen, Poſenſchen und DOftpreußtfchen Diftricten — der Großgrundbefig 
feine Vertretung hat, der diefem benachbarte Mittelbefig mehr und mehr an 
Fläche verliert. Diefe Erfahrung wird beftätigt nicht durd ähnliche allgemeine 
ftatiftifche Feftftellungen jpäterer Zeit. Denn ſolche haben wir leider nicht. Und 
e3 ift in hohem Maße zu beklagen, daß feit den 60er Jahren jene 1859 
eingeleiteten allgemeinen Feſtſtellungen nicht wieder aufgenommen find. Wohl aber 
wird man den eben berührten Gang der Entwidelung beftätigt finden, wenn 
man ſich die Mühe giebt, die einzelnen Kreisftatiftiten des Oſtens zu durch— 
forjchen, in denen ja mandes Schlechte und Unzureichende ift, die aber vielfad 
von fehr tüchtigen Yandräthen bearbeitet uns auch ſehr werthvolle Quellen der 
Erfenntniß fein können. In diefen Kreisftatiftiten num fünnen Cie bejtätigt 
finden, daß in jenen Gebieten, in denen große Güter in beträchtlichen Umfange 
vorhanden find, der Mittelbefiz faft ausnahmslos im Rückgange begriffen ıft, 
und zwar weniger in Folge von Zerfplitterung, al3 eben deshalb, weil er auf: 
gefogen wird vom benadybarten Großbefig. Daneben haben wir endlich aud auf 
diefen Gegenstand bezügliche ftatiftiiche Erhebungen neuerer Zeit, die wenn aud) 
nicht den ganzen preußiſchen Staat, jo doch das Gefammtgebiet einzelner Pro 
vinzen betreffen. Und unter diefen noch überzeugenderen Nachrichten erfcheint mir 
eine von heroorragender Bedeutung, deren der geehrte Herr Referent in Vortrag 
und Gutachten (wenn ich nicht irre) nicht gedacht hat — jene nämlich, melde 
fid) auf die Provinz Poſen beziehen. Leider find die Rejultate der bezüglichen 
Erhebungen, welde anfcheinend ſeitens des dortigen Oberpräfidiums ausſchließlich 
für Poſen eingeleitet worden find, bisher nicht in umfafjender Weife zur Ver— 
öffentlihung gelangt. Nur in gewiſſen Bruchſtücken durch Publication einzelner 
Ergebniffe in den öffentlichen Blättern, im „Neuen Reich“ u. ſ. w. find fie und 
zugänglid) geworden. Aber aud aus diefen Bruchſtücken, die mir Hier leider 
nicht zur Hand find, ergiebt ſich ein nicht umerheblihes Zurücdgehen des Mittel- 
befiges für Pofen unzweifelhaft. Und e3 wäre fehr zu wünſchen, daß jene Er: 
hebungen, nachdem fie einmal ftattgefunden haben, der Wiſſenſchaft und der all- 
gemeinen Kenntnig in umfafjenderer Weife zugänglich gemacht würden, als dies 
bisher geichehen ift. 
’ Bezieht ſich alles Das nun auf jenen zuerft berührten Umftand, daß that: 
ſächlich der Meittelbefig im Rückgange begriffen ift, jo möchte ich an die Hervor: 
hebung diefer Thatjahe noch die eine Bemerkung fnüpfen, daß nämlich, wenn 
hier darauf verwiefen ift, daß ſich der Mittelbefig durch genoſſenſchaftliche Hilfe 
zu erhalten und befeftigen vermöchte — diefe Hilfe, die ich an fih ſehr hoch 
halte, keineswegs in allen Theilen Deutfchlands möglich ift. Gerade fie jegt ja 
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eine Intelligenz, Umficht und Initiative voraus, die nicht überall und nament- 
lid) da nicht in dem erforderlihen Maße vorhanden ift, wo fie nach dem Ge— 
fagten zur Erhaltung des Meittelbefige8 dem diejen bedrängenden Großbefit 
gegenüber am nöthigiten wäre. Dafür liefern aud) jene Thatſachen den Beweis. 
Einftweilen Haben die Genoſſenſchaften dort nicht geholfen, und fie fünnen 
auch für die Folge nur wenig hieran ändern. 

Daß aber — um nun zum zweiten überzugehen — auch das Anerben- 
recht dort nicht viel helfen kann, darüber bedarf es nur furzer Ausführung. 

Ber der Befürwortung des Anerbenrechtes an diefem Orte ift daſſelbe 
in zweierlei Geftalt erörtert, vejp. empfohlen worden. Entweder es fol 
unmittelbar gelten oder fo wie 3. B. im Hannoverfchen und Oldenburgiſchen —, 
nur fubjidiär, d. h. auf Grund ftattgehabter Willenserklärung, ‚nad) Eintragung 
in jog. Höferollen u. j. w. Daß man nun an das Erſtere in jenen öſtlichen 
Provinzen nicht denken kann, iſt wohl klar. Es würde eine ſolche Einrichtung 
dem gegenwärtigen Rechtsbewußtſein durchaus widerſprechen. Wenn jene Pro— 
vinzen: Pommern, Poſen, Weſtpreußen und Oſtpreußen, es durch die Bank 
überhaupt abgelehnt haben, auf das Anerbenrecht bezügliche Einrichtungen bei 
ſich zu ſchaffen, ſo iſt das ſicher nicht aus Willkür oder Laune geſchehen, ſondern 
deshalb, weil ſolche Einrichtungen eben mit den jetzt dort herrſchenden Rechts— 
anſchauungen ganz unverträglic find. Jene dem Anerbenreht zu Grunde 
liegende Anſchauung, die fi) im nordweftlichen Deutſchland nod) erhalten hat, 
daß der Hof als Hof etwas Belonderes fer, daf für den Bauer ein anderes 
Recht angezeigt ſei, als für den Käthner oder Bürger u. |. w. — fie führen 
wir im 19. Yahrhundert nicht mehr ein. Wo fie ſich erhalten hat — da fann 
man an fie anfnüpfen und auf fie bauen. Wo fie aber fehlt — da ſchaffen 
wir fie nimmermehr. Jenes Recht als ein unmittelbar geltendes einzuführen, 
davon fann aljo gerade in jenen öftlichen Provinzen, wo der Mittelbefit durch 
den Großbefig vorzugsmweife bedroht ift, feine Rede fein. Als fubfidiär 
geltend, d. h. abhängig von bezüglichen Willenserklärungen, kann man es natürlid) 
Ihaffen. Aber ob Beſtimmungen diefer Art, welche die freie Verfügung unter 
Lebenden ja überhaupt nicht ausfchließen, jener Gefahr der Berminderung 
des Mittelbeſitzes durch Einverleibung in den Großbeſitz wehren fünnten und 
ob jie überhaupt practifh von Bedeutung fein würden, ift eine andere Frage. 
Wie ſchon von anderer Seite hier angedeutet wurde, ſprechen alle Anzeichen 
dafür, daß diefe Beſtimmungen in jenen öftlihen Provinzen, eben meil fie den 
überfommenen — widerſprechen, nichts anderes ſein würden als 
ein todter Buchſtaben! 


(Die Discuffion wird geſchloſſen.) 


Vorſitzender Profeſſor Dr. Naſſe: Ich kann nicht umhin, die Thatſache 
hervorzuheben, daß von ſämmtlichen Herren Vorrednern einmal die enorme 
Bedeutung des mittleren Grundbeſitzes für unſere ſocialen Zuſtände anerkannt 
iſt, dann aber auch zugegeben iſt, daß dieſem mittleren Grundbeſitz zur Zeit 
beſondere Gefahren drohen und daß vor Allem die Anwendung des gemeinen 
Erbrechtes in der Weiſe, wie fie bisher ftattgefunden hat, dieſelben verſtärkt. 


% 
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Ueber die Mittel und Wege zur Abhilfe, insbefondere über etwaige Aenderungen 
diefes Erbrecites, haben die Herren Redner verfchiedene Anfichten entwidelt. 
Ich glaube, e8 werden und diefe Fragen, die fobald von der Tagesordnung 
nicht verfchwinden werden, noch häufiger befchäftigen, und wir werden auf Die 
agrarifchen Verhältniffe, fpeciell mit Rüdficht auf den Bauernftand, noch Gelegen- 
beit haben zurüdzufommen. ch bevauere deshalb nicht jo jehr, daß heute unſere 
Zeit es nicht geftattet, alle die vielen und anregenden Gedanken, die ung vor= 
getragen find, weiter zu verfolgen. 

Wir gehen nun über zu dem auf der Tagesordnung als dritter, jet al3 
zweiter Gegenftand geltenden Punkt, und id) gebe das Wort dem Referenten 
Herrn Prof. ©. Cohn. 


Referat 
von Profefior Dr. ©. Cohn (Zürich) 


über 


Internationale Fabrikgeſetzgebung. 


Der Ausſchuß dieſes Vereins hat mich beauftragt, Ihre Verhandlungen 
über internationale Fabrikgeſetzgebung durch einige Worte einzuleiten. Bekanntlich 
hat im vorigen Jahre die Schweiz dem Gegenſtande zum erften Male officielle 
Geftalt gegeben, indem fie aus Anlaß einer Motion des Nationalrath3 durch 
NRumdichreiben eine Reihe von fremden Regierungen zu Verhandlungen über eine 
internationale Fabrifgefeggebung einlud. Seine einzige Regierung hat zuftimmend 
geantwortet... . Damit ift num freilich die Sache nicht abgethan. Es wäre 
jehr wohl möglich, daß diefer Gedanke gleich manchem anderen nody einer fort- 
geſetzten Erörterung und Klärung bedürfte, um dann durch die bindende Kraft 
ftaatliher Ordnungen fanctionirt zu werden. Auch fann man nidht leugnen, 
daß derjelbe von vornherein für fich einzunehmen geeignet if. Man ermwäge: 
die ohnehin mit manderlei Mühſalen kämpfende Fabrik-Induſtrie eines Kleinen 
tapferen Landes wird? — aus Gründen, die vor allen anderen diefem 
Lande zur höchften Ehre gereihen — durd die Gefegebung unter vorzugsweiſe 
firenge Schranken in der Ausnugung der Arbeitäfräfte geftellt. Die Confequenz, 
welche es foeben innerhalb feiner eigenen Grenzen durch Bundesgefeg gezogen, 
daß nicht bloß der einzelne Jnduftrielle mit dem anderen Imduftriellen gleich 
geftellt werden muß, fondern daß auc die verfchiedenen Landestheile gleichen 
Schranken unterworfen werden müſſen, diefe Conjequenz wünſcht es über bie 
Grenzen des eigenen Bundesftantes hinaus zu ziehen. Es waltet dabei ein 
Gefühl ob, wie wenn die gejeglich erzwungene ftrenge Moral des Geſchäftslebens 
gegen die Concurrenz der laren Moral fich wehrt, weil fie dagegen nicht beftehen 
fann, und fie verlangt, daß der ihr felber auferlegte Zwang auch die Concurrenten 
treffe. Obenein ift dies ein Punkt, in welchem bis zu einem gewiſſen Grade 
das Intereſſe der Unternehmer und das Intereſſe der Arbeiter ſich begegnen: 
denn die letteren empfinden, daß die rücfichtslofe Ausnugung der Arbeitäfräfte 


58 Referat von Dr. ©. Cohn. 


im concurrivenden Auslande indirect auch ihnen ſchadet, ganz abgejehen von dem 
weiter ausgreifenden Standpunkte internationaler Agitation. 


Wenn num aber dieſer Verein das Thema auf feine Tagesordnung gejetst 
hat, fo beweift er damit, daß nicht bloß die Schweiz, fondern auch das 
Deutfche Reich ähnliche Betrebungen zu Tage gefördert oder zum mindeſten 
Anlaß dazu hat. 

Ich hätte wohl gewünfcht, e3 wäre diefe ſympathiſche Seite der Sache 
zuerft einmal von einem anderen Manne dargelegt worden, welcher mwentger als 
ic) von den Schwierigkeiten der Durhführung erfüllt ift, damit die jchöne Idee 
nicht. zu kurz komme. Sch für mein Theil habe zu viele Jahre mitangejehen, 
wie jo viele Ideale der Politik an dem harten Widerftande der Wirklichkeit fih 
brechen, um das nöthige Maß von Begeifterung zu befigen; ja, in diejer Frage 
jpeciell hat meine Ueberzeugung gegen die Idee Öffentlich Partei ergriffen, noch 
ehe die Motion durch die Bundesverfammlung gegangen war. ch bin aljo 
ein ſchlechter Anwalt. 


Meine Herren! Was ift eine internationale Gefeggebung? ES pflegt 
im politiihen Sprahgebraud mit großen Worten, die, ftrict verftanden, etwas 
Unmögliches bedeuten, jo zu gehen, daß man ftilljchweigend ſich mit einer milden 
Interpretation begnügt. Das große Wort der „directen Geſetzgebung“ wird 
jelbft von den vorgeſchrittenſten Democraten nur jo verftanden, daß einige Male 
im Jahre, womöglih nur einmal und an einem Sonntage, das fouveräne 
Bolt einen anonymen Zettel in die Urne wirft, worauf Ya oder Nein fteht. 
Das große Wort der „Selbftverwaltung eines Volkes“ wird jo verftanden, 
daß einzelne Auserwählte die wirkliche Verwaltung in Gemeinde und Staat be: 
jorgen, während die große Mehrzahl auch des freieften Volkes nichts anderes 
verwaltet als ihr eigen Haus und Hof. Es iſt ähnlich mit einer „internationalen 
Geſetzgebung“. Im ftrengen Sinne ift eine ſolche erjt denkbar, wenn nad) der 
Analogie der bumdesftaatlihen Einigung e3 einen Völkerſtaat giebt '), welder 
gemeinfame Geſetze erläßt mit bindender Kraft für die einzelnen dazu gehörigen 
Staaten, gleihwie heute der deutjche, ſchweizeriſche, nordamerikaniſche Bundes: 
ftaat gemeinfame Gefege macht für feine Einzelftaaten. Wir wiſſen, daß wir 
davon weit entfernt find. Daher begnügt man fid), mit jenem Worte ?) die 
jpontane internationale Gemeinſchaft der Gejetgebung zu bezeichnen, welche die 
Folge gemeinſamer Grundlagen, Erfahrungen, Mißftände, Einfiten der ver: 
jchiedenen Völker if. Das Gemeinfame liegt in der Sache und in ihrem Ber: 
ftändnig, eine bindende Form dafür fehlt regelmäßig. In diefem Sinne giebt 
es längft eine Fabrifgefeggebung mit internationalem Character. 

Ausnahmsweife wird für diefe Gemeinfhaft eine bindende Form geſucht 
und kann dann natürlid” nur in demjenigen Mittel gefunden werden, weldes 
für die Ne jouveräner Staaten zu einander verfügbar ift — in dem 


\ 
1) Bol. das intereffante Schema für die en bes internationalen Rechts 
bei Lorenz v. Stein in Schmollerd Jahrb. N. %. VI. 442. 

?) Belanntli verbindet man, wenn man 4 „internationalem Privatrecht” 
redet, vollends einen anberen Sinn damit, der gerade an bie Verfchiedenbeit ded 
Privatrechts anknüpft. 
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fündbaren Vertrag. Nachdem in den einzelnen Staaten zu Gunften des metrifchen 
Maßſyſtems Wiſſenſchaft, Erfahrung, Geſetzgebung vorgearbeitet haben, frönt 
man dieſen internationalen Vorgang durd) einen Vertrag. Aehnlich bei der Poft 
mit der Pennyportoreform. Dabei läßt der Vertrag alles draußen, was in die 
nationalen Bejonderheiten gehört, ja der Dietervertrag erlangt nicht einmal den 
Beitritt de3 am internationalen Verkehr am meiften betheiligten Staates — 
Englandde. Und doch, um was handelt e3 fi dabei? Yediglih um die Ein- 
gemwöhnung in die neuen Mafe und Gewichte an Stelle der alten. 

E3 wäre aber ein Leichtes um geſetzliche Reformen, wenn e3 ſich immer 
bloß darum und um nidht3 weitere3 handelte. Erſt wenn mir die mannid)= 
faltigen Schwierigkeiten neuer Geſetze in den Schranken des einzelnen Staates 
fernen, gewinnen wir den Maßſtab für die Durhführung einer Gemeinschaft 
auf internationalem Boden. Jedes neue Geſetz, aud das befte, zwedmäßigfte, 
dringendfte, volksfreundlichſte, ſchließt die Bermuthung entgegenftehender Schwierig- 
feiten in fi; denn wären diefe nicht vorhanden, fo bedürfte e8 des geſetzlichen 
Zwanges nicht. Der Zwang aber richtet ſich gegen mangelndes Verſtändniß 
eines neuen Bedürfniſſes, gegen das Haften am Alten, gegen den mehr oder 
weniger beſchränkten, mehr oder weniger aufgeflärten Eigennug, gegen eine 
Minderzahl oder eine Mehrzahl, gegen die eine oder andere Klaſſe der Staats— 
geſellſchaft. Selbſt in dem freieften Gemeinwejen muß zulegt die Minderheit 
durch die Mehrheit fi) zwingen laſſen. Und fein Gemeinwejen iſt davor ſicher, 
daß der im Geſetze ausgedrückte Entſchluß und Befehl, der in einer guten 
Stunde zu Stande gekommen, zurückſinke in bie Opmmacht eine3 bloßen guten 
Vorſatzes. Aus zahlreichen Erfahrungen wiſſen wir daher, daß ein Geſetz erft 
lebendig wird nad dem Mafe feiner Durhführung. Je größer die entgegen- 
ftehenden Schwierigkeiten, defto unentbehrlicer ift die Probe der Durchführung, 
um zu willen, ob ein Gefeß nicht todter Buchſtabe geblieben ft. Mitunter 
liegen die Schwierigkeiten ihon in der Gemeinſchaft felber, in deren Namen 
das Geſetz erlaſſen wird: 3. B. die Bundesgemeinfhaft der Schweiz hat einen 
jo harten Kampf mit dem hifterifch ehrwürdigen Particularismus der Kantone 
‚ zu kämpfen, daß ihre neuen Anforderungen gleihfam von Schanze zu Schanze 
die alten Traditionen überwinden müſſen; erſt ift die ermeiterte Competenz in 
der Bundesverfaſſung zu erlangen; ift fie errungen, dann tritt wieder ben 
Erlaß des Geſetzes der alte Gegner auf; und ift wirklich das Geſetz durch— 
gedrungen, dann wird es gelähmt durdy die Zrägheit oder das Widerftreben 
der fantonalen Drgane bei der Ausführung; der Kampf beginnt dann von 
Neuem oder e3 bleibt troß Verfaſſung und Geſetz beim Alten. Nun aber 
gar gejetgeberifche Materien, die in fich felber und in allen Staaten eminente 
ESchmwierigfeiten bergen! Die Fabrifgefeggebung jcheint mir durchaus zu diefen 
zu gehören. 

Lügen die Schwierigkeiten derfelben blos auf derjenigen Seite, auf welder 
man fie gewöhnlich gejucht hat, nämlich auf Seiten des Eigennuges, der Eng⸗ 
herzigkeit, vielleicht der Kurzſichtigkeit der Fabrikunternehmer, ſo wären dieſelben 
nicht beſonders groß. Wie man die beſitzenden Klaſſen ſonſt durch Staatsgeſetze 
zwingt, jenes Stück vom Eigennutze abzubrechen, welches ſich nicht freiwillig den 
öffentlichen Anforderungen beugen will, ſo hätte man auch hier den Zwang nur 
zu richten gegen jenen gemeinfchäblichen Eigennutz, welder die Productiongkoften 
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vermindert nicht durch technifche Verbefjerungen allein, wie es aus dem Stand- 
punkte des Ganzen wünfchenswerth ift, fondern auch durch einen deftructiven 
Berbrauh von menfhlihen Weſen. Daß diefe Schwierigkeiten, für ſich allein 
fhon, keineswegs geringe find, das weiß man leider fattfam aus den Er: 
fahrungen aller Yänder. Je nachdem diefer Eigennug nämlid) gegen Gefeg oder 
Durchführung des Geſetzes fid) zu behaupten vermag, je nachdem die Concurrenz: 
fähigkeit der betreffenden Unternehmer durch die wohlfeileren Productionskoften 
fremder Unternehmer bedroht ift, hat man hier mit einem zähen Widerftande, 
theil8 der Menfchen, theild der Dinge zu kämpfen. 

Indeſſen die Geſchichte bemeift, daß auf dieſer Geite nicht die größten 
Schwierigkeiten liegen. Denn e3 tft in dem Weſen jener technifchen Ummälzungen 
begritndet, welche vorzugsweife die moderne Kinder: und Frauenarbeit veranlafit 
haben, daf die weitere Entwidelung derjelben diefe gleihlam wieder jelbft auf- 
hebt, indem ja die Herabdrüdung der Arbeit bei der Mafchine aus der Hand 
ded Mannes in die zarte Hand der Schwachen im Grunde nur ein Uebergangs— 
ftadium bedeutet, während deſſen der Fortſchritt der Technik auch diefe Hand— 
arbeiten in den Mechanismus verlegt. Der Zwang der Fabrifgefege hat nad) 
den englifchen und fonftigen Erfahrungen die Bedeutung gehabt, diefen Proceß 
zu bejchleunigen, indem theil3 zu neuen techniichen Erfindungen, theil® zur An— 
wendung der jchon erfundenen verbefjerten Mafchinerie ein Sporn damit gegeben 
wurde. Natürlich) jchließt dies nit aus, daß im Einzelnen Härten entftehen, 
ſei e8, weil die geſetzliche Einfchränfung der gewohnten Benutzung von Arbeits: 
fräften nicht immer durch vortheilhafte mechanische Fortichritte ſich erſetzen läßt, 
jet e3, weil nicht alle Imduftriellen fid) in der normalen Sconomifchen Kraft be- 
finden, welche im Stande ift, den höchſten Grad der vorhandenen Technik in die 
Prari zu übertragen. 

Doch wie dem auch fei, die Induftrie ganzer Länder, verglichen mit der 
Induſtrie anderer Yänder, zeigt uns die lehrreiche Thatſache, daß trotz unzweifel— 
haft gleicher Höhe der techniſchen und Bconomifchen Entwidelung in dem einen 
Lande die Kinderarbeit eine große Rolle fpielt, in dem anderen Lande durchaus 
zurüdtritt. Ic deute hier auf die Zertilinduftrie Englands und Deutſchlands. 
Warum, frage ich, ift England, defjen moderne Gewebeinduftrie der ganzen Welt 
vorangegangen ift, ja, welches jeit dem Anfange des Jahrhundertd eine Fabrik— 
gejetsgebung, jeit einem halben Jahrhundert eine mufterhafte Handhabung derfelben 
bat, warum iſt England bis zu diefer Stunde weit hinter Deutihland und 
vollends der Schweiz zurüdgeblieben in der Beichränfung jener Mißbräuche, 
welhe man heute immer allgemeiner in der Ausnugung unreifer Arbeitsfräfte 
ſieht? Was hat diefed England bei jo hoher technifcher Entwidelung und fc 
ernftem Willen zur Fabrifgejegreform gehindert, in der Erfüllung eines uns» 
zweifelhaften Culturanſpruches Schritt zu halten mit den anderen Yändern ? 

Hier treffen wir auf die eigenthümlihe, auf die große Schwierigkeit dieſer 
Angelegenheit. 

Der gefegliche Zwang wendet fi) nicht blo8 gegen die Fabrifanten, er 
wendet ji) namentlid gegen die Arbeiterfamilien, welche fi) nach dem großen 
Naturgefeg, daß die Menjchen Tieber fchlecht als gar nicht leben, auf das Elend 
eingerichtet haben. In dem riefigen Wacsthum der Bevölkerung feit dem 
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vorigen Jahrhundert fteden Millionen von ſolchen Weſen, welchen die Mafchine 
Unterhalt verfpricht, indem fie die verlodende Ausficht eröffnet, daß ſchon das 
fleine Kind Brot durch fie findet. Je rückſichtsloſer der Maſchine diefer Einfluß 
geftattet wird, um fo tiefer und breiter niftet fi der Mißbrauch ein, welder 
bedeutet den Sieg der Naturgewalten über die Culturanſprüche einer gefitteten 
Lebenshaltung, die nicht denkbar ift ohne Familie und Erziehung. Da wo man 
für diefes edle und unverlierbare Gulturinterefje zu rechter Zeit auf der Wacht 
geftanden hat, wo es eine traditionelle Sorge des Gemeinweſens gemejen, wo 
vollends die moderne Induſtrie verhältnigmäßig fpät Pla gegriffen hat: da 
find diefe Mißbräuche am wenigften eingeriſſen. Typiſch dafür find Deutſchland 
und die Schweiz. Da, wo man diefe Sorge lange vernadhläffigt hat, während 
unglüdlicherweife gerade hier die Induſtrie am erſten ſich entwidelt, da figen 
aud die Mißbräuche am tiefften. Ich erinnere an England. Wo man vollends 
noch heute nicht die Pflicht der Cultur begriffen, da iſt e8 natürlich am aller- 
ihlimmften. Es gehört nicht hieher, nachzuweiſen, daß die bezeichnete proletariiche 
Entartung nicht erft der Mafchine bedurfte, daß fie. aus analogen Gründen 
immer da war. Das Entjcheidende für uns ift, daß die Mafchine hier mit 
eigenthümlicher Gewalt eingegriffen und daß unfer Zeitalter ein lebhaftes Ge— 
wiſſen für ſolche Entartung hat. 


Wenn ſich aber der Geſetzgeber gegen diejes Elend wendet, was kann 
er thun? 


Wie groß die Widerftände find, fann man 3. B. aus der Thatjache ent= 
nehmen, daß der mit Recht oft gerühmte preußiſche Schulzwang, eine der Yabrif- 
gejeggebung principiell gleichartige Mafregel, nad) einem vollen Jahrhundert 
feines gefeglichen Beftandes bis zur Stunde noch nicht dazu gelangt ift, allent- 
halben durchgeführt zu fein. Was verlangt ein Fabrifgefeg? E3 will die 
Lebenshaltung der Arbeiterfamilien auf die normale Höhe heben, indem e3 jene 
Quellen des Unterhaltes verftopft, die im Widerſpruche ftehen zu der phyſiſchen 
und moralifchen Entwidelung der Kinder, der Frauen, der Männer. Es will 
nicht dulden, daß der Natur zuwider der Baum Früchte bringt, ehe er geblüht 
hat, es will nicht dulden, dafz die erwerbende Arbeit die zarte Kraft des Kindes 
ausfaugt, die geiftige Kraft erftidt, die fittlihen Keime vergiftet; es will die 
— es will den Mann je nach ihren Bedürfniſſen vor ähnlichen Gefahren 

ehüten. 


Warum bedarf es hier des gefeglihen Zwanges und find diefe Familien 
blos jo verblendet, daß fie ihr eigenes wahres Intereſſe nicht erkennen? Hie 
und da mag died der Fall fein. Aber im großen Ganzen ift e8 anders. Im 
großen Ganzen bedeutet das gefetliche Verbot für fie etwas ähnliches, wie wenn 
ihnen da8 Geſetz verbieten wollte, ſich von Kartoffeln zu ernähren, weil die 
Fleiſchnahrung vorzuziehen ift, ohne ihnen die erforderlichen größeren Einfünfte 
für die Fleiſchnahrung zu geben. Der Gejetggeber übt einen Drud aus in der 
Richtung erhöhter Lebenshaltung, aber was er gewährt, ift zunächt nichts Poſi— 
tives, um diefe erhöhte Yebenshaltung zu erringen, fondern allein das negative 
Verbot gegen die bisherige Yebenshaltung. 


Und damit ift der ſpringende Punft genannt. 
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Ich darf zum Belege wohl auf die Materialien verweifen, welche ich in 
einer Heinen Arbeit über unfer Thema kürzlich zur Beleuchtung diefes Problems 
angeführt habe. In England namentlid bedeutet das ganze halbe Jahrhundert 
der wirffamen Fabrifgefegebung ein ewiges ängftliches Ringen mit der Noth 
der mirflichen Yebenshaltung, derart, daß erftens die Gefetgebung außerordentlich 
behutſam Schritt für Schritt vorwärts thut, daß zweitens die Durchführung 
der Gejege abermals jchonend der Noth fid) beugt, wenn wieder und wieder 
die Eltern den Fabrifinfpector fragen: „wer foll die Kinder ernähren“ ? 

Große Worte, ſtolze Programme find fehr leicht, melde verlangen: „die 
Kinder: und Frauenarbeit iſt abgefchafft“ , die practiſche Politik, und gerade die 
arbeiterfreundlihe, geht mühſam in den fleinften Schritten vorwärts. Die 
Einfachheit der radicalen Ideen fieht nur eine leichte ebene Strafe: in der That 
it e3 ein fteiler gefährlicher Berg. Nur die weite Entfernung oder die Blindheit 
fann darüber täufchen. | 

Meine Herren! Es iſt diefelbe Wahrheit, welcher neulich unfer großer 
Realift im deutjchen Reichstage Ausdrud verliehen hat mit den Worten: Schlimmer 
als Eonntagsarbeit ift gar feine Arbeit. 


Damit habe ich auch den enticheidenden Grund genannt, aus welchem 
meine Bedenken gegen die Möglichkeit einer internationalen Fabrikgeſetzgebung 
fließen. Will man durch diefes Mittel die ſehr verfchiedenen gefeglihen Schranfen 
der einzelnen Etaaten gleidy machen, jo frage ich zweifelnd: wird dies angeſichts 
der ſehr verſchiedenen wirfliben Zuftände durchführbar fein? Iſt e3 ein blofer 
Zufall, daß nad langer halbhundertjähriger Mühfal in Gefeg und Verwaltung 
in England endlich die Acte von 1878 blos die Kinder unter zehn Jahren aus 
Fabriken ausfhlieft, in der Schweiz das Bundesgefeg (1877) Kinder unter 
vierzehn Jahren? Bilder man fi ein, daß diefe vier Jahre, in Denen eine 
ganze erhebende Gedichte zur Ehre des Schmweizervolfe3 Tiegt, im Nu zu über: 
Ipringen find, wenn man in England nur das nöthige Maß fortichrittlicher 
Gefinnung hat? 

Und wenn angeſichts diefer Schwierigfeiten es wirflid zu einem gleich. 
lautenden Gejege für die verfchtedenen Induſtrieländer käme — fo frage id: 
darf man nad den Erfahrungen der einzelnen Staaten mit der Durchführung 
der Fabrikgeſetze im Ernſte glauben, dieſes Geſetz werde allenthalben gleich aus— 
geführt werden? ch kenne feine Kategorie der Gefetgebung, wo fo fehr, mie 
hiebet, der Abftand groß geweſen ift (und noch ift) zwifchen Gefeg und gejet: 
licher Praxis, in allen Yändern. Morſches Selfgovernment, nachbarliche Connivenz, 
unzureichender Ernft, übertriebene Nachſicht, mangelhafte Infpection — öfters 
wohl gar fo, daß man das Geſetz überhaupt nicht ernft gemeint hat und bie 
Mangelhaftigkeit der Ausführung im Sinne de3 Geſetzgebers lag — bewirken 
bedeutende Unterfchiede. 

Eine Bafeler Zeitung, welde der erwähnten fchmeizertfchen Anregung 
befonder8 nahe ftand, hat eingewendet (und ähnlich andere Blätter): die Ver: 
jchiedenheit der Arbeit3zuftände in den einzelnen Ländern fei fein Hinderniß, 
weil ja aud innerhalb defjelben Landes die Zuftände verfchieden feten je in den 
einzelnen Yandestheilen, und dennod ein gleiches Gefet beftehe. Diefes Argument 
wendet ſich gegen die Meinung, welche fid) feiner bedient. Denn wenn «3 
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richtig ift, daß innerhalb defjelben preußiſchen Staats das gleiche Gefeg über 
den Schulzwang in den öftlihen Provinzen noch heute anders gehandhabt wird 
als in den wejtlihen Provinzen, fo führt das zu Bemüthe, wie der Zwang der 
Umftände jelbjt innerhalb der Grenzen eines einzigen Machtgebietes den Willen 
des Geſetzes beugt; es läßt erwarten, daß bei der Verſchiedenheit fouveräner 
Etaaten und ihrer Benwaltung, bei der offenbar nod größeren VBerjchiedenheit 
der Arbeitzzuftände in verfchtedenen Staaten, als e3 bei blos verſchiedenen 
Landestheilen deſſelben Staates der Fall ift, die Schwierigkeiten ſich fteigern und 
namentlich jede Garantie dafür fehlt, daß der VBermaltungsapparat einheitlich 
und gleihmäßig in den verfchtedenen Staaten das gleiche Geſetz handhabt. Ya, 
was bejonders lehrreich fein jellte, gerade die Erfahrungen der Eidgenoſſenſchaft 
mit ihrem Bundesgejege vom Jahre 1877 über die Arbeit in den Yabrifen 
zeigen jelbjt auf diefem fleinen Staatsgebiete die großen Hindernifje einheitlicher 
Durdführung des Gefetzes gegenüber den einzelnen Kantonen, Auf dieſem Kleinen 
Verſuchsfelde, wo die dereinftigen „Vereinigten Etaaten von Europa” ihr Vor: 
Tpiel erleben, ift es erft noch der Zufunft vorbehalten, die einheitliche Durch— 
führung des gleichen Gefeges gegenüber dem ‘Particularismus der Kantone und 
der Berfchiedenheit der Arbeitszuftände zur That zu machen! Und dennoch 
muthet man ung zu, uns für eine internationale Gefetgebung zu begeiftern! 
Wir antworten: erft zeigt uns auf dem Kleinen Felde, auf das ihr zunächſt ge» 
wieſen feid, daß das Kleinere möglich ift. 

Dabei find die Berfchiedenheiten, um die es fi in der Schweiz handelt, 
feineswegd große; aber die Kleinen Berfchiedenheiten genügen, eine ganz ver: 
ſchiedene Durhführung zu erzeugen, blos deßhalb, weil e8 an einer einheitlichen 
Verwaltung für das einheitliche Gefeg fehlt, weil drei eidgenöſſiſche Inſpectoren 
Dazu natürlich nicht genügen, meil die in erfter Reihe herangezogene Iocale und 
fantonale Verwaltung nad) ihren Traditionen verführt. Ich berufe mich auf 
die ſämmtlichen Berichte der eidgenöffiihen Fabrifinfpectoren, ich berufe mid) 
auf eine Verhandlung des Züricher Kantonsraths aus den legten Wochen, in 
welcher ein Mitglied des Regierungsraths (deſſen perfönliche foctalpolitifche 
Neigungen weit über die Anforderungen des Fabrikgeſetzes hinausgehen) erklärte — 
fünf Jahre nad) Erlaf des Geſetzes —: die durch den Negierungsrath fort 
während eingeräumte Erlaubniß zur Ueberfchreitung des elfftündigen Normal: 
arbeitätage8 „entipredye den Bedürfniffen der Induſtrie“ und in anderen Kan— 
tonen verlege man das Geſetz, „ohne die Regierung überhaupt zu fragen“ ?). 
„Es ift allbekannt“, ſagt der eidgenöffiiche Fabrifinfpector Dr. Schuler in feinem 
diesjährigen Neferat fiir die fchmeizerifche gemeinnügige Geſellſchaft, „daß in 
Stikfabrifen, Ubhrenfabriten zc. noch zahllofe Webertretungen der geſetzlichen 
Arbeitszeit vorkommen; e3 ift nicht felten, daß 13, 14 Etunden im Tag, halbe 
und ganze Nächte hindurd; gearbeitet wird." (S. 49.) Alſo erft das Kleinere 
und dann das Größere. Erſt muß ein fleiner Bundesftaat bemeifen, daß er 


1) Neuerdings Rundfchreiben des Bundesraths an ſämmtliche eibgenöffiiche Stände 
(vom 19. September 1882), weldes daran erinnert, daß bie Vorſchrift in Art. 17 
des eidgenöffifchen ee die Kantonsregierungen baben jährlih Bericht zu 
erftatten über ihre Thätigkeit behufs Vollziehung des Gefetses, bis jetst nicht zur Aus— 
führung gelangt ift! 
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ein einheitliche8 Gefe lebendig machen kann, und erft dann, oder vielleiht dann 
noch lange nicht, kann eine Gruppe von vollftändig jouveränen Staaten, die 
durch nichts gebunden ift, als durch einen fündbaren Vertrag, die fein nationales, 
fein hiſtoriſches Band kennt, die feine gemeinfamen Beamten hat oder geneigt 
ift, ſolche zu ſchaffen, ſich an den gleichen Verſuch in unendlich größeren Dimen— 
ſionen heranwagen. 

Bei dieſer Anſicht ſcheint es mir überflüſſig, heute im Einzelnen zu über— 
legen, wie man auf diplomatiſchem Wege ſouveräne Staaten dazu bringen will, 
erſtens den erforderlichen guten Willen zu dem fraglichen Vertrage, dann die 
Energie für die Durchführung zu haben; wie man die Controlle üben will über 
die Durchführung im fremden Staate u. dgl. m. 

Ich habe mich auch des Eingehens auf das Einzelne der Fabrikgeſetzgebung 
zu enthalten, theils im Intereſſe der gebotenen Kürze, theils und namentlich, 
weil dieſer Verein in feinen beiden erſten Jahresverſammlungen (1872 und 1873) 
den Gegenftand erörtert hat. 

Was mir indefjen am Herzen liegt, ift: nicht ganz mit leeren Händen hier 
zu erſcheinen. Zumal diefer Verein hat jet feinem zehnjährigen Beſtande für 
eine pofitiwe Socialpolitit gewirkt und vielleicht läßt ſich aud in der Richtung 
unferes Themas etwas Pofitives jchaffen. 

Hobbes jagt: homo homini deus — homo homini lupus; beides fei 
wahr, das Erfte für die Bürger deffelben Staatsweſens, das Andere für die 
Staaten unter einander, Schon für feine Zeit, gewiß aber für unfere Beit 
ift diefer Gegenſatz übertrieben. Auch die Bürger verjchiedener Staaten jind 
fi), wenn ſchon feine Engel, doch mehr als reißende Wölfe. Alle Social— 
politif aber, aud) die auf ein einzelnes Land bejchränfte, bedarf der Vorbereitung, 
der Erörterung, des gemeinnügigen Zuſpruchs, der Agitation. Es iſt denkbar, 
daß — wie wir heute nationale Vereine für Soctalveform haben — fo aud) 
internationale Vereine fi bilden, welche mit ihren Mitteln für folche Ziele 
arbeiten, an welche man bei einer internationalen Fabrikgeſetzgebung etwa dentt. 
Wir willen, es giebt einzelne Länder, melde in beflagenswerther Weife zurüd: 
geblieben find in der Yabrifgefeßgebung, wir wilfen, daß darüber feit vielen 
Jahren die betheiligten Intereſſen und die Freunde der Socialreform Klage 
führen. Wir wiſſen daneben, daß in feinem einzigen Lande der Gegenwart 
auf diefem Gebiete alles Erforderliche ſchon geleiftet wird: theils find die Ge— 
jete, theils ift die Verwaltung der Gejege zu verbejjern, und jo oft daS engliſche 
Mufter angerufen worden ift, es ift feineswegs in dem Sinne mufterhaft, daß 
hier nicht noch, ſei es für die Energie der Handhabung, fei e8 für die Fort: 
bildung der Geſetzgebung vieles zu thun wäre. Selbſt die Jnduftrieftaaten der 
großen Union von Amerika zeigen tiefe Schäden und das dringende Bedürfniß 
nad) Reform. 

Unter diefen Umftänden wäre e8 möglih, daß internationale Congreile 
und Vereine ein wirkſames Mittel würden, das Tempo der Reform zu be 
ichleunigen, ob es nun blos darauf anfommt, die Erkenntniß von der Zwed: 
mäßigkeit der einzelnen erforderlichen Maßregeln zu befördern, oder aber, ob die 
größere Aufgabe zu erfüllen ift, über die Grenzen des einzelnen Landes hinaus, 
eine öffentlihe Meinung, ein öffentliches Schamgefühl zu verbreiten. Wenn bei 
den befannten Gebrechen internationaler Gemeinnügigfeit es doppelt erwünſcht 
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wäre, daß fich ſolch ein Verein auf beftimmte begrenzte Zwecke richtete, jo wäre 
doc nicht ausgeſchloſſen, daß er je nach dem Grade des auf dem einen Gebiete 
Erreichten fein Feld erweiterte. 

Würde dieſer Gedanke ſich verwirklichen laſſen, fo wäre er dazu geeignet, 
in den weiteften Kreifen jeme Ueberzeugung zu verbreiten, melde von jeher den 
Grundton dieſes unfere8 Vereines gebildet hat, daß die Borausfegung, von 
welcher die internationale nterefjenvertretung der Arbeiter ausgegangen, irrig 
ift, daß es nicht die Klafjeninterefjen allein find, welche das jociale und politifche 
Leben bewegen, fondern daß e3 ein höheres Imterefle giebt: den Dienft der 
bevorzugten Klafjen für die Gefammtheit, die uneigennügige Arbeit an der fitt- 
lichen Idee in der Geſellſchaft. 


Schriften XXI. — Berhandlungen 1882. 5 


Eorreferat 


von Fabrikbefiger Dr. Franck (Charlottenburg) 
über 


Internationale Fabrifgejetzgebung. 


Meine Herren! Der Herr Borredner hat Ihnen in allgemeinen Zügen 
die Geſichtspunkte Klar gelegt, melde der Durdführung der angeftrebten inter: 
nationalen Fabrifgejeggebung entgegenftehen. Ich ftehe nicht, wie er, auf ber 
Warte der Willenfchaft, von der ich das Ganze überfehen könnte; ich fann 
Ihnen nur von meinem befchränfteren Standpuntte al3 Practifer meine Anfichten 
Harlegen, ſchicke aber gleid) voraus, daß ich auch von diefem practifchen Gefichts: 
punkte aus zu genau denjelben Rejultaten fomme, wie der Herr Vorredner. 
Ich möchte Ste aber doch bitten, mir mit einigen Schritten in die Details zu 
folgen, wenn id auch glaube, daß die Ausführungen des Herrn Vorredners die 
Frage für die nächlte Zeit entſchieden haben und unwiderleglich find. 

In einem Punkte möchte ich indes noch weiter greifen, wie es der Herr 
Vorredner gethan, und diefen zunächft erörtern. Man hat immer von einer 
internationalen Yabrifarbeitergejeggebung gefprohen! Ja, meine 
Herren, das ift aber aud ein Wort, welches erft noch der Aufflärung und 
internationalen Feitftellung bedarf. Was ift denn eine Fabrif und wer ift denn 
Vabrifarbeiter? ferner, wo hört das Recht für den Schutz der Arbeit und des 
Arbeiter3 auf und wo füngt &8 an? Hat nicht das Kindermädcen, welches von 
früh bis fpät und mandmal die Nächte hindurch ein Kind warten und fchleppen 
muß und vielleicht in einem ungleich zarteren Alter ift, als die Fabrifarbeiterin, 
genau daffelbe Recht auf Schuß wie diefe, welche nur ihre beftimmte Zeit inne 
zu halten hat und im übrigen jich frei bewegen darf? Ganz genau fo find 
die Berhältniffe auf dem Lande. Wo tft denn der Unterfchied zwischen verhältnif- 
mäßig freien und ungebundenen Yabrifarbeitern und den verhältnißmäßig gebun: 
deneren und im geringerer Yebenshaltung ftehenden landwirthſchaftlichen Arbeitern? 
Sie eben, daß ſchon bei diejen erften Punkten fih Schwierigkeiten ergeben, die 
allein im Stande find, die ganze Sache in frage zu ſtellen. Es ift ja ſehr 
bequem, alle diefe Fragen an die Großinduftrie zu knüpfen, da find — wenn 
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ih mid) fo ausdrüden ſoll — die Arbeiter gewiſſermaßen regimentirt, in 
Bataillone gebradht, und jede Partei, welche den Arbeitern etwas bietet, thut 
e3 immer aus dem doppelten Gefichtäpunfte: zunächſt, ein jehr gutes Werk zu 
thun und dann auch, ein wenig politifches Kapital für fi) daraus zu ſchlagen. 

Es kommt aber nody ein anderer Geſichtspunkt hinzu, der dieſer inter- 
nationalen Gejeggebung unüberwindliche Schwierigkeiten bereiten dürfte, und das 
ift ein Bedenken, das auch fpeciell den Techniker angeht bei der Entmwidelung, 
welche die wichtigften ‘Theile der Technik z. B. in der Tertildrande heute bereits 
zu nehmen ſcheinen, der Geſichtspunkt nämlich, daß, während bisher internationale 
Verträge doch nur gemiffermaßen innerhalb der Gulturnationen abgeſchloſſen 
wurden, wir in einer derartigen Gefeggebung, wenn fie nicht unfere vitalften 
Intereſſen auf das jchwerfte treffen joll, weit über die Grenzen der als Eultur- 
ftaaten geltenden Yänder hinausgreifen, daß wir z. B. China und Japan jedenfalls 
mit in diefe Verträge hineinziehen müſſen. Es find den Herren die Verhältniſſe 
befannt, wie fie heute ſchon in einer fehr fcharfen und prägnanten Weile ſich 
an der Küfte des ftillen Oceans in Californien abjpielen. Der Kampf, den 
man dort gegen die Chineſen führt, wird vielleiht in 50 oder 100 Jahren hier 
aud einmal drohen, in ungleich fürzerer Zeit wird er fid) aber ſchon auf unferen 
Arbeit3märften bemerkbar machen. Es ift heute ſchon eine befannte Thatjache, 
daß indiſche und chinefiiche Gejpinnfte, mit europäischen Mafchinen hergejtellt, 
auf überſeeiſchen Märkten der englifchen Jnduftrie und Spinneret ganz wefent: 
liche Concurrenz machen; wenn fi) das ſchon jetzt, in den erften Anfängen, 
fühlbar macht, jo werden ſich die Verhältniſſe in der Zufunft noch ungleich) 
weiter entwideln. Wie fol da eingegriffen werden? wie fann man bei Völkern 
von jo verjchiedener Yebenshaltung einen Mafftab für das finden, was geleiftet 
und gefordert werden fol? Bet den verſchieden gearteten Arbeitern ift das 
Entſcheidende nicht, die Stunden, Minuten und Secunden für ihre Thätigfeit 
feftzuftellen, das Entjcheidende ift nicht der Normalarbeitätag, fondern es kann 
nur fein die Normalarbeitäleiftung! Man fann diefe Leiftung nicht unter ein 
gewiſſes Maß herunterbringen, weil ſich in ihr der Gegenwerth, der für die 
Unterhaltung erforderlich ift, ausdrückt. Das ift eine Sache, die nicht zu ändern 
ift und die wirflic ein ehernes Gefeg darftellt. Es wird nicht möglich fein, 
die verhältnigmäßig geringen Anſprüche, welche der füdländifche Arbeiter macht, 
auf den nordifhen Arbeiter zu übertraoen, ganz einfad; deshalb nicht, weil der 
Arbeiter im Süden nicht foviel Nahrungsmittel zu fi) zu nehmen braucht zur 
Erhaltung der Körperwärme wie der nordiiche Arbeiter, aljo jchon im Klima 
einen gewiſſen Lohnüberſchuß oder Vorſprung hat, den und die Sonne nicht 
zuführt.. Wenn Sie aber die Baummolle, welche die füdländifhen Arbeiter 
gefponnen haben, mit der des nordiichen Arbeiter vergleichen, fünnen Sie 
diefen Unterſchied nicht jehen, und jo wird die durch die Natur günftiger fituirte 
Arbeitäkraft die weniger günftig fituirte zurüddrängen und glei in den Anfängen 
jeden Gedanfen an eine internationale Regelung zurüdjchieben. The rice-eater 
will eat the beef-eater, jagt Hepworth Dixon! 

Es hat nun, um auf Näherliegendes zu kommen, für die Techniker nichts 
Ueberrafchendes gehabt, daß gerade von der Schweiz ein folder Antrag jett 
ausgeht; im Gegentheil, die Induſtriellen haben das bei Einführung des neuen 
Geſetzes vorhergeſagt. ch kann auch — und das ift vielleicht der einzige Buntt, 
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in weldem ich mit dem Herrn Vorredner nicht überftimme — fein ideales Be- 
ftreben darin erbliden, fondern ich fehe darin nur das Bemühen, ſich aus einer 
Enge, in welche man gerathen ift, herauszuwinden, ohne dem eigenen Princip 
ein Opfer zu bringen. Die Herren haben viel zu viel foncedirt und möchten 
das num gern auch Anderen aufnöthigen und fi) auf dieſe Weife die Möglichkeit 
ihaffen, durch Herabdrüdung der allgemeinen Leiftung, mit ihrer veducirten 
Teiftung wieder in Parität zu kommen den Andern gegenüber. Nun iſt aber 
die Schweiz vielleicht nod) das einzige Land, weldes fi) den Yurus einer 
derartigen Gefeggebung gönnen fann; denn wenn aud) die Schweiz eine Induſtrie 
bat, jo ift fie doc nicht in dem Mafe wie andere Yänder ein Ynduftrieftaat. 
Die Schweiz ift zunäcft ein großes Hötel; fie zieht aus ihren Bergen umd 
Gletſchern mehr heraus, als wir aus unferm ganzen Bergwerföbetriebe, fie hat 
im Fremdenverkehr einen enormen Rapitalzufluß, wie andere Yänder ſich ihn auf 
feine Weiſe Schaffen können, und, ſoweit bei der Schweiz die Induſtrie mitiprict, 
ıft diefe doc immer nur etwas Acceſſoriſches. Im Gegenfag dazu fteht, wie 
aud der Herr Borredner hervorgehoben hat, England. Es ift auf die colofjale 
Differenz hingewiefen worden zwiſchen der Arbeit der 10 jährigen und derjenigen 
der 14 jährigen Kinder in den beiden Ländern. Es ift das aber nicht das 
Einzige, was hier in Berücjihtigung gezogen werden muß. Es wäre, wenn 
jelbft England den guten Willen hätte, ſolchen Anjhauungen, wie fie in der 
Schweiz zum Geſetz geworben find, Rechnung zu tragen, jelbft wenn Babrifant 
und Arbeiter dazu geneigt wären, dennody die engliihe Baummollenindujtrie in 
ihrer Allgemeinheit nicht um Stande, ein derartiges Gejeg durchzuführen. Sehen 
Sie fi die Verhältniſſe der englifchen Baumwollenindujtrie an, fo finden Sie, 
daß ca. 70 bis 80%, der engliſchen Baummolleninduftriearbeiter zu den ge 
wiffermaßen durch das ideale Arbeitergeſetz erwerbslos zu machenden Klaſſen 
gehören; — e3 find Kinder, junge Mädchen und Frauen, alles Jndividuen, die 
von Rechtswegen oder von Idealeswegen eigentlich nicht arbeiten follten und 
dürften. Es ift dieſes Zahlenverhältni aber nicht etwa ein zufälliges, denn bei 
einer ganzen Reihe anderer Induſtrieen haben die Engländer mit Vorliebe zur 
Männerarbeit gegriffen. Es ift eben die fchwierige Aufgabe gerade bet der 
englifchen Baummolleninduftrie gewefen, bei einer Induſtrie von mehr als vierzig 
Millionen Spindeln, die, außer für den inländischen Conſum, auch noch für die 
halbe Welt produciren, eine Arbeiterfchaft zu organifiren, welde nicht durch 
jede Schwankung völlig deroutirt wird. Denken Sie ſich den Fall, daß der 
ideale Zuftand erreiht würde und an die Stelle der Finder und Frauen, die in 
engliichen Spinnerei-Jnduftrie arbeiten, lauter ausgewachſene fräftige Männer 
rüden; denfen Sie fid) dazu einen Fall von augenblidliher Geſchäftsſtockung 
oder gar Zuftände, wie fie während des Krieges in den Vereinigten Staaten, 
während der Baummollenkrifis, eintraten — was würde in einer ſolchen Krifis 
in England gefhehen? Die Verhältniffe liegen heute, wenn auch ſchlimm genug, 
doch noch derart, daß wenigſtens die erwachjenen Männer, die Familienväter — 
wenn ich ſie ſo bezeichnen fol, denn ungefähr rangirt es ſich ja jo, daß nicht 
viel mehr erwacjene Männer in der Baummolleninduftrie find, als fie, den 
Hausftand zu 5 Perionen gerechnet, Tamilienväter repräfentiren würden — daR 
diefe Familienväter auh in Zeiten der ſchlimmſten Krifis noch Beſchäftigung 
haben, daß es bei halber und viertel Arbeitszeit, wenn Millionen von Spindeln 
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ruhten, noch möglich war, diefe Leute zu befchäftigen, und daß die Jnduftrie nur 
diejenigen Kräfte gewiffermaßen zu entlafjen braucht, die nicht fo abjolut auf 
die Arbeit angemwiefen find und welche den Mangel an Berdienft etwas befjer 
vertragen können, aljo Frauen und Kinder, die ja zur Noth, wenn nur das 
Samiltenoberhaupt jelbft noch die Möglichkeit zur Subfiftenz hat, mitbeftehen 
fünnen. Es ift das eine Theorie, die vielleicht etwas hart erjcheinen mag; ihre 
practiſche Durchführung hat aber doch zur Entwidelung und namentlid zur 
Dauerhaftigkeit der englifhen Baummolleninduftrie — und da3 ift ja mit die 
Hauptinduftrie Englands — weſentlich beigetragen und weit mehr Not) und 
Elend gemildert al3 verurjadt. 

Der Herr Borredner hat aber auch hingemwiefen auf die Schwierigkeiten, 
welche ſchon einer nationalen Fabrifgefeggebung, felbft innerhalb der Kleinen 
Schweiz, ſich entgegenthürmten. Jh fann ihm zu feinem Troſte jagen, daß 
diefelben Schwierigkeiten auch bei uns in Deutichland beftehen. Es find durd) 
das Gewerbegejeg von 1869 eine Menge von Poftulaten gejchaffen worden, aber 
man bat fchlieflih dazu übergehen müfjen, eine Forderung nad) der anderen 
zurüdzuftellen, und wir find heute nicht nur auf dem Punkt angelangt, daß die 
Gewerbeordnungsnovelle von 1879 die Dinge weſentlich reducırt hat, fondern 
in einer gtoßen Anzahl von Fällen ift dem YBundesrath, alfo einer durd die 
gejetsgebende Gewalt nicht zu controllivenden höchſten Berwaltungsbehörde, die 
Befugniß zugeftanden, Ausnahmen von den beftehenden Gefegen zu geftatten, 
und e3 hat fich dabei der ganz eigenthümliche Fall ereignet, daß gerade der 
Arbeitgeber, welcher am allermeiften nicht blos im Stande, fondern aud) ver- 
pflichtet fein follte, dem Geje zur Durhführung zu verhelfen, daß gerade der 
Staat von diefen Ausnahmebeftimmungen fehr häufig Gebrauch gemacht hat. 
Es it auf den Staatswerfftätten der Eiſenbahnen nicht ein Mal, ſondern, nad) 
dem Bericht der Fabrifinipectoren, wiederholt erklärt worden: wir fünnen uns 
mit der Ausbildung von Lehrlingen nicht befaffen, wenn von ung verlangt wird, 
daß wir die Stunden, die für die Arbeitözeit vorgefchrieben find, ftreng ein— 
halten, und man hat dann einfacher und verftändiger Weife gejagt: dann jehen 
wir von legterem ab. Der Bundesrath ift eben in der Lage, die zu geftatten, 
und er hat e3 aud) gethan. In ganz ähnlicher Weife ıft es bei Bergwerfs- 
betrieben gegangen, und zwar, weil es dort factifch nicht gelingen wollte, die 
Ausbildung der Bergleute unter dem Regime des Geſetzes durchzuführen; man 
hat aud da wieder Ausnahmemafregeln nad) allen Seiten geftatten müſſen, 
durchaus nicht zum Schaden der Intelligenz der jungen Leute, aber auch nicht 
zum Schaden ihrer Gefundheit. Das ift ja überhaupt nod; die große Frage, 
die in Deutſchland von Jahr zu Jahr wieder auftaucht: ob eine größere Menge 
des MWiffend oder des Könnens das Entjcheidende ift für den MWohlftand und 
die Bildung der ganzen Nation. Es ift ja gerade Aufgabe und Ziel diefer 
Berfammlung, im der Beziehung die richtige Mitte zu fuchen. Ich habe mir 
nur erlauben wollen, auf mande Schwierigkeiten aufmertfam zu machen, die ſich 
in der Hinfiht nocd bieten. Daß es der Induſtrie nicht an gutem Willen 
fehlt, den Arbeitern ihr Recht zufommen zu laffen, die Verficherung glaube ich 
abgeben zu können, denn ſchließlich ift ja jeder Induſtrielle felbft Arbeiter und 
fühlt und weiß, daß der Arbeiter feines Lohnes werth if. (Bravo!) 


(Die Discuffion wird eröffnet.) 


Profeffor Dr. Neumann (Tübingen): Meine Herren! Mit jehr Vielem, 
was die beiden Herren Neferenten hier ausgeführt haben, kann ich mich durchaus 
einverftanden erklären, in3bejondere aud) damit, daß man ſich bezüglich der Wir- 
fung guter fabrifgefeglicher Beftimmungen früher mehrfach etwas zu optimiſtiſchen 
Anſchauungen hingegeben hat. Desgleichen räume ich gern ein, daß die Durch— 
führung internationaler Verträge über Fabrifgefeggebung auf große Schwierig. 
feiten ſtoßen fünnte. Indeſſen find das Schwierigkeiten, denen man (wenn aud 
in wechjelndem Maße) bei allen internationalen Verträgen begegnet, und die 
meines Dafürhaltens uns nicht abhalten dürfen, den Gedanken internationaler 
Einigung an ſich aud auf diefem Gebiete hoch zu halten. 

Im Einzelnen möchte ich zunäcft der Behauptung des erften Herrn Re 
ferenten entgegentreten, daß die Schweiz zur Anregung internationaler Berträge 
über Fabrifgefeggebung nur durch den Umfiand beftimmt fei, da fie mit ihrem 
eigenen in mander Beziehung zu weit gehenden Fabrifgefege in die Enge ge 
fommen ſei umd ſich deshalb auswärts nad) Hilfe umfehen müſſe. Es mag 
ein Gedanke diefer Art hie und da mit untergelaufen fein. Indeſſen glaube id, 
man geht zu weit, wenn man annimmt, daß derjelbe der leitende gewejen. An 
fi ift ja das Streben nad internationalen Verträgen auf dieſem Gebiete etwas 
jehr naheliegendes und berechtigte. Iſt es doch faum zu denfen, wie eine die 
Induſtrie weſentlich beſchränkende Fabrikgeletgebung auf die Dauer ohne ſolche 
internationale Abrede erfolgreich durchgeführt werden kann. Man kann ja ein 
Feind aller Fabrikgeſetzgebung ſein und ſagen: „Sie hilft uns nichts. Hinter ihr 
ſtehen die Geſetze der Bevölkerungsbewegung. Dieſe drängen zu proletariſcher 
Bolfsvermehrung. Die vorhandenen Mäuler wollen Brot und die vorhandenen 
Familien Beihäftigung, auch unter ungünftigen Bedingungen. Dagegen kommen 
wir mit aller Fabrilgeſetzgebung nicht auf!" Wenn man jo von vornherein gegen 
jede Fabrilgeſetzgebung iſt, ſo — das gebe ich zu — muß es auch ganz und 
gar entbehrlich erſcheinen, bezüglich derſelben internationale Verträge zu ſchließen. 
Steht man aber nicht auf dieſem Standpunkt, ſondern auf dem, der hier immer 
feſtgehalten iſt und den ich zu vertheidigen gedenke, daß man nämlich von der 
großen Bedeutung der Fabrilkgeſetzgebung an ſich überzeugt iſt — dann kommt 
man zu anderem Rejultat. Ich bebe nur Eines heraus. Sicherlich iſt es von 
hoher Wichtigkeit, dafür zu jorgen, daß in einer Zeit des fich fteigernden Gegen: 
jage8 und Kampfes von Kapital und Arbeit den Arbeiterfindern wenigftens ein 
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guter Stand derjenigen Kräfte gejihert wird, die jo zu fagen die einzigen 
find, über die fie in jenem Kampfe einft zu verfügen haben werden. Wenn man 
es nun aber danach für geboten hält, zur Erzielung guter Schulbildung die 
Kinder bis zum 14. Jahre von der Beihäftigung in Fabrifen auszuſchließen, fo 
ift das natürlich jehr ſchwer durdzuführen ohne internationale Verträge, welche 
die gleihe Vorſchrift auch im concurrirenden Staaten fihern. Der Canton 
Bajel-Stadt z. B. hat üble Erfahrungen in diefer Beziehung gemacht. E3 gab 
Zeiten, wo es in Bafel Gefeg war, daß Kinder unter 14 Jahren nit in 
Fabriken arbeiten durften, während unmittelbar vor allen Thoven der Stadt, 
in Bajel-Land und Baden Kinder ſchon im Alter von 10 refp. 12 Jahren, in 
Frankreich und im Elfaß fogar ſchon von 8 Jahren in concurrirenden Betrieben 
befchäftigt werden durften. Natürlid) war das fein geringes Opfer für die 
Bafeler Induſtrie. Und ähnlich fteht es mit manchen anderen fabrifgefeglichen 
Beftimmungen. Wie fann man Gefetgebungen diefer Art ohne empfindliche 
Schädigung der eigenen Induſtrie durchführen, wenn in Nachbarftaaten bezüglich) 
wichtiger Beftimmungen derſelben viel weiter gehende Berechtigungen bejtehen, 
diefe der concurrirenden Induſtrie einen erheblichen Vorſprung geben u. j. w. 
Steht man aljo auf dem Standpunkt, daß man jagt, eine Fabrikgeſetzgebung 
der und der Art ift nothmwendig oder doc in hohem Maße münjchenswerth, 
dann kann man zwar einmwenden, daß fid) der Ausführung internationaler Vers 
einbarungen hierüber Schwierigkeiten entgegenftellen würden. Aber der Gedante 
folder Vereinbarungen an ſich ift ein -gejunder! (Sehr richtig!) 

Ich komme zum anderen Gegenftande. Irre ich nicht, jo Tiefen die Aus— 
führungen des Referenten darauf hinaus, daß Fabrifgefeßgebungen von geringem ' 
Werthe feien, weil hinter ihnen das Geſetz der Bevölkerung ftände. Ich gebe zu, daß 
etwas wahres hieran ift. Der Wortlaut des Fabrifgefeges ift wenig werth, 
wenn dieſes nicht durch die Yage der thatſächlichen Verhältniſſe unterftügt wird, 
Und innerhalb letzterer find die auf die Volfövermehrung bezüglichen Vorgänge 
von hervorragender Bedeutung. Aber vermag denn die Yabrifgefeggebung nicht 
ihrerjeitd die Bevölferungsbewegung zu beeinfluffen, fie in die richtigen Bahnen 
zu lenken?! Was ift denn das einzige Mittel, um den Gefahren übermäßiger, 
proletarifcher Volksvermehrung mit allen ihren Schrecken, allen ihren Gefahren 
und Härten entgegenzutreten? Sicherlich wird mir der Herr Referent darin bei- 
ftimmen, daß diefes einzige Mittel darin befteht, auch den unteren Klaſſen ge= 
wifje Gewohnheiten, jo zu fagen einen gemifjen höheren Eulturbedarf anzuerziehen, 
der fie treibt, ähnlidy den höheren Klaſſen nicht früher zur Hetrath zu ſchreiten, 
ehe jie geprüft, ob fie aud haben werden, wovon fie und die Ihrigen jpäter 
zu leben vermöchten ! 

Nun giebt e3 verfchiedene Wege, dieſes Ziel zu erreichen, die Leute zu 
hindern, wie die Thiere zu leben, wie die Thiere ſich abzuarbeiten und wie die 
Thiere fich zu vermehren, ohne Rüdjicht darauf, was aus den Ihrigen werden 
wird. Es bietet fid) die Hilfe von Gewerkbereinen und die Hilfe der Fabrik: 
gejeggebung. Andere gleidy diefen zum Ziele führende Wege find mir nicht be- 
fannt. Die Förderung der allgemeinen Bildung vermag hier wenig zu helfen. 
Gerade in diefer Beziehung voranftehende Gebiete find von jenen Gefahren nicht 
wenig bedroht. Auch — der Einzelne nichts. Seine Vorſicht in 
jener Hinſicht führt nicht zu beſſerem Lohn und nicht zu beſſerer Lebenshaltung. 
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Bu helfen vermag bier nur der Verein oder das Geſetz. Und was nun 
jene hetrifit, jo haben fie ficherlich viel Gutes gewirkt. Aber ihre Hilfe allein 
reiht nicht aus. An vielen Orten find die Arbeiter noch nicht in ber Lage, 
fih jo zu einigen. Auch follen wir, was wir an ſich als das Richtige 
erkennen, um die Arbeiter zu fchügen,, ihnen ein menfchliches Dafein, eine 
geroifje Muße zur Befriedigung von Culturbedürfniſſen u. |. w. zu wahren — 
das ſollen wir die Arbeiter nicht erſt in Kämpfen erringen laſſen, deren 
Ausgang zweifelhaft iſt und bei denen dieſelben ihr mühſam Erſpartes oft hin— 
geben, ohne das erſtrebte Ziel zu erreichen. Bezüglich folder Dinge muß viel- 
mehr das Geje helfen. Und e8 fragt fih nur, wie weit der Staat hierin 
gehen ſolle? Daß bie und da das richtige Maß überfchritten ift, will ich zu: 
geben. Aber daß der Staat an fich gerade auch jenen Gefahren der Volks— 
vermehrung gegenüber im Wege der Fabritgeſetzgebung helfen kann, 
3. B. durch Befttimmung eines Normalarbeitätages (wenn hierin nur nicht zu 
generell verfahren wird) — das unterliegt für mich feinem Zweifel. 

Ich recapitulire: Es mag hie und da zu weit gegangen fein, aber die 
Fabrifgefeggebung an fi, die wir bier von jeher hoch gehalten haben, wollen 
wir fefthalten, und ftehen wir auf diefem Boden, dann müfjen wir auch, wenn: 
gleich manche Schwierigkeiten der Ausführung anzuerkenmen find, den Abſchluß 
internationaler Verträge hierüber an ſich al3 etwas Wünfchensmwerthes, als etwas 
body zu Haltendes begrüßen. (Lebhaftes Bravo!) 


Reichstagsabgeordneter Sonnemann (Frankfurt): Meine Herren! Mir 
bleibt nach den Worten des legten Herrn Redners, mit dem ich vollftändig ein: 
verftanden bin, wenig zu jagen. Auch id babe feinen Augenblif daran ge: 
zweifelt, daß die Frage einer internationalen Regelung der Sabrifgefetsgebung 
zu den allerfchwierigften gehört und daß ihre Löſung ſchwieriger iſt als zehn 
politiihe Ummwälzungen; dennod wäre es bedauerlih, wenn der Verein für 
Socialpolitif es nur als feine Aufgabe betrachten follte, zu erflären, eine inter: 
nationale Fabrilgeſetzgebung ſei nicht möglich; daS ſcheint mir weit über Das 
Biel hinaus zu Schießen; eine foldhe Erklärung fcheint mir den Aufgaben des 
Vereins für Socialpolitit nicht zu entſprechen. Die Schwierigfeiten, die der 
erite Herr Referent dargeftellt hat, fünnte ebenfo gut ein Fabrifbefiger in der— 
felben Weife vorführen, indem er die Schwierigkeiten jeder Fabrikgeſetzgebung 
überhaupt darthut. Daß das Fabrikgeſetz in der Schweiz noch nicht vollftändig 
durchgeführt iſt, tft aud mir wohl befannt; ſolche Dinge entwideln ſich langſam, 
aber die Schweiz ift mit einem guten Beifpiel vorangegangen; fie hat ein 
weitergehende Fabrifgefeggebung eingeführt, als alle übrigen europäifchen Länder, 
und das ſollte man dankbar anerkennen. Die Schweiz hat aber noch ein weiteres 
Verdienſt ſich erworben. Sie iſt nicht über das Maß hinausgegangen, welches 
man billigerweiſe heute beanſpruchen kann. Ich zweifle auch nicht daran, daß 
ſie ihre Fabrilgeſetzgebung durchführen wird. Der beſte Beweis dafür, daß die 
Sache in der Schweiz nicht ſo ſchlimm liegt, iſt, daß, obwohl in den wichtigſten 
Induſtrie-Kantonen der Schweiz die Fabrikgeſetzgebung, wie aus den Berichten 
der Fabrikinfpectoren hervorgeht, ziemlich ſcharf gehandhabt wird, trogdem die 
Ausfuhr von mduftrieproducten ſeitdem nicht zurüdgegangen, fondern noch 
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geftiegen if. Das tft ein Beweis, daß die Schweiz feinen jo jchlechten Griff 
gethan bat. 

Nun komme ic auf Deutfchland und muß ic doch fagen, daß mir der 
gegenwärtige Augenblid jehr ſchlecht angethan zu fein fcheint, um in diefer Weife 
gegen die Fabrikgeſetzgebung überhaupt jich zu äußern, wie e8 von den Herren 
Referenten gefchehen ift. Wie ftehen die Dinge bet uns? Wir haben durch 
die Gewerbegefetgebung von 1869 einige weſentliche Fortſchritte in der Fabrik— 
gejeggebung gemacht, aber wir find noch weit entfernt von dem, was man von 
einer nur einigermaßen guten Fabrifgefeggebung erwarten kann. Lejen Sie nur 
die Schriften des Herrn Profeffor Thun über die Zuftände, die in vielen unferer 
Juduftriebezirte noch beftehen, und Sie werden dann nit jagen, daß unjere Zu— 
ftände befriedigend find; im Gegentheil, diefelben find recht unbefriedigend. ft 
aber eine Ausficht auf Reformen in der efeggebung vorhanden? Es ift in 
diefem Jahre im Reichstag aus der Mitte des Haufes heraus ein Anlauf ge: 
nommen worden, weitere Fortſchritte in der Tabrifgefeggebung zu machen. Diefen 
Ansprüchen gegenüber hat fid) die Reichskegierung in einer jo ſchroffen Weife 
ablehnend verhalten, wie man e3 nah ihren jonftigen Aeußerungen über die 
Arbeiterfrage nicht hätte erwarten follen. So liegen die Dinge in Deutſchland. 
Mir fcheint e8 daher geboten, daß der Verein für Socialpolitik, wenn er die 
Frage der Fabrikgefeggebung wieder in die Hand nehmen will, in ganz anderer 
Weiſe vorgehen muß, als es von den Herren Referenten gejchehen iſt; es müſſen 
beftimmte Forderungen aufgeftellt werben, deren Erfüllung wir erftreben. Wenn 
wir erft auf dem nationalen Boden etwas mehr erreicht haben, jo wird aud) 
der Moment fommen, wo man zu internationalen Verträgen übergehen fann, 
die man inzmwifchen nicht principtell von der Hand weifen darf. (Bravo!) 


Louis Simons (Elberfeld): Gejtatten Sie mir nody einige Worte und 
zwar den Wunſch eines Großinduftriellen auszufprehen, daß es eine internatio- 
nale Fabrifgefetgebung geben möge. Inwiefern aber da das Reale und das 
Ideale ſich deden fünnen, ift der Zukunft vorbehalten. Ich möchte nur unter 
den Schwierigkeiten, welche Ihnen vorgeführt find, bejonders diejenige nennen, 
welche nicht von Seiten der Induftrielen fommt, jondern von den Arbeitern. 
Ich meinestheils bin überzeugt, daß es ſowohl die Humanität al3 aud) die An— 
nehmlichfeit des Lebens für die Fabrikanten wünſchenswerth macht, wenn ein 
Normalarbeitstag möglih wäre. Bon meinem Standpunkte aus thue ich immer 
das Mögliche, um den Normalarbeitstag, wie er in der ‘Theorie feftgeftellt ift, 
durchzuführen. Ich finde aber immer die größten Schwierigkeiten zunächſt bei 
den Arbeitern felbft, welche durch Ueberftunden einen größeren Berdienft glauben 
erreichen zu fönnen, und auch bet denjenigen, welche mit mir die Fabrik leiten 
und welchen e3 unbequem ift, die Störungen im Fabrikbetriebe zu haben, welche 
ein Fabrifgefeg mit fi) bringt. Ich glaube aber, daß es im der erften Zeit 
nicht möglich ift, die Schwierigkeiten zu bejiegen. Es muß den Jnduftriellen, 
welche nur mit ihren Arbeitern Ausbeutung treiben, immer wieder gejagt werden, 
daß e3 nicht allein im ihrem realen Intereſſe Liegt, fondern auch in dem, was 
über das menfchliche, gemeine Dafein hinausgeht, daß man aud) den Arbeitern 
entgegentommt, fofern fie innerhalb des Normalarbeitstages das leiſten, was fie 
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leiften müſſen und mit dem Unternehmer Hand in Hand gehen, denn die In— 
duftrie kann nur gedeihen, wenn Arbeiter und Arbeitgeber innerhalb eines ge— 
willen Zeitraums das leiten, was fie leiften fünnen. 


Profeffor Dr. Cohn (Zürih): Meine Herren! Ih muß jehr bedauern, 
daß Herr Profefjor Neumann gegen mid) Dinge geltend gemacht hat, von denen 
er als Fachgenoſſe, wenn nicht als Hörer meines Bortrages, jehr wohl hätte 
wiffen können, daß auc nicht der Schein eines Unterſchiedes in unjeren Mei 
nungen vorhanden ift. Ich habe auch ausdrüdlih in meinem Vortrage gejagt, 
daß id) voll und ganz auf dem Boden der Verhandlungen von 1872 und 1873 
ftehe. Bon einer nationalen Fabrikgeſetzgebung ſei nicht mehr zu fprechen, 
namentlic im Intereſſe der Kürze, deren ich mich befleifigen wollte. Ich habe 
dann allerdings dasjenige gethan, was ein alter, englifcher Nationaldconom von 
ſich jagte: um den Stab gerade zu machen, habe er ihn nad) der anderen Seite 
um fo viel frumm gebogen. Ich habe gemeint, daß alle diefe Dinge nicht 
mehr ftreitig find; man weiß, daß heute fogar jehr confervative Volkswirthe 
die Fabrikgeſetzgebung in Deutichland, incl. die Fabrikinſpection, für fi) in Beſchlag 
nehmen, nachdem fie nody vor einigen Jahren bei der Gemwerbegejeggebung fid 
lebhaft gegen die Polizeiwilltür verwahrt haben. Es ift das u. a. von Seiten 
eines hervorragenden Mitgliedes der Freihandelspartei gejchehen. Um jo mehr 
ift e3 irrig, mich verantwortlich zu machen für Anfichten, die id) nie in meinem 
Leben gehabt habe. Die erften Zeilen, die ih vor 16 Jahren habe druden 
lafjen, beweijen das, 


Im Uebrigen aber muß ih Herrn Profefjor Neumann einen Sag aus 
jeinem vortrefflihen Referat vom Jahre 1873 vorlefen. Da erklärte er 
Seite 11: 

„Wenn jo Eleine Kantone, wie Glarus, Bafel, Aargau u. ſ. w. der: 
artiges durchzuführen vermochten, ohne ihre relativ jehr umfangreiche Tertil- 
induftrie der Concurrenz des Auslandes gegenüber zu jhädigen, jo wird 
bei vorfichtigem Vorgehen das Gleiche fiherlih aud für die Induſtrie des 
ganzen deutichen Reiches durchführbar fein, der daraus natürlich) weniger 
Gefahren erwachſen fünnen, als z. B. die Bajeler Induſtrie zu fürchten 
hatte, da fie im eignen fleinen Gebiet die Arbeit von Kindern unter 
14 Fahren ausſchloß, während vor allen Thoren der Stadt, auf badiicher 
Seite im Wiefenthal, wie vor den füdlihen Thoren im Baſel-Land, und 
ebenjo im Weften im Eljaß und in Franfreid Kinder noch bis zum 12., 
10., ja in Elſaß und Frankreich bis zum vollendeten 8. Jahre herab be 
ſchäftigt werden durften.” 


Hiermit hat er anerfannt, daß man unter einer ſolchen Concurrenz der 
Kinderarbeit ein ftrenges Fabrifgefeg durchführen kann, daß alfo die internationale 
Fabrifgejeggebung feine Nothwendigfeit ift vom Standpuntt der aljo bejchränften 
Induſtrie. 

Wie dem aber auch fein mag, eine nationale Fabrikgeſetzgebung iſt für 
mic etwas gan; außer Zweifel ftehendes und die Edjwierigfeiten der Ausführung 
des jchmeizeriichen Geſetzes find für mich fein Grund für die Meinung, daß das 
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ſchweizeriſche Gefeg geändert werden follte, jondern ich will vielmehr den Schwei- 
zern nur jagen: ſtrengt euch an und zeigt der Welt, daß euer Gejeg eine volle 
Wahrheit ift, und dann fangt an, es zu übertragen auf die übrige Welt. 

Wenn dann der Herr Eorreferent mich damit hat tröften wollen, daß die 
Dinge, die in der Schweiz vorfommen, auch in Deutſchland vorfommen, jo 
möchte id) noch hinzufügen, daß ich nicht nur davon leider durchdrungen bin, 
jondern es tft befannt, daß der deutihe Schulzwang, der preußiſche Schulzwang, 
der jeit anderthalb Jahrhunderten Geſetz tft, noch bis zur Stunde ungeheuer 
verjchteden gehandhabt wird. In den öftlihen Provinzen ift es ganz anders 
damit als in den mweftlihen. Das find Thatfahen, die allgemein befannt find. 

IH ſchließe damit, daß ich bitte, mich nicht amgeblidh Dinge in Frage 
ftellen zu laffen, die ich niemals in Frage geftellt habe. Mein Standpuntt 
bezog ſich lediglich auf die Scheidung des Durdführbaren von dem Undurch— 
führbaren und wenn Herr Profelfor Neumann, der doch ein jehr bejonnener 
Diann ift, gemeint hat, die internationale Fabrifgefeggebung ſei ein ſchöner Ge— 
danke, jo kann id) hinzufügen: gewiß, fie ift ein ſchöner Gedanfe, — es giebt 
nod) viele andere ſchöne Gedanken, ich glaube aber, daß wir in diefem Jahr— 
hundert feine internationale Yabrikgefeggebung haben werden. 


Dr. Sriedberg (Leipzig): Auch ich gehöre zu denjenigen, die lebhaft 
durch die Conclufionen, zu denen der Herr Referent gefommen ift, überrafcht 
worden find und die ich bei dem regen Intereſſe, welches er immer der Fabrik— 
gejeggebung entgegengebradyt hat, am wenigften von ihm erwartet hätte. Ich 
muß aber jagen, daß ich für meine Perjon für den jchönen Gedanken, der hier 
ventilirt worden ift, trog der vielen Bedenken und trog der vielen unleugbar 
Ihweren Gründe, die gegen ihn ins Feld geführt worden find, mich nur um 
fo mehr erwärmen kann. Die etwas negative Haltung des Herrn Referenten 
entjpricht nicht blos feinen Anfchauungen über die internationale Fabrifgefeg- 
gebung, fondern auch gewilfen Anjchauungen über da8 Verhältnig von Recht 
und Wirthichaft, die er uns vorgetragen hat und die im ihrer geiftreichen, 
picanten Yorm ja oft die Zuftimmung der Verſammlung gefunden haben. 
Eine diefer Anſchauungen war mir bejonderd bemerfenswerth, und fie ſcheint mir 
mit eine der Quellen der Anfichten zu fein, die uns der Herr Referent vor- 
geführt hat. Er meinte, ein jedes Geſetz böte gewiſſe Echwierigfeiten, denn es 
jei eine Zwangsnorm, die und den Weg zeigt, den wir gehen müſſen; mir 
müfjen von dem gegenwärtigen Buftande gewiffermaßen zu dem Punkt berüber, 
den das Geſetz und vorfchreibt; das Geſetz enthalte alfo immer eine ideale 
Forderung, die wir erfüllen follen. Ja, ich glaube, jo fteht e3 in der Wirf- 
lichfeit nicht; in vielen Fällen mag e3 fo fein, aber häufig ift aud) das Gejeg der 
binfende Bote, der erjt das fanctionirt, wa3 die realen Bedürfniſſe des Lebens 
ſchon lange erheifht haben, und gerade diefer Fall fcheint mit bei der inter- 
nationalen Fabrikgeſetzgebung vorzuliegen. Nicht weil fie ein ſchöner Gedanfe 
ift, fondern gerade meil die realen Bedürfnifje der nationalen Fabritgeſetz- 
gebung fie erfordern, ift fie zu erftreben. Diefem Ziele müflen wir ung 
wenigftend nähern, und ich glaube nicht, daß der Verein für Socialpolitif feinen 
Traditionen gemäß handelt, wenn er fi) mit dem negativen Verhalten des 
Herrn Referenten vollftändig identificirt. 
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Der Herr Neferent hat no in jeinem Schlufwort entwidelt, wir ſollten 
erſt einmal auf dem nationalen Boden das zu thun verjuhen, mas gethan 
werden fann, und dann follten wir die Forderung erheben, internationale Ber: 
träge abzuſchließen. Ja, diefe Forderung des Herrn Referenten jcheint mir ein 
eirculus vitiosus zu fein. Wir wollen die internationale Fabrikgeſetzgebung, 
weil wir fehen, daß es auf dem nationalen Boden allein nicht vorwärts geht. 
Wenn wir mit der nationalen Fabrifgefeggebung alles erreichen fünnten, was 
wir erreichen wollen, dann würden wir uns wahrfcheinlih um die internationale 
Geſetzgebung ehr — — Nicht alſo eine ideale Forderung, nicht 
ein frommer Wunſch, n „Ihöner“ Gedanke ſcheint mir die internationale 
Fabrilgeſetzgebung zu fein, aber ein Poftulat ganz pofitiver realer Berhält: 
nijfe. Sie fehen ja auch, daß thatfächlih aus der behaupteten Unmögligteit 
der internationalen Yabrifgejeggebung von den verfchiedenften Parteien gewiſſe 
Forderungen gezogen werden, die ſehr realer Natur find. Die einen jagen, 
weil die internationale Fabrifgefeggebung nicht möglih iſt und wir doch den 
Forderungen der Sittlichfeit gemäß in ver Yabrifgefeggebung weiter vorgehen 
müſſen, deshalb müfjen wir Schugzölle haben; die anderen jagen: ja, die realen 
Berhältniffe mögen allerdings darauf hindrängen, daß wir eine internationale 
Fabrikgeſetzgebung brauchen, allein das Bedürfniß dazu iſt ein ſehr verſchieden— 
artiges; manche Länder, wie z. B. die Schweiz, empfinden dieſes Bedürfniß 
dringend, andere weniger dringend. Andere verweilen wieder in handel3politijcher 
Tendenz auf England, indem fie jagen, England kann in feiner Fabrifgefeggebung 
vorgehen ohne Rückſicht auf andere Staaten, weil feine Induſtrie eine jo gejicherte 
Pofition einnimmt, daß es auf die internationalen Verträge verzichten fann. 
Für Deutſchland aber, glaube ich, Liegt die Frage fo, daß wir das wünſchens— 
werthe Maß in der Fabrikgeſetzgebung noch nicht erreicht haben und auch wahr: 
ſcheinlich nur dann erreihen werden, wenn wir und der Bewegung anfchlieken, 
welche auf eine internationale Regelung diefer Verhältniſſe hindrängt. Das ift 
fein frommer Wunfh, das ift fein „Ichöner* Gedanke, jondern eine reale 
Forderung, die fi aus ganz realen Berhältniffen ergiebt. (Bravo!) 


Profefjor Dr. Neumann (Tübingen): Bor allem möchte ich That- 
ſächliches anführen, ſodann zugeben, daß ich in einigen Beziehungen vielleicht 
zu weit gegangen bin, und endlich hervorheben, worin ich glaube nicht zu 
weit gegangen zu ſein. 

Was das Thatſächliche betrifft, ſo muß ich bemerken, daß ich jenen Aufſatz, 
auf den vom Herrn Referenten jetzt Bezug genommen worden iſt, entweder 
nicht geleſen habe oder daß mir der Inhalt deſſelben zur Zeit doch nicht gegen— 
wärtig iſt, weshalb ich mich lediglich an das Gehörte gehalten habe. Was 
dann weiter die Citate aus meinem eigenen früheren Referate betrifft, ſo glaube 
ich nicht, daß dieſe gegen mich ſprechen. Ich habe ja dort nur geſagt, daß man 
in der Schweiz mit der Fabritgeſetzgebung wacker vorgegangen iſt trotz großer 
Schwierigkeiten, die die ganz anders lautenden Beſtimmungen der Nachbarſtaaten 
bereitet hätten, und habe namentlich des Vorgehens von Baſel in dieſer 
Beziehung rühmend gedacht. Ich meine nun, daß ſolche Anführungen keineswegs 
gegen internationale Verträge über Fabrifgefeggebung ſprechen, jondern eher 
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dafür, da ja implicite gejagt ift, daß die Schweiz es ſehr viel Leichter gehabt 
hätte, wenn eine international gleiche Fabrikgeſetzgebung eriftirt hätte. 

Was ih ſodann concediren will, ift das, daß ich in der Auffaffung 
des Herrn Referenten, als eine8 Gegners der Fabrifgefeggebung, zu weit ges 
gangen jein fann. Wenn das der Fall geweien, jo findet das übrigens viel- 
leiht darin feine Erklärung, daß der Herr Weferent feinerjeit3 — um das 
von ihm gebrauchte Bild wieder zu verwenden — den Stab ein wenig zu weit 
gebogen hatte. (Heiterfeit.) 

Nicht concediven kann ich endlich‘, daß ich die Ausführungen des Herrn 
Referenten jo zu jagen vollftändig auf den Kopf geftellt hätte, ihm Dinge im- 
putirt hätte, die er nicht gefagt hat. Dagegen möchte ich mid) entſchieden ver- 
wahren und möchte in diefer Beziehung noch einiges zu meiner Rechtfertigung 
anführen. Allerdings hat der Herr Referent nicht direct gejagt, die Fabrifgejeg- 
gebung habe feinen Werth. Ic glaube aber, daß er ſich durd feine Neigung 
zur Einfügung geiftreicher Bemerkungen verleiten ließ, die Fabrifgefeggebung ein 
wenig zu höhnen: Es käme bei ihr nicht jo viel heraus, wie man erwartet 
hätte, denn hinter ihr ftehe daS Bevölkerungsgeſetz, gegen welches jene nicht auf- 
fomme; das zeigten die Vorgänge in England, in der Schweiz u. f. w. ‘Dem 
gegenüber hatte ich mich bemüht, auszuführen, daß gerade die in Bezug genom— 
menen Erjcheinungen der Bevölferungsbewegung uns nicht abhalten, fondern 
umgefehrt beftimmen jfollen, an der Fabrifgefetgebung feilzuhalten und fie 
weiter auszubauen. Jene Geſetze der Bevölferungsbewegung beherrihen m. D. 
nicht die Fabrikgeſetzgebung, ſodaß man jagen darf: Wir fünnen beftimmen was 
wir wollen, jene Bevölferungsbemegung durchkreuzt uns alles. Sondern ums 
getehrt: Durch die Fabrifgejeggebung müſſen wir auf die Bevölferungsbewegung 
Einfluß zu gewinnen ſuchen! Gerade aus diefem Grunde haben wir jene aus— 
zubauen. 

Endlih möchte ich noch eines bemerfen. E3 wurde von dem Herrn 
Keferenten gejagt, die Schweiz wäre mit ihrem Fabrifgefege jest in der Enge 
und nur deshalb ginge fie darauf aus, ſich in andern Yändern Beiftand zu ver- 
ihaffen, ihre Beftimmungen den anderen Staaten zu empfehlen u. j. w. Dem 
wollte ich entgegentreten. Denn ich bin der Anficht, daß wir der Schweiz gerade 
in der.hier in Rede ftehenden Beziehung jehr dankbar fein müfjen: Sie ift in 
den focialen Beftrebungen unferer Zeit vielfah der wadere Pionier geweſen, der 
zuerft erprobt hat, was wir jpäter bei uns heimisch gemacht haben und mas 
ung gute Früchte getragen hat. Es hängt das vielleicht mit der republicanijchen 
Berfaffung jene Landes zufammen, welche jchon früh dazu geführt hat, dem 
Wohl der unteren Klafjen ein größeres Intereſſe zuzumenden, ald e8 an anderen 
Drten gefhah. In der Schweiz find mande Beftimmungen zuerft durchgeführt, die 
fonft nur in der Theorie Vertretung gefunden haben. Und wenn man hierbei 
nur zum Theil zum Ziele gelangt tft und in der hier in Rede ftehenden Bes 
ztehung auf Schwierigfeiten geftoßen ift, die noch dadurch verftärft werben, 
daß man im anderen Ländern ſich nicht zu gleichen Schritten entſchließt, To 
verdient da3 mehr unfere Theilmahme und Sympathie, al3 das herbe Urtheil, 
das in den Worten lag, daß die Schweiz internationale Vereinbarungen nur 
deshalb angeregt habe, weil fie ihr eigenes Fabrikgejeg nicht durchzuführen 
bermöge. 
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Dberbürgermeifter Dr. Miquel (Frankfurt a. M.): Meine Herren! Ich 
wollte nur meine Meinung dahin ausjprehen in Bezug auf die internationale 
Fabrifgejeggebung, daß die nationale Fabrifgefeggebung in gar feine Ab- 
hängigfeit von der internationalen Fabrifgefeggebung geſetzt werden darf, umd 
wenn gerade die Freunde einer Fabrifgefeggebung das thun, jo laufen fie Gefahr, 
jeden Fortſchritt innerhalb der einzelnen Nationen zu verhindern, und jagen einem 
Phantom nad, deſſen Berwirklihung wir wahrjcheinlid niemals erleben werben. 
Ich behaupte, daß die Anſchauung, al3 wenn die nationale Fabrifgefetgebung 
abhängig wäre von einer gleichmäßigen Regelung derfelben Frage bei allen 
concurrirenden und producirenden Nationen, unrichtig iſt. Es beftehen bereits 
nicht blos in Bezug auf die übrigen Productionsbedingungen, nicht blos in 
Bezug auf den Zinsfuß z. B., den wir doch aud nicht egalifiren können, ſondern 
aud ın Bezug auf die Verwendung der Arbeitäfräfte, die Höhe der Löhne, die 
LTeiftungsfähigkeit der Arbeiter und das ftaatlihe Eingreifen viel größere Ber: 
ſchiedenheiten, als fie durch alle Fabrifgefeggebungen herbeigeführt werden können. 
Wenn wir beifpielsweife in Deutſchland die obligatorifhe Verpflichtung haben, 
die Schulen bi8 zum vollendeten 14. Jahre zu bejuchen, und andere Völker diefe 
Berpflichtung nod nicht fennen, fo tft das eine jo große Verſchiedenheit in Be 
ztehung auf die Verwerthung der Kinderarbeit, wie fie faum durch irgend eine 
Fabrifgejeggebung herbeigeführt wird. Aber die allgemeine Wehrpflicht mad 
ja nod) viel größere VBerfchtedenheiten. Ich könnte diefe Exempel nody viel weiter 
fortführen, will aber nur dagegen proteftiren, daß wir dadurch, daß wir die 
internationale Fabrifgefeggebung, die wir zwar als einen „ſchönen gefunden Ge- 
danten“ proclamiren können, aber wahrjcheinlicd nicht erleben, allzu ſehr in den 
Bordergrund fchieben, nicht die Gefchäfte derjenigen machen, die fie als 
Borwand benugen, um überhaupt feine internationale Fabrifgefeßgebung zu bes 
fommen. Ich höre aud in den induftriellen Kreifen den Einwand gar zu oft: 
wie könnt ihr durch euer Eingreifen in unfere ArbeitSbewegung einfeitig für 
Deutihland uns außer Möglichkeit bringen, die Concurrenz gegen England zu 
erhalten? Wir müſſen erft eine internationale Fabrifgefeggebung haben, dann 
fünnen wir auch eine nationale befommen. Wie die Schweiz, müfjen aud wir 
entjchlofien auf diefem Gebiete vorgehen, und wenn dann auch die anderen 
Nationen bet fi im Wefentlichen diejelben Fortjchritte gemacht haben ,‚- fünnte 
man dazu übergehen, eine gleiche Geſetzgebung auf diefem Gebiete anzuftreben. 
(Bravo!) 


Generaljecretär Bueck (Düffeldorf): Meine Herren! E3 iſt Ihnen im 
Allgemeinen befannt, daß ich recht viel mit induftriellen Verhältniſſen zu thun 
babe, und daher werden Ste vielleiht meine Berechtigung anerkennen, einige Bes 
merfungen in diefer Beziehung zu machen. Es hat ja ein Hleiner Anflang in 
den legten Worten de8 Herrn Oberbürgermeifterd Miquel gelegen, dahin, daß 
die Induftriellen die Fabrikgeſetzgebung abweifen, und es ift, wenn auch weiter 
zu meiner großen Freude hier nicht darauf angelpielt worden ift, doch im Al: 
gemeinen die Meinung verbreitet, al3 ob die größten Feinde der Fabrikgeſetz 
gebung in den Reihen der Jnduftriellen zu fuchen find. Nun mag es vielleicht 
möglih fein, daß dieſe Feinde innerhalb derjenigen Kreife zu finden wären, 
denen ich nicht näher ftehe; aber ſpeciell in der Großinduftrie bin ich menigftens 
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zu der Weberzeugung geleitet, daß da ein Widerftand gegen die Fabrifgejeg- 
gebung im Allgemeinen nicht vorhanden if. Es hat ji da fogar ein Rechts— 
gefühl ſchon herausgebildet, welches ſich jehr lebhaft gegen diejenigen Fabrikanten 
richtet, die — um es mit kurzen Worten zu jagen — ihre Arbeiter ſchinden. 
Es giebt ja leider derartige Fälle; ſolche Fabritanten werden nicht gern ge— 
ſehen und nicht al3 ebenbürtig erachtet. Aber, meine Herren, wenn eine gemifje 
Antipathie gegen die Fabrikgeſetzgebung vorhanden ift, jo wird die wahrſcheinlich 
darauf zurüdzuführen fein, daß zuviel gemeralifirt und zu wenig Rückſicht 
auf die thatſächlichen Berhältnifje genommen worden if. Wenn allgemein be- 
ftunmt wurde, die jugendlichen Arbeiter müfjen eine gewiffe Zeit an der frifchen 
Luft zur Erholung haben, und das Geſetz forderte, daß die in Bergwerken be- 
Ihäftigten jugendlichen Arbeiter aus den Gruben ausfahren müffen, um am 
Tageslicht ihr Frühftücs-Butterbrot zu verzehren, fo ift das unausführbar. Es 
müſſen dann die jugendlichen Arbeiter von dieſer Beihäftigung ausgeſchloſſen 
werden, und daraus refultirt da8 Fehlen eines großen Theils des Zuwachſes 
für die Grubenarbeiter. Es ift in diefer Beziehung Remedur geſchaffen; e8 war 
dies aber eine Beitimmung, die fi) nicht mit den thatſächlichen Berhältniffen 
verbinden ließ und geeignet war, die Fabrifgefeggebung in Mißcredit zu bringen. 
Streben Ste, meine Herren, darnach, die Tabrifgefeggebung zu entwideln in 
dem von Herrn Sonnemann ausgeführten Sinne, aber nehmen Sie dabei immer 
Rückſicht auf die thatſächlichen Berhältniffe und ſuchen Sie mit den Practifern 
gemeinjam zu arbeiten; wollen Site blos vorwärts ftreben, ohne darauf Rüdficht 
zu nehmen, wa® zu erreichen möglih ift, jo werden Sie vereinfant arbeiten 
und einer großen Unterftügung entbehren müfjen, die Ihnen gegeben werden 
wird, wenn Sie die tüchtigen Elemente unter den Fabrikanten durch Rüdjicht- 
nahme auf die thatfächlihen Berhältniffe für fi zu geminnen wifjen, und ich 
.bin überzeugt, wenn ein gemeinfchaftliches Arbeiten nach der Richtung hin ein= 
tritt, eine Vereinigung von Theoretifern und Practifern, jo ift das ein Ziel, 
bei welchem wir auf einem gemeinfchaftlichen Boden Erſprießliches erreichen 
fünnen. (Bravo!) 


Profeffor Dr. Cohn (Züri): Meine Herren! Ich hatte eine Bemerkung, 
die Herr Profeſſor Neumann in feiner zweiten Rede wiederholt hat, nach feiner 
erftern Rede hingehen lafjen, weil er auf mein Conto etwas gejett hat, was 
der Herr Correferent jagt. Da er das num nochmals urgirt, fo erkläre id: 
e3 ift mir nicht eingefallen zu fagen, die Schweiz fei in die Enge gerathen, 
fondern ich habe ausdrüclic gejagt: die mangelhafte Durchführung des ſchwei— 
zeriichen Bundesgeſetzes beruht auf der Realität der thatſächlichen hifterifchen und 
ftaatsrechtlichen Berhältniffe, auf der Jugend des ſchweizeriſchen Bundesftaates, 
im Gegenſatz zur Kantonal- und Yocalautonomie, und zwar in der Weile, daß 
fi) gelegentlich herausgeftellt hat, daß die Localautonomie ftärfer ift, als die 
fantonale Gewalt. 

Daß ich auf das Lebhaftefte die Beftrebungen für die Durchführung des 
Vabrifgefeges unterftüge, das habe ich bier kurz und in meiner Schrift aus— 
führlich gefagt. Herrn Profeſſor Neumann möchte id) bemerken, daß ich feine 
Schriften aufmerkſamer leſe, al3 er die meinigen. 
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Es ift mir nicht im mindeften zweifelhaft, daß im Sinne der Gefittung 
Fabrifgefeggebung und Schulzwang auf die. Bevölferungsbewegung einwirken. 
Ich habe nur die realiftiihen Seiten dem gegenüber betont und gejagt: da 
und da liegen die Schwierigkeiten bei der Ausführung. Ich habe mic dabei 
freilich des Vortheils bedient, der namentlich unter wiſſenſchaftlichen Yeuten jehr 
alt ift, daß man dasjenige nicht jagt, was fi) von jelbit verfteht. 


Dr. $rand (Charlottenburg): Ich möchte den Streitfall, der eben an- 
geregt worden ift, dahin aufklären, daß ich mid; zu den Anſchauungen, die von 
dem Herrn Referenten ausgeführt worden find, auch befenne, es aber noch 
ſpeciell als meine Anficht ausgeſprochen habe, daß der Schweiz auf ihrer idealen 
Höhe felbft bange geworden ift und fie deshalb für dieje Gejeggebung weitere 
Genoſſen zu werben ſucht. Ich möchte Ihnen dann aber noch einige weitere 
Thatſachen beibringen. Es hat einer der Herren Vorredner mit großer Genug: 
thuung von dem weſentlichen Fortſchritte geſprochen, den die deutſche Gejeg: 
gebung im Jahre 1869 gemacht hat. Der Herr hat aber ganz vergefien, daß 
im Jahre 1879 diefer mwejentlihe Fortihritt um ein gutes Theil nicht blos 
zurüdgethban ift, jondern zurüdgethan werden mußte, und zwar nicht etwa 
den Imduftriellen zu Gefallen, fondern um den Anforderungen, die an eine 
beſſere Vorbildung der Arbeiter geftellt wurden, von Staatäwegen und von 
Volkswirthſchaftswegen zu genügen. Ich kann weiter hinzufügen, daß die im 
Jahre 1874 publicirte franzöfiiche Gejeggebung in Bezug auf jugendliche Ar— 
beiter und Frauen nody nicht einmal, wie die unfrige, 10 Jahre gebraudt hat, 
um geändert zu werden, jondern daß ſchon 1875 das franzöjiiche Geſetz gründ- 
(ic zurüdveformirt und wieder auf den Standpunkt des Möglichen gebradt 
worden ft. Es ift ja groß und jhön, mit dem Scheitel die Sterne zu be 
rühren, aber man muß mit den Füßen immer auf der Erde bleiben, wenigſtens 
müffen wir das, die wir mit den realen Dingen rechnen. 


(Die Discuffion wird geſchloſſen). 


Borfigender Profeffor Dr. Naſſe: Meine Herren! Die Discuffion 
der Frage hat vorübergehend einen verhältnigmäßig hohen Grad von 
LTebendigfeit angenommen, und darum freut e8 mid, bier doch bei ſämmtlichen 
Rednern da3 Gemeinfame conftatiren zu können, daß Niemand an der Berechti— 
gung der nationalen Fabrifgefeggebung, wie fie bei den Hauptculturvöltern 
Europa’s ſich ausbildet, zweifelt, daß die weitere Entwidelung der Fabrilgeſetz⸗ 
gebung aud in Deutſchland als das allgemeine Ziel ſämmtlicher Redner be: 
zeichnet worden if. Die Redner, die anders verftanden worden find, haben fid 
jpäter verwahrt gegen ſolche Mißverſtändniſſe. Dagegen ift hervorgehoben 
worden, daß die Fabrifgefeggebung bedingt ift durch den Eulturzuftand eines 
Volkes. Es ift zwar keineswegs geleugnet worden, daß das Gefeg den Ar: 
beiter und die Bevölferung überhaupt zu erziehen hat zu beſſeren Yebensgewohn- 
heiten, aber e3 ift darauf hingewiefen worden, daß dieſe Erziehung wie jede Er: 
ziehung eine allmäliche fein muß, daß fie mit enormen Scywierigfeiten zu 
fümpfen bat, und daß fie in dem Yande, welches in diefer Beziehung am meiften 
geleiftet bat, im neuerer Zeit fuccefjive erfolgt ift unter großem Bedenken umd 
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mit allmählicher Uebermwindung der Hinderniffe. Je höher die Eulturftufe eines 
Boltes ift, defto eher wird daſſelbe die Beichränfungen einer ftrengen Fabrif- 
geſetzgebung ertragen fünnen. Weil feine Yeiftungsfähigfeit eine größere ift, 
werden ihm die Beichränfungen in der internationalen Concurrenz weniger jchaden. 
Nur jo erklärt es fi, daß bei den Bölfern, welde die ftrengfte Fabrifgejet- 
gebung haben, doch gerade die meiften Zweige der Fabrikthätigkeit die höchfte 
Blüthe erlangt haben. Es ift die große Berfchiedenheit der Eulturftufen, 
welche einer internationalen Gefeggebung noch unüberwindlihe Hinderniffe gegen- 
überftellt. Andererfeit3 ift aber dod der Gedanfe geäußert worden, ob nicht 
gewiffe Minimalforderungen, die gewiß unter denjenigen Forderungen bleiben 
müffen, melde in England, Deutſchland und Frankreich verwirklicht werden 
fönnen, fi) in ganz Europa durchſetzen laſſen, ob nicht eine öffentliche Meinung 
geſchaffen werden fann, die ſolche Zuftände, wie wir fie z. B. in unferem Nach— 
barlande Belgien fehen, brandmarft, und die die Durchſetzung eines gewiſſen 
Minimums von Forderungen auch zulegt erzwingt. Ich glaube, ſoweit befteht 
im Großen und Ganzen eine Uebereinftimmung zwijchen den verfchiedenen Rednern, 
die unter der Lebendigkeit der Debatte vielleicht etwas. hat verwilcht werden 
fünnen. 


Profeffor Dr. Neumann (Tübingen) (zu einer perfünlichen Bemerkung): 
Wie mir von verfchiedenen Seiten mitgetheilt ift, habe ich mid) bezüglid) der ‘Per- 
fönlichkeit, welche jene Aeußerung über die für die Schweiz maßgebend geweſenen 
Motive gemacht hat, geirrt. Nicht Herr Profefjor Cohn, ſondern der zweite 
Herr Referent hat danach jene Aeuferung gethan. Ich conftatire dies und fpreche 
mein lebhaftes Bedauern darüber aus, daß ich hiernady einem Irrthum vers 
fallen bin. Hinzufügen möchte id) no, daß es bis vor Kurzem nicht meine 
Abficht war, hier zu erjcheinen. Hätte ich diefe Abficht gehabt, jo hätte ic) mid) 
mit dem Standpunkte des Herrn Profeſſor Cohn aus jeinen Schriften mehr 
vertraut gemadht. 


(Die Sigung wird hierauf um 4 Uhr gejchloffen.) 


Schriften XXT. — Berhandlungen 1882. 6 


weite Sikung. 
Dienjtag, den 10, October 1882. 
(Die Sigung wird um 9%, Uhr eröffnet.) 


Referat 
vom BezirfSpräfidenten z. D. Freiheren von Reigenftein (Freiburg i. B. 
über 
Verſicherungszwang und Armenverbände. 


Meine Herren! Ich habe e3 übernommen, über Berfiherungszwang und 
Armenverbände zu ſprechen; für die Auffalfung des Themas ſind für mich die 
Erläuterungen leitend geweſen, mit denen Ihr Ausſchuß den ehrenvollen Auftrag, 
über jene Gegenſtände zu referiren, begleitet hat; nach dieſen Erläuterungen 
ſollte die Frage der Armenverbände vorzugsweiſe mit Bezug auf das Berhältnik 
ihrer Betheiligung an der Laſt der Armenpflege behandelt, die des Berficherungs- 
wanges dagegen im Anſchluß an den ebenbezeichneten Gegenſtand erörtert werden. 
Die Fragen gehören an ſich einer verſchiedenen Gedankenreihe an: die des 
Verſicherungszwanges hat ihre weſentlichſte Bedeutung keineswegs in der Beziehung 
zur Armenlaft. Es handelt ſich darum, die Zukunft des Arbeiter in mir: 
jamerer und würdigerer Weiſe fiher zu ftellen,; dieſe Sicherftellung ſoll ihm 
als ein Recht, als ein Ergebnif feiner Thätigkeit und feiner Mühen zu Theil 
werden; der beihämenden Empfindung, feine Exiſtenz, wenn. er diefelbe durch 
eigene Arbeit nicht mehr finden kann, der öffentlichen oder privaten Wohlthätigkeit 
zu verbanfen, joll er überhoben werden; dem Arbeiter in Bezug auf feine und 
der Seinigen Zufunft beruhigende Sicherheit zu gewähren, damit jeine phyſiſche 
Eriftenz zu verbeflern und ihn ſittlich zu heben, ift das Ziel, das ſich die 
Drganifation der Verſicherung zu ſtellen hat. Aber wenn die Verminderung 
der Armenlaſt nicht in erſter Linie Zweck iſt, ſo muß es doch die Wirkung jener 
Verſicherung ſein, daß ſoweit ſie reicht, die Leiſtungen der Armenpflege entbehrlich 
werden; inſofern führt ſie zu einer Erſetzung der Armenpflege und mittelbar 
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zu einer Verminderung der Armenlaft. ine Unterfuhung darüber, welcher 
Reformen es in Bezug auf das Berhältniß der Vetheiligung der Armenverbände 
an der Armenlaft bedarf, wird daher in heutiger Zeit, in der die Probleme 
der Organifation jenes Verfiherungszwange® mehr als je in den Vordergrund 
getreten find, immer ihren Ausgangspunkt von der Frage nehmen müſſen, in 
welchem Mahe von der Ausbildung der Arbeiterverficherung eine Erſetzung der 
Armenpflege und damit eine Modification des für die Organiſation der letztern 
etwa beſtehenden Reformbedürfniſſes zu erwarten iſt; für die Prüfung dieſes 
Reformbedürfniſſes geſtaltet ſich die Frage der Rüctwirkung der Berjicherung 
auf die Armenlaft zu einer Vorfrage. Damit find die Grenzen gegeben, 
innerhalb deren der Verſicherungszwang hier zu behandeln ift. Selbftverftändlicher 
weile fünnen mit einer ſolchen Behandlung nit alle Seiten des Gegenftandes 
erihöpft werden; die nachftehende Erörterung befjelben wird daher keineswegs 
den Anforderungen völlig genügen fünnen, die an eine Unterfuchung über den 
Berficherungszwang an ſich würden geftellt werden müſſen. Als Ziel meiner 
Unterſuchung betrachte ich weſentlich die Ergebniſſe, zu denen ich für die Prüfung 
der Hauptfrage, der Reform des Verhältniſſes der Armenverbände, durch dieſelbe 
elange. 
Hiernach beabſichtige ich, meinen Vortrag in zwei Abſchnitte zu theilen; 
im erſten werde ich die von der Organiſation der Verſicherung für die Geftaltung 
der Armenlaft zu erwartende Rüdwirkung, im zweiten die Frage einer Reform 
des Berhältnifjes, in welchem zur Zeit die Armenverbände fid) an den Aufgaben 
und der Lat der Armenpflege betheiligen, behandeln. Nach der mit dem Aus- 
ſchuß und den Herrn Gorreferenten getroffenen Vereinbarung werden diefe nad) 
dem erften Theile meines Referats ihre auf den Gegenftand defjelben bezüglichen 
Borträge einſchalten; demnächjt werde ich den zweiten Theil meines Vortrags 
folgen lajien!). 


L, 


Died vorausgeſchickt wende ich mich zum erften Abſchnitte. Die in deinfelben ' 
zu behandelnde Frage ift hiernad folgende: 
Inwieweit ift von der in Ausficht genommenen Organifatton der Arbeiter: 
verficherung eine Verminderung der Armenlaft zu erwarten ? 
Ihre Beantwortung läßt ſich nicht ganz von der Erörterung der Frage 
trennen: 
In welchem Maße iſt die Organiſation der Arbeiterverſicherung nad) den - 
Intentionen der Neichregierung überhaupt für ausführbar zu erachten? 
Nach der Abgrenzung, die Brentano in feiner bahnbrechenden Schrift der 
Arbeiterverfiherung gegeben, umfaßt diefelbe die Aufgaben ver Kranken-, Sterbe: 
geld-, Invaliditäts- bezw. AlterSverficherung, Verſicherung der Angehörigen für den 
Todesfall ſowie der Berficherung gegen Erwerblofigteit; die letztere jcheidet hier 
aus, da die Ueberzeugung eine allgemeine ift, daß die Initiative zur Organiſation 


!) Der zweite Theil des Bortrags, welcher der vorgejchrittenen Zeit wegen 
münblich nicht mehr erftattet werben fonnte, folgt nunmehr unmittelbar nach dem 
eriten Theile. 

6* 
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diefer Verſicherung, menigften® was ihre umfangreichiten Aufgaben anlangt, 
auf abjehbare Zeit von der Gejeßgebung oder überhaupt vom Staate 
nicht werde ausgehen können. Die Sterbegeldverficherung, ihrem financtellen 
Dbject nad) von geringerer Bedeutung, ift mit Recht von der Reichsregierung als 
ein Annerum der Kranfenverficherung behandelt worden; auf beide bezieht jid 
der im legten Frühjahr dem -deutjchen Reichsſstage zugegangene Gejegentwurf. 
Ueber die in Betreff der Invaliden- bezw. Alteröverficherung beitehenden Abjichten 
liegen nur Andeutungen unbeftimmterer Art vor; nicht zu trennen ıft von dieſer 
Berfiherung die Verforgung der Wittwen und Waiſen. Diejen Gebieten, um deren 
juccejfive Regelung dur die Reichsgeſetzgebung es ſich handelt, tritt daS der 
Unfallverfiherung hinzu, auf deren Negelung die im vorigen und in diejem 
Jahre dem Reichstage vorgelegten Gefegentwürfe fich beziehen; dieſe Bermehrung 
ift indeffen nur eine jcheinbare, da die Unfallverfiherung wohl eine Sicher— 
ftellung, nicht aber im eigentlichen Sinne eine Verſicherung des Arbeiters bezwedt ; 
eine Berfiherung ift fie für den Arbeitgeber, dem für die dur den Betrieb 
verurſachten Unfallſchäden aufzufommen obliegt; aud in der Geftalt, welche der 
Unfallverfiherung durch die neuefte Geſetzesvorlage der Reichsregierung gegeben 
wird, enthält fie nicht jowohl eine Erjegung als vielmehr eine Verallgemeinerung 
und vollftändigere Durchführung der Haftpfliht, nur daß an die Stelle der 
individuellen Haftung der einzelnen Unternehmer die gemeinjfame der durch die 
Berfiherung zu einer Gejammtheit verbundenen Unternehmer gejegt worden ift. 
So jehr aud) dieje Vorlage das Princip des Gefegentwurf3 demjenigen der bis— 
herigen Gejetsgebung gegenüber als ein andere und neues darzuftellen fich bemüht, 
jo bedarf es doch der Heranziehung der Continuität mit dem Haftpflichtgefeg 
vom 7. Juni 1871, um den Gedanken des neuen Gefegentwurfes überhaupt zu 
conftruiren. 

Die Bedeutung des Haftpflichtgefetes beftand darin, daß mit ihm die 
frühere Rechtsauffaſſung, welde die Entſchädigungspflicht des Arbeitgebers von 
deſſen perfönlichem Berjhulden abhängig machte, verlaffen und wenn auch zunädjft 
in bejchränfter Anwendung lediglid für den Eijenbahnbetried — die Haftbarfeit 
des Unternehmers für alle durch den Betrieb verurfachten, nicht nachweislich auf 
höhere Gewalt oder Verſehen der Beſchädigten zurüdzuführenden Unfallsſchäden als 
Grundfag ausgejprochen wurde. Nachdem diefer Grundfag einmal, obſchon in einer 
weitgreifenden, durd die bejonderen Berhältnifje des Eifenbahnbetrieb3 bedingten 
Faflung formulirt worden war, fonnte ein anderer Zielpunft, als die Berallgemei- 
nerung deijelben von der Gefegebung faum ins Auge gefaßt werden. Denn es giebt 
für die Regelung der Haftpflidyt nur zwei in fi) confequente Auffafjungen: entweder 
fteht der Unternehmer für die Unfallihäven Iediglid nah Maßgabe feines 
perfönlihen Berfhuldens ein oder er trägt, ganz abgejehen von diejem 
Verſchulden, die objectiv Durch feinen Betrieb veranlaften Schäden; 
jene3 entfpricht der im römiſchen Recht ausgeprägten individualiftiichen Auffaſſung 
des Arbeitöverhältnifjes, dieſes der modernen Auffaffung, welche die durch den 
Betrieb bedingten Arbeitsverhältnifie als eine Einheit, als ein organiſches Ganze 
betrachtet, deſſen Gefahren wie Erwerbsergebniſſe dem Arbeitgeber als dem 
Urheber des gefammten Betriebsunternehmens zufallen. Wenn der Code civil 
bezw. die durch die Praxis der franzöfiichen Gerichte den Beftimmungen 
defjelben iiber Schadenvertretung gegebene Auslegung, wenn die neuefte Gejeg: 
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gebung Englands beftimmte Kategorieen von Unfällen ausfondert, bezüglich, deren 
eine Haftbarfeit des Unternehmers auch ohne perjünliches Berjhulden anerkannt, 
wenn ihm namentlich die Haftbarkeit auferlegt wird für die durch feine Vertreter, 
fein Auffihtsperjonal verfchuldeten Unfälle, jo ftellt diefe Behandlung eine 
Zwiſchenſtufe in der Entwidelung dar, melde eine innere Confequenz nicht für 
fih hat und die ſich, was das englifche Gejeg anlangt, allein aus dem Rechnen 
mit den Interefjen der Induftriellen und der Induſtrie erklärt; auf dies Rechnen 
ift ebenjo die in gleicher Weiſe inconfequente Einfchräntung der Entſchädigungs- 
pfliht auf das Marimum eines dreijährigen Arbeitsverdienſtes, wie fie das 
engliſche Geſetz feſtſtellt, zurüdzuführen. Dieſelbe Inconſequenz haftet den Be— 
ſtimmungen des deutſchen Geſetzes von 1871 an, durch welches — abweichend 
von dem vorgedachten, für den Eiſenbahnbetrieb feſtgeſtellten Princip — bei 
Fabriken, Bergwerken und Steinbrüchen der Unternehmer für diejenigen Unfall— 
ſchäden haftbar gemacht wird, die durch ein Verſchulden feiner Bevollmädhtigten, 
Hepräfentanten oder Auffeher in Ausführung ihrer Dienftverridhtungen veranlaft 
find. Wird indeſſen berüdjichtigt, daß das Haftpflichtgefeg ein erfter Verſuch 
auf bisher nicht betretenem Terrain war und daß ınan bei für jene Bedürfnifje 
noch nicht entwicdelten Verſicherungsweſen wohl Bedenken tragen durfte, die 
induftriellen Unternehmer den unberechenbaren Chancen des individuellen Zufalls 
auszufegen, jo wird die Zurüdhaltung, die ſich das Gejeg in der Durdhführung 
de3 Princips auferlegte, nicht getadelt werden fünnen. Bei foldyen Zmwifchenftufen 
kann jedoch die Entwidelung nicht ftehen bleiben. Den Uebergang zur grund- 
ſätzlichen Haftbarkeit des Unternehmers für die durch WBetriebsunfälle herbei- 
geführten Schäden hat — wiewohl zunähft nur für das bejchränftere Gebiet 
des Fabrikbetriebes — inzwiſchen die Schweizer Gefeggebung bereit3 vollzogen ; 
im Anflug an das Fabrifgefeg von 1877 ftellt das Haftpflichtgefeg vom 
21. September 1881 die Haftung des Unternehmers al3 die — wenn aud) 
immerhin dur Normirung vom Maximalbetrage gemilderte — Regel auf, zu der 
die Fälle der Befreiung ſich als Ausnahme verhalten. Einem Schritt nad) dieſer 
Richtung wird aud) die deutiche Gefeggebung ſich nicht zu entziehen vermögen. Was 
im Intereſſe der Arbeitgeber hierbei verlangt werden fann, ift, daß der einzelne 
Unternehmer gegen die unberehenbaren Combinationen de3 individuellen Zufalls 
gejhügt werde. Einen Schug hiergegen gewährt ihm die mit dem Berficherungg- 
zwange gegebene Ausgleihung der Gefahr; dieſe Ausgleihung ift ſonach die 
Borausfegung und das Gorrelat der verallgemeinerten Haftpfliht. Indem der 
deutiche Gejegentwurf die Entihädigungspfliht vom Einzelnen auf die Gemein- 
ſchaft der durch den Berfiherungszwang verbundenen Unternehmer überträgt, 
vollzieht er in der gejesgeberifchen Behandlung des Gegenftandes einen wichtigen 
Fortſchritt. Durch die Verallgemeinerung der Verfiherung erfährt zugleich der 
Anſpruch des Arbeiterd eine Sicherftellung, da die Realijirung des Anſpruchs von 
dem Wechſel in den Verhältniſſen der VBerpflichteten nicht mehr abhängig. ift. 
Ausdehnung der Haftpflicht auf die durch den Betrieb verurſachten Schäden, 
Ausgleihung der Entihädigung durch den Verfiherungszwang und Sicherftellung 
der Anſprüche der Arbeiter: diefe drei Elemente find es aljo, deren Combination 
fi) als der charakteriftiiche Inhalt der Vorlage der Reichsregierung bezeichnen 
läßt. Daß in der Formulirung die erften beiden Elemente gejchieden worden 
wären, würde ich für wünſchenswerth gehalten haben und zwar ſchon aus dem 
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Grunde, damit die im öffentlichen Intereſſe nicht entbehrliche bejondere Be— 
" handlung der Fälle, in denen der Schaden durch Verjchulden des Arbeitgebers 
veranlaft ift, möglich bleibe; wie denn auch andererfeitS bei Beurtheilung der 
Ansprüche der Arbeiter dem Antheile, den das Verſchulden des Arbeiter3 an dem 
eingetretenen Unfall hat, Rechnung getragen werden muß; damit ift nicht gejagt, 
daß die Hervorkehrung des Caufalitätspunftes eine rigoriftifche zu fein braude; 
das Schweizer Geſetz überläßt die Ermäßigung der Entſchädigung in den Fällen, 
in denen ein Berfchulden des Arbeiters lediglich mitgewirkt hat, billigem Ermeſſen 
des Richters. Wird nun aber davon ausgegangen, daß die Herftellung einer 
erweiterten, jedody durd den DVerficherungszwang ausgeglichenen Haftpflicht den 
wejentlichen Inhalt der durch den Gefegentwurf der Reichsregierung angeftrebten 
Reform bilde, jo folgt hieraus, daß nur der Arbeitgeber, nicht aber auch die 
Arbeiter an der Beitragslaft Theil nehmen; von diefer Auffaflung aus erjcheint 
e8 daher gerechtfertigt, wenn die Vorlage der Reichsregierung, obſchon fie den 
im Text des Gefegentwurfs jelbft nicht näher firirten Begriff der Unfallſchäden 
viel weiter als jelbft das Schweizer Geſetz algrenzt, von der Heranziehung der 
Arbeiter abfieht. 
ft aber nach dem foeben Ausgeführten die dem Gefegentwurf zu Grunde 
liegende Idee die eimer durch Verallgemeinerung der Verſicherung möglich ges 
machten und in ihren Wirkungen ficher geftellten Erweiterung der Haftpflicht, 
jo erſcheint die Frage, in welcher Weile jene VBerallgemeinerung der Berficherung 
herbeizuführen, als eine ſolche, welche vom Geſichtspunkte der wirffamen Durch— 
führung jenes Princips und überhaupt der Opportunität aus zu beantworten 
ft. In Bezug auf die Form, im welder die Sicherftellung jener Verallge— 
meinerung der Verſicherung erreicht werden fol, fteht wie befannt, der Vorſchlag 
des zwiſchen den Liberalen Parteien vereinbarten Entwurfs des Dr. Buhl um 
Genofjen demjenigen der Reichsregierung gegenüber; jener beſchränkt ſich auf die 
Nöthigung der Unternehmer, ihre Haftpflicht durch Verſicherung fiher zu ftellen 
und auf Feftftellung von Itormativbedingungen, denen die mit jener Verſicherung 
fi) befafjenden Gejellihaften genügen müſſen; diefer will die Unternehmer zu 
Zwangdverficherungsgenofjenfchaften behufs gemeinfamer ZTragung und Aus- 
gleihung der Haftpflichtverbindlichfeiten vereinigen. Wenn nun aber nad) dem 
Grundgedanken der Reform die Ausgleihung der Gefahr durch allgemeine Ber: 
fiherung Correlat und Bedingung der Durchführbarkeit des Haftpflichtprincipes 
ift, jo ſcheint mir der Entwurf der Herren Buhl und Genofjen in Bezug auf 
die Realifirung diefer Vorausfegung zu wenig zu leiften; meines Erachtens ift 
es bei diefer Auffaffung des Inhalts des Geſetzes Erforderniß, daß die Geleg- 
gebung jelbft dem Unternehmer Gelegenheit zur Erfüllung feiner Verbindlich— 
feiten jchaffe und ihn nicht der Concurrenz der Privatgejellichaften überlaffe, 
welche hier wie fonft den Großbetrieb auf Koften des fleineren zu bevorzugen 
nur zu leicht geneigt fein würden. Gleichwohl nehme ich Anftand, mir in der 
Form, wie es vorliegt, das Project der Reichsregierung anzueignen: ein jo 
complicirter Apparat, wie ihn die Abftufung von Gefahrenclafien, Betriebs: 
genofjenfchaften, Betriebsverbänden, Abtheilungen neben einer Reichscentralſtelle 
enthält, muß die Verwaltung ebenfo ſchwerfällig wie koſtſpielig geftalten und fann 
für die Entwidelung der Selbftverwaltung und des genoſſenſchaftlichen Geiftes 
ſchwerlich al3 eine geeignete Bafis gelten. Aber ganz abgejehen hievon iſt meines 
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Erachtens — und hierin ftimme ich mit dem Neferenten des Volkswirthſchaft— 
lihen Congreſſes überein — die Gliederung in Gefahrenclafjen, denen die Bes 
triebe ihrer Gategorie nad) eingereiht werden, als eine haltbare Grundlage für 
die Drganifation nicht anzufehen; nicht die Categorie des Gewerbebetriebs, ſon— 
dern deſſen individuelle Einrichtung ift für den Grad der Gefährlichkeit ent— 
ſcheidend; die Möglichkeit einer in der Abjtufung der Beiträge zum Ausdrud 
fommenden individualifirenden Behandlung aber wird durch die Gliederung in 
Gefahrenclafien, innerhalb deren die Beitragspflict der Mitglieder nach gleichen 
Sägen geregelt ıft, ausgeſchloſſen. Große nad) Maßgabe ihres Umfangs be: 
ziehungsweiſe der in ihnen betriebenen Jnduftrie eine hinlängliche Ausgleihung 
berftellende locale Verbände, innerhalb deren durch al3 Mittelglieder dienende 
theils locale, theils berufögenoffenfchaftliche Unterverbände eine individualifirende 
Beranlagung ftattfinden könnte, wären meiner Anſicht nad) vorzuziehen; durch 
eine ſolche auf locale Abgrenzung beruhende Haupteintheilung ließe ſich erreichen, 
daß menigftens die oberjten Glieder des Organismus von Haufe aus eine 
dauernde Geſtalt erhielten, mogegen eine auf die Eategorien des Gewerbebetriebs 
begründete Haupteintheilung zunächft immer nur eine proviſoriſche und expert= 
mentelle jein könnte. 

Wird die Frage ob Privat: ob zwangsgenofjenjchaftliche . Verficherung zu 
Gunſten der erfteren Alternative entjchteden, jo füllt hiermit als unausführbar 
die Eventualität eines Reichs- oder Staatszuſchuſſes von jelbft hinweg; nur für 
den zweiten Fall läßt die Frage eines ſolchen Zujchuffes ſich überhaupt auf- 
werfen. Meinestheils halte ih nun aber einen Reichs- oder Staatszuſchuß, 
joweit derfelbe in eine dauernde Einrihtung überzugehen beftimmt ift, für 
überaus bedenklih; ein folder Zuſchuß würde mur zu leicht dazu beitragen, 
fünftig Induſtrien zu erhalten, die nad) Tragung der durd ihren Betrieb ver: 
urfachten Schäden nicht mehr rentabel oder concurrenzfähig blieben. Eine jehr 
viel ernftere dagegen ijt für mid die Trage eines vorübergehenden Zuſchuſſes. 
Es ift, wie id amerfenne, Aufgabe des Staatd, die durdy Aenderung der 
Rechtsordnung verurjadhten Uebergänge den Berheiligten durd ein Eintreten aus 
den Mitteln der Gelammtheit zu erleichtern; hiernady ift wohl Anlaß zu 
erwägen, ob nicht die Gewährung eines feften periodiſch abnehmenden Zuſchuſſes 
bis dahin, daß die Verhältniffe den veränderten Berhältniffen ſich accommodirt 
haben werden, durch gebotene Rüdjichtnahme auf die Yage der Induſtrie fich 
rechtfertigen würde. Indeſſen würde eine jolde auf Erleichterung der Ueber— 
gänge berechnete Subventiontrung ihren Zweck doh nur dann erfüllen fünnen, 
wenn es Princip des Geſetzes wäre, daß für die während der Uebergangzeit zur 
Entftehung gelangenden Entjhädigungsanfprüde die Dedungsmittel auch inner« 
halb der gedachten Periode angejammelt und hiernach bemefjene Beiträge von 
den Berpflichteten erhoben würden. Im Gegenfas hierzu aber haben die im 
Gejegentwurfe für die Auszahlung und Aufbringung der zum bei Weitem größten 
Theil in Renten zur Realifirung gelangenden Entſchädigungsbeträge angenommenen 
Grundfäge zur Wirkung, daß Die Erfüllung der Erſatzanſprüche und die hieraus 
erwachjende Belaftung zu einem ſehr erheblichen Theil von der Gegenwart auf 
eine mehr oder minder ferne Zukunft abgebürdet wird; es fommt daher die 
entjprechende Mehrbelaftung ihrem weſentlichen Theile nad) während der Weber- 
gang8periode überhaupt nicht zur Erſcheinung. Ob es möglid wäre, an die 
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Stelle dieſes Verfahrens behufs Verhütung einer Belaftung der Zukunft mit 
unüberfehbaren Berbindlichketten ein anderes auf vorheriger Anfammlung der 
Entjchädigungsbeträge und einer dem fünftigen Beharrungszuftande entſprechenden 
Abmeſſung der Beiträge beruhendes zu ſetzen, ift, fofern die Eintheilung in 
Gefahrenclaffen als Baſis der Organifation beibehalten wird, ſchon aus dem 
Grunde zweifelhaft, weil jene Einthetilung nicht als eine bleibende, fondern als 
eine nad) Maßgabe der zu machenden Erfahrungen verſchiebbare gedacht iſt, für 
den Fall der Gapitalanfammlung aber bei jpäter eintretenden Aenderungen 
ſchwierige Auseinanderfegungen nicht zu vermeiden fein würden. 

Wenn endlih die Vorlage der Reichsregierung die Grundfäge der Unfall: 
entſchädigung auf Fälle eingetretener gänzlicher oder theilweifer Erwerbsunfähigfeit 
nur infoweit, als die Dauer diefer Erwerbsunfähigkeit dreizehn Wochen über: 
fteigt,, zur Anwendung bringt, bis zur Dauer von dreizehn Wochen aber die 
Fürforge den Krankentaffen zumeift, fo fann mit dieſer Ueberwälzung eines bei 
der Fänge der Friſt ummerhin nicht unbeträchtlichen Theiles der Yaft auf die 
Krankenverfiherung ich mich nicht ohne Weitered befreunden;, die im Princip be: 
feitigte Heranziehung der Arbeiter zur Beitragslaft wird hiermit durch eime 
andere Thür wieder eingeführt und was nod) bedenflicher ift, für einen großen 
Theil der Schädenfälle, die ſich nun unter den übrigen Kranfheitsfällen ver: 
lteren, der urfählihe Zufammenhang mit den eingetretenen Unfällen verwiſcht; 
das öffentliche Intereſſe erfordert aber gerade, daß diefer Zuſammenhang fennt: 
lich erhalten und die Weberficht über die desfallfigen Wirkungen des Betriebs 
gewahrt bleibe; dieſe Ueberjicht gewährt allein die erforderlihen Grundlagen, 
die Beitragspfliht zu den Schädensbeträgen richtig abzumeſſen und die Güte 
des Betriebs nad) der Seite der Verhütung von Unfällen hin richtig zu beur: 
theilen; daß eine ſolche Beurtheilung ftattfinden könne, enthält aber wieder den 
wirkſamſten Impuls für den Unternehmer, für die Sicherheit ſeines Betriebes 
zu forgen. Es ift indeflen ferner mit dem Princip der Gefegesvorlage meines 
Eradıtend unvereinbar, daß mährend des vorbezeichneten Zeitraums die dem 
Arbeiter zu leiftende Entjhädigung nad) dem jehr viel ungünftigeren Maßſtabe 
der Kranfenverficherung bemefjen werden joll; wenn es richtig fein mag, daß 
nicht alle binnen kurzer Friſt heilbaren PVerlegungen, wie fie im tägliden Ber- 
laufe zahlreiher Betriebe vortommen als Unfallſchäden zu characterifiren find, 
fo wird dies doch von Fällen der Erwerböunfähigfeit, die ſich bis zu dreizehn 
Wochen ausdehnen, nicht behauptet werden können. Den Gründen, mit denen 
die Regierungsvorlage jene Ueberwälzung motivirt, vermag ic eine durchſchlagende 
Bedeutung nicht zuzugeftehen. Wenn geltend gemacht wird, daf die Organtfation 
der große Kreiſe umfaſſenden Unfallverfiherungsverbände ihnen die zweckent— 
Iprechende Erledigung der Fälle vorübergehender und fürzerer Erwerbsunfähigkeit 
nicht ermögliche, fo beweift dies eher die Berbeijerungsbedürftigfeit der in Aus: 
fiht genommenen Organifation überhaupt. Ebenſowenig läßt ſich die Belaftung 
der Krankenkaſſe mit jener Gategorie von Unfallihäden damit begründen, daß 
die Arbeitgeber ein Drittel der Beiträge zu jener Krankenkaſſe zu leiften haben, 
da jener Beitrag der Arbeitgeber bereit3 durch das Intereſſe, das fie an dem 
Beſtehen eines geordneten Krankenkaſſenweſens und an der Rückwirkung defjelben 
auf die Erhaltung eines geeigneten Arbeitsperfonald haben, hinlänglich gerecht: 
fertigt wird; überdies ift eine Betheiligung der Arbeitgeber bei Aufbringung der 
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Koften ſchon dadurch geboten, daß denjelben ja die Annahme und Entlaffung 
der Arbeiter ohne Concurrenz des Arbeiterperfonal3 und hierinit in den meiften 
Fällen die Beftimmung über den Eintritt bezw. das Ausjcherden aus dem 
Kafienverbande zufteht. Ob die dur jene innerhalb des Zeitraums von 13 
Wochen bleibenden Kranfheitsfälle entjtehende Belaſtung der Krankenkaſſen in 
der That innerhalb derjenigen Grenzen bleiben würde, wie fie die Motive der 
Regierungdvorlage vorausfegen, halte ich für zweifelhaft, da nad) jetiger 
Lage der Gefeggebung es an einer Gewähr dafür fehlt, daß behufs der im 
Jahre 1881 veranftalteten ftatiftiichen Aufnahme die Unfallihäden mit einiger 
Vollſtändigkeit ausgeſchieden worden find. Aus demjelben Grunde lafjen ſich 
die Schluffolgerungen, die der Verein der deutichen Eifen- und Stahlinduftriellen 
aus den von ihm veranftalteten Erhebungen gezogen hat, keineswegs von vorne— 
nr al3 maßgebende betrachten. 

Es ift aber allerdings richtig, daf die Wirkungen der Unfallverficerung 
ohne gleichzeitige anſchließende Organtjation des Krankenkaſſenweſens unvollftändige 
bleiben würden; ein folder Anſchluß it ſchon aus dem Grunde ein Be— 
dürfniß, weil über der Feſtſtellung, ob ein Schaden ſich als Unfallsſchaden charac= 
terifirt, in der Mehrzahl der Fälle eine mehr oder minder lange Zeit vergeht 
und inzwifchen die Fürforge für den Befchädigten nicht auf fich beruhen bleiben 
fann; in die Lücke hat die Krankenverfiherung auf alle Fälle durdy Uebernahme 
der proviforifhen Fürſorge unter Vorbehalt ihres Nüdgriffs gegen den zum 
Erjag des Unfallſchadens Verpflichteten einzutreten. Aber es ift überhaupt, 
ſchon um eine doppelte Organifation zu vermeiden, zweckmäßig, daß die Hand» 
babung der Fürjorge, jo lange die Krankenpflege ein weſentliches Clement der- 
felben bildet, durch die Krankenkaſſen erfolge, denen und zwar den freien ebenſowohl 
wie den öffentlichen Seitens der Unfallverfiherungsverbände demnächſt für die Auf: 
wendungen Erſatz zu leiften fein müßte; ſoll eine Betheiliguug der Krankenkaſſen 
überhaupt beibehalten werden, fo erfcheint es mir am zwedimäßigften, daß ihnen eine 
Quote jener Aufwendungen bis zu einem gemifjen Zeitmaß zur Yaft gelegt wird. 
Aber e3 befteht ganz abgejehen vom Zufammenhange mit der Regelung der 
Unfallverficherung an fi ein Bedürfniß der Reform des Krankenkaſſenweſens; 
zur Anerkennung eines folchen Bedürfnifies muß jhon die Ermägung führen, 
daß die Entwidelung der Bmangshilfsfafien in der legten Zeit eher Rückſchritte 
als Fortſchritte gemacht hat, die des freien Hilfskaſſenweſens dagegen eine un— 
zureichende geblieben iſt. Es muß dies zu einer ernſten Prüfung der Frage 
führen, auf welchem Wege das Hilfskaſſenweſen einem weiteyen Aufſchwunge 
entgegenzuführen fein wird. 

Die Entfcheidung diefer Frage wird nicht in erfter Yinie von dem Er— 
gebniß einer abftracten Abwägung des Verhältniſſes abhängig gemacht werden 
fönnen, in dem das obligatorifche wie das freie Kafjenwejen zu den Fundamental- 
ſätzen unferer Wirthſchaftsordnung ſtehen; wie in den meiſten Gebieten ſo haben 
wir auch hier keineswegs unbebautes Terrain vor und und die Verhältniſſe 
haben ſich vielfach den beftehenden Inſtitutionen angepaßt; mit den lettern 
haben wir daher zu rechnen. An und für fi) mag es wohl richtig fein, daß 
fi innerhalb des freien Kaſſenweſens leichter Formen finden laſſen, welche der 
Verſchiedenheit der individuellen Verhältniffe ſich anjchliegen und in das beftehende 
Syſtem der Erwerbsfreiheit fi einfügen; indefien haben keineswegs alle Bil- 
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dungen des freien Kaſſenweſens dieje Eigenſchaft und der in der Sachlage ent: 
baltene Zwang ji auch jolden Normen, die den individuellen Berhältnifien 
nur wenig Rechnung tragen, zu unterwerfen, ift hier oft gerade jo groß, wie 
derjenige, welcher aus rechtlichen Vorſchriften entjpringt. Es ift dagegen zuzus 
geftehen, daß ein ſolches freies Kaſſenweſen es zu einer ſehr ausgedehnten Ent— 
wickelung bringen kann und es zu einer ſolchen anderwärts auch thatſächlich gebracht 
bat. Dies beweiſen die in den friendly societies und den trades-unions in 
England hervorgerufenen Organifationen, ebenſo aber die franzöſiſchen societes 
de secours mutuels, deren am 31. December 1880 6777 mit 1 086 276 
Deitgliedern, darunter 938 240 wirkliche — die übrigen waren Ehrenmitglieder — 
beftanden; was diefe Gejellichaften den englifhen an Ausdehnung und Umfang 
nachſtehen, das find fie vielen der legteren an Solidität der Geſchäftsführung 
überlegen. Diefem Ergebniß gegenüber fann es wohl als ein kärgliches Reſultat 
bezeichnet werden, wenn die eingejchriebenen Hilfsfafjen in Preußen Ende 1880 
einen Mitgliederbeftand von rund 123 000 in 559 Kaſſen nachwieſen; dieſe Zahl iſt 
auch flein gegenüber der Mitgliederzahl der auf Grund der Älteren Beſtimmungen 
fortbeftehenden Hilfskaſſen, die trog ihres Zurüdgehens ſeit 1876 fi) Ende 1850 
immer nody auf 716738 in 4342 Kaſſen — belief. Dennoch haben jeit dem ge 
dachten Jahre bejondere Hemmnifje der Ausdehnung der freien Kaſſen nicht entgegen 
geitanden, es ift daher, wenn ihre Entwifelung weitere Dimenfionen nicht angenom- 
men, dies keineswegs auf Rechnung der beftehenden Gejeggebung zu jegen. Die 
Durchführung der Gewerbefreiheit trieb in England und Franfreid wert früher 
zur Bildung eines veichgeftaltigen Aſſociationsweſens, für das ın Deutichland 
neben den im zahlreiben Gebietötheilen fortbeftehenden Innungen fein Raum 
war; auf diefem zumal in England weit in die Vergangenheit zurücdkreichenden 
Prozefje beruht eine Schulung der Nation für die Vereinsthätigfeit, wie jie 
eben nur das Werk langjähriger Entwidelung fein fann. Es fommt hiezu die 
Neigung der wohlhabenderen Klaſſen zu opferwilliger Betheiligung, auf der die 
von den societ6s de secours mutuels erzielten Erfolge zu einem immerhin er- 
beblichen Theile beruhen; Geſchenke, Vermächtniſſe, vor Allem aber laufende Bei- 
träge der Ehrenmitglieder machen von den Einnahmen diefer Gejellihaften einen 
erheblichen Bruchtbeil aus, Das alles find Verhältniffe, die ſich auf Deutichland 
nicht übertragen laſſen. Es ift aber auch möglih, dak an und für fich eine 
geringere Befähigung der deutjchen Arbeiter für die Betheiligung an einem der: 
artigen Vereinsweſen befteht, jei e8, daß der Character der Nation weniger 
hierzu hinneigt, jet e8, daß bei dem erheblichen Untheil, der bei unjeren 
größten und wichtigften Inftitutionen der autoritativen Regelung zufällt, die 
perjönliche Initiative de8 Einzelnen eine minder entwidelte ift. Wie dem aud 
fei: fiher fehlt e8 an allen pofitiven Anhaltspunften für die Annahme, daß 
wenn das auf ftaatlihen Normen beruhende Hilfskaſſenweſen in Wegfall füme, 
diefe Lücke durch das freie Kaſſenweſen aud nur allmählid oder annähernd aus 
gefüllt werden würde. 

Es kann daher meines Erachtens davon nicht die Rede jein, das be 
ftehende obligatoriihe Hilfskaſſenweſen aufzugeben, um die Krankenverſicheruug 
den ungewiſſen Chancen der Entwidelung eines freien Hilfskaſſenweſens zu über: 
lafjen. Aber auf der anderen Seite ift es unmöglich, in der Entwidelung des 
obligatorifhen Hilfskaſſenweſens im jegigen Stadium ftehen zu bleiben. Das 
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Geſetz vom 8. April 1876 macht die Errichtung von Zwangshilfskaſſen ſowie die 
Begründung eines Beitrittözwanges für die Gefellen, Gehilfen und Fabrik: 
arbeiter von einem durd die Gemeindeorgane zu befchließenden Ortsſtatut ab- 
hängig; wenn das Gejeß hierbei von der Erwartung ausgegangen tft, daR 
durch diefe den Gemeindeorganen überlafjene Imitiative irgendwie eine VBerall- 
gemeinerung der Inſtitution zu erzielen fein werde, fo hat fich diefe Erwartung 
nicht erfüllt, da wie in den Motiven zu dem vorliegenden Gejegentwurfe con= 
ftatirt ift, die Zahl der überhaupt erlafjenen Ortäftatute nur 298 beträgt, wovon 
278 auf Preußen, auf ſämmtliche übrigen deutſchen Bundesftaaten dagegen nur 
zwanzig fommen. Die Folge dieſer vereinzelten Anwendung der Befugniß ift 
ein Zuſtand umgeredhter und nadhtheiliger Ungleichheit. Während in den mit 
einem Statut verjehenen Gemeinden Arbeiter und Urbeitgeber zu Beiträgen 
zur Rranfenverfiherung herangezogen werden, werden die entftehenden Koften in 
den anderen Gemeinden, jofern der Verpfleate unbemittelt ift, von den Armen 
fonds getragen; andererjeit3 fann ein Arbeiter, der an einem Ort verfidert 
war, nicht immer darauf rechnen, an einem anderen Orte das Berficherungsverhält- 
niß fortjegen zu fünnen. Aber auch wenn an dem neuen Arbeitsorte Kranfen- 
taſſen beftehen, ſchließen doc ihre Leiftungen häufig fi nicht an die der 
früheren Kaſſe an. Endlich jind die dur dag Gefeg vom 7. April 1876 für 
die vorgejchriebenen Hilfsfaffen vorgefchriebenen Minimalfäge der Unterftügungen 
ganz unzureichend und zwar um jo mehr, je mehr es fid um nad Mafgabe 
der Art ihrer Arbeit beiler bezahlte Arbeiter handelt. Ich halte aber auch 
überhaupt den Grundgedanken des Geſetzes vom 8. April 1876, weldes die 
Einridtung von Ortsſtatuten durch die Gemeindebehörden zur Begründung eines 
Kafjenzwanges weſentlich als ein Mittel behandelt, für die im Wege der Armen- 
pflege zu bewirkende Fürforge für erfranfte Gejellen, Fabrifarbeiter zc. durch 
Beſteuerung derfelben der Gemeinde die erforderlichen Dedungsmittel zu ver: 
ihaffen, nicht für eine richtige; das worauf e8 in erfter Linie ankommt, iſt, 
daß die Fürforge in einer wirkfameren und würdigeren Form al3 das im Wege 
der Armenpflege gefchehen kann, geleiftet werde; die der Vorlage der Reichs— 
rvegierung zu Grunde liegende Idee, die Kranfenverfiherung zu verallgemeinern 
und zugleid) durch Errichtung befonderer Kafjen für die Arbeiter einzelner Er— 
werbözweige und Betriebe den befonderen Berhältnifjen diefer Categorien mög— 
lichſt anzupafien, erfcheint mir demnach al3 eine durdaus berechtigte, ohme auf 
die Einzelheiten des Entwurfs, welcher meiner Anſicht nad) in der Specialifirung 
zu weit geht und der Begründung localer Organifationen bezw. der Erhaltung 
beftehender nicht den nöthigen Spielraum läßt, einzugehen, bejchränfe ich mich auf 
die Bemerkung, daß ich wie ich jchon vorher andeutete die Belaftung der Arbeit— 
geber mit einer Quote der Beiträge auch ohne Anlehnung an das Unfallver: 
fiherungsgefeß für völlig gerechtfertigt halte, da ihr Intereſſe durch die Kranken— 
verfiherung ihrer Geſellen und Arbeiter und den günftigen Einfluß derfelben 
auf die Erhaltung eines ftändigen Perſonals weſentlich gefördert wird. Der 
Rückſicht auf die Entwidelung eines freien Kaſſenweſens wird durd die Bes 
ftimmung, daß die den eingejchriebenen Hilfskaſſen angehörigen Gejellen x. vom 
Beitrittszwange zu den öffentlichen Kaſſen frei bleiben, ausreichend Rechnung 
getragen, wenn es ja auch fein mag, daß der Spielraum, der ihnen gelaflen 
worden, durd die zu erwartende weitere Ausdehnung der obligatorifchen Kaffen 
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eine Verengung erfährt. Wenn biergegen eingewendet wird, daß mit Der Ber: 
allgemeinerung des Zwangskaſſenweſens im Gebiete der Kranfenverfiherung aud) 
die Nachtheile und Härten verallgemeinert werden, weldhe dem Zwange überhaupt 
innewohnen, jo bin ih im ©egenfag hierzu der Meinung, daß durdy die Ber: 
allgemeinerung der Organifation die Härten gerade eine wejentliche Abſchwächung 
erfahren. Es ift ja nicht zu leugnen, daß eine dem Nugen, den die Einzelnen 
von den Kaſſen erwarten, angepaßte und nad dem Maße deſſelben ſich ab» 
ftufende Beitragspflicht ſich bei den obligatorischen Kaſſen nicht völlig heritellen 
läßt und daß e8 etwas Mißliches hat, eine derartige nicht ganz verhältnig- 
mäßige Belaftung, der ſich bei den freien Kaſſen das eintretende Mitglied frei- 
willig unterwirft, zwangsweife aufzuerlegen; es wird namentlich das Verhältniß 
der Beiträge zu den Yeiftungen bei den jüngeren, der Erkrankung weniger aus: 
gejetsten und mit einer Familie nicht verfehenen Mitgliedern ein ungünftigeres 
jein als bei den älteren, bei denen die Erfranfungsgefahr eine größere iſt, und 
melde, weil fie Familie zu ernähren haben, die Hilfe in einer anderen und 
foftjpieligeren Weiſe empfangen: diefe Ungleichheit fteigert fi, wenn die Fürjorge 
der Kaſſe fi) auf Familienangehörige ın Kranfenfällen ausdehnt. Aber dieſe 
Härten, ſofern fie nidyt überhaupt durch die dem Arbeitgeber zur Laft fallende 
Beitragsquote übertragen werden, mildern ſich doch, wenn die Einrichtung der 
Krantenkafjen eine allgemeinere und dauernde wird, dergeftalt, daß der Arbeiter, 
der heute weil ohne Familie und rüftig, über das Verhältnig der ihm gebotenen 
Bortheile hinaus leiftet, feine Entſchädigung darin findet, daß ihm fpäter, wenn er 
fränflicher geworden bezw. mit einer Familie verjehen jein wird, Wohlthaten aus 
der. Kaffenmitglievfhaft zu Theil werden, welche das Maß der von ihm als— 
dann ohne Erhöhung zu leitenden Beiträge überwiegen. Ebenſo ift es richtig, 
daß bet dem durd den Wechſel des Arbeitöverhältniffes bedingten Uebertritt in 
andere Kafjenverbände nicht alle Härten vermieden werden fünnen; indefjen aud 
diefe Härten find bei der Kranfenverfiherung doc weit weniger erheblich als 
bei anderen Zweigen des Verſicherungsweſens, da die Capitalanfamınlung beim 
Krankenkaſſenweſen eine verhältnißmäßig unbedeutende Rolle fpielt und abgejehen 
von der behufs Bildung eined Nejerwefonds eintretenden Mehrbelaftung nur die: 
jentgen Beiträge erhoben werden dürfen, welche zur Ausgleihung der Kranten- 
ſchäden innerhalb beftimmter Zeitperioden dienen. Das Guthaben des einzelnen 
Mitgliedes an den Activen fann, wenn hiernad) verfahren wird, faum ein be 
ſonders beträchtlihes fein, ganz im Gegenfag zur Invaliditäts- beziehungsweiſe 
Alters- und zur Wittwen- und Watjenverfiherung, für welde die Gapital- 
anfammlung von größter Bedeutung ift und deren VBorausfegung dieſe Anz 
ſammlung bildet. 

Ich ftehe hiernach niht an, die Organifation eines Verſicherungsweſens 
innerhalb des Rahmens, wie ihn die von der Reichsregierung vorgelegten Gejeg- 
entwürfe darftelen, al3 völlig vealifirbar anzuerkennen, die Zweifel, denen id 
im Vorftehenden in Bezug auf einzelne Modalitäten der Ausführung Ausdrud 
gegeben, werden das Vertrauen zur Durchführbarkeit jener Reformen überhaupt 
nicht erfchüttern fünnen. Aber jo wichtig diefe Neformen an fi auch find 
und jo ſehr jie mit Recht ald Ausgangspunkt für die übrigen genommen wer- 
den, jo bedeuten fie doch extenfiv wenig, wenn es ſich um Aufjaugung der 
Armenpflege durch die Organtjation des Verſicherungsweſens handelt. Die Sicher: 
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ftellung der Eriſtenz des Arbeiters wird erſt dann eine vollſtändige ſein, wenn 
jene Organiſation die Aufgaben der Invaliditätsverſicherung und der Verſicherung 
der Angehörigen für den Todesfall mit umfaſſen wird; ſo wenig dasjenige gering 
geſchätzt werden kann, was durch Sparſamkeit und twirthfchaftliche Tüchtigleit des 
Einzelnen, durch das Vereinsweſen, durd Stiftungen und private Fürforge, endlich) 
nicht jelten auch durch eine hinlänglich ausgeftattete öffentliche Armenpflege nad) diejer 
Richtung hin im Einzelnen erreicht wird, ſo wird doch das Gefühl behaglicher 
Sicherheit erſt dann ein ganz allgemeines werden und feine mit den Härten des 
Lebens verfühnente Wirkung in den weiteften Kreifen äußern, wenn jene Sicher: 
jtellung in Geſtalt allgemeiner, die weiteften Kreife der Arbeiterwelt umfaljenden 
Einrichtungen gewährleiſtet ſein wird. Mit Recht ift daher von Anfang an auf 
eine die letztgedachten Aufgaben umfchliegende Organifation hingedeutet worden; 
der Schwerpunft liegt in diefem Theile der Frage. Aber wie das Object hier 
ein jehr vielumfafjendes iſt, jo find auch die Schwierigkeiten, die der Löſung 
des Problems entgegenftehen, jehr viel größere; diefe Schwierigkeiten find theils 
in der befonderen Natur der Aufgaben, um welde es ſich hier handelt, theils 
darin begründet, daß der Boden für die Legislatorifche Behandlung nod) weit 
weniger geebnet ift, und Anfänge, die der Berallgemeinerung der Inftitution als 
Baſis dienen fünnten, im Wejentlihen noch fehlen. 

Das Kriterium, welches die Aufgaben der Invaliditäts- und der Wittwen- 
und Waifenverfiherung wie der Unfall und Krankenverſicherung jcheidet, beruht 
vor Allem in dem gänzlich verjchiedenen Charafter der Gefahr, um deren Ab— 
wehr e3 fich bei den erftgedachten beiden Aufgaben handelt. Die Unfalld- und 
Krankheitsverfiherung bezweden Sicherung gegen Schädigungen, welche während 
der Zeit der bezüglichen Beſchäftigung beziehungsmweife während der Lebenszeit 
überhaupt und zwar einmal oder in öfterer beziehungsmeife felbft vielfaher Wieder- 
holung eintreten fünnen; es handelt fih um eine über die ganze Beſchäftigungs— 
bez. Pebensdauer verbreitete, mit dem Eintritt des einzelnen Schadensereigniſſes 
wenigftend in der großen Mehrzahl der Fälle nicht zum Abſchluß gelangende 
Gefährdung. Dem gegenüber find die Schädigungen, welche mit der Invalidität 
beziehungsweije für die Familie mit dem Tode ihres Ernährers eintreten, ein= 
malige und ummiderruflihe, es find foldhe, in denen ſich die Gefährdung con= 
fummirt; aber gerade, weil diefe Schädigungen dauernde find, vepräfentiren 
fie zugleid ein Object von fehr viel umfaffenderer wirthichaftliher Bedeutung. 
Hieraus erhellt daß die Unfallverfiherung, wenn fie ji auf die Zeit der 
gefährdenden Beſchäftigung bezieht, ihre Aufgaben vollftändig erfüllt und 
daß eine auf einen beftimmten Zeitraum oder die Dauer einer beftimmten 
Erwerbsthätigkeit ſich erſtreckende Krankenverſicherung immerhin an ſich von 
erheblichem Werthe iſt. Im Gegenſatz hierzu iſt bei der Invalidität und der 
Berfiherung der Angehörigen für den Todesfall der Werth eines Berfiherungs- 
verhältniſſes, welches nicht bis zum Eintritt des Ereigniſſes geführt wird, 
von geringem oder gar keinem Werthe; lediglich indem es bis zum Zeit⸗ 
punft des Eintritts des Ereigniſſes beſteht, kann das Verſicherungsverhältniß 
ſeinen hauptſächlichen Zweck erfüllen. Während bei der Krankenverſicherung die 
behufs der Ausgleichung der Gefahr erhobenen Beiträge durch die in den 
einzelnen Zeitabſchnitten ſich ereignenden Krankheitsfälle ſich abſorbiren, erfordert 
die Invaliden- und Todesverſicherung die langjährige Anſammlung von Deckungs- 
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mitteln, um den Erſatz des mit dem Eintritt des Ereigniſſes erwachſenden, 
bleibenden und in feinem Umfange jehr erheblichen Schadens zu fichern. Bei 
der Unfall» und Kranfenverfiherung iſt daher eine nur temporäre Zugehörigkeit 
der betreffenden Perfonen zum Verſicherungsverbande entweder überhaupt kein 
Uebel bezw. doch nur ein wenig erhebliches; im Gegenſatz hierzu iſt bei der 
Invaliditäts- und Todesverſicherung das unerlälichfte Erfordernig, daß die Ber: 
fiherung al3 ein dauerndes dem Berficherten bis zum Eintritt der Invalidität 
beziehungsweije bis zum Lebensende folgendes Berhältnig conftituirt werde. Nur 
im Wege diefer Dauer des Berhältniffes kann die umfangreiche Sapıtalanfamın: 
lung, auf der dieje VBerficherung beruht, ihrem Zweck genügen. Macht num aber 
dies (Erforderniß, daß dies Verfiherungsverhältnig als ein dauerndes begründet 
werde, in Gemeinſchaft mit der weit umfangreicheren Capitalanfammlung die Orga: 
nifation der Invaliditätd- und Wittwen- x. Verſicherung zu einer weit ſchwierigeren 
Aufgabe, fo erklärt es ſich ſchon hieraus, daß für dieſe Aufgaben das Terrain 
bisher ein viel weniger bebautes iſt; die beftehende Gejeggebung emthält feine 
Inftitution, die einer Verallgemeinerung der Invaliden- ſowie Wittwen- und 
Waifenverfiherung in dem bier fraglichen Umfange zur Baſis dienen könnte. 
Die einzige Bmwangsorganifation, melde hierher „gehörige Aufgaben verfolgt, 
ift wenn von den auf ganz anderen Borausjegungen beruhenden Penſions— 
und Wittwenfaflen für Beamte abgefehen wird, die der SKnappichaftsfafien. 
In der That ift verfuht worden, diefelbe als Ausgangspunft für eine 
Berallgemeinerung der Invaliden- zc. Verſicherung zu benugen; die Ausdehnung 
diefer Inftitution bildet den Gegenftand des befannten von Herrn Stumm 
geftellten, in der Seſſion von 1879 im deutſchen Reichstage behandelten 
Antrags. ES hatte wohl die Neuheit des Gegenftandes einigen Antheil daran, 
daß der Antrag in diefer Form eine verhältnifunäßig immer nod zahlreiche 
Unterftügung fand und daß aud die Commiffion des Reichstags ſich im Weient- 
lichen auf den Boden deſſelben ftellte; es ift unmöglih, die Momente, welche 
die Knappſchaftskaſſen als befondere, mit der eigenthümlihen Entwickelung 
und ven eigenthümlichen Verhältniſſen der bergbautreibenden Bevölkerung eng 
zufammenhängende Einrichtungen erfcheinen Lajjen, flarer hervorzuheben, al3 e3 
dem Antrage des Herrn Stumm gegenüber damals von dem Commiſſar des 
preußiſchen Handelsminifters, Herrn Nieberding gejchehen ift. Jene Kaſſen haben 
ihre Wurzel in einer oft Jahrhunderte hinaufreichenden Geſchichte, in langer 
Gewöhnung, in der Abgeſchloſſenheit und dem Standesbewußtſein der Berg— 
arbeiter, endlich in der ſtarken Localiſirung des Bergbaues und der relativ 
großen Ausdehnung ſeiner Betriebe, Vorausſetzungen, welche in andern Induſtrien 
meiſt nicht oder nur ſehr bedingt ſich wieder finden. Jene bejonderen Eigen- 
Ihaften de3 Bergbaus beziehungsweife der bergbautreibenden Bevölkerung ver: 
urjahen, dag die mit der Einrichtung der Knappſchaftskaſſen verbundenen 
Härten eher ertragen werden, obwohl fie fih zu nicht unerbeblichen fteigern 
können, Es gehört hierher, daß, um den Verbindlichkeiten genügen zu fünnen, 
Erhöhungen der Beiträge zuläffig find, daß ferner zu gleihem Zweck Herab— 
fegungen der Anſprüche ftartfinden dürfen, daß die vollen echte regelmäßig 
nur Einer Claſſe von Mitgliedern, den ftändigen zuftehen, daß endlich beim 
Ausjheiden aus dem einzelnen Kafjenverbande die Rechte der Mitglieder in 
vielen Fällen erlöſchen, da ihre Uebertragbarkeit durch Cartellverhältnifie keines 


Berfiherungsjwang und Armenverbände. 95 


wegs allgemein und oft nur in unzureichender Weife geſchützt ift; die von den 
ausfcheidenden Mitgliedern gezahlten, ihnen verloren gehenden Beiträge bilden 
einen Theil der Mittel, mit denen die Knappſchaftskaſſen ihren Verpflichtungen 
genügen. Aber jelbft mit Zuhülfenahme diefer Mittel wird die Erfüllung der 
Verpflichtungen aud nur den ftändigen Mitgliedern gegenüber keineswegs überall 
genügend ficher gejtellt, da bei den Knappſchaftskaſſen weder eine getrennte Rechnung 
je nad) den auf die verſchiedenen Zwede der Kranken-, Jnvaliditäts- und Wittwen- 
und Watjenverfiherung bezüglihen Beiträge und Ausgaben ftattzufinden pflegt, 
nody überhaupt die Prüfung der für die Sicerftellung der Berbindlichkeiten 
erforderlihen Deckung durch Gapitalbeftände und fonftige Activa nad) verficherungs:- 
technischen Grundjägen erfolgt; die gegenwärtigen Beiträge der Mitglieder 
dienen zum größten Theil der Dedung von Berbindlichfeiten, die bereit3 in der 
Vergangenheit entftanden find. Die Yaft der Gegenwart wird demnach zum 
he Theil auf die Zufunft abgebürdet; bei diefer Grundlage können die 
mappichaftscaflen zwar in Zeiten des Aufſchwungs und der Erweiterung, ja 
jelbft in Zeiten der Stetigfeit des Betriebes beftehen; dagegen ertragen jie 
ſchwer die Zeiten des Rückgangs; jo hat denn die letzte wirthichaftliche Krifis 
mande Kafjen in arge Bedrängniß gebracht wo nicht ihrem Ruin nahe geführt. 
Wenn nun aud wie die vortrefflichen Vorſchläge des Herrn Hiltrop überzeugend 
darthun, durch Abzweigung bejonderer Krankenkaſſen, durch Annahme eines vatio- 
nelleren Syftem3 für die Abmefjung von Beiträgen und Yaften, durch Aenderung 
des Verhältniſſes der nicht ftändigen Mitglieder und durch Bereinigung der nicht 
leiftungsfähigen Kaſſen zu größeren Verbänden erhebliche Verbeſſerungen möglid) 
find, jo wird doc felbft im Wege diefer Reformen Mangels einer Gewähr für 
den fünftigen Umfang des Betriebes und den dadurch bedingten Zufluß der 
Mitglieder für viele Kaſſen eine abfolute Sicherftellung der Mitglieder ebenfo- 
wenig zu erreichen fein, wie hierdurd eine unbedingte Lebertragbarkeit der An— 
ſprüche beziehungsweife eine Gemährleiftung der Entihädigung für die Fälle des 
Wechſels des Arbeitöverhältnifjes oder des Berufs zu erzielen fein wird. Se 
mehr jonad die Knappſchaftskaſſen fi als eine mit den Befonderheiten des 
Bergbaues eng verwachlene und gleichwohl auch innerhalb diefer Grenzen ihrer 
Anwendung reformbedürftige Einrichtung erweiſen, defto weniger wird es an- 
gängig fein, die Grundfäge diefer Einrichtung, mag die Ausdehnung derjelben 
auf dem Bergbau verwandte Betriebe ja immerhin ein Gegenftand der Dis- 
cuffion bleiben, auf andere Induftrien, bei denen jene Bejonderheiten nicht Plag 
greifen zu übertragen. 

Wenn der Staat von feinem Rechte, die Einzelnen zur Betheiligung 
bei einer in ihrem wie im allgemeinen Wohlfahrtsintereffe für nothwendig 
erachteten Einrichtung anzubalten Gebrauch macht, jo muß er allen gleiches Recht 
und allen gleihe und unbedingte Sicerftellung der ihnen in Ausſicht geftellten 
Leiftungen und Vortheile gewähren. Dieje Sicherftellung muß ſich ebenfowohl auf 
den all beziehen, wo der zur Kaſſen-Mitgliedſchaft herangezogene Arbeiter in 
feinem Arbeitsverhältniffe und in feinem Kaffenverbande verbleibt als auf den 
Fall, wo er von feinem Rechte die Ermwerbsthätigfeit frei zu wählen, durch 
Uebertritt in ein anderes Arbeitsverhältnig oder einen anderen Beruf Gebraud) 
macht; es ift nicht zuläffig, ihm dies verfafjungsmäßige und die ganze heutige 
Wirthichaftsordnung durhdringende Recht indirect dadurd zu verfümmern, daß 
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er für den Fall des Wechſels des Arbeitsverhältnifjes oder der Erwerbsthätig- 
feit überhaupt mit dem Verluſte der durdy die Einzahlung von Beiträgen er: 
worbenen Anrechte bedroht wird; das Ausſcheiden ift ja in einer großen und 
vielleicht der größten Anzahl von Fällen nicht einmal ein freiwilliges, ſondern 
ein durch Betrieböreduction, Betriebseinftelung oder Entlafjung Seitens des 
Arbeitgeberd und jonftigen Gründen hervorgerufenes. Wenn Herr Stumm bei 
Begründung feines Antrags ſich dahin äußerte: „es müſſe der Arbeiter einen 
Bortheil darin finden, feine Fabrit nicht alle Tage zu verlafjen, er müſſe ſich 
nicht al3 Bagabond in der Welt umbertreiben“, jo ift dies ein Ausſpruch, der 
vom Gefichtspunfte eines mit Recht auf ein ſtändiges Arbeit3perfonal baltenden 
und zugleih um das Wohl der Arbeiter beforgten Induſtriellen gewiß zu 
erklären, der jedoch die gegen das Princip der Knappſchaftskaſſen erhobenen 
Ausstellungen zu entkräften nicht geeignet if. Den gedachten Anforderungen in 
Bezug auf die Sicherftellung können die Fabrikinvalidenkaſſen, deren Errichtung 
die über den Antrag des Herrn Stumm eingefegte Reichstagscommiſſion empfahl, 
nicht entſprechen; die Form der Kafjen, welche der Antrag der Commiſſion in 
Vorſchlag bringt, fidhert weder die Yeiftungsfähigteit der Kaſſen bezüglich der im 
Ausſicht geftellten Entihädigungen überhaupt nody die Fortdauer des Anſpruches 
für den Fall des Wechſels des Arbeitöverhältnifies. Die Sicherftellung der 
Leiſtungen, welche die Yebensverficherungsanftalten gewähren, beruht, abgefehen 
von der Größe ihres Vermögens bezw. dem Umfang und der Realifirbarteit 
ihres Actienkapitals, auf der Zuverläfjigkeit ihrer Rechnung, diefe letztere bat 
zwei Vorausfegungen; einmal die Annahme, daß der Kreis ver bet der Gefell: 
ſchaft abgejchlofienen Berjicherungsverträge ein jo großer ıft, daß innerhalb 
deſſelben das Gefeg der großen Zahl wirkt, zweitens die Erwartung, daß die 
einmal in ein foldyes Vertragsverhältnig mit der Gefellihaft beziehungsweiſe 
in die Mitgliedfchaft derfelben eingetretenen Berficherten in dem bezüglichen 
Berhältnig ihrer großen Mehrzahl nad) dauernd verbleiben. Keine dieſer 
Borausfegungen läßt ſich von jenen Kafjen in genügendem Mafe erfüllen, denn 
fie werden immer nur einen relativ engen Kreis von Berficherten umfafjen, einen 
Kreis, der nicht nur nad) Maßgabe der Ausdehnung oder Reduction des Be 
trieb8 überhaupt fondern auch vermöge des individuellen Wechjeld im Perſonal 
ftet3 ein mehr oder weniger fluctuirender fein wird. Den einzelnen ausjcheidenden 
Mitgliedern will zwar der Commiffionsantrag die erwachſenen Anrechte dadurch 
erhalten, daß er das Erforderni ihrer Webertragbarfeit von einer Kaffe auf 
die andere aufftellt; die Eonftituirung einer ſolchen Uebertragbarfeit, welche jchon 
für die fehr viel gleichfürmigere Verhältniſſe aufweifenden Knappſchaftskaſſen 
kaum allgemein realıfirbar ift, wäre hier aber völlig undurdführbar, es würde 
dies den Kaſſen vollend8 jede Möglichkeit nehmen, einen auch nur einigermaßen 
beftimmt abgegrenzten Kreis von Berbindlichfeiten ihrer Berechnung zu Grunde 
zu legen und ein bejtimmtes Verhältniß zwiſchen diefen und den Beiträgen zu 
erhalten. Einer allgemeinen Organiſation der Invaliden wie der Wittwen- und 
Warfenverficherung werden daher derartige auf enger localer oder jonftiger Ab- 
grenzung beruhende Kafjenverbände nicht als Baſis dienen, e3 wird fich vielmehr 
nur fragen können, ob das Ziel im Wege einer große Kreife umfaſſenden freien 
en auf ſtaatlichem Zwang beruhenden genofienfchaftlichen Organifation erreid- 
ar ft. 
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Die freien Kafjen haben in Bezug auf die Ausdehnung oder Befchränttheit de3 
Kreifes, den fie umfafjen müßten, einen etwas weiteren Spielraum als die Lwangs⸗ 
taſſen; vom Standpunkte des Einzelnen aus, der ſich frei über ſeinen Beitritt 
entjcheidet, ift e8 leichter zu beurtheilen, ob Ausſicht vorhanden, daß er in ſeinem 
Erwerbsverhältniß verbleiben werde; es iſt ferner mehr oder weniger ſeine 
Sache, wenn er ſich ihm ungünftigen Conſequenzen für den Fall des Wechſels 
des Arbeitöverhältniifes oder Wohnort3 unterwirft. Dennoch wird, um mit 
dem Geje der großen Zahl arbeiten zu fünnen und die Wirfungen ungünftiger 
Zufallecombinationen möglichſt abzuſchwächen, die thunlichfte Ausdehnung des 
Kreifes auch für die freien Kaffen Grundfag fein müſſen, wie denn aud) die 
englifhen derartige Verfiherungszwede unter ihren Aufgaben zählende Vereine, 
die friendly societies und die Gefammtverbände der trades unions meift eine 
große Mitgliederzahl, die letzteren namentlich alle den Vereinsanſchluß ſuchenden 
Gewerbegenoſſen de3 Königreichs umfaſſen. Ebenjo war es gewiß eine glüdliche 
Idee der Leiter der deutjchen Gewerfvereine, die Invalidenverjicherung auf 
zwet große centrale Kaſſen, die Verbandskaſſe und die Kafje ver Mafchinenbauer 
und Metallarbeiter zu gründen. Dennoh vermag ich, für jo verdienftlic ich 
dies Vorgehen an ſich halte und jo fehr ich die entgegenftehenden Schwierigkeiten 
würdige, aus den Ergebnijfen, welche die „Perle der Gewerkvereine“ im Sommer 
1880 mitgetheilt hat, nicht die Hoffnung zu jchöpfen, daß durch diefe oder 
ähnliche DOrganifationen der Zweck auch nur annähernd volftändig zu erreichen 
fein werde. Ich unterlaffe hier von den englifchen, verfchiedene Aufgaben in ſich 
vereinigenden und auf deutſche Verhältniſſe nicht übertragbaren Vereinsorgani= 
Tationen zu ſprechen; daß dagegen der im Befit der Gewerkvereins-Invalidenkaſſe 
befindliche Gapitalfonds von 320 000 Mark für die Penfionsanfprüde von 
8300 Mitgliedern aud im Verein mit dem Schägungswerth der zu erwartenden 
Beiträge die erforderliche Sicherheit gewährt, muß bezweifelt werden; nad) 
dem von Herren Behm erftatteten Gutachten müßten um diefe Sicherheit zu 
erzielen, die Beiträge auf das Dreifahe des urfprünglichen inzwifchen ſchon ver= 
doppelten Satzes erhöht werden. Sofern behufs Erhöhung der Sicherheit auf 
einen vermehrten Zufluß von Mitgliedern gerechnet wird, ift dies ein Factor, der 
fi) al3 eine gänzlid) unbeftimmte Größe caracterifirt, da auf das Maß der Be- 
theiligung bei jenen Kaſſen die mannigfachften Momente Einfluß haben; ins- 
befondere ift e8 Die zur Zeit umüberjehbare weitere Entwidelung der Gewerf- 
vereine überhaupt, melde für den Umfang jener Betheiligung in erfter Yinie 
bedingend fein wird. Aber aud wenn jene Kafjen für die in Ausficht geftellte 
Invaliden - Verforgung volle Sicherheit böten, würden doch andere Diomente 
einer erheblich weiteren Ausdehnung ihrer Wirkfamteit entgegenftehen. Die beiden 
Invalivdenfafjen der Gewerfvereine beſchränken ji) auf die Gewährung von 
Renten für den Fall der Invalidität; eine Rejervirung des Capitals findet eben- 
jowenig ftatt als die Wirkjamfeit der Kaſſen auf die Verficherung der Ange: 
hörigen ausgedehnt worden ift. Für die große Mehrzahl der Gewerbegenofien — 
es find die mit Yamilie verfehenen — hat die Invalidenverſicherung ohne gleich⸗ 
zeitige Wittwen- und Waiſenverſicherung nur einen unvollkommenen Werth; 
würde dagegen dieſe letztere Verſicherung mit eingeſchloſſen, ſo würden die Beiträge 
einen für viele Mitglieder unerſchwinglichen Betrag erreichen. Die zu jenen 
Kaſſen zu leiſtenden Beiträge, deren Abſtufung nach einem complicirten Alter— 
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und Individualverhältniſſe berüdjichtigenden Tarıf die Betheiligung vorausſichtlich 
weiter verringern würde, müſſen hohe fein, weil gerade bei ihnen der zettige 
Beitritt der Mitglieder im Allgemeinen jelten fein wird; daß der Beitritt in 
jüngeren d. h. in denjenigen Jahren, in denen der Eintritt der Unterftügungs- 
bedürftigfeit am fernften und Mangels einer zu ernährenden Familie die Leiftungs: 
fähigkeit am größten fein wird, fi für jene Kafje in irgend welcher Allgemein: 
heit ficherftellen lafjen werde, halte ich für gänzlich unwahrſcheinlich, wenn es 
ja auch nicht geradezu ausgejchlojfen fein mag, daß in einzelnen engeren gewerb- 
lichen Kreiſen das berufsgenofjenfchaftlihe Bewußtſein fich kräftig genug entwidelt, 
um einen entfprechenden Drudf auf die Betheiligten zu üben; dem Einfluß eines 
ſolchen Bewußtſeins verdantt der Unterftügungsverein der deutſchen Buchdrucker feine 
Stärke. Daß in der Periode der größten Rüſtigkeit und Kraft die Anwandlungen 
des Gedanfens an fünftige Fürforgebedürftigfeit gerade am feltenften find, iſt ein 
in der menſchlichen Natur begründeter Zug; auch in den mit einer höhern Bildung 
ausgeitatteten Klaſſen der Gejellihaft, die doch mehr mit der Zufunft zu rechnen 
gewohnt find, tft Doc in jener Lebensperiode eine Vorjorge für das Alter durd: 
aus ungewöhnlid. Würden wir e8 nicht faft al3 eine Verirrung betraditen, 
wenn ein junger Mann etwa während feines Univerfitätslebens ſich bereits mit 
der Sicherung feines Alters und feiner Wittwen und Waiſen befhäftigte? So 
wenig Daher dem freien Kaſſenweſen für die Aufgabe der Invaliditätsverjicherung 
innerhalb begrenzter Kreife die Fähigkeit weiterer Entwidelung abgeſprochen 
werden joll, jo wird doc eine Verallgemeinerung dieſer Verſicherung im einem 
für die engere Begrenzung der Armenlaft fühlbaren Maße auf diefem Wege nit 
zu erzielen fein. 

Es bleibt daher die Idee großer, weite Kreife in ſich begreifender Zwangs— 
fajlenverbände in Erwägung zu ziehen. Die Aufgabe folder Berbände müfte 
die Wittwen- und Waijenverficherung mit umfaſſen; es iſt nicht richtig, daß 
wie Behm meint die Verknüpfung der Invalidität: mit der Wittwen- um 
Waiſenverſicherung eine unnöthige Erjchwerung der Aufgabe enthalte. Der Ein 
zelne, dem die freie Wahl zufteht, mag nad) feiner individuellen Auffaſſung oder der 
Lage feiner Berhältnifje der Invalidenverſicherung vor dev Wittwen- und Waifen: 
verfiherung den Vorzug geben und ſich für die erftere entjcheiden: aber es wird 
das Gefeg diefe Wahl nicht für ihn treffen dürfen, da e8 jonft Gefahr laufen 
würde, die Mittel des Berficherten demjenigen Zwed zuzuführen, welcher feinen 
perfönlihen Bedürfniffen in geringerem Maße dient. Wenn num aus diejer 
Miteufnahme der Wittwen- und Watjenverficherung in den Aufgabenfreis eine 
Bermehrung der finanziellen Schwierigkeiten erwächſt, fo unterliegt nad) anderer 
Richtung bin die Aufgabe der Invalidenverfiherung,, wenn jo große Verbände 
fie in die Hand nehmen follen, einer ferneren Erſchwerung. Die Wahl 
folder Verbände zur Baſis der Drganijation nöthigt, wie neuerdings Göbel 
in feiner mir ihrer Richtung nad ſympathiſchen Schrift treffend ausführt, 
mehr oder weniger dazu, Die Invaliditäts- durch eine Altersverficherung 
zu eriegen, da Genofienihaften, auf je weitere Gebiete und Kreiſe fie fi 
ausdehnen, in defto geringerem Maße befähigt find, die Thatjache der In— 
validität zu conftatiren und in ihrer Fortdauer zu prüfen; es ıft dies ſchon 
ſchwierig, wenn e3 ſich um berufsgenoſſenſchaftliche Verbände handelt, nod 
jhwieriger aber, wenn der Berficherungsverband die Angehörigen eines Localen 
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Gebiets ohne Abgrenzung durch berufsmäßige Qualification umfaßt. Denn in 
jenem Falle handelt e3 ſich in erfter Linie um die Feftftellung der Unfähigkeit 
für den beftummten Beruf, eine Yeftftellung, für die meift noch einzelne techniſch 
feftzuftellende Momente einen gewiffen Anhalt geben; im zweiten Falle hat die 
Eonftatirung fi darauf zu beziehen, inwieweit der Verficyerte zur Ausführung 
einer Erwerbägelegenheit überhaupt unfähig geworden tft; dieſe legtere Frage 
aber wird häufig nur im Wege einer auf längere Beobadytung geftügten Prüfung 
aller einjchlägigen Berhältniffe zuverläffig beantwortet werden fünnen; zur Bor: 
nahıne einer folhen Prüfung find engere, bei der Entſcheidung des bezüg- 
lichen Falles intereffirte Kreife allein völlig geeignet. Auch durch den Vorſchlag 
Schäffles, welcher für die nad feinem Plane einzurichtenden großen berufs- 
genojjenfhaftlihen Corporationen die gedachte Prüfung den engeren Verbänden 
‚der von ihm al3 Bafis gedachten Krankenkaſſen übertragen und diefe, um ihr 
Intereſſe rege zu erhalten, durch Auferlegung eined Aufgeldes oder einer zeit 
weiſe zu leiftenden Quote der Koften, an der Yaft des einzelnen Penfionsfalles 
betheiligen will, werden jene Schwierigfeiten kaum völlig bejeitigt werden; denn 
entweder wird jener Antheil der Koften jo gering bemejien fein, daß er einen 
wirfjamen Impuls zu jorgjamer Prüfung für den engeren Verband nicht enthält, 
oder es werden bezüglicd der kleineren Verbände mehr oder weniger diejelben 
Nachtheile jich ergeben, die, wie ich vorher ausführte, von Penfionskaffen, die 
nur enge Kreife umfaſſen, nicht zu trennen find. Soweit aber die Jnvaliden- 
verficherung durch eine Altersverficherung, d. h. durch eine mit Erreihung einer 
gewiſſen Altersgrenze eintretende Penſionirung erjegt werden muß, werden aller- 
dings die Wirkungen der Einrihtung weſentlich verſchlechtert, da Invalidität 
und Erreihung eines beftimmten Alters ſich keineswegs deden; jedenfalls bleibt 
bet einer joldhen Umwandlung das Bedürfnig beftehen, für Fälle vorzeitig 
eintretender Invalidität durch befondere ſich an jene Alteröverjicherung an— 
ſchließende Einrichtungen zu forgen. 

Jene auf weite Kreife und große locale Gebiete ſich ausdehnende Kafjen, 
welche hiernady die Aufgaben der Invaliditäts- beziehungswerfe Alter: und der 
Wittwen- und Waifenverfiherung in ihrem Wirkungskreiſe zu vereinigen hätten, 
fünnen num zweierlei Art fein: fie können berufsgenofjenfchaftliche d. h. nur Mit: 
glieder einer beftimmten, durd ihre Erwerbsthätigfeit gegebenen Qualification um: 
faſſende Verbände oder Verbände allgeineiner Art fein, dergeltalt, daß fie die 
Angehörigen des betreffenden localen Gebiets ohne Rüdjicht auf ſolche Qualification 
in fid) begreifen. Die bisherige Entwidelung bietet am erjten Anhaltspunkte für 
berufsgenofjenjchaftliche Organifationen ; dennoch wird auf dieſem Wege cine Ber: 
allgemeinerung der Invaliditätsverſicherung in der hier in Rede ftehenden Aus: 
dehnung nicht erreicht werden fünnen. Denn es ift überhaupt nur ein be= 
ſchränkter Theil der zu den arbeitenden Klafjen gehörigen Bevölferungsfreife der 
Zufammenfalfung in ſolche berufsgenoſſenſchaftliche Corporationen fähig; vielleicht 
läßt nicht einmal der größere Theil der dem fogenannten skilled labour an— 
gehörigen Arbeiterwelt ſich in derartige Organifationen vereinigen; handelt es 
fih aber um genofjenfchaftliche Verbände, die nur einen Theil der arbeitenden 
Klaffen in fih zu begreifen beftimmt find, fo entipringen wieder hieraus nicht 
unerheblihe Schwierigkeiten. Zunächſt ergeben ſich folde in Betreff des Requiſits 
der Schadloshaltung derjenigen, welche ın Folge eines Wechſels und der Art 
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ihrer Erwerbsthätigfeit aus dem betreffenden Verbande ausjcheiden: eine Sicher⸗ 
ſtellung dieſer Schadloshaltung durch das Princip der Uebertragbarkeit muß für 
alle diejenigen Fälle ausgeſchloſſen bleiben, in denen der Uebertritt in ein Erwerbs— 
verhältniß erfolgt, für das Verbände der vorbezeichneten Art nicht eriftiren. 
Andere Schwierigkeiten liegen auf finanziellem Gebiete. Bon den Berthei- 
digern der berufsgenoſſenſchaftlichen Verſicherungsverbände wird, ſoweit ich über— 
ſehe, nahezu mit Einhelligfeit ein Zufhuß aus Staatsmitteln oder fonftigen 
öffentlichen Fonds als eine Vorausfegung der Realifirbarfeit diefer Organiſationen 
bezeichnet, die durch Beiträge der Arbeiter und Arbeitgeber allein nicht erhalten 
werden fünnen. Soweit ich nun davon entfernt bin, die Zuläſſigkeit derartiger 
Zuſchüſſe im Princip meinerfeit3 in Zweifel ziehen zu wollen, jo ift es für mid 
in conereto dody eine Vorausfegung diefer Zuläffigfeit, daß die Zuſchüſſe der 
Arbeiterwelt beziehungsweife den ärmeren Klafjen überhaupt, nidht aber nur 
einem Theile derjelben und zwar gerade demjenigen Theile zu Gute fommen, 
der, weil in verhältnigmäßig beijern Erwerbsverhältniſſen, relativ diefer Unter: 
ftügungen am menigften bedarf; gerade diefe an und für fich beijer geftellten 
Elemente wären es, die ſich in den berufsgenofjenichaftlihen Zwangsverbänden 
vorzugsweiſe vereinigen würden. ALS die Vorbedingung, von der daß Eintreten 
mit Staatszuſchüſſen abhängig gemacht werden müßte, erjcheint mir daher die 
Einreihung des gejammten Arbeiterjtandes in die Organifation der berufs— 
genoffenihaftlihen Zwangsverbände, eine Ausdehnung diefer Organiſation, wie 
fie nad) dem joeben Gefagten unrealijirbar if. Sind aber die berufsgenofjen= 
ihaftlihen Verbände allein auf die Beiträge ihrer Mitglieder beziehungsmeife 
der Arbeitgeber verwieſen, jo Liegt Ichon hierin, daß diefe Organijation, mag 
fie auch für gewiſſe begünftigte und unter gleichartigen Verhältnifien fich be 
wegende Jnduftrieen eine Zufunft haben, eine Berallgemeinerung der Invaliden⸗— 
beziehungsweife Alterd- und Wittwen- und Watfenverfiherung, wie fie behufs 
Auffaugung der öffentlichen Armenpflege zu einem nennenswertben Theile nötbig 
wäre, ſchwerlich wird herjtellen fünnen. 

Im Gegenfage zu den berufsgenofjenfchaftlihen Verbänden ift in dem 
Behm'ſchen Gutachten die Bildung lediglich Localer, von Berufsunterjchieden ab- 
jehender größerer Kaffenverbände als Ziel hingeſtellt worden; nad) ähnlicher Rich⸗ 
tung hin bewegen ſich die Vorſchläge, die Herr Kalle das verehrte Mitglied 
dieſes Vereins in ſeinem Gutachten, und Herr Göbel, erſter Bürgermeiſter 
der Stadt Naumburg a. ©. in ber vorhererwähnten Brochüre gemacht haben; 
der erftere befürwortei Kaffen, deren Bezirfe fich thunlichft an die politifche 
Eintheilung anſchließen, der letztere die Einrichtung einer das ganze Gebiet des 
Neiches umfaffenden Reichspenſionskaſſe. Nach beiden Vorſchlägen ſoll der Ab- 
grenzung der dem Kafjenzwange unterworfenen Perſonen die weitefte Ausdehnung 
gegeben werden; demnoch haben die Schwierigkeiten, welche theil3 die confequente 
Geftaltung und. Durchführung der Abgrenzung, theils die Realifirung bes Kaſſen— 
zwangs überhaupt hat, in diefen Vorjchlägen eine Erledigung nicht erfahren, 
ebenjowenig ift das Problem nad) der financiellen Seite hin genügend gelöft 
worden. Was die Schwierigfeiten der Abgrenzung anlangt, jo hat fidy über 
diefeldben mit Bezug auf die von der Reichstagscommiſſion befürmworteten 
Fabriffaffen Sartorius von Waltershaufen in feiner vor einiger Zeit 
erichienenen lehrreichen Schrift über Invalidenverſorgung in treffender Weife 
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verbreitet; auch bei den Borfchlägen Kalles und Göbels kehren ſolche 
Schwierigkeiten wieder. Herr Kalle will den Beitrittäzwang im Princip und unter 
Borbehalt detaillirterer Abgrenzung auf Alle ausdehnen, die ein gewifjes zu ihrem 
Unterhalt ausreichendes Vermögen nicht nachweiſen können, ſelbſt auf unverhetrathete 
Arbeiterinnen, denen aber im Falle der Verheirathung eine Entjhädigung für die eine 
gezahlten Beiträge zurücdgewährt werden fol; es würde hierdurd) namentlich die 
Ungerechtigfeit entftehen, daß diejenigen Berfonen, welche feinen zu einer Beitrags- 
quote mit heranzuziehenden Arbeitgeber haben, deſſen ihnen wohl oft unerſchwing⸗ 
lichen Antheil mitzuleiſten haben würden; es würde aber auch die Beitreibung 
gegenüber ſolchen, bei denen ſie durch Lohnabzug nicht bewirkt werden könnte, 
meiſt ganz unausführbar bleiben. Göbel ſtellt ſich die Sache ſo vor, daß die 
den unteren Steuerſtufen angehörigen Perſonen, nachdem ſie das vierundzwanzigſte 
Lebensjahr zurückgelegt, zum Beitritt verpflichtet ſein ſollen, ſofern ſie nicht den 
von ihm bezeichneten zahlreichen Ausnahmecategorien angehören. Die Beitritts— 
pfliht an diefe VBorausfegungen zu fnüpfen, halte ich aber für ganz unmöglid): 
e3 würde damit Jemand vermöge de3 Umftandes, daß er einmal der betreffenden 
unteren Steuerftufe angehört hat, hierdurch mit der Kafjenmitglievfchaft für fein 
ganzes Leben behaftet werden; es würden ferner alle diejenigen, welche zu einem 
jpäteren Beitpunfte in jene untere Stufe und in die nicht befreiten Categorien 
eintreten, von diefem Zeitpunfte an fafjenpflichtig werden und zwar, damit 
die Kaſſe für die Erfüllung ihrer DVerbindlichkeiten leiftungsfähig bleibe, mit 
entiprechenden höhern Beiträgen herangezogen werden müflen; jo würden 
beifpiel3weiie, da Dienftboten der Regel nad) befreit bleiben follen, die Knechte 
auf dem Yande nicht beitragspflichtig und erft fobald fie Tagelühner würden, 
dem Kaflenzwange unterworfen fein, dann aber mit höheren Beiträgen ſich zu 
betheiligen haben, es ſei denn, daß beabfichtigt mürde, den Perfonen, welche bei 
Vollendung ihres vierundzwanzigiten Lebensjahres zu einer befreiten Categorie 
gehören, die Befreiung für ihr ganzes Leben zu erhalten; damit würde die 
Eigenſchaft der Kaſſe als einer allgemeinen dann wieder gänzlich durchlöchert 
werden. Aufgabe der Verwaltung würde es fein, für jede einzelne Berfon dem 
Wechſel ihrer die Kafjenpflicht begründenden, beziehungsweiſe aufhebenden Ver— 
hältnifie zu folgen, ja e8 würden, da nad) Göbels Vorſchlägen unverfchuldete 
Ausfälle auf die ReichSkaffe übernommen, Perjonen aber, die wegen Unwirth- 
ſchaftlichkeit, Lüderlichkeit u. j. w. ihre Beiträge zu leiſten außer Stande find, 
aus der Kafje ausgeftogen werden follen, die Behörden mit einer Fülle indivi— 
dueller und zugleich tiefeingreifendfter Entſcheidungen belaftet werden, fir welche 
hier völlige Unzureihlichfeit nur zu bald hervortreten würde. Muß fid) aber 
die Unzureihlichfeit der Verwaltung ſchon diefen Anforderungen gegenüber here 
auftellen, jo wird dies noch mehr der Fall fein, wenn eine Verhältnigmäßigkeit 
zwiichen Beiträgen und Yeiftungen einerjeits und dem individuellen Bedürfniß 
andrerjeit3 erhalten werden fol. Denn bei der überaus großen Berjchiedenheit 
der Ansprüche, wie fie auch innerhalb der untern Steuerklafjen die Lofalen und 
die individuellen Erwerbsverhältniſſe zur Folge haben, kann nicht ein gleiches 
Maß der Perſonen und Beiträge für Alle feftgeftellt werden, ſondern es wird 
eine jener Verſchiedenheit Rechnung tragende Abftufung ftattfinden müſſen; da 
nun aber Aufenthalts: und Erwerböverhältnifje nicht die gleichen bleiben, fondern 
vielfachen Wechfel unterliegen, jo wäre, wenn diefem Wechjel bei Fefiftellung der 
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Beiträge u. |. w. Rückſicht gefchenft werden follte, eine unendliche Zahl von Herab- 
jegungen, Erhöhungen und dadurch gebotene Umrechnungen nicht zu vermeiden, eine 
Gejhäftslaft, gegen welche die gegenwärtig mit der Handhabung der Armenpflege 
verbundene garnicht in Betracht kommen würde. Schon wegen diefer Schwierig: 
feiten halte ich diefe Projecte jo wie fie vorliegen, für undurhführbar, aud 
wenn von den ihrer Wealifirung entgegenftehenden financtellen Schwierigkeiten 
und namentlich von der Frage abgefehen wird, wie die Beiträge innerhalb der 
jo ausgedehnten Kreife in irgend einer Allgemeinheit noch erſchwinglich bleiben. 
Was nun diefe Erſchwinglichkeit anlangt, fo find die Anfäge von Kalle wie 
die Behmfchen Ausführungen darthun, zu niedrig gegriffen; dem entfprecend 
find denn auch den Berechnungen Göbels viel höhere Säge zum Grunde gelegt 
worden. In weldem Durcdjchnittsbetrage jedoch die Beiträge zur Erhebung 
gelangen, wird im Wejentlihen von dem Alter abhängen, in weldem der Bei— 
tritt im Allgemeinen als gefichert betrachtet werden fann; Kalles Anficht, das 
der Beitritt in vielen Fällen jhon im Alter von 14—17 Jahren werde erfolgen 
fönnen, halte ich für eine viel zu fanguiniihe, da in dieſen Jahren, melde 
häufig in die Lehrzeit fallen, abgejehen von wenigen begünftigten Gegenden 
Deutjchlands der Verdienft ein geringer zu fein pflegt; aber auch die Annahme 
Göbels, daß das normale Beitritt3alter auf das vier und zwanzigfte Yebensjahr 
werde feftgefegt werden fünnen, jcheint mir nach Göbels eigenen Aufftellungen 
zu günftig gegriffen, da gerade in diefem Yebensalter viele Perfonen in Yebens- 
ftellungen wie Gefindedienft u. ſ. w. ſich befinden, für welche Göbel jelbft Befreiung 
von der Beitragspfliht in Anjprudh nimmt. Es ıft daher auch Göbel der 
Meinung, daß die Durhführung diefer Berficherung ohne jehr erhebliche Zuſchüſſe 
der Gemeinden, des Staat3 oder Reichs nicht gefichert werden fünne. Wenn ic 
num aud, wie vorher bemerkt, Fein grundfäglicher Gegner derartiger in einem 
gewiſſen Berhältnig zu den eignen Leiftungen der Arbeiter gewährter Zufchüffe bin, 
jo würde doch eine fo umfafjende Betheiligung öffentlicher Fonds, wie fie Göbel 
und in nod höheren Maße in einem im Winter im Berliner Verein für Volks— 
wirthihaft gehaltenen Vortrage Herr Schüd in Anfpruh nimmt — danach 
würden etwa die Berficherten Y/,, die Arbeitgeber °/,;, das Neid; oder der Staat ?/; 
de3 Bedarfs aufzubringen haben — das Verhältniß zu verfehren und der Ein- 
rihtung mehr und mehr den Charakter einer ftaatlihen Penfiontrung der Arbeiter 
zu geben nur zu jehr geeignet fein. Die nachtheilige Rückwirkung einer ſolchen 
Einrihtung auf die eigene Thätigfeit der Arbeiter würde ſchwerlich ausbleiben, 
und würden damit die nad diefer Richtung hin an die Jnvalidenverforgung 
gefnüpften Beſorgniſſe ſich rechtfertigen, wie fie neuerdings auch in induftriellen 
Kreifen einen bezeichnenden Ausdrud gefunden haben. 

Die bis jegt in die Deffentlichkeit getretenen Projecte rechtfertigen hiernach nicht 
die Erwartung, daß die Berallgemeinerung der Invaliden- und Wittwen- bezw. 
Waijenverfiherung durd) Organtfation obligatorifcher Kaffen in naher Zukunft zu 
erreichen fein werde; zur Zeit fehlt es an Borfchlägen, welche mit der gebotenen 
Nüdfiht auf die in unferer Wirthſchaftsordnung begründete Erwerböfreiheit die- 
jenige auf die Leiftungsfähigfeit der Kaffen und die Erſchwinglichkeit der Beiträge 
genügend vereinigten. Dies Ergebnig wird fiher nicht davon abhalten dürfen, 
mit Verſuchen weiterer Combinationen fortzufahren; die Erreihung des Zieles 
ſchon jett entmuthigt aufzugeben, Liegt um fo weniger Anlaß vor, als ja erft 
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feit verhältnigmäßtg kurzer Zeit die öffentliche Aufmerkfamteit jenem wichtigen 
Problem ſich wieder zugewendet bat, und e3 ſomit fein Wunder wäre, wenn die 
Eventualitäten dejjelben noch nicht nach allen Seiten hätten ergründet werden 
fünnen. Dennod hat die Erkenntniß der entgegenftehenden Schwierigkeiten ihren 
Werth; diefelben werden von vielen Seiten offenbar unterſchätzt. Manches der 
Projecte, die jest jo hoffnungsvoll emporjprießen, erinnert mich an einen Schmied, 
den ih in meiner Jugend kannte, und der, nachdem er fich in feinem Fache 
tüchtig bewährt, ein Perpetuum mobile erfunden zu haben glaubte, nur daß 
nod) ein Rad an der Maſchine fehlte, aber er ftarb, ohne das Rad gefunden 
zu haben. Auch in jenen fo raſch auftauchenden ‘Projecten bleiben noch ſolche 
Räder einzufegen; das Verdienft, Projecte diefer Art aufzuftellen, wird nur da— 
dur ein ganz vollfommenes, daß nicht nur Idee und Richtung, fondern aud) 
Mittel und Wege der Durchführung angegeben werden. So lange nit in 
diefer Weife der Beweis der Durhführbarfeit in vollftändiger Weiſe geführt 
wird, werden wir, ohne damit am Gelingen überhaupt zu verzweifeln, doch 
immerhin mit der Hoffnung, das Ziel in gewünfchter Ausdehnung zu erreichen, 
noch ſparſam umzugehen, wir werden aud mit der Möglichkeit, daß das gewünjchte 
Ergebniß nicht oder nicht im vollen Umfange fid) werde erzielen laſſen, zu 
rechnen haben. 

Läßt aber auf die Frage, warn und in welchem Maße wir auf den bezeichneten 
Wegen zu einer VBerallgemeinerung der wichtigften Zweige der Arbeiterperjicherung, 
der Invaliden- und der Wittwen- und Warfenverficherung gelangen werden, ſich zur 
Zeit eine beftimmte Antwort nicht geben, jo bleibt zu unterſuchen, ob es nicht andere 
Wege giebt, auf denen die Erfüllung der Aufgabe, wenn aud in beſcheidenerem Um— 
fange ficher geftellt, bezw. eine Ergänzung der verbleibenden Lücken erftrebt werden 
ann. Im Borftehenden ift lediglich der genofjenjchaftlihen Organtjation des Ber: 
fiherungsmwefens gedacht worden; auf einem anderen Princip beruhen die Alters: 
Verſorgungs- oder AltersrentenzAnftalten, welche fi) mit der Gewährung von 
Alters-Nenten gegen frühere Einzahlungen befafien; einzelne der bezüglichen An— 
ftalten laſſen für den Fall, daß der Einzahler diefe Modalität vorzieht, eine 
Refervirung des eingezahlten Capital3 zu und wenden je nachdem der eine oder 
andere Modus beliebt wird, einen zweifahen Tarif an: erfolgt die Einzahlung 
mit vorbehaltenem Capital, jo wirft die Anftalt in der Hauptſache als Spar— 
Inftitut; im andern Falle, d. h. wenn auf das Capital verzichtet wird, erhält 
aud; das Element der Berficherung einen größeren Spielraum, indem die Ein— 
zahlungen der verfterbenden Mitglieder den Berbleibenden zumachen; bei dieſer 
Methode iſt daher der Tarif ein gegen den der erfteren beträchtlich niedrigerer ; 
die Ausweiſung der Entihädigung in Yebensrenten giebt in beiden Fällen dem 
Geſchäft zugleih den Charakter des Leibrenten-Vertrags. Eine jolde Anitalt 
umfaßt die englijhe mit dem General-Boftamt in Beziehung geſetzte Staat3- 
renten⸗Verſicherung; hierher gehören ferner die franzöfiihe caisse des retraites 
pour la vieillesse, die im Jahre 1858 gegründete Kgl. Sächſiſche Altersrenten- 
bank, die öffentlihe Stiftung der Kaifer Wilhelms-Spende, endlich verſchiedene 
Privat-$nititute. Bon diefen Anftalten hat es die engliiche Altersrenten-Verſiche— 
rung bisher nicht zu einer umfangreichen Wirffamkeit bringen können, was wohl mit 
Recht der großen und erfolgreichen Concurrenz der Privat-Verſicherungsgeſellſchaften, 
der friendly societies und der trades-unions, namentlich aud) den günftigen 
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Bedingungen, welde diefe Anftalten dem niedrigen Zinsfuß der Staats-Renten 
gegenüber gewähren, zugejchrieben worden tft; zu melden Ergebniljen das Erleih- 
terungen gewährende Geſetz von diefem Jahre und die Anftrengungen des uner: 
müdlichen Fawcett führen werden, bleibt nody abzuwarten. Dagegen jcheint e3 
mir, daß mein verehrter Correferent, Herr Lammers, in feinem bei der vor 
jährigen Berfammlung des deutichen Bereins für Armenpflege gehaltenen Bor: 
trage die Wirkſamkeit der caisse des retraites zu ungünftig beurtheilt bat, 
indem er auf den geringen Bruchtheil Bezug nimmt, den unter den Renten 
fäufen die auf directen Einzahlungen beruhenden ausmachen; die Einzahlungen 
der den ärmeren Klaſſen angehörigen Perfonen find meift unter den collectiv 
geleifteten und zwar vorzugsweife unter den durch die soci6tes de secours 
mutuels bewirften enthalten; daß diefe Einzahlungen nicht ganz unbedeutende 
find, ergtebt fi aus dem Gefammtbetrage derjelben, der am Ende des Jahres 
1880 für Die societes approuvdes allein 150048647 Fred. betrug, zu 
welchem Betrage noch die jährliche Staatsfubvention von 500 000 Fres. hinzutrat; 
der gefammte zur Sicherftellung von Alters-Penſions-Anſprüchen hinterlegte 
Bonds belief ſich bei den gedachten Gejellfhaften am 31. December 188 auf 
38113046 Fred. 01 CEts. Wenn nun gleihwohl die Zahl derjenigen Mit: 
glieder der soci6tes approuvees, welche fi im Genuß ihrer angewiejenen 
Penfionen befanden, im Jahre 1880 erft 12075 erreichte, jo erflärt ſich das an- 
ſcheinend daraus, daß die gefammte Entwidelung ſich noch) in ihren Anfangsftadien 
befindet, daher für die bei Weitem meiften Penfionen das den Genuf; derjelben 
bedingende Ereigniß noch nicht zur Wirklichkeit geworden ift; für die Zufunft 
ift eine große Dimenjionen annehmende Eutwidlung um jo mehr zu erwarten, 
al3 ſämmtliche Namens der Geſellſchaften in die caisse des retraites ftattfindenden 
Einzahlungen foweit mir befannt mit rejervirtem Capitale erfolgen, jo daß das 
nad) dem Tode des Penſionsempfängers zur Geſellſchaftskaſſe zurückkehrende 
Capital für weitere Berleihungen von Penſionen disponibel wird. Es war 
eben, nachdem der Organijation der Hilfsgeſellſchaften durch Napoleons II. 
gejetgeberifche Initiative im Jahr 1850 ein fo erheblicher Aufſchwung gegeben 
worden, zunächſt der Unterbau einer freien Kranfenverfiherung weitefter Aus: 
dehnung zu vollenden; auf der Bafis defjelben fann um jo jicherer die In— 
valtditätd- und Alter3:Verfiherung zur Entwidlung gelangen. Zwed der Geiet- 
Entwürfe, welche das Miniftertum de Freycinet im Frühjahr der Kammer vor: 
legte, {ft e8, die Organifation der societes de secours mutuels für die Zwecke— 
der Altersverfiherung weiter auszubilden, diefer Aufgabe erhöhte Zuſchüſſe aus 
Staatdmitteln zuzumwenden und der mißbräuchlichen Verwendung der VBerzinfungs: 
zujchüfe vorzubeugen, zu der die bisherige Einrichtung der caisse des retraites 
Anlaß gegeben hat. 

Nach meiner Anficht ift dem Altersverfiherungsmefen mit dieſer befchräntten 
Aufgabe in Deutfchland eine genügende Ausbildung nicht zu Theil geworden; 
die ſächſiſche Altersrentenbank und die Katfer-Wilhelm-Spende werden wie biöher 
jo auch fünftig es ſchwerlich zu einer irgend wie ausgebreiteten Wirffamfeit inner: 
halb der arbeitenden Klafien bringen; dazu find ihre Tarife viel zu hoch, & 
find andere Kreife der Bevölkerung, denen jene Einrichtungen dienen. Meines 
Erachtens iſt nächft dem ſtaatlichen Betriebe und der Staatsgarantie die erfte 
Vorausjegung, von welcher die erweiterte Betheiligung der arbeitenden Clafien 
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bei jenen Anftalten abhängt, die Gewährung eines günftigen, den Sätzen des 
Tarifs zu Grunde zu legenden Zinsfußes; ein zu diefem Behuf gemwährter 
Staatszuſchuß ſcheint mir, da er den Einlegern nur im Berhältnig der ihrem 
eigenen Erwerbe entnommenen Erjparnifje zuwächſt, ohne Bedenten, ſofern nur 
Borforge dafür getroffen wird, daß er nur den arbeitenden oder überhaupt 
den vermögenslofen Claſſen gehörigen Perſonen zufliegt und daß er mit Er— 
reihung eines beftimmten Betrages des eingelegten Capitals in Wegfall fomınt ; 
eine ſolche Vorſorge ift völlig möglich; es war ein ‘Fehler der franzöjifchen auf 
Die caisse des retraites bezüglichen Gefeggebung, dal; jie diefe Vorſorge zu ſehr 
vernadläffigt hat; eine Geſetzesvorlage vom Frühjahr diefes Jahres ift diefen 
Fehler zu verbeffern beftimmt. Eine weitergehende Adaptirung der Alters- 
verforgungsanftalten für die Bedürfniffe der arbeitenden Glafjen würde dadurch 
möglich, daß diejelben mit den beftehenden obligatorifchen und freien Hülfskaſſen 
in Verbindung gebracht und diefen Kaſſen die Benugung der Anftalten im In— 
terefje ihrer Mitglieder unter günftigen Bedingungen ermöglicht würde: collective 
Einzahlungen in der Form, wie fie den franzöfiichen societes de secours mutuels 
geftattet find, würden allerdings mit dem Weſen der deutichen Hülfskaſſen ſich kaum 
vertragen. 3 wäre jelbjt nicht ausgeichlofien, daß bei den obligatorijchen Hülfs- 
kaſſen der Beitragszwang ebenfo wie die Betheiligungspflidt der Arbeitgeber auf 
die Einlegung gewiſſer Minimalbeträge in die ftaatlihe Alteröverforgungstafle 
ausgedehnt würde; würde diefe Ausdehnung eine allgemeine, jo würde dod) wenig- 
ſtens vielen derjenigen Arbeiter, die ihre Laufbahn in ftändigen Arbeitsverhält- 
niffen zugebradht haben, eine fie gegen dringende Noth jichernde Alteröverjorgung ge: 
fbafit werden; bei Umrechnung des erworbenen Gapitalbetrags in eine Altersrente 
tönnte durd Gewährung eines günftigen Tarifes wieder eine beſchränkte Staatshülfe 
eintreten; der Capitalvorbehalt müßte die Regel bilden, doch müßte denjenigen Ein— 
legern, welche ein beftimmtes Alter erreicht und eine Familie nicht oder nicht mehr 
zu verforgen hätten, geftattet fein, den Capitalvorbehalt aufzugeben. Der Ueber: 
tritt aus einer Hülfsfaffe in die andere würde bei diefer Einrichtung feine 
Schwierigkeiten verurfahen, da ein Jeder beim Ausjcheiden aus feinem Beruf 
oder Arbeitöverhältnig feine Rechte behalten würde und er in der Lage wäre, 
Direct oder durch Vermittelung anderer Kaffen in der Yeiftung von Beiträgen 
fortzufahren. Fir den Fall, daß der Einzahler eine Familie hinterließe, wäre 
für diefe das reſervirte Capital verfügbar. Der Werth diefer Capital» 
anfammlung würde für die Betheiligten in nicht unbeträchtlicher Weife erhöht 
werden, wenn die öffentliche Armenpflege zu einer liberaleren Behandlung folder 
Erſparniſſe überginge, d. h. bei Abmeſſung der an Altersſchwache, Wittwen oder 
Waiſen zu leiftenden Unterftügungen nicht ohne Weitere3 die Einrehung jener 
Beträge: in Anſpruch nähme oder deren vorherige Abforbirung verlangte. 

Die Frage der Invaliden- und Altersverforgung liegt hiernach zur Zeit 
ebenſowohl was das „Wie“ als was das „In welchem Umfange* anlangt, nod) 
als eine offene und ungelöfte vor ung; in welde Wege der Ausführung aber auch 
die Gefeggebung einlenten möge, immer wird noch eine geraume Zeit vergehen, ehe 
daß eine Rückwirkung auf den Umfang der Armenlaft wahrnehmbar werden könnte; 
bet der Verforgung durch Altersrenten würde diefer Erfolg erſt eintreten, wenn nad) 
deren Verallgemeinerung die Anfammlung des Kapital3 in entfpredendem Maße 
vorgejchritten wäre; die genoſſenſchaftliche Invalidenverſorgung würde, foweit fie 
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al3 obligatorifhe eingeführt würde, zunächſt doch nur die jüngeren und etwa 
einen Theil der mittleren Altersclaffen umfaſſen fünnen; für die älteren Claſſen 
würden die Beiträge unerjchwinglich fein, wenn, was bei diefer Verficherung 
nicht zu vermeiden, die Abftufung des Alters im Tarife einigen Ausdrud finden 
jollte; andernfall3 würden aus der allgemeinen Höhe der Tarife dem Unter: 
nehmen überhaupt erhebliche Schwierigkeiten erwachſen. Die Rüdwirkung auf die 
Armenlaft würde erft in dem Maße eine erkennbare werden, al3 die nicht ver- 
fiherte Generation, foweit fie jegt die Armenpflege in Anjprudy nimmt, all: 
mählid) durch eine an der Organifation der Verſicherung theilnehmende erſetzt 
würde; da ja zur Zeit nod nicht eimmal über die für die Organifation zu 
gebenden Grundlagen eine Einigung oder audy nur eine Annäherung der Mei- 
nungen erreicht worden ift, fann das Ergebniß immer erft in einer verhältnif- 
mäßig fernen Zufunft liegen. Ja e3 wäre nicht undenkbar, daß in der Ueber: 
gang3periode ſich der Aufwand für die Armenpflege vorübergehend noch ver: 
größerte; denn wenn für die jüngeren Altersclafjen eine vollfommenere Berforgung 
ficher geftellt würde, wäre es nicht zu umgehen, für die ältern Claſſen, die ohne 
ihre Schuld von der Verbefferung unberührt blieben, eine ausgiebigere Fürforge 
im Wege der Armenpflege eintreten zu lafien. Raſcher würde die Verallge— 
meinerung der Sranfenverficherung ſich in einer Entlaftung der Armenpflege 
fühlbar machen; immer indefjen wird in Betracht zu ziehen fein, daß dieſe 
Berfiherung über den Bereih des skilled labour nur wenig hinausgehen, 
daß ſie mande Gebiete des leteren nicht einmal umfaljen und daß fie die 
Verſicherung Familienangehöriger wenigftens in irgend einer Allgemeinheit nicht 
einfchließen würde, und jo wird die Reduction jo erheblicd nicht zu erachten fein, 
daß nicht auf diefelbe veränderte Pläne in Bezug auf die Bertheilung dieſes 
Theil3 der Armenlaft würden gegründet werden fünnen. Die Fälle, auf welche 
die Unfallverfiherung ſich bezieht, fallen numeriſch nicht ftarf genug in's Gewicht, 
um auf Umfang und Charafter der Armenlaft einen modificırenden Einfluß zu üben. 

Soweit daher ein Bedürfniß der Reform der Armenpflege und einer Aendes 
rung der Grundfäge, auf denen die Bertheilung der Armenlaft beruht, über— 
haupt befteht, wird eine Erledigung dejjelben von der Durchführung der Organi— 
ſation der Verfiherung in abjehbarer Zeit nicht zu erwarten fein. Es folgt 
hieraus, daß die Mittel der Abhülfe für jenes Bedürfnig zunähft und vorläufig 
innerhalb der Organifation der Armenpflege ſelbſt zu Juchen fein werden. (Bravo!) 


Der Bortrag wurde hier unterbrodhen und es folgten hier die Vorträge 
der Herren Gorreferenten ſowie demnächſt die Discuffion. 


II.) 


Ic gehe nun zum zweiten Abfchnitte über. 
Die Frage, mit deren Beantwortung derfelbe zu thun hat, ift die folgende: 
it das beftehende Verhältniß der Betheiligung der Armenverbände bei 
Tragung der Armenlaft zu ändern? Eventuell, welcher Aenderungen bedarf 
dafjelbe ? 
1) Dieſer Theil des Referat, der, wie oben bemerkt, mündlich nicht mehr vor- 


getragen werben fonnte, ift nachträglich fchriftlih erftattet worden unb wird hiermit 
urch den Drud der Deffentlichleit übergeben. i 
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Der Inhalt der Frage bildet einen wichtigen Vunkt ebenfo in der Armen— 
mie in der Finanzreform. Das Verhältniß zu beiden ift vorerft Kar zu jtellen. 

Die Meinung, daß e3 einer Reform der die öffentliche Armenpflege be= 
herrſchenden Grundſätze bedürfe, ift zuerft im Mainzer volkswirthſchaftlichen 
Congreß vom Jahre 1869 zu allgemeinem Ausdrud gelangt. Die Auswüchſe, 
welche in der Handhabung der öffentlichen Armenpflege an mehreren Orten be- 
obachtet worden waren, hatten im Verein mit der ndividualiftifchen Richtung, 
wie fie damals die volkswirthſchaftlichen Kreiſe beherrfchte, zu einer gegen bie 
öffentliche Armenpflege gerichteten Strömung geführt und einer Anficht Ver— 
breitung gegeben, welche möglichfte Einſchränkung diefer Armenpflege und ihre 
Erſetzung durch eine organtjirte Privatarmenpflege forderte. Die damalige Be— 
wegung vermochte jedoch nicht, ſich Einfluß auf den Gang der Gefetgebung zu 
verſchaffen; die in derfelben vertretene Richtung kann als eine überwundene be= 
tradhtet werden, da die Ueberzeugung, daß in Deutjchland die Aufgaben der 
öffentlichen Armenpflege auf abjehbare Zeit von der Privatarmenpflege nicht 
werden übernommen werden "können, eine nahezu allgemeine ift. Die gegen= 
wärtigen Reformbeftrebungen richten fich daher auf eine Verbeſſerung der öffent— 
lichen Armenpflege und zwar ebenfo, was ihre Handhabung als was die Ver— 
theilung der durch letztere ermwachjenden Laft anlangt. 

An der Handhabung der öffentlichen Armenpflege wird ausgejett, daß fie 
je nad) der Art und Organiſation der Verbände, denen diefer VBerwaltungszmweig 
obliegt, und je nad der individuellen Auffaffung der wirkenden Perſonen eine 
überaus ungleiche ſei; während in der Praxis mancher Verbände ſich Grundſätz— 
lichkeit und eine den polizeilichen Gefichtspunften und der Rüdfiht auf die Hervor— 
rufung der Eelbftthätigfeit der Armen Rechnung tragende Ausübung vermiſſen laſſen, 
pleiben an anderen Orten die Leiftungen hinter dem Nothdürftigen zurüd: ein 
Jneinandergreifen mit den Organen der repreffiven Urmenpflege einerjeits, mit 
der freiwilligen Armenpflege wird vielfach vermißt. Hauptjächlich indeſſen werden 
die Uebelftände in dem Mangel einer rationellen Bertheilung der Armenlaft ge: 
funden. Die Anforderungen, welche die Armenpflege an die mit derfelben be= 
laſteten Verbände ftellt, fteigern fi, fo wird behauptet, über das durd die 
finanzielle Leiſtungsfähigkeit vieler diefer Verbände gegebene Maß hinaus; das 
Mißverhältniß, das zwijchen Anforderungen und Yeiftungsfähigfeit befteht, wirft 
dann wieder nachtheilig auf die Handhabung der Armenpflege zurüd. Ins— 
bejondere haben ſich diefe Klagen Ausdruck verſchafft, feit nad) dem Unter— 
ftüßungsmwohnfitgefeg die preuftfhe Drganifation der Armenverbände auf den 
größten Theil des deutſchen Reiches übertragen murde: diefe Aenderung hat 
namentlich in denjenigen deutfchen Staaten, deren Armengefetgebung bis dahin 
‚auf dem Princip des ſogenannten Heimathsrechts beruhte, zu der Ausſtellung 
‚Anlaß gegeben, daß durch die Einführung der neuen Principien die Armenlaft 
gefteigert, die Beziehung des Einzelnen zur Gemeinde gelodert, hierdurch auf 
die Moralität der ärmeren Klaffen in nachtheiliger Weife gewirkt, dem Yand- 
ftreiherthum Vorſchub geleiftet und die Zahl der Streitfälle zwifchen den Armen— 
verbänden in einer für die Verwaltung überaus läftigen Weile erhöht worden 
ſei; dabei feien die aus der Armenfürforgepfliht der Verbände dem Einzelnen 
in feiner Aufenthalt3- und Ermwerbäfreiheit erwachlenden Beſchränkungen feine3- 
wegs verſchwunden, thatjächlic vielmehr häufig nur noch drüdendere geworden. 
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Darüber, in welhem Maße diefe Ausftellungen begründet find, ift Streit. 
E3 kann hier nicht darauf ankommen, diefen Streit in abſchließender Weiſe zu 
erledigen, und zwar um fo weniger, als eine Beweisführung von allgemein über: 
zeugender Kraft ja überhaupt nicht möglich ift; gerade zu einer allgemein gül- 
tigen Feftftellung der hier in Betracht kommenden Thatſachen ift das ftatiftifche 
Material durchaus unzureihend; «3 ift aber aud meiner Anficht nad) völlig 
fraglich, ob wir bei dem Mangel einheitlicher Einrichtung der bezüglichen Ber- 
waltungsbehörden und einheitlicher Grundfäge und Formen für die Ausübung 
der Armenpflege alsbald zu einem für jene Zwede brauchbaren Material ge: 
langen werden. Ueberdies wird ſich der urfählihe Zufammenhang vieler der 
beobachteten Thatjachen mit der veränderten Geſetzgebung niemals in völlig epidenter 
Weiſe feftftellen laſſen. Die Wirkungen des Unterftügungswohnfig = Gejeges 
find verquickt mit denen des wirthſchaftlichen Rückgangs, der wenige Jahre nad 
dem Inslebentreten des Geſetzes eintrat; ſchon aus diefem Grunde find die Be 
obachtungen, welche zahlreiche Verwaltungen in Bezug auf die Steigerung des 
Geldaufwandes für das Yandarmenanwejen gemacht haben, für das Anwachſen der 
Armenlaft überhaupt nicht ohne Weiteres beweiſend; fie find dies indeſſen noch 
weniger aus dem Grunde, weil, wie mit Recht bemerkt worden ift, die Kategorie 
der Yandarmen wo fie durch das Unterftügungsmohnfitgejeg neu eingeführt war, 
erſt allmählich zur Entitehung kommen und ein Beharrungszuftand erft im 
Taufe der Zeit erreicht werden fonnte. Gewiß ift nur, daß in der großen Mehr: 
zahl der größeren Städte der Armenaufwand nicht nur abjolut, fondern auch 
im Berhältnig zur Kopfzahl der Einwohnerſchaft gewachſen ift, wenn auch das 
Verhältniß diefes Anwachſens durch dasjenige des Aufwandes für das Elementar: 
ſchulweſen weit überwogen wird; Dies erweifen für ‘Preußen die von Herrfurth 
und im Anſchluß an dejien Arbeiten von Gerftfeldt zufammengeftellten Ergebniife. 
Es iſt gewiß, daß mit den aus einzelnen Armenfällen bezw. zufälligen Com— 
binationen von ſolchen den einzelnen fleineren Gemeinden erwachſenden An— 
forderungen oft die finanzielle Yeiftungsfähigfeit derjelben im feinerlei Verhältniß 
ſteht; unter Umftänden genügt ein koftjpieliger Fal der Kranken- oder rren- 
pflege, um den Haushalt einer ärmeren ländlichen Gemeinde für Jahre aus 
dem Gleichgewicht zu bringen. Daß die Rückwirkung diefes Mißverhältniſſes auf 
die Handhabung der Fürforge eine nachtheilige fein muß, tft unzweifelhaft. Aber 
auch abgejehen hiervon wird dem Urtheil jo vieler mit den Verhältniſſen über: 
haupt und denen des Armenweſens insbefondere vertrauter Männer, wie dajfjelbe 
aus zahlreichen deutichen Staaten vorliegt und wie e3 in den Verhandlungen der 
parlamentarifchen Verfammlungen, der Städtetage u. |. w., vielfah Widerhall 
gefunden bat, eine erhebliche Bedeutung nicht abgefprocden werden fünnen; es 
muß dies zu einer eingehenden Prüfung der Frage führen, ob und in welder 
Weiſe um eine angemejjenere Bertheilung der Armenlaft, eine gleichheitlichere 
Yeiftung der Urmenpflege und endlid eine Berhütung der aus dem jegigen 
Syſtem in fittliher Hinficht hevorgehenden Lebelftände herbeizuführen, das gegen- 
wärtige Betheiligungsverhältnig der Verbände an der Tragung der Armenlaft zu 
ändern ift. 

Infoweit diefe Frage geftellt wird, berührt fih nun aber der Inhalt der 
Armenreform mit dem der Finanzreform. Wie jhon ſoeben angedeutet, ift es 
daS Armenweſen weder allein noch in erſter Linie, durch deſſen Entwidelung 
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fteigende Anforderungen an die Finanzfraft der Gemeinden begründet werden; 
eine beträchtlich größere Steigerung haben die Anſprüche des Schulweſens er- 
fahren; in der gejammten Entwidelung des modernen Lebens, in der ſehr viel 
individualifirenden Fürforge, die wir von den Verwaltungsorganen verlangen, in 
dem Auftreten neuer VBerwaltungsaufgaben, wie fie u. a. die hygieniſche Fürforge 
mit ſich bringt, in den fleigenden Anforderungen des Verkehrsweſens ift es be- 
gründet, daß die Ausgaben der Gemeinden in einem ftärferen Mafftabe an— 
wachſen, als daf mit diefer Progreffion die Entwidelung der eigenen Einnahmen 
der Gemeinden Schritt halten könnte; es muß daher ein Punkt eintreten, auf 
dem die Ueberbürdung eine unerträglihe wird. Erwägungen diefer Art hatten 
mid), al3 ich der ‚Aufforderung dieſes DVereind gemäß im Jahre 1876 ein Gut: 
achten über die in Preußen damals beabfichtigte Reform der Communalſteuer⸗ 
geſetzgebung zu erſtatten die Ehre hatte, zu der Anſicht geführt, daß eine für 
die Dauer befriedigende Löſung des Problems nur dann möglich ſei, wenn bie 
Reform über die Grenzen einer bloßen amdermeitigen Regelung der bisherigen 
directen Communalſteuern hinaus erweitert und ebenſo eine Eröffnung neuer 
Steuerquellen für die Gemeinden wie eine Erleichterung derſelben durch finanzielle 
Betheiligung der größeren Verbände an den betreffenden Laſten in Betracht ge— 
zogen würde; ich hatte hierbei die Verhältniſſe Frankreichs im Auge, wo aller— 
dings bei einem großentheild noch enger begrenzten Befteuerungsredht der Ge— 
meinden die Entwidelung zur Schaffung eines Goncurrenzverhältnifjes von Staat, 
Departement und Gemeinden für die Erfüllung der wichtigften Aufgaben aud) 
der örtlihen Verwaltung geführt hat. Auf dem damals eingenommenen grund- 
fäglihen Standpunkte ftehe ich noch heute; da die Entwidelungsfähigkeit der 
Staat3einnahmen, bezw. unter Umftänden auch der größeren Verbände eine größere 
al3 die der Gemeindeeinnahmen ift, wird, wenn jenes Stadium der Ueberholung 
der Steigerungsfähigfeit der legtgedahten Einnahmen durch das Anwachſen der 
Ausgaben eingetreten fein wird, eine Ergänzung der Mittel der Gemeinde durch 
die reichliheren Mittel des Staats und der größeren Verbände fi nicht mehr 
abmeijen lafjen. Indem ich diefen Standpunkt einnehme, bin ich jedoch weit davon 
entfernt, das Vorhandenfein eines acuten Bedürfnifjes an diefer Stelle oder zur 
Zeit überhaupt behaupten zu wollen; die Frage, inwieweit ſchon jetzt die Noth— 
wendigfeit einer Entlaftung der Gemeinden vorliegt, wird nur auf Grund einer 
das gejammte Syſtem der Bertheilung der öffentlichen Laften und der Com— 
munalbefteuerung umfafjenden Prüfung feftgeftellt werden fünnen; es enthält 
eine Umfehrung des Berhältniffes, wenn verfucht wird, von einem Mehrertrage, 
wie er von der Einführung neuer ReichSfteuern oder Reichsmonopole erhofft wird, 
zu einer Reform der Laftenvertheilung zu gelangen; ftehen erft die Grundfäte feit, 
von denen bei der letzteren Reform auszugehen ift, fo wird, ſoweit es alddann einer 
Ergänzung der Leiftungsfähigfeit der communalen Verbände aus den Reichseinnah— 
men bezw. den aus diejen erweiterten Staat3einnahmen bedarf, bei der unzweifelhaft 
noch vorhandenen größeren Entwidelungsfähigkeit und Dehnbarfeit diefer letzteren die 
Frage der Mittelbefchaffung feine unüberfteiglichen Schwierigkeiten bieten. Immer: 
hin wird aber aud), jo lange über jene Grundfäge eine Berftändigung noch fehlt, 
bei Unterfudungen über die Bertheilung der einzelnen Yaften davon ausgegangen 
werden müſſen, daß die Geſetzgebung ihre Richtung nicht auf eine Mehrbelaſtung, 
ſondern im Gegentheil auf eine Entlaſtung der Gemeinden zu nehmen habe; 
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es wird daher insbejondere die Frage nicht umgangen werden fünnen, ob eine 
Ergänzung der wirthichaftlichen Kraft der Gemeinden aus den Mitteln der größeren 
Berbände ji in einer Form als ausführbar erweift, bei welder die Grund: 
lagen unfere8 adminiftrativen Organismus und der wichtige Impuls, den unfer 
Staatsleben aus der Selbftthätigfeit der Gemeinden erhält, nicht gejchädigt wer 
den. Dem Gefidhtspunfte der Möglichkeit und Zweckmäßigkeit einer ſolchen 
Entlaftung ift daher aud bei Erörterung einer auf verbejjerte Vertheilung der 
Armenlaft abzielenden Reform Rechnung zu tragen. 

Zu den Wegen, auf welchen eine Berbejjerung der beftehenden Uebelſtände 
erjtrebt wird, fanı man in erfter Yinie die weitere Ausbildung der Arbeiter: 
verjiherung rechnen, die in dem Maße, in welchem fie ſich über die einzelnen 
Bevölkerungstreife ausdehnt, die Armenpflege entbehrlih zu machen und fie zu 
erjegen geeignet ift; da eine Betheiligung de8 Staats und der communalen Ber: 
bände, jofern eine folche erforderlich, fi, hier nady ganz anderen Grundfägen regeln 
würde, als fie für die Armenlaft gelten, jo würde allerdings aud) das Verhältniß der 
Bertheilung der Gefammtlaft wejentlic geändert werden, wenn jene Erjegung durd 
die Verſicherung ſich auf einen wejentlichen Theil der Armenpflege erftredte. Im 
erften Abjchnitte habe ich nachgewieſen, daß eine in fo ausgedehnten. Mafe ein: 
tretende Erſetzung in abfehbarer Zeit nicht wahrſcheinlich iſt. Auf Die dortigen 
Ausführungen beziehe ich mich hier; ich habe Werth darauf gelegt, meine An 
fichhten über die aus der Organtfation des Verſicherungsweſens für die Geftaltung 
und Minderung der Armenlaft zu erwartende Rüdwirfung dort im Zufammenhange 
vortragen zu können. Die Heilmittel müfjen daher zunächſt innerhalb der Organ: 
fation der Armenverwaltung ſelbſt gefucht werden; die Grundjäge der Vertheilung 
auf die einzelnen Verbände find es, deren Abänderung zahlreiche diejer Bor: 
Ihläge zum Inhalt haben. Nach dem Umfange, welden diefe Vorſchläge der 
‚Reform geben wollen, läßt ſich eine doppelte Stufe derfelben unterjcheiden. Die 
einen beſchränken fi) auf eine Wenderung der Normen, welde die Bertheilung 
der den Ort3arımenverbänden zufallenden Armenfälle regeln und welche ich hier 
unter der Benennung der Ortsbehörigkeits-Vorſchriften zuſammenfaſſen will; nur 
mittelbar und durch die Wirkung, welche dieſe andere Geftaltung der Normen 
ausüben würde, zielen fie auf eine Aenderung auch dee Betheiligungsperhältnifies 
der größeren Verbände ab. Die anderen gehen weiter und ſchließen ein aus: 
gedehnteres Eintreten der größeren Verbände in das Neformproject ein. 

Ich bin nicht der Anficht, daß ſich auf den erſteren Wege einer bejchränf: 
teren Reform zu einer befriedigenden Löſung gelangen laſſe. Die bezüglichen 
Vorſchläge find im Wefentlihen auf eine Aenderung der zweijährigen Friſt, an 
welche das Unterftügungswohnfiggefeg Erwerb und Berluft des Unterftügungs 
wohnjiges fnüpit, d. h. entweder auf eine Verkürzung oder auf eine Ber: 
längerung dieſer Friſt gerichtet; im letteren Fall wird von Einzelnen aud 
wohl foweit gegangen, den Verluft de3 Unterftügungsrehts an vie Bedingung 
des Erwerbs eines neuen Unterftügungswohnfites zu fnüpfen. Noch weiter ent- 
fernen ſich von den Grundfägen des Unterftügungswehnfisgejeges die Vorſchläge, 
welche eine Annäherung an die Grundfäge des alten Heimathsrechts empfehlen. 
Was nun aber jene zweijährige Frift anlangt, fo hatte es fich bei Feſt— 
fegung derjelben im Geſetz über den Unterftügungsmwohnfig darum gehandelt, 
die Mitte zu halten zwijchen der Nüdficht darauf, daß, um die Fürforgepflicht 
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einer Gemeinde zu begründen, doch eine gewiſſe Dauer der Wohngemeinschaft 
erforderlib ift, und ver Nüdficht darauf, daß eine zu erheblide Aus- 
Dehnung diefer Frift die Zahl der Zurückſchiebungen von Armen und der Rück— 
griffe der Armenverbände gegen einander übermäßig vermehren müfje; jene Be— 
ftimmung der Frift ftellt fi) daher al3 ein Compromiß zwiſchen Ermägungs- 
punften entgegengefegter Richtung dar. Es Liegt demnach auf der Hand, daß eine 
Veränderung jener Friſtbeſtimmung, wenn ſie nach der einen Richtung hin die 
Uebelſtände zu vermindern geeignet iſt, ſolche nach der anderen Richtung hin 
wieder vermehren muß. So würde dann eine Verlängerung der Friſt auf fünf 
Jahre die Zahl der Rückgriffe der Gemeinden gegen einander in unerträglicher 
Weiſe erhöhen, eine Herabſetzung auf ein Jahr dagegen willkürliche Verſchiebungen 
der Armenlaſt allzuſehr begünſtigen und die Ungleichheit in der Vertheilung der 
letzteren ſteigern; eine ſolche wäre namentlich die Wirkung der früher von der 
Reichsregierung beabſichtigten und der durch den im Mai v. J. vom Grafen 
Udo zu Stolberg-Wernigerode im Reichstag eingebrachten Antrag angeſtrebten 
Aenderung geweſen: die Verkürzung der Friſt hätte eine völlig ungerechtfertigte 
Searn der größeren Städte zur Folge gehabt, welche nicht ſo leicht in 
der Lage ſind, ein einjähriges Wohnen verarmter oder verarmender Perſonen 
innerhalb ihres Gemeindebezirks zu hindern, als dies die ländlichen Ortſchaften 
vermögen, und welche ſchon ohnedies in Bezug auf die Beweisführung ſehr viel 
ungünſtiger geſtellt ſind. So lange für die Begründung der Fürſorgepflicht der 
einzelnen Gemeinden dieſelbe Friſt maßgebend bleibt, ohne daß unterſchieden wird, 
welches die Art und die Dauer des den Eintritt der Armenpflege erheiſchenden 
Bedürfniſſes iſt, ſo lange wird es überhaupt unmöglich ſein, zu einer völlig con— 
ſequenten und allen Anforderungen Rechnung tragenden Feſtſetzung jener Friſt zu 
gelangen. 

Noch weniger als eine Herabſetzung der zur Begründung des Unter— 
ſtützungswohnſitzes erforderlichen Friſt kann ich eine völlige Aufhebung des Unter— 
ſtützungswohnſitzes für erwünſcht oder auch nur für angänglich halten; auf eine 
derartige radicale Aenderung ſchien Herr v. Saucken hinzudeuten, wenn er 
auf dem vorjährigen Congreſſe des deutſchen Vereins für Armenpflege und 
Wohlthätigkeit es als das grundſätzlich Richtige bezeichnete, „daß jeder da zu 
unterſtützen jet, wo feine Hilfsbedürftigkeit hervortrete.” !) Mit einer ſolchen 
Bejeitigung des bisherigen Unterftügungswohnfigreht3 würde, wenn fie ohne 
weitgreifende Umgeftaltung der Drgantfation der Armenverbände und der Form 
unſerer Armenpflege einträte, jede Regelung einer Bertheilung der Unterftügungs- 
laft unmöglih und allen willfürlichen Verſchiebungen die Thür geöfinet were 
den; e3 würden alsdann die größeren Städte als diejenigen Gemeinden, die 
dermöge ihrer Wohlthätigfeitsanftalten und des Mohlthätigfeitsfinnes ihrer Ein— 
wohner die größte Anziehungskraft auf die ärmere Bevölferung auszuüben pflegen 
und von denen der Zudrang dieſes Publicums am wenigften controlirt werden 
fann, mit der alleinigen Tragung des weitaus größten Theiles der Armenlaft 
belaftet jein. Nur infoweit, als die Armenpflege auf größeren Verbänden ruht 
und in ftreng gleichheitlicher, Ichematifcher Weife ausgeibt wird, kann von dem 
Requijit einer auf Geburt oder Wohnfit beruhenden Berechtigung des einzelnen 


1) Verb. des Congrefie S. 303. 
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Armen zur Unterftügung durch die Gemeinde abgejehen werden. Ueber dies Ber- 
hältniß, in dem Organifation und Form der Armenpflege zu den Heimathsgeſetzen 
ftehen, haben die im Jahre 1879 von einer Commifjion des engliſchen Parla- 
ment3 geführten Verhandlungen über die Abſchaffung des Armenzurücdweiiungs 
recht? wichtige Auffchlüffe gegeben. Während die Jrland angehörigen Zeugen 
ſich durchgehends entjchieden für die Aufhebung jeder Zurückweiſungsbefugniß aus: 
jpradyen und von den englifchen Zeugen die Mehrzahl diejer Meinung beipflicd« 
tete, erhob doc eine Minorität der England angehörigen Zeugen Einwendungen 
und fprahen die Zeugen aus Schottland fid) im Allgemeinen gegen die Auf: 
hebung der beftehenden bezüglidhen Gefete aus; e3 erklärt ſich dies daraus, daß 
in Irland lediglich eine auf den ArmeneSammtgemeinden der unions ruhende, 
in jchematifcher Gleichheit geübte Armenpflege in den Arbeitshäufern befteht, daR 
in England zwar aud die Verpflegung im Arbeitshaufe die geſetzliche Regel 
bildet, factifh dagegen die Mehrzahl der Armen durch die union außerhalb 
der Arbeitshäufer unterftügt wird, in Schottland aber das Arbeitshausſyſtem 
nur wenig ausgebildet ift und das Unterftügungswefen in den Händen der um 
Bergleih zu den englifchen unions fehr viel fleineren Gemeinden liegt; die 
Minorität der englifchen Zeugen, die ſich für Beibehaltung der beftehenden Be: 
ſchränkungen ausſprach, beftand aus ſolchen Mitgliedern der Armenvermwaltungen 
aus größeren Städten gebildeter unions, welche von der Aufhebung einen größeren 
Zudrang der durd) die freigebigere Privatwohlthätigkeit angelodten Armen be 
fürdteten. Es beweift dies, daß Heimathsgeſetze Lediglih in dem Maße ent: 
behrlich werden, al3 die Gleichheit der Armenpflege ficher geftellt werden fann. 
Bon einem ſolchen Zuftande ſchematiſcher Gleichheit aber find wir noch fehr weit 
entfernt; hierzu wirde die Bildung größerer Armenverbände auf dem Yande 
nicht genügen, e3 würde vielmehr die Umwandlung der Armenpflege in eine regel- 
mäßig innerhalb gejchloffener Anftalten gehandhabte erforderlid werden. Eine 
folhe Umwandlung ift aber durch die in Deutichland obwaltenden Verhältniſſe 
nicht geboten und würde nur nachtheilig wirken. So verlodend daher auch der 
Gedanke ift, die durch die öffentliche Armenpflege der Aufenthaltsfreiheit erwad- 
jenden Beichränfungen zu befeitigen, jo fann bei ung dod) von einem folden 
Schritt auf abjehbare Zeit nicht die Nede fein, Etwas Anderes wäre e3, Te 
weit die Aufhebung für einzelne größeren Verbänden zu übertragende Zweige der 
Armenpflege in Erwägung käme: infofern fällt die Frage mit der nunmehr zu 
behandelnden der Aenderung des Betheiligungsverhältnifies der größeren gegen: 
über den fleineren Verbänden in Bezug auf die Armenlaft zufammen. 

Bon den Vorſchlägen, welche ſich auf die Aenderung dieſes Verhältniſſes 
oder auf die Bildung größerer Verbände überhaupt beziehen, gehen diejenigen 
am Weiteſten, welche die Uebernahme der Armenlaſt auf den Staat oder, was 
nahezu daſſelbe iſt, eine ſämmtliche Armenverbände des Staatsgebiets umfaſſende 
Ausgleichung verlangen; eine ſolche Ausgleichung befürwortet Rocholl in feiner 
Schrift über die Reform der Armenpflege. Er geht davon aus, daß mit dem 
alten, privatrechtlichen Genofjenfhaftsverhältnig der Gemeindemitglieder zu einander 
auch die Bafis für die Fürforgepflicht der Gemeinde geichwunden jei, daß daher 
nur nody der Beruf de3 Staats, für feine verarmten Angehörigen zu forger, 
übrig bleibe und daß die Gemeinden, wenn fie die Armenpflege beforgen, lediglich 
als Delegirte des Staates handeln, daher aud für die ihnen erwachjenden 
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Laften eine Ausgleihung zu beanjprucdhen haben. Dieje Ausgleihung werde am 
beften durch eine alle Armenverbände umfafjende periodiſche Ausgleichung herge- 
ftellt, dergeflalt, daß diefe Armenverbände bis zur Erreichung eines gleichen 
Verhältniſſes des Aufwands zur Steuerkraft Erfat zu erhalten, bezm. zu leiften 
hätten; da mit diefer Ausgleihung auch jedes Intereffe der einzelnen Armen- 
verbände an der Erledigung der Armenfälle in u fomme, fo ſei die gänz— 
liche Aufhebung jedes Unterftügungsmwohnfiges das Ergebniß und die Confequenz 
jenes Berfahrens. Meiner Anſicht Tiegt diefen VBorjchlägen eine gänzlich unrich— 
tige Auffaffung zum Grunde. 

Zuzugeftehen ift meine Erachtens nur, daß allerdings die Auffaffung der 
Gemeinde al3 eine3 wefentlic zur Erfüllung ftaatliher Aufgaben beftunmten Ver— 
bandes durch die neue Entwidelung mehr und mehr an die Stelle der früheren 
Auffaffung derfelben al3 einer überwiegend privatrechtlichen Gemeinſchaft gefegt 
worden und daß im Princip die Fürſorge für diejenigen Staatsangehörigen, 
welche jelbft ficd zu ernähren aufer Stande find, eine Aufgabe des Staates ift. 
Aber daraus folgt weder, daß der Staat die Aufgabe jelbft zu beforgen habe, 
noch daß er al3 die Gefammtheit der Etaatsbürger den hierdurch entftehenden 
Aufwand zu tragen habe. Jene zur Wahrnehmung der mit dem localen Yeben 
in Beziehung ftehenden adminiftrativen Aufgaben berufenen Verbände haben ihre 
Eriftenz nur im Staate und es ift ein Sat de3 den Nationen gemeinfamen 
adminiftrativen Staatsrechts, daß die Beftimmung des Wirkungskreiſes jener 
Verbände dem Staate zuftehe und letterer befugt fei, ihnen die felbftändige 
Erfüllung derjenigen Staat3aufgaben zuzutheilen, deren Ueberweifung an diejelben 
entweder aus Nüdfichten zwedmäßiger Erfüllung der Aufgaben oder zweck— 
mäßiger Bertheilung der durch diefe Erfüllung entftehenden Yaften ſich als ge- 
eignet erweift. Die Frage, ob und inwieweit die Aufgaben der Armenpflege 
oder der bezügliche Finanzaufwand auf den Staat bezw. die Geſammtheit zu 
übernehmen find, ift daher Iediglih vom Opportunitätsftandpunfte zu entfcheiden. 
Bon diefem Standpunkte aber wird fie ftet3 verneint werden müſſen, es fei 
denn, daß e3 fih um ein fleines in feiner Ausdehnung einem größeren Ge— 
meindewejen ſich näherndes Staatsweſen handle. Der größere Staat wird 
immer den Individualfällen, mit denen die Armenpflege dem größten Theil ihrer 
Aufgaben nad zu thun hat, fo fern ftehen, daß ſchon hierdurch feine Unfähigkeit 
für die Erfüllung der Mehrzahl diefer Aufgaben gegeben ift; die Ueberſicht über 
das Material der Einzelfälle würde innerhalb des Staatöganzen gänzlich ver- 
ſchwinden; ein zwedmäßiges Jneinandergreifen mit der Thätigkeit der localen Ver— 
bände würde aud) in denjenigen Zweigen der Armenverwaltung, deren Handhabung 
dur den Staat an und für fid) möglich, niemals erzielt werden fünnen. Eine 
Uebernahme des Aufwandes der durch die Gemeinde beforgten Armenpflege auf 
den Staat aber würde die wohlthätige Eimvirkung gänzlich befeitigen, welche das 
Interefje der mit der Handhabung befaßten Gemeinden und Verbände in Bezug 
auf die Niederhaltung der Armenlaft bisher geübt hat; wenn eine Gleichheit 
erreicht würde, fo würde died nur in dem Sinne fein, daß jede durch die Ver- 
hältniſſe gerechtfertigte Tparfamere Handhabung der Armenpflege verfchmwinden 
und die ungemefjenfte Verſchwendung überall an die Stelle treten würde. Es 
{ft nicht zu viel, wenn gefagt wird, daß die Durchführung des Rochollſchen Gedankens 
in jedem größeren Staatsweſen defjen völligen Rum zur Folge haben würde. 

Schriften XXI. — Verhandlungen 1882. 8 
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Es kann ſich daher, und hierin ſtimme ich mit der von meinem verehr— 
ten Herrn Correferenten, Herrn Adickes im vorigen Jahre dem Congreß des 
deutſchen Vereins für Armenpflege unterbreiteten Anſicht überein, nur um die 
Frage handeln, ob das Verhältniß der Betheiligung an den Aufgaben und 
Laſten der Armenpflege zwiſchen den Gemeinden einerſeits und den zwiſchen den 
Gemeinden und dem Staat bezw. den Einzelgeſetzgebungen in verſchiedener 
Stufenfolge ſich aufbauenden größeren corporativen Verbänden, als Kreiſen, Pro— 
vinzen u. ſ. w., andererſeits zu ändern ſei. Auch dieſe Frage kann nur nad 
Geſichtspunkten der Opportunität entſchieden werden; hierbei iſt eine mittelbare, 
d. h. durch das Medium der größeren Verbände erfolgende Betheiligung des 
Staats allerdings nicht ausgeſchloſſen. Inwieweit je nach dem Maße, in dem eine 
Erweiterung der den größeren Verbänden im Bereiche der Armenpflege zufallen— 
den Aufgaben ſtattfindet, auch eine Ergänzung der finanziellen Mittel dieſer Ver— 
bände durch den Staat erforderlich ſei, dies iſt eine Frage, deren Beantwortung, 
wie ich ſchon vorher andeutete, zugleich von finanzpolitiſchen Erwägungen abhängt, 
und mit deren Erörterung, weil hierbei ein Eingehen auf die in Den einzelnen 
deutihen Staaten ganz verſchieden gelagerte Organifation und Eteuerverfaflung 
der qu. Verbände nicht zu vermeiden fein würde, ich mich bier nicht befafien 
fan. An diefer Stelle beichränfe ich mich vielmehr auf die Feftjtellung des 
Grundjages, daß eine Betheiligung des Staat? bei dem Aufwande für das 
Armenwejen überhaupt nur durd) Vermittelung der größeren commumnalen Ber: 
bände möglich, daß dagegen eine directe Subventionirung der Gemeinden unaus- 
führbar iſt; bei der großen Berfchtedenheit, die in der Verwaltung, der Ver— 
mögenslage, dem Steuerwejen u. ſ. w. der Gemeinden in den meiften größeren 
Staaten, namentlid; aber in Deutjchland befteht, würde bei einer ſolchen unmittel: 
baren Leiftung von Zuſchüſſen an die Gemeinden jeder gleihheitlihe Maßſtab ver: 
[oren gehen. Die Frage einer erweiterten Betheiligung der zwiſchen Gemeinden 
und Staat ftehenden größeren Verbände hat uns daher allein zu beichäftigen. 

Sit nun diefe Frage nach Gefichtspunften der Opportunität zu entjceiden, 
jo iſt zunächſt feftzuftellen, welde Vortheile und Nachtheile die Armenpflege 
der größeren bezw. der kleineren Berbände characterijiren. Nur injoweit ſich die 
Vorzüge der erſteren als entſchieden überwiegende darſtellen, wird von einer 
bezüglichen Erweiterung des Wirkungskreiſes der größeren Verbände die Rede 
feın fünnen. 

Die Borzüge, welde der auf größeren Verbänden ruhenden Armenpfleg 
eigenthümlidy find, find nun zunächft evidente, ſoweit es ſich um die gleichheitlide 
Bertheilung der Armenlaft handelt; daß das größere wirthichaftliche Ganze, 
das der weitere Berband in ſich begreift, eine weit vollfommenere Ausgleihung 
der durch die einzelnen Fälle gegebenen Anforderungen herftellt, bedarf feines 
Beweifes; die Härten, welche das Spiel de3 Zufalls mit ſich bringt, erſcheinen 
um jo abgeſchwächter, einen je größeren Kreis von Fällen der Wirkungskreis 
des Verbandes umjchließt. Eine je größere aber diefe Abſchwächung ift, um 
deſto mehr verlieren die Unterſtützungswohnſitz- Vorſchriften — der Kürze halber 
begreife ich unter diefer Bezeichnung diejenigen Normen, welche die Fürforgepflicht 
der Armenverbände in Anjehung der einzelnen Hilfsleiftungsfälle vegeln — in 
Bezug auf dad gegenfeitige Verhältnig der Verbände zu einander ihre Schärfe 
und defto weniger braudt, was den Inhalt jener Vorſchriften anlangt, der Zwed 
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der Verhütung einer Prägravation der einzelnen Berbänte in den Vordergrund 
zu treten; e8 folgt hieraus, daß, je größer die Verbände find, auf denen die 
Armenlaft ruht, defto mehr den Vorſchriften über He Regelung der Ortsbe— 
börigfeit ein liberaler und die Freiheit der Bewegung der Einzelnen wenig be= 
bindernder Character gegeben werden kann. Endlich wird, wiewohl die wirth- 
Ichaftliche Kraft, die ein Verband repräfentirt, nit von der räumlichen 
Ausdehnung und Einwohnerzahl des ven Verband repräfentirenden Gebiets, 
ſondern namentlid aud) von der Art und Einrichtung des dem Berbande eigen- 
thümlichen Steuerwejens abhängt, diefelbe dod; im Großen und Ganzen eine mit 
der Größe des Verbandes ſelbſt wachfende fein; diefe größere wirthichaftliche Kraft 
im Berein mit dem auf meitere Dimenfionen berechneten Zufchnitt der Ver: 
waltung des größeren Verbandes ift dann ferner die Urſache, daß der legtere 
Berband regelmäßig nicht blos über größere finanzielle Mittel, jondern aud) 
über eine vollfommener organifirte und mit befjeren technischen Kräften verfehene 
Bermwaltung disponirt. Der größere Verband wird daher meift geeigneter fein, 
ſolche Aufgaben der Armenpflege zu erfüllen, melde auf der Verwendung erheb- 
licher Mittel, auf einer einheitlih und planmäßig geführten Verwaltung, bezw. 
auf möglichfter techniſcher Bollfommenheit der Yeiftungen beruhen. — Wenn 
nun in den beregten Richtungen die Befähigung der größeren Verbände im All- 
gemeinen eine größere ift, jo fteht doc) diefer größeren Befähigung nad anderen 
Richtungen hin eine geringere gegenüber: die größeren Verbände ftehen den Ein- 
zelverhältnifjen ferner, ihre Befähigung ift eine geringere, wo diefelbe durch 
genaue Beobachtung und Kenntniß der örtlichen Zuftände, der Perſönlichkeit und 
Berhältniffe der Individuen bedingt tft; gerade nad) diefer Richtung hin ift die 
Action der fleineren Verbände regelmäßig eine um fo vollfommenere, in je 
näheren Beziehungen einentheil3 die Organe des Verbandes zu dem Gefammt- 
Leben in der Gemeinde ftehen und je mehr anderntheils die Gemeinde felbft auch 
finanziell bet der Handhabung der Armenpflege intereffirt ift, je mehr daher das 
finanzielle Intereffe der letzteren der Thätigkeit der Organe einen befonderen Impuls 
giebt. Diefer Impuls wird bejonders geeignet fein, eine ftrenge Prüfung der Fälle 
und eine Zurückweiſung unbegründeter Anfprüce zu fihern; andererſeits fann aller= 
dings auch ein VBorwiegen der Finanzintereffen dahin führen, daß, wie in Fleineren 
ländlichen Ortidaften nur zu oft, der Geſichtspunkt wirkſamer Yeiftung der Armen— 
pflege allzufehr Sparfamteitsrüdfichten untergeordnet wird. Da ferner die Organi= 
fation der Privatarmenpflege, weil perfönlihe Berührung zwiſchen den in Betracht 
tommenden Perjonen vorausfegend, vorherrichend eine örtliche ift, erjcheinen im 
Allgemeinen die örtlichen Verbände auch weit gefchidter, mit der Privatarmen- 
pflege zu copperiren, ihr die Richtung zu geben, bezw. den von ihr eingejchlagenen 
Wegen ſich anzupaffen. 

Es ift Bekanntes und öfter Öefagtes, das ich hiermit zuſammenfaſſe; in— 
defjen jo wenigem Widerfprud auch diefe allgemeinen Säte begegnen möchten, 
fo vielfältig find doch die Streitfragen, die fi am ihre Anwendung nüpfen. 
ft, wie vorher bemerkt, die Entſcheidung über dad Maß der Tauglichkeit der 
größeren und der fleineren Verbände für die Aufgaben der Urmenpflege Sache 
einer Abgleihung der Vorzüge und Mängel, jo läßt ſich dod eine ſolche Ab— 
gleihung in abstracto nidht vornehmen, da das Maß, in dem die betreffenden 
Vorzüge oder Mängel der Armenpflege der größeren oder fleineren Verbände 
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eigenthümlich find, ein nad) der concreten Geftaltung und Organifation der 
Berbände, ſowie nad) den Formen, in denen die Armenpflege gehandhabt wird, 
verjchiedenes ift. Gerade hierin aber befteht zwiſchen den einzelnen Staaten die 
größte Ungleichheit. Bon der durdy das betreffende Staatswejen den Armen 
verbänden gegebenen Organijation und den für vie Handhabung der Armenpflege 
beftehenden Formen ıft daher auszugehen, um die Entſcheidung der Frage in 
concreto zu finden. 

Es fommt alfo in erfter Linie darauf an, weldes die Organiſation der zur 
Armenpflege berufenen Verbände ift. Nach der deutjchen Geſetzgebung ift e8 die Ort: 
gemeinde, die al3 principaler Träger der Armenlaft betrachtet wird; das Eintreten 
der Yandarmenverbände ift nur ein exceptionelle8 bezw. ſubſidiäres. Gerade die 
Berfaffung der Ortsgemeinde bezw. die Beftimmung ihres Wirkungskreiſes aber ftellt 
und in einen Gegenſatz ebenjo zur englifehen wie zur franzöfiichen Entwidelung. 
Die gegenwärtige Einrichtung der englifchen Armenverbände verdankt ihren Ur: 
ſprung der Reaction, welche durch die immer weiter um ſich greifende Ausartung 
der Kirchipiel3armenpflege hervorgerufen wurde. So ſchwierig nun aber die 
Aufgaben aud) waren, welche damals in Folge der durch den Grofbetrieb un: 
ftäter gewordenen Production und der hierdurd erzeugten Mafjenarmuth an die 
Armenpflege berantraten, jo ift e8 doch umrichtig, jene Ausartung allein der 
induftriellen Entwidelung zuzuſchreiben; die Uebelftände fanden ſich in annähernd 
gleichem Maaße auch in den von der Induſtrie weniger berührten Diftricten; 
die Ausartung hätte den Umfang, in dem fie uns aus den Berichten der mit 
dem Studium der Reform beauftragten Commiſſarien des Parlaments entgegen: 
tritt, niemals annehmen können, wenn nicht der Verfall de8 Gemeindelebens 
diefe Ausartung begünftigt hätte; die frühe Auflöfung der Gemeinde in nad 
den Einzelaufgaben ſich jcheidende Sonderorganifationen hatte den lebendigen 
BZufammenhang zwifchen der Gemeinde und ihrer Verwaltung zerftört und in 
Betreff der Armenpflege jenen Zuftand herbeigeführt, bei dem in den Amt‘ 
bandlungen und Bejchlüffen der Gemeindeorgane, der Armenaufjeher, der Gemeinde: 
verfammlungen das communale Intereſſe nicht mehr zu genügendem Ausdrud 
kam. Die gegenwärtige Organifation der engliſchen Armenverwaltung, die in 
der Hauptſache auf den größeren Verbänden der unions, den Armen-Sammt: 
gemeinden ruht, ift alfo auf dem Grunde einer verfallenen und ihren Aufgaben 
nicht mehr gewachſenen Ortsgemeindeverfaſſung errichtet worden. — Nicht den 
gleichen Zuftand zeigt Frankreich; die Ortsgemeinde vereinigte in ihrem Wirkung 
freife wenigftens principiell die Mehrzahl der örtlichen Verwaltungsaufgaben; 
hier ift es die durch die allgemeine adminiftrative Organtfation und die Eigen: 
thümlichfeit des Steuerſyſtems begründete Unjelbftftändigfeit der Ortögemeinden, 
welche hauptſächlich der Entwidelung einer communalen Armenpflege mit oblı: 
gatoriſchem Character Hinderlich geweien if. Der Umftand, daß die große 
Mehrzahl der Gemeinden, was die Beftenerung ihrer Eingefefjenen anlangt, auf 
durch Marima limitirte Staatsſteuerzuſchläge befchränft ift, macht fie ungeeignet, 
in der Mittelbefhaffung den wechſelnden Anforderungen einer auf dem Gemeinde: 
haushalt laſtenden Armenpflege zu folgen. Die Einführung einer obligator: 
ſchen Gemeindearmenpflege würde zum Umfturz des beftehenden Steuerſyſtems 
führen, hieraus erklärt es fi, daß die namentlich in neuerer Zeit wiederholt 
unternommenen Verſuche, im Wege der Geſetzgebung eine Erweiterung de3 den 
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Gemeinden im Gebiete der Armenpflege zugewieſenen Wirkungskreiſes herbei= 
zuführen, ohne Erfolg geblieben find. Eine Ortsgemeinde in unferem Sinne; 
welche als Trägerin der Armenlaft dienen könnte, it daher in England überhaupt 
nicht vorhanden ; in Frankreich fehlt ihr die feloftjtändige und freie wirthſchaft— 
Tihe Bewegung, welche die Erfüllung diefer Aufgabe erfordert. 

Das BVorhandenfein einer mit einem volleren Wirkungskreiſe auögeftatteten 
Ortsgemeinde ıft e3 alfo, was die Yage der Dinge in Deutjchland der 
Entwidelung der Gefeggebung in Frankreich und England gegenüber characterifirt; 
in dem weitaus größten Theile des dem deutſchen Reiche angehörigen Ges 
biet3 ift die Ortsgemeinde als ein mit mehr oder minder jelbftitändigem Bes 
fteuerungsrecht verjehenes, die Xotalität der örtlichen Vermwaltungsaufgaben 
in ihrem Wirkungsfreife vereinigendes Element erhalten geblieben; gerade dieſe 
Zufammenfaffung der Aufgaben im Wirkungskreife der Gemeinden giebt ihrem 
Verwaltungsweſen die nöthige Spannung und erhält demfelben das Intereſſe 
der Betheiligten. Auch im Gebiete der Armenpflege hat das Interefje der Ge— 
meindeverwaltung überwiegend heilfame Impulſe gegeben. Ich fage, überwiegend 
heilfame, weil e3 allerdings auch Fälle giebt, in denen, wie ſchon vorher an— 
gedeutet, der zu enge Kreis, den die Gemeinde umfaßt, und die zu nahe Be- 
theiligung der Intereſſen der Einzelnen die Urſache find, daß bei Handhabung 
der Armenpflege die veftrictiven Geſichtspunkte fih allzugroßen Einfluß ver— 
Ihaffen und die Leiftungen jelbft hinter dem nothdürftigen Maße zurüdbleiben. 
Insbeſondere hat der unvollfommene und unfertige Zuftand der Ländlichen Ge— 
meindebildung in den öftlihen Provinzen Preußens vielfady einen folden Ein: 
fluß geäußert. Indeſſen ift nicht ausgeſchloſſen, daß durch zwedentiprechende 
Reformen der Gemeindegefeggebung auch hier Gemeindeverbände hergeftellt 
werden, melde für die Erfüllung der Aufgaben der Armenpflege diefelbe Be— 
fähigung haben, wie fie den im Allgemeinen leiftungsfähigeren ländlichen Ges 
meinden de3 ſüdlichen und weſtlichen Deutſchlands beimohnt. Wenn fjchon die 
Armenpflege diefer Gemeinden vielfach eine günftige Beurtheilung verdient, fo 
haben die deutſchen Stadtgemeinden und zwar oft weit fchwierigeren Aufgaben 
gegenüber noch um vieles vollfommenere Yeiftungen aufzuweiſen; das aud im 
Auslande bemwunderte Beifpiel einer auf ausgiebigfter Verwendung bürgerjchaft- 
liher Elemente beruhenden und daher eine individualifirende Handhabung im 
weiteften Umfange ermöglichenden Drganifation der Armenverwaltung, mit 
dem Elberfeld und Krefeld vorangegangen find, hat überall eine heilfame An— 
regung gegeben, jo wenig auch die Vorbedingung der Elberfelder Einrichtungen, 
ein ausgedehntes Angebot für die Ausübung der Armenpflege geeigneter Kräfte, 
fi überall hat veproduciren laſſen. Die umfaſſende Heranziehung bürgerlicher 
Kräfte für die Function der Armenverwaltung bildet zugleih in den Städten 
eine Vorſchule der Betheiligung an der communalen Verwaltung, eine Vorſchule, 
deren Bedeutung in der Zufunft noh um ein Beträchtliches weiter entwidelt 
werden kann; fo ift die Zugehörigkeit der Armenpflege zum Wirkungsfreife der 
Gemeinden nicht nur für die Urmenpflege, fondern auch für das communale 
Leben überhaupt von heilfamem Einfluß. Das Ergebnif, zu dem wir ges 
langen, läßt ſich hiernady dahin zufammenfaffen: die Deutſchland eigenthümliche 
Drganifation der öffentlichen Armenpflege dharacterifirt fi) durd) eine der Ge— 
meinde in diefem Gebiet eingeräumte prävalivende Stellung: diefer prävalirenden 
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Stellung entjpriht eine durd die Organifation der Ortsgemeinde’ begründete, 
in individualifirender Handhabung ſich äußernde bejondere, jedoch je mad) der 
Berjchiedenheit der communalen Organifation und Peiftungsfähigkeit in ungleichem 
Maße vorhandene Befähigung der Gemeinden für die Armenverwaltung. 

Es folgt nun hieraus zweierlei: erftens, daß e3 Aufgabe der Gemeinde: 
organifation, da, wo die Befähigung der Gemeinde für jene Aufgaben bis jegt 
nicht vorhanden, jene Befähigung durch Uenderung der Gemeindeverbände her- 
zuftellen, und zweitens, daß bei Ausjonderung von Zweigen der öfjentlicen 
Armenpflege aus dem Wirkungskreife der Gemeinden mit größter Vorſicht zu 
verfahren. und in eier Weife vorzugehen ift, bet der das individualifirende 
Element in der Armenpflege möglichſt geringen Abbruch erfährt. 

Die Herftellung einer dem Bedürfniß entfprechenden, gleichheitlichen und 
individualifirenden Armenpflege auch auf dem platten Yande ift ver Zweck des 
Antrags, den Herr Seyffardt ald Referent de3 deutſchen Vereins für Armen: 
pflege auf dem in den legten Tagen in Darmftadt abgehaltenen Congrefie ge 
ftellt und welcher in der Berfammlung des Vereins Annahme gefunden bat; 
diefer Antrag befürwortet zu gedachtem Zwecke die Einrichtung größerer, [eiftunge: 
fähiger Verbände, wo ſolche noch fehlen. Daß ic der Tendenz des Antrags 
ſympathiſch gegenüberftehe, bedarf nad) dem Vorhergeſagten feiner weiteren Er: 
wähnung; ich jebe inäbejondere es als einen großen Fortſchritt an, daß die An- 
bahnung einer Gleichheit in der Handhabung der Armenpflege zwifchen Stadt und 
Land al3 ein zu erftrebendes Biel betont wird. Wenn ich gleihwohl den Antrag 
mir nicht anzueignen vermag, jo geichieht die wegen der Form, im der die 
Bildung jener größeren Verbände erfirebt wird. Wie aus den Motiven erhellt, 
geht die Abſicht dahin, zwijchen den Gemeinden und Gutsbezirken einerſeits umd 
der die Aufficht führenden Kreisbehörde andererjeit3 einen Zwiſchenverband ein⸗ 
zuſchalten, welchem die Armenfürſorge als Verpflichtetem obliegt. Es wird alſo 
die Errichtung eines geſonderten Verbandes für die Zwecke der Armenpflege 
beabſichtigt. Die Errichtung eines ſolchen beſonderen Verbandes neben, bezw. 
über der Ortsgemeinde halte ich nicht für wünſchenswerth, es ſei denn, daß 
beabſichtigt werde, den neuen Verband überhaupt und auch für die anderen 
Aufgaben der örtlichen Verwaltung an die Stelle der Ortsgemeinde treten zu 
laſſen. Eine Ausſonderung der Armenpflege aus dem ſonſtigen ortsgemeindlichen 
Wirkungskreiſe würde uns in ähnliche Bahnen leiten, wie diejenigen waren, auf 
denen in England die öffentliche Armenpflege vor der Reformacte einer ſo großen 
Ausartung entgegengeführt worden iſt. Ich bin nicht der Meinung, daß die 
Functionen der Armenverwaltung ihrer Mehrzahl nad) zweckmäßig von Organen, 
welche mit der ortögemeindlichen Verwaltung in einem organiſchen Zuſammen⸗ 
bange nicht ftehen, wahrgenommen werden würden: die Aufgaben der Armen- 
verwaltung allein ftellen feinen Inhalt dar, der zur Erhaltung abminiftrativen 
Lebens in einem communalen Körper ausreihte. Meines Eradıtens fann die 
Bildung derartiger größerer Verbände zwedmäßtg nur im Wege der Com- 
munalreform bergeftalt erfolgen, daß dort, wo den Gemeinden eine genügende 
Leiftungsfähigteit fehlt, an die Stelle dieſer nicht Leiftungsfähigen Gemeinden 
andere größere und leiftungsfähigere aber wie jene — die verfchiedenen Auf- 
gaben der Iocalen Verwaltung im ſich vereinigende Gemeinden geſetzt werben. 
Nur jo werden wir die Gefahren fernhalten können, welde die Ausſcheidung 
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des Armenweſens al3 ſolchen aus dem ortögemeindlichen Wirkungskreiſe für und 
beraufbejhwören fünnte, Mag nun aber die Herftellung der leiftungsfähigeren 
Berbände in dem einen oder dem anderen Wege erfolgen: immerhin wird durd 
eine ſolche Reform eine wirkliche Gleichheit in der Handhabung der Armenpflege 
nur jehr allmählich und annähernd erreicht werden; jchon, die individuellen Auf- 
fafjungen der in den bezüglichen Verwaltungen thätigen Perſonen werden immer 
fortfahren, eine erhebliche VBerjchievenheit zu erhalten. Die fchematifche Gleichheit 
der engliichen Armenpflege beruht auf ber grundfäglichen Durhführung des 
Arbeitshausſyſtems, welches uns anzueignen, wie ſchon vorher bemerkt, in unſeren 
Verhältniſſen keine Nöthigung liegt. Indeſſen auch eine Annäherung an bie 
Gleichheit ftellt ſchon an ſich eine Verbeſſerung dar. 

Wenn nun aber die communale Armenpflege durch Schaffung leiftungs- 
fähiger ortägemeindliher Verbände einer Verbeſſerung fähig ift, jo werden ſchon 
hiermit einige dev jegt beftehenden Webelftände ſich erledigen. Immerhin werben 
die an die Stelle der leiftungsunfähigen Gemeinden tretenden ortögemeindlichen 
Berbände nicht diejenige Ausdehnung haben können, daß fie die der Armenpflege 
der größeren Verbände eigenen Vorzüge in befonders hohem Make zu gewähr⸗ 
leiſten vermöchten. Es bleibt daher, wenn auch mit vermehrter Strenge: die 
Frage zu prüfen, inwieweit überniegende Vorzüge die — von Auf⸗ 
gaben der Armenpflege auf die größeren Verbände als Yandarmenverbände nöthig 
machen. Es führt die auf die zweite Vorausſetzung, nad der fih Vorzüge 
und Mängel verjchieden geftalten, nämlich auf die Formen ter Armenpflege; es 
ift die Frage zu beantworten: für melde Formen der Armenpflege ftellen ſich 
die Vorzüge der Handhabung durch die größeren Verbände als evidente heraus? 
Die Formen der Armenpflege find verfchieden je nad) dem Eyftem, das der 
Geſetzgebung der betreffenden Nation zum Grunde liegt, vor Allem aber nad) 
den einzelnen Zweigen der Armenpflege, da je nad) den Kategorieen der Bes 
dürfniffe, um die es fich handelt, bejondere Formen und Mittel als geeignet 
gegeben find. Die Frage, für welde Formen der Armenpflege die Qualifi— 
catton der größeren Verbände eine befjere ift, fällt daher großentheils mit der 
Frage zufammen: welche Zweige der Armenpflege werden zwedinäßiger von den 
größeren Verbänden gehandhabt ? 

Nach den vorher feftgeftellten Geſichtspunkten iſt für die Beantwortung 
diefer Frage zunächſt von Wichtigkeit der Gegenjag zwiſchen, geichloffener und 
offener Armenpflege. Für alle diejenigen Zweige der Armenpflege, innerhalb 
derer die Hülfsleiftung durd Aufnahme und Pflege der Bedürftigen in eine ge- 
ſchloſſene Anftalt erfolgt, fteht zweckmäßige Einrichtung, ausreichende Ausftattung, 
geregelte und rationelle Verwaltung im Vordergrunde; einer indivibualifirenden 
Thätigkeit der communalen und namentlid) der aus der Bürgerſchaft berbor= 
gehenden Organe ift hier nur wenig Spielraum geöffnet. Diejenigen Nationen, 
bei denen die Armenlaft auf größeren Verbänden ruht, find daher vorzugämeife 
auf geſchloſſene Armenpflege hingewieſen: die englifche Armenbezirt3eintheilung 
der unions fteht mit dem Arbeitshausfpftem in untrennbarer Berbindung. 
Aber es giebt auch in unferen Armenverwaltungen Zweige, deren Aufgaben an 
ſich zwedmäßig nur durch Pflege in gefchlofjenen Anftalten erfüllt werden fünnen. 
Es find das die Irren-, Jdioten:, ferner ein großer Theil der Kranken, Blinden- 
und Taubftummenpflege; alle diefe Zweige werden daher, fomweit die Fürſorge 
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in geſchloſſenen Anftalten erfolgt, fic für die Handhabung durch größere Verbände 
in erfter Linie eignen. Aus der offenen Armenpflege fondern ſich fodann weiter 
diejenigen Zweige der Armenpflege aus, bei denen die Hilfe mehr durd allge: 
meine Veranftaltungen, Aufftelung von Armenärzten oder eines fonftigen 
technischen Perſonals gewährt wird; auch hier fpielt häufig die planmäßige 
Leitung, die Unterhaltung der Beranftaltungen die hauptſächliche, die individuali- 
firende Prüfung und Behanvlung eine untergeordnetere Rolle. Endlich künnen 
aud im Bereich des eigentlichen Unterftügungsmwefens ſolche Fälle unterfchieden 
werden, in denen das Bedürfnig durch technifche bezw. adminiftrative Ermittelung 
ein für alle Mal feftgeftellt werden kann; es gehört hierher die Unterftügung von 
Blinden, Zaubftummen und Gebredlihen; an der äußerſten Grenze Ddiefer 
Kategorie von Fallen fteht die Fürforge für die Waiſen, da auch bei ihnen 
die Hilfsbedürftigkeit durch den Tod der Eltern bis zur Erreihung des erwerbs— 
fähigen Alter meift unabänderlich gegeben ift. — Je mehr nun in der Ge: 
währung der Armenfürforge die techniſche Veranftaltung, je mehr bei Prüfung 
und Eontrole des Bedürfniſſes die technifche Feſtſtellung überwiegt, deſto eber 
wird aud abgejehen von der Form der gejchloffenen Armenpflege eine Befähigung 
de3 größeren Verbandes für die zwedmäßige Yeiftung der Fürforge oder Bes 
theiligung bet derjelben anzuerkennen fein, wogegen die Fürſorge in allen den- 
jenigen Fällen, in denen das Bedürfnig und defien Fortdauer nur durch ein— 
gehende Prüfung und Ueberwahung aller Berhältniffe feftgeftellt bezw. controlirt 
werden kann, dem engeren Kreiſe der Gemeinde fchlechterdings überlaſſen 
bleiben muß. 

Ic verſuche es von diefen Geſichtspunkten aus die principiellen Grund— 
lagen der deutſchen Geſetzgebung und in erfter Linte des Geſetzes über den 
Unterftügungswohnfig der Betrachtung zu unterwerfen. Das gedachte Geſetz 
weißt als eine unbedingte Aufgabe den Landarmenverbänden nur eine Aufgabe 
zu: die der Fürforge für diejenigen Hilfsbedürftigen, für die endgültig zu forgen 
fein Ortsarmenverband verpflichtet iſt. Einer Ueberweiſung einzelner Zweige 
des Unterftügungswefens an die Landarmenverbände erwähnt es nicht; hierüber 
wie über eine etwaige Zubventionirung der Ortsarmen- durch Landarmenver 
bande die erforderlihen Beftimmungen zu treffen überläßt es der Lande 
gejeßgebung. 

Eine exceptionelle Fürforgepfliht der Yandarmenverbände, wie fie übrigens 
in Preußen feit 1842 bezw. ſchon früher geltendes Recht geweſen war, in der 
erwähnten Weife feitzuftellen, ließ fich nach der Anlage des Geſetzes nicht vermeiden; 
aus dem Sate, daß der Unterftügungsmohnfig durch zweijährige Abweſenheit auch 
dann verloren geht, wenn inzwiſchen ein neuer Unterftügungswohnfig nicht er« 
worben wird, ergab fich eine Beltimmung, die für die feinem Ortsarmenver: 
bande angehörigen Armen in anderer Weiſe Fürforge traf, von felbft al3 noth— 
wendig. So lange daher eine Abänderung jenes Sages, wie ich meinestheils zur 
Zeit fie für unausführbar halte, nicht erfolgen fann, iſt eine wefentliche Ber: 
minderung der zur Kategorie der Yandarmen gehörigen Perfonen nicht zu er 
warten; im Gegentheil muß eine wachſende Beweglichkeit der Bevölkerung aud 
eine Zunahme der zu diefer Kategorie gehörigen Armen zur Folge haben. Die 
Verpflichtung der Yandarmenverbände gegenüber diefen Armen umfaßt aber alle 
Richtungen der Armenpflege, und zwar ebenfowohl die Irren-, Kranken- und 
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Waiſenpflege, als das Unterftügungswefen im engeren Sinn, ein Verhältniß, 
das mit dem vorher entwidelten Princip, wonach für die Handhabung eines 
folchen Unterftügungswejens größere Verbände ſich am wenigften eignen, im 
Widerſpruch fteht. Gegen diefen Zuftand richten ſich denn auch vorzugsweiſe die 
ſchon vorher erwähnten Klagen, die aus den Staaten, in denen da3 Yandarmen= 
weſen bi3 dahin unbefannt war, ſeitdem erhoben werben ; dem Umftand, daß die 
Zandarmenverbände mit einem ſolchen Unterftügungswefen befaßt find, wird 
die Yoderung der Beziehung zur Gemeinde, die Perpetuirung der Armuth und 
die Vertheuerung der Armenpflege hauptſächlich zugefchrieben. Der Behauptung, 
daß dieje Uebelftände Wirkungen der in Rede ftehenden Geſetzgebung ſeien, ift Adides 
in feinem intereffanten und verdienftvollen, im letzten Jahrgang der Tübinger Beit- 
ſchrift veröffentlichten Auffage entgegengetreten; er ftellt namentlich in Abrede, 
daß die durch die Landarmenverbände geübte Fürſorge nothwendig eine foft- 
Ipieligere ſei, es fei denn, daß diefe größere Koftipieligfeit in nothwendigen 
Berbefferungen der Armenpflege ihren Grund habe und durch ſolche gerecht— 
fertigt und aufgewogen ſei. So lehrreich und danfeswerth aber auch dag mit- 
getheilte Material ift, jo bat mich indeilen die Beweisführung dennoch nicht 
ganz zu überzeugen vermodt. Den zahlreihen von Adickes angeführten Fällen, 
in denen bei den Bewilligungen für Landarme über die für die Ortsarmen 
maßgebenden Säge nicht hinausgegangen wird, ſtehen doch auch andere gegenüber, 
in denen für erſtere der Koſtenbetrag ein höherer it; ſolche Fälle fehlen auch 
in Preußen nit, wie die von Herrn Dr. Wehr im vorigjährigen Armenpfleger- 
Eongreß für Weftpreußen bezeugten Data erweifen. Es liegt aber im Durch— 
ſchnittsbetrage der aufgewendeten Unterftügungen überhaupt nicht der ganze 
Schwerpunft der Beurtheilung. Nicht blos die Abmefjung der Unterftügungen, 
fondern die Zulafjung zu denjelben und die Gontrole über die Nothwendigkeit ihrer 
Beibehaltung ift von Wichtigkeit; wie hierbei verfahren wird, kann durch die Statiftif 
nicht feftgeftellt werden. Daß jolhen Armen, welche von den Yandarmenverbänden zu 
unterftügen find, Unterftügungen leichter bewilligt und länger belaſſen werden, 
als dies gegenüber Ortsarmen der Fall zu fein pflegt, daß den Gemeinden alles 
Intereſſe fehlt, einmal landarın gewordenen Perfonen wieder zu einem Ermerbe 
zu verhelfen, daß hierdurch der ZTrägheit und dem müffigen Leben Vorſchub 
geleiftet werde, das find Ausftellungen, die wir feineswegs blo8 aus dem ſüd— 
lichen und weſtlichen Deutjchland vernehmen, es mag hier auf dasjenige hin 
gewiefen werden, was im December vorigen Jahres der Königl. Sächſiſche 
Miniſter des Innern, Herr von Noſtiz-Wallwitz, in Uebereinftimmung mit den 
meiften Rednern in der ſächſ. zweiten Kammer hierüber äußerte, indem er das Land— 
armenweſen ein durch und durch entfittlichendes Inftitut nannte und conftatirte, daß 
e3 den Ortövorftänden regelmäßig an jedem Intereſſe gebräche, auf eine Vermin— 
derung der Yandarmen hinzuwirken, daß fie vielmehr eher am der Vermehrung der= 
felben ein Interefie hätten. Dennod) find die Verhältniſſe in Sachſen denen in den 
benadhbarten preußischen Provinzen weit ähnlicher, al3 denen im füdlichen Deutjche 
land. ch bin daher der Meinung, daß, jofern eine Reform der Gejeggebung über 
den Unterftügungsmwohnfig ſich ermöglichen ſollte, e8 das Beftreben des Gefet- 
geber8 fein müßte, die Fälle eines von den Landarmenverbänden zu hand- 
habenden Unterftügungswejens, foweit fie nicht überhaupt ganz befeitigt werben 
fönnen, doch in möglichſt enge Grenzen einzufchließen. 
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Schon hierin Liegt es, daR ich mich dem Vorſchlage meines Herrn Corte: 
ferenten nicht anjchliegen fann, daS Gebiet des durd die Yandarmenverbände 
gehandhabten Unterftügungswefend noch weiter auszudehnen. Herr Adıdes 
will nämlih das Inſtitut der den Drtsarmenverbänden obliegenden ſo— 
genannten vorläufigen Fürſorge dadurd) bejeitigen, daß er mit den Koften der 
Fürforge für alle diejenigen, welde auferhalb der Gemeinde ihres Unter- 
jtügungswohnfiges hilfsbedürftig werden, die Landarmenverbände belaftet; in 
diefe auf die Landarmenverbände zu übertragenden Koften einbegriffen find 
auch die an jolde Unterftügungen außerhalb ihres Unterjtügungswohnfiges 
in Anſpruch nehmende Perſonen gewährten Beträge. Daß diefe Aenderung 
die Zahl der von den Yandarmenverbänden zu unterftügenden Perſonen berrächt- 
lid vermehren würde, liegt auf der Hand; in der Durdführung des Bor: 
ſchlages würde ich daher eine erhebliche Erweiterung der durh Das Land— 
arımenmwejen in feiner gegenwärtigen Geftalt gegebenen Webelftände jelbft dann 
erbliden, wenn anzuerfennen wäre, daß Die betreffenden Perjonen durch dieſe 
vom Sandarmenverbande zeitweiſe bezogenen Unterftügungen nicht definitiv in 
die Kategorie der Landarmen übergehen würden; die Befürchtung einer ſolchen 
Vermehrung der definitiv in die Kategorie der Pandarınen eintretenden Per: 
jonen glaubt Herr Adickes durch den Hinweis darauf befeitigen zu fönnen, 
daß die fraglichen Perfonen, wenn fie demnähft an dem Orte ihres Unter: 
ftügungswohnfiges hilfsbedürftig würden, der Kategorie der Ortdarmen wieder 
zufallen würden; er erachtet jerner für zuläffig (S. 13 des Referats), für den 
mit der proviſoriſchen Unterftügung zu belaftenden Yandarmenverband ein Recht 
zu formuliren, in gewiſſen Fällen die Zuweiſung der Unterftügten an den Ort 
des Unterftügungsmwohnfiges zu bewirfen, insbejondere dann, wenn in Folge ver: 
wandſchaftlicher oder fonjtiger bejonderer Beziehungen am Orte des Unter: 
ftügungswohnfites erheblich billigere Verpflegung oder beijere Erwerbsverhältniſſe 
gegeben find; er ıft der Meinung, daß ein Mißbrauch diefes Rechtes nicht zu 
fürchten jet, "weil e3 in den Händen größerer nicht engherziger Körperichaften 
liegen würde. Ich vermag biejer Anſicht mid, nicht anzujchließen, halte vielmehr 
die Webertragung einer jo weit gehenden Befugniß jelbft an größere Verbände 
für ein ungemein Mißliches; entweder würde die Ausübung der Befugniß, wenn 
ihr ein weiterer Umfang gegeben würde, zu den größten Härten führen, oder fie 
würde, wenn nur in geringerem Maß zur Ausführung gebracht, für die Wieder: 
entlaftung der Landarmenverbände von unmwelentlihem Einfluß jein; immerhin 
aber wird aud die Vermehrung der nur zeitweife der Fürforge der Yandarmen- 
verbinde zur Yaft fallenden Armen, zumal wenn dieſe Fürjerge — und eine 
Scheidung ift nad) der Art diefes Vorſchlags nicht möglihd — ſich nicht auf 
die Gebiete der gejchlojienen Armenpflege beſchränken jollte, als ein jehr erheb— 
licher Uebelftand anzufehen fein. Die Vermehrung diefer Armen würde aber um 
jo größere Dimenfionen erreichen, al3 ein Gefeg, welchem zur Uebertragung der 
Fürjorgelaft auf den Landarmenverband ein bloßes Verlaffen der Gemeinde 
des Unterftügungsmwohnfiges genügte, die mißlichſten Verſchiebungen der Armenlaft 
im Gefolge haben müßte. So ſehr ich daher mit manden der Motive über: 
einftimme, jo glaube ich doch dem Vorſchlage in der Art, in der er formulirt 
ift, mich nicht anſchließen zu können. 

Wenn ic nun aber mid) dahin ausſpreche, daß es das Beftreben der Gejeg- 
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gebung fein müßte, die Grenzen der den Yandarmen zu übermeijenden indivi= 
duellen Unterftügungsfälle enger ftatt weiter zu ziehen, jo bin ich weit entfernt, 
einer Erweiterung der Vetheiligung der Yandarmenverbände überhaupt entgegen- 
treten zu wollen; nur bin ich der Meinung, daß dieſe Ausdehnung der Bethei⸗ 
ligung auf anderen Wegen zu juchen fei. Diefe Wege find: die vom Unter« 
ftügungswohnjiggefeß nicht ausdrüdlic erwähnte, aber von einem Theil der 
Landesgeſetzgebungen begünftigte und vereinzelt felbft zu vechtliher Formulirung 
gebrachte unmittelbare Uebertragung einzelner qualitativ abgegrenzterv Zweige der 
Armenpflege auf die größeren Verbände und die vom Bundesgejeg zwar er= 
wähnte, aber der Landesgejetsgebung überlafjene Subventionirung der Ortsarmen— 
verbände durch die Kandarmenverbände. 

Ic wende mic, zunächſt dem erfteren Wege, der unmittelbaren Uebernahme 
von Zweigen der Armenpflege durch die Yandarmenverbände zu. Ich habe 
ſoeben entwidelt, daß zu dieſer Uebertragung die einzelnen Zweige der Armenpflege 
um ſo geeigneter ſeien, je mehr in der Erfüllung ihrer Aufgaben die Pflege in 
geſchloſſenen Inſtituten, die Benutzung techniſcher Veranſtaltungen und die Feſt⸗ 
ſtellung des Bedurfniſſes durch techniſche Conſtatirung in den Vordergrund trete; 
von dieſen Geſichtspunkten ausgehend, habe ich in einer im vorigen Jahre in 
Schmollers Jahrbuch veröffentlichten Abhandlung über die Armengeſetzgebung 
Frankreichs und zwar weſentlich im Anſchluß an mein ſchon früher erwähntes, 
im Jahre 1876 erſtattetes Gutachten über die Reform der Communalbeſteuerung 
die Irrenpflege, die Fürforge für Blinde, Taubjtumme und Idioten, ſowie 
gewiſſe Klaſſen von Siechen, endlich die Heilung armer Kranker, ſoweit ſolche 
in geſchloſſenen Anſtalten erfolgt, als ſolche Zweige der Armenpflege bezeichnet, 
welche zur Uebernahme durch die größeren Verbände geeignet ſeien; ich kann 
dieſen Zweigen die Fürſorge für verwahrlofte Kinder und die Unterhaltung der 
Zwangsarbeitshäufer hinzufügen. In allen diefen Zweigen ſpielt die Beſchaffung 
des Kapitalaufwandes, die planmäßige Yeitung, die technifhe Handhabung und 
Berwaltung eine hauptjächliche, die freie Beurtheilung und die indiwidualifirende 
Thätigkeit eine zurüdtretende Role. Aber die Yeiftung der größeren Verbände 
muß, wenn fie ihren Zwed voll erreichen foll, ebenjo die Errichtung und Ver— 
waltung der Anftalten wie die Tragung der durch die Einzelfälle verurjachten 
Koften umfafjen. Gerade die Verpflichtung, die Koften der Einzelfälle ganz; oder 
vorwiegend zu tragen, begründet die größte Gefahr für die fleineren meniger 
leiftungsfähigen Gemeinden, deren Haushalt unter Umftänden durd die Ans 
forderungen eines einzelnen foftjpieligen Falles bezw. durch zufälliges Zufammen 
treffen mehrerer folder aus dem Gleichgewicht gebracht werden fann; Ddiejer 
Uebelftand würde fih in Folge der Bildung größerer Verbände für das platte 
Land nad) dem Vorſchlage des Herrn Seyfjardt allerding3 mildern, er würde 
jedoch, zumal wenn, wie ich es vorher als nothwendig bezeichnet habe, bei Bils 
dung der Verbände die Grenzen einer Reform der ortögemeindlihen Organi— 
fation eingehalten würden, keineswegs völlig befeitigt werden. Zu meiner Freude 
haben nun aud die Berhandlungen de3 vorjährigen Congreſſes de3 deutjchen 
Vereins für Armenpflege, wenigſtens was die Uebertragung der Irren-, Taub— 
ftummen- und Idioten- Fürjorge, ſowie aud) der Fürſorge für die verwahrloften 
Kinder auf die größeren Verbände anlangt, eine Annäherung gegeben, wie auch diefe 
Annäherung in fchriftftellerifchen Erzeugniffen hervortritt; gegen die Uebernahme 
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der Zwangsarbeitsanftalten, ſoweit ſolche thatſächlich noch nicht die Regel bilvet, 
auf die größeren Berbände werden fid) wenig Stimmen erheben. Den Grün 
den, welde für Unterbringung der Blinden:, Taubftummen-, Jdiotenpflege, fowie 
der Fürforge für verwahrlofte Kinder in Zwangsarbeitshäufern ſprechen, möchte 
ic noch hinzufügen, daß die an die öffentliche Armenpflege ſich anfchliegende Pri— 
vatarmenpflege ſich für alle diefe Zweige weit leichter und wirkſamer für größere 
Gebiete als rein locale organifiren lafjen würde. Sp fünnten neben der von den 
Landarmenverbänden geübten Blinden- und Taubftummenpflege über diejelben ört- 
lichen Gebiete fid) erftredende Blinden- und Taubftummenbefchäftigungsvereine, neben 
der jenen Verbänden obliegenden Unterhaltung der Arbeit3häufer und Anftalten für 
verwahrlofte Kinder Vereine für die Beihaffung von Unterfommmen und die 
weitere Ueberwachung aus den Anftalten entlafjener Häuslinge und Kinder ber: 
vorgehen; natürlich müßte, damit diefer Anſchluß erreicht würde, die Taubftummen- 
und DBlindenpflege auch die Fürſorge für die nicht in die Anftalten aufgenom- 
menen, jondern in ihren Familien oder bei Fremden verpflegten Idioten, Taub- 
ftummen und Blinden umfaſſen. Auch bei diefem Zweige des Unterftügungsd- 
weſens ift eine individualifirende Controlle dur die Gemeinden von feiner ber: 
vortretenden Wichtigkeit, da das Bedürfnig durch einen technifch feitzuftellenden, 
faft immer unwiderruflich eingetretenen phyſiſchen Zuftand begründet wird, 

Sp erfreulih nun aber die in Bezug auf die eben gedachten Zweige ſich an: 
bahnende Meinungsübereinftimmung aud) ift, jo würden doc, was die finanzielle 
Entlaftung der Gemeinden anbelangt, alle genannten Zweige nidyt annähernd 
von der Bedeutung fein, welche der Fürforge für die heilbaren Kranken zu: 
fommt; gerade in Bezug auf das Princip und die Art der Betheiligung der 
größeren Verbände an diefem Zweige der Armenpflege ift das Auseinandergehen 
der Meinungen aber ein jehr viel weiteres, ganz entjprechend der großen Verſchieden⸗ 
beit, welche die thatjächlid in dem verjchiedenen deutfchen Yändern beftehenden 
Einrichtungen charakteriſirt. 

Abftract genommen halte ich die Fürforge für arme heilbare Kranke, ſoweit 
jie ald Pflege in gefchloffenen Anftalten erfolgt, für einen derjenigen Zweige 
der Armenpflege, welde fi) zur Handhabung durch größere Verbände am Beiten 
eignen; die Erridtung, Ausftattung und Unterhaltung, ſowie die gefammte Be: 
handlung tft wejentlih Sade einer durch techniſche Organe verjehenen Ber: 
waltung; ebenfo ift daS Bedürfniß und defjen Controle hauptſächlich Gegenftand 
technischer Feftftellung; eine Prüfung der Vermögenslage findet im Weſentlichen 
nur Behufs Heranziehung des Berpflegten zu den Koften der Heilung ftatt; eine 
ſolche Zeftftellung — eine Ähnliche befteht ja für die Zwecke der Befteuerung — 
find aber die größeren Verbände durch ihre Organe, bezw. durch Vermittelung 
der Gemeinden jehr wohl vorzunehmen im Stande. Aber es ift richtig, dak 
die thatſächlichen Berhältniffe, wie fie in Bezug auf die Handhabung dieſes 
Zweige der Armenpflege in den deutſchen Ländern beftehen, ven hiſtoriſchen 
Grundlagen der Entwidelung derjelben entſprechend ſich meift in einem Gegen: 
jage zu dem joeben ald fachlich erwünſcht bezeichneten Zuftande befinden. In 
einem großen Theil Deutichlands, namentlid) in den älteren Provinzen Preußens, 
findet eine Betheiligung der größeren Verbände an der Armenfrantenpflege, jor 
weit nicht Landarme in Frage kommen, überhaupt nicht ftatt; in anderen Ge: 
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bietötheilen Deutihlands unterhalten die großen Verbände Anftalten, melde fie 
gegen ermäßigte Koften oder jelbft unentgeltlid; den Gemeinden für ihre Kranken 
zur Verfügung ftellen, oder fie gewähren den Gemeinden Zufchüfje, damit diefe 
für die geeignete Unterbringung in Anftalten forgen fünnen. Wenn ich nun bie 
Borjchläge, welde Herr Adides in feinem im vorigen Jahr dem Armenpfleger- 
congreß vorgelegten Referat gemacht hat, recht verftehe, fo befürwortet er 
eine größere Betheiligung der größeren Verbände an diefem Zweige der Armen- 
pflege, ohne gerade einer beftimmten Form das Wort zu reden. Meines 
Eradıtens würden indeß bloße Subventionen an die Gemeinden feineswegs ge— 
nügen, um die Ziele, um die es ſich handelt, voll zu erreichen; es würde 
hierzu vielmehr erforderlich fein, nicht blos, daß die Tragung der Koften der 
Armenkranfenpflege auf die Yandarmenverbände übernommen, fondern auch, daß 
ein Uebergang der Yeitung und Verwaltung der Krantenanftalten auf diejelben 
wenigſtens im Princip als Ziel Hingeftelt würde; denn an eine fofortige Aus— 
führung allen im Befig von Krankenanftalten befindlichen Gemeinden gegenüber 
wäre vorerft nicht zu denken. Es ift für die definitive Regelung dem Umftande 
Rechnung zu tragen, daß oft die beftehenden Anftalten — zumeilen feit unvor= 
denklicher Zeit — den Gemeinden gehören, daß die Einwohnerſchaft ſich häufig 
für die Herftellung der Anftalten große Opfer auferlegt hat, daß Bürgerfinn 
und Wohlthätigkeit nicht felten ſich namhaft betheiligt haben, daß mit den 
Krankenanftalten, die ja überhaupt nicht ausfchließlih dem unterftügungsbe- 
dürftigen Publicum dienen, auch ftiftungsmäßige oder andere der Bequemlichkeit der 
Einwohner dienende Einrichtungen verbunden find. Es würde nun aber aud) 
vollfommen zuläffig und mit der vorgetragenen grundfäglichen Auffaſſung verträg- 
lich fein, daß das Verhältniß folcher Gemeinden und insbeſondere ſolcher größerer 
Städte, melde Umftände der erwähnten Art zu Gunften der Beibehaltung 
eigner ftädtifcher Krankenanftalten geltend zu machen in der Lage wären, vor: 
übergehend oder definitiv aufrecht erhalten bliebe; e8 würde fi dann nur darum 
handeln, einen Modus zu finden, mittelft deffen auch ſolchen Gemeinden gegenüber die 
Ausgleichung bergeftellt würde. Ein derartiger Modus aber ließe fih in 
doppelter Weiſe finden; den Gemeinden, die im Beſitze eigener Kranfenanftalten 
blieben und die dementjprechend die Unterhaltung diefer Anftalten zu bejorgen 
hätten, wäre entweder, da fie ja zu dem Behufs Dedung des Aufmwandes der 
Krankenpflege von den Yandarmenverbänden zu erhebenden Steuern beizutragen 
hätten, al3 Aequivalent das Recht einzuräumen, nad) einem mittleren, unter 
dem Durchſchnittsbetrage der wirklich aufgewendeten Koften verbleibenden Sate für 
alle in den betreffenden Anftalten im Wege der Armenpflege behandelten Kranlen 
bei dem Landarmenverbande zu liquidiren, gleichgültig, ob dieſe Kranken ber 
Stadt angehörten oder nicht; oder es wären, was den Vorzug der größeren 
Einfachheit hätte, jene Städte von dem Beitrage zu den erwähnten Steuern zu 
entbinden, gleichzeitig aber ihnen die Pflicht aufzuerlegen, nicht blos ihre Kraufen- 
anftalten zu erhalten, jondern aud in denjelben alle nad ihrem legten regel- 
mäßigen Aufenthalt der Stadt angehörigen Armen für eigene Rechnung zu ver— 
pflegen. Ein Anfprud auf Koftenerfag gegen den Landarmenverband wäre 
ihnen in diefem Falle nur hinfichtlic derjenigen armen Kranken einzuräumen, 
die zur Zeit der Erkrankung einen regelmäßigen Aufenthalt in der qu. Gemeinde 
nicht gehabt; da unter diefen Kranken fid) auch ſolche befinden würden, denen 
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der Beſitz vines regelmäßigen Aufenthalts überhaupt nicht nachzuweiſen wäre, 
und da fein Grund vorläge, die Städte an den Koften der Fürforge für dieſe 
Kranken nicht Theil nehmen zu laffen, jo wäre von den Städten als Aus- 
gleihung hierfür ein Averfionalbeitrag zum Landarmenfonds zu zahlen, der ın 
einer Quote des ihnen nachgelaffenen Steuerantheil® beftehen fünnte. In beiden 
Fällen wäre die Beftellung eines Organs Seitens de3 Yandarmenverbandes 
nothwendig, defien Aufgabe e3 hauptſächlich wäre, zu controliren, daß nur für 
wirklich arme Perſonen aufgewendete Beträge in Rechnung geftellt, daR die 
Beiten der Pflege in der Anftalt nicht ungerechtfertigter Weiſe ausgedehnt und 
daß die Armen, namentlid) die der Gemeinde nicht Angehörigen, nicht gegen- 
über anderen Kranken verfürzt würden. Das Verhältniß joldyer Gemeinden 
zum Yandarmenverbande würde fi) dann als ein Ausnahmeverhältnig charac 
terifiven; im Ganzen würde der BZuftand ſich fo geftalten, dag, während 
die größeren Städte ein eigenes Syſtem der gejchlofjenen Krantenpflege hätten, 
das platte Yand und die fleineren Städte auf die vom Yandarmenverbande unter: 
haltenen Anftalten angewiejen wären, es würde fo erreicht werden, daß, während 
die größeren Städte im Genuß ihrer Inftitute blieben, zugleich auch den Ländlichen 
Gemeinden, denen Anftalten für die Krankenpflege zur Zeit in weit fpärlicherem 
Maß zu Gebote zu ftehen pflegen, ebenfo wie den fleineren Städten der volle 
Nugen einer von dem größeren Berbande in die Hand genommenen Organijation 
zu Theil würde, Die Uebertragung des KranfenanftaltSwejens an die größeren 
Berbände unter gleichzeitiger gefonderter Behandlung der größeren Städte würde 
zugleih die Möglichkeit gewähren, für den Fall, daß e3 zur Durhführung einer 
allgemeinen Arbeiterfranfenverficherung käme, die Yeitung dieſes Kaſſenweſens mit 
der Verwaltung der Krankenanftalten in organifche Verbindung zu bringen, in: 
dem in größeren Städten die Gemeindeverwaltung, im Uebrigen die Verwaltung 
des Armenverbandes mit der Leitung de3 Krankenverſicherungsweſens unmittelbar 
oder durch Vermittelung ihrer Unterbehörden befaßt würde. So ließe ſich ein 
Jneinandergreifen beider wichtiger Verwaltungszweige herſtellen. Würde ın 
diefer Geftalt die Yaft der Armenkrantenpflege mit der Irren-, Blinden-, Taub- 
ſtummen-, Idiotenpflege, der Fürjorge für verwahrlofte Kinder und der Unter: 
haltung der Bmwangsarbeitsanftalten auf die Yandarmenverbände übertragen, jo 
würde hiermit eine fühlbare Entlaftung der Gemeinden und eine noch weit fühl— 
barere Sicherung derjelben gegen die Gefahr zufälliger durch die Combination 
individueller Fälle erwachfender Ueberlaftungen gewonnen fein. 

Diefe Wirkung der dur den Yandarmenverband hergeftellten finanziellen 
Ausgleihung würde im Allgemeinen aud eintreten, wenn jene Uebertragung 
durch die Landesgeſetzgebung feitgefegt würde. Dennodh würden auf dieſem 
Wege keineswegs alle durch die Aenderung beabfichtigten heilfamen Wirkungen 
erzielt werden fünnen. Das Gejeg über den Unterftügungswohnfig bafirt die 
gefammte Armenpflege in erfter Yinte auf die Ortsarmenverbinde, e3 würde 
daher, jo lange dieſe Baſis unbeſchränkt beibehalten würde, auc für den Fall 
einer landesgejeglichen Uebernahme des auf die vorberegten Zweige der Armen: 
pflege bezüglihen Aufwandes auf die größeren Verbände nicht möglich ſein, 
von diefer Wenderung zum Behuf der Verminderung der zwiſchen den Ort} 
armenverbänden erwachlenden Streitfälle den vollen Nutzen zu ziehen, da 
ja nah aufen bin immer der Ortdarmenverband als verpflichtet fungiven 
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und der Umjtand, daß finanziell der größere Verband an feiner Stelle die 
Fürforge bewirkte und ihm die Yaft abnähme, hieran nichts ändern 
würde; ed würde der größere Verband immer nur mittelbar, dur das 
Medium der Feftitellung der Verpflichtung des Ortsarmenverbandes, in An— 
ſpruch genommen werden fünnen. Soll jene Uebertragung die eben erwähnte 
erleihternde Wirkung in vollen Umfange haben, jo iſt erforderlih, daß die 
Yandarmenverbände für die jenen Zweigen angehörigen Fälle nicht blos indireet — 

durch das Mittel der Ort3armenverbände —, jondern direct Träger der Fürforge- 
pfliht werden. Dies kann allein durch entfprechende Wenderung des Unter- 
ftügungswohnfitsgefege3 und unmittelbare Uebertragung der Fürforgelaft in Be— 
treff der in Rede ftehenden Zweige der Armenlaft auf die größeren Verbände — 
Landarınenverbände — geichehen. Hiermit wird zweierlei erreicht. Zunächſt 
wird damit die Möglichkeit gegeben, dieſe Fürforgepfliht für den einzelnen 
Val an ſehr einfache Bedingungen in Bezug auf Wohnſitz beziehungsweife Auf- 
enthalt zu fnüpfen, d. h. diefe Bedingungen etwa ſo zu regeln, daß die Fürforge- 
pflicht demjenigen Yandarmenverbande, in weldem der Hülfsbedürftige in dem dem 
Eintritt des Bedürfnifjes vorangegangenen Jahre zulegt feinen regelmäßigen 
Aufenthalt gehabt hat, für den Fall aber, daß ein ſolcher innerhalb des letzten 
Jahres ftattgehabter regelmäßiger Aufenthalt nicht zu ermitteln, demjenigen 
Landarmenverbande zufiele, in welhem das Bedürfniß hervorgetreten ift. Die 
Abgrenzung der Fälle, in denen die felbftjtändige Kranfenhausverbände bildenden 
Städte zum Erjag berechtigt fein würden, wäre innerhalb einzelner ebenfalls 
mittelft Reichsgeſetz feftzuftellender allgemeiner Normen Sache der innern Ver: 
fafjung der Landarmenverbände. Wenn nun durch eine ſolche Normirung der 
conftatirten Fürforgepfliht die Zahl der Rüdgriffe ſchon an und für fid auf 
ein Minimum reductrt werden würde, jo würden — immer eine richtigen Grundfägen 
entjprechende Bildung der Yandarmenverbände, welche ein hinlänglic) großes Ganzes 
in ſich begreifen und aus ftädtifchen und ländlichen Gebieten zufammengefegt fein 
müßten, wie nachher weiter entwicdelt werden wird, vorausgejegt — dieje Streit: 
fälle aud) weiter dadurdy an Schärfe verlieren, daß diejenigen Fälle, in denen die vor- 
Läufige Fürſorge thatjächlich durch einen anderen Yandarmenverband bejorgt würde 
al3 denjenigen, dem fie vechtlicy zufiele, fich zwifchen den Landarmenverbänden 
großentheild compenfiren und diefe Verbände vorausſichtlich ihr wohlverftandenes 
Intereſſe darin finden würden, von einer gegenfeitigen Verfolgung der Fälle und 
der bezüglidien Rechtsanſprüche Abftand zu nehmen, wie denn beiſpielsweiſe die 
Praxis der franzöfiichen Departements in Bezug auf die Geltendmachung der aus der 
Irrenpflege und Waijenpflege ihnen gegenfeitig zuftehenden Anſprüche nad Allem, 
was mir darüber befannt geworden, ftet3 eine jehr liberale gemejen ift. Die Uleber- 
tragung der Laft auf die größeren Verbände im Princip würde eine Heranziehung 
der fleineren Verbände zu einer gewiſſſen Betheiligung nicht ganz ausſchließen; 
jo wäre bezüglich der Kranfenpflegelaft eine Belaftung der Aufenthaltsgemeinde 
des Kranken mit einem gemwilfen, eine Quote der Koften für eine befchränfte 
Zeitdauer repräfentirenden Betrage ſchon aus zwei Nücfichten erwünſcht. Ein- 
mal würde es zwedmäßig fein, daß den Verwaltungen der Ort3armenverbände 
ein gewiſſes Intereſſe verbliebe, den Anträgen auf Aufnahme in das Sranfen- 
haus nicht eine allzu große Ausdehnung zu geben, namentlid diefe Aufnahme 
nicht eintreten zu laſſen in Fällen, in denen e3 ſich um leichtere, auch in der 
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Familie des Armen mit weit geringeren Koften zu heilende Krankheiten handelt; 
jodann aber müßte, wenn das Kranfenverficherungswefen in einer den Abjichten 
der Reichsregierung ſich nähernden Weife organifirt würde, doch eine gemifle 
Ausgleihung zu Gunſten derjenigen Ortihaften, in melden, wie in den größeren 
Städten, die Zahl der Verficherten eine ftärkere Proportion bilden wärde, gegen- 
über den rein ländlichen, am Srantenverficherungswefen nur wenig betheiligten 
Ortſchaften gejhaffen werden; eine joldye würde wenigftens in einiger Weife 
bergeftellt fein, wenn für die Nichtverficherten von der Gemeinde des Aufenthalts 
für die erfte Zeit der Krankheit eine Quote der Koften erhoben, gleichzeitig 
aber dem Berficherten die Pflege im Krankenhauſe gegen einen ermäßigten, hinter 
den vollen aufgewendeten Koften zurücdbleibenden Sag gewährt würde. 

Neben diefe unmittelbare Uebernahme von Zweigen der Armenpflege dur 
den Staat ftellt fi num aber, wie vorher bemerft, al3 eine zweite Art 
der Betheiligung der größeren Verbände Gewährung von Beihülfen und 
Subventionen an die Ortdarmenverbände. Daß das Unterftitgungswohnjig- 
gejet die Regelung der auf diefe Subventionen bezüglichen Verhältniſſe der 
Landesgeſetzgebung überläßt, ift fchon vorher erwähnt worden; in der That find 
die Grundjäge wie das Berfahren in den einzelnen deutjhen Staaten völlig 
verſchieden, wie fich dies ſchon durch die fo gänzlich verjchiedene Organifation 
der Yandarmenverbände hinreichend erklärt. In den beftehenden Einrichtungen 
läßt fid) eine doppelte Methode unterfcheiven. Entweder werden die Zuſchüſſe 
zu den Soften einzelner Specialzjweige der Armenpflege oder zu denen der 
Armenpflege überhaupt gegeben; in beiven Fällen beruht Gewährung und Ab: 
meſſung der Subvention entweder auf völlig freier Abſchätzung der Hülfsbedürftig: 
feit der Gemeinde, oder es wird eine gewijje Quote de3 Armenaufwandes ver: 
gütet, oder endlich, es fällt dem größeren Verbande derjenige Betrag zur Laſt, 
um den der Aufwand ein meift durch ein gewiſſes Maß der Steuerbelaftung 
gegebene Maximum überfteigt. Ich halte die Iettere Form für völlig ver- 
werflich, da, wenn der Sag einmal überfchritten, hiermit jedes Intereſſe des 
Örtlihen Verbandes, ein weiteres Anwachſen der Armenlaft zu verhüten, in 
Wegfall fommt. Was die erftere form anlangt, jo werden fich Fälle, in denen 
die größeren Verbände den Ort3armenverbänden auf Grund freier Prüfung der 
Verhältniſſe Unterftügungen zu gewähren haben werden, niemal3 ganz; aus 
ſchließen laſſen; es wird jedod die Anwendung diefer Form, weil fonft zu Miß— 
bräuchen führend, meines Erachtens auf Fälle ungewöhnlicher Nothftände zu be- 
Ihränfen fein. Die Form der Betheiligung der größeren Verbände durch Uebernahme 
von Quoten des Aufwandes halte ich allein für rationell, weil fie, ſoweit der 
den örtlichen Verbänden zu belaftende Antheil nicht etwa zu einem illuſoriſchen 
herabſinkt, ein lebendiges Intereſſe des örtlihen Verbandes an den Ergebniffen 
zu erhalten geeignet ift. Indeſſen fett die Anwendung diefer Form eine gemifle 
gleichartige Einrihtung und Handhabung des gefammten localen Armenwefens 
und ebenjo eine gleichartige rechnungsmäßige Behandlung der einzelnen Auf: 
wendungen voraus. Bon einem ſolchen Zuftande des Rechnungsweſens irgend« 
welcher Allgemeinheit find wir aber, namentlih im nördlichen und öftlichen 
Deutjchland, noch jehr entfernt. Die Aufgabe wird daher beträchtlich erleichtert, 
wenn die in Subventionen ſich bethätigende Betheiligung auf gemifje Special- 
zweige der Armenpflege, da für diefe die Erfüllung der fachlichen und rechnungs- 
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mäßigen Erforderniffe mit weit geringeren Schwierigkeiten zu erreichen ift, be= 
ſchräntt bleibt. Diefe Betheiligung bei den Koften der Specialzweige hat aber 
aud) den Vorzug, daß mit ihr leichter eine fachliche Einwirkung des größeren 
Berbandes auf die Handhabung der Armenpflege innerhalb des betreffenden 
SpecialgebietS Hand in Hand gehen kann; es lafjen ſich dann für die Betheiligung 
Seitens der größeren Verbände ſolche Specialzweige auswählen, für melde 
neben einer finanziellen Erleichterung der Ortsverbände aud) eine materielle 
Einwirkung der legteren beſonders erwünſcht ift. Nur auf diefe Weiſe wird 
die finanzielle Betheiligung der größeren Berbände aud für die fachliche Ver— 
befierung der Armenpflege fruchtbar gemacht werden fünnen. Es bieten ſich 
nun aber zwei Zmeige der Armenpflege dar, weldye der Yage der Entwidelung 
und den in Betracht kommenden nterefien nad in bejonderem Maße auf eine 
ſolche finanzielle und adminiftrative Betheiligung der größeren Verbände hin— 
weiſen, es find died die Fürforge für die ärztliche Behandlung der nicht in ge 
Ichlofjenen Anftalten verpflegten armen Kanten und die Watjenpflege. 

Was die ärztliche Behandlung folder armer Kranken anlangt, deren Auf: 
nahme in eine Kranfenanftalt nicht erforderlich ift, jo pflegt für eine ſolche in 
den Städten, namentlid; in den größeren, durch Anftellung von der Gemeinde 
befolveter Armenärzte mehr oder weniger ausreichend geforgt zu fein; überaus 
mangelhaft find der Regel nach jedod vielfach die Einrichtungen für das platte 
Land, ja es ift mit einer allgemeinen Organifation in der Mehrzahl der Gebiete 
wohl nicht einmal der Anfang gemacht worden. Bon allen deutjchen Ländern 
ift meines Wiſſens das Großherzogthum Hefien das einzige, in welchem der Ber: 
jud einer allgemeinen gejegliden Regelung des armenärztlihen Dienftes gemacht 
worden ift; die Medicinalordnung vom 2. Auguft 1861 ftellte, indem fie den 
Kreisärzten zugleich die Yunctionen von Armenärzten auferlegte, eine auch das 
platte Yand umfafjende Organifation des armenärztlihen Dienftes her. Wenn 
auch die durch diefe Borjchrift begründete Verpflichtung der Kreisärzte inzwifchen 
wieder in Wegfall gefommen ıft, jo hat doch die durch gedachtes Gefeg herbei= 
geführte Berallgemeinerung der armenärztlichen Fürſorge offenbar viel dazu bei- 
getragen, dag Intereſſe der Gemeinden für die Sicherſtellung einer ſolchen Für— 
forge zu gewinnen. ad; einer von der Großherzoglid Heſſiſchen Regierung um 
Sahre 1880 veranlakten Zufammenftellung erfreute damals eine mehr als die 
Hälfte aller Einwohner des Yandes repräfentirende Zahl von Gemeinden ſich eines 
organtfirten arınenärztlicen Dienfted. Auch ohne gejeglihe Handhabe ift e8 unter 
Andern in der Rheinpfalz und meines Wiſſens au im Königreich Sachſen gelungen, 
in jehr ausgebreitetem Maße die Jnitiative der Gemeinden für die vertrags- 
mäßige Beftellung von Armenärzten zu gewinnen. Das Gleidhe gilt vom Grof- 
herzogthum Baden; jo waren nad) einer mir vorliegenden, für einen badifchen 
Bezirt aufgeftellten Ueberfiht von 38 Gemeinden dieſes Bezirks 30 mit einer 
geregelten armenärztlichen Fürforge verfehen. Dennod) genügen hier die beftehenden 
Einrichtungen nicht und e3 hat ein Project, welches die Anftellung der Armen- 
ärzte durch die größeren Verbände (Sreife) vorfieht, neuerdings die Delegirten 
der Kreisverſammlungen beſchäftigt. Im nördliben und öftlihen Deutſchland 
ift auf dem platten Yande im Allgemeinen da für die ärztlihe Behandlung der 
ärmeren Bevölferung am Beften gejorgt, wo auf größeren Gütern die Ärztliche 
Hilfe des Gutsarzte zu den Bedingungen des Arbeitsvertrags gehört, oder 
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wo der Gutsherr freiwillig diefe Hilfe zur Berfügung ftellt; im Allgemeinen 
it fie jedoch, der geringeren Verbreitung der Aerzte entjprechend, im weit 
jpärlicherem Maße fichergeftellt als im Süden und Welten; ja jelbit aus 
einem Kreife der preußischen Provinz Heſſen-Naſſau Liegt mir ein charakte— 
rijtiiher Vorgang vor, der den in hohem Mafe vorhandenen Mangel an 
Vorkehrungen, die den Armen ärztlihe Fürſorge fihern, bezeugt; bei ewmer 
vom Landrath einberufenen Berfammlung der Bürgermeifter des Kreiſes con: 
ftatirte der Kreisphyſikus, daß feines Willens noch niemal3 von einem Armen: 
verbande ein Arzt zu einem Sranfen gerufen worden jet; auch auf bie 
Aufforderung des Borfigenden, Fälle folder Berufungen von Werzten zu 
conftattren, fonnten von ſämmtlichen Bürgermeiftern nur zwei Derartige Fälle 
angegeben werden. Die allgemeinere Gewährung derartiger Hilfe ift nun aber 
alleın von einer weiter angelegten Drgantfation zu erwarten, die Durchführung 
einer folchen indeſſen kaum in anderer Weiſe denkbar, al3 vermöge einer durch 
entjprechende finanzielle Betheiligung unterftügten Initiative des größeren Ber: 
bandes; die Gewinnung geeigneter Kräfte, ihre angemefjene territoriale Ber: 
theilung, die Leitung ihres Dienftes, Alles dies find Aufgaben, deren erfolgreicher 
Durchführung der größere Verband ſtets jehr viel mehr als der fleinere gewachjen 
jein wird. Und es iſt nicht zu fürchten, daß durch eine antheilige Uebernahme 
des für die Gehälter der Armenärzte erforderlichen Geldaufwands — Uebernahme 
einer fejten oder einer je nach den finanziellen Verhältniſſen bezw. der Größe 
der Gemeinden fich abftufenden Quote — den Bedürftigen in zu großer Aus 
dehnung diefe Hilfe werde gewährt und den der entjtehenden financtellen Belaftung 
gegenüber berechtigten reprefjiven Tendenzen der Gemeinden zu jehr werde Abbruch 
gethan werden. Denn einmal behalten die Gemeinden, wenn jie aud nur einen 
Theil des armenärztlihen Gehalts oder der deilen Stelle vertretenden Ent: 
ſchädigung zu übernehmen haben, doc; ein erhebliches Intereſſe, dieſe Entſchädigung 
nicht zu hoch anwachſen zu laſſen; jodann aber ergeben fic) aus der Ausdehnung 
jener SHilfeleiftung fernere Belaftungen durch Anforderungen für Arzneimittel, 
Berbandmaterial, ftärkende Koft, unter Umftänden auch für Herbeiholung des 
Arztes, Ausgaben, welche thunlichft zu befchränfen, die Gemeinden ein natürliches 
Beitreben haben werden. Der Selbſtändigkeit derjenigen Gemeinden, welche ein 
eigenes armenärztliches Syſtem zu unterhalten in der Yage find, brauchte hierbei 
feinerlei Eintrag zu geſchehen; e3 ließen ſich leicht Wege finden, ihre Stellung in 
bejonderer Weiſe zu regeln, ohne jie deßhalb einer ausgleichenden Betheiligung 
an den Subventionen des größeren Verbands verluſtig zu machen. 

In ähnlich heilſamer Weiſe würde ſich Betheiligung und Einwirkung der 
größeren Verbände im Gebiet der Waiſenpflege verwerthen laſſen. Daſſelbe 
bildet, wenigſtens wenn es in der engſten Bedeutung als der die Fürſorge für 
vater⸗ und mutterloſe Waiſen umfaſſende Zweig des Armenweſens gefaßt wird, inner: 
halb dejjelben einen abgejchloffenen Kreis, wie denn aud manche größere Städte: 
Gemeinden bereit3 dazu übergegangen find, diefer Sonderftellung der Waifen: 
pflege durch eine befondere, von der fonftigen Armenpflege ſich abzweigende, 
abminijtrative Drganijation des erwähnten Gebiete Rechnung zu tragen. Die 
Seftftellung der auf die drei Momente: Elternlofigkeit, erwerbsunfähiges Alter, 
VBermögenslofigfeit beruhenden Hilfsbedürftigfeit geftattet, was ihre Feſtſtellung 
anlangt, einer freieren Beurtheilung kaum irgend welchen Einfluß. Dasjenige, 
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wobei die Einwirkung der Gemeinde ſich nüglich zu erweiſen vermag, tft die 
Ermittelung geeigneter Pflegeeltern, die Ueberwachung derfelben jowie der er- 
zieherifchen Heranbildung der Warfen, die Beihaffung jpäterer Erwerbsgelegen- 
beit für diefelben, die auf dem finanziellen Intereſſe der Gemeinden beruhende 
repreſſive Tendenz hat daher hier eine in ihrer Wichtigkeit zurücktretende Be— 
deutung, ja es wirkt namentlich in kleineren Gemeinden ein zu erheblicher Ein- 
fluß jener Tendenz geradezu ſchädlich. Mit der Uebernahme einer Quote der 
Koften der Waifenpflege auf die größeren Verbände würde jenes abmwehrende 
Beftreben der Gemeinden erheblich abgeſchwächt werden. An die Subventionirung 
durch den größeren Verband würde aber auch hier eine Einwirkung des letzteren 
auf die Handhabung, eine ftändige Aufficht durch die ihm zu Gebote ftehenden Organe 
naturgemäß ſich anſchließen; ein ſolches Verhältniß befteht unter Anderen bereits 
in einigen, ich glaube fogar, in der Mehrzahl der badifchen Kreife der jegigen 
Landarmenverbände; die Kreiſe betheiligen ji bei dem Aufwande, der den 
Gemeinden durch die Unterbringung der armen Waiſen erwächſt, mit einer ent- 
Iprechenden Quote und üben dagegen einen Einfluß auf die Unterbringung aus; 
einzelne Kreife gewähren auch Zuſchüſſe für die Verpflegung der vaterlofen, bei 
ihrer Mutter befindlichen Watjen. Eine hierher gehörige Einrichtung ift der im 
früheren Herzogthum Naſſau beftehende Centralwaiſenfonds; auch im Großherzog: 
thum Helfen und in der badiſchen Rheinpfalz befteht eine geregelte Betheiligung 
des größeren Verbandes. Wenn ſchon im Gebiete der medicinalen Armenpflege 
die Leitung durch die Berwaltung des größeren Verbandes günftige Reſultate 
erzielen kann, jo laſſen fi) folde von einer derartigen Yeitung noch mehr 
im Gebiete der Waifenpflege erwarten; indem dieje Leitung der Nachläffigkeit 
und den Mifgriffen der Iocalen Drgane al3 Correctiv dient, und indem fie 
ihnen gegenüber die techniſche Erfahrung repräjentirt, wird fie zur Herftellung 
einer gleichmäßigen und den Anforderungen entjprechenden Handhabung der Waifen- 
pflege weſentlich beizutragen vermögen. Soweit die zu einer Steigerung des 
Sejfammtaufwandes führt, wird eine ſolche durch Mehrleiftungen und durch den 
Werth, welchen ſolche Zwede auf diejem Gebiet für das ganze Volksleben haben, 
völlig ausgeglichen werden. Schon im erften Theil meines Vortrages habe ich 
auf das Erforderniß einer finanziell liberalen Behandlung der Maifenpflege hin- 
zudeuten verſucht. 

Wenn id nun aber ärztliche Fürforge und Waifenpflege als für die Be- 
theiligung und Einwirkung der größeren Verbände beſonders geeignete Gebiete der 
Armenpflege bezeichne, bin ich doch nicht der Meinung, daß auch dieſe Betheiligung 
reich3gejeglic zu regeln fein würde. Zunächſt würde, fo lange die Betheiligung 
der größeren Verbände fih auf Zufhüfle zu den Koften und eine Aufficht über 
die Verwaltung oder Vertretung bei derjelben beſchränkt, eine derartige Regelung 
in Bezug auf die anzuftrebende Bereinfahung der Ortsbehörigfeitsbeftimmungen 
feine Vortheile gewähren, da ja die principielle Verpflichtung der Ortsarmen- 
verbände unberührt bliebe; ſodann aber wären derartige Organifationen überall 
viel zu ſehr mit den Verwaltungsorganiſationen jedes einzelnen Yandes ver- 
wachſen und e3 wäre überhaupt die zu berücjichtigende Verſchiedenheit der Zuftände 
viel zu groß, al3 daß von der Aufftellung allgemeiner Rechtsnormen für das 
gefammte deutjche Neid) oder doch das Wirfungsgebiet des Unterftügungswohn- 
figgefeges fich heilfame Wirkungen erkennen Tiefen; ja es würde in Staaten wie 
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Preußen zur Zeit felbft eine allgemeine landesgeſetzliche Regelung nicht einmal 
möglich fein, dieſe Regelung vielmehr in Bezug auf mande Punkte den 
autonomen Beſchlüſſen der Yrovinzen überlaffen werden müſſen. Nur für 
Einen Punkt jcheint mir, fofern der vorher erörterte unmittelbare Uebergang 
einzelner Zweige der Armenpflege auf die Yandarmenverbände zur Ausführung 
gelangt, eine reichögefegliche Norın unentbehrlich zu fein. Es ift dies ſoweit es 
fih um Abgrenzung und allgemeinfte Organifation der Yandarmenverbände ſelbſt 
handelt; denn daß diejenigen Verbände, welche Zweige der Armenpflege unmittel: 
bar übernehmen follen, mit denjenigen, welchen in oberfter Inftanz — es ſchließt 
dies ja die Concurrenz weiterer Mittelftufen nicht aus — eine auf finanzielle 
Betheiligung gegründete adminiftrative Mitwirkung in anderen Zweigen der 
Armenpflege zufallen fol, zwedmäßig werden zufammenzufallen haben, wird 
einem Zweifel nicht unterliegen können. 

Co radical nun aber auch der Gedanke erſcheinen may, eine Regelung 
wenigjtend der Abgrenzung und allgemeinften Organiſation der Landarmenver— 
bände im reichszgeſetzlichen Wege ift diejenige Vorausfegung, durch die eine 
weitergreifende Reform der öffentlichen Armenpflege überhaupt bedingt if. 
Sch habe an einer anderen Stelle darauf hingemwiefen, daß bei aller Ver: 
jchiedenheit der communalen Organifation, wie fie die zum Norddeutſchen 
Bunde vereinigten Staaten caracterifirte, die Ortsgemeinde doch das homogene 
Glied war, welches einer damals nicht auffchtebbaren generellen Regelung 
der Armenfürforgepflicht als Grundlage dienen konnte, daß einer directen Heran- 
ziehung der größeren Verbände bei deren gänzlich ungleihartiger Abgrenzung 
und Einrichtung fehr viel größere und zur Zeit völlig unüberfteigliche Schwierig— 
keiten entgegengeftanden haben würden. Es ift Adides großes Verdienft, dieſe 
Verſchiedenheit inzwiſchen durch Zufammenftellung des Materials dargelegt und 
in ihren Conſequenzen zur Anſchauung gebracht zu haben. Wenn in der Kategorie 
der Landarmenverbände als gleichartige Glieder die Fürſtlich Waldeckſchen Kreiſe 
und die Großherzoglich Oldenburgiſchen Aemter, andererſeits die Mehrzahl der 
preußiſchen Provinzen und das Königreich Sachſen nebeneinander geſtellt ſind, 
ſo liegt ſchon hierin, daß die Gliederung des Reichs bezw. der Staaten in 
Landarmenverbände in ihrer heutigen Verfaſſung die Grundlage für eine 
aud nur in einem gewifjen ausgedehnten Bereicd gleichartige Bemeffung ihrer 
Betheiligung an den Aufgaben ver öffentlichen Armenpflege und ihres 
Berhältnifjes zu den Drtsarmenverbänden nicht abgeben fann. Es hankelt 
ih darum, die Zufammenfegung und räumliche Ausdehnung der einzelnen 
Sandarınenverbandägebiete jo abzumefjen, daß ‚nicht nur volle Erfüllung der 
Aufgaben gefichert, fondern namentlid) aud) eine wirthſchaftliche Ausgleichung 
bergejtellt und dem Einfluß willfürlihen Aufenthaltswechjels zum Behuf der 
Verſchiebung der Armenlaſt thunlichft vorgebeugt werde. Insbeſondere muß die 
Abgrenzung auf die Vereinigung ftädtiicher und ländlicher Gebiete Bedacht nehmen, 
da eine Gonftituirung der Städte, auch der größten, als gejonderte Verbände 
vermöge des zahlreihen Zuſtrömens der Armen zu den mit gut ausgeflatteten 
Inftituten verfehenen Gentren immer zu einer Prägravation jener führt; auf 
der Baſis der preußifchen landräthlichen Kreife unter Anderen würde daber 
die Regelung von Yandarmenverbänden, welde den im Vorhergehenden ge 
ftelten Anforderungen entſpricht, niemals möglich fein. Wird von dieſen An: 
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forderungen ausgegangen, jo erjcheint die Tendenz der Herftellung größerer Land- 
arınenverbände von der Ausdehnung der preußischen Provinzen oder der mittleren 
deutihen Staaten als eine durchaus berechtigte, wenn auch unter erceptionell 
günftigen Verhältniſſen — jo wenn das betrefjende Gebiet vorwiegend aderbautrei: 
bende Bevölferung und nur fleine Städte in ſich begreift —, beträchtlich hinter 
diefem Maß wird zurüdgeblieben werden fünnen. Gerade vermöge der Mannig= 
faltigfeit der hier in Betracht kommenden Berhältniffe aber würde einer 
im reichögefeglichen Wege zu bewirkenden Formation jener Verbände eine über- 
aus mühjame, auf dad genauefte Studium aller die Vertheilung der Armenlaft 
berührenden Verhältniſſe geftügte Vorbereitung vorangehen müſſen. Immerhin 
fommt es darauf an, das einem ſolchen Vorgehen zu Grunde liegende Princip 
zu firtren, um von ihm aus jolhen Projecten, welche vom Wege abzulenten 
und die Schwierigfeiten der nachherigen Regelung zu vermehren geeignet wären, 
entgegemvirfen zu fünnen. Von wie entgegengejegter Auffaffung in diefer Frage 
von den Landesregierungen bezw. den parlamentarifchen Körperſchaften ausgegangen 
wird, zeigen die meuerlihen Vorgänge in Baden und Sachſen. In Baden hat 
die Commiſſion der zweiten Kammer dem Antrage der Regierung, nad) welchem 
der einen bejtimmten Steuerfag überfteigende Theil des den Kreifen durch die 
Landarmenpflege erwachlenden Aufwandes zu neun Zehnteln auf den Staat über: 
nommen und nur zu Einem Zehntel zu Laſten der Kreife verbleiben ſollte, den 
Antrag gegenübergeftellt (Gejegesantrag der Regierung vom 7. November 1879, 
die Aufbringung des Kreisaufwandes betr., Commifjionsberiht vom 12. Juni 
1880), die Frage der Fürforge für die Landarmen einer eingehenden “Prüfung 
zu dem Zwecke der Eonftituirung eines Yandarmenverbandes für das ganze Staatö- 
gebiet zu unterziehen und dem nächlten Landtag wenn irgend thunlich hierüber 
einen Gefetesentwurf vorzulegen. Die vorhergehende Erörterung hatte die Com: 
miſſion faft einftimmig zu der Annahme gebracht, daß die Bafirung der Ber: 
theilung der Yandarmenlaft auf die Kreife zu einer gänzlich ungleihen Belaftung 
der einzelnen Gebietstheile geführt und fich nicht bewährt habe; diefer Anficht 
bat ſich die Regierung inzwiſchen im Princip angejchloffen und die Borlegung 
eines bezüglichen Gejegentwurfs neuerdings in Ausficht geftelt. Im Gegenſatz 
hierzu ift die Regierung de3 Königreichs Sachſen, in welchem nad) Einführung 
des Geſetzes über den Unterftügungswohnjig das ganze Yand zu einem Yand- 
armenverbande conftituirt war, einer decentralifivenden Richtung gefolgt; ſchon 
bald darauf wurde (den 15. Juni 1876) eine Veränderung der Anfangs ges 
troffenen Einrichtung, wonach die Bearbeitung der Angelegenheiten des Land— 
armenverbandes von einer Gentralftelle aus erfolgte, dahin angenommen, daß die 
4 Kreishauptmannfchaften fortan felbftftändig die Yandarmenfadhen verwalten 
und entjcheiden jollten. In noch weiter gehender Richtung hat der ſächſiſche 
Minifter des Innern fi in der legten Sefjion des jähfifhen Landtags geäußert 
(Sigung dev II. Kammer vom 6. December 1881; Leipziger Zeitung, Landtags: 
beilage I Nr. 8), indem er ſich zu Gunften der Idee einer Erfegung des allge: 
meinen fächfischen Yandarmenverbands durch fleinere Verbände ausgejprocen hat. 
Wir begegnen daher hier einer Strömung, welche der vorher als durd die Ver— 
hältniſſe gegeben bezeichneten gerade entgegenläuft. Es liegt aber auf der Hand, 
daß durch Aenderungen, die in derartiger Richtung vorgenommen würden, die 
Schwierigfeiten, die einer fünftigen reichsgeſetzlichen Neorgantfation der Land— 
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armenverbände nach den oben angedeuteten Geſichtspunkten entgegenftehen, noch 
beträdhtlidy vermehrt werden müßten. 

Würden die Zweige der Armenpflege, die ich im Vorhergehenden als 
zur unmittelbaren Handhabung durch größere Verbände geeignet bezeichnet habe, 
einschließlich der Krankenpflege in Anftalten, den Yandarmenverbänden übertragen, 
jo würde hiermit den Gemeinden eine nicht unbeträchtliche Entlaftung gewährt 
werden; diefe Entlaftung würde noch durch diejenige vermehrt werden, welde 
fic) mit der Zeit aus der Verallgemeinerung der Verfiherung etwa ergeben jollte. 
Diefe Entlaftung der Ortsarmenverbände würde aber meines Erachtens benust 
werden fönnen, um eine nod viel mweitergreifende Reform der Geſetzgebung über 
den Unterjtügungsmwohnfig, al3 fie mit der anderweitigen Regelung der Fürforge: 
pfliht für die vorermähnten Armenpflegezweige ſchon am fich gegeben wäre, ind 
Yeben treten zu laſſen; wenn die bisher nach verjchtedenen Richtungen hin ge: 
machten Vorſchläge in Betreff der Abänderung der Erwerb und Berluft des 
Unterftügungswohnfites bedingenden Aufenthalt3= und Abmejenheitsfriften ſich 
irgendeinen allgemeinen Anklang nicht haben verſchaffen fünnen, fo beruht dies 
eben darauf, daß, Solange ſich die Verpflichtung der Gemeinden auf die Auf: 
gabe der Armenpflege in ihrer Totalität bezieht, es unmöglich) ift, eine Normirung 
jener Frijten zu finden, durch welche den Anforderungen einer angemefjenen Ver— 
theilung der Armenlaft in Bezug auf die verjchtedenen Zweige der Würforge 
Genüge gefchehen fünnte. Die Theorie des wirthſchaftlichen Aequivalents, deren 
Nichtigkeit ſchon von anderer Seite genügend dargethan ift, leitet im dieſer Be: 
ziehung zu feiner befriedigenden Entſcheidung; ein zweijähriger Aufenthalt, mie 
ihn das Geje über den Unterftügungswohnfig für den Erwerb des Unter: 
ftügungsreht3 erfordert, ift offenbar viel zu lang bemeijen, wenn ein Unter: 
jtügungsbedürfnig von nur vorübergehender Dauer, als etwa wegen Krankheit, 
fürzerer Gefängnißftrafe des Familienhaupts in Frage fteht, viel zu furz dagegen, 
wenn e3 ſich um eine Hilfsbedürftigfeit von langer, vielleicht Die ganze Yebenszeit 
umjchliegende Dauer handelt; es wird niemals einleuchtend zu machen fein, daR 
e3 gerecht fet, eine Gemeinde, in der Jemand ſich zwei Jahre aufgehalten, aus 
diefem Grunde uicht nur mit der Fürſorge für den Senannten, fondern aud für 
deſſen gefammte Familie und zwar bis dahin, daß die einzelnen Familienglieder 
nad) erreichter Großjährigkeit ein Domicil jelbft begründen oder das väterliche durch 
Abweſenheit verlieren, zu belaften. ine rationelle Yöjung würde erſt möglich 
werden, wenn e3 gelänge die Unterftügungsbedürftigfeit von vorübergehender oder 
fürzerer Dauer von Der dauernden Unterftügungsbedürftigfeit in der Behandlung 
zu trennen und für beide Arten die Fürforgepflicht in verfchtedener Weife zu regeln; 
diefelbe würde für die Unterftügungsfälle von vorübergehender Dauer der Ge 
meinde de3 Aufenthalts, für die Fälle längerer Dauer dagegen der Hilfsbedürftigfeit 
der durch Geburt oder langjährigen Wohnfig ſich beftimmenden Heimathsgemeinde 
aufzuerlegen fein, die Grundjäge der legteren Fürforgepflicht jedoch immer erft 
dann zur Anwendung zu fommen haben, wenn die Dauer der Hilfsbedürftigfeit 
jenes Zeitmaß überftiege; die Rüdgriffe für Fälle, in denen die Hilfsbedürftigkeit 
eine längere Dauer nicht erreichte, würden damit befeitigt werden. Den Verluſt 
des UnterftügungsrechtS gegen diefe Heimathögemeinde für Diejenigen Fälle, ın 
denen nicht der Erwerb einer neuen Heimathsberechtigung einträte, aufzubeben, 
wirde ich al3dann für zuläffig halten. Beide Elemente, die thatſächliche Aufenthalts 
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gemeinichaft einerfeit3 und das durdy Geburt bezw. Langdauernde Wohngemein» 
ſchaft begründete Verhältniß andererjeit3 würde hierdurch, jedes in feiner Sphäre, 
zu feinem Rechte gelangen; «8 würde jo ein grundſätzlich befriedigender Abſchluß 
erreicht werden. Immerhin bliebe eine erhebliche Schwierigkeit zu überwinden: 
es würde ſich fragen, ob nicht insbeſondere in Fällen wirthſchaftlicher Kriſen und 
Nothſtände durch eine ſolche Aenderung einem zu erheblichen Zudrange der ärmeren 
Bevölkerung zu den größeren Städten, um hier vorübergehende Beſchäftigung 
zu erlangen, Vorſchub geleiſtet und dadurch die Gefahr einer zu erheblichen Be— 
laſtung der letzteren begründet werden würde. Meines Erachtens ließe ſich dieſer 
Gefahr am Wirkſamſten dadurch zuvorkommen, daß unter der Gemeinde des 
Aufenthalts, welche die Fürſorge in Fällen kürzer andauernder Hilfsbedürftigkeit 
bezw. während des erſten Zeitraums eines Länger andauernden Unterftügungs- 
bedürfnifjes zu übernehmen hätte, die Gemeinde des regelmäßigen Aufenthalts ver- 
ftanden würde; ein - regelmäßiger Aufenthalt aber würde entweder durch einen 
dieje Eigenfchaft des Aufenthalts conftatirenden Act der Ortsbehörde oder durch 
Eintritt in ein regelmäßiges Erwerbsverhältniß als jelbftändiger Gewerbebetrieb, 
Eintritt in das Verhältniß eines Gefellen, Fabrifarbeiters, Dienftboten u. |. w. 
begründet werden; damit wären erwerblofe Perfonen oder Familien, die in 
Zeiten eingetretenen Notbitandes anzögen, | von der Fürforgepflicht der Aufenthalt3« 
gemeinde, foweit es fi um definitive Tragung der Koftenlaft handelte, ausge: 
ſchloſſen; diefelben würden, wenigftens was die Koftenlaft anlangt, der Heimaths— 
gemeinde zufallen. Angenommen, daß der Zeitraum, bis zu defien ‚Vollendung 
die Hilfsbebürftigkeit als eine vorübergehende anzufehen wäre, auf ein Jahr bes 
mefjen würde, jo ergäbe fich für die Behandlung der einzelnen Fälle folgendes 
Gefammtbild. Someit es ſich um Fälle handelte, die einem der den größeren 
Verbänden unmittelbar übertragenen Zweige der Armenpflege angehörten, träte 
der Yandarmenverband ein, in deſſen Gebiet der Betreffende innerhalb des legten 
Jahres zuletzt feinen regelmäßigen Aufenthalt gehabt, in Ermangelung eines 
folchen Aufenthalt der Yandarmenverband, innerhalb dejien das Bedürfniß her— 
vorträte. Bei anderen Armenfällen wäre zunädit ebenfall3 zu untericheiden, 
ob der zu Unterftügende einen regelmäßigen Aufenthalt habe oder nicht. Im 
erfteren Falle hätte die Gemeinde dieſes regelmäßigen Aufenthalt3 die Fürforge 
bi3 zur Dauer eines Jahres zu tragen, bon da ab träte die Pflicht der Heimaths— 
gemeinde ein; im zweiten alle wäre die Fürforge ſogleich zu Laſten der 
Heimathögemeinde zu bewirten. Unter Heimathsgemeinde wäre diejenige zu ver— 
ftehen, wo der Hilfsbedürftige ſich nad) erreichter Grofjährigfeit fünf Jahre auf- 
gehalten, eventuell die Gemeinde, wo feine Eltern den Unterjtügungswohnfig zur 
Zeit feiner Geburt beſeſſen, foweit nicht von denfelben bis zu feiner Grofjährigfeit 
ein anderer Unterftügungswohnfig erworben worden wäre. Rückgriffe von einer 
Gemeinde gegen die andere fönnten bei diefer Regelung nur noch vorfommen, 
wenn die Dauer der Hilfsbedürftigfeitt ein Jahr überftiege; in Fällen folder 
dauernder Hilfsbedürftigteit würde jedoh regelmäßig die Zurüdweijung in die 
Hetmathägemeinde die Form fein, im welcher ſich der Uebergang der Fürforge 
an die lestere Gemeinde volljöge. Einem adminiftrativgerichtlihen Verfahren 
wäre e3 vorzubehalten, in Fällen, in denen die Ausführung der Zurück— 
weifung ungewöhnliche Härten mit fich führen würde, von der Zurückweiſung zu 
dDispenfiren,; an den Koſten folder exceptionellen ‘Fälle würde zwedmäßiger- 
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weiſe neben der Heimathögemeinde der Landarmenverband fich zu beteiligen haben. 

Fafie ich dies Nejultat zufammen, jo würden aus der Durchführung 
diefer Reformen fich folgende Wirkungen ergeben: Es würde vermöge der ſehr 
viel ausgedehnteren Betheiligung der größeren Verbände an der Tragung der Armen- 
laft eine erheblich volltommenere Ausgleihung dieſer Laſt und zugleich eine 
beträchtliche Entlaftung der Gemeinden eintreten ; eine gleichheitlichere und inten- 
fivere Handhabung der Armenpflege wäre für wichtige Zweige derjelben ſicher⸗ 
geftellt ; die Kategorie der Yandarmen im bisherigen Sinne verjchwände faft ganz; 
die Fälle von Rüdgriffen der Armenverbände gegen einander reducirten ſich auf 
einen geringen Bruchtheil ihrer jetigen Zahl; der Begriff der Geburtsheimath 
bezw. des durch lange Wohngemeinſchaft begründeten Zugehörigkeit: Berhältnifies 
zur Gemeinde würde mwenigftens für die Fälle dauernden Unterftügungsbedürfnijiee 
in feine Rechte wieder eingeſetzt; durch die gejonderte Behandlung der Fälle 
vorübergehender Hilfsbedürftigkett würde zugleih dafür gejorgt, daß Burüd- 
jchtebungen von Armen wegen nur aus zeitweiligen Umftänden herrührender Be- 
Dürftigfeitsverhältnifje vermieden würden. 


Ich habe gewagt, im Vorjtehenden Grundzüge einer Entwidelung zu ent: 
werfen, die günftigen Falles erit im Laufe von Jahrzehnten vollendet werden 
kann; wenn neuerdings Herr Seyffardt die Reformpläne, welche Herr Adickes dem 
Congreß des deutſchen Vereins für Armenpflege im vorigen Jahre vorlegte, 
Zukunftsmuſik nannte, jo acceptire ich gern dieſe Bezeichnung für die meinigen. 
Meines Erachtens Laffen fich zu fofortiger Ausführung geeignete Vorjchläge, mit 
denen die ſchwebenden Fragen ihrem vollen Inhalt nach zur Erledigung gebradt 
werden würden, zur Zeit überhaupt nicht machen. Damit foll nicht etwa das 
Beftreben des Bereing für Armenpflege getadelt werden, den ftärkiten Auswüchſen 
gegenüber ſchon im jegigen Zeitpunkt anwendbare Heilmittel zu juchen ; ich bezweifle 
auch nicht, daß innerhalb folder engeren Begrenzung der Aufgabe in mander 
Richtung nügliche Ergebniffe zu erzielen fein werden. Aber mit derartigen, auf 
Verbeſſerung der Gefeggebung im Einzelnen gerichteten Vorſchlägen läßt ſich ein 
befriedigender Abſchluß der Reform nicht herſtellen. Die Durchführung der: 
jelben erfordert viel weiter greifende und zwar ſolche Umgeftaltungen, die, weil 
fie fih) von ver Frage der Communal-, der Communalfteuer- und Finanz— 
Neform fowte von den tragen der adminiftrativen Drganifation überhaupt nicht 
trennen lafjen, auch nur im Anſchluß an die Löſung, welche dieſe Tetteren Fragen 
finden, ihre völlige Präciſirung werden gewinnen fünnen. Gerade aber weil die 
Verhältniffe, welche für die Beantwortung aller diefer Tragen bedingende find, 
in den deutihen Staaten vermöge der biäherigen befonderen Entwidelung überall 
verjchieden Liegen, ift die Löſung aller diefer Wrobleme eine fo überaus ſchwierige 
zur Zeit iſt noch nicht einmal der größere Theil des Materials, der auf jene 
Verhältniſſe Bezug hat, befannt, bezw. fir weitere Kreife in überfichtlicher Form 
zugänglich; felbft einer wifjenjchaftlichen Durcharbeitung dieſes Materials ſtehen 
aus der Unfertigkeit deſſelben noch erhebliche Schwierigkeiten entgegen. Dasjenige, 
worauf es nad) jetziger Lage der Sache allein ankommen kann, iſt, ebenſowobl 
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für die Durcharbeitung des Material als für die Discuffion die Geſichtspunkte 
aufzuftellen; indem den Reform-Ideen immer wieder die zur Zeit vorhandenen 
Berhältniffe gegenüber geftellt werden, wird es möglich jein, jene jo abzutlären, 
daß jie zu bejtimmten Plänen für die Reform werden reifen fönnen. So werden 
wir vermeiden, in ein nur taftendes oder erperimenteles Vorgehen zu verfallen, 
das von der Gefahr, die gethanen Schritte wieder rückwärts thun zu müflen, 
immer begleitet ift. 

Aber nicht hierin erfhöpft fi) die Aufgabe; nicht blos mit den beitimmten 
Größen der Verhältniffe, wie fie erfennbar vorliegen, jondern auch mit den noch 
unbeftimmten Größen der künftigen Entwidelung haben wir zu rechnen; von 
dem Flufje, in dem fich die ſociale Geſetzgebung ihrem ganzen Gebiete nad) be— 
findet, fann auch die Entwidelung der Armengefetsgebung nicht unberührt 
bleiben. Zu den Neubildungen, die dieſes Gebiet umfaßt, gehört vor Allem 
jene Organiſation des Verſicherungsweſens, deren Rüdwirfung auf den Umfang 
der Armenlaft ih im erften Abjchnitt meines Vortrags zu beftimmen verſuchte; 
wenn ich zu dem Ergebniß gelangte, daß die gegenwärtige Yage ded Organtjations= 
werks bejtimmte Anhaltspunkte nody nicht gewähre, um von der Vorausjegung 
einer in naher Zukunft bevorftehenden fühlbaren Entlaftung der Armenpflege 
auszugehen, jo bin ich doc; feineswegs der Meinung, daß von den Fortichritten, 
weldye die innerhalb jenes Gebiets ſich vollziehende Organijation thatſächlich 
machen wird, die Reform der Armenpflege unberührt bleiben dürfe, vielmehr 
werden nach den Ergebnijfen, welche dort erzielt werden, auch die Pläne für 
legtere ſich modificiven müffen. Denn daß die Thätigfeiten auf beiden Gebieten 
in einander zu greifen, ſich gegenfeitig zu bedingen und zu ergänzen haben 
werden, iſt eine Forderung, welche aus dem engen Zuſammenhange der Auf— 
gaben ſich von ſelbſt ergiebt; dieſem Geſichtspunkt iſt daher bei Abgrenzung der 
Wirkungsgebiete wie bei Aufſtellung der materiellen Grundſätze Rechnung zu 
tragen; wo die Befähigung für die Erfüllung der Aufgaben auf der einen Seite 
eine geringere iſt, wird innerhalb der anderen Organiſation die Ausgleichung 
zu ſuchen fein. Sp würde, wenn es bei der Organiſation der Invalidenverſicherung 
etwa nicht gelingen follte, in diejelbe eine jo vollftändige Fürſorge für die Wittwen 
und Waifen, wie fie vorher gefordert, aufzunehmen, hieraus für die Gejeggebung 
über das Armenweſen die Aufgabe erwachſen, ſich der Ausbildung ins— 
bejondere der Waifenpflege mit vermehrter Sorgfalt anzunehmen, damit die 
bei der Organiſation der Verſicherung verbleibenden Lücken hier ihre Ausfüllung 
finden. Dieje Forderung materiellen Jneinandergreifens führt aber nothwendig 
aud zu der des formellen Anſchluſſes; der Wirkungstreis der für beide Ges 
bivte zu beftellenden behördlichen Drgane wird fo abzumejjen fein, daß die Weberficht 
über beide Gebiete erhalten und die Möglichkeit, den amtlichen Einfluß zu Gunſten 
des Ineinandergreifens und der Ausgleichung innerhalb beider Verwaltungszweige 
geltend zu machen, geſichert werde. Es werden daher vor Allem in den großen 
loealen Bezirken die Fäden der oberſten Aufſicht und Leitung für beide admi— 
niſtrative Gebiete bei Einer Behörde zuſammenzulaufen haben; es wird ferner der 
Wirkungskreis auch der übrigen Behörden ſo zu geſtalten fein, daß er ſich für 
beide Gebiete räumlic und fachlich thunlichit dee. So wurde vorher empfohlen, 
daß die zur Yeitung des Krantenanftaltswejens berufenen größeren Städte und 
Landarmenverbände auch mit der Leitung und Organtfation deö Kranken: 
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verficherungSwefens betraut würden; e8 wurde ferner davon ausgegangen, daß die 
Drganifation der Unfallverfiherungsverbände in ihrer oberften Gliederung auf 
großen territorialen, etwa an die Preußiſche Provinzialeintheilung und die Gebiet- 
abgrenzung der deutſchen Mittelftaaten ſich anlehnenden Bezirfen ruhen ſolle; an 
diejelbe Eintheilung könnte vielleiht aud) die Organifation der Ymvaliden- 
verfiherung, foweit eine folche ins Yeben gerufen werden follte, ſich anlehnen. 

So ragen auch diefe Fragen in die der allgemeinen adminiftrativen und 
politifhen Organijation hinein. Hiermit ift die Erörterung an einen Punft 
gelangt, welchen fie an diefer Stelle nicht überfchreiten darf; die Seite der Sack, 
welche ſoeben angeregt worden tft, würde hier nicht erfchöpft werden fünnen. 
Es wird indeſſen die Gelegenheit nicht fehlen, auf diefe, wie auf andere in 
meinem Bortrage nur angedeutete wichtige Beziehungen des Gegenftandes 
zurückzukommen; der Zeitpunkt ift nod fern, in weldyem über die hier behandelten 
Fragen die Discuffion wird geihloffen werden fünnen. Offenbar werben meine 
Borjchläge, da fie fich von den herrichenden Meinungen bezüglich der Reform der 
Armenpflege vielfadh entfernen, mannigfahem Widerfprud begegnen; auch 
diejer Wiverfprudy wird mir Anlaß geben, meine Anfichten weiter zu prüfen 
und zu präctiiren. Daß die Fragen, melche den Gegenftand meines Bor: 
traged ausmachten, von der Tagesordnung nicht Jobald verfchwinden werden, da- 
für bürgt, im Verein mit der Anregung, welche die Regierungen de3 Reichs umd 
einzelner deuticher Staaten der Behandlung mander derfelben gegeben haben, am 
meiften das Intereſſe, das ſich diefen Fragen immer allgemeiner zumendet und 
in welchem auch diejer Verein und der deutſche Verein fir Armenpflege ſich 
begegnen. Möge dies in jo weiten reifen vorhandene Intereſſe, möge das 
Bewußtſein von dem Ernft der Aufgabe fi erhalten! Diefes Bewußtſein 
würde, wenn es fid) behauptete, ſchon an ſich eine Verheißung des Gelingen ın 
fi) tragen; wenn der menjchliche Geift mit Beharrlichkeit nah Zielen ringt, 
welche die Erfenntnig einer großen fittlichen Aufgabe ihm fest, dann hat er 
Theil an jenem höheren Segen, welcher Erfolge verleiht und es erſchließen fih 
ihm die Wege, auf denen er die unvollfommenen Zuftände der Gegenwart in 
beilere verwandelt. 


Correferat 


von Redacteur A. Lammers (Bremen) 
über 


Verſicherungszwang und Armenverbände. 


Meine Herren! Diefer Berein ift fo amerfannt wegen der Gründlichkeit 
und Gediegenheit der Arbeiten, mit denen er feine öffentlichen Berhandlungen 
jftügt und einleitet, daß ich, der ic zum erften Male unter Ihnen zu fein die 
Ehre habe, das Vedinfniß fühle, ausdrücklich vorher zu conſtatiren, daß und 
weshalb ich nicht in der Lage bin, zu dieſem Vereinsſchatze auch nur eine 
Kleinigkeit hinzuzufügen. Ich habe zwar der Aufforderung Ihres verehrten 
Herrn Vorſitzenden, das Correferat zu übernehmen, entſprochen, obſchon ich 
wußte, daß mir der Verlauf des Sommers viele Arbeiten bringen würde, 
theils der Sache wegen, die er mir ſpeciell anzuvertrauen die Güte hatte, theils 
auch des Mannes wegen, den ich erſetzen ſollte, Herrn Profeſſor Brentano, 
der über dieſen Gegenſtand bereits Alles geſagt zu haben glaubt, was er ſagen 
könnte, und der nun doch zu meinem lebhaften Bedauern verhindert iſt zu 
erſcheinen und folglich ohnehin einen Lückenbüßer nothwendig gemacht haben 
würde. Seit ich dieſes Correferat übernahm, iſt mir noch etwas mehr Arbeit 
dadurch zugewachſen, daß ich nicht blos den Sparkaſſentag faſt allein, ſondern 
großentheils auch die Verſammlung vom Sonntag Abend vorzubereiten hatte, 
was ſich nicht ſo vorausſehen ließ. Es hat mir deshalb an aller Ruhe und 
Zeit gefehlt, um neue Studien zu machen. Betrachten Sie deshalb, ich bitte 
Sie darum, das, was ich vorzubringen habe, nur als ein ſimples Votum für 
den ſpäter folgenden improviſirten Theil der Debatte. 

In dieſer Beziehung iſt mir nun durch den Herrn Referenten mein Geſchäft 
außerordentlich erleichtet worden. Ich kann mich in der Hauptſache ſeinen 
Schlüſſen vollſtändig anſchließen. Er hat conſtatirt, daß von einer Verallgemeinerung 
der Zwangsverſicherung durch das Geſetz nur eine ſehr geringe Erleichterung 
der öffentlichen Armenlaſt zu erwarten ſein würde. Dies iſt der Geſichtspunkt 
geweſen, von dem aus wir im vorigen Jahre auf dem erſten Congreß deutſcher 
Armenpfleger den Gegenſtand behandelt haben. Wir ſind gleichzeitig mit der 
öffentlich hervortretenden Intention der Reichsregierung, Verſicherungszwang der 
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Arbeiter einzuführen, auf den Gedanken gefommen, die Reform der Armenpflege 
al3 eine bejondere Aufgabe der Zeit in die Hand zu nehmen durch eine Ber: 
einigung der öffentlichen und der privaten Armenpfleger; und wir mußten an- 
nehmen, daß, nachdem von fo mafgebender Stelle der Gedanfe an Zwangs-— 
verfiherung in die Nation geworfen worden war, dies ein Hemmniß zu werden 
drohe für die Arbeit an der Beljerung und Hebung der practifchen Armenpflege. 
Deshalb hatten wir auf unjerer Tagesordnung das Thema: „Berfiherung umd 
Armenpflege.“ Ich habe damals al3 Referent, foviel bei der vorliegenden jehr 
dürftigen und fragmentarifchen Statiftit möglid war, und zum Theil aus den 
Erfahrungen anderer Länder, nachzumeifen gefucht, daß von der Verwirklichung 
des Gedankens der allgemeinen Zwangsverſicherung der Arbeiter in Deutſchland 
die Armenpflege überhaupt, auch wenn jener ganz durchgeführt würde, wenig 
Erleichterung zu hoffen habe. Das iſt ja nun durch den Herrn Referenten 
nach allen Seiten hin beſtätigt worden, und inſofern ſchließe ich mich ihm völlig 
an, Wenn alſo von dieſer Seite her, aus dem Intereſſe der beſtehenden Armen: 
pflege heraus, die Idee der Zwangsverfiherung feine große Eile hat, dann wird 
fie doch weſentlich unter den Geſichtspunkt der politifchen und foctalen Erziehung 
de3 Arbeiterftandes zu ftellen fein, oder vielmehr — denn als bloßes pädago⸗ 
giſches Object werden wir ſie hier ja nicht anſehen wollen — ihres Heran⸗ 
wachſens zu völliger Reife und Mündigkeit — ein Geſichtspunkt, der für uns 
Alle, nicht blos für den Arbeiterſtand von der größten Bedeutung iſt, ſeitdem 
er durch das allgemeine Stimmrecht einen Theil an der Macht im Reiche be— 
kommen bat. Wenn man unter dieſem Geſichtspunkt die verſchiedenen Vorſchläge 
für eine Zwangsverſicherung betrachtet, ſo werden ſie ſich noch etwas anders 
ausnehmen, als wenn man blos ins Auge faßt die Wohlthat einerſeits, welche 
man dem Verſicherten direct verſchaffen will, die beſtimmte materielle Sicherheit, 
und andererſeits die Erleichterung ſonſtiger Verpflichteten, die ihm beiſtehen 
müßten, wenn er in Noth geräth. Daß dies aber der herrſchende Geſichtspunkt 
iſt, halte ich für ausgemacht, und daß von dieſem aus die Sache ſich wirklich 
anders ausnimmt, ſteht für mich wenigſtens völlig feſt. 

Wenn wir einen Blick zurückwerfen auf die letzten 20 Jahre der Entwickelung 
unſeres deutſchen Arbeiterſtandes, ſo hat er ungefähr die zwei Perioden hinter— 
einander durchgemacht, die man in der Geſchichte der Pädagogik als mit einander 
regelmäßig abwechſelnd anzunehmen pflegt, wenn man ſagt, daß auf eine ver— 
hätſchelte Generation eine geprügelte folge, d. h. daß, wenn aus dem Extrem 
der milden Behandlung, ver Berziehung, der Verwöhnung, jich Unzuträglichteiten 
ergeben, die nicht länger geduldet werden fünnen, dann wieder die jtrengere und 
härtere Behandlung folgt, 513 dieſe dann aud) wieder ihre Unzuträglichkeiten 
ergiebt und dann auf3 Neue die mildere Behandlung anfing. Man fann 
wohl jagen, daß in Deutichland in den 15 Jahren von 1863 bis 1578 eime 
Verwöhnung und Berhätichelung des Arbeiterftandes ftattgefunden hat, an der 
mehr oder weniger Alle teilgenommen haben. (Sehr richtig!) Ueber jeine 
Stellung im Ztaate, über feine Anſprüche auf Gerechtigkeit und Wohlwollen 
ift ihm damals viel zu viel wei gemacht worden. Er wurde hervorgezogen vor 
allen anderen Ständen, nicht etwa blos vor den höheren und mittleren, jondern 
aud vor den Ständen, die noch unter ihm ftehen, vor der eigentlichen Armuth. 
Es ift fein Zweifel, daß die Arbeiterfrage mindeftens ſechs oder acht Jahre lang 
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den Blick auf den Pauperismus jo gut wie völlig abgefchnitten hat, und daß man 
fi) in weiteren Rreifen faum befümmerte um die allerunglüdlichften unferer 
Landsleute — im Gegenſatz zu den ja immerhin aud) nicht in ſehr befriedigender 
Tage ſich befindenden indufiriellen Arbeitern. Nachdem nun diefe Behandlungs: 
weile daS Reſultat hervorgebradit hatte, welches fie nothwendig früher oder 
jpäter hervorbringen mußte, eine gewiſſe Wildheit und Unbändigteit in den 
ftärfer hervortretenden Schichten des Arbeiterftandes, trat mit dein Jahre 1878 
bei einer ſehr traurigen Veranlaſſung befanntlidy bie Repreſſion ein, die nun 
ihrerſeits wieder, wie das ſehr natürlich und unvermeidlich iſt, um einige Schritte 
zu weit geht, — ich will nicht von dem augenblicklichen Bedürfniß ſprechen, das 
haben wir hier nicht zu erörtern — wohl aber zu weit für die geſunde Einwirkung 
auf den Arbeiterſtand ſelbſt. Nun wird auch ohne Zweifel — darüber wird 
in diefem Kreife Niemand tim Zweifel fein — fobald als möglich mit dieſer 
übermäßigen Strenge, mit diefer ausnahmsweifen Behandlung eines Standes 
in den meiften derjenigen Vertretungen nad außen hin, die er ſich ſelbſt gegeben 
hat, wieder aufgehört werden müſſen; es wird wieder zurüdgefommen werden 
müffen von dem Soctaliftengefeg zur völigen Gleichſtellung, zur völligen Frei» 
gebung aller Agitation, nachdem man fid) verfichert hat, daß die Agitationen 
nidyt wieder jenen revolutionären Character, jene frievensftörende Natur annehmen 
werden, welche fie damals allerdings erreicht hatten, aber, wie ic) glaube, unter 
Mitſchuld der bis dahin geübten Connivenz von verfchiedenen Seiten. 

Wenn diefer Zuftand der Niederfchinetterung des Arbeiteritandes nun aljo 
vier Jahre beftanden hat, jo daß aud) die beredhtigtften Bejtrebungen nad) einer 
höheren Stellung in ihm faft ganz zurüdgedrängt worden find, und wenn gleich— 
zeitig oder jehr bald nachher von der Reichsregierung die Abſicht verkündet 
worden ift, in einem weiten Umfange fid) der materiellen Hauptanliegen des 
Arbeiterftandes anzunehmen, dann begreift es fih, daß die Mittel, welche in 
verfchtedenen Nachbarländern ſich erfolgreich erwiefen haben, den Arbeiterftand 
vorwärts zu bringen, in England und einigermaßen aud) in Frankreich, von dem 
deutfchen Arbeiterftande noch wenig benutt worden find. Ich kann deswegen 
für die Hilfskaſſen, welche der Herr Referent erwähnt hat, nicht fo trübe 
Ausfihten wie er annehmen. ch glaube, unter allgemeine geſchichtliche Geficht3- 
punfte geftellt, nimmt fid die Entwidelung des Hilfsfafjenwejens etwas anders 
aus, al3 der Herr Weferent fie betrachtet hat. Ih glaube, man fann nod 
nicht mit Sicherheit heute jagen, daß, weil in den feit dem neuen Hilfskaſſen— 
geſetz verftrihenen ſechs Jahren die Zahl der Hilfskaſſen ſich nicht vermehrt hat, 
nach dieſer Richtung hin gar keine Ausſicht wäre, und aus demſelben Grunde 
kann ich auch nicht annehmen, daß, weil die deutſchen Gewerkvereine noch nicht 
die Bedeutung der engliſchen und franzöſiſchen gewonnen haben, für ſie über— 
haupt keine gute Ausſicht beſtände. Wir haben doch factiſch einen oder anderthalb 
Gewerkvereine, die ſich vollkommen ſehen laſſen können neben den engliſchen und 
franzöſiſchen: den Buchdrucker- und den Hutmacherverein. Das ſind Fingerzeige, 
daß unter günſtigen Verhältniſſen des einzelnen Gewerbes oder der Perſönlich— 
keiten, die ſich der Sache annehmen, aber auch ſchon einfach unter allgemein 
beſſeren Verhältniſſen eine ähnliche Entwickelung ſich ergeben wird. Die wenigen 
Jahre, welche ſeit dem neuen Hilfskaſſengeſetz verſtrichen ſind, berechtigen uns 
noch nicht, abzufprehen über die Chancen, die auf diefem Wege Liegen. Deshalb 
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fomme id) nicht zu der Forderung der Zwangskaſſen, jondern ich begnüge mid 
principtell mit dem, was erreicht ift. Allerdings bedarf das Hilfskaſſengeſetz 
einer Reform, die von allen Seiten in Ausficht genommen und zugeftanden wird, 
und wir werden aud) vielleicht in Bezug auf den Zwang und den Anhängern 
vefjelben einige Schritte nähern fünnen, das will ich heute nicht in Abrede 
ſtellen; vorläufig bin ich nicht der Meinung, daß die Erfahrungen, die in diefer 
Beziehung gemacht worden jind, ſchon ausschlaggebend find. Der Kranten: 
verficherungszwang tft der einzige, den ich für practiich erheblich halte. Im 
Bezug auf den Unfallverfiherungszwang ftimme ich mit dein Herrn Referenten 
infofern völlig überein, als er den Geſetzentwurf der Yıberalen nicht für ganz 
ausreichend hält, andererſeits aber aud in dem Vorſchlage der Regierung umd 
in Allem, was anderweitig aufgetaucht ift, feine völlig befriedigende Löſung der 
Frage gefunden hat. In diefer Sachlage bleibe idy vorläufig noch bei dem 
Gefegentwurf der Yıberalen ftehen. In Bezug auf den Krankenverfiherungszmwang 
aber möchte ich noch auf eines hinweiſen, das wielleiht gerade in dieſem Kreiſe 
einige Gefahr läuft, überjehen zu werden, weil der Verein, und ich glaube an 
ſich nicht mit Unrecht, gewöhnt ift, alle Fragen unter dem Gefichtspunft der 
Staatsthätigfeit zu behandeln — ich ſage nicht, der Staatseinmifhung, ſondern 
der Staatsthätigfeit, die man ja dann immer noch negiren fann und auch Jchon 
oft negivt hat; aber man hat doch vorzugsweife. oder ausichlieglic das im 
Auge, was der Staat thun joll, und jagt dann entweder, er thue es, oder, er 
laſſe es. Dagegen wird in diefem Kreiſe im Allgemeinen weniger beachtet, was 
von anderen foctalen Inſtitutionen alter und mächtiger Art unternommen wird, 
und deshalb erlaube ich mir, mit einem Worte darauf aufmerffam zu machen, 
daß jest von den Kirchengemeinden aus, die ja im neuerer Zeit felbft in der 
fotholifchen Kirche, noch mehr aber in der evangeliichen zu mehr Selbftthätigfeit 
und mehr Selbftbewußtjein gelangt find, immer mehr verjuht wird, etwas 
Wirkſames für die Kranfenpflege der ärmeren Gemeindemitglieder zu thun, mas, 
wenn es durchgeführt werden fann, an ſich jedenfall noch viel werthvoller iſt, 
als jede Art der Verfiherung; denn e3 wird damit nicht blos eine Unterftügung 
für die Zeit der Erwerbslofigfeit dur Krankheit gewährt, ſondern es wird 
Krankenpflege geleiftet. In verfchtedenen Städten — gegenwärtig ſoll es auch 
in Berlin in großem Mafftabe unternommen werden — haben die kirchlichen 
Gemeinden Gemeindeihweitern angeftellt, d. h. Kranfenpflegerinnen aus irgend 
einer der drei großen Kategorien, die ſich für die verſchiedenen kirchlichen Stand: 
punfte und Bedürfnifje darbieten und die jett, nachdem wir auch die Schweitern 
vom rothen Kreuz haben, allen Standpunften und Bedürfniffen gerecht werden. 
Eine ſolche Pflegerin wird von Gemeindewegen angeftellt mit dem einzigen 
Auftrage, in die armen Familien der Gemeindemitglieder hineinzugehen, fobald 
ernfte Krankheiten vorkommen. Das geht auf der einen Seite noch weit hinaus 
über das, was wir mit der Kranfenverfiberung anftreben, und es fann dieſe 
großentheil3 auch erjegen. Freilich wird nicht unmittelbar und in jedem Falle 
Unterftügung gewährt, aber doch jett jchon in ziemlich vielen Fällen die Abhilfe 
der materiellen Noth damit verbunden. Das hat auch nad) meiner Ueberzeugung 
geringe Bedenken. Gegen eine Ausdehnung oder Neugeftaltung der kirchlichen 
Armenpflege bin ic aufs äufßerfte eingenommen, denn damit würden nur alte 
fehlgejchlagene Berfuche wieder aufgenommen, die zu nichts führen können; 
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Damit würde die örtliche Einheit geftört und vielleiht unterbrochen, die eine der 
wichtigften Bedingungen erfolgreicher Armenpflege if. Aber ein ganz ſicher 
abgrenzbares Gebiet wie dieſes herauszugreifen — abgrenzbar jowohl der Zahl 
der davon Betroffenen nad), wo es ſich blos um kirchliche Gemeindegenofjen 
handelt, al3 auch dem Urjprunge der Noth nad, wo es fih um Kranke 
handelt —, ſcheint mir nicht3 oder wenig gegen fi) zu haben, und aud) da, 
wo eine vorgeichrittene veformirte Armenpflege befteht, hat diefelbe feinen Grund, 
fich gegen diefe Art von kirchlicher Armenpflege zu erklären. Andererſeits aber 
befteht in den Vertretern der Kirche, im denen, die das kirchliche Yeben tragen, 
ein lebhaftes Bedürfniß, ſich nad diefer Seite hin auszudehnen — deshalb 
immer wieder neue Anläufe zu kirchlicher Armenpflege oder überhaupt zum 
Eingreifen in die öffentlihe Armenpflege einer Stadt oder Gegend. Wenn man 
alfo diejen kirchlichen Trieb nad Eroberungen auf dem Gebiet der Armenpflege 
richten fünnte auf das Kapitel der Armenkrantenpflege, jo würde man damit, 
glaube ich, auf der einen Seite etwas jehr Gutes durdy die Beichränfung thun, 
aber andererſeits auch Ausſicht haben, daß eine wirklich großartige Wirkung 
allmählich hervorgebradjt wird. Dann, glaube ich, wird ſich auch die frage der 
Bwangsverfiherung gegen Krankheit, mit der Zeit wenigſtens, anders jtellen, 
als fie heute fteht. Wie es jegt fteht, kann ich mich noch nicht ganz dem Herrn 
Referenten anliegen. Ich ftehe mehr auf dem Standpunft, den der geftrige 
Herr Referent in feiner ausgezeichneten Schrift „über das Sranfenverjicherungg- 
wejen der Stadt Baſel“ entwidelt hat. ch glaube, daf die Krankenverſicherung 
überall mehr oder weniger in diefer Art geregelt werden müßte. 

Meine Herren! Ich bitte Ste, mit diefen wenigen Bemerkungen vorlieb 
zu nehmen; ich hoffe, daß es mir nod öfter vergönnt fein wird, in Ihrem 
Kreife zu erfcheinen und dann vielleicht bejjer vorbereitet zu jprechen. (Bravo!) 


Correferat 


von Bürgermeifter Adides (Altona) 
über 
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Meine Herren! Die beiden Herren Referenten, melde bisher geſprochen, 
haben insbeſondere den Einfluß der Verſicherung auf die Armenlaft befproden 
und find beide zu dem Rejultat gefommen, daß die Erleichterung feine ſehr 
große jein würde. Ich fann mid im Allgemeinen zuftimmend dazu erflären, 
indem auc id der Meinuug bin, daß die Ausdehnung, welde die Verſicherung 
in der nächſten Zeit haben wird, nicht fehr erheblich auf die Armenlaft ein: 
wirken wird. 

Der Herr Referent hat dann aud die Tetail3 der vorliegenden Geſetz 
entwärfe über Unfallverfiherung und Srantenpflege im Einzelnen durdge 
iprodyen; er hat ferner die Schwierigkeiten, welche eine Durdführung des 
Berficherungszwanges in Bezug auf die übrigen Zweige der Arbeiterverſicherung 
finden würde, hervorgehoben und dabei bemerft, daß ſeiner Meinung nach die 
bisherigen Borfchläge nicht ausreichten, um irgendwie auf dieſem Gebiet etwas 
ſchaffen zu können, und er hat durchblicken laſſen, daß er auch nicht daran 
glaube, daß andere Vorſchläge ſo leicht zu machen wären. Er hat dann endlich 
noch ausgeführt, was der Staat auf dem Wege der freiwilligen Verſicherung 
thun könne. Dabei hat er indeſſen die principielle Zuläſſigkeit des Verſicherungs⸗ 
zwanges gar nicht beſtritten, während der Herr Correferent, der im übrigen ja 
den Anſchauungen in Bezug auf die Einflüſſe der Berficherung auf die Armenlaft 
vollftändig beigeftimmt hat, in diefem einen Punkte abweichender Meinung 
war. Die Gründe, welde der Herr Eorreferent geltend gemacht hat, waren, 
wenn ich recht verftanden habe, allgemein foctalpolitifcher Natur. Er nahm an, 
daß die zeitweilige Verhätichelung und die dann folgende Repreffion ver Arbeiter 
feine Möglichfeit ruhiger Entwidelung gelafjen habe, jo daß man jetzt noch 
nicht darüber urtheilen könne, ob die Freiwilligkeit überhaupt ein gedeihliches 
Refultat erzielen Wnne oder nicht. Er hat deshalb geglaubt, die frage fe 
noch nicht veif; bei der Kranfenverfiherung hat er jedody nicht abgelehnt, einige 
Schritte weiter nad) der Seite des Zwanges zu thun. 
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Meine Herren! Ich gedenfe nun eine abweichende Behandlung gegenüber 
tem Berfahren der beiden Herren Referenten eintreten zu laſſen. Ich habe, 
als ich das Referat übernahm, mid) mit dem Herrn Präfidenten vorher darüber 
verftändigt, daß ic nur über die principielle Seite ded Verſicherungszwanges 
jprechen würde. ch verfenne nicht die großen Bedenken, die dies hat; fie Liegen 
darin, daß augenblicklich geſetzgeberiſche Entwürfe vorliegen und die eigentliche 
und entjcheidende Aufgabe der Situation darin liegt, dieſe Geſetzesvorſchläge 
gedeihlic zu geftalten. Die Bedenken liegen außerdem darin, daß alle ſolche 
allgemeinen Discuffionen ſehr leicht vejultatlo8 verlaufen, und daß man faum 
glauben fan, etwas Neues zu bieten. Aber ich bin doc dazu gefommen, die 
Bedenken, die ich hatte, zu übenwinden, weil ich glaube, daß in diefem Falle 
die allgemeine principielle Behandlung des Verſicherungszwanges 
und jeines Berhältnijjes zu dem jegt bejtehenden Syſtem der 
Armenpflege dod wohl geeignet ift, auf Geſichtspunkte Hinzuführen, welche 
aud) für die Behandlung der einzelnen vorliegenden practijchen Fragen von 
Belang find. Ich glaube, daß die Beleuchtung, in welder in Folge diefer 
principiellen Behandlung die Detailfragen zum Theil erjcheinen, gerade dazu 
führen fann, daß die Berftändigung über das zu Erjtrebende erleichtert wird, 
und in diefem Sinne, um, wenn möglid, einen fleinen Beitrag zu einer Ber- 
ftändigung zu liefern, habe ich daS Referat übernommen, und id) bitte, mir zu 
geftatten, in thunlichiter Kürze meinen Standpunft darzulegen. 

Mein fundamentaler Ausgangspunkt ift, daß das öffentlidhe Unter— 
ftüßungsmwejen, wie e8 bei und augenblidlich befteht, Dringend reform= 
bedürftig ift. Die Höhe der Armenlaft ift ja jest eine ganz gewaltige, und 
wenn wir diejelbe auch nicht genau fennen, jo können wir fie doch auf mindefteng 
50 bis 60 Millionen Dart im deutſchen Reiche mit ziemlicher Zuverläfjigfeit 
ſchätzen. Die Zahl der Unterftügten wiffen wir aud) nicht, aber fie tft, wie 
man aus den einzelnen Berichten erfieht, eine auferordentlich. hohe; — 18 bis 
20 per Taufend ift ja ein Verhältniß, welches beinahe noch gut ift, und e3 
bedeutet das, daß diefer Bruchtheil der Bevölkerung mit 50 bi8 60 Millionen 
Markt auf Koften der Allgemeinheit ernährt wird. Es ift unverkennbar, daß 
dies ein Verhältniß ift, das man gewöhnlich; communiftifc nennt, und zwar ift 
e3 das Staatögejeg, welches befiehlt, daß ein Bruchtheil der Bevölkerung auf 
Koften der Anderen ernährt, verpflegt und auferzogen wird. Nun ift es jehr 
eigenthümlich, daß dieſes bisherige Syftem der obligatorifhen Armenpflege in 
Deutjchland überhaupt nur hat eingeführt werden fünnen unter fortgejegtem 
Widerſpruch; und aud in den legten 20 bis 30 Jahren find von den ver- 
ſchiedenſten Seiten Einfprüche erhoben gegen dieſes Syftem. Nachdem bereits 
früher Männer von der Richtung wie Stüve oder Kries fi) gegen das obliga- 
toriſche Syftem erklärt haben, haben nachher ſowohl der voltswirthichaftliche 
Eongreß 1869 in feinen Hauptvertretern, als auch die Gejellichaft der Steuer: 
und Wirthſchaftsreformer, legtere im Jahre 1877, ſich entſchieden ablehnend 
gegen das jetzige Syftem der obligatorifchen Armenpflege verhalten. Alſo es ift 
ein entjchiedener Widerftand gegen das ganze Syftem vorhanden, und trogdem 
befteht e8 und hat ſich in den legten Jahren fortgefegt weiter ausgedehnt und 
hat Städte ergriffen wie Leipzig und Bremen, die ſich früher davon freigehalten 
hatten. Wie ift das zu erflären? und warum ift es nicht möglich, dag man 
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einfah, wie auf dem volkswirthſchaftlichen Congreß von vielen Seiten gefordert 
wurde, aus dem trrationellen Character dieſes Syſtems der Armenpflege die 
Gonfequenz zieht, dak man es aufhebt? Um bier zur Klarheit zu gelangen, 
muß man mothwendiger Weife die verfhiedenen Kategorieen der 
Hiılfsbedürftigen unterfcheiden, da die öffentliche Gewalt zu jeder von 
ihnen ganz verfchteden fteht. 

Da jind num zunächft die armen, verlaffenen und verwahrlofenden Kinder 
und ich meine, daß die Unterftügungspflicht gegenüber den Kindern entſpringt 
aus der Erziehungspflidt des Staates. Früher war es jelbf: 
verftändlih, daß die Familie, der Vater und die Mutter die Kinder nad 
eigenem Recht und Willen erzog; erft im Preußiſchen Landrecht finden wir 
den Gedanken, daß der Staat zu controlliven hat, ob die Eltern gut erziehen, 
und wenn fie das nicht thun, ihnen die Erziehung abnehmen und Anderen 
anvertrauen kann. Diefen Gedanken weiter auszubilden, find eine Reihe von 
Geſetzen im neuefter Zeit ergangen. Meine Herren! Inſoweit die Armenpfleg: 
die Erziehung armer Kinder ift und diefer Erziehungspflicht entjpringt, ift fie 
dadurch gerechtfertigt, und es ift auch darüber wohl eigentlich fein Zweifel vor: 
handen. ch gehe nicht darauf ein, wieweit diefe ftaatliche Erziehungspflicht aus- 
zudehnen tft und welche Gefahren fie hat. Es fam mir hier nur auf die Her: 
vorbebung des principiellen Punktes an. 

Eine ganz andere Kategorie bilden fodann diejenigen, welde nicht 
ſowohl ihretwegen, als aus Rückſicht für Andere unterftügt werden, weil fie 
der öffentlichen Sicherheit, der Gefundheit, dem Gemeinwohl gefährlich find: 
Yeute mit anftedenden Kranfheiten, Bagabunden, Arbeitsiheue, Declaffirte aller 
Stände. Dieſe Yeute find irgendwie gefährlich, wenn der Staat nicht Anftalten 
trifft, dar fie abgefondert und aus öffentlichen Mitteln unterftütt werden. In 
diefem Falle alfo tritt die Armenpflege ein aus polizeilihen Gründen. 
Auch hiergegen iſt meines Wiſſens nie Widerfpruh erhoben worden, und ins: 
bejondere audy von den Herren auf dem volkswirthſchaftlichen Congreß, die fih 
gegen die obligatorifche Armenpflege erklärt haben, ift dieſe polizeiliche Seite 
derjelben als berechtigt anerfannt worden. Ich glaube alfo, daß auch dieie 
Seite ausjcheidet aus dem Streit über die obligatorifhe Armenpflege. Ich 
gehe auch nicht weiter darauf ein, inwieweit der Staat Repreſſiv- und Präventit- 
maßregeln zu treffen hat; es würde mich das bier zu weit führen. 

Zwiſchen diefen beiden Gebieten, der Kinderunterftügung und der polizer: 
lichen Armenunterftügung, Tiegt num ein ungeheuer großes Gebiet. In vielfah 
abgejtufter Verſchiedenheit reihen fih da ameinander der Arme, welcher lediglich 
durch unverſchuldete Unglüdsfälle arm geworden ift, und derjenige, der lediglich 
durch eigene Schuld verarmt ift; der eine hatte Fürforge nicht geiibt, obwohl 
er fonnte, der amdere nicht, weil die beftehenden Einrichtungen ihm nicht die 
Handhabe gaben, für fih zu forgen, große Krilen der Production und ähnliche 
Umftände fommen hinzu, welche den Einzelnen mehr oder weniger webrlos treffen. 

Auf dieſem Gebiete nun, mit zahlreichen Uebergängen und Abftufungen, 
erheben jih die großen Bedenken gegen das Syſtem der oblige- 
torifhen Armenpflege. Diefe Bedenfen fann man theilen: erftens in 
wirthſchaftliche und zweitens in foctaleethifche. Das wirthſchaftliche Bedenken 
it ja das, was im neuefter Zeit wiederholt hervorgehoben worden ift, dak 
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nämlid ein ftaatlih erzwungenes Almofen im weiten Umfange, wenn derjelbe 
auch nicht ziffernmäßig feitzuftellen ift, einen öffentlichen Zuſchuß zu den Productions⸗ 
foften aller derjenigen Gewerbe darftellt, deren Angehörige in regelmäßiger 
Wiederkehr diefe Armenpflege in Anfpruc nehmen. Nun ift es aber ein neuer- 
dings viel betonter Grundſatz der Nationaldconomie, daß, wie die Productions- 
foften einer Waare dur den Preis erſetzt werden müſſen, jo auch bei den 
Selbſtkoſten der Arbeitsfraft es der Fall fein muß; alfo der Arbeitsertrag, der 
Preis, der Yohn muß ein folder fein, daß die Selbftkoften daraus gededt werden 
fönnen, und dazu gehören ſowohl die Unterhaltung des Vaters und feiner 
Familie in gefunden und franten Tagen, fowie in Zeiten der Arbeitälofigkeit, 
al3 auch jeine Beerdigung, die Unterhaltung feiner Yamilie, feiner Wittwe und 
Kinder nad feinem Tode. Dieſem wirthichaftlihen Princip der Dedung der 
Gelbftfoften durch die Arbeit widerfpricht das jett geltende Syſtem der Armen- 
pflege auf das Entichtedenfte, denn jett übernimmt die Gejammtheit der Steuer- 
zahler für ganze große Kreife der Bevölkerung die Verpflegung bei Krankheiten, 
die Beerdigung der Berftorbenen, die Unterhaltung der Wittwen und Kinder 
und was ſonſt nod von der öffentlichen Armenpflege beanfprudt wird. Das 
ift ein völlig anomales Verhältniß; aber es ift das nicht das einzige Berenten. 
E3 kommen die großen fittlihen und focialen Gefahren hinzu, welde 
dieſes Syſtem erzeugt. Zunächſt fälicht das ganze Syſtem des ftaatlich 
erzwungenen Almojens alles, was die Wohlthätigkeit Schönes und Ideales hat. 
Der Geber, der aus dem allgemeinen Beutel giebt, fteht ganz anders da, als 
derjenige, welcher aus dem eigenen giebt; der Empfänger der Wohlthat aber 
nimmt fie nicht als folche entgegen, fondern in der Ueberzeugung, daß e3 ein 
ihm zufommendes Recht ıft. Es entfteht alfo Unzufriedenheit auf Seiten des 
Empfänger und Unbefriedigtheit auf Seiten des Geberd. Es kommt dann nod) 
weiter hinzu, daß das Bewußtſein des Armen, daß, wenn er audy nidht für ſich 
forgt, er doch von der Allgemeinheit unterhalten wird, auf die Selbftfürjorge, 
auf da3 Gefühl der VBerantwortlichkeit lähmend und zerftörend wirft. Das find 
Bedenken, die in unferer Zeit des allgemeinen Stimmrechts auferordentlid) groß 
find, und wenn ih aud in die Gefahr gerathe, zu denjenigen gerechnet zu 
werden, welche den Arbeiter verhäticheln wollen, fo kann ich doch nur ausfprecen, 
daß dieſes Syſtem ein ungerechtes und ungefundes ift. Herr Profeſſor Cohn 
hat neuerdings darauf bingewiefen, daß jchon Hoffmann diefes Sachverhältniß 
Mar erfannt, es aber damit gerechtfertigt hat, daß die befigenden Kreife als 
Bormünder der Aermeren verpflichtet wären, in diefer Weile Zuſchüſſe zu dem 
Lohn zu geben, von deſſen niedrigem Stand fie eben Vortheile hätten. Dies 
Syſtem ift aber heute nicht mehr haltbar, wir fünnen es nicht mehr rechtfertigen 
damit, daß wir den Arbeiter bevormunden und in diefer Weiſe die Mittel auf: 
bringen müßten, die einen Zufchuß zu feinem Lohne bedeuten. 

Ale diefe Bedenken jcheinen mir fo ſchwerwiegend, daß man ernftlich bie 
Frage aufwerfen muß: Iſt es nicht möglich, diefes Syftem zu befeittgen? Nun 
fage ich mit größter Entjchtedenheit: Ich bin nicht der Anficht, daß e8 möglich 
ift, diefes Syftem ohne Weiteres zu befeitigen; ich bin der Anficht, 
daß der Staat dieſes Syftem ſchon deshalb nicht einfach aufheben kann, weil 
er unter feine Gulturaufgaben jet auch die Fürforge für die Bedürftigen von 
der Kirche übernommen hat und ſich dem nicht ohne Weiteres entziehen kann, 
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den Bevölkerungskreis, der eventuell fonft der Noth und dem Tode verfallen 
würde, zu unterftügen. Es fommt aber nody hinzu, daß einer der Hauptgründe 
diefer Armenunterftügung in allgemeinen geſellſchaftlichen Berhältnifjen Liegt: 
der Einzelne ift jehr oft gar nicht in der Tage, Fürforge für fich zu treffen, 
und verfällt der öffentlichen Armenpflege, weil gefelichaftliche Zuftände ihn dahin 
gebracht haben. Ein Eintreten der organifirten Geſellſchaft mit Fürforgemaf- 
regeln ift deshalb durchaus berechtigt. 

Nun find wir in einem argen Dilemma: wir fönnen die obligatoriide 
Armenpflege nicht einfach; aufheben, und doch birgt fie die gedachten großen wirth— 
ihaftlihen und fittlihen Gefahren in ſich; was follen wir nun thun? 

Es ift gefagt worden, wir könnten die Armenpflege reformiren. 
Meine Herren, ich gebe zu, man fann in gewiljen Grenzen reformiren; man 
fann 3. DB. in gewiſſem Umfange das Bedenfen befeitigen, daß der Einzelne, der 
jegt die Armenunterftügung in Anſpruch nimmt, feiner politifchen Nechte ver: 
luftig geht; man kann etwa im denjenigen Fällen, wo Jemand idiotiſche 
Kinder oder irre Angehörige zu unterhalten hat, die Sache jo organifiren, daf 
die größeren Verbände Freiftellen gründen und der ſchimpfliche Character der 
Armenpflege infoweit bejeitigt würde, Das ift aber nur in wenigen Fällen mög: 
li, denn wenn wir überhaupt die Ausübung der Armenpflege ihres abjehreden: 
den Characters entkleiven wollen, jo würden wir die größten Gefahren hervor— 
rufen, dann würde das Gefühl der Selbftverantwortlichkeit außerordentlich ge: 
ſchwächt werden, wenn Jeder weiß, daR er unter ehrenvollen Bedingungen ſich 
an die öffentliche Kaſſe wenden fann. 

Es iſt dann weiter wiederholt geſagt worden, daß das Syſtem der 
Indi vidualiſi irung, welches insbeſondere durd) das Syſtem der Elberfelder 
Armenpflege vepräfentirt wird, ein großes Heilmittel fei. Nun befenne ich mid 
gern als größten Verehrer diefer individualifirenden Armenpflege und ich habe 
fie in meiner Stellung in Dortmund bereit3 1874 eingeführt und lange ver: 
waltet. Aber gerade während ich diefe individuelle Behandlung der einzelnen 
Armen vorgenommen habe, bin ich zu der Ueberzeugung gefommen, daf in einem 
ganz großen Bruchtheil — id) kann den Procentfag nicht angeben, weil feine 
Statiftit da ift — die Leute nicht aus individuellen Gründen, fondern aus ge: 
ſellſchaftlichen Gründen verarmen, und da hilft feine individuelle Behandlung. 
Es find das DVerhältniffe, die man nur mit allgemeineren focialpolitiichen Maß— 
nahmen befämpfen fann und muß. 

Gerade die individualifirende Behandlung führt aljo auf die weitere Frage: 
was jollen wir denn nun thun? Man ift darin einig, daß ein Erſatz für 
die öffentliche Armenpflege, die fie überflüffig macht, gefucht werden 
muß. Und man fagt dann wohl weiter: diefer Erſatz wird aud kommen, in 
dem die Yeute nad) und nad) lernen, für fid) Sorge zu treffen. Auch fügt man 
oft und gern hinzu, daß der Staat neutral al3 Zufchauer zufehen jolle. 36 
halte daS indefjen für ganz unmöglich, denn der Staat ift ja derjenige, der 
durch fein obligatoriſches Syſtem der Armenpflege die vorher ffizzirten Uebel- 
ftände gerade herbeiführt. Man kann alfo doch dem Staat nicht mehr die Stelle 
des neutralen Zufchauer8 anmweifen, nachdem er einmal diefe Rolle aufgegeben 
bat und thatſächlich fortgefetst durch Aufrechterhaltung des obligatoriſchen Almoſen⸗ 
ſyſtems Einwirkung ausübt. Nun ſcheint es mir, als ob insbeſondere alle Die: 
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jenigen, welche gegen jeden, auch vorübergehenden Staatszuſchuß zu Zwecken der 
Arbeiterz und jpectell der Unfallverfiherung fo entſchieden eingenommen find, die 
dringendfte Verpflichtung hätten zu erwägen, wie es möglich ift, daß diefe dauern— 
den öffentlihen Zuſchüſſe aus der Armenkaſſe zu den Productiongkoften der ein- 
zelnen Gewerbe befeitigt werden. Man Liebt ſolche Unterfuchungen allerdings 
als neue und phantaftiiche Verſuche zu bezeichnen, allein die Bemühungen des 
Staates, auf anderen Wegen als dem der Armenunterftügung eine Sicherung 
des Arbeiterd herbeizuführen, find bereits recht alt und ohne Unterbredung in 
verfchiedener Weife fortgeführt. Einer der Wege ift z. B. der, daß gewiſſe 
Koften, befonders für Krankheit, geſetzlich dem Arbeitgeber auferlegt find, jo nod) 
jest bei den Dienftboten und im großen Umfange bei den Seeleuten. Es ift 
ferner der Weg bejchritten, daß man die Betriebgeigenthüimer civilrechtlich ver— 
antwortlid gemacht hat für den Unterhalt der Leute, die hilf3bedürftig geworden 
find, indem fie in ihrem Betriebe verunglüdt find. Das ift ein Weg, der neuer- 
dings bei ung befanntlidh beſonders verfolgt worden ift. 

Es ift drittens auch der Weg befchritten worden, daß man einen gefetzlichen 
Zwang ausgeübt hat zur Gründung und Betheiligung an Kranken-, Wittmen- 
und Waiſenkaſſen. Das iſt bei Beamten, Lehrern, Bergarbeitern und bet 
Bauten für Eifenbahnzwede durch Geſetz gejchehen. Es ift aber aud) auf ad— 
miniftrativem Wege ein folder Zwang geübt worden, indem regelmäßig bei der 
Conceſſionirung von Eiſenbahngeſellſchaften den letteren die Berflichtung auf: 
erlegt ift, Anftalten zu errichten, damit für die Beamten aus eigenen und Ge— 
fellihaftsmitteln eine Vorforge organifirt wird. 

Neuerdings endlich ift von manchen Seiten auch der Weg empfohlen worden, 
daß man den Arbeitgebern bejondere Steuern auferlegen joll, woraus Fonds 
gebildet werden, um die Arbeiter in Nothfällen zu unterjtügen. 

Wenn man diejes alles zufammenfaßt, fo kann man diefe bisherigen Ber- 
fuche auf drei Wege zurüdführen, nämlich einmal darauf, daß den einzelnen Arbeit: 
gebern eine directe civilrechtliche Verpflichtung zu gewiſſen Yeiftungen in Fällen 
von Krankheit, Unfällen und dergl. ihrer Arbeiter auferlegt wırd, zweitens 
darauf, daß von Staatöwegen Verfiherungseinrichtungen erzwungen oder organifirt 
werden, und drittens auf die Einführung von Arbeitgeberfteuern für Armenzwede. 
Der Berfiherungszwang haracterifirt ſich hiernach als einer 
diefer eben beſprochenen Wege zur Zurüddrängung der Armen= 
pflege oder, genauer gejagt, als eines dervorher geſuchten 
Mittel, um die öffentlihen Zufhüffe zu den Productions 
toften der einzelnen Gewerbe in einem gewiffen Umfange uns 
nöthig zu machen und den Arbeitern eine ihnen fraft guten 
Rechtes und nidht als Almofen zufommende Fürforge in Noth— 
fällen zu ſichern. 

Nun entfteht natürlich zunächſt die Frage: wenn der Berficerungszwang 
dazu führen fol, eine Berficherung allgemein zu machen, ift der Zwang dazu 
nöthig ? wird die reimilligfeit nicht genügen ? Und dann die weitere Frage: in 
welhem Umfange ift überhaupt die Verſicherung zweckmäßig und den anderen 
Wegen, die der Staat jett ſchon eingefchlagen hat, vorzuziehen? Mir fcheint, daf 
man die Fragen nur beantworten fann, wenn man auf die einzelnen Zweige 
der Berficherung eingeht. Ich habe indeffen, wie gejagt, nicht die Abfiht, auf 
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die Details derjelben einzugehen, jondern werde nur die mehr principtellen Ge: 
fihtspunfte hervorheben und insbefondere bemüht fein, die einigenden Gefichts- 
punfte hervorzufehren, weil ich glaube, daß diefe einigenden Gefichtspunfte ſchon 
einen großen Umfang erreicht haben, und weil id) vor Allem die Gefahr fürchte, 
daß wie jo oft im Parteitreiben jet Nebenpunkte herworgefehrt und darüber 
die großen Gejicht3punfte zurücgedrängt werden, über welche ſchon Einigung 
vorhanden: ift. 
In diefem Sinne wende ich mich zunächſt zur 


Unfallverjiderung. 


Gerade hier jchweben nun eine Reihe der wichtigften und zum heil 
ſchwierigſten Detailfragen: inwieweit größere und Kleinere Unfälle getrennt zu 
behandeln, wie die Prämien aufzubringen, wie der Verſicherungszwang durd- 
zuführen, ob und wie eventuell von Staatswegen Verſicherungsverbände gebildet 
werden follen u. ſ. w. Auch hier will ich indefjen auf alle diefe Fragen nicht 
eingehen, da fie mit Erfolg jet wohl nur in eingehenden Commiffionsberathungen, 
befonders in den gefeggebenden Körpern, behandelt werden fünnen. Aber eine 
principielle Erörterung führt auf folgende jehr bedeutfame Geſichtspunkte. 

Wenn wir das gegenwärtige Recht betrachten, fo ift ja deſſen Standpunkt 
einfach der — in großen Zügen gefehen —, daß, abgefehen von den doch im 
Ganzen vereinzelten Fällen ciwilvechtlicher Haftung und freiwilliger genereller 
Berfiherung des Arbeitgebers, im Großen und Ganzen bei Hilfsbedürftigfeit in 
Folge von Unfällen die öffentliche Kafje eintritt. Nun bat man lange darüber 
verhandelt, wie man das befiern fol. Wian hat gejagt, das Haftpflichtgejek 
muß erweitert werden, ſei e3 durch eine Aenderung der Bemweislaft oder aud, 
indem der Kreis der Induſtrieen, für die e8 gilt, erweitert wird. Mur menige 
erklärten fich für einen Unfallverfiherungszwang, und auch in der Verfammlung, 
die diefer Verein im Jahre 1874 gehalten, waren die Vertreter des Lnfall- 
verfiherungszwanges, wie mir ſchien, nur eine Minorität. Nun vergleichen 
Sie einmal das Bild, das ſich jett zeigt, nachdem feit ganz furzer Zeit, ſeit 
etwa zwei Jahren der Unfallverfiherungszwang mit Ernft und Nachdruck in bie 
öffentliche Debatte hinein gezogen ift! Da fehen Sie, daß man, wie dies eime 
Bergleihung des Entwurfes der liberalen Parteien mit den Regierungsentwürfen 
und den Bejchlüffen des Reichstages zeigt, auf allen Seiten über 
zahlreihe weſentliche Punkte ſchon jegt zu einer Einigung 
gelangt tft. Und zwar ift man zunächſt einig darüber, daß an Stelle 
einer individuell bemeijenen, nur in gewiſſen Fällen und nad civilrechtlicen 
Grundjägen zu leiftenden Entfhädigung in allen Fällen, außer in den 
jelbftverjchuldeten, eine nach generellen Normen feftzufegende Berjorgung 
eintritt. Ein zweiter Punkt, über den man einig ift, ift der, daß diele 
Berforgung in Form von Renten zu leiften ift, melde ähnlich wie bei 
Soldaten und Beamten nah dem Arbeitälohn zu normiren if. Man tft 
ferner darüber einig, daß durch Staatsgeſetz eine Sicherſtellung diejer 
Rente erzwungen wird, Man ift ferner darüber einig, daß ein bejonderes 
Berfahren, das den concurrirenden Öffentlichen Antereffen Rechnung trägt, zur 
Feftftelung diefer Renten eingerichtet wird. Endlich ift man ſich auc darüber 
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einig, daß gegen die Arbeiter fo gut wie die Arbeitgeber ein Zwang ausgeübt 
werden fol. Es ift das ein Punkt, der überfehen zu werden pflegt. Man 
jagt, die Unfallverfiherung hat mit der allgemeinen Berfiherung nichts zu thun, 
fie ift eine Gonfequenz des Haftpflichtgefeges. Deshalb wird die Sache nicht 
aus dem Lohn der Arbeiter bezahlt und der Arbeiter hat nicht hinein zu reden. 
Ich darf aber daran erinnern, daß dies völlig unrichtig if. Es ift zunächſt 
eine petitio prineipi, wenn man jagt: es ift eine Conſequenz des Haftpflicdht- 
gefeges; und man fönnte auf diefem Wege die ganze Penſionsverſicherung von 
dem Arbeiter loslöſen, wenn man nur gejetlich feftftellt, daß der Arbeitgeber 
auch für die Schäden haftet, welche z. B. die dauernden gejundheitsihädlichen 
Einwirkungen des Gewerbebetriebes auf die Gefundheit der Arbeiter verurſachen. 
Man brauchte in der That nur das Haftpflichtgefeg auszudehnen, jo hätte man 
auch die Eonfequenz, daß im entfpredhendem Umfang auch die Verſicherung den 
Arbeiter nicht? mehr angeht. Es fteht indeffen feſt, und ich kann mid) hier 
lediglich auf Herm Geheimrath Engel beziehen, der die im Jahre 1874 in 
diefer Berfammlung ausgeführt hat, daß ebenſo wie die Prämien für Die 
Kranken, Invaliden, Wittwen- und Waiſenkaſſen fo aud) die Prämien der 
Unfallverfiherung aus dem Lohn der Arbeiter zu zahlen find. Alſo die Herren, 
die der Unfallverfiherung eine befondere Stelle einräumen wollen, indem fie 
Tagen, fie wird nicht aus dem Lohn des Arbeiter bezahlt, irren fih. “Die 
Unfallverfiherung ift in diefem Punkt nichtS anderes als jede andere Verficherung ; 
e3 handelt fi immer um die Wroductionstoften der Waare, bezw. um die 
Productionskoften der Arbeitöfraft, und da ift es ganz irrelevant, ob es fih um 
chroniſch wirkende Krankheitsurſachen handelt ober um acute Unfälle. Ich halte 
e3 aber für weſentlich, diefe principielle Einigung darüber zu conftatiren, daß 
gejetlicher Zwang ausgeübt werden foll, einen Theil des Arbeit3ertraged des 
Arbeiter3 zur Zahlung von Verfiherungsbeiträgen zu verwenden. Außerdem 
ift eine weitere Einigung unter den Parteien, wenn auch noch nicht mit der 
Reichsregierung, vorhanden, daß fein Staatszuſchuß gegeben werden joll,. jondern 
daß die Induſtrie die Laft jelbft tragen ſoll. 

Wenn id) num alle diefe Gefichtspuntte zuſammenfaſſe, dann ift man in 
einer Frift von faum zwei Jahren darüber einig geworden, daß an Stelle 
privatredtlider Entfhädigungsanjprüde und eventuellen 
Eintretend der Armenkaſſe eine nah öffentlih:redtliden 
Geſichtspunkten und Analogieen geregelte, von der Jnduftrie 
ſelbſt zu beftreitende Fürforge für Arbeiter und deren Hinter— 
bliebene bei Unfällen ftaatlidh zu organifiren fei. Und id, halte 
e3 für die weitere Behandlung der ganzen Urbeiterverficherung für jehr wichtig, 
diefe Einigung zu conftatiren, und werde noch mehrfach hierauf zuriidfommen. 

Aehnlich günftig liegen die Berhältnifje bei der 


Krankenverſicherung. 


Auch hier hat die Einigung große Fortſchritte gemacht. Wir ſehen dies 
am Deutlichſten, wenn wir uns an die Debatten erinnern, die im Jahre 1869 
und auch noch 1876 im Reichstage und an anderen Orten ftattgefunden haben, 
wo der Kranfenverfiherungszwang mit großer Energie befämpft und gejagt 
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wurde, daß er gleichbedeutend fei mit der Forderung des Nechtes auf Arbeit, 
mit einem Eingriff in das Eigenthum u. f. w., und wenn wir damit die lette 
Debatte darüber im Reichstage vergleichen, wo von feiner Seite der Zwang 
überhaupt in Zweifel geftellt wurde — ed mag fein, daß manche der Redner 
dagegen geweſen find, 3. B. Herr Dr. Hirſch —, aber geiproden hat Niemand 
gegen den Kranfenverfiherungszwang. Dieſe Wendung ıft fehr groß. 

Ich möchte nun noch heroorheben, was der Herr Referent nicht jo jehr 
hervorgehoben hat: die Wirfungen des jegigen Syftems der Armen: 
pflege in Bezug auf die Kranfenverforgung, wobei die Seß— 
haften und Nichtſeßhaften ſcharf von einander zu fcheiden find. Bei dem 
erfteren wirft das jetzige Syftem der Armenpflege jo, daß er die Hülfe erft 
befommt, nachdem feine Sachen verkauft find und fein Haushalt derangırt it. 
Die Familien, die ſoweit gekommen find, kommen jelten wieder empor. Dagegen 
bei den Wandernden, den nicht Seßhaften, ift die Wirkung die, daß die 
berumftreichenden Handwerksburſchen und Arbeiter in jeder Stadt ein Krankenhaus 
finden, wo fie koſtenlos verpflegt werden. Die Vagabondage ift dadurch theil- 
weife mit herbeigeführt und erleichtert, daß Jeder weiß, daß er, fo oft er will, 
auf öffentliche Koften und ohne daß an ihn und feine Selbftverantwortlicteit 
Anſprüche gemacht werden, verpflegt werden kann. Ich halte es für ein weſent— 
liches Mittel, der Vagabondage entgegenzutreten, daß Sranfen- und Daneben 
Reifefaffen gegründet werden, welche die Unterftügung von den einzelnen Ge— 
werben aus organifiren und handhaben, und deshalb halte ich gerade auch von 
diefem Gefichtspunft aus den Krankenverfiherungszwang für nothwendig, welcher 
indirect aud auf Errichtung von Reifekaffen wirken wird. Ich habe hier die 
fleine Brojhüre „Zur Arbeiterverfiherung“ von dem Unterftügungsverein ver 
Buhdruder, in welcher diefe Verhältniſſe und Beziehungen klar erörtert find, 
und ich will Ihnen nur einige Zahlen nennen, um Ihnen den Umfang folder 
gewerbsgenoſſenſchaftlicher Thätigkeit zu zeigen. Bei diefem Gewerbe, meldes 
doch nicht jo auferordentlich zahlreich ift, haben die Ausgaben allein der Reiſe— 
fafle in den Jahren 1879, 1880 und 1881 rund 62 000, 52000 um 
64000 Mark betragen. Dieſe Unterftügung ift den Leuten, die im diejem 
Derbande find, Fraft guten Rechtes zugefloffen, und die Yeute, die jo unterftügt 
werden, fühlen fich, jo wie der freie Bürger ſich fühlt, während in den anderen, 
die auf Grund des Almoſenpflegeſetzes unterftügt werden, naturgemäß das 
Gefühl der eigenen Kraft und Selbftverantwortlichkeit, ſowie jedes Ehrgefühl 
immer in Gefahr find, erſtickt zu werden. 

Nun, meine Herren, ift aber ferner unbeftritten, es ıft dies gerade 
von Herrn Ridert und von verjchiedenen Seiten, die fehr gegen den Zwang 
find, im Jahre 1876 fchon im Reichstage ganz ausdrüdlich hervorgehoben 
worden, daß es die fittlihe und wirthſchaftliche Pflicht eines Jeden 
ift, für den Krankheitsfall felbft fih fürforgend zu fidhern, 
damit die Armenpflege nicht einzutreten braucht. Wenn er alfo VBorforge treffen 
muß, und wenn ferner unbeftritten ift, daß die Verfiherung im Großen und 
Ganzen das einzige Mittel ift, um diefe Vorforge zu befhaffen, dann fragt 
e3 fi: fol der Staat darauf achten und eventuell Zwang ausüben, daf 
der Einzelne diefe fittliche und wirthfchaftlihe Pflicht erfüllt, oder ſoll man das 
ganz feiner Willtür überlaſſen? Herr Lammers hat auf die kirchlihe Armen: 
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pflege hingewieſen, daß die ergänzend eintreten fanı. Das glaube ich auch, aber 
diefe dody immer nur vereinzelt gehandhabte Krankenpflege kann für den Arbeiter- 
ftand ale ſolchen keine Bedeutung haben. Es find locale Eimwirkungen, die ich 
lebhaft begrüße und, foweit mein Einfluß reiht, in meinem reife befürdere, 
aber e8 hat das mit der Hebung und Sicherung des Standes für alle Krankheit: 
fälle nichts zu thun. Vielmehr iſt dies, abgejehen von Dienftboten, See— 
leuten u. a. m., nur durch Verficherung zu erreichen. Und da fragt es ſich 
nun, ob man die Erfüllung diefer Pflicht der Fürforge durch BVerfiherung dem 
Einzelnen trog der großen concurrirenden öffentlichen Intereſſen überlafjen kann. 
Herr Lammers bat gemeint, man fann doch nicht willen, ob ſich die Yeute nicht 
alle verfichern werden. Ich glaube aber, man kann fchon jetzt mit vollfommener 
Sicherheit fagen: ohne Zwang geht es nicht. ine allgemeine Statiſtik ift ja 
leider nicht möglich), ich bin aber in der Lage, über Altona, meine jegige 
Heimathgftadt, Ihnen einige Zahlen zu geben, die, wie ich glaube, recht concludent 
find. Es beftand dort nämlich bis 1868 ein Zwang zur Verfiherung für alle 
Gejellen im Anſchluß an die dort noch beftehenden Zünfte und Unnungen. Im 
Jahre 1868 wurde der Zwang aufgehoben und die freien Kaffen traten ein, 
dagegen wurde im Mai 1880 dann wieder der Berfiherungszwang eingeführt. 
Wir fünnen alfo ganz genau verfolgen, wie der Zwang eingewirft hat, mie 
dann die Freiwilligkeit und wie jett wieder der Zwang gemirft hat. Es waren 
nun in den Jahren vor 1868 immer ungefähr 600 Kranke in dem Kranken— 
hauſe auf Koften der Krankenkaſſen verpflegt; diefe Zahl fiel im Jahre 1869 
auf 488 und dann bis 1873 rapide auf 152 und betrug im Jahre 1877 
nur noch 229. Mer fcheint ganz evident zu fein, daß die Aufhebung des 
Zwanges diefes Refultat hervorgerufen hat, denn andere Momente fünnen nicht 
in Frage fommen, da namentlih der Gejundheitäzuftand im Durchſchnitt 
etwa der gleiche gemwefen ift. Uber noch mehr: alsbald nad) Aufhebung des 
Zwanges, in den Jahren 1870/71, wurden — was vorher nie vorgelommen — 
mehrere Gejellenfranfenkafjen inſolvent, weil zahlreihe Mitglieder austraten. 
Betrachten wir andererjeit3 nun die Folgen der Neueinführung des Zwanges: 
Als die fafjenpflichtigen Perfonen aufgefordert wurden, ſich zu melden, wurden 
7196 £afjenpflichtige Berfonen conftatirt. Bon diefen waren bereit3 verfichert reip. 
vor Beröffentlihung der den Kaſſenzwang einführenden Vorſchriften eingetreten 3329, 
alſo nicht einmal die Hälfte. Obwohl aljo in Altona der Verficherungszwang 
fortgejett bi8 1868 bejtanden hat und die Gewöhnung der Bevölferung, in die 
Kaffe einzutreten, eine große war, war die Hälfte der pflichtigen ‘Perfonen nicht 
verfichert! Wie groß aber im Allgemeinen die Gewöhnung der Bevölferung an 
Kaſſenmitgliedſchaft und wie groß die Zahl der Perfonen ift, welche in Altona 
Kaſſen angehören, wird erläutert durch folgende Zahlen. Im Jahre 1880 
betrug die Gejammtzahl der Mitglieder der Kaflen in Altona bei einer Ein- 
wohnerſchaft von ungefähr 90 000 nicht weniger al3 56 947 Perjonen! Meine 
Herren! Diefe Zahl illuftrirt außerordentlih die Zahlen über England, wo 
immer gejagt wird, wie riefig viele Perfonen dort in den Kaſſen find. Es 
fommt das einfach daher, daß viele Leute in drei oder vier Kaffen find, ins— 
bejondere diejenigen, die zu fimuliren pflegen, und daß andererfeit3 viele Kaflen 
nur Sterbetaffen find und Männer und Frauen zugleich umfaſſen. Man wird 
nun gewiß annehmen dürfen, daß die großen engliichen Zahlen ſich wenigſtens 
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zum Theil ebenjo erklären. Alſo in Altona befteht eine jo große Betheiligung 
an den Kafjen, ein alter Kaſſenzwang hat die Gewöhnung weit verbreitet, und 
dennoch waren im Jahre 1880 die Hälfte der Perjonen des Faflenpflichtigen 
Arbeiterftandes nicht verfichert. Für mich perſönlich find diefe Zahlen vollftändig 
bemeifend. Jetzt, meine Herren, im Jahre 1881, hat die von der Stadt ein= 
gerichtete Kaffe, die übrigens neben 44 anderen eingejchriebenen Hilfskaſſen 
wirkt, allein 449 Kranke in das Krantenhaus hineingeſchickt. 

Ich will Sie nun aber mit den weiteren Details nicht aufhalten. Aehnliche 
Erfahrungen find auch in Bajel gemacht worden und id bin nur erftaunt ge 
wejen, daß Herr Lammers gerade Bafel für ſich angeführt hat, denn aus den 
neueften Publicationen von Herrn von Miaskowski geht doch hervor, daß man 
aud dort ohne Zwang nicht hat ausfommen fünnen. 

Wenn nun aber der Staat jowohl für Seßhafte als Wandernde an einer 
prompten auf Selbfthilfe beruhenden Krantenverforgung, welde an Stelle der 
jeigen ſchlechten und gefährlichen Armenpflege eintritt, ein großes Intereſſe hat, 
und wenn ferner auf eine freiwillige Erfüllung der jittlihen und wirthichaftlichen 
Pflicht der Selbſtfürſorge und Krankenverſicherung nicht gerechnet werden fann, 
jo ift die ftaatlihe Erzwingung der Erfüllung diefer Pflidt 
wohl berehtigt. Auch find gerade diejenigen, melde, aus dem Arbeiterjtand 
hervorgegangen, jeine Vertretung befonders ſich angelegen fein laſſen, alle für 
den Zwang und zwar gerade im Standesinterefje. Sie jagen, wir haben viele 
Leute, die nicht freiwillig beitreten, wir mollen, damit dieje Yeute nicht der 
Gemeinde zur Laft fallen, jondern als freie Bürger leben fünnen, den Zwang. 
Auch iſt in Altona gar fein Widerftand gewejen gegen die Einführung defjelben, 
obwohl gerade dort die Yeute, die ja heute hier und morgen in Ottenfen oder 
Hamburg wohnen können, ſich dem Zwang ſehr leicht entziehen fünnten. Trotzdem 
umfaßt die erft erwähnte von der Stadt errichtete Kaſſe 1850 Mitglieder, 
darunter fogar faft */, freimillige, und eine Jahreseinnahme von 22 000 Mar. 

Zu allen bisher beiprochenen Gründen für allgemeinen Kranfenverficherungs- 
zwang fommt aber endlich nod) hinzu, daß der jetst in einzelnen Städten bereit3 
beftehende facultative Zwang mancherlei Schattenfeiten, Aufhören der 
Berficherung beim Ortswechſel oder doch neue Carenzzeit und neues Eintrittägeld, 
bedingt und die Iocale Durchführung der Berficherung dadurch fehr erjchwert 
wird. Alle diefe Mängel werden aber befeitigt, wenn man den Zwang ver 
allgemeinert. 

Allerdings find nun gegen die beabjichtigte Ausdehnung des Zwanges auch 
neuerding3 noch von verſchiedenen Seiten Bedenken erhoben worden. Es ift 
einmal gejagt worden, daß der Zwang gegen einzelne Klaſſen unbe 
rechtigt ſei. Aber, meine Herren, der ftaatlihe Zwang ſoll nur eingreifen, 
infoweit eine Nothwendigfeit und ein Staatdinterefje vorhanden ift. Die befier: 
geftellten Stände forgen erfahrungsmäßig jegt ſchon jelbit für fi) und der 
Staat hat deshalb weder Intereſſe noch Beruf, gegen fie einen immerhin mit 
vielen Laften, Koften und Scwierigfeiten verbundenen Zwang zu organifiren. 
Mit dem abitracten Gleihheitäprincip allein fann man aber einen allgemeinen 
Zwang natürlich nicht begründen, 

Dann jagt man zu meiner großen Ueberraſchung, daß dieſe Kaffenvorforge 
nur eine andere Form der Armenpflege fei. Aber wer Mitglied einer 
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Hilfskaffe ift und frank wird, befommt doch jeine Unterftüguug, weil er feine 
Beiträge bezahlt hat, und dieſes Verhältniß, welches vor Einführung des Zwanges 
beftand, bleibt doc, offenbar ganz dafjelbe, aucd wenn Berficherungszwang ein- 
geführt wird. Ebenſo befteht aber auch offenbar fein Unterfchied zwischen den 
Bahlungen, welde die Kaſſe leiftet an die Leute, welche gezwungen jind, und an 
diejenigen, welche freiwillig beigetreten find. Vielmehr handelt es ſich in allen 
Fällen nur darum, daß vertraggmäßtg erfaufte Yeiftungen den Leuten zufließen, 
und e3 ift ja insbefondere von Herm v. Miaskowski hervorgehoben, melde 
große Janitäre und fociale Bedeutung e3 hat, daß gerade in dem erften Stadium 
der Kranke fofort die Hilfe befommt. 

. Dann ift noch der Einwurf gemacht worden, daß feine vollftändige 
Verſicherung dadurd erreicht werden könne. Es ift inzwiſchen jchon durd) 
den Gejegentwurf eine Möglichkeit gegeben worden, fich wenigftens für beftimmte 
Zeit vollftändig zu verfihern, und der Herr Referent hat jchon gejagt, daß das 
befjer wäre als gar nichts, und ich glaube, die Sache ift damit ſchon ſoweit 
erledigt, daß ich nicht weiter darauf einzugehen braude. Ich wende mid viel- 
mehr, zumal die Zeit drängt, fofort zu der 
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al3 zu demjenigen Gebiete, wo jet noch der principielle Streit am lebhaftejten 
ift. Hier hört man denn auch jest wohl noch Einwendungen wie: ein jolder 
Zwang jet focialiftifh, ein Eingriff in das Eigenthum, in die Freiheit und 
Selbftbeftimmung u. ſ. w. Ich gehe aber auch hier nicht weiter darauf ein; 
denn nachdem fie bei der Unfall und Kranfenwerfiherung nah dem Stand der 
gewonnenen Einigung der Anjchauungen al3 überwunden gelten müfjen, find fie 
eo ipso auc hier bedeutunglo8 geworden. Allerding behauptet man dem 
gegenüber immer wieder, daß die Unfall und Krantenverfiherung auf der einen 
Seite und die Invaliditäts-, Wittwen- und Waijenverforgung auf der anderen 
Seite ganz verſchieden jeien. Dieje Behauptung ift indefjen abjolut unbegründet. 
Daß zunähft die Unfallverfiherung fih mit der Invaliditäts— 
verfiderung ſehr nahe berührt und principiell eines Weſens ift, habe 
id) bereit3 vorher angedeutet. Es ift in der That jocialpolitiich und wirth— 
ſchaftlich ganz gleichgültig, ob Jemand dadurch franf wird, daß ihm an der 
Mafchine ein acuter Unfall betrifft, oder ob er durd) eine chroniſche Eimwirfung 
des Betriebes Invalide wird. Wenn das Gewerbe verpflichtet ıft, die einen 
Kojten zu tragen, fo ift e8 auch verpflichtet, die anderen Koften zu tragen. 
Man erkennt auch diefen engen Zufammenhang fofort ganz evident, wenn 
man einmal einzelne Berufszweige herausgreif. Mir ift e8 da bejonders 
intereffant gewejen, die mir perfönlid, durdy meine Heimath naheliegenden Ber: 
hältniffe des Seemannsftandes zu betrachten. E3 wird Ihnen bekannt 
fein, daß der Vorfigende des nautijchen Vereins, Herr Commerzienrath Gibjone 
aus Danzig, den Borfchlag gemacht hat, eine allgemeine deutiche Seemannöfafle 
zu gründen. Es wurde das angeregt durch die Verhandlungen über die Unfall- 
verfiherung. Nun jagt Herr Gibjone darüber: 
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„Es wird ſich die Aufgabe einer Seemannskaſſe über diejenigen Ziele 
hinaus erftreden müſſen, welche fich ein Unfallverfiherungsgefeg für Arbeiter 
auf dem Lande ftellt, indem es faum möglich fein wird, einen Unterjchied 
zu machen zwifchen Unfällen beim Betriebe des Gewerbes und folcen, die 
dem angemufterten Seemann paffiren, während er unbejchäftigt ift ... 
Es würde nicht gut angehen, demjenigen Matrofen, welcher durch Herunter- 
fallen einer Raa während der Arbeit bejchädigt wird, die MWohlthaten der 
Kaſſe zufommen zu laſſen, demjenigen aber fie vorzuenthalten, der, ohne 
gerade Sciffsarbeit zu thun, über Bord fällt oder am gelben Fieber 
ftirbt. Nach meiner Anficht müßte felbft derjenige unterftügungSberechtigt 
fein, welcher fi), während er im Dienfte des Schiffes ıft, eine innerlice 
Krankheit zuzieht oder am Lande ohne feine Schuld verwundet oder ge- 
tödtet wird.“ 

Sie fünnen hier an einem concreten Gewerbe fehen, wie die Grenzen voll» 
ftändig flüffig find, e3 ift gar fein Gegenfag zwifchen der Unfall und Invali— 
ditäts, Wittwen- und Watfenverfiherung ; fie laufen vielmehr vollſtändig in ein: 
ander über. 

Genau fo Liegt es beim Uebergang von der Krankheit zur In— 
validität. est ift es gewöhnlich fo, daf die Krankenkaſſen höchſtens 2 Jahre 
lang Unterftügungen geben. Alfo Jemand ift erfrantt und bat ein oder zwei 
Jahre lang Unterftügung befommen, dann jagt die Krankenkaſſe: nun ift die 
Sache zu Ende — dann fällt er der Armenkafje anheim. Da ift e8 doc nur 
ein Schritt weiter, eine Einrichtung zu treffen, daß der Mann auch im dritten, 
vierten und fünften Jahre Unterftügung in jeiner Krankheit oder jeinem Siech— 
thum aus der Kafle befommt. Alſo auch da ift fein Gegenſatz, fondern nur 
ein allmählicher Uebergang. Zugleich erhellt aus diefen Ausführungen, daß man 
feineswegs die ganze Invaliditäts-, Wittwen- und Waifenverfiherung auf ein 
Mal zu regeln braucht, jondern fchrittweife dazu fommen fann, die Yeiftungen 
der Kafjen nad) und nad) zu vergrößern und dadurd die Arbeiter immer mehr 
von der Armenpflege [oszulöfen. 

Nun würde ich jehr gern zur Gewinnung eines unbefangenen Ueberblides 
über diefe Imvalidität3-, Wittwen- und Waiſenverſicherung die früheren 
Verhandlungen feit 1848 eingehend verfolgen. Ich glaube gerade, daß die 
Anknüpfung unſerer ſocialen Bejtrebungen an die Verhandlungen von 1848 
viel dazu beitragen würde, ung eine unbefangene Stellung einnehmen zu lafien. 
Man wirde dann insbejondere fehen, daß nur daS Ueberwiegen einer ganz 
extrem individualiftifchen Richtung in einer Reihe von Jahren dazu geführt bat, 
daß diejenigen Parteien, die im Jahre 1848 im der Fürſorge für den Arbeiter 
mit Staatszwang voranftanden, jest in jo vielen ihrer Mitglieder auf einer 
ganz anderen Seite ftehen. Zu meinem Bedauern muß ich indejlen darauf ver: 
zichten, im Einzelnen nachzuweiſen, wie es ſich auch hier nur darum handelt, 
Beſtrebungen von 1848 wieder aufzunehmen, und ich muß um Entſchuldigung 
bitten, daß meine durch Berufsgeſchäfte ſtark in Anſpruch genommene Zeit mir 
nicht geftattet bat, näher darauf einzugehen. Indeſſen will ich wenigftens auf 
Folgendes hinweifen: Im Jahre 1848 brachten Lette und Genoſſen — Lette's 
Stellung iſt Ihnen ja Allen bekannt — im Parlament hier in Frankfurt einen 
Geſetzentwurf ein zur Regelung des Gewerbeweſens, und in dieſem Gewerbe— 
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ordnungsentwurf murde bereit® die zwangsweiſe Errichtung von Arbeiter- 
penfionsfafjen mit Zwangsbeiträgen jowohl der Arbeitgeber, als der Arbeiter 
vorgeſchlagen und zur Motivirung dabei gejagt, daß der Zwang fid damit 
rechtfertige, daß e3 fi hier um das allgemeine Intereffe und um das Wohl 
ganzer Volksklaſſen handle. 

Dann hat der Gentralverein für das Wohl der arbeitenden 
Klafjen ſich Jahre lang fpeciell mit den Alteröverforgungstafien beſchäftigt, 
und es iſt im Jahre 1849 die Errichtung einer folhen mit Ctaatsgarantie 
von Yette und verſchiedenen Anderen, deren Namen guten Klang haben, befür: 
wortet und bei der Staatsregierung beantragt worden. 


Ferner hat im Jahre 1853 der damalige Regierungsrath Jacobi eine 
geſetzliche Regelung der allgemeinen obligatorifchen Theilnahme der Arbeiter an 
Penſionskaſſen und der obligatorifhen Arbeitgeberbeiträge empfohlen und Frig 
Harfort im Jahre 1856 ın feiner Schrift über Armenwefen, Kranken- und 
Invalidenkaſſen ſich gleichfalls für Anmendung gefeglihen Zwanges in dieſer 
Richtung ausgeſprochen. Parallel mit viefen Beftrebungen erfahrener und 
nücterner Männer gehen die Verhandlungen der gejeggebenden 
Körperſchaften, welche namentlih 1854 bei Gelegenheit mehrerer Geſetzes— 
vorlagen zu ſehr eingehenden und heute noch beveutfamen Erörterungen über 
Kafjenzwang und Arbeitgeberbeiträge führten, und parallel damit gehen ferner 
die conjequent fortgejetten Beftrebungen, für einzelne Klaffen, wie die Lehrer, 
Eifenbahnbeamten und Bergarbeiter beijere Benfionseinrichtungen zu organifiren. 

Diefen Gang der Verhandlungen muß man fic gegenwärtig halten, wenn 
man wieder darüber beräth, wie man von Staatswegen ein befleres Syſtem 
organifirter Fürjorge an Stelle de3 jegigen der Armenpflege fegen fann. Und 
e3 handelt ſich demnach nicht um unerhört neue Gedanken, fondern um Gedanten, 
die jchon jeit 1848 von den befonnenften Leuten al3 Ziel hingeftellt wurden. 

Wenn wir aber nunmehr auf die Sadye jelbft eingehen, fo ift zunächſt nod) 
einmal an den Ausgangspunkt zu erinnern, und diefer ift, daß politifche, 
wirthichaftlihe und fittlihe Gründe dringlichfter Art die Nothwendigkeit 
begründen, daß das jegige Syftem der obligatorifjhen Armen— 
pflege, d. 5. der öffentlichen Zufchüfje zu den Productionskoften der einzelnen 
Gewerbe, joweit erreichbar, befeitigt wird und aud die Gelbftfoften der 
Arbeitöfraft aus den Erträgen der einzelnen Gewerbe gededt werden, um dem Ar— 
beiter an Stelle eines demoralifirenden und verbitternden Almofens ein Recht 
auf Berforgung zu geben, wie er es wirthichaftlich verdient. 

Nun ift es unzweifelhaft, daß die Arbeiter diefe Sicherftellung nur durd) 
zeitige Fürforge erreichen fünnen und ebenfo wie bei der Krankenverſicherung ift 
es auch hier von den jchärfften Gegnern des Zwanges nie beftritten, daß diefe 
Fürſorge eine Pflicht des einzelnen Arbeiters ift. 

In der „Perle der deutichen Gewerkvereine“ von Herrn Dr. Hirfch heißt 
es 3. B. von diefer Pflicht der Invalidenverfiherung für den Arbeiter: 

„Ja, feine Pflicht! Zunächft die Pflicht der Selbfterhaltung, des 
eigenen Wohle und der eigenen Ehre — und [don dies müßte genügen. 

Dann aber auch die heilige Pflicht gegen die Angehörigen, gegen Weib und 

Kind, denen ja die Penfion mit zu Gute kommt, gegen Eltern und Ge— 
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ſchwiſter ... . endlich aber aud die Pflicht gegen die Genofjen des Berufes 
und Standes... ., deren Intereſſen jolidarifch untrennbar verbunden find.” 


Meine Herren! E3 ift aljo kein Act der freien Willtür, ob der Arbeiter 
Fürforge treffen will oder nicht, ſondern es ift feine Pfliht. Nun fragt es ſich 
alſo auch hier wieder, ob dieſe ſittliche und wirthſchaftliche Pflicht unter Staats- 
zwang geſtellt und in eine ftaatliche Pflicht verwandelt werden fol? Die 
Antwort hierauf braucht feineswegs, wie von vornherein wieder zu betonen ift, 
für ale Staat3bürger übereinftimmend zu lauten. Eine folhe Verpflichtung 
muß ſich feineswegs auf alle Staatsbürger gleichmäßig erftreden, entjcheidend 
ift vielmehr lediglich das Staatsinterefie. Da, wo der Zwang nothwendig ift, 
mag man ihn üben, und wo er nicht nothwendig ift, verfchone man uns aud 
mit jtaatlichem Eingreifen und ftaatliher Organifation. Auh hat man ja 
bereit8 feinen Anftand genommen, für gewilje Berufsflaffen, wie Lehrer um 
Eifenbahnbeamte, alfo Leute befferer Stellung, fowie für Bergarbeiter den Zwang 
einzuführen, und faft jedes Jahr tritt ein Fortichritt auf diefer Bahn in 
Preußen, wie in anderen Staaten ein. Und warum follte nun nicht eine be- 
Ichränfte Ausdehnung eines ſolchen Zwanges auf die Berufsklaſſen der gelernten und 
eventuell auch ungelernten gewerblichen Arbeiter an ſich ftatthaft fein? Denn gerade 
bei ihnen jehen wir, daß regelmäßig und maflenhaft ihre Angehörigen der Armen: 
fafle anheimfallen und dadurd die Selbjtkoften der Arbeit zum Theil aus 
öffentlichen Mitteln gedeckt werden. Ferner liegen ganz deutliche Zeichen dafür 
vor, daß dieſe Arbeiterklafien zu dem Bewußtſein gefommen find, daß das 
Almofen, das ihnen gewährt wird, etwas Unwürdiges ift. Es entfteht dadurd 
Klaſſenhaß und deshalb jehen mir gerade hier 1 uns vor die Aufgabe geftellt, au 
Stelle des jetigen wirklich gemeingefährlichen Syſtems der öffentlichen Fürſorge 
ein beſſeres zu ſetzen. Und da der Staat, wie bereits wiederholt betont iſt, 
aber gar nicht genug betont werden kann, jelöft das Almoſenſyſtem eingeführt 
und organiſirt hat und fortgeſetzt die Bürger zwingt, Steuern zu zahlen, damit 
das Syſtem durchgeführt wird, fo fann der Staat ſich auch jener Aufgabe gar 
nicht entziehen, und er würde pflichhwidrig handeln, wenn er bier auch jetzt noch 
einfach zufehen wollte. 

Nachdem ich dies über Die Zuläffigfeit einer Begrenzung des Zwanges 
vorausgeſchickt, komme ich wieder auf die Frage, wird der Arbeiter 
nicht ſelbſt die erforderliche Fürſorge organiſiren können und 
wollen? Ich bin num feſt davon überzeugt und glaube auch, daß abſolut 
zwingende Gründe dafür ſprechen, daß der Arbeiter ſelbſt weder will noch famı. 
Ein eracter Beweis ift hierfür ja freilich nicht möglich, und ich fehe ganz davon 
ab, die Zahlen zu wiederholen, welche jo oft angezogen werden, namentlich aus 
England, aber für und und dieſe Frage meines Erachtens nichts beweifen. 

Zwingend find Dagegen die pfyhologijhen Gründe. Den Beamten, 
den Lehrer, den Eifenbahnbeamten zwingen Sie, Fürſorge zu treffen für die 
Kinder, für die Wittwen und das eigne Alter. Warum? Weil Ste zu diefen 
Leuten nicht das Vertrauen haben, daß fie freiwillig die Fürſorge treffen. Sie 
glauben, daß in diefem Stande der Yeichtfinn, der Mangel an Fürſorge jo groß 
find, daß diefer Zwang nothwendig ıft. Glauben denn nun die Gegner des 
Zwanges, wenn jie auch geneigt fein follten, den Arbeiter zu verhäticheln, daß 
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er foviel intelligenter ift, als die bezeichneten anderen Klaſſen? (Sehr richtig!) 
Ich könnte Ihnen eine Blumenlefe maden aus den Schriften von Herm 
Dr. Hirſch über die Gewerfvereine, wo er klagt, daß die jugendlichen Arbeiter 
nicht fommen wollen und die Anderen jo oft aus Yeichtjinn oder anderen fchlechten 
Motiven wieder austreten u. ſ. w. — Und das vor Alleın beftätigt das Gefagte, 
daß die Yeute freiwillig fich nicht fihern werden. 

Nun gebe ih zu, daraus folgt noch nicht unmittelbar die Nothwendigkeit 
ftaatlihen Zwanges; es giebt andere Arten von Zwang, und zwar zunächſt den 
genoffenfdaftliden Zwang, und der wird befanntlid gerade beſonders 
von Vielen verlangt. Sch will auch zugeben, daß auf dieſem Wege viel geleiftet 
ft. Die engliihen Zahlen find inſoweit wirklich beweiskräftig. Auch haben 
bet und die Buchdrucker von 12 000 Gehülfen 8000 verfichert. Allen unter 
allen Umftänden bleibt troß folhen Zwanges ein großer Theil Gleichgültiger 
immer übrig und die erjchredend große Zahl der Miederausgetretenen , welche 
auch Dr. Hirſch jelbft anführt, bemweift das. Vor Allem aber: wie fteht es 
denn eigentlich um diefen Zwang? E3 ift mir interefjant gewefen, in dem Bud) 
von Herrn Dr. Hirſch über die deutfchen Gewerfvereine von 1879 einen Brief 
von einem Schneidermetfter Ebeling zu finden, der erzählt, wie es käme, daß 
in Deutjchland die Gemwerfvereine nicht auffommen. Er fagt: 


„Man hebe die Zwangsfaffen auf und geftatte deu 
Gemwerfvereinlern den Kaſſenzwang, fo wie e3 in England ift, 
und wir werden die Engländer mit ihren Gewerfvereinen noch übertreffen... 
Der Kaflenzwang in England befteht in Folgendem: Tritt ein Arbeiter in 
eine Fabrik, auf einen Bauplag oder in eine Werfftatt, um arbeiten zu 
wollen, jo wird derfelbe gefragt: „Gehörft Du unferm Gewerkverein an?“ 
„Nein“, ift die Antwort. „So gehe hin und laſſe Dich einfchreiben und 
dann fomme wieder, dann fannft Du bier arbeiten, fonft nit!" Wohl 
oder übel muß man e3 wohl, wenn man arbeiten will oder muß.“ 


Ich kann nicht finden, daß dieſer genoſſenſchaftliche Zwang vor dem Staats- 
zwang Vortheile hat, im Gegentheil, ich finde, daß er große Nachtheile hat. 
Das Recht auf Unterftügung feitens der Kaſſen ericheint dann als ein Anner 
von Bereinöbeftrebungen für ganz andere Dinge, die aus Gründen des öffent- 
chen Wohles zu organifirende Fürſorge wird damit zu einem Spielball der 
Lohnfämpfe und eventuell auch politifcher Parteiungen. Diefe Berquidung fcheint 
mir außerordentlich ungefund und gefährlich zu fein, und das Schlagendſte hierfür 
hat Herr Profeſſor Brentano geſagt, indem er ausführte, das jetzige Syſtem 
der Verquickung der Invaliditäts- u. ſ. w. Verſorgung mit den Gewerkvereinen 
ſei nicht mehr haltbar, es ſei einfach unſittlich, die Leute dadurch beim Verein 
feſtzuhalten, daß ihre Anſprüche auf die Angehörigkeit zum Gewerkverein baſirt 
ſind. Eine anderweite Organiſation ausgedehnter Arbeiterverſicherung durch 
genoſſenſchaftlichen Zwang ohne ſolche Verquickung iſt aber bislang nach nicht als 
möglich erwieſen, während jene Verquickung mit anderen Dingen viel ſchlimmer 
iſt, als ſtaatlicher Zwang. 

Es kommt aber hinzu, was der Herr Referent ſchon angeführt hat und 
ich daher nur andeute, daß die geſammten freiwilligen Kaſſen ſehr unſicher ſind. 
Wer bürgt dafür, daß ein junger Nachwuchs kommt, oder dafür, daß nicht 
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politifche Parteiungen kommen, wodurd) der ganze Verein auseinander geht, oder 
dafür, daß nicht die Mitglieder mafjenhaft austreten, wenn die bei der Unficherheit 
ber rechneriſchen Unterlagen jo leicht nothmendig werdenden Beitraggerhöhungen 
eintreten? In allen diefen Fällen fteht nur zu leicht alles in der Luft. 

Außer dem genofjenichaftlichen Zwang iſt indeſſen auch noch ein Zwang 
der Arbeitgeber denkbar, und auch dieſen Zwang haben wir in Deutſchland 
in großem Umfange. Ich bin entſchieden der Anſicht, daß der Zwang nach 
dieſer Richtung außerordentlich ſegensreich gewirkt hat. Aber trotzdem dürfen wir 
nicht verkennen, daß er große Bedenken hat. Er gefährdet die Freizügigkeit und 
Dispoſitionsfreiheit des Arbeiters und die Kaſſen ermangeln der ſo nothwendigen 
abſoluten Sicherheit. Dieſe beiden Bedenken ſind meiner Meinung nach er— 
heblich groß. 

Für die Frage des ftaatlihen Verſicherungszwanges kommt indeſſen als 
fernerer Gefichtöpunft nod) hinzu, daß ein großer Theil des Arbeiterftandes ohne 
Staatshilfe und aus eigenen Mitteln die Selbftfürforge garnıdt üben fann, 
weil jein Yohn zur Zahlung der Berficherungsbeiträge niht ausreicht. 

Man verweift hier allerdings auf die Gewerkvereine und jagt, die Yeute 
fönnten durdy Strikes und andere Mittel allmählidy die Löhne auf eine jolde 
Höhe bringen, daß fie daraus die Prämien bezahlen fünnten. Ja, diefer Weg 
ift aber außerordentlich lang, und die Herren, die fpeciell das Gebiet bearbeitet 
haben, wie z. B. Herr Profefjor Thun bei Beſprechung der Yage der Krefelder 
Weber, jagen, dag der Weg jo lang wäre, daß in abjehbarer Zeit auf ihm 
nicht an Erreihung von Nejultaten zu denken wäre. Bergegenwärtigt man fich 
aber, daß die Sache außerordentlich dringlid ift, dann muß man doch fragen, 
ob denn fein anderer Weg möglid ift, und da bietet uns die Unfallver: 
jiherung einen bedeutfamen Fingerzeig. Nach dem, was id über die Aus: 
führungen des Herren Geheimraths Engel bezüglich der Zahlung aud der Unfall: 
verficherungsprämten aus dem Lohn gejagt habe, wären die Arbeiter an ſich auch 
wohl in der Lage gewefen, die Löhne jo in die Höhe zu bringen, daß fie die 
Unfallprämten jelbft hätten bezahlen fünnen. Dort aber hat der Staat ein: 
gegriffen und wir find jegt in Kurzem jomweit gekommen, daß die Realifation 
der Unfallverfiherung in naher Ausficht fteht. Der Staatseingriff aber beſteht 
darin, daß man die Prämien al3 Element der Productionskoſten direct auf die 
Gewerbetreibenden, die Arbeitgeber wälzt. Man kann alſo nit von vorn: 
herein jagen bei dem nahen Zufammenhang zwifchen der Invalidität, dem Unfall 
und der Krankheit, daß diefer Weg für die Imvaliden:, Witten: und Waifen- 
verjorgung vollftändig ausgeſchloſſen tft. 

Ein Geſichtspunkt fommt endlich nod Hinzu, daß die Vertreter der Frei⸗— 
willigfeit ſelbſt jagen, ohme Zwang gehe es nicht, nur müfje dies ein imdivecter 
fein: die Armenverforgung müfle jo abfhredend, das Armenhaus 
müfje jo unangenehm fein, daß die Leute nicht hineinmögen und deshalb jelbft 
Fürſorge treffen. Da muß ich nun fagen, dieſe Art nachträglich wirfenden, 
aufhegenden und demoralifirenden Zwanges fcheint mir weit inhumaner zu fein, 
als der hier vertretene vorjorgende Zwang. 

Id) komme alfo aus allen diefen Gründen zu dem Tag: 

Der Staat ift berehtigt und verpflidhtet zu dem Ber: 
ſuche — und mehr jage ih niht —, durd eine ftaatlihe Organi: 
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fation diejes Fürſorgezwanges für den Arbeiterftand die Für- 
forge zu jihern und dadurd die bei den jegigen Einridtungen 
unvermeidlichen Uebelftände zu befeitigen. 

Diefer Zwang befteht freilich nidht in England und Frankreich, und das ift 
in vielen Augen ein großer Vorwurf; aber vor 10 Jahren war in England 
und Frankreich der Schulzwang auch nicht befannt, und jest arbeiten fie ſchwer 
daran, ihn nah unferm Vorgang einzuführen! 

Wenn Sie num fragen, wie diefer Fürforgezwang organifirt werden foll, 
jo muß ich erft nody ein Wort über das Verhältniß des Zwanges zur 
Selbjthilfe voraufididen. Herrn Lammers' Aeußerungen langen jo als ob 
das Gegenfäge wären. Ich glaube nit, daß er wirklich diefer Meinung ift, 
da gerade er aus vielfadher Erfahrung weiß, daß der Zwang und die Selbft- 
Hilfe ſich nicht ausſchließen. Und auch ich bin entjchieden der Meinung, daß 
diefelben zur gegenfeitigen Ergänzung berufen find. Es giebt auch claſſiſche 
Zeugen hierfür. Im Beamten und Yehrer-Stande haben wir eine ftaatlich 
organifirte Fürſorge. Wir haben aber dabei eine große Entwidelung des Ver— 
einsweſens mit Kafjen. Ihnen werden die Zahlen des preufifchen Beamten- 
vereind durch die Hände gelaufen fein. Es find da viele Millionen, die neben 
der Penſion in wenigen Jahren an Yebensverficherungen verfichert find. Ein 
zweiter Zeuge ift der Unterjtüßungsverein der Buchdruder, der ausdrücklich 
ausipricht, daß, obſchon er auf dem Standpunkt der Selbfthilfe fteht, er den— 
noch für die ftaatliche Einführung des Zwanges eintritt, weil er glaubt, daß 
fi) das gegenfeitig fördert und träge. Nur fo fafje ich den Zwang auf: 
al3 Ergänzung der Selbitfürforge, und die Selbftfürjorge ald Ergänzung des 
Zwanges. Keiner von Beiden wird ausreichen, allein etwas Volltommenes zu 
Ichaffen. Beide zufammen aber werden jowohl den Standes- als den individuellen 
Bedürfniffen volle Befriedigung ſchaffen fünnen, 

Wie foll nun aber der Zwang organifirt werden? Hier find 
wir in einer großen Schwierigkeit, die wir bei der Kranfenverficherung nicht 
haben. Bei der Kranfenverficherung iſt e3 allgemein anerkannt, daß die Kranken— 
verficherung das einzige Mittel ift, die Fürforge für die Zeiten der Krankheit 
zu treffen; dies ift aber nicht anerkannt für die Penſionsverſicherung, und es ift 
ganz evident, daß, wenn man nicht nachweiſen fann, daß die Penfionsverficerung 
der einzige Weg der Fürforge ift, man dann aud, nicht berechtigt ift, ftaatlich 
gerade dieje einzelne Art der Fürforge zu erzwingen. Yun glaube ich aber 
allerdings, daß der Beweis zu führen iſt, daß die Verficherung der einzige 
Meg ift. 

; Man verweift auf das Sparen als daS geeignetfte Syitem. ch gebe 
defjen Wichtigkeit rüchaltslos zu. Ich bin ein großer Freund der Pfennig= 
iparfaffen u. ſ. w. Ich bin überzeugt, daß das Sparen außerordentlich wohl— 
thätig ift, um im einzelnen geeigneten individuellen Fällen zu helfen, aber, meine 
Herren, Sparen giebt feine Sicherheit, am menigften einem ganzen Stande. 
Wenn man aber jagt, der Mann, der feine Prämie bezahlt hat, verzichtet 
damit auf die Benugung der Prämie, er könnte fih ein Haus faufen, ein 
Geſchäft gründen u. ſ. w., fo vergikt man, daß das ja nur natürlich ift. Denn 
wenn er die Sicherheit kauft, jo muß er auch den Preis dafür zahlen und das 
ift eben die Prämie, die er mweggiebt. Diejen Preis bezahlt aber der Beamte 

Schriiten XXI. — Verhandlungen 1882. 11 


162 Correferat von Adickes. 


und Lehrer und alle diejenigen, die Selbſtfürſorge üben, auch. Wenn nun auch für 
den Arbeiter die Selbſtfürſorge und die Sicherung der Zukunft Pflicht iſt, und 
gerade dieſe Sicherheit durch Sparen nicht erreicht werden kann, ſo ſteht feſt, 
daß das Sparen nicht das geeignete Syſtem der Fürſorge für den Arbeiterſtand 
iſt. Es kann den Stand als ſolchen offenbar nicht ſicherſtellen. 

Aber welche Art der Verſicherung ſoll es denn ſein? Es iſt oft 
hervorgehoben, daß Kapitalverſicherung beſſer ſei als die Rentenverſicherung, 
und für einzelne Fälle gebe ich das vollkommen zu, aber für die Verſicherung eines 
ganzen Standes, zumal wenn Arbeitgeberbeiträge concurriren, empfiehlt ſich die 
Kapitalverſicherung durchaus nicht. Wenn die Arbeitgeber Beiträge dazu zahlen, 
dann ergiebt ſich in vielen Fällen die Wirkung, daß beim Tode des Arbeiters 
ganz entfernte Verwandte das weſentlich vom Arbeitgeber mit beſchaffte Kapital 
bekommen können. Welches Intereſſe hat nun der Staat, durch Erzwingung 
von Arbeitgeberbeiträgen zu bewirken, daß eventuell Leute ein Kapital bekommen, 
welche dem Staate völlig gleichgültig ſind. Dadurch aber, daß das Kapital 
in allen Fällen aufgebracht werden muß, iſt es nicht möglich, für diejenigen 
Fälle ausreichend Fürſorge zu treffen, für die man eigentlich ſorgen will, für 
die Wittwen und Waiſen; die Einen bekommen zuviel, die es nicht brauchen, 
und die Anderen, die es brauchen, bekommen nicht genug. 

Außerdem giebt es auch keine Sicherheit, daß das Kapital in den Händen 
der Leute bleibt. Die Lehrer und Beamten gelten nicht für ſo intelligent, daß 
ſie ein Kapital ſicher verwalten können. Warum ſollen die Arbeiter ſo intelligent 
ſein? Ich bin der Anſicht, daß die Kapitalverſicherung bei den Arbeitern ſo 
wenig ausreicht, wie bei den Beamten, alſo muß nothwendigerweiſe die Sicher— 
heit durch eine Rentenverſicherung hergeſtellt werden und deshalb iſt auch der 
Zwang für die Rentenverſicherung berechtigt, weil er der einzige Weg iſt, die 
Fürſorge in wirklich ſicher ſtellender Weiſe zu organiſiren. Die anderen Wege 
des Sparens und der Kapitalverſicherung find außerordentlich angebracht für alle 
diejenigen, für welche bereits Renten verſichert find, al3 höchſt zweckmäßige Er- 
gänzung; aber aud; nichts weiter. Auch ıft ja das Rentenprincip für Unfall: 
und Krankenverfiherung bereit3 allgemein al3 allein richtig anerkannt. 

Die Berehtigung eines ftaatlihen Verſicherungszwanges 
für Arbeiter in Bezug auf Invaliditäts-, Wittwen- um 
Waiſen-Rente [heint mir nad allen diefem ebenso erwieſen, 
wie jeine Verträglichkeit mit Selbfthilfe und weitergehender 
Selbſtthätigkeit. 

Eine ganz andere Frage iſt indeſſen die Frage der Durchführbar— 
feit des Zwanges, eine Frage, deren Bejahung auch Herrn von Reitzenſtein 
kaum möglich erſcheint. Allein für die Art ihrer Behandlung ift es von vom: 
herein geradezu entfheidend, ob man auf dem Standpunft fteht, den ich be 
zeichnet habe, da man nämlic die Reform der Armenpflege für eine dringlice 
Aufgabe und als deal einen Erfag des bisherigen Syſtems der öffentlichen 
obligatorifcyen Armenpflege durch ein Syſtem obligatoriicher Selbſthilfe anfiebt, 
wie wir einen ſolchen Erſatz bei der Unfallverjiherung bereits allgemein acceptirt 
gefunden haben. Denn wenn man die Sadhjlage wirklid jo anfieht, fo giebt & 
ja feine dringlichere Aufgabe, als auf alle mögliche Weiſe zu unterfuchen, wie 
man Schritt für Schritt jenem deal näher fommen kann. Ich gebe Alles zu, 
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was Herr v. Neigenftein gejagt hat über die Unmöglichkeit, jegt auf einmal die 
Penfions-Berfiherung allgemein durchzuführen; ich glaube indeſſen auch nicht, daß 
das nothwendig iſt. ch bin ſogar der Anficht, daß wir in den nächſten Jahren 
reichlich zu thun haben werden mit der Kranken- und Unfallverſicherung. Das 
find bereit3 große und ſchwere Aufgaben, und ich werde mid) freuen, wenn es 
gelingt, fie gut durchzuführen; im Gegentheil fürdte ich, daß durch Ungeſchick— 
lichkeiten der Ausführung bei der Unfall und Kranfenverjicherung leicht eine 
Reaction herbeigeführt werden fünnte, die der weiteren Ausdehnung der Ver: 
fiherung jehr ſchädlich ſein müßte. Ich bin deshalb jehr dafür, vorſichtig vor» 
zugehen und nicht eher anzufangen, ald bis fefter Boden unter unjeren Füßen 
it. Immerhin aber fünnen uns alle diefe Erwägungen nicht der Beantwortung 
der Frage entziehen, wie denn der Rentenverjiherungszwang durchgeführt werden 
fann ? Und wenn das Ideal, das und vor Augen fteht und dem wir nadhjagen, 
naturgemäß einftweilen, weil es fern liegt, noch verſchwommene Züge zeigt, fo 
bleibt uns doc; die Aufgabe, jchrittweife und unabläffig den Pfaden nachzuſpüren, 
auf denen man ihm näher kommt. 

Ih gehe nun zunähft auf den principiellen Einwand gegen die 
Durdführbarkeit de8 Zwanges ein, daß man jagt, weil die Prämien auch 
während der Arbeitslojigfeit gezahlt werden müljen, eine Garantie für 
die Zahlungsfähigkeit in folder Zeit aber nur durch freie, den Zwang nicht zu= 
Iafjende Gewerkvereine gegeben jei, jo ſchwebe der Zwang in der Yuft und die 
Berfiherung ftehe immer in Gefahr, unwirkſam zu werden, und lieber gar feine 
Berficherung, als eine unwirkſame. 

Indeſſen ıft zunächſt das letztere durchaus unrichtig, denn eine in gewiſſen 
Fällen unwirkſame Berfiherung ift noch feineswegs abjolut verwerflih. Die 
ganze Beamten und Lehrer-Berfiherung ift eine durchaus unvollfommene und 
vielfach unwirkſame. Wenn der Lehrer feinen Beruf aufgiebt, oder entlaffen 
wird, oder wenn der Beamte, der vielfach aud nur auf Kündigung angejtellt ıft, 
aus dem Dienft jcheidet, was hat er dann? Er hat die Prämien fortgefegt 
bezahlt und hat nun in Folge feines Austritt3 doch garnichts. Die bezüglich 
der Arbeiter jo viel ventilirte Frage über die Möglichkeit, daß Einzelne in 
gewiſſen Fällen feinen Bortheil von ihren gezahlten Beiträgen haben, befteht alſo 
auch bei den Yehrern und Beamten, und trogdem ift man überzeugt, daß im 
Großen und Ganzen der Zwang dort jegensreic gewirkt hat. Wir müſſen alfo 
die einzelnen Fälle der Unwirkſamkeit der Berfiherung durdaus zunächſt unter- 
ſuchen und zujehen, ob diefe Mängel ſtärker find al die Mängel des bisherigen 
Zuftandes. Erſt dann wird man abwägen und entjcheiden fünnen, ob gar feine 
Berficherung wirklich beſſer ift als eine in gewiſſen Fällen unmwirffame Außer: 
dem aber find bereits mancherlei Vorſchläge gemacht, welche darauf hinweifen, 
wie man Vorkehrungen treffen kann, daß, obgleich) Jemand zeitweilig nicht im 
Stande ift, Prämien zu zahlen, er feine Rechte trogdem nicht verliert. Es tft unter 
Anderem bereitS gejagt, daß man etwas erhöhte Prämien im Allgemeinen nehmen, 
oder einen Reſervefond zur vorſchußweiſen Zahlung ſolcher Prämien gründen 
oder auch eine Stundung eintreten lafjen fann u. j. w. — Ich kann indefjen 
bei der ſehr vorgerüdten Zeit auf dieſes Alles hier nicht näher eingehen, muß aber 
doch darauf noch hinweifen, daß außerdem auch eine von Gewerfvereinen unter— 
nommene Berficherung gegen Arbeitslofigfeit in einzelnen Berufsklaffen heute 
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ſchon befteht. Der Unterftügungsverein der deutſchen Buchdrucker hat z. 2. 
die Verficherung gegen Arbeitslojigfeit bereit3 organifirt. Und der ganze Ein- 
wurf hat aud deshalb jchon gar feine principielle Bedeutung mehr, denn e3 
fteht danach doch wenigſtens dem nichts entgegen, 3. B. für das Gewerbe der 
Buchdrucker den Zwang einzuführen, 

Endlich aber geftatten Sie mir, einige Punfte, die ich hinfichtlich der Frage 
der Durchführung für ſehr bedeutungsvoll halte, wenigftend noch ganz kurz ans 
zudeuten. Zunächſt ſcheint e8 mir äuferft wichtig zu fein, die Bedeutung 
der Shon vorhandenen Keime und Anfäge zur Invaliden-, 
Wittwen- und Waifenverjiherung richtig zu erfennen und zu ver 
werthen. Es find zweierlei Anfäge da. Einmal der Unterftügungsverein der 
Buchdrucker und die Hirſch-Dunckerſchen Gemwerkvereine, welche eine Invaliden— 
verficherung jet Jchon geben, als der eine Typus. Auf der anderen Seite 
ftehen die Einrichtungen, welche die einzelnen Eigenthümer für ihre Betriebe 
haben, und zwar nicht blos die induftriellen, ſondern aud) landwirthichaftliche 
Arbeitgeber, z. B. viele der großen Forfteigenthümer. — Nun finden wir 
ja, wie gewöhnlih, daß jede Ddiefer beiden Einrichtungen von gemilien 
Seiten al3 die allein ſelig machende gepriefen wird. Mir jcheint aber, daß 
beide gut find, ſoweit fie zum Ziele führen und das fcheint mir davon abzu= 
hängen, wie die Berhältnifje des einzelnen Gemwerbszweiges liegen. Die Gewerf- 
vereine find z. B. faum möglich bei Seeleuten u. m. a. Da empfiehlt es 
ſich nicht, die Keime, die jetst vorhanden find in den einzelnen Werkskaſſen zu 
zerftören, fondern fortzuentwideln. Es wird auch jett ſchon durch das neue 
Kranfenverfiherungsgejeg eine gewiſſe Fortentwidelung herbeigeführt werden. Das 
Krankenverſicherungsgeſetz wird ja vorausjichtlih nur eine Marimalleiftung von 
etwa zwei Jahren in Ausficht nehmen, Wir haben aber fhon Kaſſen, melde 
eine größere Yetjtung haben, und es müſſen deshalb die einzelnen Werkskaſſen 
auf anderer Grundlage zum Theil zu reinen Krankenkaſſen und zum anderen 
Theil zu befonderen Penſionskaſſen umgeformt werden. | 

Beſonders bedeutungsvoll für die Art der Durchführung des Zwanges iſt 
fodann ferner der Einwand, der Verſicherungszwang untergrübe die 
Freiheit der Arbeiter. Ich glaube indeilen, daß jchon meine bisherigen 
Erörterungen dahin geführt haben, das Material zu geben dafür, daß diejer 
Vorwurf vollftändig unrichtig ift. Zumächft befreit die jtaatlihe Durchführung 
des Verſicherungozwanges die Arbeiter von dem genoffenihaftlihen Zwange, deſſen 
Härten ich bereit angedeutet habe. Der ftaatliche Verficherungszwang befreit 
die Arbeiter ferner von dem Zwange der Arbeitgeber, deſſen Freiheit jchädigende 
Einwirkungen ich gleichfalls jchon betont habe. Alfo eine Berftaatlihung 
de3 Zwanges ift für den Arbeiter geradezu eine Befreiung. 
Allerdings ift ein Cartell oder fonftiges Band nöthig zwiſchen den einzelnen 
Kaſſen, die ſich bilden werden, aber aud darauf kann ich in diefer Stunde leider 
nicht mehr eingehen. Ich will nur noch erwähnen, daß die Buchdruder bereits 
ein Cartell erzielt haben zwilchen der Gentralfaffe der Buchdruder und 15 Yocal- 
faffen von deutſchen Buchdrudern, in Folge deſſen jetzt ſchon 8000 Gehilfen 
nad einheitlichen Grundfägen gegen Invalidität verjichert find. 

Sodann kommt noch ein fehr wichtiger Punkt, nämlidh die Frage der 
Arbeitgeberbeiträge. Diefe haben in dem Syſtem des Verſicherungs— 
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zwanges eine ganz umfaljende Bedeutung, die meines Wiſſens nad) gar nicht 
genug gewürdigt iſt. Man liebt fehr oft, im Ton überlegener Weisheit zu , 
jagen: der Arbeiter fann die Prämie nicht bezahlen, wie können wir da einen 
Berfiherungszwang einführen? Die meiften Yeute haben dazu einen zu un— 
genügenden Lohn! Nun glauben Biele, daß damit die Sache erledigt ift, aber 
das ſcheint mir eine große Kurzfihtigkeit zu fein. Das beweift eben nur, daß 
der jetzige Lohn nicht ausreicht zur Selbſtfürſorge. Wer ſich aber damit 
befriedigt erklärt, erklärt damit, daß es ihm gleichgültig iſt, ob das jetzige Syſtem 
der öffentlichen Zuſchüſſe zu den Löhnen fortgefett, weitergeführt und dauernd 
conjervirt wird. 

Wir müfjen aber weiter fragen, ob denn nicht auf andere Weiſe die Mittel 
für die Zürforge aufzubringen find? Die principielle Berechtigung der Arbeit- 
geber-Beiträge, glaube ich, braucht nicht erörtert zu werden, nachdem, wie früher 
Thon betont, die Parteien darüber einig geworden find, daf zur Unfallverficherung 
von den Arbeitgebern Beiträge gezahlt werden jollen. Der Einwurf, daß das 
eine unzuläffige Lohnerhöhung wäre, kann al3 überwunden angefehen werden. Es 
ift nur ein Eingriff der Gefetsgebung in die Form der Zahlung des Arbeit- 
lohnes, welder indivect allerdings wohl zu Lohnerhöhungen führen fann. Wie 
negativ durd) das Trudverbot geſetzgeberiſch vorgeſchrieben ift, wie der Lohn 
nicht gezahlt werden darf, jo erjcheint die Erzwingung von Arbeitgeberbeiträgen 
al3 eine ganz analoge pofitive Vorſchrift, daß ein Theil des Lohnes in der 
Form von Berficherungbeiträgen gezahlt werden foll. 

Entſcheidend aber für die Beantwortung der Frage der Arbeitgeberbeiträge ift 
vor Allem die Tragfähigkeit der einzelnen Induftrieen, und bier trifft Alles das 
zu, was wir geftern bei der Sabrifgefeggebung erörtert haben, es handelt ſich 
bier immer um die Auffindung des richtigen Mafes, das in faft allen Fragen 
der Socialpolitif immer das Entfcheidende ift, und dies fann nur im Einzelnen 
erörtert werden. Ich gehe darauf hier aljo micht näher ein. Soweit aber die 
Töhne zu niedrig und die Arbeitgeberbeiträge in genügender Höhe unmöglid) find, 
ohne die Induſtrieen zu zerftören, wird dann die weitere Frage kommen: ft 
das jetige Syftem der öffentlihen Zufchüffe zu den Löhnen aus der Armenlaſſe 
beſſer, als eventuelle öffentliche Zuſchüſſe zu den Verſicherungsbeiträgen in ein⸗ 
zelnen Induſtrienn? Und auch dieſe Frage muß man im Einzelnen erwägen, 
man fann darüber nicht generell abſprechen. 

Sodann fommt der Umfang der Arbeitgeberbeiträge in Er- 
wägung, und da darf ich mohl noch auf Zweierlei aufmerkffam machen. 
Dieſe Arbeitgeberbeiträge beftehen bereit3 in ganz großen Unternehmungen, ſo— 
wohl bei induftriellen wie bei andern, 3 . 2. forftwirthichaftlichen Unternehmungen. 
Nun, meine Herren, jest find ja Yeferigen Fabrifanten, die human oder in- 
telligent genug find, folde Arbeitgeberbeiträge zu zahlen, gegen ihre Concurrenten 
ungünftig geftellt. Cine generelle Regelung der Arbeitgeberbeiträge würde alfo 
nur dahın führen, daß eine Gleichheit der Productionskoſten herbeigeführt würde. 
Eine weitere Seite der Frage bietet das Kleingemwerbe und die Haus— 
induftrie dar. Ich glaube, daß vielleicht der jchwerfte Kampf augenblidlich 
in einer Anzahl von Handwerfen gekämpft wird, in denen die Leute daran find, 
auf das Niveau der LPohnarbeiter binunterzufinfen. Sie erjcheinen zwar nod) 
al3 Arbeitgeber und halten daran feft, dem Wefen nad aber find es fchon 
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Lohnarbeiter. Dieſe jheinbaren Arbeitgeber, in Wahrheit Yohnarbeiter, werden 
heruntergedrückt durd die Fabrikanten und durch die Magazinbefiger, melde 
der Sache nad) die Arbeitgeber diefer Yohnarbeiter find. Es entfteht aljo 
die Frage, ob es möglich ift, diefe Leute als Arbeitgeber heranzuziehen zu 
Penfionsbeiträgen für dieſe lohnarbeitenden Handwerker. Es ift das eine un: 
gemein ſchwere Frage, und id glaube, fie ift bisher faum angeregt worden. 
Sie iſt aber höchſt wichtig für Die ganze fernere Entwidelung der Eleineren 
Handwerker, und e8 fragt fich, ob nicht auf diefe Weiſe die Möglichkeit gegeben 
ift, die kleinen Handwerker, die jet regelmäßig der Armenkaſſe zur Yaft fallen, 
wieder zu Leuten zu machen, die ihr Alter und die Ihren ficher ftellen fünnen 
und das Verdiente erhalten nicht al3 Almofen, jondern Fraft guten, durch lebens⸗ 
längliche Arbeit erworbenen Rechtes. Aehnlich fteht e8 mit der Hausinduftrie, 
worauf ich hier jedody nicht mehr eingehen kann. 


Höchft bedeutfam find ferner die Conſequenzen der ftaatlidh er— 
zwungenen Arbeitgeberbeiträge nad vielen Richtungen hin. Wenn 
nämlich diefer Zwang eintritt, dann ift e3 nicht mehr allein der dem Arbeiter 
abgefnappte Grofchen, den die Berficherungsprämte darftellt, ſondern es liegt darın 
auch der ftaatlic) erzwungene Arbeitgeberbeitrag ; und wenn der Staat im Intereſſe 
de3 ganzen Standes ſolche Beiträge erzwingt, ſo kann er zum einzelnen Arbeiter 
auch ſagen: wenn Du das Gewerbe ſpäter wieder verläſſeſt, ſo haſt Du keinen 
Nutzen mehr davon, ſondern die für Dich gezahlten Beiträge fließen anderen 
Gewerbsgenofjen zu. Alfo auch diefer vorher Schon berührte Einwand des Ver— 
[uftes der Prämien bei Berufswechſel verliert zum Theil feine Bedeutung, 
wenn man fich die ftaatlid erzwungenen Wrbeitgeberbeiträge in ihren Con: 
fequenzen vorftelt. Auch die Frage des Nefervefonds erſcheint alsdann als 
eine ganz Andere. Man kann dann mit vollem Recht anfangen, zunäcft viel 
weniger an Yenfionen zu geben, umd dafür Dasjenige, was nicht die Arbeiter 
zahlen, jondern was die Arbeitgeber beitragen, vorweg zu einem Reſerve— 
fond verwenden. Die Buchdruder haben 5 oder 10 Jahre Carenzzeit eingeführt. 
Aehnlich fünnte man auch hierbei vorgehen, indem man für eme Reihe von 
Jahren die Arbeitgeberbeiträge ganz für den Reſervefond bejtimmt. 


Ferner wird die Frage der Arbeitgeberbeiträge vorausfihtlih entiheidend 
jein für die ganze frage des Umfangs, in weldhem der Zwang durd-= 
führbar if. Wir haben Yeute, die heute bei Hinz und morgen bet Kunz 
arbeiten und aljo gar feinen regelmäßigen Arbeitgeber haben, und wenn es hier 
nicht gelingt, trogbem Einrichtungen zu treffen, melde auch hier Arbeitgeber 
beiträge organifiren, fo wird es fchwerlic möglich fein, für ſolche Yeute eine 
Arbeiterverficherung durchzuführen. Ob es aber hier möglich ift, eine ſolche 
Organiſation zu treffen und etwa Beitrag zahlende üirbeitgeberperbänbe zu bilden, 
ift- eine auferordentlih ſchwere Frage und fann hier nicht näher entwidelt 
werden. 


Endlih fomme ich nody zur Andeutung der großen Ei genthümlich— 
keiten, welche der berufsgenoſſenſchaftlichen Verſicherung mit 
Verſi & erungszwang anhaften. Wir Commumalbeamten waren in legterer 
Zeit viel damit befchäftigt, wie dem Beamten geholfen werden fünne durch Ver— 
jiherung und Wittwenfaffen, und dabei find die Unterjchiede zwiſchen erzwungener 
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und nicht erzwungener Verficherung fehr eingehend discutirt worden. Neuerdings aber 
ift diefe Frage von Heren Dr. Scaeffle bekanntlich vorzüglich erörtert worden. 
Die Unterfchiede find ehr groß. Das Deckungskapital, die Prämtenreferve 
muß eine ganz andere fein bei der freiwilligen Verficherung, wie bei der erziwungenen, 
Denn es ift mit Recht gejagt worden, daß bei letterer die fommende Generation 
die Referve darftellt. Ferner können beim Verſicherungszwang die Mitglieder 
niedrigere Beiträge zahlen, weil ja die jüngeren Arbeiter auch dabet find, 
welche freiwillig nicht eingetreten wären. Die Schriften des Herrn Dr. Hirſch 
lagen ja lebhaft gerade darüber. Die jugendlichen Arbeiter fommen aber bei 
dem Zwang, und dadurd wird die ftaatlihe Zwangsverſicherung billiger, al3 
wenn pur berufsgenofjenfchaftliher Zwang geübt wird. Sodann, meine Herren, 
ift die Möglichkeit vorhanden, bei dem Zwange taftend vorzugehen. Man fann 
auch, wenn man feine ftatiftiichen Unterlagen hat, die es ja hier nicht giebt, 
mit Borfiht anfangen, wie es die Communen gemacdt haben und der Staat 
bei den Lehrern und Beamtenkaſſen. Man kann dann jpäter Correcturen ein- 
treten lafjen, indem man nad) und nad) die Beiträge anders abftuft, ohne daß 
man wie die freien Kaſſen alödann die Gefahr maſſenhaften Austrittes läuft. 
Ich habe ſchon in dem bisher Gefagten wiederholt auf die Möglichfeit eines 
ſchrittweiſen Vorgehens hingewiefen. Ich habe auch ſchon gejagt, daß 
die jet zu ſchaffende Organifirung der Unfallverfiherung und ebenjo der Kranken— 
verfiherung ſehr wichtig ift für die Modalitäten und die Möglichfeit diejes 
ſchrittweiſen Vorgehens. Sch habe auch bereit3 gejagt, daß ich ein ſchrittweiſes 
Vorgehen aud für vollftändig ftatthaft halte und daß ich nicht glaube, daß 
man durchaus das ganze Volf mit dem Zwange beglüden muß. Nun fan 
man dieſes ſchrittweiſe Vorgehen nad zwei Richtungen vornehmen, zu= 
nächſt nad) der Richtung der fahlihen Ausdehnung. Wir fünnen, wenn 
die Verbände zwedmäßtg gebildet werden, einem oder dem anderen Verband 
allmählich, größere Aufgaben zuweiſen. Ich habe mir erlaubt, Ihnen die Stelle 
aus dem Seemannsfafjenentwurf vorzulejen, wonad dort an die Unfallverficherung 
fi) von vornherein zweckmäßiger Weife weitere Berfiherungen anfchließen. Und 
wie bier, jo wird man aud in anderen Gewerben früher oder jpäter den Kreis 
der Verſicherung erweitern fünnen. Man wird z. B. vielleicht hie und Da bald zu 
einer viers, fünf- und jehsjährigen oder nod) längeren Krankenverſicherung fommen, 
und wenn man fo jchrittweife vorgeht, jo ift die Gefahr der Simulation von 
vornherein ausgejchloffen. Ebenſo wird e3 vielleicht unjchwer möglich jein, die 
Sicherung gegen acute Unfälle auszudehnen auf die aus gewiſſen chrontichen 
Gewerbseinflüffen entftehenden fpeciellen gewerblichen Krankheiten. Das ift nun 
bei allen einzelnen Induſtrieen verjchieden, und deshalb follte man bier nur mit 
Specialgejegen vorgehen. 

Man fanıı aber auch in anderer Weiſe ausdehnen, nämlıh in Bezug auf 
die Perſonen und die Berufe, und dazu giebt die Kranfenverficherung 
einen aufßerordentlid) werthvollen Fingerzeig. Der Entwurf der Reichsregierung, 
den ich in diefem Punkt für ganz zutreffend halte, beruht darauf, daß von 
Reichswegen der Zwang auf gewiſſe Kategorien von Arbeitern ausgedehnt wird, 
während die einzelnen Communalverbände berechtigt find, den Zwang auch nod) 
auf andere Kategorieen je nad den örtlichen Bedürfniffen auszudehnen. Das 
laſſe man fi nun in Jahren und Jahrzehnten langſam meiter entwideln, dann 
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zweifle ich nicht, daß wir dann finden werden, inwieweit es möglich ift, den 
Zwang auf alle Arbeiter und eventuell auch andere Perjonen auszudehnen. 


Nun zwei Worte endlidy noch über die 


Berfiherung gegen Arbeitsloſigkeit. 


Der Herr Referent war der Anfiht, daß diefe vom Zwange und von 
ftaatlicher Einwirkung vollftändig ausgefchloffen wäre. Ich fann das jedody nicht 
völlig zugeben. Ich unterfcheide da die Arbeitslojigkeit in Folge von Krifen 
und in Folge von Lohnftreitigfeiten. Die Armenpflege, wenn fie eingreift 
bei Gonjuncturen und Kriſen, unterjcheidet ſich in feiner Weife von 
der Armenpflege aus anderen Gründen, und nad) den Principien, die bei der 
Unfallverfiherung befolgt find, müſſen die Koften, die dur Gonjuncturen und 
Krifen hervorgerufen werden, auch principiell von den einzelnen Gemwerben ge— 
tragen werden, und es find auch für einzelne Gewerbe ſchon Vorſchläge gemacht 
worden, durch fog. Warten nad) Analogie der Seewarten eine bejjere Ausgleihung 
von Production und Confumtion anzubahnen. Wie dem aber auch fer, das 
Ziel, die thunlichfte Beſeitigung der öffentlichen Armenpflege, tft wie überall jo 
auch hier das gleihe. Ob wir freilich den hier wohl befonders ſchwierigen 
Meg dazu finden werden, das laſſe ich zunächſt dabin geftellt; aber es kam mir 
darauf an, nod darauf hinzumeifen, daß der Uebergang von der Armenpflege 
zu der Verfiherung gegen Krifen und Conjuncturen aus den Mitteln der einzelnen 
Gewerbe an ſich ebenſo geboten ift, al3 die Befeitigung des Almoſenſyſtems 
überhaupt. 

Was aber weiter die Wirkung des jegigen Syſtems dev Armenpflege 
bei Arbeitslofigfeit in Folge von Lohnſtreitigkeiten amlangt, 
fo ift fie offenbar einfach die, daß der eine ftreitende Theil von Staatswegen 
unterftütt wird. Die Arbeiter, die ftreifen und nicht3 haben, gehen zur Armen« 
kaſſe und fagen: ernährt uns fo lange. Das ift aber ein ungejunder Zuftand. 
Und unbeftreitbar müfjen diejenigen Arbeiterfreife, die in Lohnſtreiks begriffen 
find, ſich jelbft während der Zeit unterhalten fünnen. Wie dies durchzuführen 
ift, muß ich am diefer Stelle jetst dahingeftellt fein laſſen. Ich will nur wenigftens 
darauf hinweifen, daß das jesige Syſtem der üffentlihen Fürſorge auch auf 
diefem Gebiet unheilvoll wirkt, und daß Mittel gefucht werden müſſen, diefem 
Syſtem Abbruch zu thun. 


Faßt man nun Alles, was ich gejagt habe, zufammen, jo mag daraus 
allerding3 wohl hervorgehen, daß man in allen diefen Dingen nicht mehr eigent- 
ih von Berfiherung ſprechen kann, jedenfalls ift e8 feine technifche Verficherung; 
aber das jcheint mir aud) gleichgültig zu fein. In der Debatte im preußifchen 
Abgeordnetenhaufe in diefem Jahre über das neue Wittwen- und Waifenpenfions- 
geje für die Beamten fagte der Berichterftatter, wie mir fcheint, ſehr treffend: 


„Es. iſt niht eigentlih Zwangsverfiherung, fondern der 
Beamtenftand wird genoffenfhaftlih organifirt dahin, daß 
er al3 Genofjenfhaft die Verpflichtung übernehmen fol, für die Relicten 
der einzelnen Beamten aufzulommen.“ 
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Das ift aud) hier bei der Arbeiterverjiherung die eigentliche Aufgabe, die 
ung vorliegt. Es ift die Frage, ob das jetige jchlechte, unheilvolle Syſtem 
der öffentlichen Armenpflege fchrittweife dadurd) zurüdgedrängt werden kann, daß 
es und gelingt, durch ftaatlichen Zwang gewerbsgenoſſenſchaftliche Organiſationen 
zu ſchaffen, die nach und nach ſo viel Fürſorge für den einzelnen Genoſſen üben, 
daß das obligatoriſche Almoſengeben überflüſſig wird. Und daß der Staat in 
dieſer Weiſe eintrete, das wünſche ich dringend, nicht damit die Armenverbände 
entlaſtet werden — das iſt eine ſecundäre Frage —, ſondern die Pointe iſt, 
wie geſagt, lediglich die, daß die unwirthſchaftliche und demoraliſirende Geſtaltung 
der jetzigen öffentlichen Fürſorge erſetzt wird durch ein beſſeres Syſtem ſtaatlich 
organiſirter Fürſorge. 

Wie geſagt, für die nächſten Jahre und vielleicht für längere Zeit wird 
die Durchführung der Kranken- und Unfallverſicherung alle Kräfte in Anſpruch 
nehmen; aber die Erkenntniß des Zuſammenhangs der übrigen Genofjenihafts- 
verficherungen mit der Kranken und Unfallverjiherung ift dennod) gerade im 
jetzigen Augenblid außerordentlich wichtig, nicht nur für die richtige principielle 
Auffaffung der ganzen Arbeiterverfiherung, jondern ganz bejonders gerade für 
die gedeihliche Geftaltung der Unfall- und Kranfenverfiherung mit entwidelungs- 
fähigen Einrichtungen. 

Allerdings fürchte ich, daf dasjenige, womit id) Ihre Geduld vielleicht zu 
lange in Anſpruch genommen habe, auch wenn es wirklich etwas zur allfeitigeren 
Kenntniß der Sadye beitragen follte, dody nur wenig nügen wird, denn überall, 
wo es fih um Schaffen und Organifiren handelt, geht e8 wie in der Blumen- 
und in der Baumzudt; man fann alles theoretifch unterfuht und conftruirt 
und den Boden auf das Sorgfältigfte vorbereitet haben, und zum Schluß fommt 
doch Alles auf das an, was man eine glüdlihe Hand nennt. Und daß nun 
unfere gejeggebenden Körperſchaften in der Behandlung der Kranken und Unfall» 
verfiherung eine glüdliche Hand zeigen mögen, mit diefem Wunſche ſchließe ich. 
(Lebhaftes Bravo.) 


(Es tritt eine 3/,ftündige Paufe ein.) 


(Die Discuffion wird eröffnet.) 


Profeffior Schmoller (Berlin): Meine Herren! Ih habe mich zum 
Wort gemeldet, ald Herr Lammers gegen den Kaffenzwang überhaupt ſprach 
und nachdem Herr v. Reitzenſtein die Schwierigkeiten des Kafjenzwangs in einer 
Weile betont hatte, die meinen Anfichten wenigſtens theilweiſe widerſpricht. 
Wenn Herr Adides da ſchon geiprochen hätte, würde id mich nicht zum Morte 
gemeldet haben, denn ich bin ım Großen und Ganzen mit jeinen Ausführungen 
durchaus einverftanden. Da ich aber einmal das Wort habe, jo möchte ih 
doch gleichſam, da wir nicht abftimmen, meine Abſtimmung, wenn id eine 
abzugeben hätte, motiviren (Heiterkeit) und möchte mid für einen möglichft 
weitgehenden Berfiherungdzwang ausfprechen; ich möchte dann ferner gegen: 
über den Zweifeln, ob das Verſicherungs- und Hilfskaſſenweſen überhaupt 
die Armenlaft erleichtere, zwar zugeben, daß es dies nicht ſchnell thut und daß 
veßhalb und an fich die Beftrebungen, die Armenpflege zu reformiren, äußerft 
berechtigte und heilfame find, aber daneben möchte ich ebenjo jehr betonen, daß 
der Schwerpunft der Frage, im Großen aufgefakt, doch in der Ausdehnung der 
Berfiherung liegt. Die Verfiherung ift nad meiner Weberzeugung diejenige 
höhere Form des Unterftügungswejens, die im Großen und Ganzen und in der 
Zufunft berufen ift, das heutige Armenweſen als eine, wenn ich jo jagen darf, 
rohere Form der Humanität nad und nad) abzulöfen. Und ich meine, gerade 
diejenigen Herren, die jo jehr den Standpunkt der individuellen Freiheit voran: 
ftellen, hätten eigentlich am allermeiften den Beruf, für die Verſicherung einzu- 
treten, denn der Schritt vom Armenweſen zum Verſicherungsweſen ift Die Hebung 
des Unterftügungswelend auf den Standpunft individueller VBerantwortlichkeit, 
auf den Standpunkt einer genaueren Anpafjung von Leiftung an Gegenleiftung. 
Leiftung und Gegenleiftung ift beim Armenmwejen entweder gar nicht vorhanden 
oder in der allerroheften Form. Beim Verſicherungsweſen hat man fich dieſem 
Princip von Leiftung und Gegenleiftung genähert. Es ift auf die individuelle 
Verantwortlichkeit des Einzelnen Gewicht gelegt, die beim Armenwejen wegfällt, 
und deshalb hätten die Mancheiterleute, die Vertreter des Individualismus, die 
fiberalen Parteien am Meiften den Beruf, für die Ausdehnung des Verficherungs- 
weſens einzutreten. 

Was nun die Ausführung des DVerficherungszwanges betrifft, jo möchte 
ih da nur noch ein Wort für einen Gedanken einlegen, der, wie ich gern ge- 
ftehe, urſprünglich gar nicht von mir herftammt, fondern von Freund Held, 
den ich aber aufgenommen und für den ich weithin Propaganda gemacht habe, 
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nämlih den Gedanken, daß man möglichft den Verſicherungszwang verbinden 
muß mit der genoſſenſchaftlichen Berufsorgantlation der Arbeiter und Arbeit- 
geber, und daß man in dem Mafe ven Verſicherungszwang durchführen könne nad) 
allen Seiten und vor allem aud für das Invalidenmeien, die Wittwen- und 
Waiſenverſorgung — in dem Mafe, wie es gelingt, Berufsgenoſſenſchaften zu 
organifiren. Ich möchte dabei plädiren für Berufsgenofjenichaften Der Arbeiter, 
Die von unſeren preußiichen Knappſchaften ebenſo weit entfernt find wie von 
ven engliichen Gewerkvereinen, die ein Mittelding von beiden find. Ich glaube 
auch, der Fortihritt in unferm preußiſchen Knappichaftswejen wird darın Liegen, 
Daß wir diefe Knappſchaften, vie jet mehr von oben herab geleitete Verbände 
find, mehr und mehr zu einer Art von Arbeitervereinen geftalten, die alle Interefien 
der Arbeiter vertreten. Und andererfeitö meine ich, daß da, wo wir &emerfvereine 
haben, dieje Gewerkvereine aus bloßen Kampfgenoſſenſchaften gemacht werden follten 
zu einer Art von genofjenfchaftlichen Berufsverbänden, die etwas von der Natur 
unſerer Knappſchaften haben, die nicht ausjchlieglih des Lohnkampfes wegen 
eriftiren, obgleich fie auch diejen in ihren Bereich) ziehen müffen, jondern eriftiren, 
um genofjenschaftlihe Zucht in den Arbeiterftand zu bringen, dem Arbeiterjtand 
einen feſtlichen, fittlihen Halt zu geben, und dann, um gewiſſe Functionen, vor 
allem das Hilfskaſſenweſen zu übernehmen. 

Deswegen, meine Herren, bin ich nun auch der Weberzeugung, daß feiner 
Zeit der Antrag im Reichstag, der, wenn ich mich recht erinnere, von Stumm 
ausging und Die Ausdehnung des Knappſchaftsinſtituts auf den ganzen Arbeiterftand 
bezwedte, nicht jo ganz falih war, obgleich ich jelbft die Knappſchaften früher 
einmal befämpft habe und auch heute noch glaube, daß fie eine volle Berech— 
tigung und Zukunft nur haben, wenn man fie wefentlic reformirt, ihnen die 
nöthige Freiheit giebt, die geſammten Arbeiterinterefien zu vertreten; darın aber 
glaube ich, hatte Stumm Recht, daß in vielen Branden unferer heutigen Groß— 
induſtrie — id erinnere 3. B. an die heutige Mafchineninduftrie — das 
Gleiche möglich ift, was in der Berginduftrie möglich ift. Die Arbeiter jeder 
derartigen großen in fich geichloffenen SImduftriegruppe, wie 3. B. der Ma: 
fchineninduftrie oder der chemiſchen Imduftrie, bilden für fich einen Kreis von 
Perjonen, ganz ähnlich zufammenhängend und gegen Außen abgeſchloſſen wie die 
Bergarbeiter; fie fünnen ganz ähnlich organifirt werden wie die Knappſchaften; 
und was bei den Knappſchaften möglich ift in Bezug auf Krankenweſen, Watjenz, 
Mittwene und Imvalidenverforgung und Unfallverfiherungsmwejen, das ift auch 
da möglich und damit fomme ih auf den Gedanken, den ih früher ausgelprochen 
babe: Man jollte alles Hilfskaſſenweſen möglichft angliedern an die beruföge- 
noſſenſchaftliche Organiſation der Arbeitgeber und =Nehmer mit einem nationalen 
Berband der betreffenden Induftrie für das Unfallverfiherungswelen, mit pro- 
vinciellen für das Alterverfiherungsweien, mit localen für das Krankenweſen. 
Hält man an diefem Gedanken feft, dann ift allerdings eines flar: für viele 
Induftrieen iſt das zur Zeit nicht möglich; e8 bleibt ein großer Reſt von Unter— 
nehmungen und Arbeiten, für den man anderweit forgen muß, vejp. für den 
man im Moment die verfchtedenen Verficherungsbranden, bejonderd die Alters: 
verficherung nicht durchführen fann. Für diefen von mir eingenommenen Stand- 
punkt ift überhaupt die Durhführung des Verſicherungszwanges in der jeßt 
von der Reichsregierung beabfichtigten Weile, daß man ihn, ſei e8 für das 
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Krankenkaſſenweſen oder irgend eine andere Branche plötzlich ſchlechthin für alle 
deutfchen Arbeiter vom Datum eines Gejeges an verhängen will, ein Unding; 
reſp. es ift die Verhängung eines ſolchen Zwangs nur ein Wechſel auf die Zu- 
tunft; und ich glaube, wie wir auch organifiren, wir werben dieſen Berfiche- 
rungszwang jo wenig auf einmal durdführen als den Schulzwang oder die all: 
gemeine Militärpflicht, die wir beide bis heute nod) nicht ganz ausgeführt haben. 
Deshalb wäre ich für einen Zwang, der nach und nady eintritt: es muß Das 
Ziel fein, Berufsgenofjenfhaften der Arbeitgeber und Arbeiter und zwar zunächſi 
in der Großinduftrie und im den gefchloffenen Gruppen Des alten Handwerfes, 
weil es da zunächſt am Leichteften ift, zu organifiren, und in dem Maße, wie 
diefe Berufsgenofjenihaften organifirt jind, in dem Mafe wie 5. B. in ber 
Maſchineninduſtrie, in der VBuchdruderei, im Zimmereigewerbe Verbände be- 
ftehen, die das Kaſſenweſen, die Unfallverficherung, dann endlich das AlterSunter- 
ftügungswejen übernehmen fünnen — in dem Maße, wie jolde Verbände vor: 
handen find, fann dann auf Grund eined Geſetzes, das dem Bundesrath die 
Befugniß hierzu ertheilt, von dieſem der Zwang verhängt werden. 

Ich komme damit auf einen Gefihtspunft, den Herr Adickes freilih nad 
anderer Seite hin angedeutet hat: niemals fann etwas Derartiges anderd aus— 
geführt werden als fchrittweife, in langjamer, ehrlicher, jahrelanger Arbeit, die 
ſich durch mißlungene Verſuche nicht vwerdrießen läßt. Auch der Verſicherungs— 
zwang kann nur langfam, nach und nad ſich ausdehnen. Wenn er auf einmal 
plöglidy verhängt wird, jo ift die Gefahr, daß er dann für ein gut Theil zu- 
nächſt nur auf dem Papier ftebt. Da mir aber unausgeführte Gefege nicht 
angenehm find, jo würde ich für eine Ausdehnung des Zwanges in dem Maße 
fein, als tragfähige genofienfhaftlihe Körper vorhanden find. Außerdem glaube 
ih, meine Herren, wir würden für die fociale Entwidelung im Allgemeinen 
heilfam wirken, wenn wir diefe ganze Bewegung in Verbindung brächten mit 
der berufsgenoſſenſchaftlichen Organiſation. Für rein geographiſche Verbände 
irgendwelcher Art im Krankenweſen, Invalidenweſen, Unfallverficherungsmwejen 
kann ich mich nicht begeiftern ; da werden Perfonen, Unternehmungen, Arbeiter 
zufammengefaßt, die genofjenschaftlichen Geift nie erhalten. Sobald wir und 
auf diefen Standpunkt geographiih abgegrenzter und bureaufratijch geleiteter 
Verbände ftellen, find wir im Ganzen wieder auf dem Standpunft der alten 
Armenpflege. Wenn man mir jagt, all das fer zunächſt nur möglich in ein 
zelnen Induftrieen, jo gebe ich das vollftändig zu; aber ich lege aud) gar feinen 
fo großen Werth darauf, daß jo etwas fofort für alle durchgeführt werde. Es 
fommt in allen diefen Dingen zunächſt darauf an, daß wir an irgend einem 
einzelnen Punkt ein gelungenes Beifpiel hinftellen. Alle neuen großen Inſtitu— 
tionen müfjen zunädhft an Einem Punkt anfegen. Die Genoſſenſchaften eines 
Schulge-Delisih, Raiffeiſen, die englifchen Gewerfvereine zeigen das; nicht 
auf die große Zahl kommt es zunächſt an, ſondern daß an beftimmter Stelle 
einmal das Erempel gelöft ift. — Um Mifverftändniffe auszufchliegen, füge ich 
nod bei, daß ich feineswegd meine, die Regierung hätte, jo wie fie ihre Pläne 
geftaltete, gleich Das Invalidenweien mit in Angriff nehmen jollen; das bleibt 
ftetö das Schwierigfte und Letzte. Was ich betonen wollte iſt nur, Daß der Ber: 
fiherungszwang bei der Vorftellung, die id) mir von der Organiſation des 
Kaſſenweſens gemacht, auch für die Alteröverjorgung nicht ausgefchloffen iſt, und 
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daß alle die neueren Berathungen über die Projecte der Reichöregierung mich 
ftet8 aufs Neue davon überzeugt haben, daß die Verbindung alles Arbeitöver- 
ie mit berufsgenofienfchaftliher Drganifation das Richtige wäre. 
Bravo.) 


Generaljecretär Bued (Düffeldorf): Meme Herren! Nachdem der Herr 
Borredner Ihnen gewillermaßen einen anderen Plan für die Organifation des 
Verſicherungsweſens aufgejtelt hat, möchte ich anfnüpfen an das, was und 
jegt in den Gefegesvorlagen geboten ift, denn das ganze Gebiet diefer Geſetzes— 
vorlagen iſt ja von dem erjten Herrn Referenten auc behandelt worden. Ihm 
auf dieſes ganze Gebiet zu folgen, ift ja unmöglih, man würde dann eine ähn- 
liche Zeit wie er in Anfprud nehmen müſſen. Sc werde mir daher nur ge 
ftatten, einige Geſichtspunkte herauszuareifen, denn ich glaube, für Die heutige 
Berfammlung ift e8 aud nicht ganz unwichtig, fich über die realen Verhältniſſe, 
wie fie augenblicklich vorliegen, zu unterhalten. Ich werde auf Das Referat des 
letsten Herrn Gorreferenten nur bezüglih eined Punktes eingehen. Ich hätte 
Veranlaſſung, jehr viel über den Verſicherungszwang in Bezug auf die Alters: 
und Invalidenverſicherung und über die Wittwen- und Waifenverforgung zu 
lagen; aber von allen Rednern, die bisher dieſes Gebiet berührt haben, find 
dieje Ziele als ſolche hingeftellt, welche doc erft in weiter Zukunft erreicht wer— 
ven können. ALS Ideal betrachte ich Diefe Art des Verſicherungsweſens auch, 
beftreite freilih mit den Herren Referenten die augenblidlihe Durhführbarteit. 
Aber, meine Herren, bezüglich der jest geplanten Unfall- und Krankenverſicherung 
bat der erfte Herr Referent gejagt, daß der Geſetzgeber eine gewifje organifche 
Berbindung diefer beiden Gejegentwürfe herftellte und daß ſich Gründe für eine 
jolhe Verbindung eigentlich nicht auffinden laſſen. Ich bin nun entgegenge- 
feßter Anſicht. Ich glaube, daß jehr weſentliche Gründe vorhanden find, welche 
dieſe organiiche Verbindung befürworten fönnten. Es läßt ſich nicht leugnen, 
daß wir bezüglich diefer Gefegentwürfe jehr im Dunklen tappen, namentlich mit 
Rückſicht auf die Statiftif; e8 iſt ein großer Fehler, daß man ſich dieſer Stati- 
ftit weniger zugewendet hat. Diejer Fehler ift, ſoweit e8 irgend möglich war, 
in allerneuefter Zeit corrigirt worden und man hat mit großen Anjtrengungen 
etwas Statiftif geſammelt; es bleibt dabei jedem überlaſſen, wie viel Werth er 
den gewonnenen Zahlen beilegen will. 

Ich will noch vorausichiden, daß alle Diejenigen, welche ſich bisher mit den 
Gelegentwürfen bezüglich der Unfallverfiherung beſchäftigt haben, gemifje Arten 
der Unfälle aus dem Rahmen der Unfallverfiherung ausjcheiden wollten. Der 
erfte Gejegentwurf, der dem Reichstage vorgelegt war, that das, ſowie der 
Geſetzentwurf der Liberalen Partei und auch der neue Geſetzentwurf; nur be— 
züglid) der Zeitdauer oder des Umfangs gingen die Anfichten jehr weſentlich 
auseinander. Der erite Gefetentwurf wollte 4 Wochen ausicheiden, der Reichs— 
tag beichränfte fi auf 14 Tage; der Gejegentwurf der Liberalen Partei nahm 
auh 4 Wochen an, verfiel aber nicht ganz in den Fehler des erften Geletent- 
wurfes, denn er jagte wenigſtens im Allgemeinen, für diefe 4 Wochen ſoll durch 
eine andere Art der VBerficherung gejorgt werden, während der erfte Gefegentwurf 
gar nicht darüber fagte, mas bei Unfällen während der erften 4 Wochen ge- 
ſchehen follte. Der jegige Gefegentwurf nimmt, auf die neugewonnene Statiſtik 
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geftügt, an, daß Unfälle bis zur vollendeten 13. Woche aus dem Rahmen der 
Unfallverfiherung ausgeſchieden und der Kranfenkajje überwieſen werben follen. 

Yun, meine Herren, die Statiftif, auf die man fih da ftügt, ift Ihnen ja 
allen befannt. Ich will nur ganz flüchtig anführen, dag man glaubt ermittelt 
zu haben, daß 90—95°/, der in den erften 13 Wochen überwundenen fleineren 
Unfälle nur ungefähr 11%, der Koften aller Unfälle in Anſpruch nehmen, 
während die übrig bleibende geringe Zahl der ſchwereren Unfälle die übrigen 
89%, ver Koſten verurfachen. Auf dieſe Angaben geftügt glaubt man nun, 
die Unfälle bis zur vollendeten 13. Woche den Krankenkaſſen überweiſen zu 
jollen, weil die meiften dieſer Unfälle doch einen vorübergehenden Character 
haben und eigentlich mehr den Kranfenfaffen angehören. Nun, meine Herren, 
ein Grund für folde Scheidung, und zwar der nädjitliegende, würbe ja darin 
befteben, daß meiner Ueberzeugung nach die Unfallverficherungefafien, fie mögen 
jo zwedmäßig eingerichtet fein, wie fie wollen, immer einen großen, ſchwerbe— 
weglihen Apparat in Anſpruch nehmen werden, der erliegen müßte, wenn er mit 
dieſer großen Anzahl Kleiner Unfälle belaftet werden - ſollte. Ich bemerfe 
übrigens, dag, ſoweit mir das Krankenkaſſenweſen befannt ift, für Die Kranten- 
fajien auch nicht etwas weſentlich Neues darin geichaffen werden würde, denn 
aud jest müſſen die Kranken die Berunglüdten ja während diejer Zeit unter: 
halten, ja noch viel länger. Bon dem zweiten Herrn Referenten haben 
wir gehört, daß es vereinzelte Kafjen giebt, Die ihre Kranken bis zum zweiten 
Jahre verpflegen, und von den Krankenkaſſen ift auch, ſoweit mir befannt, 
fehr wenig Recurs auf Grund des Haftpflichtgejeges an die Betriebsunternehmer 
erhoben worden, jondern die Krankenkaſſen haben ſich wohl mit Rückſicht auf 
den Umjtand, daß Die Betriebsunternehmer bedeutende Beiträge geleiftet haben, 
begnügt , ihre Kranken, die durch Verunglückung frank geworden find, zu ver: 
pflegen. 

Ich habe aber noch einen anderen Gejichtspunft, der für mich in noch 
prügnanterer Weile für die Verbindung der Unfall: und SKranfenverficherung 
Ipriht. Meine Herrn, der größte Feind der Durdführung beiter Geſetze iſt 
die Simulation. Es mag das vielleicht etwas hart flingen, ich glaube aber, 
meine Herren, durch ein paar fleine Zahlen beweifen zu fünnen, daß das wirk- 
lich nicht ein Phantom ift, gegen das ich kämpfe, fondern daß die Stimulation 
einen ſehr weſentlichen Factor bet dieſer Art der Verſicherung bildet. Meine 
Herren, ich habe hier die Statiftif von fünf Werken und bitte mir zu erlauben, 
ein paar Zahlen daraus mitzutheilen. Erftens habe ich die Zahlen von zwei 
Werken, die feine Unfallverfiherung irgendwelcher Art abgeſchloſſen haben. Das 
erite Werk hat in den Jahren 1878, 1879 und 1880 die ziemlich gleiche 
Arbeiterzahl gehabt, nämlih 1878—1924, 1879— 1701 und 1880— 2003. 
Die Zahl der Unfälle war im Jahre 1878—335, 1879— 240 und 1880 —355 
und die Zahl derjenigen Unfälle, die in den erften 4 Wochen geheilt wurden, 
betrug im Jahre 1878—299, im Jahre 1879— 212 und 1880—232. Ba 
dem zweiten Werk, welches gleichfall8 feine Unfallöverficherung irgend welcher 
Art abgejchlojjen hatte, hat die Arbeiterzahl in diefer ‘Periode etwas mehr zuge: 
nommen; fie betrug 1878—4281, 1879—4041 und 1880—4746. Dem 
entjprebend bat jid auch die Zahl der Unfälle etwas vermehrt; fie betrug 
1878—330, 1879—302 und 1880—343 und die Zahl der in 4 Wochen 
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geheilten Unfälle betrug 243, 215 und 253. Alſo e8 war ein ftabiles Ber- 
hältniß im Großen und Ganzen vorhanden. Nun fommen zwei Werke, die 
gegen Unfälle aller Art verfichert hatten. Das erſte Werk hatte 1878 — 677, 
1879— 760, im Jahre 1880— 996 Arbeiter, aljo ca. 4, mehr. Die Zahl ver 
Unfälle vermehrte fih aber von 121 im Jahre 1878 auf 260 im Jahre 
1880. Aber, meine Herren, die Zahl der kleinen Unfälle, die in 4 Wochen ge: 
beilt waren, vermehrte fid) in den Drei Jahren von 91 auf 115 reſp. 232. 
Nun das zweite Werk, bei dem ſich die Arbeiterzahl nur ca. um !/, vermehrt 
bat. Da bat die Zahl ver Unfälle ſich mehr ald um das Doppelte gefteigert, 
in 3 Jahren von 529 auf 1101 und Die Zahl der E£leineren Unfälle 
hatte in nod größerem Mafftabe zugenommen, von 467 auf 779 reſp. 1013. 
Dann babe ich noch eim Werk, welches 1878 nur gegen Haftpflicht ver: 
fihert Hatte und am Schluß des Jahres 1878 zu der Berficherung gegen Uns 
fälle aller Art überging. Die Zahl der Arbeiter hat nicht jehr zugenommen ; 
im Jahre 1878 betrug fie 505, 1879—515 und im Jahre 1880 585. 
Die Unfälle aber jtiegen von 5 im Jahre 1878 auf 53 in 1879 und 77 im 
1880 und die Zahl der kleinen Unfälle von 2 auf 32 reſp. 49. 

Meine Herrn, ih bin num weit entfernt zu behaupten, daß ein Arbeiter — es 
find ja nachgewieſene Fälle vorgelommen, die aber jo vereinzelt find, daß fie nicht mit- 
zählen — ſich gefliffentlicdy einen Unfall: zuzieht; aber daß die Unfallverficherung 
ausgenutst wird, um fleinere Unfälle, die jonft nicht berüdfichtigt werden, Fleine 
Berlegungen, die ihrer Natur nach eine Arbeitöbehinderung nicht mit fich führen, 
aufzubauen, fie zu benugen, um einige Tage auf Koften der Unfallverfiche- 
rungskaſſe zu ruhen oder eine Entihädigung in Anfprud zu nehmen, das ift 
bet mir außer Zweifel. Es mag auch der fernere Umftand dazu beitragen, 
daß die Arbeiter, wenn fie verjichert find, wenn fie die Gewißheit haben, ent= 
ſchädigt zu werden, weniger Vorſicht gegen Gefahren üben, als es jonft der Fall 
gewejen wäre. 

Nun, meine Herren, tritt für mich die Erwägung ein, daß, wenn jolche 
Anſprüche bei einer großen, einen Negierungöbezirt oder eine Provinz oder 
gar das Reich umfafjenden Kaffe anzubringen find, das eintritt, was wir that- 
fühlih 3. B. auf dem Gebiet der Feuerverfiherung zu erleben Gelegenheit 
haben. Die meiften Beihädigten glauben eine gewiſſe Schlauheit zu üben und 
fein Unrecht zu begehen, wenn jie ihre Anſprüche jo hoch wie möglich fteigern 
und jo viel als möglih aus dem Schaden herauszufchlagen ſuchen: es ift ja 
die große Kaffe, die viel Geld hat und zahlen fannı. Daß der Einzelne jelbft 
die Prämie zahlen und daß diefe Prämie in ihrer Geſammtheit ſchließlich Die 
Koften decken muß, das Bemußtfein geht bei ſolchen großen Kaſſen verloren. 
Und wenn der Arbeiter diefe kleine Entihädigung aus folder großen Kaffe zu 
ziehen haben wird, Dann wird ſich im Arbeiterſtande wahrſcheinlich aud ein ähn- 
liches Gefühl herausbilden, daß derjenige, der es verfteht, fich diefe Kaffe, wenn 
auch unberechtigt, zu Nutze zu machen, von feinen Berufsgenofjen gemifjermaßen 
als ein ſchlauer Menſch betrachtet wird. Wenn diefes Verfahren fich jedoch ab- 
fpielt in dem engen Rahmen der Krankenkaſſe, fo ift es natürlih, daß das 
Bewußtſein des Zuſammenhanges von Yeiftung und Gegenleiftung ſich jehr bald 
bei dem Arbeiter, der ja ſehr intenfiv an der Verwaltung mitarbeiten fol, 
berausbilden wird. Er wird erfennen, daß ein unberechtigter Anſpruch jeines 
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Mitarbeiters die Kaffe und ihn jelbft in empfindlicher Weile jchädigt, und fo 
werben die Arbeiter dahin geführt werden, jelbft Eontrolle zu üben, und meiner 
Ueberzeugung nad ift das die einzig wirkſame Controlle, die gegen Simulation 
überhaupt geübt werden kann. 

Dies find zwei Gründe für mich, die fo intenfio im practiichen Yeben 
wurzeln, daß fie für mich überzeugend find und daß ich, ſoweit ich kann, für 
die organiſche Berbindung dieſer beiden Gejegentwürfe auf das Entſchiedenſte 
eintreten werde. 

Nun wird freilich gejagt: Durch dieſe Verbindung mit der Krankenktaſſe 
wird der Arbeiterbeitrag auf einem Ummege wieder eingeführt, wovon das Gelet 
abjehen wil. Da muß ich Ihnen nun ganz offen geftehen, meine Herren, daR 
ich zu denjenigen gehöre, welche unbedingt die Forderung ftellen, daß der Arbeiter 
auch einen Theil der Prämie zahlen fol. Es ift von einem der Herren Referenten 
ausgeführt worden, daß dem Arbeiter ein Almofen nicht gegeben werden joll, 
und wenn ich binzufüge, daß ich das ganze Gefe in feinem Princip anders 
auffafje als ver erfte Herr Weferent, jo komme ich zu der Weberzeugung, daß 
die Unfallverfiherung im eigenen Intereſſe der Arbeiter liegt und daß es ein 
Geſchenk an den Arbeiter jein würde, wenn wir ihn nicht zu irgendeiner 
Leitung dafür verpflichteten. Aber ich verlange aud), daß man dahin jtreben 
muß, den Arbeiter an der Verwaltung zu betheiligen, und dieſe Betheiligung tft 
nicht gut möglich, wie auch der Gefetgeber in den Motiven ausgeiprocden hat, 
wenn der Arbeiter nicht auch Beiträge zahlt. Meine Herren! Es ift ja ſehr 
leicht zu decretiren, der Arbeitgeber fol die ganze Prämie zahlen; der zweite 
Herr Correferent hat ja gejagt, man kann durch Geſetz fetitellen, wie der Lohn 
nicht gezahlt werden joll — er hat dabei auf das Trudiyften hingewiefen —; 
aljo fann man auch durch Geſetz feftftellen, wie er gezahlt werden fol. Man 
jetzt einfach feit: der Yohn wird zu einem Theil in der Verſicherungsprämie 
gezahlt. Das ift jehr Leicht feftzuftelen, aber ob fid) das in der Praxis wird 
ausführen lafjen, iſt eine andere Frage. Wenn der Arbeiter von vornherein 
einen geringen Theil der Prämie zahlt, der dann eine nothwendige Ausgabe des 
Arbeiterd wird, jo wird nad dem Geſetz, welches ich al3 berechtigt anerkenne, 
daß die nothwendigen Lebensbedürfnifje des Arbeiterd mit der Zeit durch Den 
Lohn gededt werden müſſen, ſich der Yohn um diefen Betrag erhöhen, umd der 
Arbeitgeber wird jeinen Theil jo lange tragen, wie er kann. Wenn er es nicht 
fann, jo wird er es auf den Arbeiter abwälzen, denn, wenn fi Die Productions: 
foften jo herausftellen, daß der Arbeitgeber nicht beftehen fann — ſolche Zeiten 
find ja auch geweſen —, jo wird er danach ftreben, feine Productionskoſten zu 
verringern. Die Productionskoften fegen fi aus vielen Factoren zulammen, 
auf welche der Arbeitgeber feinen Einfluß bat, wie beiſpielsweiſe auf Die 
Zransportfoften, auf die Preile der Rohmaterialien und viele andere Factoren; 
aber auf den Arbeitslohn hat er, ſoweit es die Concurrenz geftattet, einen ſehr 
bedeutenden Einfluß, und wenn er e8 nicht ändern fann, jo wird er jeine Prämie 
auf den Arbeiter abmälzen. Ich frage Sie nun, wenn die Conjunctur ſich jo 
ftellt, daß diefer Fall eintreten muß, was wird dann für den Arbeiter ſchlimmer 
fein: wenn er bisher nicht8 gezahlt hat und er nun gezwungen wird, die ganze 
Prämte in dem Yohnabzug auf fich zu nehmen, oder wenn fein natürlicher Yohn 
durch einen geringen Theil der Prämie, der ihm von Haufe aus auferlegt ift, 
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fo allmählich aufgebeijert wird und nur, der andere Theil ihm in dem vor= 
erwähnten Falle aufgemälzt wird? Ich glaube, das Yestere wird doch für den 
Arbeiter eher zu tragen fein, als wenn er den ganzen Theil jpäter übernehmen 
muß. Aber in erfter Reihe maßgebend find für mid) die ethifchen Gründe. 
Ic betrachte das Verhältniß überhaupt als ein ganz anderes; ich nehme nicht 
an, daß der Arbeiter blos arbeitet im Intereffe der Induftrie und des Induftriellen, 
jondern daß er in feinem eigenen Interefje arbeitet und daß er wie Jeder einen 
Theil der Gefahr tragen muß, die in feinem Beruf liegt, den er gewählt hat, 
um jein Leben zu machen. Ich gehe alfo immer von der Anfiht aus, daß die 
Unfallverfiberung im eigenen Intereffe des Arbeiter8 Liegt, und daß ihm ein 
Geſchenk gegeben wird, wenn ihm die ganze Prämtenzahlung abgenommen wird. 
Sch ftehe aljo auf dem Standpunkte, daß der Arbeiter auch einen Theil der 
Prämie zahlen muß und daß daher der Einwand, daß auf einem Umwege die 
Arbeiterbeiträge wieder durch die organiſche Verbindung der beiden Geſetze ein— 
‚geführt werden, hinfällig iſt. 


Tabrikbefiger 3. Kalle (Wiesbaden): Meine Herren, ich glaube furz 
jein zu fönnen. Wenn ih auch, als ich in den Saal trat, und noch, al3 ich 
den erften Herrn Referenten gehört hatte, glaubte, idy würde vielleicht genöthigt 
fein, für einen weitgehenden Verſicherungszwang einzutreten, jo babe ich meine 
Abficht ganz aufgegeben, nachdem ich den zweiten Herrn Referenten gehört hatte. 
Herr Adickes hat alles, was ſich nach diefer Richtung jagen läßt, jo vortrefflic 
ausgeführt, daß id e8 nicht annähernd jo gut vermöchte wie er und nur das 
abihwächen würde, was er gejagt hat. Ich verzichte alfo auf jedes theoretifche 
Eingehen auf die Frage und will nur einige furze Bemerkungen zu den Aus- 
führungen des erjten Heren Referenten machen. 

Ic jchiefe vorweg, daß mich die Einwendungen meines verehrten Freundes 
Lammerd gegen den Krankenkaſſenzwang in feiner Weife gewundert haben. Ich 
habe erwartet, daß er fich auch dieſem beſchränkten Zwange gegenüber ablehnend 
verhalten würde. Nur eines iſt mir aufgefallen, nämlich daß er hingewieſen hat 
auf die kirchlichen Genofjenihaften als Trägerinnen des Krankenunterſtützungs— 
weſens. Er hat das allerdings motivirt damit, daß er ſagt, die Pflege würde 
dabei jedenfalls in ganz vortrefflicher Weiſe ausgeführt, beſſer als durch die 
Gemeinden. Letzteres will ich gern zugeben, aber bei den Krankenkaſſen handelt 
es ſich nicht lediglich um Fragen der Pflege — da mögen die Kirchengenoſſen— 
Ihaften ganz am Plate fein —, jondern e8 handelt fi um eine Unterftügung 
der Krankgewordenen, welche nicht den Charakter eines Almojens hat, und da 
meine ich, daß e8 Herm Lammers nad, jener ſonſtigen Auffaffung fern Liegt, 
vielleicht noch ferner als mir, die Kirchengenoffenjchaften als einen paſſenden 
Erſatz für die Einführung eines Zwanges zu betrachten. 

Der erfte Herr Referent hat fid) gewendet gegen die Uebernahme der 
13 eriten Wochen bei Unfällen auf die Krankenkaſſe. Es bat der Herr Vor: 
rebner bereits auf diefen Einwand des Weiteren geantwortet, und bin ich im 
Ganzen mit diefem einverftanden, müßte aber doch bemerfen, daß die Zahlen, 
die Herr Bueck genannt hat, mir nicht ganz concludent jcheinen für das, was 
er ausführen wollte. Ich bin vollftändig mit ihm der Ueberzeugung, daß der Vor— 
ſchlag betreff8 der 13 erften Wochen zum Theil darin begründet ift, daß man der 
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Simulation entgegenzutveten wünicht., Es fommt in der That häufig vor, daß 
weniger gewiſſenhafte Arbeiter fich einige Tage von dem Werke drüden, unter 
dem Vorwande, fie hätten ſich überhoben oder fonftwie innerlich verlegt, ohne 
daß der Arzt vie Simulation nachzuweiſen vermag; da ift die fchärfere Controlle 
der mejentlih auf Arbeiterbeiträgen beruhenden Krankenkaſſen jehr am Plage; 
feinen Mitarbeiter kann man jo leicht nicht hintergehen. Die Zahlen aber, die 
Herr Bueck angeführt hat, beweiſen nichts für feine an ſich vichtige Behauptung ; 
denn, wenn in Folge der Vermehrung der Arbeiterzahl im Ganzen die Zahl 
der Unfälle bedeutend zugenommen hat und zwar mehr bei ven Werfen, we 
gegen alle Unfälle verſichert ift, jo Heißt das weiter nichts, als daß, wenn viele 
Arbeiter neu in einen Betrieb bineinfommen, fie viel mehr Unfällen ausgeſetzt 
jind, als altgeübte Leute, und es ift durchaus begreiflich, daß dies zum großen 
Theil Unfälle find, die nicht unter das Haftpflichtgeieg fallen, Unfälle, an denen 
Die Arbeiter ſelbſt Schuld find. 

In Bezug auf die Unfallverfiherung hält num Herr v. Reigenftein meines 
Erachtens noch ein Bischen viel an der alten juriftiihen Auffaffung feſt; er 
bemängelt es an den Vorlagen, daß man nicht bis zu einem gewiſſen Grade 
die Frage des Berfchuldens in Berüdfihtigung gezogen bat. Ya, ich muß 
Tagen, dieſem Geſetz gegenüber ftehe ich durchaus auf dem Standpunkt des 
Herrn Adickes. Ich wünſche Diefe Materie nicht juriftiich behandelt zu ſehen, 
ſondern Lediglich als eine ſocialpolitiſche; ich wünſche, daß die Frage des Ber: 
ſchuldens nicht berührt werde, vorwiegend, damit die Prozeſſe vermieden werden. 
Letzteres iſt für mich eins der durchſchlagendſten Momente bei Beurtheilung 
der Unfallverſicherungsvorlagen. Herr v. Reitzenſtein hat nun, wie mir ſcheint, 
nicht ganz in Uebereinſtimmung mit ſeiner Anſicht, daß es eigentlich nicht recht 
ſei, daß man das Verſchulden nicht berückſichtigt habe, nachher bemängelt, daß 
Arbeiterbeiträge gezahlt werden ſollen. Ich meine, gerade aus der Anſchauung 
des Herrn v. Reitzenſtein heraus, daß eigentlich das Verſchulden zu berückſichtigen 
wäre, ließe ſich motiviren, daß die Arbeiter Beiträge zu leiſten haben. Es hat auch 
Herr Bueck hier ſchon ausgeführt, welche Gründe dazu geführt haben, die Bei— 
träge der Arbeiter beizubehalten. Ich war ja a priori fein Freund Davon, ic 
babe mich im Volkswirthſchaftsrath Anfangs dagegen erklärt, aber ih muß 
eingeftehen, die Gründe, die von Eeiten der freunde der Arbeiterbeiträge an- 
geführt wurden, waren für mich geradezu überzeugend. Man will, und zwar 
mit vollem echt, um eine befjere Controlle auszuüben, die Arbeiter mitrathen 
laffen. Will man das aber, jo muß man jie auch mitthaten, d. h. mitzablen 
lafien; das jcheint mir eine einfache, naturgemäße Conjequenz zu jein. 

E83 bat dann der erfte Herr Referent jih im Allgemeinen dahin aus: 
geſprochen, daß die Zwangsverbände, die Gefahrenklaffeneintheilung, furz Die 
ganze Geſtaltung, wie fie in der neueften Geſetzesvorlage vorgejehen jet, nicht 
feinen vollen Beifall habe. Er fagt, wenn ich ihn recht verftanden habe, die 
Staatsanftalt der erften Vorlage ſcheine ihm verhältnißmäßig noch logiſcher con- 
ftruirt — oder babe ich ihn vielleicht mißverſtanden? —, jedenfalls jtimme ich 
ihm in dem erften Punkte volltommen bei; ich bin auch der Anficht, daß Die 
jegigen Vorjchläge der Eintheilung nad Gefahrenklaſſen und Bezirfögenojien- 
Ihaften durchaus unzwednäßig find. Die einzig richtige Eintheilung iſt die nach 
Berufsgenoſſenſchaften, und ich habe mir alle mögliche Mühe gegeben, aud im 
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Volkswirthſchaftsrath diefe Anficht zur Anerkennung zu bringen. Es war dies 
aber jchon um deswillen nicht möglich, weil man eine vollfommene Umarbeitung 
der Vorlage hätte vornehmen müſſen. Nur wenn man die Unfallverficherung 
aus Betrieben gleicher Natur gebildeten Genoſſenſchaften überträgt, gewinnt man, 
wie Herr Profeffor Schmoller ſoeben richtig ausgeführt, lebensfähige Verbände, 
welche ſpäter aud weitere focialpolitiiche Aufgaben, wie die Invaliden- und 
Wittwenverfiherung zu löfen vermögen. Die Einrihtung, wie fie jet vor- 
geſchlagen ift, halte ih für ganz lebensunfähig nach jeder Richtung Hin, aud) 
financtell jelbft bezüglich der feinen Aufgabe, die man ihr, zugemiefen hat in de 
Unfallverficherung. 
Ich möchte dann noch kurz etwas bemerken über dasjenige, was der erſte 
Herr Referent gejagt hat bezüglich der Penfionsverfiherung im Allgemeinen. 
Der Herr Referent hat gerade gegenüber diefer Trage von der er anerkannte, 
daß fie diejenige wäre, die für die Armenpflege die practifch wichtigfte ift, eine ganz 
andere Stellung eingenommen, wie gegenüber der Kranfen= und Unfallverficherung. 
Er hat audgeführt, daß er hier Gegner der Einführung des Zwanges ſei, während 
er in Bezug auf die Kranken und Unfallverficherung ihn zuließ innerhalb gewiſſer 
Grenzen. Der erfte Grund, den er dafür anführte, war der, daß für ven 
Penſionskaſſenzwang jede geſetzliche Baſis fehlte, während bei den erften beiden 
Berfiherungsarten in gewiſſem Umfange eine ſolche bereits befteht. Ex hat zwar 
bingewiefen auf die Knappſchaftskaſſen, aber ausgeführt, daß die Gedanken, die 
dort vealifirt ſeien, nicht practiich zu verallgemeinern wären, weil die Verhält- 
nifie des Bergbaues ganz exceptionelle jeien. Ich meine nun, daß ſich auch bei 
den übrigen Gewerben ınit der Zeit wohl ähnliche Verhältniffe wie beim Bergbau 
gewinnen liegen, wenn man die Unfallverfiherung als Ausgangspunkt für die 
Schaffung einer geeigneten corporativen Organiſation der Induſtrie benugte. 
(Der Redner bricht ab, da die Zeit von zehn Minuten um tft.) 


Redacteur Dannenberg (Hamburg): Als ich mid zum Worte melden 
ließ, war der lette Herr Referent gerade damit beichäftigt, die Frage der Durdı- 
führbarkeit, eventuell der Berechtigung einer allgemeinen Zwangskaſſe für In— 
validenverficherung zu ventiliren und zwar in ſolcher Weiſe, daß ich annehmen 
mußte, er fer der Meinung, ſolche Kaſſen Liegen ſich auch fchon jest einführen. 
Nachdem ich den folgenden Theil feiner Rede gehört, worin er ausführte, dat 
eigentlich Das, was er hier vortrug, nur ein Idealbild der Zukunft fei, daß es 
nicht Jahre, fondern Jahrzehnte dauern könnte und würde, bevor man aud) 
nur anfangen fünne, an dieſe Sache heranzutreten, wäre «8 eigentlid, überflülfig, 
meine Bedenken geltend zu machen gegen die Frage der Ausführbarfeit einer 
Zwangsverficherung gegen Invaliditätsfälle. Ich könnte deshalb auf das Wort 
verzichten; denn das, was in mehreren Jahrzehnten vielleicht kommen kann, 
drängt nicht dazu, von und hier Discutirt zu werden; was dann jein wird, 
wenn wir vielleicht Alle nicht mehr find, ınögen unfere Nachkommen überlegen. 
Der Herr Referent hat aber in feiner Rede eremplificirt auf beftehende In— 
valibitätsfaffen und daraus abgeleitet, daß, wenn gewiſſe Berufsgenoſſenſchaften 
im Stande find, ſchon jest eine Invaliditätverficherung durchzuführen, e8 nicht 
jchwer wäre, dieſe Kaffen zu verallgemeinern und zum Borbilde von Zwangs— 
taſſen zu machen, und hiergegen möchte ich denn doch Einiges bemerken. Da erlaube 
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ib mir num ganz kurz auf folgende Frage einzugehen: wie arbeitet denn die 
Sache jet, und wie könnte fie arbeiten, wenn jie verallgemeinert würde? Die— 
jenigen Genofjenihaften, welche jest Invalidenkaſſen befigen, haben den großen 
Bortheil, daß fie innerhalb enger Kreife Diejenigen beobachten fünnen, vie 
in die Lage kommen, Anſprüche als Invalide zu erheben. Sie fünnen aud) 
no etwas Weitergehendes thun, und ih will hier an practiihe Erfahrungen 
anfnüpfen. Die Collegen in dem Beruf haben nicht nur die Möglichkeit feft- 
zuftellen, ob wirklich Imvalidität vorliegt, jondern fie haben einen jehr breiten 
gangbaren Ausweg offen, um die Yaft der Invalidität von der Kaffe möglichſt 
abzumälzen. Es ift der Weg, diejenigen, deren Ermerbsfähigfett anfängt, zmeifel- 
haft zu werben, thunlichſt in den großen Betrieben unterzubringen, wo der 
Einzelne mehr oder weniger in der Mafje verfchwindet. Diele Yeute befommen 
dann feine Invalidenunterftügung, jondern fie werden factifch mit Arbeitslohn 
bezahlt, der ihnen gewährt wird, während jie ıhn in Wirklichkeit gar nicht oder 
nur theilweiſe verdienen. Die Kafjengenoffen nennen das: wir nehmen den Alten 
mit und ſchleppen ihn durch. Dieſe Möglichkeit befteht, jolange die Organi— 
jation ſich beſchränkt auf beftimmte Gewerbe. Wie wird e8 nun werben, jobald 
man eine allgemeine Organiſation ſchafft, mo die perjönliche Befanntichaft auf: 
bört, wo Beamte unter Zuhilfenahme von Sadverftändigen entjcheiden follen, 
ob ein Fall von Invalidität vorliegt? Was ıft überhaupt Invalidität? Das 
muß erſt feftgeftellt werden, wenn ein Gejeg erlafjen werben fol. Iſt es der 
Beginn der Abnahme der Arbeitöfraft, jo daß der Mann, der früher als vor: 
züglicher Arbeiter galt, nicht mehr im Stande ift, die feine Arbeit zu machen 
und auf gröbere Arbeit ſich zurückziehen muß? Oper ift e8 die Unfähigfeit, über: 
haupt noch ferner zu arbeiten? Oper ift es die Unfähigkeit, in dem bisher be— 
triebenen Gewerbe fih zu emähren, wobei die Fähigkeit beftehen bleibt, durch 
Mebergang zu einem anderen Nahrungszweige für ſich zu forgen, wie z. B. em 
Mann, ver in Folge von Augenkrankheit nicht mehr im Stande ift, ein Hand— 
werk zu treiben, das jcharfe Augen braucht, fich Doch vielleicht noch als Bote, 
Thürhüter ꝛc. durch die Welt ſchlagen fann. Wer joll entfcheiden, ob und wann 
bier Invalidität vorliegt oder niht? Was fol gejchehen, wenn der Ausſpruch 
lautet: der Mann ift nicht mehr im Stande, ſich als Tiſchler zu ernähren, er 
bat zwei Finger der rechten Hand verloren, er fönnte aber noch al3 Thürhüter ıc. 
jein Brot verdienen? Was hat zu geichehen, wenn der Mann erklärt, arbeits- 
unfähig zu ſein, aber auf die Möglichkeit hingewieſen wird, noch auf andere 
Weile als bisher fein Brod zu verdienen und namentlid während der Zwiſchen— 
zeit, während welder etwa nad einem ſolchen neuen Erwerbe gelucdt wird ? 
Wird dem Manne vorläufig die Invalidenpenſion zugeſprochen, fo wird er jich 
nicht übernfüßig Mühe geben, nad) neuer Arbeit zu juchen. Will man ihm 
dagegen die Penfion vorenthalten, trogdem er in demjenigen Gewerbe, in welcdyem 
er die Berficherung genommen bat, nicht mehr avbeitsfähig ift, jo würde darin 
eine faum verantwortliche Härte Liegen. Das find jo ein paar Fälle, Die mir 
vorgefommen find, und die ich denjenigen, melde in die Yage fommen könnten, 
als Berwaltungsbeamte ein Zwangsinvalidenverfiherungsgejeg zu handhaben, 
zur Erwägung vorlegen möchte. 

Im übrigen fann ich mid) berufen auf die Verhandlungen der erften Jahre 
in unſerm Verein, in welchen ich wiederholt Anlaß batte, als Freund des 
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Kaſſenzwanges mit den Vertretern der Arbeiter, die ich heute zu meinem Bes 
dauern hier vermiffe und die tamals ſämmtlich gegen ven Kafjenzwang waren, 
zu disputiren. So gut wie id mich in den Jahren 1873 und 1874 für den 
Kaffenzwang in Bezug auf Krankheit: und Unfallverfiherung ausgeſprochen habe, 
ftehe ich auch heute noch auf diefem Standpunkte. (Bravo.) 


Referent v. Reigenftein (Freiburg): Meine Herren! Ich will Sie nicht 
ermüden mit einer nohmaligen Ausführung zur Begründung meiner Anficht 
über den Inhalt des Unfallverfiherungsgeleges, ich will nur bemerfen, daß id) 
den Ausführungen der Herren Vorredner gegenüber bet meiner Anſicht, e8 handle 
fihh im Wefentlihen um eine erweiterte, aber durch Berficherungszwang aus— 
geglichene Haftbarkeit, ftehen bleiben. Ich möchte jedoch Einiges erwidern auf 
das, was joeben gejagt worden ift im Bezug auf die Anficht, die ich dem Plane 
der Regierung bezüglid der Eintheilung in Gefahrenklaſſen gegenüber auf: 
geftellt haben fol. Ich habe meinerſeits im Wefentlichen nur die Anficht zum 
Ausprud bringen wollen, die Herr Kalle ausgeſprochen hat, nämlich daß ich 
vermöge ded complicirten Räderwerkes, ſodann aber auch vermöge des ber 
Eintheilung in Gefahrenklaſſen zum Grunde liegenden unbaltbaren Princips 
diefe Organifation für außerordentlich ſchwerfällig und zur Ausführung wenig 
geeignet erachte. Ich bin dagegen nicht der Meinung, dag man zurüdfehren 
jolle zu dem früheren von der Reichsregierung bereits aufgegebenen Project; im 
Segentheil, diefem Project gegenüber halte ich die Idee des jett vorliegenden 
Entwurfö eher für eine Verbeſſerung; das, was ich jagte, bezog fid) auf Zweifel, 
die ich gegen Die Zweckmäßigkeit der ihr gegebenen Ausführung hege. ch hatte 
hinzugefügt, daß e8 mir zweifelhaft jet, ob nicht große, Tocal abgegrenzte Ber: 
bände mit — ald Regel — individualifirender Einſchätzung vorzuziehen fein 
würden; id hatte dies nur in allgememen Zügen als eine Eventualität binge- 
ftellt, ohne mid), was hier zumeit geführt hätte, aud über die Details der 
Ausführung näher verbreiten zu wollen. 

Was nun die Verbindung anbetrifft, in die das Unfallverfiherungsgejeß 
mit dem Kranfenverficherungsgejeg gebracht worden ift, jo Bin ich weit entfernt, 
die Berechtigung jeden jolhen Zufammenbanges zu beftreiten. Ich bin vielmehr 
der Meinung und id habe aud betont, daß ein Zufammenhang allerdings 
ſchon injofern vorhanden ift, al8 die Krankenkaſſen ja eintreten müſſen, bis feft- 
geftelt ift, ob ein Unfall vorhanden ift. Letzteres mird der Natur der Sache 
nach meift Ermittelungen erfordern; e8 wird daher durchaus nothwendig fein, 
daß gejeglih den Krankenkaſſen die Verpflichtung auferlegt werde, in ſolchen 
Fällen vorläufig einzutreten, dergeftalt, daß die Krankheiten, die durch Unfall 
entftanden find, nicht von vornherein von der Krankenverſicherung ausgeſchloſſen 
find, jondern daß vorbehalten bleibt, in denjenigen Fällen, die fih als Unfälle 
qualificiren, nachher auf den verpflichteten Berficherungsverband wegen der Koften zur 
rüdzugreifen. Außerdem bin ich ja der Meinung, daß überhaupt die Ausführung 
der Hilfeleiftung, ſoweit fie Kranfenverforgung ift, den Krankenkaſſen für Rechnung 
der Unfallverfiherungsverbände übertragen bleibe. Ich glaube, daß mit diefer 
Ausführung ſich diejenigen Argumente erledigen, die mit Bezug auf die gefürchteten 
Simulationen der Arbeiter vorgebracht find. Ich ftelle mir die Sache jo vor, 
daß in der großen Mehrzahl ver Fälle die Krankenkaſſen proviſoriſch und, ohne 
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Gewißheit darüber zu haben, ob ſpäter der Schaden als Unfallichaden an— 
erfannt und eine Vergütigung ſeitens des Unfallverficherungsverbandes gewährt 
werden wird, einzutreten haben werben; bei der Ungewißheit des Erjages über» 
nehmen fie ein gemijjes Nifico, ſodaß die Mitglieder ſtets Anlap haben, der 
Sadıe ihre Aufmerkfamfeit zuzumenden. Im übrigen inhärire ich meinem Ge— 
ſichtspunkte nit in der Schärfe, daß ich es als verwerflich erachtete, wenn das 
Minimum eines Zeitraumes angenommen würde als Vorausſetzung eines Unfall: 
ſchadens; ich wende mid hauptjächlidy gegen die weite Bemejjung dieſes 
Zeitraumes, wie fie in der neueften Negierungsvorlage enthalten iſt. 

Anlangend jodann das ftatiftiihe Material, auf Grund deſſen behauptet 
worden ift, daß dieſe den Krankenkaſſen zur Yaft fallenden Unfallihäden von uns 
bedeutendem financiellen Gewicht jein würden, To habe ich meinerjeitd die volle 
Ueberzeugung nicht gewinnen fünnen, daß dieſe Grundlage eine durchaus zuver: 
läſſige ſei, weil es bis jetzt überhaupt an der Gewähr dafür gefehlt hat, daß 
die Unfallſchäden vollſtändig aus den anderen Krankheitsfällen ausgeſondert 
werden. Dieſe Gewähr wird erſt mit beſonderen rechtlichen Behandlungen der 
Unfallſchäden gegeben ſein. 


Ich möchte Sie aber hiermit nicht länger aufhalten, da die Zeit drängt, 
und werde demnach nur noch mit einigen Worten der Vorträge der verehrten 
Herren Correferenten gedenken. Ich habe dieſen Vorträgen, namentlich dem ſo 
ausführlichen des zweiten Herrn Correferenten, reiche Belehrung zu danken und 
erkenne mit Freuden die Ergänzung an, die meinem eigenen Vortrag dadurch zu 
Theil geworden iſt. Ich eigne mir auch gern manche von den Geſichtspunkten 
des Herrn Correferenten an, namentlich auch einige von denjenigen, von denen 
aus er auf gewiſſe Bildungen in ſpeciellen Gebieten hinwies, die ja als vor— 
bildliche für die "weitere Entwickelung der zwangsweiſen Invalidenverſicherung 
angeſehen werden könnten. Meine Herren, ich habe in meinem Vortrage, in dem 
ich dieſe Frage ja nur ſummariſch behandeln konnte, nicht eingehen können auf 
alle dieſe ſpeciellen Bildungen. An und für ſich beſtreite ich ja gar nicht, daß 
exceptionell derartige Bildungen in beſchränkteren Kreiſen gedeihen können; ich beſtreite 
auch nicht, daß manche von ihnen der Erweiterung fähig ſind; aber darin muß 
ich mir erlauben, dem Herrn Correferenten zu widerſprechen, daß die Analogie 
der Penſionskaſſen von Beamten für die Organiſation der allgemeinen Invaliden— 
verfiherung herangezogen merden könne. Der weſentliche Unterichied Liegt darin, 
daß ein Beamter, injolange er dienftfähig bleibt, regelmäßig nicht ohne feinen 
Willen aus feinem Amie ſcheidet, während von dem Arbeiter nicht das Gleiche gilt. 
Hierin Liegt ein ſehr meitgreifender Unterſchied. Ich gebe aber zu, daß es ge— 
wiſſe Kategorieen von Arbeitöverhältniffen geben fann, die fi) mehr und mehr 
den Beamtenverhältniifen annähern, daß daher für Kategorieen, die derartige 
Fälle in fich begreifen, aud ſehr wohl Bildungen am Plage fein können, wie 
jie ım Betreff des Penfionswejend der Beamten beftehen. Nur wird biermit 
für die Löſung des Problems der allgemeinen Imvalidenverfiherung wenig 
gewonnen. 


Meine Herren! Im der ganzen Färbung meines Vortrags und dem des 
zweiten Herrn Gorreferenten liegt allerdings ein Gegenlat, der, weil die Vor— 
träge unmittelbar auf einander folgten, vielleicht noch ſchärfer aufgefaßt worden 
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ift, al8 ich dies ſelbſt vorausgeſetzt hatte, wenigſtens ſchließe ich letzteres aus 
einer Aeuferung, die Herr Kalle joeben gemacht hat. Dem gegenüber be- 
merfe ih, Daß es nicht meine Abficht geweſen iſt, Die Gegengründe gegen bie 
Verſicherung, der ic ja thunlichfte Ausbreitung wünſche, bejonders ſtark hervor— 
zufehren. Ich glaube, daß ſich jene verſchiedene Färbung unferer Vorträge zu 
einem großen Theil zurüdführt auf die Normirung, welche wic den zu be— 
handelnden Fragen gegeben hatten. Der Herr Gorreferent hat in ſehr danfens- 
werther Weiſe den Bereich des Themas; wie id) es für diefen Abſchnitt meines 
Vortrags gefaßt hatte, erweitert und geſprochen von der Entwidelungsfähigfeit 
des Principe ter Zwangsverſicherung überhaupt. Er bat in der Einleitung 
zahlreiche Momente zufammengeitellt, die für die Zukunft dieſes Princips ſprechen. 
Ih, meine Herren, beichäftigte, mie ich in der Einleitung meines Vortrags 
gejagt habe, mich mit dieſer Frage hauptſächlich als mit einer Vorfrage für 
den zmeiten Theil des Themas, den ich ald den Hauftgegenftand der vom Aus— 
ſchuſſe mir zugewiejenen Aufgabe betrachtete. Ich behandelte die Frage als 
eine Borfrage für die Bemeffung der Armenlajt; ich normirte die Trage jo: 
welche Handhabe haben wir im der gegenwärtigen Yage der Projecte über Organi— 
jation des BVerficherungszwanges, um jeßt bei den ragen der Prüfung der 
Reformprojecte für das Armenweſen von der Annahıne einer Minderung ver 
Armenlaft ausgehen zu fünnen? Wenn ich Die Frage fo ftellte, dann konnte 
fie natürlich nicht zufammenfallen mit der Frage: Welche Hoffnungen beftehen 
für die Zukunft einer auf eine Reihe von Jahrzehnten hinaus ficy erftredenden 
Entwidelung des Verfiherungsmeiens? Dann hatte icy vielmehr zu conjtatiren, 
inwieweit beftimmt begründete Ausfichten für die Gegenwart oder nahe Zukunft 
beftehen. Diefer Fafjung der Frage gegenüber glaubte ich zu einem negativen 
Refultat zu gelangen, d. h. zu der Feltftellung, daß die Pläne in der Aus— 
dehnung, wie fie und jet erkennbar vorliegen, die Garantie und die beftimmte 
Hoffnung einer in naher, abiehbarer Zeit eintretendenden, wejentliben Verminderung 
der Armenlaft nody nicht darbieten. Ich bin aber in einem Punkte mit dem 
Herrn Gorreferenten jehr einverftanden und ich danke «8 ihm bejonders, daß er 
diefen Punkt, auf den ich im zweiten Theil meines Vortrags einzugehen gehabt 
hätte, hervorgehoben hat, nämlid) den Punft des Zuſammenhanges zwiſchen den 
Reformen und den Organifationen, die ſich auf dad Gebiet des Verſicherungs— 
weſens beziehen, und denen, die das Gebiet der Armenpflege betreffen. Ich bin 
vollkommen der Meinung, daß diefe Reformen ſich nicht trennen laſſen, daß, 
je nachdem auf dem einen oder dem anderen Gebiet weiter vorgegangen wird, 
auc die gefammte Sachlage jid) ändert für das andere Gebiet, daß die Auf- 
gabe, von dieſen ſich vollziehenden Aenderungen der Sadjlage aus die Projecte 
immer wieder zu prüfen, fich ftet8 für und erneuern muß. Ich alaube daher, daß 
auch an unferen Verein die Aufgabe herantreten wird, ſich wiederholt zu be— 
ſchäftigen mit diefem Thema, und ich bitte, daß, wenn die Herren mein Referat 
über die Reform der Armenpflege, wie ich es, da die Zeit zu Ende geht, Ihnen 
mündlich; nicht mehr geben kann, wie ich es aber durch den Druck zu veröffent- 
lichen beabfichtige, — wenn Sie meine darin enthaltenen Vorſchläge lefen werden, 
Sie diejelben auffaffen mögen als folche, wie fie mir durch die derzeitige Yage der 
Sache gegeben ericheinen, und wie fie daher, je nad den thatſächlichen Fort— 
ichritten, welche in dem einen oder anderen Zweige dieſes großen Gebietes die 
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Drganifation wirklich machen wird, aud weiteren Wenderungen unterliegen 
müffen. (Bravo.) 


Reichstagsabgeorpneter 2. Sonnemann (Frankfurt): Meine Herren, 
ich habe mir von dieſem Berathungsgegenftande fehr viel verſprochen im Hinblid 
auf die ſchweren Aufgaben, die und in der nächſten Reichstagsſeſſion hevorftehen, 
und ich will e8 offen ausfprechen, ih bin in meinen Erwartungen nidt getäufcht 
worden. Sowohl jeitend der Herren Referenten wie in der Debatte find eine 
Menge neuer Gefichtöpunfte geltend gemacht worden, und viele Punkte find fo 
Har bervorgetreten, wie das bisher faum geichehen ift. Ich glaube, den Wunſch 
ausfprechen zu jollen, ehe ich auf die Frage näher eingehe, daß die Verhandlung 
über diefen Gegenftand in einem feparaten Abdruck an die Reichstagsmitglieder 
vertheilt werde; wenn hierfür unſere Mittel nicht ausreichen jollten, jo würde 
fih vielleicht in anderer Weile Rath ſchaffen laſſen. Wir werden bierzu etwa 
500 Eremplare nöthig haben. 

Ich möchte mir nur noch ein paar Worte zur Sache ſelbſt erlauben. 
Ale Redner, die bisher gefprohen, haben die Eintheilung in Gefahren- 
klaſſen als ausjchlieglihe Grundlage der Verbände verworfen. Ich habe feinen 
der Redner gehört, der fih in Ddiefer Beziehung im Sinne der Vorlage aus- 
geſprochen hätte. Das iſt au für mich ein Punkt, der mir ſehr ſchwere Be- 
denfen erregt. Herr Profeſſor Schmoller bat dafür vorgeichlagen: „berufs- 
genofjenichaftliche Verbände der Arbeiter.“ (Profeſſor Schmoller „und Arbeitgeber“ !) 
Nun, dann wird er fi auch befreunden fünnen mit meinem Gedanken. Ich 
fann mir nämlidy abjolut nicht denken, daß die Genoſſenſchaften, wie fie bier 
projectirt find, practifches Leben gewinnen werden. Man kann folde Genoijen- 
Ihaften nicht begründen für die Unfallverfiherung allein, wenn man nicht zugleich 
an die Invaliden- und Alteröverforgung dent. Mögen Einzelne glauben, daß 
die Verwirklichung dieſes Planes in noch jo ferner Zukunft liegt, jo muß doc 
an die Sache berangegangen werben; denn blos für Die Unfallverficherung einen 
jo großartigen Apparat zu jchaffen, erſcheint mir abjolut unhaltbar; derſelbe 
würde fi) jehr bald von dem Gedanken der Selbftvermaltung loslöſen und zu 
einem rein bureaucratifchen Inftitut herabfinfen. Will man aber weiter gehen — 
und ich fehe darin nicht jo Schwarz wie einzelne der Herren — und für einzelne 
Berufdzweige die Sache weiter ausdehnen, jo glaube ich, daß z. B. die hemifche 
Induftrie ſchon heute ſo organifirt werden könnte, daß jie ſich, wie fie es in 
ihren Anftalten meift auch bereit hat, Alters: und Invalidenverforgung ein= 
richtet. Das wäre ein ſchöner Anfang in einem Berufözweig, der, wie ſchon 
Herr Profeffor Schmoller bemerkt hat, eine Mufteranftalt berjtellen könnte. 
Wil man dies aber, jo muß man die Genofjenihaften jo organifiren, daß fie 
aud geeignet find, die Sache weiter zu entwideln; denn nochmals bejondere 
Genoſſenſchaften zu begründen, eine für die Unfallverficherung und eine für die 
Alters- und Invalidenverjorgung, daran kann Niemand ernftlich denfen. Es 
wäre num jehr wünjchenswerth, bis zum Beginn der Reichstagsſeſſion von Seiten 
der Herren, die fich jo ernftlid mit der Sache beichäftigt haben, noch meitere 
Vorſchläge gemacht zu jehen; denn fonft fürchte ich ſehr, daß wir im Reichstage 
eine zweite Fehlarbeit machen werden. 
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Correferent Bürgermeifter Adickes (Altona): Meine Herren! Nur für 
kurze Zeit laflen Sie mich zum Zweck einiger Berichtigungen nohmald Ihre 
Nahfiht in Anfprud nehmen! Herr Bueck ſcheint mich mißverftanden zu 
haben, wenn er meint, daß ich gejagt hätte, man könnte nur beliebig decretiven, 
Die Arbeitgeber follten jo und jo große Beiträge zahlen. Ich babe aber von 
vornherein betont, daß das Entjcheidende in diefen Dingen das Maß ift; und 
ob man jagen fönnte: die und die Induftrie kann Das und das tragen, darüber 
wollte id mic heute nicht auslaſſen, weil mir dazu die Unterlagen fehlen. Ich 
ftehe ganz auf dem Standpunkte des Herrn Profefior Cohn, daß die Beftim- 
mung des rechten Maßes eine jehr ſchwer zu behandelnde Frage ift. 

Wenn jodann Herr Sonnemann meint, daß Die hemifhe Induftrie ſchon 
in der Yage wäre, Die ganze Laſt der Imvaliditätd-, Wittwen- und Waifen- 
verjicherung zu tragen, jo würde ich mich jehr freuen, wenn die begründet ift; 
ich ftehe diefer Induftrie zu fern, aber, wenn es möglich wäre, ſolche tragfähigen 
Induftrieen in Deutichland ſchon jest aufzumeifen und für fie fofort weiter: 
gehende Inſtitutionen zu jchaffen, jo würde ich deren Einrichtungen als Mufter- 
anftalt gern begrüßen. 

Herr Dannenberg bat gejagt, ich hätte eigentlih nur ein Ideal vorgezaubert 
und aud gleich dabei gejagt, daß es nicht jo ſchnell auszuführen fe. Ich bin 
nun allerdings infofern derfelben Anficht wie Herr Dannenberg, daß die Be- 
denfen, die er angeführt bat, bei der Durdführung nicht ernft genug erwogen 
— können, aber, meine Herren, man muß ſie andererſeits auch nicht über— 

chätzen. 

Sodann wollte ich noch gegenüber demjenigen, was Herr von Reitzenſtein 
wegen der großen Armenverbände geäußert hat, bemerken, daß ich außerordentlich 
bedauere, daß ſein zweites Referat wegen der leider auch durch meine Schuld 
vorgerückten Zeit nicht mehr zum Vortrage kommen wird. Ich glaube mit ihm, 
daß der ganze Schwerpunkt der Reformen der Armenpflege darin 
liegt, wie wir die großen Armenverbände organifiren, und daß 
die Reformen nur darin gefunden werden fünnen, daß zur Ergänzung der nicht 
Teiftungsfähigen fleineren Verbände größere Verbände geichaffen werden. 

Herr von Reigenftein meinte ferner, das Beifpiel mit der Verſicherung der 
Beamten träfe nicht ganz zu, weil diejelben nicht ganz beliebig entlafjen werben 
könnten. Ja, unter den ftäbtiihen Beamten find aber eine Reihe joldyer, die 
auch auf Kündigung ftehen, aljo die Verhältnifje find diefelben. Trotzdem find 
die communalen Beamtentafjen gejchaffen und wirken in Segen; man theoretifirt 
eben dort nicht foviel, fondern man freut fi, wenn man etwas Gutes, wenn 
es auch unvolllommen ift, Ichaffen fann. 


(Die Discuffion wird geſchloſſen.) 


Borfigender Profeffor Dr. Naffe (Bonn): Der Herr Referent Freiherr von 
Neigenftein hat ſchon erwähnt, daß es jest faum noch möglich fein würde, 
den zweiten Theil feine Referates zu erftatten. Unſere Reiben find jchon 
erheblich gelichtet, und ein Referat, welches doc) längere Zeit in Anſpruch nehmen 
würde, würde wahrſcheinlich nur jehr wenig Zuhörer noch finden; e8 würden 
ſich aber keinesfalls noch längere Debatten daran fnüpfen können. Vielleicht 
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würde es der Verſammlung genehm fein, daß das Referat in den ftenographiicen 
Bericht aufgenommen wird, natürlich mit der Bemerkung, daß die Zeit Die Er— 
ftattung dieſes Referates nicht erlaubt Habe; es iſt das ſchon früher einmal 
gejchehen bei einem Referat, welches Herr Geheimrath Engel zu erftatten hatte, 
als e8 wegen Mangeld an Zeit auch nicht möglich war, daſſelbe mündlich vor- 
zutragen. (Zuftimmung.) 


Es ift jodann zu bedauern, daß in Folge der Fallung des Themas und 
des Umfanges des Gegenftandes, welcher jo außerordentlich viele Seiten hat, 
die Debatte eimas auseinander gegangen ift, jo daß die Auffafjung der Frage 
jeiten8 des erften Herrn Referenten einigermaßen verjchteden war von der des 
dritten Herrn Referenten; es ift in Folge deſſen vielleicht do zweckmäßig zu 
conftatiren — ich bin gebeten worden, ſolche Conftatirung vorzunehmen —, daß 
von allen Seiten, mir Ausnahme des zweiten Herrn Referenten, der ſich auf 
wenige Bemerkungen beichränfte, betont worden ift, daß der Verſicherungszwang 
vor der Zmangsarmenpflege entichiedene Vorzüge habe und daß eine Verſicherung 
der Arbeiter auf den verfchiedenften Gebieten, ſoweit ſich ſich einrichten läßt, 
immer beſſer fei, als eine Ertheilung von Almoſen ſeitens der politischen Armen— 
behörben. Im Ddiefer Beziehung hat jest im Unterſchied von früheren Ber: 
handlungen eine ziemliche Uebereinftimmung zwiſchen ſämmtlichen Rednern jtatt- 
gefunden. Es ift eine Verjchiedenheit der Meinungen auch nicht hervorgetreten 
in Bezug auf die unmittelbare Anwendbarkeit dieſes Zwanges in der Unfall: 
verfiherung und der Krankenverſicherung; man ift vielmehr einig gemejen, daß 
ein Berfiherungdzwang in der einen oder anderen Form für die Unfalle und 
die Krankenverſicherung zweckmäßig fer. Ueber die Abgrenzung dieſer beiden 
Gebiete gingen die Anfichten einigermaßen auseinander. Dagegen ift die unmittel= 
bare Ausführbarfeit des Verſicherungszwanges für die Invalivenverficherung, 
jowie für die Wittwen- und Waifenverfiherung ebenfall® von jämmtlichen 
Rednern in Abrede geftellt worden. Keiner hat behauptet, daß gegenwärtig eine 
allgemeine Berficherung auf diefen Gebieten nach den bisher gemachten Vorſchlägen 
thunlich ſei. Andererſeits wurde aber hervorgehoben, daß auch auf diefen Ge— 
bieten eine Ausdehnung des Princip8 der Zwangsverſicherung zu erftreben jet, 
und bejonderes Gewicht wurde darauf gelegt, daß diejelbe in Form der Berufs: 
genofjenihaften zu erfolgen habe. Man meinte — und der eine Herr Redner 
Ihien da größere, der andere geringere Hoffnungen zu haben —, es werde 
vielleicht möglich fein, in der Form von Zwangsgenoſſenſchaften, wie fie unter 
den Bergwerksarbeitern beftehen, allmählicy einen Berufszweig nach dem anderen 
zu organıfiren. Die genaue Anpafjung an die Knappichaftsverbände ift von 
Niemandem gewünſcht worden; man wünſchte Modificationen der Einrichtung, 
aber doch eine Zwangsverfiherung der Berufögenofien, wie fie der Grund: 
gedanfe der Knappſchaftsverbände ift. 


Ich glaube, fo wenigften® einige der Geſichtspunkte getroffen zu haben, in 
denen Die Herren Redner übereingeftimmt haben. (Sehr richtig.) 


Was den von Herrn Sonnemann gemachten Vorſchlag angeht, dieſe Ber: 
handlung feparat abdruden zu laſſen und die Separatabdrüde ven Reichstags: 
mitgliedern zuzuftellen, jo frage ich den Herrn Antragfteller, ob e8 ihm genügt, 
wenn ich ihm jage, daß der Ausihuß dieſe Frage in Erwägung ziehen wird? 
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Ich glaube, daß nach der Lage der Dinge pecuniäre Sinderniffe kaum im Wege 
ftehen können. (Zuftimmung des Herrn Sonnemann.) 

Dann fliege ic) die Berfammlung und danfe den Herren für ihr Er— 
ſcheinen und für die Aufmerkfamfeit, melde fie den Verhandlungen gewidmet 
haben. Ganz jpeciell gilt mein Dank den Herren Referenten, welche durch jo 
jorgfältige Referate die Verhandlungen eingeleitet haben, und ven Mitgliedern 
des Bureaus, ſowie den Herren von Frankfurt, Die uns einen jo angenehmen 
Aufenthaltsort zur Verfügung geftelt und uns auch fonft das Tagen hier am 
Drte jo weſentlich erleichtert haben. 


Fabrikbefiger 3. Kalle (Wiesbaden): Meine Herren! Wenn meine kurzen 
Ausführungen von vorhin aud nicht überall Ihren Beifall gefunden haben, 
meine jeigen noch viel fürzeren werden ihn jedenfall® in jeder Richtung finden. 
Ich bitte Sie, erheben Sie ſich von den Plägen und fpreden Ste damit unjerm 
Heren Präfidenten Ihren Dank aus für die liebenswürdige und tüchtige Weile, 
in der er die Verhandlungen geleitet hat. (Lebhaftes Bravo.) 


Borfigender Profeflor Dr. Naſſe (Bonn): Meine Herren! Ich dante 
Ihnen. Ich weiß, wieviel ich Ihnen und zwar ſowohl Ihrer Nachficht, mie 
Ihrer Unterftügung bei den Verhandlungen zu danten habe. 


(Schluß der Sigung um 4 Uhr.) 
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